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  In Band I dieser Editionsreihe „Dokumente der Einsatzgruppen in der Sowjetunion“ standen die „Ereignismeldungen UdSSR“ (EM) des Jahres 1941 im Mittelpunkt. Der vorliegende Folgeband umfaßt die eigentlichen Dienstpapiere der Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD, ihrer Untereinheiten – Einsatz- und Sonderkommandos (EK/SK) sowie deren Teiltrupps – als auch ihrer stationären Varianten – Befehlshaber und Kommandeure der Sicherheitspolizei und des SD (BdS/KdS) sowie deren Außenstellen. Dabei erstreckt sich der Zeitrahmen der aufgenommenen Dokumente über die gesamte Dauer des Ostkrieges, von der Phase der Vorbereitung auf den Einsatz in der Sowjetunion im Frühjahr 1941 bis zur Kriegsendphase und dem Rückzug der SS-Kommandos in den Jahren 1944 und 1945. Die hier abgedruckte Auswahl bietet – jenseits der in der Reichshauptstadt redigierten Berichtsserien wie den EM und den „Meldungen aus den besetzten Ostgebieten“ – eine Mischung von einschlägigen Schlüsseldokumenten und neuem, bislang weitgehend unbekanntem Quellenmaterial.


  Dabei geht es den Herausgebern darum, über die EM hinaus mittels Kompilation verstreuter Archivalien der Forschung eine solidere Basis für die umfassende Analyse der Einsatzgruppen-Geschichte an die Hand zu geben. Denn auch gut 70 Jahre nach Beginn des „Unternehmens Barbarossa“ ist die Tätigkeit der von Himmler und Heydrich im Krieg gegen die Sowjetunion ins Feld geführten Truppe in ihrer ganzen Spannbreite und Wirkung für die Betroffenen noch immer nicht hinreichend aufgearbeitet. Die in Berlin zusammengestellten EM erscheinen vor dem Hintergrund jener nur bruchstückhaft überlieferten, oft jedoch höchst aufschlussreichen Alltagsberichterstattung in anderem Licht. Gerade der mit diesem Band vorgelegte Quellenkorpus hilft ergänzend zu den zentral im Reichssicherheitshauptamt (RSHA) entstandenen EM verstehen, wie sich die Realität deutscher Okkupationspolitik konkret gestaltete und welche Rolle die Einsatzgruppen dabei spielten. Die Edition soll über die Rekonstruktion der Geschichte einer zentralen Funktionseinheit hinaus dazu beitragen, im komplexen Geflecht deutscher Besatzungsinstanzen, widersprüchlicher Partikularinteressen und ideologisierter Herrschaftsstrukturen Zusammenhänge aufzuzeigen, Verantwortlichkeiten zu verorten und Intentionen freizulegen, die für Millionen von Menschen im Besatzungsgebiet über rund vier Jahre Leben oder Tod bedeuten konnten.


  Als Komplementärband zu den EM des Jahres 1941 knüpft die vorliegende Publikation in vielfacher Form an das an, was in Band I ausführlicher behandelt wurde. Das gilt vor allem für die dort in der Einleitung umrissene Genese der Einsatzgruppen, ihre Organisationsgeschichte und Aufgabenfelder – von der bedingungslosen Durchführung der Shoah über die Sicherung der „Lebensgebiete“, die Kultur-, Gesundheits-, Religions- oder „Volkstumspolitik“ – und ihr konkurrierendes Wechselspiel mit den anderen Staats- und Parteiinstanzen einschließlich der Wehrmacht. Wer hierzu Genaueres wissen will, sollte die Einleitung zu Band I und die dort nachgewiesene Sekundärliteratur konsultieren.


  In dem Bestreben, den Anmerkungsapparat überschaubar zu gestalten, und um die Gefahr institutionshermetischer Engführung zu vermeiden, haben die Herausgeber darauf verzichtet, direkte Querbezüge zwischen den edierten EM und den hier vorgestellten Dokumenten herzustellen. Wechselwirkungen sind allerdings insofern nachweisbar, als einzelne Schriftstücke die Vorlage boten für Sequenzen der im RSHA-Referat IV A 1 (Kommunismus) bzw. seit dem Frühjahr 1942 in dessen Kommandostab redigierten EM.1 Die folgenden Ausführungen behandeln Editionskriterien, die mit den Spezifika der in diesem Band versammelten Quellen in Verbindung stehen.


  Nach allem, was über das Auffinden der EM als geschlossenes Quellenkonvolut bekannt ist, handelt es sich dabei um einen ausgesprochenen Glücksfall.2 Kaum weniger erstaunlich ist es, daß mit dem vorliegenden Band zumindest eine Auswahl der von den Sachbearbeitern der Einsatzgruppen selbstproduzierten Quellen vorgelegt werden kann. Denn bedenkt man die Sorgfalt der Mitarbeiter des RSHA in dem Bestreben, verfängliche Schriftstücke möglichst vollständig zu vernichten oder wenigstens dem Zugriff des Feindes zu entziehen, dürfte es dieses Material eigentlich gar nicht mehr geben. Jedoch sollte aus seinem Vorhandensein nicht geschlossen werden, daß die Bemühungen der Berliner Zentrale um ein Verwischen der Spuren gescheitert wären. Vielmehr müssen gerade die Kernaktenbestände der Einsatzgruppen als unwiederbringlich verloren angesehen werden, auch wenn weitere Quellenfunde in bislang nicht voll zugänglichen Archiven durchaus noch möglich sind.


  Wie erfolgreich Himmlers Funktionäre beim Vernichten des umfangreichen und über den gesamten Sicherheitspolizei- und SD-Apparat verstreuten Schriftgutes wirklich waren, zeigt die Tatsache, daß die alliierten Ermittler in Vorbereitung des Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozesses zwar Tonnen von Material zusammentrugen, die dann nach Relevanz durchgearbeitet wurden und den Anklagepunkten entsprechend klassifiziert werden konnten. Trotzdem blieb die Tätigkeit der Einsatzgruppen bis in die Hauptverhandlung hinein sehr schemenhaft. Was die Ankläger darüber zunächst wußten, basierte im wesentlichen auf den Vernehmungen früherer Funktionsträger vor Beginn des Gerichtsverfahrens. Und selbst die sowjetische Seite stützte sich (auch aus prozeßtaktischen Gründen und in Weiterführung der in den frühen Kriegsverbrecherprozessen von Krasnodar und Charkow geübten Praxis) mehr auf Opferbefragungen durch NKWD-Mitarbeiter3 der Außerordentlichen Staatskommission4, Einlassungen der Beschuldigten oder ihrer Kollegen als auf deutsche Beutedokumente5 – und dies, obwohl die UdSSR über aussagekräftige Trophäenbestände verfügte6. Deren Existenz blieb angesichts der Unzugänglichkeit sowjetischer Archive für westliche, aber auch die meisten osteuropäischen Forscher lange Zeit umstritten. Erst in den 1960er Jahren tauchten einzelne Aktensplitter auf, etwa die medienwirksam an westdeutsche Ermittlungsbehörden übergebenen „Heuser-Dokumente“ des KdS/BdS Minsk7 oder die gewöhnlich als „Jäger-Bericht“ betitelte Bilanz der Morde des EK 3 bzw. des KdS Litauen vom 1.Dezember1941.8 Daß es sich dabei lediglich um die Spitze eines gewaltigen Aktenberges handelte, ließen von der UdSSR als Propagandawaffen im Kalten Krieg intendierte Dokumenteneditionen deutscher Beutequellen vermuten, wobei im westlichen Ausland lebende ehemalige Kollaborateure und Massenmörder in den Reihen der indigenen Hilfspolizeien und Schutzmannschaften eine besonders exponierte Zielgruppe boten.9 Ansonsten verschwieg die UdSSR beharrlich, über welche Archivalien zum RSHA, zu den Einsatzgruppen oder zu anderen Sipo- und SD-Instanzen sie tatsächlich verfügte.10 Was wirklich noch für die historische Forschung unzugänglich in der Lubjanka bzw. beim Komitee für Staatssicherheit liegen mag, ist bis heute unbekannt.


  Für das sowjetische Verhalten spielte sicher auch Skepsis gegenüber den deutschen Ermittlungsbehörden und ihren Repräsentanten eine Rolle, was angesichts der Biographie einiger Chefermittler (wie des ersten Leiters der Zentralen Stelle Ludwigsburg, Erwin Schüle) und Staatsanwälte, vor allem aber von Richtern und Strafverteidigern nicht überrascht.11 Zudem bestand auch auf der westlichen Seite ein deutliches Mißverhältnis zwischen dem, was nachrichtendienstlich bekannt war – im Falle Großbritanniens aufgrund abgefangener deutscher Funkmeldungen sogar zeitnah mit dem Beginn der Massenmorde – und den spärlichen Erkenntnissen, über die die alliierten Justizermittler verfügten.12 Während sich Telford Taylor und seine Mitankläger in Nürnberg nach Kräften um eine möglichst tragfähige Beweisdecke bemühten, versagten ihnen amerikanische und britische Geheimdienste Material, das einen weitaus grösseren Kreis deutscher Funktionsträger als die in Nürnberg letztlich angeklagten aufs Schwerste belastete.13 An Dokumenten, die partiellen Einblick boten in die Mordpraxis der mobilen Einsatzgruppen und ihrer stationären Pendants in der besetzten Sowjetunion, fanden lediglich der „Stahlecker-Bericht“14 und weitere Aktensplitter aus amerikanischen Beuteakten15 Eingang in das Nürnberger Verfahren gegen die Hauptkriegsverbrecher. Diese Ausgangssituation hilft erklären, warum die ungeschminkten, aber nicht von Exkulpationsabsichten freien Einlassungen Otto Ohlendorfs eine derartige Wirkung vor Gericht erzeugten. Erst danach, mit dem Auffinden der EM, wurde das Gesamtausmaß der von den Einsatzgruppen begangenen Verbrechen deutlich.16


  Kalter Krieg und die Geheimarchivierung relevanter Beuteakten vor allem im Ostblock bedingten, daß die Forschung zu den Einsatzgruppen bis zum Ende der 1980er Jahre keinen wesentlich größeren Quellenfundus aus der NS-Zeit benutzen konnte als den bereits seit den Nürnberger Verfahren bekannten. Daß die Archivverwaltungen der kleineren Mitgliedsstaaten des Warschauer Pakts in ihrer Blockadehaltung dem Beispiel des großen Bruders weitgehend folgten, kann kaum überraschen. Erst nach 1989 wurde mit der Öffnung osteuropäischer Archive erkennbar, wie umfangreich und ergiebig das dort vorhandene Material, etwa in Moskau, Warschau17 oder Prag18, auch und gerade zur Geschichte von Sipo und SD ist. Allerdings sind wir nach wie vor weit von einem vollständigen Bild der überlieferten Akten entfernt: Veröffentlichte archivalische Inventare und Findhilfen aus Osteuropa sind selten. Recherche- und Mikroverfilmungs-Projekte des USHMM oder von Yad Vashem erschlossen einige, aber längst nicht alle Bestände. Und das nach dem Fallen des „Eisernen Vorhangs“ spürbare Bemühen um forschungsgerechte Archivbestimmungen hat in einigen Ländern wieder restriktiven, um Schutz „nationaler Kulturgüter“ bemühten Praktiken Platz gemacht, was in Bezug auf deutsche Beuteakten einigermaßen befremden muß. So sind Historiker in der Gegenwart mit dem Umstand konfrontiert, daß sich wichtige Archive Ost- und Ostmitteleuropas heute weit weniger benutzerfreundlich und insgesamt verschlossener zeigen als noch in der für die Geschichtswissenschaft hoffnungsvollen Umbruchsphase der 1990er Jahre.


  Dieser Rückschritt resultiert zweifellos aus den anhaltenden Verwerfungen, die der Prozeß des Nation-Building nicht nur in den sowjetischen Nachfolgestaaten noch immer mit sich bringt. Erinnert sei in diesem Zusammenhang an die Ergebnisse des „Final Reports“ der rumänischen Präsidentenkommission vom 2.November2004 zur Aufklärung des rumänischen Tatbeitrages im Rahmen der europäischen „Endlösung“19 oder die grundlegenden Ermittlungsberichte der estnischen und litauischen Expertengruppen zur Rekonstruktion der Besatzungszeit20. Es sollte aber nicht vergessen werden, daß auch im Westen erhebliche Defizite bestanden – siehe das Verhalten des britischen Nachrichtendienstes noch lange nach 1945 und die Tatsache, daß es in den USA eines „Freedom of Information Request“ bedurfte, um bei verschiedenen Regierungsbehörden vorhandene, bis dahin klassifizierte Akten zum Holocaust der Forschung zugänglich zu machen21 – und teilweise noch weiterbestehen. Was in britischen, französischen oder deutschen Verwahrorten bewußt weggeschlossen wurde oder vergessen vor sich hinstaubt, wissen wir nicht. Schließlich sind die Beweismittel der französischen Militärgerichte immer noch nicht voll zugänglich, und was westdeutsche Geheimdienste an Quellen zur NS-Zeit verwahren, kommt erst ganz allmählich ans Licht. Es ist also nicht ausgeschlossen, sondern eher wahrscheinlich, daß im Westen wie im Osten vernichtet geglaubte Akten des RSHA noch auftauchen – wie etwa die Kopienbestände des BStU zum „Unternehmen Zeppelin“22 oder des Auslands-SD Italien23 nahelegen. Zudem bieten das Zusammenfügen isolierter Aktensplitter24, die Hoffnung auf das Auffinden weiterer geschlossener Vorgänge25, die Suche an ‚entlegenen‘ Verwahrungsorten – wie die Nachforschungen von Oula Silvennoinen in den finnischen Archiven26 zeigen – und nicht zuletzt der maßgeblich vom USHMM unternommene Versuch, über zahlreiche Archive verstreute Aktenprovenienzen zum Holocaust in kopierter Form zusammenzufügen, Aussichten, neues Licht auf die Geschichte der Einsatzgruppen zu werfen.


  Archivöffnungen, Aktenfunde und Forschungsfortschritte können dennoch nicht den deprimierenden Befund ausgleichen, daß die Aktenverluste gerade der mit dem Stempel „Geheime Reichssache“ versehenen Vorgänge immens sind. Kriegstreffer vor allem, jedoch ebenso die kontinuierliche Beseitigung im normalen Umgang mit Geheimsachen sowie besonders die generellen Zerstörungsaktionen vor Rückzug und Kapitulation führten zu massiven Überlieferungslücken. In welcher Größenordnung sich diese Verluste bewegen, wird erst deutlich, wenn man den Umfang der schriftlichen Korrespondenz der Einsatzgruppen und -kommandos anhand der Tagebuchnummern genauer betrachtet. Für die Einsatzgruppe D ergibt sich beispielhaft und durchaus repräsentativ folgender Befund: Die Schreiben des Stabes der EG D an den Ic-Offizier des AOK 11 vom 9.Oktober1941 tragen die Tgb.-Nr.910/41, 912/41 bzw. 920/4127, ein weiteres vom 3.November1941 die Nr.1303/4128. Innerhalb von knapp vier Wochen durchliefen also mehr als 380 Schriftstücke die Registratur – und dies sind nur die Papiere des Stabes. Wir können aus dem Schriftverkehr schließen, daß die Zählung mit jedem Jahreswechsel neu begann. Am 12.Februar1942 wurde im Stab der EG D das Schriftstück mit der Tgb.-Nr.381/42 aufgesetzt29; im April 1942 lag man dort bereits deutlich über tausendeinhundert bearbeiteten Vorgängen (Tgb.-Nr.1118)30. Ein in Prag aufgefundenes Schreiben der EG D von Ende Oktober 1942 trägt die Tgb.-Nr.7602/4231 – wiederum nur die Korrespondenz des Stabes. Die Kommandos hatten ihre eigene Zählung (so verfaßte das EK 11a am 23.September1941 ein Schreiben unter der Tgb.-Nr.341/41); hinzu kommen noch mögliche Akten der Teilgruppen, d.h. der Polizeibataillone 9 und 3 sowie des Bataillons der Waffen-SS z.b.V. Selbst wenn man unterstellt, daß gewisse sicherheitspolizeiliche Vorgänge Einzelpersonen betrafen, muß man anhand der Überlieferung der EG D konstatieren, daß die Erhaltung des Aktenmaterials dieser Einheit gegen Null tendiert. Ähnlich desolat stellt sich die Lage für die Einsatzgruppen A und B dar. Und noch extremer fällt das Urteil über Stab und die Kommandos der Einsatzgruppe C aus, für die fast keine Akten verfügbar sind. Insgesamt dürfte in den bislang bekannten Archivbeständen bestenfalls ein Promille der Einsatzgruppenunterlagen Kriegszerstörungen und Dokumentenvernichtungen überdauert haben. Umso bedeutsamer scheint es den Herausgebern, die in ihrer archivalischen Zersplitterung selbst für Fachhistoriker schwer zugänglichen Aktenrelikte im Rahmen dieser Editionsserie einer breiteren Öffentlichkeit zu erschließen, um so den mörderischen Dienstalltag der Gestalter von Hitlers Neuem Europa auf der Basis der von ihnen selbst erzeugten Quellen umfassend zu dokumentieren.


  Die hier edierten Dokumente umfassen – wie angedeutet – den Zeitraum von April 1941 bis Februar 1945, decken somit in ihrer Chronologie die Vorbereitungen des RSHA im Rahmen der „Barbarossa“-Planungen, die Phase des Vormarsches der mobilen Einheiten, die Etablierung stationärer Dienststellen im Zeichen einer erstarrten Front und zuletzt die Aktivitäten der Truppe am Vorabend der Niederlage ab. Daß knapp die Hälfte der vorgestellten Quellen aus dem Jahr 1941 stammt, kann angesichts der für den Beginn des Feldzuges relativ guten Überlieferungssituation mit Komplementärakten der Wehrmacht, Zivilbehörden oder SS nicht verwundern. Auch liegt der Schwerpunkt der relevanten Akten in den Berliner wie Moskauer RSHA-Überlieferungen eher auf den Jahren 1941/42;diesem Umstand mußte Tribut gezollt werden. Bereits 1943, spätestens aber mit dem Jahr 1944 dünnt die Aktendecke dann infolge der raschen Fronteinbrüche, vermehrter Überlieferungsverluste und systematischer Vernichtungen stark aus. Auch dies schlug sich in der hier erfolgten Auswahl natürlich nieder.


  In diesem Zeitrahmen war die Tätigkeit von Sicherheitspolizei und SD in der UdSSR umfangreichen strukturellen Veränderungen unterworfen. Teilweise entstanden aus den vormals mobilen EK und SK bereits ab Herbst 1941 mit der Einrichtung der Zivilverwaltung durch Alfred Rosenbergs Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete stationäre Dienststellen, die in ihrem jeweiligen Einflußbereich dauerhaft exekutive Polizeiaufgaben übernahmen und dabei gleichzeitig regional und lokal die nationalsozialistische Vernichtungspolitik intensivierten. Im Armeegebiet operierten die Einsatzgruppen als solche weiter. In den zivil verwalteten Regionen wurden Sipo und SD als BdS- und KdS-Dienststellen mit nachgeordneten lokalen Aussenstellen in Rosenbergs Apparat integriert, ohne dass damit eine Aufgabe des Selbständigkeitsanspruchs von Himmlers Vertretern vor Ort verbunden gewesen wäre. Damit wiederholte sich rein formal eine Entwicklung, die sich für Polen schon seit dem Spätherbst 1939 und später auch in anderen Besatzungsgebieten vollzogen hatte. Während aber die Einsatzgruppen in Polen Kompetenzbereiche der deutschen Besatzungspolitik erst nach der vollständigen Besetzung des Landes übernommen hatten32, spiegelt die partielle Umwandlung der Einsatzgruppen in der deutschbesetzten Sowjetunion in stationäre Dienststellen die militärische Stagnation und die Rückschläge an der Ostfront wider und ist damit beredter Beleg für das faktische Scheitern der ursprünglichen „Barbarossa“-Planungen bei gleichzeitigem Fortwirken der Idée fixe nachhaltiger sicherheitspolizeilicher „Durchdringung“ und „Befriedung“ des besetzten Gebiets.


  Erste ortsfeste Dienststellen des RSHA entstanden analog zum Stillstand an der Front vor Leningrad und als Folge der Einrichtung der deutschen Zivilverwaltung im Baltikum. SS-Brigadeführer Dr. Franz Walter Stahlecker, der Kommandeur der Einsatzgruppe A, firmierte schon seit Ende September 1941 auch als Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD in Riga, dem Verwaltungszentrum des Reichskommissariats Ostland. Gleichzeitig entstanden aus dessen bisherigen SK und EK diverse KdS-Dienststellen. Weitere stationäre Dependancen von Sicherheitspolizei und SD entstanden im weissrussischen Gebiet des Reichskommissariats Ostland sowie weiter südlich in der Ukraine seit Februar 1942. Spätestens seit April existierte für den Chef der Einsatzgruppe C, Brigadeführer Dr. Max Thomas, auch die Bezeichnung Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ukraine. Seinen Dienstsitz bezog er in Kiew. Neben diversen KdS-Dienststellen existierte dort aber die Mehrzahl der SK und EK in den frontnahen Gebieten weiter. Im Fall der Einsatzgruppe D entstand mit dem Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD für den Generalbezirk Taurien mit Sitz in Simferopol überhaupt nur eine stationäre Dienststelle, die aus Teilen des EK 11b gebildet wurde und dem BdS Ukraine unterstand. Trotz regionaler Unterschiede entwickelten sich die BdS- und KdS-Dienststellen zu Synonymen für die Vernichtung der sowjetischen Juden und den nationalsozialistischen Terror gegen die nichtjüdische Zivilbevölkerung. Beispielhaft wird das mit Dokumenten dieses Bandes immer wieder belegt.33


  Das Bemühen um angemessene Kontextualisierung ließ es den Herausgebern unverzichtbar erscheinen, bereits an anderer Stelle ganz oder auszugsweise veröffentlichte Schlüsseldokumente in diese Edition aufzunehmen.34 Dazu zählen vor allem die zentralen Abmachungen zwischen Himmlers Apparat und der Wehrmacht sowie Heydrichs Einsatzbefehle an die Chefs der Einsatzgruppen und nicht zuletzt seine an die Höheren SS- und Polizeiführer am 2.Juli1941 übermittelten grundlegenden Weisungen, in denen die im RSHA entwickelten Richtlinien der künftigen Besatzungspolitik kurz, prägnant und ungeschönt zusammengefaßt wurden. Neben für das Verständnis der Organisation und Einsatzführung der Einheiten notwendigen Schriftstücken wurden bei der Auswahl insbesondere jene Dokumente berücksichtigt, die unmißverständlich Aufschluß geben über den Massenmord an Juden, Zigeunern, Kranken, Kriegsgefangenen, Polizei- bzw. KL-Häftlingen sowie allen übrigen Opfern, die das Regime als Gegner definierte. Dazu gehören auch Quellen zu Gruppen einheimischer Nationalisten, insbesondere zur ukrainischen Bandera-Bewegung, oder zur Kollaboration, da sie zum Verständnis der Spannbreite des deutschen Herrschaftssystems und der Gewichtung teilweise rivalisierender, ja widersprüchlicher Prioritäten beitragen.


  Der Blick auf den breiteren Zusammenhang hochgradig destruktiven Besatzungshandelns scheint schon deshalb geboten, weil einige der aussagekräftigsten, kompromittierendsten Dokumente nur noch partiell, als aus einem größeren Gesamtkontext entrissene Fragmente erhalten geblieben sind. Sie bezeugen in ihrer Verstümmelung, daß sie – gerade wenn es um die Vernichtung der Juden ging – nicht für die Nachwelt bestimmt waren. Als Relikte einer ansonsten zerstörten Aktenlandschaft verdeutlichen sie den mörderischen Dienstbetrieb von Sipo und SD. Nüchterne Statistiken und knappe Befehle, auf rudimentäre Handlungsanleitungen reduziert, stehen neben ausufernden Darstellungen und wortreichen Analysen. Beide weisen die Einsatzgruppen nicht nur als aktionistische „Truppe des Weltanschauungskrieges“ aus, sondern auch als intellektuell-exekutive Avantgarde, als „Vor-Denker“ des NS-Milleniums jenseits starrer Kompetenzabgrenzungen von Staat und Partei. Über Interaktion, Konkurrenz und Kooperation der Einsatzgruppen mit Wehrmacht, Parteiführung und -gefolge, Propagandaministerium, Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete oder Auswärtigem Amt geben die Quellen beredt, wenngleich keineswegs erschöpfend Auskunft. Noch in den pedantischsten Berichten und den banalsten Schriftwechseln bleibt der Primat des Politischen erkennbar, aus dem die Angehörigen von Sipo und SD ihren exekutiven Monopolanspruch abzuleiten, durchzusetzen und über weite Strecken zu verteidigen vermochten. Einzelne Dokumente artikulieren das Bemühen um das Ausloten der ‚richtigen‘ Besatzungsstrategie – auch in Abgrenzung zur Wehrmacht oder Zivilverwaltung – in für die NS-Bürokratie seltener Offenheit, wie bspw. die Überlegungen Heydrichs vom April 1942 zur ‚beobachtenden‘ Partisanenbekämpfung. Denn die Berichte von ‚unten‘ verstanden sich nicht nur als Selbstrechtfertigung, sondern auch als Beweis von Kompetenz, als Politikberatung durch die Dependancen des RSHA. In der Rolle des Berichterstatters wollte hier ein Partikel des Herrschaftssystems andere, noch mächtigere NS-Apparate ‚lenken‘, gefiel es sich als intellektueller Vordenker brauner Herrschaftstechnik. Gleichzeitig eröffnet die Lektüre der hier versammelten Dokumente aber auch einen Blick hinter die Kulissen der Einsatzgruppen-Selbstdarstellung auf die Grenzen ihrer Wirkungsmacht. Die Partisanenbewegung etwa nahm in den Berichten der Stäbe und Kommandos seit Beginn des Jahres 1942 einen immer breiteren Raum ein. Über das für die Durchführung „härtester Maßnahmen“ gegen Juden und andere Teile der Zivilbevölkerung zweckdienliche und entsprechend aufgebauschte Propagandagespenst des „Bandenhelfers“ hinaus artikulierte sich hier eine reale Gefahr, der man durch noch so brachiale, ausufernde Gewalt einschließlich Flächenbombardements faktisch nur sehr bedingt und mit Fortschreiten des Krieges immer weniger Herr wurde.


  Ein Auswahlkriterium für die edierten Schriftstücke war es, möglichst umfassend die von den Einsatzgruppen ganz oder teilweise usurpierten Politikfelder zu dokumentieren. In einzelnen Fällen schien es unumgänglich, umfangreiche Berichte – insbesondere ausschweifende SD-Elaborate zu Wirtschaftsfragen – zu kürzen, da ein vollständiger Abdruck den Seitenumfang des Bandes gesprengt hätte. Wer den gesamten Wortlaut dieser Dokumente lesen will, wird auf die Originalquelle selbst zurückgreifen müssen; doch versteht sich die Edition auch darüber hinaus durchaus als Anreiz, die vielfach bislang kaum von der historischen Forschung genutzten Akten einzeln ebenso wie im Kontext ihrer Archivbestände zu analysieren. Eine Edition wie die vorliegende enthebt den interessierten Benutzer nur bedingt der Notwendigkeit, selbst die Quellen aufzusuchen; sie bereitet aber den Weg für vertiefende Recherche und wirkt dem Fehlurteil entgegen, im Zusammenhang mit dem Holocaust sei schon alles „abgeforscht“.


  Die archivalische Basis der hier abgedruckten 200 Quellentexte ist denkbar breit. Sie stammen aus dem Bundesarchiv in Berlin, dessen Militärarchiv in Freiburg/B., dessen Außenstelle Ludwigsburg und dessen Zwischenarchiv Dahlwitz-Hoppegarten, aus dem Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes in Berlin, dem Institut für Zeitgeschichte in München und aus dem Archiv des Beauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehem. DDR in Berlin. Jenseits der Landesgrenzen kamen das ehem. Sonderarchiv in Moskau, die Staatsarchive in Riga, Minsk, Kiew und Tallinn, die Militärarchive in Prag und Pitesti, das Oblastarchiv in Shitomir sowie das United States Holocaust Memorial Museum in Washington D.C. hinzu. Damit sind alle nach bisherigem Wissen einschlägigen Bestände hier vertreten.


  Auch zur Schreibweise und zum Umgang mit offensichtlichen Fehlern sind einige Bemerkungen nötig. Die uneinheitliche Orthographie wurde belassen, allerdings mit einer Ausnahme: Ging es um die Unterscheidung zwischen „Maß“ und „Masse“, wurde dies durch entsprechende Korrekturen kenntlich gemacht. Auch sinnentstellende Schreibfehler, die zweifelsfrei erkennbar waren, fielen einer stillschweigenden Verbesserung zum Opfer. Daneben allerdings gibt es auch klar erkennbare Schreibfehler, die sich nicht erhellen lassen. In derartigen Fällen wurde dies durch ein „Sic“ in eckigen Klammern verdeutlicht. Dasselbe Verfahren wurde auch bei unvollständigen oder verbauten Sätzen im Text angewandt. Worte, die sich partout nicht entziffern ließen, wurden nicht als Torso in den Text aufgenommen, sondern komplett durch den Hinweis „Unleserlich“ in eckiger Klammer ersetzt. Bei den häufig variierenden Ortsnamen galt stets die Version im Kartenmaterial des deutschen Heeres. All diese Eingriffe in den Text erschienen uns im Sinne einer besseren Verständlichkeit als zu verantworten und unabwendbar.


  Abschließend gilt es Dank zu sagen all denjenigen, die ihr Teil zum Gelingen dieses Projektes beigetragen haben: In erster Linie sind wir alle Heidrun Baur, der verdienten Mitarbeiterin der Forschungsstelle Ludwigsburg der Universität Stuttgart, tief verbunden, die in unermüdlicher Arbeit die Texte eingescannt und korrigiert sowie die Kommentare und das Orts- und Personenregister erfaßt hat. Auch Prof. Dr. Jan Philipp Reemtsma, Prof. Dr. Bernd Greiner und Matthias Kamm vom Hamburger Institut für Sozialforschung fühlen wir uns verbunden, da sie von vornherein von der Bedeutung des Projekts überzeugt waren und es vorbehaltlos unterstützten. Und dies nicht allein durch die großzügige Übernahme von Personalkosten sowie Sachmitteln, ohne die ein solches Vorhaben nur schwer zu realisieren ist, sondern in gleicher Weise ideell, indem sie es zu ihrem eigenen machten. Dasselbe gilt für Paul Shapiro vom Center For Advanced Holocaust Studies am United States Holocaust Memorial Museum Washington D.C. Ihnen allen verdankt der Band großzügige Zuschüsse durch die Hamburger Stiftung zur Förderung von Wissenschaft und Kultur sowie durch den Curt C. und Else Silberman Fund des Museums, die die Veröffentlichung erst möglich machten. Hierfür sei ihnen allen herzlich gedankt.
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  Geheim!


  Betr.: Regelung des Einsatzes der Sicherheitspolizei und des SD im Verbande des Heeres1 Die Durchführung besonderer sicherheitspolizeilicher Aufgaben außerhalb der Truppe macht den Einsatz von Sonderkommandos der Sicherheitspolizei (SD) im Operationsgebiet erforderlich. Mit Zustimmung des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD wird der Einsatz der Sicherheitspolizei und des SD im Operationsgebiet wie folgt geregelt:


  1. Aufgaben:


  a) Im rückwärtigen Armeegebiet: Sicherstellung vor Beginn von Operationen festgelegter Objekte (Material, Archive, Karteien von reichs- und staatsfeindlichen Organisationen, Verbänden, Gruppen usw.) sowie besonders wichtiger Einzelpersonen (führende Emigranten, Saboteure, Terroristen usw.). Der Oberbefehlshaber der Armee kann den Einsatz der Sonderkommandos in Teilen des Armeegebiets ausschließen, in denen durch den Einsatz Störungen der Operationen eintreten können.


  b) Im rückwärtigen Heeresgebiet: Erforschung und Bekämpfung der staats- und reichsfeindlichen Bestrebungen, soweit sie nicht der feindlichen Wehrmacht eingegliedert sind, sowie allgemeine Unterrichtung der Befehlshaber der rückwärtigen Heeresgebiete über die politische Lage. Für die Zusammenarbeit mit den Abwehroffizieren bzw. Abwehrstellen gelten sinngemäß die mit der Abwehrabteilung RWM2 am 1.1.1937 gemeinsam aufgestellten „Grundsätze für die Zusammenarbeit zwischen der Geheimen Staatspolizei und den Abwehrstellen der Wehrmacht“.3


  2. Zusammenarbeit zwischen den Sonderkommandos und den militärischen Kommandobehörden im rückwärtigen Armeegebiet (zu 1.a):


  Die Sonderkommandos der Sicherheitspolizei und des SD führen ihre Aufgaben in eigener Verantwortlichkeit durch. Sie sind den Armeen hinsichtlich Marsch, Versorgung und Unterbringung unterstellt. Disziplinäre und gerichtliche Unterstellung unter den Chef der Sicherheitspolizei und des SD werden hierdurch nicht berührt. Sie erhalten ihre fachlichen Weisungen vom Chef der Sicherheitspolizei und des SD und sind hinsichtlich ihrer Tätigkeit gegebenenfalls einschränkenden Anordnungen der Armee (s. Ziffer 1.a) unterworfen. Für die zentrale Steuerung dieser Kommandos wird im Bereich jeder Armee ein Beauftragter des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD eingesetzt. Dieser ist verpflichtet, die ihm vom Chef der Sicherheitspolizei und des SD zugegangen Weisungen dem Oberbefehlshaber der Armee rechtzeitig zur Kenntnis zu bringen. Der militärische Befehlshaber ist berechtigt, an den Beauftragten Weisungen zu geben, die zur Vermeidung von Störungen der Operationen erforderlich sind; sie gehen allen übrigen Weisungen vor. Die Beauftragten sind auf ständige enge Zusammenarbeit mit dem Ic4 angewiesen. Abstellung eines Verbindungsbeamten des Beauftragten zum Ic kann von den Kommandobehörden gefordert werden. Der Ic hat die Aufgaben der Sonderkommandos mit der militärischen Abwehr, der Tätigkeit der Geheimen Feldpolizei und den Notwendigkeiten der Operationen in Einklang zu bringen. Die Sonderkommandos sind berechtigt, im Rahmen ihres Auftrages in eigener Verantwortung gegenüber der Zivilbevölkerung Exekutivmaßnahmen zu treffen. Sie sind hierbei zu engster Zusammenarbeit mit der Abwehr verpflichtet. Maßnahmen, die sich auf die Operation hin auswirken können, bedürfen der Genehmigung des Oberbefehlshabers der Armee.


  3. Zusammenarbeit zwischen den Einsatzgruppen bzw. -kommandos der Sicherheitspolizei und des SD und dem Befehlshaber im rückwärtigen Heeresgebiet (zu 1.b):

  Im rückw. Heeresgebiet werden Einsatzgruppen und Einsatzkommandos der SP (SD) eingesetzt. Sie unterstehen dem Beauftragten des Chefs der SP und des SD beim Befehlshaber des rückw. Heeresgebietes und sind letzterem hinsichtlich Marsch, Unterkunft und Versorgung unterstellt. Sie erhalten ihre fachlichen Weisungen vom Chef der SP und SD. Zur Befehlsübermittlung bedienen sie sich, falls keine anderen Nachrichtenmittel verfügbar sind, des Funkweges mit eigenen Geräten und besonderen Schlüsselmitteln. Die Frequenzenzuteilung regelt Chef HNW.5 Der Beauftragte und gegebenenfalls die Kommandoführer der Einsatzkommandos bei den Sicherheitsdivisionen sind verpflichtet, die ihnen zugegangenen Weisungen den militärischen Befehlshabern rechtzeitig zur Kenntnis zu bringen. Bei Gefahr im Verzuge ist der Befehlshaber im rückw. Heeresgebiet berechtigt, einschränkende Weisungen zu erteilen, die allen übrigen Weisungen vorgehen. Die Einsatzgruppen bzw. -kommandos sind berechtigt, im Rahmen ihres Auftrages in eigener Verantwortung Exekutivmaßnahmen gegenüber der Zivilbevölkerung zu treffen. Sie sind zu engster Zusammenarbeit mit der Abwehr verpflichtet.


  4. Abgrenzung der Befugnisse zwischen Sonderkommandos, Einsatzkdos. und Einsatzgruppen und GFP6:

  Die abwehrpolizeilichen Aufgaben innerhalb der Truppe und der unmittelbare Schutz der Truppe bleiben alleinige Aufgaben der GFP. Alle Angelegenheiten dieser Art sind von den Sonderkommandos bzw. Einsatzgruppen und -kommandos sofort an die Geheime Feldpolizei abzugeben, wie umgekehrt diese alle Vorgänge aus dem Aufgabenbereich der Sonderkommandos ungesäumt an die Sonderkommandos bzw. Einsatzgruppen und Einsatzkommandos abzugeben hat. Im übrigen gilt auch hierfür das Abkommen vom 1.1.1937 (s. Ziff. 1).
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  6 Geheime Feldpolizei; vgl. Nachdruck der 1986 in der DDR erschienenen Studie von Klaus Geßner: Geheime Feldpolizei. Die Gestapo der Wehrmacht, Berlin 2010.


  7 Walther von Brauchitsch, geb. 1881, 1936 General der Artillerie, nach der sog. Blomberg-Fritsch-Affäre 1938 zum Chef des OKH ernannt, bis Dez. 1941 als Generalfeldmarschall OBdH, gest. 1948; Samuel W. Mitcham/Gene Mueller: Generalfeldmarschall Walther von Brauchitsch, in: Ueberschär: Hitlers militärische Elite, Bd.1, S.45–52.


  


  


  2) Erlaß Reichsführer-SS vom 21.5.1941: Sonderauftrag des Führers


  
    
      	
        Der Reichsführer-SS

      

      	
        Berlin, den 21.Mai1941

      
    


    
      	
        Tgb. Nr.114/41 g.Kdos.

      

      	
        40 Nebenabdrucke, 19. Nebenabdruck

      
    


    
      	
        

      

      	
        11 Ausfertigungen

      
    


    
      	
        

      

      	
        Pr.Nr.10

      
    

  


  Betr.: Sonderauftrag des Führers

  Im Einvernehmen mit dem Oberbefehlshaber des Heeres habe ich zur Durchführung der mir vom Führer gegebenen Sonderbefehle für das Gebiet der politischen Verwaltung Höhere SS- und Polizeiführer vorgesehen.1 Für die Dauer des Einsatzes der Höheren SS- und Polizeiführer im rückwärtigen Heeresgebiet lege ich mit Zustimmung des Oberbefehlshabers des Heeres folgendes fest:


  1) Der Höhere SS- und Polizeiführer mit Befehlsstab wird dem Befehlshaber des jeweiligen rückwärtigen Heeresgebietes hinsichtlich Marsch, Versorgung und Unterbringung unterstellt. Dem Höheren SS- und Polizeiführer sind zur Durchführung der ihm von mir unmittelbar gegebenen Aufgaben SS- und Polizeitruppen und Einsatzkräfte der Sicherheitspolizei unterstellt. Der Höhere SS- und Polizeiführer unterrichtet den Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes jeweils über die ihm von mir gegebenen Aufgaben. Der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes ist berechtigt, dem Höheren SS- und Polizeiführer Weisungen zu geben, die zur Vermeidung von Störungen der Operationen und Aufgaben des Heeres erforderlich sind. Sie gehen allen übrigen Weisungen vor.


  2) Die eingesetzten SS- und Polizeikräfte sind dem Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes hinsichtlich Marsch, Versorgung und Unterbringung unterstellt. Alle gerichtlichen und disziplinären Angelegenheiten werden in eigener Zuständigkeit erledigt. Soweit zur Befehls- und Nachrichtenübermittlung das eigene Funk- und Nachrichtengerät der SS- und Polizeitruppen nicht ausreicht, stellt der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes, soweit dienstlich möglich, die entsprechenden Nachrichtenmittel des Heeres zur Verfügung.


  3) Die Aufgaben der unter den Höheren SS- und Polizeiführern eingesetzten SS- und Polizeikräfte sind


  a) Bezüglich der Sicherheitspolizei (SD): Die Aufgaben der Einsatzgruppen und Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei (SD) sind durch das Schreiben des OKH vom 26.3.1941 bereits festgelegt.2


  b) Bezüglich der Ordnungspolizei: Die eingesetzten Truppen der Ordnungspolizei, mit Ausnahme der den Kommandeuren der Sicherungsdivisionen taktisch unterstellten 9 motorisierten Polizei-Batle., erfüllen ihre Aufgaben nach meinen grundlegenden Weisungen. Soweit die Erfüllung dieser Aufgaben es zuläßt, kann der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes die Truppen der Ordnungspolizei im Einvernehmen mit dem Höheren SS- und Polizeiführer zu militärischen Aufgaben einsetzen.


  4) Die Truppen der Waffen-SS haben im allgemeinen ähnliche Aufgaben wie die Truppen der Ordnungspolizei und Sonderaufgaben, die sie jeweils von mir erhalten.3


  5) Der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes verfügt über alle SS- und Polizeitruppen bei einem dringenden Kampfeinsatz in eigener Befehlszuständigkeit.


  Der Reichsführer-SS

  gez. H. Himmler4


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Die Zustimmung des OBdH ist in folgender Vortragsnotiz unter „vollziehende Gewalt im Operationsgebiet“ festgehalten: „b) größere Aktionen im rückwärtigen Heeresgebiet. Bekämpfung politischer Bestrebungen p.p. soweit sie Staats- u. Reichsfeinde sind. Schwerpunkt abseits der Rollbahnen. Hierzu werden folgende Kräfte einem höheren Polizei-Führer, der dem Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes unterstellt ist, unterstellt: Einsatzgruppen, 1 Polizei Rgt., Verbände der Waffen-SS, Totenkopfverbände. Bei Kampfeinsatz verfügt Befehlshaber im rückwärtigen Heeresgebiet über alle Polizei- und SS-Verbände. Echte Unterstellung aller dieser Verbände, u. damit Durchführung politischer Aufträge, wird von ObdH. abgelehnt“, AOK 11/Ic, Vortragsnotiz über die Besprechung am 16.5. bei Gen.Qu. in Wünsdorf v. 19.5.1941, BA-MA, RH 20–11/334; zu den HSSPF: Ruth Bettina Birn: Die Höheren SS- und Polizeiführer. Himmlers Stellvertreter im Reich und in den besetzten Gebieten, Düsseldorf 1986.


  2 Zu den Verhandlungen zwischen RSHA und OKH: Ogorreck: Die Einsatzgruppen und die „Genesis der Endlösung“, S.19–46.


  3 Damit sind die Verbände des im April 1941 aufgestellten Kommandostabes RFSS gemeint, die vornehmlich zum Massenmord an der jüdischen Bevölkerung sowie zu Antipartisanenaktionen eingesetzt wurden; zur Aufstellung: Befehl SS-Führungs-HA I Org. v. 24.4.1941: Aufstellung eines Einsatzstabes, BAB, NS 19/3508; dto. v. 6.5.1941: Umbenennung des Einsatzstabes RFSS, ebd.; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.62–73.


  4 Heinrich Himmler (1900–1945); grundlegend: Peter Longerich: Heinrich Himmler. Biographie, München 2008; vgl. Richard Breitman: Der Architekt der „Endlösung“: Himmler und die Vernichtung der europäischen Juden, Paderborn u.a. 1996.


  


  


  3) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 14.6.1941: Behandlung der Eingänge und Schriftsachen in der Zentralinstanz


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

      

      	
        Berlin, den 14.Juni1941

      
    


    
      	
        II HB. Nr.11/41 g.Rs.

      

      	
        58Ausfertigungen,47.Ausfertigung

      
    


    
      	
        An die Amtschefs und Gruppenleiter, die Adjutantur des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD, das Hauptbüro, die Geschäftsstellen I, II, III, IV, V, VI, VII, die Referate I A 1, II A 1, II D 1, II D 2, III B 5, IVA 1, IV B 4, IV D 3, IV E 5, VI C 1

        Nachrichtlich: die Adjutantur des Reichsführers-SS und Chefs der Deutschen Polizei

      
    

  


  Betrifft: Unternehmen Barbarossa – hier: Behandlung der Eingänge und Schriftsachen in der Zentralinstanz


  1. Für sämtliche mit dem Einsatz für das Unternehmen Barbarossa zusammenhängenden Eingänge (Schreiben, Fernschreiben, Funksprüche, Telegramme) wird beim Hauptbüro eine besondere Eingangsstelle errichtet.


  2. Die Eingangsstelle ist der VS-Eingangsstelle angeschlossen. Sie befindet sich im Hauptdienstgebäude, Prinz-Albrecht-Straße 8, Zimmer 133, Hausapparat 377 und ist täglich bis auf weiteres bis 20,30 Uhr besetzt. An Wochentagen in der Zeit ab 16,30 Uhr, an Sonnabenden ab 14,00 Uhr und an Sonntagen ab 08,00 Uhr ist sie im Zimmer 135/36 (Fernsprecher Post 84, Haus 302) untergebracht.


  3. Vom Hauptbüro sind die Eingänge auf die Sachreferate bezw. Gruppen auszuzeichnen. Ihre Zuleitung erfolgt durch besondere Boten (Ordonnanzen) oder bei Anforderungen durch Abstellen eines Angehörigen der Sachdienststelle.


  4. Für die sich aus dem Unternehmen Barbarossa ergebenden Ein- und Ausgänge ist bis zur Überleitung in einen normalen Geschäftsverkehr ein besonderes Brieftagebuch oder eine besondere Kartei anzulegen. Das Brieftagebuch ist zentral entweder in der Gruppenoder Amtsregistratur zu führen. Eine Verlagerung auf Einzelreferate ist nur bei örtlicher Zerrissenheit gestattet. Die von den Geschäftsstellen im Benehmen mit den Gruppenleitern besonders zu beauftragenden Tagebuchführer sind für schnellmöglichste Abwicklung des Geschäftsverkehrs mit verantwortlich. Insbesondere haben sie unerledigte Eingänge, Mitzeichnungssachen u.a. m. spätestens am übernächsten Tage anzumahnen. Bis auf Widerruf stellen die betreffenden Tagebuchführer jeden Dienstag für die vorausgegangene Woche ein Restverzeichnis auf. Das Verzeichnis ist unmittelbar den Adjutanturen der Amtschefs einzureichen.


  5. Alle politisch, wirtschaftlich, kulturell oder personell wichtigen Eingänge sind mir vom Leiter des Hauptbüros über meine Adjutantur vorzulegen.


  gez. Heydrich1


  RGVA, 500–4–36 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Reinhard Heydrich (1904–1942); vgl. Edouard Calic: Reinhard Heydrich. Schlüsselfigur des Dritten Reichs, Düsseldorf 1982; Günther Deschner: Reinhard Heydrich. Statthalter der totalen Macht, Frankfurt/M.-Berlin 1987; Mario R. Dederichs: Heydrich. Das Gesicht des Bösen, München 2005; Edouard Husson: Heydrich et la Solution Finale, Paris 2008; Robert Gerwarth: Reinhard Heydrich. Biographie, München 2011.


  


  


  4) Merkblatt für die Führer der Einsatzgruppen und -kommandos der Sicherheitspolizei und des SD für den Einsatz „Barbarossa“ (undat./vor 22.6.1941)


  75 Ausfertigungen

  28. Ausfertigung


  Merkblatt für die Führer der Einsatzgruppen und Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei und des SD für den Einsatz „Barbarossa“


  1. Aufgabe und Unterstellung:

  Nach dem Befehl des OKH vom 26.3.1941 haben die Einsatzgruppen und Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei und des SD folgende Aufgaben:

  a) Im rückw. Armeegebiet: Sicherstellung vor Beginn der Operationen festgelegter Objekte (Material, Archive, Parteien von reichs- oder staatsfeindlichen Organisationen, Verbänden, Gruppen usw.) sowie besonders wichtiger Einzelpersonen (führende Emigranten, Saboteure, Terroristen usw.). Der Oberbefehlshaber der Armee kann den Einsatz der Sonderkommandos in Teilen des Armeegebietes ausschließen, in denen durch den Einsatz Störungen der Operationen eintreten können.

  b) Im rückw. Heeresgebiet1: Erforschung und Bekämpfung der staats- und reichsfeindlichen Bestrebungen, soweit sie nicht der feindlichen Wehrmacht eingegliedert sind, sowie allgemeine Unterrichtung der Befehlshaber der rückw. Heeresgebiete über die politische Lage. Die Einsatzgruppen und Einsatzkommandos sind den Höheren SS- und Polizeiführern unterstellt. Die Aufgaben der Höheren SS- und Polizeiführer, der Ordnungspolizei und der Waffen-SS sind in besonderem Befehl festgelegt.


  2. Verhältnis zur Wehrmacht:

  Für das Verhältnis zur Wehrmacht gilt der Befehl des OKH vom 26.3.1941, der genau zu beachten ist. Auf Grund dieses Befehls ist loyalste Zusammenarbeit mit der Wehrmacht sicherzustellen. Die im Rahmen dieses Befehls erteilten Weisungen der Wehrmacht sind genau zu beachten.


  3. Zusammenarbeit mit der Ordnungspolizei:

  Für die Zusammenarbeit mit der Ordnungspolizei gilt die Dienstanweisung vom 30.1.1940 für die Zusammenarbeit der Ordnungspolizei und Sicherheitspolizei beim Einsatz außerhalb des Reichsgebietes.


  4. Zusammenarbeit mit der Waffen-SS:

  Für die Zusammenarbeit mit der Waffen-SS sind die unter Ziffer 3. genannten Vorschriften über die Zusammenarbeit mit der Ordnungspolizei sinngemäß anzuwenden.


  5. Einheitliche Führung:

  Die Einsatzkräfte der Sicherheitspolizei und des SD stehen unter einheitlicher Führung. Die Führer der einzelnen Einsatzgruppen und Einsatzkommandos entscheiden über den Einsatz aller Kräfte (Geheime Staatspolizei, Kriminalpolizei und SD).


  6. Wirtschaftlicher Dienst:

  Der wirtschaftliche Dienst ist geregelt durch die Vorschrift über den Wirtschaftsverwaltungsdienst beim auswärtigen Einsatz der Geheimen Staatspolizei in besonderen Fällen vom 14.5.1940–I E 1 Nr.579/40–Befehlsbl. S.21. Diese Vorschrift gilt gleichermaßen für die Angehörigen der Geheimen Staatspolizei, der Kriminalpolizei und des Sicherheitsdienstes.


  7. Dienststrafgewalt:

  Die Führer der Einsatzgruppen und Einsatzkommandos sind berechtigt, die Dienststrafgewalt auszuüben.2 Sie können insbesondere bei schweren, das Ansehen oder die Schlagkraft der Sicherheitspolizei und des SD schädigenden Dienstverfehlungen sofortige Maßnahmen ergreifen und in diesem Rahmen Schutzhaft verhängen. Im Falle der Verhängung von Schutzhaft ist dem Reichssicherheitshauptamt unverzüglich zu berichten.


  8. Festnahmen, Durchsuchungen und Beschlagnahmen:

  Bei jeder Festnahme ist ein Formular der ausgegebenen Formularbücher „Festnahmen“ mit 2 Durchschriften auszufüllen. Die Urschrift und die 1. Durchschrift sind auf schnellstem Wege dem Führer des Einsatzkommandos zuzuleiten; dieser hat die Urschrift auf schnellstem Wege der Einsatzgruppe zuzuleiten. Die Durchschrift bleibt beim Einsatzkommando, die 2. Durchschrift bleibt im Formularbuch, das nach Verbrauch an den Führer des Einsatzkommandos abzugeben ist. Bei jeder Beschlagnahme, Sicherstellung, Durchsuchung usw. ist ein Formular der ausgegebenen Formularbücher „Durchsuchungen“ mit 2 Durchschriften auszufüllen, im übrigen ist wie oben bei Festnahme zu verfahren. Die Ablieferung beschlagnahmter Gegenstände ist von der empfangenden Stelle auf der 2. Durchschrift des Durchsuchungsberichtes zu bescheinigen. Auf die ordnungsmäßige Aufbewahrung und Sicherung beschlagnahmter Gegenstände ist besondere Sorgfalt zu verwenden.


  9. Einstellung von Hilfspolizeibeamten:

  Im Bedarfsfalle können zuverlässige Personen als Hilfspolizeibeamte eingestellt werden. Die Bestellung hat durch die Führer der Einsatzgruppen und Einsatzkommandos zu erfolgen, die auch für die Zuverlässigkeit und die Tätigkeit der Hilfspolizeibeamten verantwortlich sind. Das Anstellungsverhältnis und die Vergütung richtet sich nach Abschnitt XVI der Vorschrift über den Wirtschaftsverwaltungsdienst beim auswärtigen Einsatz der Geheimen Staatspolizei in besonderen Fällen.


  10. Nachrichtenverbindungen:

  Die Nachrichtenverbindung mit dem Reichssicherheitshauptamt ist mit größter Beschleunigung herzustellen und dauernd aufrecht zu erhalten. Dem Reichssicherheitshauptamt sind täglich Standort- und Lagemeldungen zu erstatten unter Angabe des für den nächsten Tag beabsichtigten Zieles.


  11. Besondere Fragen, die durch den Einsatzführer mit der Wehrmacht bzw. Waffen-SS zu regeln sind:

  a) Verpflegung: Verpflegung aus Feldküchen der Wehrmacht wird kaum möglich sein. Voraussichtlich muß die Verpflegung bei den Heeresverpflegungsstellen gefaßt und selbst zubereitet werden. Die Beschaffung der Verpflegung muß mit der Wehrmacht bzw. der Waffen-SS sichergestellt werden.

  b) Kraftfahrzeuge: Reparaturen, Entnahme von Betriebsstoff, Reifenersatz muß rechtzeitig mit der Wehrmacht geregelt werden. Evtl. kommt die Ausstellung von Ausweisen durch die Wehrmacht über die Berechtigung zur Entnahme von Betriebsstoff in Frage.

  c) Munitionsersatz, Waffenersatzteile vgl. Ziffer b).

  d) Nachrichtenverbindungswesen: Nach dem Befehl des OKH vom 26.3.1941 bedienen sich die Einsatzgruppen und Einsatzkommandos, falls keine anderen Nachrichtenmittel verfügbar sind, des Funkweges mit eigenen Geräten und besonderen Schlüsselmitteln. Die Frequenzzuleitung regelt Chef HNW.3 Mit den zuständigen Wehrmachtstellen ist alsbald Verbindung aufzunehmen wegen der Benutzung militärischer Nachrichtenmittel und der Aufnahme des eigenen Funkbetriebes.

  e) Ausstellung von Sonderausweisen für die Angehörigen der Sicherheitspolizei und des SD durch die Wehrmacht (Heeresgruppe oder Armee) zur Legitimation gegenüber allen Wehrmachtstellen.4

  f) Materialerfassung: Die Führer der Einsatzgruppen haben sich mit den Ic-Offizieren der Heeresgruppen in Verbindung zu setzen wegen der Mitteilung der Objekte des feindlichen Nachrichtendienstes, die zur Sicherung durch die Abwehrtrupps der Wehrmacht vorgesehen sind. Es ist zwar selbstverständlich, aber mit den Ic-Offizieren der Heeresgruppen noch ausdrücklich zu vereinbaren, daß von dem erfaßten Material alle Dinge, welche die Wehrmacht bzw. die Sicherheitspolizei interessieren, jeweils beschleunigt gegenseitig mitgeteilt werden. So sind z.B. Unterlagen mit operativer Bedeutung sofort dem Ic zu übermitteln, während die Wehrmacht Material, das zur Erfassung politischer Personen oder politischer Vorgänge dient, sofort der Sicherheitspolizei übermittelt.


  12. Allgemeines Verhalten:

  Alle Angehörigen der Sicherheitspolizei und des SD sind wiederholt eindringlichst unter Androhung schwerster Strafen auf tadelloses, diszipliniertes, kriegsmäßiges Verhalten hinzuweisen. Der Einsatz erfordert von Führern und Männern strengste Disziplin sowohl im Dienst als auch außerhalb des Dienstes. Zu den Dienstpflichten gehört auch die Erhaltung der Gesundheit und der Arbeitskraft. Übermäßiger Alkoholgenuß ist strengstens untersagt. Gegen alle Alkoholexzesse und Vernachlässigung des Dienstes unter Alkoholwirkung ist sofort einzuschreiten. Persönliche Beziehungen zur nichtdeutschen Bevölkerung sind verboten, insbesondere ist jeder Umgang mit fremdrassigen Frauen ein schwerer Verstoß gegen die Disziplin und die deutsche Ehre.


  13. Sanitäre Maßnahmen:

  Höchstmögliche Reinlichkeit und Sauberkeit in der eigenen Körperpflege und in den Unterkünften, Vermeidung jeder engeren Berührung mit der einheimischen Bevölkerung schützen vor Ansteckungen. Größte Vorsicht beim Essen und Trinken! Ungeprüftes Trinkwasser muß abgekocht werden; für diesen Zweck sind Benzinkocher beschafft worden. Soweit eigene Ärzte und Sanitäter nicht zur Verfügung stehen, ist die ärztliche Betreuung jeweils mit den Wehrmachtstellen zu vereinbaren.


  14. Führerdienstgradabzeichen:

  Bei der Wehrmacht ist angeordnet, daß sämtliche Offiziere in ihrer Uniformierung nur auf allernächste Entfernung von den Mannschaften als Offiziere zu erkennen sind. Es ist festzustellen, auf welche Weise diese Anordnung bei der Wehrmacht durchgeführt wird. Im Falle der Durchführung durch die Wehrmacht haben die im rückwärtigen Armeegebiet eingesetzten SS-Führer der Sicherheitspolizei und des SD sowie alle übrigen Kräfte der Sicherheitspolizei und des SD ihre Schulterstücke abzulegen.


  15. Kriegstagebuch:

  Die Führer der Einsatzgruppen und Einsatzkommandos haben vom Beginn des Einsatzes an laufend ein Kriegstagebuch zu führen, in welchem chronologisch alle wesentlichen und für spätere Zeiten wissenswerten Vorkommnisse und Feststellungen zu verzeichnen sind. Für sichere Aufbewahrung der Kriegstagebücher ist Sorge zu tragen.


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Zu Einrichtung u. Besatzungsverwaltung in den rückwärtigen Heeresgebieten vgl. Jörn Hasenclever: Wehrmacht und Besatzungspolitik in der Sowjetunion. Die Befehlshaber der rückwärtigen Heeresgebiete 1941–1943, Paderborn u.a. 2010.


  2 Dies ist gerade im Vergleich zur Verwendung der EG im Polenfeldzug von Bedeutung, da beim Unternehmen „Barbarossa“ diese nunmehr ihrer eigenen SS- u. Polizeigerichtsbarkeit – gemäß der Verordnung des Ministerrates für die Reichsverteidigung über eine Sondergerichtsbarkeit in Strafsachen für die Angehörigen der Polizeiverbände bei besonderem Einsatz v. 17.10.1939 – unterstanden u. somit im Regelfall der Wehrmachtsgerichtsbarkeit entzogen waren; vgl. Bianca Vieregge: Die Gerichtsbarkeit einer „Elite“. Nationalsozialistische Rechtsprechung am Beispiel der SS- und Polizeigerichtsbarkeit, Baden-Baden 2002, S.6–10, 30–35.


  3 Heeresnachrichtenwesen.


  4 Der Ausweis hatte folgenden Text: „Der Inhaber dieses Ausweises ist als Angehöriger eines Sonderkommandos der Sicherheitspolizei u. des SD zur Durchführung besonderer sicherheitspolizeilicher Aufgaben außerhalb der Truppe verpflichtet. Die Truppenbefehlshaber u. sämtliche Dienststellen werden ersucht, ihn bei der Durchführung seines Auftrages zu unterstützen“, Ausweismuster BA-MA, RH 22/12.


  


  


  5) Brief Reichsführer-SS an Reichsminister für die besetzten Ostgebiete vom 24.6.1941


  
    
      	
        Tgb.-Nr.989/41 g.Rs.

        RF/V.

      

      	
        24.6.1941

      
    

  


  1.) Lieber Parteigenosse Rosenberg1!


  In Beantwortung Ihrer beiden Briefe und unter Bezugnahme auf unser heutiges Gespräch darf ich Ihnen zunächst die Namen der vier Höheren SS- und Polizeiführer mitteilen:


  1.) Für das Baltikum SS-Gruppenführer Prützmann,2 2.) für Moskau SS-Gruppenführer von dem Bach,3 3.) für die Ukraine SS-Obergruppenführer Jeckeln,4 4.) für den Kaukasus SS-Oberführer Korsemann.5 Sollte nach Moskau Gauleiter Koch6 als Reichskommissar kommen, so müßte selbstverständlich in der Besetzung der Stelle des Höheren SS- und Polizeiführers ein Tausch vorgenommen werden.7


  Heil Hitler!

  Ihr Himmler


  2.) SS-Gruppenführer Heydrich, Berlin, durchschriftlich mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt.


  BAB, NS 19/2803


  


  


  


  1 Der in der Parteihierarchie zurückgefallene Ideologe Alfred Rosenberg, geb. 1893, hingerichtet 1946, war – offiziell erst am 17.7.1941 – zum RMO ernannt worden u. somit wieder zurück im politischen Geschäft. Diese Quelle dokumentiert also eine erste Abstimmung zwischen dem SS- u. Polizeiapparat u. dem neu geschaffenen Ministerium; vgl. Reinhard Bollmus: Alfred Rosenberg – ‚Chefideologe‘ des Nationalsozialismus, in: Smelser/Zitelmann: Die braune Elite, S.223–235; Ernst Piper: Alfred Rosenberg. Hitlers Chefideologe, München 2005; zum angesprochenen Sachverhalt: Andreas Zellhuber: „Unsere Verwaltung treibt einer Katastrophe zu …“. Das Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete und die deutsche Besatzungsherrschaft in der Sowjetunion, München 2006, S.78–90; Rebentisch: Führerstaat und Verwaltung im Zweiten Weltkrieg, S.309–317.


  2 Hans Adolf Prützmann, geb. 1901, Freikorps 1918–1921, Grenzschutz Oberschlesien 1923/24, Agrarstudium, landwirtschaftlicher Beamter, 1929 NSDAP u. SA, 1930 SS, 1932 Staf. u. MdR, 1934 Gruf. u. Fhr. SS-OA Südwest, 1937 dto. SS-OA Nordwest, 1938 HSSPF Nordwest, Mai 1941 HSSPF Nordost u. Rußland-Nord, Okt. 1941 HSSPF Russland-Süd, Nov. 1941 Ogruf., Okt. 1943 Höchster SS- u. Polizeiführer Ukraine, Nov. 1944 Bevollmächtigter Deutscher General in Kroatien u. als Generalinspekteur der Spezialabwehr zuständig für Werwolf, 1945 Selbstmord in britischer Haft; BAB, BDC, SSO Hans Adolf Prützmann; BAL, ZK: Hans Adolf Prützmann.


  3 Erich von dem Bach-Zelewski, geb. 1899, 1914 Kriegsfreiwilliger, zuletzt als Lt., 1919–1924 Grenzschutz Oberschlesien, Landwirt, 1939 NSDAP, 1931 SS, 1932 MdR, 1933 Brif., 1934 Gruf., Fhr. SS-OA Nordost u. Chef Stapo-Leitstelle Königsberg, 1936 Fhr. SS-OA Südost, 1938 HSSPF Südost., 1941 Ogruf. u. HSSPF Rußland-Mitte, 1943 Chef der Bandenkampfverbände, Sommer 1944 mit der Niederschlagung des Warschauer Aufstandes beauftragt, 1962 zu lebenslanger Haft verurteilt, gest. 1972; BAB, BDC, SSO Erich von dem Bach-Zelewski; BAL, ZK: Erich von dem Bach-Zelewski; Andrej Angrick: Erich von dem Bach-Zelewski – Himmlers Mann für alle Fälle, in: Smelser/Syring: Die SS: Elite unter dem Totenkopf, S.28–44.


  4 Friedrich Jeckeln, geb. 1895, Soldat 1914–1918, zuletzt als Lt., Ingenieur, 1929 NSDAP, 1930 SS, 1931 Oberf., 1932 MdR, Jan.–Juli 1933 Fhr. SS-Gruppe Süd, August 1933 Fhr. OA Nordwest u. Gruf., 1936 Fhr. OA Mitte u. Ogruf., Juli 1940–Mai 1941 Fhr. OA West, danach HSSPF Rußland-Süd, Okt. 1941–1945 HSSPF Ostland u. Rußland-Nord, 1945 in Riga zum Tod verurteilt, 1946 hingerichtet; BAB, BDC, SSO Friedrich Jeckeln; BAL, ZK: Friedrich Jeckeln; Richard Breitman: Friedrich Jeckeln. Spezialist für die „Endlösung“ im Osten, in: Smelser/Syring: Die SS: Elite unter dem Totenkopf, S.267–275.


  5 Gerret Korsemann, geb. 1895, Soldat 1914–1918, zuletzt als Lt., 1918/19 Freikorps Grodno, 1926 NSDAP u. SA, 1937 als Hptm. zur Polizei, 1938 ins HA Orpo, 1939 SS als Oberf., 1940/41 Kdr. Polizeirgt. Lublin, Aug. 1941 Brif., als HSSPF z.b.V. zum HSSPF Rußland-Süd abgestellt, verantwortlich für das Massaker von Rowno am 6./7.11.1941, Aug. 1942 als künftiger HSSPF Kaukasus zur HGr. A, Mai 1943 kommissarisch HSSPF Rußland-Mitte u. Weißruthenien, Juli 1943 Waffen-SS, 1946 an Polen ausgeliefert, zu 11 ½ Jahren Gefängnis verurteilt, 1949 entlassen, gest. 1958; BAB, BDC, SSO Gerret Korsemann; BA-ZA, ZM 215/3 u. ZC 10.888; GVP HSSPF Kaukasus (Stand: Sept. 1942), RGVA, 1323–1–52; BAL, ZK: Gerret Korsemann; Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.566–570, 605ff., 635–640, 671, 717.


  6 Gemeint ist der Gauleiter für Ostpreußen, Erich Koch, geb. 1896, gest. 1986; zu den Überlegungen, in welcher Region er als Reichskommissar verwendet werden könne: Ralf Meindl: Ostpreußens Gauleiter. Erich Koch – eine politische Biographie, Osnabrück 2007, S.326–332.


  7 Spielt an auf den Konflikt zwischen Koch u. von dem Bach seit dessen Königsberger Zeit; vgl. Andrej Angrick: Erich von dem Bach-Zelewski – Himmlers Mann für alle Fälle, in: Smelser/Syring: Die SS: Elite unter dem Totenkopf, S.28–44.


  


  


  6) Runderlaß Reichssicherheitshauptamt Amtschef IV vom 28.6.1941


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

      

      	
        Berlin, den 28.Juni1941

      
    


    
      	
        Amt IV – B.Nr.1 B/41 g.Rs. – IV A 1

      

      	
        

      
    


    
      	
        An alle Gruppen des Amtes IV

      

      	
        

      
    


    
      	
        Nachrichtlich an die Ämter I–VII

      

      	
        

      
    

  


  Als zentrale Dienststelle für den Einsatz Rußland wird das Referat IV A 1 bestimmt. Es wird ersucht, alle Sachvorgänge des Amtes IV, die diesen Einsatz betreffen, diesem Referat umgehend zuzustellen. Mit dem Beginn des Einsatzes ist beim Referat IV A 1–Zimmer 320 – Anruf int. 318–Post 54 ein ständiger Bereitschaftsdienst errichtet.1


  In Vertretung: gez. Müller2


  RGVA, 500–4–36 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Im gleichen Referat entstanden seit dem 23.6.1941 auch die „Ereignismeldungen UdSSR“; zur Entstehung: Mallmann/Angrick/Matthäus/Cüppers: Die „Ereignismeldungen UdSSR“ 1941, S.9–31.


  2 Heinrich Müller, geb. 1900, 1917 Kriegsfreiwilliger, seit April 1918 Pilot Westfront, 1919 entlassen als Unteroffizier, seitdem Polizeidirektion München, 1929 Polizeisekretär, 1933 Kriminalinspektor Bayerische Politische Polizei, April 1934 SS, seitdem Gestapa, Juni 1934 als Stubaf. Leiter Abt. II (Innerpolitische Angelegenheiten), 1937 Staf., Juni 1939 Reichskriminaldirektor, seit Sept. 1939 Amtschef IV des RSHA, 1941 Gruf. u. Generalleutnant der Polizei, Anfang Mai 1945 wahrscheinlich in Berlin gefallen; Erlaß Gestapa v. 30.6.1936, BAB, R 58/239; BAB, BDC, SSO Heinrich Müller; BA-ZA, ZR 759/14; zu seinem Tod: BAL, B 162/3233–3237; Andreas Seeger: „Gestapo-Müller“. Die Karriere eines Schreibtischtäters, Berlin 1996.


  


  


  7) Fernschreiben Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 29.6.1941: Einsatzbefehl Nr.1


  
    
      	
        Amtschef IV

        Fernschreiben (Befördert am 29.6.41 NÜ-Nr.101.294)

      

      	
        Berlin, den 29.6.1941

      
    

  


  An den Einsatzgruppenchef der SPSD1 SS-Brif. Nebe2, an den Einsatzgruppenchef der SPSD SS-Staf. Ohlendorf3, an den Einsatzgruppenchef der SPSD SS-Brif. Dr. Rasch4, an den Einsatzgruppenchef der SPSD SS-Brif. Stahlecker5


  Unter Bezug auf meine bereits am 17. VI. in Berlin gemachten mündlichen Ausführungen6 bringe ich in Erinnerung:

  1) Den Selbstreinigungsbestrebungen antikommunistischer oder antijüdischer Kreise in den neu zu besetzenden Gebieten ist kein Hindernis zu bereiten. Sie sind im Gegenteil, allerdings spurenlos auszulösen, zu intensivieren wenn erforderlich und in die richtigen Bahnen zu lenken, ohne daß sich diese örtlichen „Selbstschutzkreise“ später auf Anordnungen oder auf gegebene politische Zusicherungen berufen können. Da ein solches Vorgehen nur innerhalb der ersten Zeit der militärischen Besetzung aus naheliegenden Gründen möglich ist, haben die Einsatzgruppen und -kommandos der SP und des SD im Benehmen mit den militärischen Dienststellen möglichst bestrebt zu sein, raschestens in die neubesetzten Gebiete wenigstens mit einem Vorkommando einzurücken, damit sie das Erforderliche veranlassen können.7 Zu Leitern solcher Vorkommandos sind nur solche Angehörige der SP und des SD auszusuchen, die über das erforderliche politische Fingerspitzengefühl verfügen. Die Bildung ständiger Selbstschutzverbände mit zentraler Führung ist zunächst zu vermeiden; an ihrer Stelle sind zweckmäßig örtliche Volkspogrome, wie oben dargelegt, auszulösen.


  2) In diesem Zusammenhang mache ich erneut auf die Berichterstattungspflicht aufmerksam. Ich vermisse bereits jetzt einen regelmäßigen Eingang dieser Berichte. Sämtliche Berichte haben an mich persönlich zu gehen. Ich habe zu diesem Zweck eine mir persönlich unmittelbar unterstehende zentrale Nachrichtenübermittlungsstelle eingerichtet, welcher u.a. auch die Verteilung der Berichte an die sachlich beteiligten Ämter des RSHA obliegt. Die zusammenfassende Berichterstattung an den RFSS und Chef der Deutschen Polizei behalte ich mir persönlich vor. Eine unmittelbare Berichterstattung der Einsatzgruppen der SP und des SD an den RFSS hat dieser nur auf ausdrücklichen Einzelbefehl erlaubt.


  Chef der Sipo u.d. SD

  gez. Heydrich


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Sicherheitspolizei u. Sicherheitsdienst.


  2 Arthur Nebe, geb. 1894, 1914 Kriegsfreiwilliger, 1920 Freikorps, danach KK Polizeipräsidium Berlin, 1931 NSDAP, 1932 Mitbegründer NS-Beamtenarbeitsgemeinschaft der Berliner Kripo, 1933 KR im Gestapa, Leiter des Außendienstes u. der Bewegungsabt., 1936 SS u. Chef des Reichskriminalpolizeiamtes, 1939 zeitweilig Chef EG IV in Polen, dann Amtschef V des RSHA, Jan. 1941 Brif., Chef EG C bzw. B bis 1.11.1941, Nov. 1941 Gruf., am 2.3.1945 wegen Beteiligung am 20. Juli vom VGH zum Tod verurteilt u. hingerichtet; BAB, BDC, SSO Arthur Nebe; Peter Black: Arthur Nebe – Nationalsozialist im Zwielicht, in: Smelser/Syring: Die SS: Elite unter dem Totenkopf, S.364–378; Ronald Rathert: Verbrechen und Verschwörung: Arthur Nebe. Der Kripochef des Dritten Reiches, Münster 2001; unwissenschaftlich: Walter Kiess: Der Doppelspieler. Reichskriminaldirektor Arthur Nebe zwischen Kriegsverbrechen und Opposition, Stuttgart 2011.


  3 Otto Ohlendorf, geb. 1907, Jurastudium, 1925 NSDAP u. SA, 1927 SS, 1933 Assistent am Institut für Weltwirtschaft in Kiel, 1935 Abt.leiter am Institut für angewandte Wirtschaftswissenschaften in Berlin, 1936 SD-HA, 1937 als Stubaf. Stabsfhr. II 2 u. Leiter Hauptabt. II 23 (Wirtschaft), 1938 Ostubaf., 1939 Amtschef III im RSHA, 1940 Staf., 1941 Oberf., Kdr. EG D bis Juli 1942, dann zurück ins RSHA, 1942 Brif., Nov. 1943 zusätzlich Unterstaatssekretär im Reichswirtschaftsministerium, 1944 Gruf., 1948 im Nürnberger EG-Prozeß zum Tod verurteilt, 1951 hingerichtet; BAB, BDC, SSO Otto Ohlendorf; GVP RSHA Stand 1.3.1941, BAB, R 58/240; Affidavit Otto Ohlendorf v. 5.11.1945, IfZ, Nbg.Dok. PS-2620; dto. v. 24.4.1947, ebd., NO-2890; BAL, ZK: Otto Ohlendorf; Hanno Sowade: Otto Ohlendorf – Nonkonformist, SS-Führer und Wirtschaftsfunktionär, in: Smelser/Zitelmann: Die braune Elite, S.188–200; wenig überzeugend: Jason Weber: Normalität und Massenmord. Das Beispiel des Einsatzgruppenleiters Otto Ohlendorf, in: Joachim Perels/Rolf Pohl (Hrsg.): NS-Täter in der deutschen Gesellschaft, Hannover 2002, S.41–68.


  4 Dr. Dr. Emil Otto Rasch, geb. 1891, 1911–1919 Kriegsmarine, danach DSTB, 1920 Freikorps Loewenfeld, Studium der Rechts- u. Wirtschaftswissenschaften, 1922 Dr.rer.pol., 1923 Dr.jur., danach Syndikus in der Industrie, 1931 NSDAP, 1933 SS u. Bürgermeister in Radeberg, 1935 Oberbürgermeister in Wittenberg, 1936 Ustuf. u. Stabsfhr. SD-OA Ost, Okt. 1937 Leiter Stapo-Stelle Frankfurt/M., März 1938 dto. Linz, Febr. 1939 IdS Kassel, März 1939 Chef EG I Prag, Sept. 1939 Chef des Sipo-Kdos. der EG z.b.V. in Polen, Nov. 1939 IdS Königsberg, 1940 Brif., Chef EG B bzw. C bis Sept. 1941, danach Direktor der Kontinental Petroleum AG in Hamburg, Angeklagter im Nürnberger EG-Prozeß, Okt. 1948 krank aus der Haft entlassen, gest. 1.11.1948; BAB, BDC, SSO Dr.Dr. Otto Rasch; Affidavit dess. v. 13.8.1947, BAL, B 162/Vorl. Dok.Slg. Verschiedenes 301 Bt (O.153); BAL, ZK: Dr.Dr. Otto Rasch.


  5 Dr. Franz Walther Stahlecker, geb. 1900, Jurastudium, 1919/20 als Angehöriger des Tübinger Studentenbtl. u.a. im Ruhrkampf im Einsatz, danach Organisation Escherich, Organisation Consul u. DSTB, 1923 NSDAP bis zum Verbot, 1924 Referendarexamen, 1927 Dr.jur. u. Assessorexamen, danach im württembergischen Landesdienst, 1930 Arbeitsamtsdirektor in Nagold, 1932 SS, 1933 erneut NSDAP, zurückdatiert auf 1932, Mai 1933 stellv. Leiter des Württembergischen Politischen Landespolizeiamtes, Mai 1934 dessen Leiter, Okt. 1936 Chef Stapo-Leitstelle Stuttgart, Mai 1937 dto. Stapo-Leitstelle Breslau, 1938 SD-Fhr. im SS-OA Donau, März 1939 als Staf. Kdr. EG II Brünn, anschließend BdS Böhmen u. Mähren, Mai 1940 als Oberf. BdS Norwegen, Nov. 1940 zur informatorischen Beschäftigung ins AA, Febr. 1941 Brif., Sommer 1941 Kdr. EG A, Dez. 1941 BdS Ostland, am 23.3.1942 Tod als Folge eines Partisanenangriffs; Personalakte, HStAS, E 130c, Bü 112; Hans-Joachim Lang: Die mörderische Karriere des Walter Stahlecker, in: Erinnern gegen den Schlußstrich. Zum Umgang mit dem Nationalsozialismus, Freiburg 1997, S.147–156; Heinz-Ludger Borgert: Stahlecker, Walter, in: Maria Magdalena Rückert (Hrsg.): Württembergische Biographien, Bd.1, Stuttgart 2006, S.267–269; Sigrid Brüggemann: Walter Stahlecker. Chef der Gestapo in Stuttgart und Massenmörder, in: Hermann G. Abmayr (Hrsg.): Stuttgarter NS-Täter. Vom Mitläufer bis zum Massenmörder, Stuttgart 2009, S.126–133.


  6 Zum Treffen der EG- u. EK-Kdr. mit Heydrich am 17.6.1941 vgl. Ogorreck: Die Einsatzgruppen und die „Genesis der Endlösung“, S.48f.


  7 Zu den von einheimischen Nationalisten u. Antisemiten teils mit Unterstützung der EG während der ersten Kriegswochen organisierten Pogromen: Browning/Matthäus: Die Entfesselung der „Endlösung“, S.391–398.


  


  


  8) Situations- und Lagebericht Sonderkommando 1b vom 1.7.1941


  
    
      	
        Sicherheitspolizei

      

      	
        Kowno, den 1.Juli1941

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 1b

      

      	
        

      
    

  


  1. An das Reichssicherheitshauptamt – Eingangsstelle – Berlin, 2. an die Einsatzgruppe I1


  Betrifft: Situations- und Lagebericht


  Vorgang: ohne/Br. Nr.


  Die Stimmung der litauischen Bevölkerung in Kowno steht nach wie vor unter dem Eindruck der Befreiung vom bolschewistischen Joch durch die deutschen Truppen;2 sie ist im allgemeinen gut und prodeutsch.3 Während die jüngere Generation zu einer positiven Zusammenarbeit mit deutschen Stellen bereit ist, legt die ältere Generation der litauischen Bevölkerung in ihrer Einstellung zum Deutschtum eine gewisse Zurückhaltung an den Tag und scheint noch den weiteren Verlauf der militärischen Operationen abwarten zu wollen. Interessant ist in diesem Zusammenhang die Beurteilung der politischen Lage durch einen litauischen führenden Wirtschaftler. Dieser gab in einer Unterhaltung zu verstehen, dass die litauische Bevölkerung mit der eigenmächtig gebildeten litauischen Regierung unter Oberst Skirpa4 nicht einverstanden sei. Lediglich der Wunsch, wieder ein freies Litauen zu schaffen, halte sie von Maßnahmen gegen diese Regierung ab; aus diesem Grunde unterbleibe auch gegenwärtig eine litauische öffentliche Kritik an dieser zeitweiligen Regierung. Die Regierung wird als eine Interessengemeinschaft bezeichnet, die in erster Linie unter Ausnutzung der angeblich unklaren Verhältnisse nur materielle Vorteile zu erhalten versuche. Die ehemaligen litauischen Parteien beginnen bereits im Volk mit ihrer Propaganda und versuchen, neue Anhänger zu gewinnen. Es ist noch keine eigentliche Propagandatätigkeit, sondern vorerst nur der Versuch einer Fühlungnahme zu sehen. Es ist hierbei das christlich-demokratische Lager, das am aktivsten zu werden scheint. Diese Kreise werden in geeigneter Weise überwacht. Es ist gelungen, den römisch-katholischen Bischof Brizgys5, der eine maßgebliche Stellung im litauischen Klerus einnimmt, zur Mitarbeit zu gewinnen. Bischof Brizgys ist deutschfreundlich eingestellt und steht in enger Fühlungnahme mit General Rastikis6, den er auch von kirchlicher Seite her als Mittler zwischen dem litauischen Volk und Deutschland anerkennt. Brizgys will sogar so weit gehen, in einer öffentlichen Erklärung, evtl. sogar von der Kanzel herab, die katholischen Litauer zu einer loyalen Haltung und zur Mitarbeit mit Deutschland aufzufordern. Auch die Woldemaras-Anhänger7 beginnen bereits rührig zu werden. Sie lehnen General Rastikis grundsätzlich ab, weil dieser christlich-demokratischen Kreisen nahesteht. Sie erstreben für Litauen nur eine begrenzte Unabhängigkeit, d.h. sie wollen zwar politische, kulturelle und wirtschaftliche Freiheit, verzichten aber auf eine eigene Aussenpolitik. Diese Aussenpolitik wollen sie dem grossdeutschen Reich überlassen; sie versprechen sich davon nur Vorteile. Um eine sofortige Klärung der politischen Verhältnisse in Kowno im Interesse der Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung herbeizuführen, wird General Rastikis umgehend die zeitweilige litauische Regierung auflösen. Lediglich zu seiner persönlichen Information bildet er einen litauischen Arbeitskreis. Die Auswahl der Mitglieder bleibt ihm überlassen.


  Die Partisanen8 in Kowno und Umgebung sind am 28.6. durch Befehl der deutschen Feldkommandantur entwaffnet worden.9 Um sich aber trotzdem ihrer Mitarbeit zu vergewissern, ist vom Feldkommandanten aus den Reihen der zuverlässigen Partisanen eine Hilfspolizeitruppe in Stärke von 5 Kompanien geschaffen worden. 2 Kompanien davon sind dem Einsatzkommando unterstellt worden. Davon bewacht eine Kompanie das inzwischen in Kowno – Fort 7 – eingerichtete Judenkonzentrationslager und führt die Exekutionen durch, während die andere Kompanie im Einverständnis mit dem Feldkommandanten vom Einsatzkommando zu ordnungspolizeilichen Aufgaben verwendet werden soll. Ausserdem werden von den Kompanien noch die in Kowno befindlichen Gefängnisse bewacht.10 Die Entwaffnung der Partisanen hat im Augenblick in der Entwicklung der Lage in Kowno einen neuen Unruhenherd geschaffen. Die Partisanen waren bisher gemeinsam untergebracht und erhielten aus erbeuteten Beständen Verpflegung und zum Teil auch für ihre Familien Unterstützung. Seit der durchgeführten Entwaffnung stehen sie nun vollkommen mittellos, zum Teil auch obdachlos da, ohne Aussicht, vor endgültiger Klärung der Verhältnisse in den Arbeitsprozess eingeschaltet zu werden. Um daher auch weiterhin die Partisanen in ihrer positiven Einstellung zum Deutschtum zu erhalten, ist der Feldkommandantur vorgeschlagen worden, die Partisanen bevorzugt in Arbeit und Brot zu bringen. Die wirtschaftliche Lage der Stadt Kowno ist im Augenblick noch ungeklärt. Die Vorräte an Fleisch und Mehl reichen schätzungsweise nur noch 6 Wochen. Um deren Rationierung zu erreichen, ist beabsichtigt, bereits in Kürze Karten für Brot und Fleisch einzuführen, um damit eine einheitliche Belieferung der Bevölkerung zu gewährleisten.


  Dem Einsatzkommando ist jetzt auch Näheres über die augenblickliche Situation in der Stadt Wilna11 bekannt geworden. Hauptbevollmächtigter von Wilna ist der litauische Oberstleutnant Spokevicius, Kommandant der litauische Major Vertelis, dessen Vertreter ein Oberstleutnant Vitkus. Die deutschen Militärstellen in Wilna lassen die Litauer vollkommen eigenmächtig arbeiten und unterstützen sie sogar in ihrer Arbeit. In Wilna befinden sich zur Zeit etwa 3000 litauische Soldaten – darunter 200 Offiziere –, die bereits nach ehemaligem litauischen Reglement ausgebildet werden und auch bewaffnet sind. Es sind zum grössten Teil Litauer, die im russischen Heer gestanden haben und bei Ausbruch des Russenkrieges desertierten. Für die Zivilverwaltung in Wilna ist von litauischer Seite ein Ausschuss gegründet worden, der von den Professoren Zakevicius und Jazgutis geleitet wird.12 Auch dieser Ausschuss hat von den deutschen Militärbehörden weitgehendste Handlungsfreiheit erhalten. Ausserdem ist in Wilna unter Führung von Iskauskas13 eine Polizeitruppe aufgestellt worden, die litauische Uniformen trägt und mit Pistolen ausgerüstet ist. Sicherheitspolizeiliche Belange werden von ehemaligen litauischen Staatssicherheitspolizei-Beamten wahrgenommen. Die Entwicklung der politischen Verhältnisse in Wilna steht ganz im Gegensatz zu der augenblicklichen Situation in Kowno. Dieses ist dadurch bedingt, dass Kowno und Wilna zu verschiedenen deutschen Armeebereichen gehören. Beide Armeen verfolgen aber nicht einheitliche Richtlinien und bringen dadurch die ganze Regelung der litauischen Frage in Gefahr. Es ist dadurch zu befürchten, dass litauische Elemente, die mit der hiesigen Regelung nicht zufrieden sind, einfach nach Wilna gehen, um von dort aus den Widerstandsgedanken auch in das hiesige Gebiet zu tragen, zumal sie in Wilna ungestört arbeiten können. Im Interesse der deutschen Ostraumpolitik ist es aber unbedingt notwendig, dass die litauische Frage nach einheitlichen Richtlinien gelöst wird. Die wirtschaftliche Lage in Wilna ist augenblicklich auch noch ungeklärt. Es sind lediglich die Lebensmittelgeschäfte geöffnet, um die Versorgung der Bevölkerung zu gewährleisten. In den nächsten Tagen wird weiteres Material über die Verhältnisse in Wilna verfügbar sein.


  gez.: Ehrlinger14

  Obersturmbannführer


  RGVA, 500–1–756 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Gemeint ist die EG A.


  2 Vgl. Dieckmann: Deutsche Besatzungspolitik in Litauen, Bd.1, S.299–337.


  3 Zum deutschen Litauenbild und den Kontakten unmittelbar zu Beginn des Angriffs vgl. ebd., Bd.1, S.242–266.


  4 Oberst Kazys Škirpa, ehemals Gesandter Litauens in Berlin. Verblieb nach der Annexion seines Landes durch die Sowjetunion 1940 im Reich, um dort als Funktionär der Litauischen Aktivistenfront (LAF) seine Kontakte zu einflußreichen Behörden militärischer, geheimpolizeilicher oder politischer Zuordnung auf- bzw. auszubauen. Nach dem deutschen Einmarsch wurde jedoch eine Einreise Škirpas in seine Heimat verweigert u. somit der ‚Anschluß‘ an die Politik eines unabhängigen Litauens unterbunden; vgl. Myllyniemi: Die baltische Krise 1938–1941, S.146–152; ADAP, Serie D, Bd.XIII/1, Dok. 3–6, 18; Škirpas eigene Aufzeichnungen: IfZ, Ms 289/1: Litauens Aufstand gegen die Sowjets im Juni 1941.


  5 Gemeint ist Bischof Vincentas Brizgys von Kaunas, geb. 1903, gest. 1992, der zugestimmt haben soll, im Sinne der Deutschen zu arbeiten u. die litauische Priesterschaft auf politische Enthaltsamkeit einzuschwören. Allerdings soll er ab 1942 zunehmend kritischer geworden sein u. – gerade wegen der Judenmorde – gegen das Regime gepredigt haben; vgl. Dieckmann: Deutsche Besatzungspolitik in Litauen, Bd.1, S.15, 332f., 433–436.


  6 General Stasys Rastikis war bis zum 24.4.1940 OB der litauischen Armee gewesen u. hatte in dieser Funktion beste Kontakte nach Deutschland – bis hin zu persönlichen Treffen mit Hitler, Ribbentrop u. Halder – aufgebaut. Er selbst vertrat die Politik einer baltischen Entente. Die Sowjets akzeptierten im Juni 1940 den litauischen Vorschlag nicht, Rastikis als neuen Kabinettschef einzusetzen, obwohl sich dieser für die Annahme des sowjetischen Ultimatums ausgesprochen hatte. Daraufhin setzte er sich mit seiner Familie nach Deutschland ab. Bei seiner Rückkehr nach Litauen war er nur kurz im deutschen Sinne tätig u. zog sich dann aus familiären Gründen – die Sowjets hatten Angehörige von ihm in Haft – aus dem politischen Tagesgeschäft zurück; vgl. Myllyniemi: Die baltische Krise 1938–1941, S.46f., 99f., 123.


  7 Bezieht sich auf Augustinas Voldemaras, geb. 1883, der nach dem Militärputsch 1926 als Ministerpräsident u. Außenminister zum starken Mann Litauens aufstieg. Er stand der proto-faschistischen Organisation Geležinis Vilkas (Eiserner Wolf) vor. Seine regionale Machtbasis, wo er vor allem mit den Sympathien der Militärs rechnen konnte, lag in Kowno. Im Konflikt mit dem ebenfalls am Putsch beteiligten Staatspräsidenten Smetona wurde er jedoch 1929 verhaftet, in die Provinz abgeschoben u. dort unter Arrest gestellt. Der Einmarsch der Sowjets bedeutete für ihn die Deportation ins Innere Rußlands, wo er 1944 verstarb; vgl. Leonas Sabaliūnas: Lithuania in Crisis. Nationalism to Communism, 1939–1940, Bloomington-London 1972; Alfonsas Eidintas/Vytautas Žalys/Alfred Erich Senn: Lithuania in European Politics. The Years of the First Republic, 1918–1940, New York 1999. Zu den weiteren Aktivitäten des „Eisernen Wolfs“ nach der Ausschaltung ihres Führers: Dieckmann: Deutsche Besatzungspolitik in Litauen, Bd.1, S.90f.


  8 Vgl. Siegfried Gasparaitis: „Verrätern wird nur dann vergeben, wenn sie wirklich beweisen können, daß sie mindestens einen Juden liquidiert haben“. Die „Front Litauischer Aktivisten“ (LAF) und die antisowjetischen Aufstände 1941, in: ZfG 49(2001), 886–904.


  9 Während der vorherigen Tage hatte in der litauischen Hauptstadt Kaunas (Kowno/Kauen) ein Pogrom stattgefunden, dem laut Gesamtbericht EG A aus dem Herbst 1941 3800 der etwa 50.000 Juden zum Opfer fielen; vgl. Dok. 70. Nachdem die Rote Armee bis zum 23.6. ihren fluchtartigen Rückzug aus der Stadt mit ihren 154.000 Einwohnern beendet hatte, begannen litauische Banden – sog. Partisanen – noch am gleichen Tag mit Übergriffen gegen die jüdische Bevölkerung; vgl. Harry Gordon: The Shadow of Death. The Holocaust in Lithuania, Lexington 1992; Renata Yesner: Jeder Tag war JomKippur. Eine Kindheit im Ghetto und KZ, Frankfurt/M. 1995; Solly Ganor: Das andere Leben. Kindheit im Holocaust, Frankfurt/M. 1997; Raya Kruk: Lautlose Schreie. Bericht aus dunklen Zeiten, Frankfurt/M. 1999; „Dies Kind soll leben“. Die Aufzeichnungen der Helene Holzman 1941–1944, hrsg. v. Reinhard Kaiser/Margarete Holzman, Frankfurt/M. 2000; ähnlich: Zusammenfassung der Kämpfe um Kowno (undat./1941), BA-MA, RH 20–16/45; Sich.Div. 281 an Berück Nord v. 10.7.1941, ebd., RH 26–281/25a. „Aktivisten in Kowno haben anscheinend die Herrschaft an sich gerissen“, teilte das II. AK am 23.6. um 14 Uhr der Vorausabt. Holm mit, ebd., RH 24–2/81. Erst am späten Nachmittag des 24.6. drangen die ersten Wehrmachtsverbände in die Stadt ein. „18:45 Kowno in deutscher Hand, Hakenkreuzflagge weht“, vermerkte das KTB des II. AK am Abend, ebd., RH 24–2/80. Als Überblick: Jürgen Matthäus: Kaunas 1941–1944, in: Gerd R. Ueberschär (Hrsg.): Orte des Grauens. Verbrechen im Zweiten Weltkrieg, Darmstadt 2003, S.83–91.


  10 Vgl. Knut Stang: Kollaboration und Massenmord. Die litauische Hilfspolizei, das Rollkommando Hamann und die Ermordung der litauischen Juden, Frankfurt/M. u.a. 1996; ders.: Kollaboration und Völkermord. Das Rollkommando Hamann und die Vernichtung der litauischen Juden, in: Paul/Mallmann: Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg, S.464–480; Dieckmann: Besatzungspolitik in Litauen, Bd.1, S.508–518.


  11 Wilna (Vilnius/Wilno) – von 1920 bis 1939 unter polnischer Herrschaft, am 19.9.1939 von der Roten Armee erobert u. im Okt. den Litauern übergeben – wurde von diesen als Hauptstadt reklamiert, obwohl sie dort nur eine Minderheit neben Polen u. Juden stellten. Am Abend des 23.6. übernahm dort ein litauisches Bürgerkomitee nach dem Abzug der Roten Armee die Macht. Am Morgen des 24.6. eroberte die 7. Pz.Div. der Wehrmacht Wilna. Am 25.6. notierte das KTB Sich.Div. 403/Ia: „Eintreffen des Sonderkommandos der Sicherheitspolizei–Einsatz in Grodno, Lida und Wilna“, BA-MA, RH 26–403/2. Dabei handelte es sich zunächst um das SK 7a.


  12 Prof. Stasys Zakevicius, zeitweise Vorsitzender des prodeutschen „Litauischen Komitees, das in Wilna u.a. für die ersten antijüdischen Ausschreitungen verantwortlich gemacht wurde; vgl. Karen Sutton: The Massacre of the Jews of Lithuania, Jerusalem-New York 2008, S.135ff., 148; Mendel Balberyszski: Stronger than Iron. The destruction of Vilna Jewry 1941–1945. An eyewitness account, Jerusalem-New York 2010, S.22f.


  13 Gemeint ist Anastas Iskauskas, der einer 430 Mann starken, auf 7 Stadtbezirke verteilten Polizeitruppe in Wilna vorstand. Seine Einheit fand v.a. bei der Jagd nach Kommunisten Verwendung u. war auch für das Ghetto zuständig; Dieckmann: Deutsche Besatzungspolitik in Litauen, Bd.1, S.298, 343, 350, 530–534.


  14 Erich Ehrlinger, geb. 1910, Jurastudium, 1935 SD-HA, 1939 Ostubaf. u. SD-Führer EG IV in Polen, 1941 Kdr. SK 1b, Dez. 1941 KdS Kiew, Sept. 1943 BdS Minsk u. Chef EG B, April 1944 Amtschef I im RSHA, 1963 zu 12 Jahren Zuchthaus verurteilt, 1965 Haftentlassung, Dez. 1969 Verfahrenseinstellung, gest. 2004; Michael Wildt: Erich Ehrlinger – ein Vertreter „kämpfender Verwaltung“, in: Mallmann/Paul: Karrieren der Gewalt, S.76–85.


  


  


  9) Bericht Staatspolizeistelle Tilsit vom 1.7.1941: Säuberungsaktionen jenseits der ehemaligen sowjet-litauischen Grenze


  
    
      	
        Geheime Staatspolizei

        Staatspolizeistelle Tilsit

        –L–

      

      	
        Tilsit, den 1.Juli1941

        SA-Strasse 67

        Einschreiben

      
    

  


  An das Reichssicherheitshauptamt – IV A 1 – z.Hd. v. SS-Brigadeführer Müller in Berlin, an SS-Brif. Dr. Stahlecker – zur Kurierpost bei Stapo Tilsit, an den Inspekteur der Sicherheitspolizei u. des SD z.Hd. v. SS-Brif. Dr.Dr. Rasch in Königsberg/Pr., an das EK 1a z.Hd. v. SS-Sturmbannführer Sandberger – zur Kurierpost bei GPK Memel – in Memel


  Betrifft: Säuberungsaktionen jenseits der ehemaligen sowjet-litauischen Grenze

  Vorgang: a) FS v. 23.6.1941 – Nr.7430 – und dort. FS-Erlass Nr.97.745 v. 24.6.1941, b) Blitz-FS v. 23.6.1941 – Nr.7442 – und dort. FS-Erlass Nr.97.571 v. 23.6.41 – IVA 1, c) FS Nr.4775 v. 24.6.41 und dort. FS-Erlass Nr.97.865 v. 24.6.41 – IV A 1.


  Im Zusammenwirken mit dem SD-Abschnitt in Tilsit wurden drei Grossäuberungsaktionen durchgeführt und zwar wurden am 24.Juni1941 in Garsden 201 Personen (einschl. 1 Frau), am 25.Juni1941 in Krottingen 214 Personen (einschl. 1 Frau), am 27.Juni1941 in Polangen 111 Personen erschossen.1 In Garsden unterstützte die jüdische Bevölkerung die russische Grenzwacht bei der Abwehr der deutschen Angriffe. In Krottingen wurden in der Nacht nach der Besetzung 1 Offizier und 2 Quartiermacher von der Bevölkerung heimtückisch erschossen. In Polangen wurde 1 Offizier am Tage nach der Besetzung ebenfalls von der Bevölkerung hinterhältig erschossen. Es wurden bei allen drei Grosseinsätzen vorwiegend Juden liquidiert. Es befanden sich darunter jedoch auch bolschewistische Funktionäre und Heckenschützen, die zum Teil als solche von der Wehrmacht der Sicherheitspolizei übergeben waren. Am Tage nach der Aktion am 25.Juni1941 wurde Krottingen vermutlich von der dort verbliebenen jüdischen Bevölkerung niedergebrannt. Nähere Anhaltspunkte waren nicht festzustellen. Von einer erneuten Aktion wurde bisher Abstand genommen, da in Krottingen nur jüdische Frauen und Kinder verblieben sind, die in der Umgebung Krottingens sich zurzeit noch im Gewahrsam des litauischen Ordnungsdienstes befinden. Die Bewachung hat am 27.Juni1941 eine in Krottingen neu einrückende Truppenabteilung übernommen. Für die Erschiessung wurden durch den Polizeidirektor in Memel 1 Schutzpolizeioffizier und 30 Mann gestellt. In Krottingen und Polangen wurden durch die jeweiligen Ortskommandanten zusätzlich weitere Exekutionskommandos in Stärke von 20 bezw. 22 Mann gestellt. Die Zusammenarbeit mit der deutschen Wehrmacht wurde in Krottingen und Polangen durch die Ortskommandanten herbeigeführt, die zu den geplanten Aktionen freiwillig ihre Mithilfe zur Verfügung stellten. Die Durchführung der Aktion wurde am 24. Juni mit SS-Brigadeführer Stahlecker durchgesprochen, der grundsätzlich sein Einverständnis zu den Säuberungsaktionen in der Nähe der deutschen Grenze erklärte. Am 25.Juni1941 wurde in Memel mit dem Führer des EK 1a, SS-Sturmbannführer Sandberger2, Fühlung aufgenommen, mit dem vereinbart wurde, dass längs der ehemaligen sowjetischen Grenze in einem Raume 25km von der Grenze entfernt alle notwendig werdenden Aktionen in der bisherigen Form durchgeführt werden sollen.3


  Zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung wurde in Krottingen der ehemalige Chef der litauischen Staatssicherheitspolizei, Pranas Jackys, geb. am 30.7.1900 in Lydavenen, der als Agent für den SD-Abschnitt Tilsit tätig war, eingesetzt. Die notwendige Unterstützung wird ihm durch das Grenzpolizeikommissariat in Memel zuteil. In Polangen wurde Verbindung mit dem derzeitigen neu eingesetzten Bürgermeister aufgenommen, der über die Aussenstelle des SD-Abschnitts Tilsit in Memel die notwendige Verbindung mit der Sicherheitspolizei aufrecht erhält. Der in Krottingen festgenommene sowjetrussische Spionage-Agent Boleslawas Uszpalies, geb. am 24.1.1892 in Platellai, zuletzt wohnhaft in Kretinga, wurde zwecks eingehender Vernehmung über seine Beziehungen in Deutschland nach Tilsit überführt. Als vermutliche Täterin bei der hinterhältigen Erschiessung eines Offiziers in Polangen kommt die flüchtige jüdische Funktionärin Libe Chaja Benjaminaviciute, geb. 1920, (Lichtbild vorhanden) in Betracht [Vorstehender Absatz handschriftlich gestrichen].


  Weitere Strafaktionen fanden durch Beamte des Grenzpolizeikommissariats Suwalki in Augustowo statt.4 Dort wurde u.a. auch ein Kindererholungsheim sichergestellt. Der Reichsführer-SS und der Gruppenführer, die dort zufällig anwesend waren, liessen sich über die von der Staatspolizeistelle Tilsit eingeleiteten Maßnahmen unterrichten und billigten diese in vollem Umfange.5 [Folgende Sätze handschriftlich gestrichen:] Der Gruppenführer ordnete an, dass das sichergestellte Gebäude unbedingt für den Reichsführer-SS gehalten werden sollte, bis weitere Weisung ergeht. Die Bewachung ist durch Kräfte des Grenzpolizeikommissariats Suwalki sichergestellt worden.6 Zu bemerken wäre noch, dass von seiten des Regierungspräsidenten geplant ist, längst der an den Regierungsbezirk Gumbinnen verlaufenden ehemaligen sowjetrassischen Grenze einen Schutzstreifen zu errichten zwecks polizeilicher Betreuung. Darüber hinaus werden Vorschläge ausgearbeitet für eine Übernahme verschiedener sowjetrussischer Grenzkreise und deren Eingliederung in den Regierungsbezirk Gumbinnen. Diese Vorschläge werden in kürzester Zeit dem Oberpräsidenten und Gauleiter in Königsberg unterbreitet.


  gez.: Unterschrift7


  RGVA, 500–1–758 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Jürgen Matthäus: Jenseits der Grenze: Die ersten Massenerschießungen von Juden in Litauen (Juni–August 1941), in: ZfG 44(1996), S.101–117; Joachim Tauber: Garsden, 24.Juni1941, in: Annaberger Annalen 5(1997), S.117–134; Konrad Kwiet: Rehearsing for Murder: The Beginning of the Final Solution in Lithuania in June 1941, in: HGS 12(1998), S.3–26; Dieckmann: Deutsche Besatzungspolitik in Litauen, Bd.1, S.379–391.


  2 Dr. Martin Sandberger, geb. 1911, Jurastudium, 1931 NSDAP u. SA, 1932/33 Studentenschaftsführer Tübingen, 1933 Referendarexamen u. Dr.jur., 1934/35 hauptamtlich beim Chef des SA-Ausbildungswesens, Mai 1935 SS, Jan. 1936 Referent u. Abt.leiter SD-OA Südwest, 1936 Assessorexamen, 1938 Stubaf., 1939–1941 Leiter Einwandererzentralstelle Nordost des CdS in Lodsch/Litzmannstadt, Febr. 1940 zudem Referent I B 3 (Lehrplangestaltung der Schulen) im RSHA, Sommer 1941 Kdr. SK 1a, Dez. 1941 KdS Reval, 1942 Ostubaf., Sept. 1943 Leiter III beim BdS Italien, Jan. 1944 Gruppenleiter VI A im RSHA, 1945 Staf., 1948 im Nürnberger EG-Prozeß zum Tod verurteilt, später zu lebenslanger Haft begnadigt, 1958 entlassen, gest. 2010; BAB, BDC, SSO u. RuSHA Dr. Martin Sandberger; GVP RSHA v. 1.3.1941, BAB, R 58/840; Affidavit dess. v. 23.4.1947, IfZ, Nbg. Dok. NO-2891; BAL, ZK: Dr. Martin Sandberger.


  3 Zur Einordnung der ersten Judenmorde jenseits der deutsch-litauischen Grenze und zu ihrer Bedeutung für die Dynamisierung deutscher Gewaltmaßnahmen vgl. Browning/Matthäus: Die Entfesselung der „Endlösung“, S.372–376.


  4 Vgl. Urteil LG Köln v. 4.5.1957, BAL, B 162/2596.


  5 Vgl. Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, S.181.


  6 In den Kellern des Erholungsheims hatten Einheiten des dem Kdo.Stab RFSS unterstellten SS-Inf.Rgt. 10 der 1. SS-Brigade damals etwa 100 Menschen eingesperrt, darunter zahlreiche Juden. Ein Großteil der Gefangenen wurde nach Absprache mit der Stapo-Stelle Tilsit am 26.6.1941 von Angehörigen des SS-Inf.Rgt. 10 erschossen. Danach übernahm das Grenzpolizeikommissariat Suwalki das Gebäude von der Waffen-SS; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.126f.


  7 Unterzeichner war Hans-Joachim Böhme, geb. 1909, Jurastudium, 1933 NSDAP u. SS sowie Referendarexamen, 1936 Assessorexamen, 1938 zur Stapo-Stelle Kiel, 1940 Hstuf. u. Leiter Stapo-Stelle Tilsit, 1941 Stubaf., Okt. 1943 KdS Shitomir, Mai 1944 KdS Kauen, danach zur EG B, Dez. 1944 zum RSHA Amt V, 1958 zu 15 Jahren Haft verurteilt; BAB, BDC, SSO Hans-Joachim Böhme; Urteil LG Ulm v. 29.8.1958, BAL, B 162/2615; BAL, ZK: Hans-Joachim Böhme.


  


  


  10) Fernschreiben Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 1.7.1941: Einsatzbefehl Nr.2


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

        CdS – B.Nr.7235/41

        Fernschreiben: (Befördert am 1.7.41 NÜ-Nr.101.990)

      

      	
        Berlin, den 1.Juli1941

        Geheime Reichssache!

      
    

  


  An den Einsatzgruppenchef SS-Brif. Nebe, an den Einsatzgruppenchef SS-Staf. Ohlendorf, an den Einsatzgruppenchef SS-Brif. Dr. Dr. Rasch, an den Einsatzgruppenchef SS-Brif. Stahlecker


  1) Ab sofort werden sämtliche Weisungen, die ich an die Einsatzgruppen gebe, numeriert. Der am 30.6.41 durchgegebene Befehl, betr. die Nichtverhinderung der Selbstreinigungsbestrebungen antikommunistischer und antijüdischer Kreise und die Berichterstattung allgemein, trägt die Nummer 1).


  2) Einsatzbefehl Nr.2: Die in den neubesetzten, insbesondere ehemals polnischen Gebieten wohnhaften Polen werden sich auf Grund ihrer Erfahrungen sowohl antikommunistisch als auch antijüdisch zeigen. Es ist selbstverständlich, daß die Reinigungsaktionen sich primär auf die Bolschewisten und Juden zu erstrecken haben. Hinsichtlich der polnischen Intelligenz usw. kann, wenn nicht im Einzelfall wegen Gefahr im Verzuge sofort Maßnahmen unbedingt geboten sind, später das Wort gesprochen werden. Es ist daher selbstverständlich, daß in die Reinigungsaktionen primär nicht derart eingestellte Polen einbezogen zu werden brauchen, zumal sie als Initiativelement (allerdings nach den örtlich bedingten Verhältnissen entsprechend begrenzt) sowohl für Pogrome als auch als Auskunftspersonen von besonderer Wichtigkeit sind. Diese einzuschlagende Taktik gilt selbstverständlich auch für alle ähnlich gelagerten Fälle. Empfangsbestätigung dieser Weisung mit Datum und Uhrzeit anher.


  Zusatz für die Einsatzgruppe B–SS-Brif. Dr. Rasch: Ich bitte, sofort das in Lemberg befindliche EK 4b entsprechend zu verständigen, da sich für diesen Bereich das AOK anher gewandt hat.1 Vollzugsnachricht anher.


  Der Chef d. Sipo u. d.

  SD gez. Heydrich


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Bezieht sich auf die Anregung des OB AOK 17, Karl-Heinrich von Stülpnagel, antijüdisch und antikommunistisch eingestellte Polen zu „Selbstreinigungsaktionen“ zu benutzen, EM 10 v. 2.7.1941, BAB, R 58/214.


  


  


  11) Funkspruch Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 1.7.1941: Einsatzbefehl Nr.3


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

        CdS – B.Nr.7234/41

        FT. (Befördert am 1.7.41–NÜ-Nr.101.992)

      

      	
        Berlin, den 1.Juli1941

        Geheime Reichsache!

      
    

  


  An den Einsatzgruppenchef der SPSD SS-Brif. Nebe, an den Einsatzgruppenchef der SPSD SS-Staf. Ohlendorf, an den Einsatzgruppenchef der SPSD SS-Brif. Dr. Rasch, an den Einsatzgruppenchef der SPSD SS-Brif. Dr. Stahlecker


  Befehl Nr.3


  Ich habe festgestellt, daß die Trupps der militärischen Abwehr in vielen Fällen, da sie mit der kämpfenden Truppe vorgehen, bereits wichtigstes Material in Besitz genommen haben, bevor ein EK angekommen ist. Zum Beispiel war ich als Begleiter des RFSS am 1.7.41 in Grodno, das bereits 4 Tage von den deutschen Truppen besetzt war.1 Trotzdem befand sich an diesem Tage noch kein Angehöriger der SP und des SD an diesem Ort. Wenn ich auch die Schwierigkeiten eines schnellsten Einsatzes nicht verkenne, so bin ich doch überzeugt, daß es bei entsprechender Überlegung, Initiative, taktischer Führung und insbesondere bei geschicktem Vorgehen nicht schwerfallen wird, mit der militärischen Entwicklung Schritt zu halten. Ich erwarte größte Beweglichkeit in der taktischen Einsatzgestaltung. Es wird und muß möglich sein, wenigstens Vorauskommandos an besonders wichtige Einsatzpunkte zur rechten Zeit zu bringen. Wichtig ist, ständig gute Beziehungen zu der GFP zu unterhalten, da auf diese Weise ebenfalls Material zu erreichen ist.


  Der Chef der Sipo u.d. SD

  gez. Heydrich


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, S.181.


  


  


  12) Rundschreiben Chef der Sicherheitspolizei und des SD an die Höheren SS- und Polizeiführer im Osten vom 2.7.1941


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

        B.Nr.IV–1100/41 geh. Rs.

      

      	
        Berlin, den 2.Juli41

        Als Geheime Reichssache, 20 Ausfertigungen

      
    

  


  a) An den Höheren SS- und Polizeiführer SS-Obergruppenführer Jeckeln (über BdS Krakau zur sofortigen Weiterleitung), b) an den Höheren SS- und Polizeiführer SS-Gruppenführer v. d. Bach (über Kommandeur der SPSD in Warschau zur sofortigen Weiterleitung), c) an den Höheren SS- und Polizeiführer SS-Gruppenführer Prützmann (über Stapostelle Tilsit zur sofortigen Weiterleitung), d) an den Höheren SS- und Polizeiführer SS-Oberführer Korsemann (über SS-Staf. Ohlendorf)


  Nachdem der Chef der Ordnungspolizei die zum Einsatz Barbarossa befohlenen Höheren SS- und Polizeiführer zu Besprechungen nach Berlin eingeladen hatte, ohne mich hiervon rechtzeitig zu unterrichten, war ich leider nicht in der Lage, Sie ebenfalls mit grundsätzlichen Weisungen für den Geschäftsbereich der Sicherheitspolizei und des SD zu versehen. Im Nachstehenden gebe ich in gedrängter Form Kenntnis von den von mir den Einsatzgruppen und -kommandos der Sicherheitspolizei und des SD gegebenen wichtigsten Weisungen mit der Bitte, sich dieselben zu eigen zu machen.


  Vorbemerkung:

  Nahziel des Gesamteinsatzes ist die politische, d.h. im wesentlichsten die sicherheitspolizeiliche Befriedung der neu zu besetzenden Gebiete. Endziel ist die wirtschaftliche Befriedung. Wenn auch alle zu treffenden Maßnahmen schliesslich auf das Endziel, auf welchem das Schwergewicht zu liegen hat, abzustellen sind, so sind sie doch im Hinblick auf die jahrzehntelang anhaltende bolschewistische Gestaltung des Landes mit rücksichtsloser Schärfe auf umfassendstem Gebiet durchzuführen. Dabei sind selbstverständlich die Unterschiede zwischen den einzelnen Völkerstämmen (insbesondere Balten, Ruthenen, Ukrainer, Georgier, Armenier, Asserbeidschaner usw.) zugrunde zu legen und wo irgendmöglich für die Zielsetzung auszunützen. Die politische Befriedung ist die erste Voraussetzung für die wirtschaftliche Befriedung.


  1.) Verhältnis zur Wehrmacht:

  Zur Vermeidung möglicher Unklarheiten im Hinblick auf den organisatorischen Einsatz und den sachlichen Aufgabenbereich der Einsatzgruppen und -kommandos der SP (SD) im Rahmen des gesamten Osteinsatzes verweise ich nochmals auf die Befehle des OKH vom 26.3.41.


  2.) Berichterstattung:

  Der RFSS und Chef der Deutschen Polizei muss laufend über alle Einsatzergebnisse der Sicherheitspolizei und des SD unterrichtet sein. Auf Befehl des RFSS habe ich, um diese ständige Berichterstattung zu gewährleisten, für den Geschäftsbereich der Sicherheitspolizei und des SD im Rahmen des Reichssicherheitshauptamtes eine zentrale Nachrichtenübermittlungsstelle (ZNÜ) eingerichtet, die mir unmittelbar untersteht. An diese ZNÜ sind im Verfolg des ausdrücklichen Befehls des RFSS alle Berichte, Anfragen und Meldungen usw. durchzugeben. Hiervon hat der RFSS lediglich solche Berichte oder Meldungen ausgenommen, die vom RFSS persönlich und unmittelbar angefordert werden. Aber auch diese unmittelbaren Berichte und Meldungen sind, da für den Gesamtüberblick erforderlich, gleichzeitig sofort an die ZNÜ durchzugeben. Auf die besondere Wichtigkeit der absoluten Einhaltung dieses Befehls des RFSS ist im Hinblick auf die noch bevorstehenden Raumerweiterungen von vorneherein ganz besonders Wert zu legen.


  3.) Fahndungsmaßnahmen:

  An Hand der vom Reichssicherheitshauptamt herausgegebenen Sonderfahndungsliste Ost haben die EK der Sicherheitspolizei und des SD die erforderlichen Fahndungsmaßnahmen zu treffen. Da es naturgemäß nicht möglich war, alle gefährlichen Personen in der SU zu erfassen, sind über diese Fahndungslisten hinaus alle diejenigen Fahndungs- und Exekutivmaßnahmen zu treffen, die zur politischen Befriedung der besetzten Gebiete erforderlich sind.


  4.) Exekutionen1:

  Zu exekutieren sind alle Funktionäre der Komintern (wie überhaupt die kommunistischen Berufspolitiker schlechthin), die höheren, mittleren und radikalen unteren Funktionäre der Partei, der Zentralkomitees, der Gau- und Gebietskomitees, Volkskommissare, Juden in Partei- und Staatsstellungen, sonstigen radikalen Elemente (Saboteure, Propagandeure, Heckenschützen, Attentäter, Hetzer usw.) soweit sie nicht im Einzelfall nicht oder nicht mehr benötigt werden, um Auskünfte in politischer oder wirtschaftlicher Hinsicht zu geben, die für die weiteren sicherheitspolizeilichen Maßnahmen oder für den wirtschaftlichen Wiederaufbau der besetzten Gebiete besonders wichtig sind. Insbesondere ist Bedacht zu nehmen, dass Wirtschafts-, Gewerkschafts- und Handelsgremien nicht restlos liquidiert werden, sodass keine geeigneten Auskunftspersonen mehr vorhanden sind. Den Selbstreinigungsversuchen antikommunistischer oder antijüdischer Kreise in den neu zu besetzenden Gebieten sind keine Hindernisse zu bereiten. Sie sind im Gegenteil, allerdings spurenlos, zu fördern, ohne dass sich diese örtlichen „Selbstschutz“-Kreise später auf Anordnungen oder gegebene politische Zusicherungen berufen können. Da aus naheliegenden Gründen ein solches Vorgehen nur innerhalb der ersten Zeit der militärischen Besetzung möglich ist, haben die Einsatzgruppen der SP (SD) möglichst im Benehmen mit den militärischen Dienststellen bestrebt zu sein, in den betreffenden neu besetzten Gebieten raschestens, wenigstens mit einem Vorkommando, einzurücken. Besonders sorgfältig ist bei Erschiessungen von Ärzten und sonstigen in der Heilkunde tätigen Personen vorzugehen. Da auf dem Lande auf etwa 10.000 Einwohner an sich nur ein Arzt fällt, würde bei etwa auftretenden Epidemien durch die Erschiessung von zahlreichen Ärzten ein kaum auszufüllendes Vakuum entstehen. Wenn im Einzelfalle eine Exekution erforderlich ist, ist sie selbstverständlich durchzuführen, doch muss eine genaue Überprüfung des Falles vorausgehen.


  5.) Nachrichtendienst:

  Sofort nach dem Einrücken ist mit dem Auf- und Ausbau eines möglichst lückenlosen Nachrichtennetzes zu beginnen, sodass alle illegalen Neuformierungen nicht unentdeckt bleiben können. Insbesondere gilt es, verborgene Waffen-, Munitions-, Sprengstoff- und Materiallager zu entdecken.


  6.) Sicherstellung von Material:

  Alles politisch wertvolle Material ist sicherzustellen und – sobald möglich – sicher an die als Auffangstellen bestimmten Stapostellen Tilsit, Allenstein, Ploch, an die Kommandeurstellen Warschau, Radom und Lublin bzw. an deren Grenz- und Aussendienststellen abzuliefern. Als politisch wertvolles Material ist insbesondere anzusehen alles Komintern-, Partei-, Gewerkschafts-, Juden- und Funktionärmaterial.


  7.) Zusammenarbeit mit Ordnungspolizei:

  Hinsichtlich der Zusammenarbeit mit der Ordnungspolizei nehme ich Bezug auf den Befehl des RFSS und Chef der Deutschen Polizei vom 30.1.40 Nr.I V 1–658 IV/39–151: Dienstanweisung für die Zusammenarbeit der Ordnungspolizei und Sicherheitspolizei beim Einsatz ausserhalb des Reichsgebietes. Ziffer 1 lautet: „Die Sicherheitspolizei hat die Aufgabe der Bekämpfung aller reichs- und deutschfeindlichen Elemente rückwärts der fechtenden Truppe.“ Ziffer 2: „Soweit zur Durchführung dieser sicherheitspolizeilichen Aufgaben der Einsatz von Ordnungspolizei erforderlich ist, erfolgt dieser nach den Weisungen der Führer der Einsatzgruppen bezw. Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei. Für die Durchführung der nach diesen Weisungen notwendigen Maßnahmen sind die Führer der eingesetzten Kräfte der Ordnungspolizei allein verantwortlich.“ Ziffer 3: „Die Führer der Einsatzgruppen bezw. Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei haben den Einsatz von Kräften der Ordnungspolizei bei dem zuständigen Führer der Ordnungspolizei zu erbitten. Dieser Bitte ist zu entsprechen, wenn die Bereitstellung der geforderten Kräfte ohne anderweitige Gefährdung der öffentlichen Ordnung möglich ist.“ Ziffer 4: „Die Ordnungspolizei nimmt Festnahmen, Beschlagnahmen, Durchsuchungen usw. nur auf Ersuchen der Sicherheitspolizei vor, ausser bei Gefahr im Verzuge und soweit sie nicht den Führern der Ordnungspolizei im Rahmen der ersten Befriedungsaktion zur selbständigen Erledigung übertragen worden sind. Auch in diesen Fällen ist möglichst enge Fühlungnahme mit der Sicherheitspolizei zu wahren. Nach Beendigung der ersten Befriedungsaktion sind Personen, die bei Gefahr im Verzuge von der Ordnungspolizei selbständig festgenommen worden sind, der Sicherheitspolizei zu übergeben.“ Ich bitte, im sachlichen Interesse, besorgt zu sein, dass diese klare Zuständigkeitsregelung gewahrt bleibt.


  8.) Kirche:

  Gegen die Bestrebungen der orthodoxen Kirche, Einfluss auf die Massen zu nehmen, ist nichts zu unternehmen. Sie sind im Gegenteil möglichst zu fördern, wobei von vorneherein auf dem Grundsatz der Trennung von Kirche und Staat zu bestehen und eine Einheitskirche zu vermeiden ist. Auch gegen die Bildung religiöser Sekten ist nichts einzuwenden.


  9.) Sprachenregelung:

  Die roten Truppen sind nur in russischer Sprache anzusprechen, die Zivilbevölkerung hingegen in ihrer eigenen Sprache. Man spricht nicht von der russischen Armee, sondern nur von der roten Armee. Man spricht nur von Russen (nicht Grossrussen), von Ukrainern (nicht Kleinrussen), Weissruthenen (nicht Weissrussen), von der Sowjetunion (nicht Russland schlechthin). Russland ist nur das eigentliche Siedlungsgebiet der Russen.

  Es ist psychologisch falsch, alles Bestehende einfach zu negieren. Es darf nicht gesagt werden, dass der Sozialismus in der SU vernichtet werden muss, sondern: Der wirkliche, wahre Sozialismus, d.h. eine staatlich gesicherte soziale Gerechtigkeit für alle Schaffenden, wird geschaffen. Die nationale Frage ist mit äusserster Zurückhaltung zu behandeln (im Hinblick auf die spätere Gesamtregelung). Ein Zerschlagen der Kollektive kommt vorerst aus wirtschaftlichen Gründen nicht in Betracht. Der Bauer muß daher, da seine Erwartungen auf Zuteilung eigenen Besitzes zunächst nicht erfüllt werden können, ganz besonders geschickt propagandistisch behandelt werden.2


  gez. Heydrich


  BAB, R 58/241


  


  


  


  1 Zur Interpretation: Klaus-Michael Mallmann: Die Türöffner der „Endlösung“. Zur Genesis des Genozids, in: Paul/Mallmann: Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg, S.437–463.


  2 Bezieht sich auf die Überlegungen zur Einführung der „Neuen Agrarordnung“, da die aus propagandistischen Gründen angestrebte Privatisierung der Kolchosen aus wehrwirtschaftlichen Gründen nicht durchzuführen war, da die Produktion während des Krieges ohne Störung weiterlaufen mußte; vgl. Christian Gerlach: Die deutsche Agrarreform und die Besatzungspolitik in den besetzten sowjetischen Gebieten, in: ders./Joachim Drews/Thomas M. Bohn (Hrsg.): Besatzung und Bündnis. Deutsche Herrschaftsstrategien in Ost- und Südosteuropa, Göttingen 1995, S.9–60; rückblickend aus Sicht der Akteure: Die deutsche Wirtschaftspolitik in den besetzten sowjetischen Gebieten 1941–1943. Der Abschlußbericht des Wirtschaftsstabes Ost und Aufzeichnungen eines Angehörigen des Wirtschaftskommandos Kiew, hrsg. v. Rolf-Dieter Müller, Boppard 1991, S.108–115.


  


  


  13) Fernschreiben/Funkspruch Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 2.7.1941: Einsatzbefehl Nr.5


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei u.d. SD

        Fernschreiben: (Befördert am 3.7.1941 NÜ-Nr.103.370)

      

      	
        Berlin, den 2.7.1941

        Geheime Reichssache!

      
    


    
      	
        An die Einsatzgruppenchefs A, B und C

        FT. (Befördert am 3.7.41 Nr.5510)

        An den Einsatzgruppenchef D SS-Staf. Ohlendorf

      

      	
        

      
    

  


  Befehl Nr.5

  Es ist festgestellt worden, daß die Sowjetrussen 1) unter der Zivilbevölkerung Agenten zurücklassen. Diese haben nicht nur den Auftrag, Nachrichtendienst zu betreiben, sondern auch die wichtigsten Gebäude (z.B. NKWD-Sitz1 usw.) nochmals genauestens zu überholen, um sie schließlich in Brand zu setzen, 2) flüchtende Zivilbevölkerung zurückweisen mit der Auflage, erst dann wiederzukommen, wenn sie brauchbare militärische Nachrichten mitbringen. Zur Beachtung.


  Der Chef der Sipo u.d.

  SD gez. Heydrich


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Das Narodnyj kommissariat vnutrennich del (NKVD–Volkskommissariat für innere Angelegenheiten) war im Juli 1934 durch die Fusion aller Staatssicherheitsorgane geschaffen worden u. setzte die terroristische Tradition von Tscheka u. GPU fort; zur Entwicklung der sowjetischen Geheimdienste: Robert W. Stephan: Stalin’s Secret War. Soviet Counterintelligence against the Nazis, 1941–1945, Lawrence 2004, S.201ff.; vgl. Robert Conquest: Inside Stalin’s Secret Police. NKVD Politics 1936–39, London 1985; George Leggett: The Cheka. Lenin’s Secret Police, Oxford 1986; Amy Knight: Beria. Stalin’s First Lieutenant, Princeton 1993; Michael Parish: The Lesser Terror. Soviet State Security 1939–1953, Westport 1996; J. Otto Pohl: The Stalinist Penal System. A Statistical History of Soviet Repression and Terror, 1930–1953, Jefferson 1997; Marc Jansen/Nikita Petrov: Stalin’s Loyal Executioner. People’s Commissar Nikolai Ezhov 1895–1940, Stanford 2002; Paul Gregory: Terror by Quota. State Security from Lenin to Stalin, New Haven 2009; Paul Hagenloh: Stalin’s Police. Public Order and Mass Repression in the USSR, 1926–1941, Baltimore 2009.


  


  


  14) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 2.7.1941


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin SW 11, den 2.Juli1941

      
    


    
      	
        B.Nr.IV 539/41 geheim

      

      	
        Prinz-Albrecht-Straße 8

      
    


    
      	
        Schnellbrief

      

      	
        Fernsprecher 120.046

      
    


    
      	
        Als Geheim an alle Einsatzgruppenchefs (A, B, C und D)

      

      	
        

      
    

  


  Auf Anregung des Einsatzgruppenchefs C, SS-Brif. Nebe, hat die Heeresgruppe Mitte am 30. VI. 41 folgenden Befehl erlassen: „In einem Gefängnis in Brest sollen die dort befindlichen Zivilgefangenen von der Truppe befreit sein. Angeblich handelt es sich – wenigstens zum Teil – um politische Gefangene der Sowjets. Aus einem anderen Gefängnis sollen sich die Gefangenen – meist krimineller Art – selbst befreit haben. Es wird gebeten, die Truppe darauf hinzuweisen, daß eine Befreiung von Gefangenen nicht erfolgen darf. Die Gefängnisse sind im Gegenteil durch die Truppe solange zu sichern, bis sie von den Organen der Sicherheitspolizei übernommen werden können. Eine Selbstbefreiung der Gefangenen ist unter allen Umständen zu verhindern.“ Ich gebe hiervon Kenntnis.


  Müller


  BAL, B 162/Vorl. Dok.Slg. UdSSR 403


  


  


  15) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 3.7.1941: Kommandostab und Einsetzung eines Einsatznachrichtenführers des Reichssicherheitshauptamtes


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

      

      	
        Berlin, den 3.Juli1941

      
    


    
      	
        II HB. Nr.11 II/41 g.Rs.

      

      	
        58 Ausfertigungen, 7. Ausfertigung

      
    

  


  An die Amtschefs und Gruppenleiter, die Adjutantur des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD, das Hauptbüro, die Geschäftsstellen I, II, III, IV, V, VI, VII, die Referate I A 1, II A 1, II D 1, II D 2, III B 5, IVA 1, IV B 4, IV D 3, IV E 5, VI C 1

  Nachrichtlich: die Adjutantur des Reichsführers-SS und Chefs der Deutschen Polizei


  Betrifft: Unternehmen Barbarossa – hier: Kommandostab und Einsetzung eines Einsatznachrichtenführers des Reichssicherheitshauptamtes


  1. In Ergänzung meines Erlasses vom 14.Juni1941 ist ab sofort beim Amt II ein Einsatznachrichtenführer des Reichssicherheitshauptamtes (Lagezimmer) aufzustellen.


  2. Der Einsatznachrichtenführer des Reichssicherheitshauptamtes (Lagezimmer) hat die Aufgabe, alle Standorte, Marschziele und Richtungen der Einsatzgruppen und Einsatzkommandos, alle technischen Nachrichtenverbindungen (Funk, Fernschreib- und Fernsprechverbindungen), Kurier- und Nachschubmöglichkeiten, Feldpostnummern usw. zu erfassen und auf den jeweilig zutreffenden Stand zu bringen. Darüber hinaus hat er die Aufgabe, die Eingliederung der Einsatzgruppen und Einsatzkommandos in die jeweiligen Heeres- und Armeegruppen festzustellen und laufend Verbindungen zu vermerken. Seine Tätigkeit entspricht dem Nachrichtenoffizier der Wehrmachtsteile. Ihm obliegt die sichere und reibungslose Steuerung des Nachrichtenverkehrs vom Reichssicherheitshauptamt zu den Einsatzgruppen und Einsatzkommandos und anderen im Einsatz „Barbarossa“ befindlichen Dienststellen und umgekehrt.


  3. Dem Einsatznachrichtenführer des Reichssicherheitshauptamtes (Lagezimmer) – im Hauptdienstgebäude Prinz-Albrecht-Str. 8, Zimmer 26, Fernsprecher Post 191, intern 678 – sind vom Hauptbüro (besondere Eingangsstelle) ausnahmslos alle von den Einsatzgruppen A bis D einschließlich deren Kommandos eingehenden Meldungen und Schriftsachen nach vorausgegangener sachlicher Auszeichnung und Erfassung ohne Verzug zuzuleiten. Seine Dienststelle ist Tag und Nacht besetzt. Nach 20.30 Uhr eingehende Fernschreiben oder Funksprüche u.a. m. sind ihm unmittelbar ohne jede Verzögerung zuzustellen. Aus den Eingängen entnimmt der Einsatznachrichtenführer des Reichssicherheitshauptamtes alle für seine vorgenannten Aufgaben wesentlichen Punkte und wertet sie berichts- und kartenmäßig aus. Eine sachliche Auswertung findet nicht statt.


  4. Zu 09.30 Uhr ist täglich der zusammengestellte Bericht nach persönlicher Vorlage bei SS-Brigadeführer Müller ohne Verzögerung bei diesem als Leiter des Kommandostabes folgenden Stellen zu übergeben: a) Chef der Sicherheitspolizei und des SD = 1 Stück, b) Adjutantur des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD = 1 Stück, c) Kommandostab beim Amt IV = 2 Stück, d) Amtschef I, II, III, IV, V, VI, VII = 7 Stück, e) Hauptbüro = 1 Stück, f) II D, II D 1, II D 2, II D 3 = 4 Stück, g) Reserve = 5 Stück, Sa. 21 Stück.


  5. Nach vorgenannter technischer Auswertung ist das Material laufend an den beim Amt IV im Hauptdienstgebäude Prinz-Albrecht-Str. 8, Zimmer 320, Fernsprecher Post 54, intern 318, bestehenden Kommandostab über den Amtschef IV ohne Verzögerung abzugeben, in der Nacht eingegangene Berichte mit Dienstbeginn des folgenden Tages.


  6. Vom Amtschef IV sind nach meiner Weisung die für die Gesamtlage erforderlichen Dispositionen zu treffen. Soweit jedoch Sachgebiete der anderen Ämter berührt werden, liegt die Federführung unter Beteiligung des Kommandostabes bei diesen. Zu diesem Zwecke leitet der Kommandostab alle sachlich nicht in seine Bearbeitung fallenden Eingänge nach Kenntnisnahme schnellstens den betreffenden Amtschefs oder Gruppenleitern zu.


  7. Als Einsatznachrichtenführer des Reichssicherheitshauptamtes wird der SS-Hauptsturmführer Regierungsrat Dr. Paeffgen unter Enthebung seiner Dienstgeschäfte beim Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD in Metz beauftragt.1 Er gehört in seiner neuen Diensteigenschaft zur Gruppe II D und ist dem Gruppenleiter II D unterstellt. Der Amtschef IV als Leiter des Kommandostabes hat Weisungsrecht.


  gez. Heydrich


  RGVA, 500–4–36 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Dr. Theodor Paeffgen, geb. 1910, Jurastudium, 1933 SA, 1934 Dr.jur., 1936 Assessorprüfung, 1937 NSDAP, Mai 1938 SD-HA, Nov. 1938 Übernahme in Gestapo, 1939 SS, Juni 1940–Juni 1941 SD-Referent BdS Metz, dann RSHA als Einsatznachrichtenführer „Barbarossa“, 1941 Stubaf., Nov. 1941 zur Stapo-Stelle Tilsit, April–Sept. 1942 stellv. Leiter Stapo-Stelle Allenstein u. amtierender KdS Bialystok, dann RSHA als Gruppenleiter VI D (England, USA) bis 1945, gest. 1969; BAB, BDC, SSO u. RuSHA Dr. Theodor Paeffgen; Vern. dess. v. 6.4.1967, BAL, B 162/5403; BAL, ZK: Dr. Theodor Paeffgen.


  


  


  16) Fernschreiben/Funkspruch Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 4.7.1941: Einsatzbefehl Nr.6


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei u.d. SD

      

      	
        Berlin, den 4.7.1941

      
    


    
      	
        Fernschreiben: (Befördert am 4.7.41 NÜ-Nr.105.093)

      

      	
        Geheim!

      
    


    
      	
        An alle Einsatzgruppenchefs (A, B, C), D durch FT.

      

      	
        

      
    

  


  Befehl Nr.6


  Die bisherigen Erfahrungen machen folgende Weisungen erforderlich:


  1) Allen Meldungen der Einsatzgruppen und der EK’s ist bis zur stationären Eingliederung jeweils der Standort vorauszusetzen. Zum Beispiel: EK 4a (Lemberg). Auf die Weisung, daß sich die Gruppen mit Großbuchstaben A (SS-Brif. Dr. Stahlecker), B (SS-Brif. Dr.Dr. Rasch), C (SS-Brif. Nebe) und D (SS-Staf. Ohlendorf) zu bezeichnen haben, nehme ich Bezug.1


  2) Ich habe den im Osten liegenden Kommandeuren der SPSD sowie den Staatspolizeistellen die Genehmigung erteilt, in den ihren Grenzabschnitten gegenüber liegenden neu besetzten Gebieten zur Entlastung der Einsatzgruppen und -kommandos, vor allem um deren Bewegungsfreiheit möglichst zu sichern, Reinigungsaktionen vorzunehmen. Sie sind jedoch gehalten, sich mit dem zuständigen Einsatzgruppenchef in Verbindung zu setzen zwecks einheitlicher Ausrichtung der zu ergreifenden Maßnahmen.2 Ich werde aber diese Genehmigung sofort zurückziehen, wenn ich feststelle, daß seitens der Einsatzgruppen und EK’s diesen zusätzlichen Einsatztrupps Personal entzogen werden sollte oder daß seitens dieser Einsatztrupps ein weiteres Vorgehen beabsichtigt wird. Jede anderweitige Verwendung dieser zusätzlichen Einsatztrupps bedarf meiner ausdrücklichen Genehmigung.


  3) Ich habe festgestellt, daß bereits jetzt verschiedene EK’s Personalanforderungen stellen, obwohl erst ein Prozentsatz des zu besetzenden Gebietes zu bearbeiten ist. Andererseits befassen sich die EK’s mit Aufgaben (wie z.B. Absicherung der Linie gegen zurückflutende Flüchtlinge usw.), für die sie nicht zuständig sind. Personalanforderungen sind grundsätzlich über den Einsatzgruppenchef zu leiten. Von vornherein weise ich darauf hin, daß sie nur im seltensten Fall erfüllt werden können.


  4) Wie bereits mitgeteilt, werden alle von mir ergehenden Weisungen an die Einsatzgruppen numeriert. Jede Einsatzgruppe hat sofort nach Eingang solcher Weisung grundsätzlich anher zu melden Datum und Uhrzeit des Empfanges.


  5) Bei den Meldungen der Einsatzgruppen vermisse ich eine jeweilige Angabe der besten Verbindungsmöglichkeiten. EK’s, welche keine FT-Einrichtung besitzen, müssen jeweils mit angeben, wie sie am besten durch Kurier erreicht werden können.


  6) Verbindungsaufnahme mit GFP-Gruppen dringend geboten, da Möglichkeit, auf diese Weise weiteres sichergestelltes Material zu erhalten.


  7) Vorausabteilungen der Einsatzgruppen und EK’s so rechtzeitig in Marsch setzen, daß sie an besonders wichtigen Orten rechtzeitig eintreffen und Sicherstellung von Gebäuden und Material einleiten können. NKWD-Gebäude gehören grundsätzlich vor Eintreffen der Abwehr-Trupps in unsere Zuständigkeit. Dies insbesondere beachten vor dem Fall der Stadt Moskau. Erstes Vorauskommando in Moskau ist mir mit sämtlichen Namen zu nennen.3


  Empfangsbestätigung mit Datum anher.


  Der Chef der Sipo u.d. SD

  gez. Heydrich


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Die Bezeichnungen EG B u. C wurden kurze Zeit später ausgetauscht, EM 19 v. 11.7.1941, BAB, R 58/214.


  2 Als Verstärkung der EG operierte einerseits das aus dem Personal der Stapo-Stelle Tilsit gebildete EK Tilsit, das in den grenznahen Gebieten Litauens eine Vielzahl von Erschießungen durchführte; vgl. Browning/Matthäus: Die Entfesselung der „Endlösung“, S.370–374. Andererseits wurde von Eberhard Schöngarth, dem BdS Krakau, aus Angehörigen der KdS-Dienststellen Krakau, Warschau u. Lublin die aus etwa 230 Mann bestehende EG z.b.V. gebildet, die in Weißrußland sowie in der westlichen Ukraine operierte u. ebenfalls Massenmorde beging; vgl. Dok. 19; Thomas Sandkühler: „Endlösung“ in Galizien. Der Judenmord in Ostpolen und die Rettungsinitiativen von Berthold Beitz 1941–1944, Bonn 1996, S.114–122.


  3 Eine Folge dieses Befehls war die Bildung des VKM bei der EG B.


  


  


  17) Bericht Sonderkommando 10b an Heeresgruppe Süd/Ic vom 9.7.1941


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Czernowitz, den 9.Juli1941

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe D bei der Heeresgruppe Süd

      

      	
        

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 10b

      

      	
        

      
    


    
      	
        An Ic der Heeresgruppe Süd a. d. D.

      

      	
        

      
    

  


  Das Kommando 10b erreichte am Sonntag, dem 6.Juli1941, Czernowitz um 18.15 Uhr, nachdem bereits eine Vorausabteilung am Tage zuvor in der Stadt die ersten Verbindungen zu rum. Stellen hergestellt und für Quartier gesorgt hatte. Sofort nach Ankunft wurde mit dem zuständigen Kommandanten – Gendarmeriemajor Dluschanski – sowie mit den anderen hier anwesenden rum. Stellen Verbindung aufgenommen und mit der Überholung der Stadt begonnen – politisch verdächtige Elemente –. Nach den vorhandenen Fahndungslisten und neu zusammengestellten Aufzeichnungen begann am 7. d.Mts. die Verhaftung der Kommunisten und Juden. Am 8. d.Mts. wurde eine Grossaktion durchgeführt, in deren Verlauf die jüdische Führungsschicht ziemlich lückenlos zusammengefangen werden konnte. Am folgenden Tage wurden ca. 100 jüdische Kommunisten vom Kommando erschossen. Zusammen mit den Judenhinrichtungen durch die rum. Wehrmacht und Polizei sind insgesamt mehr als 500 Juden im Laufe des 8. und 9. d.Mts. erschossen worden.1 Ein Kommando wurde zur Überholung nach Hodin2 geschickt. Bericht liegt noch nicht vor.


  Der Führer des EK 10b

  gez. Unterschrift3

  SS-Sturmbannführer


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  


  1 Zu den Opfern des SK 10b gehörten weniger „jüdische Kommunisten“ als die geistliche Führung der jüdischen Gemeinde von Czernowitz. Die weiteren Opfer gehörten der Intelligenz – Rechtsanwälte oder Lehrer – an, während die Rumänen v.a. zugezogene Juden – die Neuankömmlinge galten als von den Sowjets nach Czernowitz kommandiert u. somit als Kommunisten – töteten; vgl. Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.149–155.


  2 Zu den Morden in Hodin/Chotin, denen v.a. jüdische Männer im wehrfähigen Alter bzw. aus der geistigen Elite zum Opfer fielen, vgl. ebd., S.159ff.


  3 Unterzeichner war Alois Persterer, geb. 1909, Automechaniker, 1930 NSDAP u. SS, 1933 strafweise aus dem österreichischen Heer entlassen, illegale Tätigkeit für NSDAP, 18 Monate Haft, 1938 als Ustuf. Fhr. SD-UA Salzburg, 1939 Stubaf., Kdr. SK 10b bis Jan. 1943, danach KdS Veldes u. Fhr. SD-Abschnitt Klagenfurt, 1945 unter ungeklärten Umständen gest.; BAB, BDC, SSO u. RuSHA Alois Persterer; BB CdS Nr.12 v. 13.3.1943, BAB, RD 19/2; BAL, ZK: Alois Persterer.


  


  


  18) Bericht Sonderkommando 10a an Einsatzgruppe D vom 10.7.1941


  
    
      	
        Sonderkommando 10a

      

      	
        O.U. den 10.7.1941

      
    

  


  Meldung


  Kommando ist mit Vorausabteilung gestern Morgen, mit der Masse gestern Mittag in Belzy (Balti) eingerückt. Geschäftszimmer befinden sich in dem an der Hauptzugangsstraße gelegenen Gebäude der früheren Rayonverwaltung, Quartier in den angrenzenden Gebäuden. Die Stadt weist starke Zerstörungen auf; von den etwa 60.000 Einwohnern ist ein ganz erheblicher Teil abgezogen. Seit gestern keine Feindeinwirkung mehr, außer verschiedenen Einflügen der roten Luftwaffe.


  Bisherige Tätigkeit: a) Staat und Partei: Sämtliche Dienstgebäude, insbesondere NKWD, Rayonverwaltung, Partei, Klub, Gericht, Gefängnisse, Rathaus untersucht. Ergebnis gering, da auch hier wieder fast sämtliche Akten beiseitegeschafft. Gefängnisse leer, Spuren von Bluttaten bisher nicht feststellbar. Staatliche und parteiamtliche Funktionäre offenbar restlos geflüchtet. Alle Amtsstellen sollen schon vier Tage vor der Besetzung Belzys ihre Tätigkeit eingestellt haben. Zur Zeit werden unter Heranziehung zurückgebliebener Rumänen und Ukrainer Ermittlungen nach eventuell sich noch verborgen haltenden Bolschewisten angestellt. b) Juden: Nach auseinandergehenden Angaben 50 bis 80% der Bevölkerung Juden; letzte Zahl aber wahrscheinlich zu hoch gegriffen. Von diesen die zionistisch eingestellten Elemente russischerseits nicht besonders wohlwollend behandelt. Die anderen, dem Vernehmen nach Anhänger des Rätesystems, zum Teil in einflußreichen Stellungen. Dieser Personenkreis – dazu auch viele reiche Juden – ebenfalls geflohen. Bei einer Streife wurden gestern Abend in einem Zimmer 15 Juden verschiedenen Alters und Geschlechts aufgefunden, die von rumänischen Soldaten erschossen waren, zum Teil aber noch lebten; die Streife gab ihnen den Fangschuß. Möglicherweise noch weitere Handlungen dieser Art vom rumänischen Militär begangen, während darüber hinaus vom Kommando Exekutionen nicht durchzuführen waren, zumal auf Grund der rumänischen Aktionen die restlichen Juden aus ihren Wohnungen aufs Feld geflüchtet sind. Eine gleich gestern Mittag von mir durchgeführte Besichtigung des jüdischen Krankenhauses bot keine Möglichkeit (offenbar aber auch keine Notwendigkeit!) zu weiteren Maßnahmen, weil dort bereits ein rumänisches Feldlazarett eingerichtet worden war. Zwei bei der Beschießung unbeschädigt gebliebene Synagogen wurden von Streifen des Kommandos in ihrem Zustand dem der übrigen zerstörten angeglichen.1 c) Volkstumsfragen: Rumänischer Bevölkerungsteil atmet auf über die Befreiung. Zwei zur Zeit in der Vernehmung befindliche griech.-kath. Geistliche sind außerordentlich begeistert über das Erscheinen der deutschen Truppen und gebrauchen ständig den Deutschen Gruß. Angeblich 1000 Rumänen verschleppt. d) Wirtschaftsfragen: Verschiedene Fabriken zerstört. Elektrizitäts- und Wasserversorgung außer Betrieb. Weitere Feststellungen wegen anderer vordringlicher Arbeiten erst seit heute Morgen im Gange.


  Beute: 1. Ein Weinlager mit zirka 6000Liter Inhalt, der laufend an vorbeimarschierende Truppen abgegeben wurde. Als der Andrang zu stark wurde, übergab das Kommando den Bestand nach Entnehmen einer kleinen Menge für Eigenbedarf an Wehrmachtsverwaltung. 2. Ein Lager von vielleicht einigen tausend Persianerfellen, das sichergestellt wurde, um es dem Zugriff unbefugter (insbesondere auch Zivilisten, die mitnehmen, was sie kriegen können) zu entziehen. Da es sich um wertvolle Bestände handeln soll, bitte ich um Abholung durch einen Lkw der Gruppe bezw. um andere Verfügung. 3. Ein Waffenlager mit etwa 500 Gewehren, Munition und anderen Waffen. Bestände werden an Wehrmacht übergeben.


  XXX.A.K. liegt zur Zeit in Parlitu westlich Balti. Verbindung dorthin schwierig. Weitere Operationspläne noch nicht bekannt, daher Dauer des Aufenthalts meines Kommandos in Belzy noch nicht zu bestimmen.


  An Gruppe D


  gez. Seetzen2

  SS-Obersturmbannführer


  BA-MA, RH 20–11/48


  


  


  


  1 Zu den Verfolgungsmaßnahmen in Belzy, wo die Morde v.a. als „Repressalmaßnahmen“ begründet wurden, vgl. Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.163–167.


  2 Heinz Seetzen, geb. 1906, Jurastudium, 1929 Referendarexamen, 1933 Assessorexamen, NSDAP u. SA, Sept. 1933 Leiter Stapo-Stelle Eutin im oldenburgischen Landesteil Lübeck, 1935 Gestapa, SS u. als Ustuf. Leiter Stapo-Stelle Aachen, 1938 Stubaf. u. Leiter I Stapo-Leitstelle Wien, 1939 Chef Stapo-Leitstelle Stettin, 1940 dto. Stapo-Leitstelle Hamburg u. Ostubaf., Kdr. SK 10a bis Juli 1942, danach Staf. u. IdS Kassel, Mai 1943 IdS Breslau, April 1944 BdS Minsk u. Chef EG B, Sept. 1945 Selbstmord bei der Festnahme durch die Briten; BAB, BDC, SSO u. RuSHA Heinz Seetzen; BB CdS Nr.23 v. 15.5.1943, BAB, RD 19/2; BAL, ZK: Heinz Seetzen; Lawrence D. Stokes: Heinz Seetzen – Chef des Sonderkommandos 10a, in: Mallmann/Paul: Karrieren der Gewalt, S.196–206.


  


  


  19) Tätigkeitsbericht Einsatzgruppe B vom 14.7.1941 für die Zeit vom 23.6.–13.7.1941


  
    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        O.U., den 14.Juli1941

      
    

  


  Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 23.6.1941 bis 13.7.1941

  I. Allgemeine Ausführungen über Marsch und Einsatz

  1.) Vorbereitungen zum Einsatz


  Nach dem Befehl des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD vom 1.6.41 hatte die Einsatzgruppe bis zum 25.6.41 ihren Aufstellungsraum in Gegend Posen einzunehmen und dort auch das Eintreffen der zugeteilten 2. Kompanie des Res.Pol.Batl. 9 abzuwarten. Die Gruppe rückte am 23.6.41 um 7.45 Uhr in 2 Kolonnen aus Düben ab und traf abends in Posen-Treskau ein. Infolge des Fortschritts der militärischen Operationen schien es notwendig, die Kommandos möglichst rasch zum Einsatz zu bringen. Der Gruppenstab und die Kommandos 7a, 7b und 8 rückten deshalb bereits am 24.6.41 nach Warschau vor, um von hier aus befehlsgemäß Verbindung mit dem Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes 102 und dem Höheren SS- und Polizeiführer aufzunehmen. Das Einsatzkommando 9 verblieb zunächst in Posen-Treskau, um dort die zugeteilte Schutzpolizeikompanie aufzunehmen, die erst am 26.6.41 um 12.30 Uhr eintraf. EK 9 und Schutzpolizei-Kompanie unter Führung von Hptm. d. Sch. Gantz wurden am 27.6.41 nach Warschau nachgezogen. Von Warschau aus wurde außerdem Verbindung mit der Heeresgruppe Mitte aufgenommen. Durch Verhandlungen mit der Heeresgruppe und dem Befehlshaber des rückw. Heeresgebietes wurde erreicht, daß bereits am 26.6.41 die Sonderkommandos 7a und 7b zu den beiden Armeen 9 und 4 abrücken konnten. Damit war die sicherheitspolizeiliche Tätigkeit im Operationsgebiet aufgenommen. Die Einsatzkommandos 8 und 9 mußten zunächst noch verhalten, da sie möglichst nur im rückwärtigen Heeresgebiet operieren sollten. Die zwangsläufige Wartezeit in Warschau wurde dazu benutzt, Führer und Männer fortlaufend zu schulen und mit ihren fachlichen, aber auch den etwa notwendig werdenden militärischen Aufgaben vertraut zu machen. Das EK 9 rückte am 29.6.41 zur nördlichen Sicherungsdivision 403 ab; das EK 8 wurde am 1.7.41 bei der im Raum von Bialystok operierenden Sicherungsdivision eingesetzt. Beiden EKs wurde je 1 Zug Schutzpolizei zugeteilt. Der Gruppenstab begab sich mit dem 3. Zug Schutzpolizei ebenfalls nach Bialystok.


  2.) Vormarsch


  Das Vorrücken der Einsatzgruppe war bei der zuweilen etwas verworrenen Gefechtslage in erster Linie von den militärischen Operationen abhängig. Die große Zangenbewegung, die im Raum zwischen der ehemals deutsch-sowjetrussischen Interessengrenze und Minsk durchgeführt und in der Hauptsache von den schnell vorrückenden beiden Panzergruppen 2 und 3 getragen wurde, hatte zur Folge, daß bei dem sehr starken sowjetischen Gegendruck auch noch nach der Einnahme von Minsk die nach dort führenden Rollbahnen, insbesondere die südliche, im Bereich der Feindwirkung lagen. Trotzdem wurde Minsk, die Hauptstadt der BSSR, bereits erreicht, bevor es überhaupt zum rückwärtigen Armeegebiet gehörig erklärt wurde. Auch jetzt befinden sich noch größere Teile versprengter sowjetischer Divisionen in dem Sumpf- und Waldgebiet westlich Minsk. Das Vorrücken der einzelnen Kommandos war nur unter größten Schwierigkeiten und Strapazen möglich. Die Kommandos 7a und 9 mußten z.B. über Ostpreußen in das ihnen zugewiesene Gebiet einrücken. In fast allen Fällen waren die Kommandos an den ihnen befohlenen Marschzielen, bevor diese als rückwärtiges Heeresgebiet bezw. rückwärtiges Armeegebiet erklärt wurden. Die Standorte und Marschziele der Kommandos sind aus der als Anlage beigefügten Karte ersichtlich und sind im einzelnen folgendermaßen erreicht worden:


  a) Sonderkommando 7a: Das Sonderkommando 7a (Führer: SS-Obersturmbannführer Dr. Blume1) führte vom 27.6. bis 2.7.41 in Wilna sicherheitspolizeiliche Aufgaben durch. Am 3.7. rückte das Kommando nach Krewo, etwa 100km nordwestlich Minsk, vor und traf am 4.7.41 in Minsk ein. Um möglichst schnell ein Kommando in Minsk zu haben, befahl ich dem Sonderkommando 7a, sich vorübergehend von seinem AOK zu lösen, weil ein Vordringen nach Minsk von NW her weit geringere Schwierigkeiten bereitete und ich außerdem möglichst viel Kräfte für die ersten sicherheitspolizeilichen Maßnahmen in Minsk zur Verfügung haben wollte. Nach Durchführung dieser Aufgaben rückte das Sonderkommando am 9.7.41 wieder in seinen AOK-Bereich ab, durchkämmte die Orte Wilejka und Molodetschno und stand am 14.7.41 in Witebsk.


  b) Sonderkommando 7b: Das Sonderkommando 7b (Führer: SS-Sturmbannführer Rausch2) führte am 26. und 27.6.41 sicherheitspolizeiliche Maßnahmen in Brest durch und marschierte am 28.7.41 nach Chachec, Lager Slobotka, ca. 5km südlich Pruzana, ab. Von hier aus wurde in der Zeit vom 29.6. bis 2.7.41 eine größere Fahndungsaktion in Pruzana, Rozana, Kobryn und Bielsk durchgeführt. Am 3. und 4.7.41 stand das Kommando in Slonim und Baranowicze und erreichte am 4.7.41 mit einem Vorauskommando Minsk. Am 6.7.41 befand sich das Sonderkommando 7b vollzählig in Minsk, wo es gemeinsam mit den übrigen Einheiten der Gruppe umfangreiche sicherheitspolizeiliche Aufgaben erledigte. Teiltrupps des Sonderkommandos stehen ab 11.7.41 in Sluzk, Borissow und Bobruisk. Am 13.7.41 erhielt das Kommando Marschbefehl nach Krupka.


  c) Einsatzkommando 8: Das Einsatzkommando 8 (Führer: SS-Sturmbannführer Dr. Bradfisch3) operierte vom 1.7. bis 4.7. in Bialystok und Umgebung (Bereich der Sicherungsdivision 221). Am 3.7.41 wurde auf meinen Befehl ein Vorauskommando nach Wolkowysk und Nowogrodek entsandt. Ab 5.7.41 löste sich das EK 8 zunächst von der Sich.Div. 221, rückte über Slonim, Baranowicze und Stolpce vor und erreichte am 8.7.41 mit seiner Spitze Minsk. Zwecks Durchführung umfangreicher sicherheitspolizeilicher Maßnahmen im Bereich der Sicherungsdivisionen 221 und 252 operiert das EK 8 seit 8.7.41 in Baranowicze und Umgebung, Slonim und Umgebung sowie in Stolpce und Umgebung.


  d) Einsatzkommando 9: Das Einsatzkommando 9 (Führer: SS-Obersturmbannführer Dr. Filbert4) operiert seit 29.6.41 im Bereich der Sich.Div. 403. Am 1.7.41 erreicht es Wilna und übernimmt dort die sicherheitspolizeilichen Aufgaben vom Sonderkommando 7a. Für den 30.6.41 war ein Trupp für die sicherheitspolizeilichen Maßnahmen nach Grodno in Marsch gesetzt worden, der am 4.7.41 nach Lida weiterrückte, um nach Erledigung der ihm dort gestellten Aufgaben am 7.7.41 nach Wilna zurückzukehren. Wegen der umfangreichen Aufgaben, die das EK 9 in Wilna zu bewältigen hat, wurde der ihm erteilt gewesene Marschbefehl nach Minsk zunächst zurückgezogen, auch schon im Hinblick darauf, daß Minsk nicht mehr zum nördlichen Sicherungsgebiet gehört. Am 13.7.41 erhielt das EK 9 von mir Befehl, ein Vorauskommando nach Wilejka zu entsenden.


  e) Gruppenstab: Der Gruppenstab befand sich am 3.7.41 in Bialystok und steht seit 5.7.41 in Minsk.


  3.) Einsatz von Unterstützungstrupps


  In Warschau besprach ich mit dem Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD in Krakau den Einsatz sachkundiger Kräfte der Kommandeure der Sicherheitspolizei und des SD in Warschau und Lublin im Rahmen meiner Einsatzgruppe. Um eine Befriedigung [sic] des weißruthenischen Raumes zu erreichen, erschien mir diese Unterstützung wünschenswert, zumal in dem großen Raum und bei der Eigenart der militärischen Taktik die Kräfte meiner Einsatzgruppe hierfür nicht ausreichten. Die von Warschau und Lublin einzusetzenden Unterstützungstrupps sollen bis zur beabsichtigten Übernahme durch die Einsatzgruppe A in dem weißruthenischen Raum verbleiben und dadurch ein sofortiges Vorrücken meiner gesamten Kräfte ermöglichen. Dieser Anregung wurde auch durch Befehl des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD stattgegeben.


  a) Am 3.7.41 wurden vom Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD in Warschau 4 Unterstützungstrupps unter Führung des SS-Sturmbannführers Wenzel5 nach Bialystok in Marsch gesetzt. Der unter Führung des SS-HStuf. Böhm6 stehende Trupp – 2 Führer, 24 Unterführer und Männer – marschierte noch am gleichen Tage nach Grodno, um dort den Trupp des EK 9 abzulösen. Der Trupp Böhm hat in der Folgezeit die sicherheitspolizeilichen Aufgaben in Grodno und Umgebung durchgeführt7 und wird nach Weitermarsch des EK 9 für das Gebiet Wilna eingesetzt. Der unter Führung von SS-Sturmbannführer Bonifer8 stehende Trupp – 5 Führer, 26 Unterführer und Männer – hat am 3.7.41 seine Tätigkeit in Bielsk aufgenommen und steht seit 8.7.41 in Minsk. Der unter Führung von SS-Hauptsturmführer Engels9 stehende Trupp – 2 Führer, 25 Unterführer und Männer – erhielt sofort Marschbefehl nach Nowogrodek und führt dort seit 4.7.41 sicherheitspolizeiliche Aufgaben durch. Nach Abrücken des Teiltrupps vom EK 9 wird Lida vom Trupp Engels mitbetreut. Nach Vorrücken des EK 8 wird der Trupp Engels die Orte Baranowicze, Slonim, Stolpce, Nowogrodek und Lida mit Umgebung weiterbearbeiten. Der unter Führung des SS-Hauptsturmführers Birkner10 stehende Trupp – 6 Führer, 22 Unterführer und Männer – blieb in Bialystok. Von ihm wird noch Bielsk und später Grodno mitbetreut.


  b) Vom Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD in Lublin wurden am 2.7.41 2 Unterstützungstrupps für Brest und Pinsk in Marsch gesetzt. Die sicherheitspolizeilichen Aufgaben in Brest und dem ehemaligen sowjetischen Gebiet hat der Trupp unter Führung von SS-Untersturmführer Schmidt (Stärke 1:14) übernommen, von dem sich ein Teil bereits seit 24.6.41 in Brest befand. In Pinsk steht seit 3.7.41 der 2. Unterstützungstrupp aus Lublin in Stärke von 1:17 unter Führung des SS-Hauptsturmführers Hess.11 Ein dritter Trupp steht für einen späteren Einsatz in Gomel bereit.


  Der Einsatz der Unterstützungstrupps aus Warschau und Lublin hat mit dazu beigetragen, daß die sicherheitspolizeilichen und SD-mäßigen Aufgaben im weißruthenischen Raum auf breitester Grundlage durchgeführt werden konnten. Das gesamte von der Einsatzgruppe durchschrittene Gebiet ist am 14.7.41 bis zur Linie Witebsk–Borissow–Bobruisk von einem sicherheitspolizeilichen Netz überspannt. Sämtliche von Warschau und Lublin eingesetzten Führer, Unterführer und Männer haben sich bestens bewährt.


  4.) Zusammenarbeit mit dem Höheren SS- und Polizeiführer und der Wehrmacht


  Die Zusammenarbeit mit dem Höheren SS- und Polizeiführer, SS-Gruppenführer v.d. Bach, erfolgt im besten Einvernehmen. Der Höhere SS- und Polizeiführer befindet sich beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes und wird laufend über alle im Bereich der Heeresgruppe Mitte durchgeführten sicherheitspolizeilichen Maßnahmen durch den SS-Stubaf. Schröder12 unterrichtet, der von der Einsatzgruppe zu seinem Stabe getreten ist und gleichzeitig als Verbindungsführer zum Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes fungiert. Durch persönliche Fühlungnahme und sachliche Arbeitsleistungen habe ich erreicht, daß die Tätigkeit meiner Einsatzgruppe von sämtlichen Wehrmachtsstellen in jeder Weise anerkannt und gefördert wird. Ich war von Anfang an bemüht zu erreichen, daß zumindest die Sonderkommandos Anschluß an die kämpfende Truppe fanden, um rechtzeitig eine umfangreiche und vollständige Objektsicherung vornehmen zu können. Hierbei ließ ich mich allein durch sicherheitspolizeilich-taktische Überlegungen leiten. So habe ich z.B. auch das Sonderkommando 7a vorübergehend aus dem Bereich des AOK 9 herausgezogen, um die für Minsk vorbereiteten Aktionen schlagkräftiger gestalten zu können. Bei der Heeresgruppe Mitte (Oberbefehlshaber: Generalfeldmarschall von Bock13, Chef des Generalstabes: Generalmajor von Greiffenberg14, Ic: Major i.G. von Gersdorf15), der für sämtliche Operationen maßgeblichen und ausschlaggebenden Führung, wurde meinen Maßnahmen das vollste Verständnis entgegengebracht. Ein schnelles Vorgehen meiner Kommandos muß aber ab und zu zu Beschwerden über Nichteinhaltung der mit dem OKH getroffenen Vereinbarungen führen, die jedoch auch nach Auffassung der Heeresgruppe nur formelle Bedeutung haben. Die zwischen dem Chef der Sicherheitspolizei und des SD und dem OKH getroffenen Vereinbarungen wirken sich insofern sehr hemmend aus, als hiernach bereits die Sonderkommandos nur im rückwärtigen Armeegebiet operieren dürfen. Hier hat unser Vertreter in Berlin sicherlich nicht die Situation ganz übersehen können, jedenfalls im Hinblick auf die in meinem Bereich zur Durchführung gelangenden Operationen. Weit vor den AOKs operieren die Panzergruppen 2 und 3 die neuerdings zum Pz.-AOK 4 (Befehlshaber: Generalfeldmarschall von Kluge16) zusammengefaßt wurden und den Stoß auf Moskau auszuführen haben. Die AOKs 2 (im Süden) und 9 (im Norden) folgen in Abständen. Durch meine persönlichen Vorstellungen bei der Heeresgruppe und dem Pz.-AOK 4 habe ich wenigstens erreicht, obwohl der Ic des Pz.-AOK 4, Major i.G. Helmdach, zunächst nicht sehr einverstanden zu sein schien, daß ich ein Vorauskommando unter Führung von SS-Standartenführer Dr. Six17 mit den Panzerkorps nach Moskau entsende und daß die Sonderkommandos mit Teiltrupps, möglichst im Verbande der kämpfenden Truppe, an die für uns wichtigen Objekte herankommen. Ich selbst kann mit meinem Stab nach eigenem taktischen Ermessen freizügig im Bereich der Heeresgruppe operieren und habe mich deshalb vom Befehlshaber des rückw. Heeresgebietes leicht gelöst, um die notwendigen Verbindungen nach vorn aufrechterhalten zu können. Es war mir dabei auch leichter möglich, größere sicherheitspolizeiliche Maßnahmen auslösen zu lassen. Diese Methode hat sich besonders bei den Liquidierungs-Aktionen in Bialystok und Minsk18 gut bewährt und ihre Wirkung auf die übrigen Kommandos nicht verfehlt. Die Einsatzkommandos finden naturgemäß ihre Hauptaufgabe im rückwärtigen Heeresgebiet. Ich hatte zunächst bedauert, daß die EKs nur im rückw. Heeresgebiet tätig werden sollen, habe mich aber davon überzeugen lassen, daß gerade dort die wichtigste exekutivische sicherheitspolizeiliche Aufgabe liegt. Die Durchkämmung der rückwärtigen Räume, Liquidierungen größeren Ausmaßes und restlose Erfassung von Funktionären, politischen Kommissaren, Saboteuren, Hetzern, Heckenschützen usw., die sich erst längere Zeit nach Abschluß der militärischen Operationen bemerkbar machen, Erforschung der politischen und insbesondere wirtschaftspolitischen Probleme verbieten ein schnelles Vorziehen der Einsatzkommandos außerhalb ihres Sicherungsdivisionsbereiches. Die Zusammenarbeit der EKs mit den Sicherheits-Divisionen, den Feld- und Ortskommandanturen ist ausgezeichnet. Irrige politische Ansichten dieser Stellen, die mitunter auftauchten, konnten schnell durch persönliche Fühlungnahme und Aufklärung ausgeräumt werden. Wertvolle Hinweise wurden insbesondere dem Kriegsverwaltungschef beim rückwärtigen Heeresgebiet, Dr. Tesmer19, und den einzelnen Wirtschaftskommandos gegeben. Die Zusammenarbeit mit der GFP und den Abw. III-Trupps, die im Bereich der Heeresgruppe Mitte unter Führung von Major Tarbuk stehen, ist die denkbar beste. Das von diesen Stellen sichergestellte politische Material wird loyal und in vollem Umfange an die Einsatzgruppe abgeliefert. Die GFP stellt sogar Trupps zur Unterstützung bei unseren Liquidierungen ab.


  5.) Stärkenachweis


  a) Mannschaft: Die Einsatzgruppe verfügt z.Zt. über insgesamt 64 Führer, 190 Unterführer, 92 Männer und 175 Kraftfahrer, die sich wie folgt verteilen:


  [image: image]


  Hierzu kommt die 2. Komp. des Ers.Pol.Btl. 9 mit 3 Offizieren, 51 Unterführern (dienstgradmäßig) und 80 Männern. Ausfälle und Disziplinarfälle sind mit Ausnahme eines bereits gemeldeten kleineren disziplinlosen Verhaltens nicht zu verzeichnen.


  b) Kraftfahrzeuge: Die Einsatzgruppe verfügt z.Zt. über 122 Pkw, 1 Streifenwagen, 28 Lkw, 6 Sonderfahrzeuge, 11 Kräder und 1 Krad m. Bwg. (einschließlich der Fahrzeuge der Ordnungspolizei), die sich wie folgt verteilen (in Klammern Orpo):


  [image: image]


  6.) Gesundheitszustand


  Die Einsatzgruppe ist in gesundheitlicher Hinsicht nach wie vor voll einsatzfähig. An den in malariaverseuchten Sumpfgebieten eingesetzten Kommandos wird laufend Malariaprophylaxe durch Atibringaben betrieben. Um Mangelerscheinungen durch zu geringe Mengen an C-Vitaminen in der Nahrung zu vermeiden, wird regelmäßig Cebion ausgegeben. Durch diese Maßnahmen traten bis jetzt noch keine Infektionskrankheiten und keine wesentlichen Störungen durch Vitaminmangel auf. Der Genuß von unentseuchtem Wasser wurde grundsätzlich streng verboten. Die Verpflegung der Truppe und insbesondere die Versorgung mit einwandfreien Getränken gestaltete sich seit dem Einsatz weniger befriedigend. Durch die Schwierigkeiten des Nachschubes und dadurch, daß in diesem Raum eine vollständig darniederliegende und verwahrloste Landwirtschaft vorgefunden wurde, war es zunächst nicht möglich, eine kalorisch und den notwendigen Vitamingehalt enthaltende Nahrung zu verabreichen. Als erschwerendes Moment kommt noch hinzu, daß eine größere Menge von Konservenbüchsen ungenießbar wurde. Sogar Kartoffeln zählen zu einer großen Seltenheit. Fast sämtliche Städte im weißrussischen Raum sind vollständig zerstört. Die Unterkunftsverhältnisse sind äußerst primitiv. Vor allem wurde von der Mannschaft der Mangel an einwandfreien Getränken in diesem streng kontinentalen Klima (35 bis 40 Grad im Schatten) als sehr unangenehm empfunden. Durch den Wassermangel steht der Truppe auch wenig Wasser zu Reinigungszwecken zur Verfügung, was besonders deshalb schwer ins Gewicht fällt, weil die Mannschaft von den täglichen Fahrten auf den hoch mit Staub bedeckten und verstopften Straßen schmutzverkrustet in die Unterkunft zurückkehrt. Die Folge davon sind Schmutzinfektionen der Haut (Impetigo, Bartflechte usw.) und, trotz Schutzbrille, Bindehautentzündungen der Augen. Von allen Männern wurde wirklich Unglaubliches an körperlichen Strapazen geleistet. Allein der in Kolonne fahrende Teil des Gruppenstabes benötigte für die Fahrt von Bialystok nach Minsk 66 Stunden, davon 56 Stunden reine Fahrzeit. Vor allem die in dem fast völlig zerstörten Minsk liegenden Einheiten haben mit den größten Schwierigkeiten zu kämpfen. Die Wasserversorgung ist für die ganze Stadt nur auf eine geringe Zahl von Brunnen beschränkt. Es muß angenommen werden, daß unter den Trümmern der Stadt noch viele Leichen ungeborgen liegen, die das Grundwasser, aus dem sich die Brunnen nachfüllen, verseuchen. Die gesamte Bevölkerung sowie die in Minsk liegenden und durchziehenden Truppen müssen ihren Wasserbedarf an den wenigen vorhandenen Brunnen eindecken. Durch den Mangel an Spülwasser können auch die Aborte, die in einem unbeschreiblichen Zustand vorgefunden wurden, nicht benutzt werden. Sie wurden mit Karbol desinfiziert und abgeschlossen. Außer den erwähnten Erkrankungen ist nur eine geringe Anzahl von ungefährlichen, durch Diät und Stopfmittel leicht zu behebenden Diarrhöen und eine Erkrankung an Erythema multiforme exudativum (infektiöser Hautausschlag) erwähnenswert. Ein Mann mußte wegen Zuckerkrankheit in die Heimat entlassen werden. An Verletzungen trat bisher lediglich eine durch einen Motorradunfall verursachte Prellung und Fleischwunde auf. Verwundungen durch Feindberührungen traten bisher nicht ein. Seelische Höchstanstrengungen wurden von der Truppe in Verfolg mit der großen Anzahl der Liquidierungen verlangt. Durch persönliche Ansprachen nach Abschluß dieser Aktionen unter Hinweis auf die politische Notwendigkeit habe ich die völlige Bereitwilligkeit der Führer sowohl als der Männer wach erhalten. Der Geist und die Haltung der Truppe ist bis jetzt in jeder Beziehung lobenswert.


  7.) Erfahrungen


  Gewisse Sorgen bereitete mir die verschiedentlich in meinen Berichten erwähnte unvollkommene Ausrüstung der Truppe. Lediglich im Vertrauen darauf, daß möglichst schnell eine Ergänzung durch Beutestücke erfolgen könne, gab mir die Hoffnung, in den ersten Tagen des Einsatzes bereits die Gruppe so auszurüsten, daß sie einigermaßen in der Lage sein würde durchzuhalten. Dies war auch mit ein Grund, weshalb ich die Kommandos schnell vorrücken und Anschluß an die kämpfende Truppe finden ließ. Auch in dieser Richtung waren unsere Bemühungen nicht ohne Erfolg. Einmal reichten die der Gruppe zur Verfügung gestellten Küchenwagen für den Bedarf bei weitem nicht aus. Dieser Mangel wurde durch erbeutete feindliche Feldküchen behoben. Es besteht aber nach wie vor ein Mangel an geübten Köchen. Bei den besonders gelagerten Verhältnissen hätten die Männer mit Zeltbahnen und leichten Uniformen ausgerüstet werden müssen. Es gelang bisher, einige Zeltbahnen zu erbeuten und hiermit in erster Linie die Sonderkommandos und das Vorauskommando Moskau auszurüsten. Die Bewaffnung war an sich ausreichend. Es fehlen aber Maschinenpistolen in genügender Anzahl. Dieser Bedarf konnte teilweise durch Beutestücke ergänzt werden. Schon bei der Zuteilung der Kraftfahrzeuge in Pretzsch konnte festgestellt werden, daß der größte Teil der Fahrzeuge entsprechend dem zu erwartenden Einsatz nur mangelhaft ausgerüstet war. Fehlbestände an Werkzeug, Luftpumpen, Luftdruckprüfern, z.T. auch Fettpressen sind hierbei zu erwähnen. Die Bereifung der Kraftfahrzeuge war z.T. derart schlecht, daß schon in Pretzsch eine große Zahl der mitgeführten Reservedecken gewechselt werden mußte. Obwohl auf dem Vormarsch ein Teil der Wagen mit Bereifung aus Beutebeständen ausgerüstet werden konnte, besteht z.Zt. ein dringender Bedarf an Bereifung der Größe 5,25 × 16 und 5,50 × 16. Auf den sogenannten Kanisterwagen fehlten vor allen Dingen Benzinpumpen, die bei der Auffüllung der Kanister unentbehrlich sind. Die Dreieckskanister haben sich insofern nicht bewährt, als sie durch die starken Erschütterungen auf den schlechten Wegen leck wurden, wodurch Kraftstoff auslief. Es wäre zweckmäßiger gewesen, wenn jedem Kommando ein Tankwagen gestellt worden wäre. Der mitgeführte Werkstattwagen war völlig unzureichend mit den notwendigsten Ersatzteilen ausgestattet, obwohl die Fahrzeugtypen der vorhandenen Kraftfahrzeuge bekannt waren. Störend machte sich der Mangel an Lkws bemerkbar, der durch Beutefahrzeuge einigermaßen behoben werden konnte. Es fehlen ferner geländegängige Kraftfahrzeuge in ausreichendem Maße. In den letzten Tagen liefen verschiedene Anzeigen ein, nach denen versprengte sowjetische Truppenreste unter Führung politischer Kommissare und roter Offiziere die Landbevölkerung zu terrorisieren versuchen und Raubüberfälle ausführen. Da in den vorderen Gebieten die dem Höheren SS- und Polizeiführer zur Verfügung stehenden Polizeitruppen noch nicht eingesetzt sind, müssen wir selbst versuchen, solche Versprengten zu fassen, was bei den kaum passierbaren Landwegen und dem Fehlen geländegängiger Wagen erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Für solche während der Nachtzeit durchgeführten Aktionen macht sich vor allem das Fehlen von Scheinwerfern unangenehm bemerkbar. Hier hätte sich auch der von der Kriminalpolizei benutzte Mordwagen, auf dessen Einsatz ich in Berlin schon hingewiesen habe und der über die für solche Aktionen erforderlichen Geräte verfügt, gut bewähren können. Die Nachrichtenübermittlung funktionierte äußerst schlecht. Dadurch, daß am 12.7.41 zusätzlich 2 Amatusstationen eintrafen, kann jetzt wenigstens Verbindung mit den beiden Sonderkommandos und dem Einsatzkommando 9 gehalten werden. Das EK 8 verfügt über keine Funkverbindung. Der dem Gruppenstab zugeteilte kleine Funkzug ist aber zu schwach, um eine ständige Verbindung mit Warschau halten zu können und auch zu sehr von atmosphärischen Störungen abhängig. Die Nachrichtenübermittlung nach Berlin mußte daher fast ausschließlich durch Kuriere nach Warschau erfolgen, wodurch eine Verzögerung von mindestens zwei Tagen eintrat. Durch die in Aussicht gestellte Zuweisung eines Fieseler-Storch wird jedoch hierin ein grundlegender Wandel geschaffen werden. Gleichzeitig werde ich hierdurch auch in die Lage versetzt, weit besser als bisher persönlich mit meinen Kommandos, den Armeen, der Heeresgruppe und dem rückwärtigen Heeresgebiet Fühlung zu halten. Die Ausrüstung des Gruppenstabes mit einem Vervielfältigungsapparat hätte viel überflüssige Schreibarbeiten ersparen können. Auch das Vorhandensein eines Zeichners hat sich als dringend erforderlich herausgestellt. Der gesamten Einsatzgruppe steht zum Zwecke der Wasserentseuchung nur ein einziges Tornisterfiltergerät zur Verfügung. Mit einem solchen Gerät hätte jedes Kommando ausgerüstet werden müssen, da der zur Verfügung stehende Raum in den Feldküchen zum Abkochen und Bereiten von Tee bezw. Kaffee für den Trinkbedarf nicht ausreicht. Ich hätte es begrüßt, wenn die gesamte Mannschaft meiner Einsatzgruppe bereits vor dem Einsatz besser zusammengeschweißt worden wäre, was bei einem truppenmäßigen Einsatz von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist. Die Kraftfahrer standen mir z.B. erst von dem Tage des Abmarsches aus Düben ab zur Verfügung; die Schutzpolizei-Kompanie stieß erst im Bereitschaftsraum hinzu. Sehr hemmend hat sich ferner der Mangel an Dolmetschern ausgewirkt. Die Sichtung und oberflächliche Auswertung des umfangreichen Schriftmaterials bereitete vor allem erhebliche Schwierigkeiten. Soweit mir bekannt ist, sind die Abwehrtrupps und Propaganda-Kompanien der Wehrmacht in dieser Hinsicht weit besser bedacht worden und haben daher uns an Schnelligkeit etwas voraus. Ich kann mich leider des Eindrucks nicht erwehren, daß bei der Vorbereitung des Einsatzes „Barbarossa“ die Erfahrungen aus früheren Einsätzen, insbesondere dem Poleneinsatz, nicht genügend berücksichtigt worden sind. Ich schlage vor, daß in Zukunft für die Vorbereitung eines Einsatzes der Sicherheitspolizei rechtzeitig ein für die gesamte Ausbildung, Ausrüstung usw. allein verantwortlicher kleiner Stab eingesetzt wird und daß nicht die Ämter, jedes in eigener Verantwortung, nebeneinander Anordnungen treffen. Damit will ich hier keinen Vorwurf gegen irgendein Amt erheben, sondern es ist lediglich ein Vorschlag aus der Erfahrung heraus, der dem Interesse des Ganzen dienen soll.
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        Amtschef IV

      

      	
        Berlin, 16.7.1941

      
    

  


  FT. (verschlüsselt) (Bef. am 17.7.41 Nr.5614) an die Einsatzgruppen A, B, C und D


  Wesentliches Ergebnis einer erneuten Besprechung bei der Dienststelle Rosenberg: Entwicklung in Litauen und Lemberg1 entspricht keineswegs den deutschen Bestrebungen.


  Eine ähnliche Entwicklung in anderen Gebieten ist daher künftighin unter allen Umständen zu unterbinden. Es ist vorgesehen, nunmehr bei dem General für die rückwärtigen Verbindungen „Volksgruppenstäbe“ einzusetzen, wobei fachlich geeignete Persönlichkeiten ohne Rücksicht auf ihre politischen Bindungen herangezogen werden. Diesen „Volksgruppenstäben“ fällt in Sonderheit die Aufgabe zu, die maßgeblichen deutschen Stellen zu beraten und die Verbindung mit den einheimischen Volksgruppen sicherzustellen. Eine selbständige Tätigkeit kommt ihnen nicht zu, insbesondere keinerlei Exekutive. In Litauen wird General Rastikis herangezogen, da er bei den Litauern großes Ansehen genießt.2


  RSHA-Amt IV

  gez. Müller, SS-Brif.


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Bezieht sich auf die Unabhängigkeitserklärung der OUN für die Ukraine durch Jaroslaw Stezko am 30.6.1941 in Lemberg; vgl. Bericht Hans Koch (undat./1941), BAB, R 6/150; Erklärung Stezkos v. 5.7.1941: Deklaration der ukrainischen Staatsregierung, BAB, R 43 II/1500; Bruder: „Den ukrainischen Staat erkämpfen oder sterben!“, S.132–145.


  2 Bezieht sich auf die Autonomiebestrebungen in Litauen u. Ostgalizien im Kontext des deutschen Einmarschs; vgl. Dieckmann: Deutsche Besatzungspolitik in Litauen, Bd.1, S.416–448; Dieter Pohl: Nationalsozialistische Judenverfolgung in Ostgalizien 1941–1944. Organisation und Durchführung eines staatlichen Massenverbrechens, München 1996, S.47ff.


  


  


  21) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11/Ic vom 16.7.1941


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

      

      	
        O.U., den 16.Juli1941

        Geheime Reichssache

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe D

      

      	
        2 Ausfertigungen

      
    


    
      	
        An den Ic der 11. Armee

      

      	
        1. Ausfertigung

      
    

  


  Mein VO1, Sturmbannführer Gmeiner2, teilt mir mit, dass beabsichtigt ist, von der Heeresgruppe Süd eine Anordnung über den Einsatz der Einsatzgruppe D im Raum der 11. Armee zu erwirken.3 Ich wäre dankbar, wenn dabei folgende Punkte berücksichtigt werden könnten:


  1. Gemäß der Vereinbarung zwischen OKH und dem Chef der Sicherheitspolizei und des SD bleibt der Einsatzraum der Einsatzgruppe D das Gebiet des Kaukasus.


  2. Da die Einsatzgruppe B (Brigadeführer Dr. Rasch) mit ihren Einsatzkommandos für die vom Norden her in die Ukraine vorstossenden Armeen der Heeresgruppe Süd voll in Anspruch genommen ist, erscheint es sachlich zweckmäßig, Sonderkommandos der Einsatzgruppe D jeweils in den dem Operationsgebiet der 11. Armee zugehörigen Räumen einzusetzen. Dadurch erscheint allein die Erfüllung der Aufgaben, die gemäß der Vereinbarung zwischen OKH und dem Chef der Sicherheitspolizei und des SD den bei den Armeen tätig werdenden Einsatzkommandos obliegen, in dem Operationsraum der 11. Armee gesichert. Gleichzeitig ist damit der Einsatzgruppe D die unmittelbare Einsatzbereitschaft für den Augenblick des Einmarsches in das Kaukasusgebiet gesichert.


  3. Die Einsatzgruppe D stellt gemäß Ziffer 1–2 für den Raum der 11. Armee lediglich die notwendigen Sonderkommandos. Eine stationäre Bearbeitung sicherheitspolizeilicher Aufgaben ausserhalb des Kaukasusgebietes (im rückwärtigen Heeresgebiet der Ukraine) ist dagegen für die Einsatzgruppe D nicht vorzusehen. Die stationäre Arbeit muss von der Einsatzgruppe B (Brigadeführer Dr. Rasch) übernommen werden. Nach nochmaliger Klarstellung dieser Punkte durch die Heeresgruppe Süd ist der lediglich vorübergehende Einsatz von Sonderkommandos der Einsatzgruppe D im Operationsraum der 11. Armee eindeutig festgelegt. Unter Berücksichtigung der Punkte aus der Niederschrift über die Unterredung zwischen Sturmbannführer Gmeiner und Major [Ranck4] vom 16.7.41, deren Abschrift ich in der Anlage übersende, darf ich bitten, den Rest der Einsatzgruppe D jeweils so nahe wie möglich an den Sitz der Führungsabteilung der 11. Armee heranzuziehen. Die Sicherstellung eines zweckmäßigen Einsatzes der Sonderkommandos, die mir vom O.B.5 am 14.7.41 bestätigt worden ist, setzt die dauernde Möglichkeit einer Instruktion der Sonderkommandos durch mich und eine jeweilige Absprache mit dem Ic voraus. Darüber hinaus ergibt sich durch die schwierigen Unterbringungs-, Verpflegungs- und sonstigen Einsatzvoraussetzungen der Sonderkommandos die Notwendigkeit, elastisch arbeiten und Ablösungen vornehmen zu können. Unter Berücksichtigung der in der Unterredung vom 14.7.41 angeführten Punkte würde ich, um ein Beispiel zu gebrauchen, ein Vorrücken der Einsatzgruppe D nach Jassy in der nächsten Zeit für zweckentsprechend und erforderlich halten.


  Ohlendorf

  SS-Standartenführer


  O.U., den 16.Juli1941


  Niederschrift über die Besprechung mit dem Ic der 11. Armee vom 16.7.1941


  1. Die geheime Kommandosache vom 14.7.1941 ist durch ein Versehen des Büros des Ic nachrichtlich direkt an die EK’s zugestellt. Künftighin wird der gesamte Schriftwechsel selbstverständlich über die Einsatzgruppe geführt.


  2. Die geheime Kommandosache vom 14.7.41 wurde nach Rücksprache mit dem Chef des Stabes entgegen der Abmachung mit dem O.B. abgefasst, weil sachliche und juristische Gründe ein jeweiliges Nachziehen der in Piatra liegenden Gruppe unmöglich machen. In sachlicher Beziehung wies der Ic darauf hin, dass in den nunmehr von den Truppen besetzten Gebieten an sich nur eine geringe Anzahl von Häusern und anderen Unterbringungsmöglichkeiten sei, dass aber diese durch die Kriegseinwirkungen auch fast restlos zerstört sind. Die wenigen noch vorhandenen Unterbringungsräume müssen unter allen Umständen für die Armeestäbe und die anderen für den laufenden Nachschub unbedingt notwendigen Einheiten sowie für die nachrückenden Ersatztruppen, welche vor ihrem unmittelbaren Einsatz stehen, freigehalten werden. Durch das Nachziehen der Gruppe würden solche Unterbringungsmöglichkeiten weggenommen und auf diese Weise die an sich schon äusserst schwierige Lage noch verschlechtert. Von Jassy aus muss nahezu der gesamte Nachschub an Truppen, Munition, Verpflegung usw. auf den Strassen erfolgen. Diese sind äusserst schlecht und vollständig überfüllt. Würde nun die Gruppe als zusätzlicher Benutzer der Strassen auftreten, so würden erneute, bisher noch nicht berücksichtigte Schwierigkeiten entstehen. Die Verpflegung kann nur für die unmittelbar an der Front eingesetzten Einheiten und die mit den Operationen direkt beauftragten Stäbe über Jassy hinaus gebracht werden. Für den Fall eines Nachziehens der Gruppe wäre zusätzliche Verpflegung notwendig, was augenblicklich unmöglich ist. Für die in Piatra liegenden Gruppenteile wäre beim Nachziehen auch im Operationsgebiet keine Arbeits- und Einsatzmöglichkeit vorhanden. Die bereits eingesetzten Sonderkommandos reichen zur Durchführung der sicherheitspolizeilichen Maßnahmen nach Ansicht des Ic zur Zeit voll aus, wobei zu berücksichtigen sei, dass sich innerhalb der nächsten Operationspläne ausser Kischinew, für das bereits das EK 11a vorgesehen ist, grössere Orte nicht befinden. Sollte sich bei weiterem Fortschreiten der Operationen die Entfernung zwischen Piatra und dem Sitz des Ic so vergrössern (beispielsweise auf 500km), so wäre ein Nachziehen der Gruppe auf etwa die Hälfte des Weges in Erwägung zu ziehen. Rechtzeitige Unterrichtung durch den Ic ist zugesagt. Als juristische Begründung führte der Ic dann an, dass in der Besprechung zwischen Halder und dem Reichsführer bezw. dem Gruppenführer vereinbart wurde, dass der Einsatz der Einsatzkommandos nur im rückwärtigen Heeresgebiet erfolgt. Da für den Bereich der 11. Armee ein solches noch nicht gebildet ist, vielmehr dessen Bildung erst nach Überschreiten des Dnjestr evtl. ins Auge gefasst ist, wäre zur Zeit ein Einsatz auch aus diesen Gründen unmöglich.


  3. Da die Einsatzgruppe D für den Kaukasus vorgesehen ist, das Gebiet der 11. Armee jedoch von der hierfür vorgesehenen Einsatzgruppe Rasch nicht bearbeitet werden kann, wird der Ic bei der Heeresgruppe Süd anregen, dass die Einsatzgruppe D anstelle der Einsatzgruppe Rasch solange das Gebiet der 11. Armee mit bearbeitet, als dieses Armeegebiet auf dem Marschweg der Einsatzgruppe D nach dem Kaukasus liegt.


  4. Der künftige Einsatz der Einsatzkommandos ist dergestalt vereinbart, dass einige Tage vor Beginn der Operationen dem VO durch den Ic das nächste Operationsziel mitgeteilt wird. Der Chef der Einsatzgruppe macht sodann dem Ic Vorschläge über den Einsatz von Sonderkommandos. Sodann erfolgt durch den Ic die Zuteilung der Sonderkommandos zu den A.K.’s entsprechend den Wünschen der Einsatzgruppe.


  5. Dem Ic wurden sodann als vom Chef der Sicherheitspolizei den Einsatzgruppen zugeteilte Aufgaben benannt: Zerschlagung des Kommunismus. Politische und wirtschaftliche Befriedung des Landes. Neben diesen Aufgaben wird, wie auch bisher von den Sonderkommandos durchgeführt, die Sicherung von Objekten gegen Plünderungen wahrgenommen werden. Der Ic ersuchte noch die Möglichkeit zu erwägen, ob gegen die von den Rumänen durchgeführten unsachgemäßen und sadistischen Exekutionen6 von den Sonderkommandos in geeigneter Form eingeschritten und diese verhindert werden könnten. Die Sicherung von Objekten und Warenlagern gegen Plünderungen wurde seitens des Ic besonders begrüsst.7


  Gmeiner

  SS-Sturmbannführer


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  


  1 Verbindungsoffizier.


  2 Josef Gmeiner, geb. 1904, 1923 Bund Oberland u. Teilnehmer am Hitler-Putsch, Jurastudium, danach Rechtsanwalt, 1934 SS, 1935 NSDAP, 1938 zu den Stapo-Stellen Neustadt/Weinstraße, dann Karlsbad, Dez. 1939 Leiter Stapo-Stelle Dessau, 1940 Stubaf., 1941 VO der EG D, Okt. 1941 Leiter Stapo-Stelle Karlsbad, 1943 Ostubaf., 1944/45 Chef Stapo-Leitstelle Karlsruhe, dann KdS Baden/Elsaß, 1947 vom Britischen Militärgerichtshof zum Tod verurteilt, 1948 hingerichtet; BAB, BdC, SSO Josef Gmeiner; BAL, ZK: Josef Gmeiner; Michael Stolle: Die Geheime Staatspolizei in Baden. Personal, Organisation, Wirkung und Nachwirken einer regionalen Verfolgungsbehörde im Dritten Reich, Konstanz 2001, S.199f., 286f., 353f.


  3 Den Hintergrund des Dokumentes bildet ein schwelender Konflikt zwischen der Armeeführung u. dem Stab der EG D, da die Militärs – bedingt durch die Erfahrungen im Polen-Feldzug – die EG zu steuern versuchten, ihnen Aufträge zukommen lassen wollten u. sie so zu einer Art Hilfstruppe umzuformen gedachten. Dem Stab der EG D war wiederum bekannt, daß an anderer Stelle bei den Schwesterverbänden, insbesondere der EG B, die Eigenständigkeit der mobilen Kommandos nicht behindert wurde. Dieses Dokument spiegelt somit die Positionen beider Seiten wider; vgl. Krausnick/Wilhelm: Die Truppe des Weltanschauungskrieges, S.196–199; Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.146f.


  4 Werner Ranck, geb. 1904, zu Beginn des Unternehmens „Barbarossa“ Ic-Offizier des AOK 11.


  5 Oberbefehlshaber.


  6 Bezieht sich auf die Exzeßtaten rumänischer Einheiten in Belzy in der Zeit vom 9.–15.7.1941; vgl. Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.164–166.


  7 Daher kam es erstaunlicherweise dazu, daß die Mannschaften der EG D u.a. Eierlager zu bewachen oder wegen unerlaubter Wehrmachtsrequirierungen Ermittlungen anzustellen hatten; vgl. ebd., S.161f.


  


  


  22) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 17.7.1941: Einsatzbefehl Nr.8


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 17.Juli1941

      
    


    
      	
        IV A 1 c – 21 B/41 g.Rs.

      

      	
        80 Ausfertigungen

      
    


    
      	
        Geheime Reichssache!

      

      	
        27. Ausfertigung

      
    

  


  Einsatzbefehl Nr.81


  Betr.: Richtlinien für die in die Stalags und Dulags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD


  Anlg.: 2 geheftete Anlagen 1 und 2, 1 lose Anlage


  In der Anlage übersende ich Richtlinien über die Säuberung der Gefangenenlager, in denen Sowjetrussen untergebracht sind. Diese Richtlinien sind im Einvernehmen mit dem OKW – Abteilung Kriegsgefangene – (s. Anl. 1) ausgearbeitet worden.2 Die Kommandeure der Kriegsgefangenen- und Durchgangslager (Stalags und Dulags) sind seitens des OKW verständigt worden. Ich ersuche, sofort ein Kommando in Stärke von einem SS-Führer und 4 bis 6 Mann für die im dortigen Bereich befindlichen Kriegsgefangenenlager abzustellen. Falls zur Durchführung der gestellten Aufgaben zusätzliche Kräfte benötigt werden, ist mir sofort Mitteilung zu machen. Ich mache jedoch darauf aufmerksam, daß die nicht davon betroffenen Staatspolizei-leit-stellen im Reiche derartig schwach besetzt sind, daß weitere Kräfte nicht abgegeben werden können.


  Zur Erleichterung der Durchführung der Säuberung ist je ein Verbindungsführer zu dem Oberbefehlshaber der Kriegsgefangenenlager im Wehrkreis I, Ostpreußen – Generalmajor von Hindenburg3 – in Königsberg/Pr. und zum Oberbefehlshaber der Kriegsgefangenenlager im Generalgouvernement – Generalleutnant Herrgott4 – in Kielce zu entsenden. Als Verbindungsführer sind ab sofort abzuordnen: a) Kriminalrat Schiffer, Staatspolizeileitstelle Stettin, zu Generalmajor von Hindenburg in Königsberg/Pr. und b) Kriminalkommissar Raschwitz, beim Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD in Krakau, zu Generalleutnant Herrgott in Kielce. Aufgabe dieser Verbindungsführer ist es, von Zeit zu Zeit, insbesondere zu Beginn des Einsatzes die Tätigkeit der Kommandos nach diesen Richtlinien einheitlich auszurichten und für einen reibungslosen Verkehr mit den Dienststellen der Wehrmacht zu sorgen. Für die Durchführung der den Kommandos in den Gefangenenlagern gestellten Aufgaben füge ich – als Anlage 2 – Richtlinien für die in die Stalags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD bei, von denen gleichfalls das OKW und damit auch die Befehlshaber und Lagerkommandanten Kenntnis erhalten haben.


  Vor Durchführung der Exekutionen haben sich die Führer der Einsatzkommandos wegen des Vollzuges jeweils mit den Leitern der in Frage kommenden Staatspolizei-leit-stellen bzw. mit den Kommandeuren des für ihr Lager zuständigen Gebietes in Verbindung zu setzen. Die Exekutionen dürfen nicht im Lager selbst, noch in unmittelbarer Nähe erfolgen; sie sind nicht öffentlich und müssen möglichst unauffällig durchgeführt werden. Hinsichtlich der Überprüfung der Durchgangslager in den neu besetzten Gebieten ergeht an die Chefs der Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD gesonderte Weisung. Die im Bereiche der von den Kommandeuren der Sicherheitspolizei und des SD und den Staatspolizeistellen gestellten zusätzlichen Einsatzkommandos liegenden Durchgangslager sind von diesen selbst zu überprüfen. Ein Verzeichnis der bisher bestehenden Stammlager liegt als Anlage 3 bei. Zusatz: Ich bitte die Chefs der Einsatzgruppen, besorgt zu sein, daß möglichst mit eigenen Kräften die Durchgangslager entsprechend gesäubert werden. Zusatz für Stapoleitstelle Stettin: Die beigefügten Richtlinien sind Kriminalrat Schiffer zu übergeben, der sich sofort in Königsberg/Pr. bei Generalmajor von Hindenburg zu melden hat. Zusatz für Kommandeur der Sicherheitspolizei u.d. SD in Krakau: Die beigefügten Richtlinien sind dem Kriminalkommissar Raschwitz mitzugeben, der sich sofort bei Generalleutnant Herrgott zu melden hat.


  Verteiler:


  An den Kommandeur d. Sipo u.d. SD in Krakau, an den Kommandeur d. Sipo u.d. SD in Radom, an den Kommandeur d. Sipo u.d. SD in Warschau, an den Kommandeur d. Sipo u.d. SD in Lublin, an die Stapoleitstelle Königsberg/Pr., an die Stapoleitstelle Stettin, Stapostelle Tilsit, Stapostelle Zichenau-Schröttersburg, Stapostelle Allenstein


  Nachrichtlich:


  An den Reichsführer-SS u. Chef d. Dtsch. Pol., Chef der Sipo u.d. SD, an die Amtschefs I, II, III, IV und VI, an die Referate IV D 2 und IV D 3, an die HSSuPF Nord-Ost, Königsberg, Krakau, Inspekteur der Sipo u. d. SD Königsberg/Pr., Bfh. d. Sipo u. d. SD im GG, Krakau, an die Einsatzgruppen und -kommandos


  gez. Heydrich


  Abschrift!


  Anlage 1


  Richtlinien für die Aussonderung von Zivilpersonen und verdächtigen Kriegsgefangenen des Ostfeldzuges in den Kriegsgefangenenlagern im besetzten Gebiet, im Operationsgebiet, im GG und in den Lagern im Reichsgebiet


  I. Absicht:


  Die Wehrmacht muss sich umgehend von allen denjenigen Elementen unter den Kr.Gef. befreien, die als bolschewistische Triebkräfte anzusehen sind. Die besondere Lage des Ostfeldzuges verlangt daher besondere Maßnahmen, die frei von bürokratischen und verwaltungsmäßigen Einflüssen verantwortungsfreudig durchgeführt werden müssen. Während den bisherigen Vorschriften und Befehlen des Kriegsgefangenenwesens ausschl. militärische Überlegungen zu Grunde lagen, muss nunmehr der politische Zweck erreicht werden, das deutsche Volk vor bolschewistischen Hetzern zu schützen und das besetzte Gebiet alsbald fest in die Hand zu nehmen.


  II. Weg zur Erreichung des gesteckten Zieles:


  A. Die Insassen der Russen-Lager sind daher zunächst nach folgenden Gesichtspunkten innerhalb der Lager voneinander zu trennen: 1. Zivilpersonen; 2. Soldaten (auch solche, die zweifellos Zivilkleider angelegt haben); 3. politisch untragbare Elemente aus 1. und 2.; 4. Personen aus 1. und 2., die besonders vertrauenswürdig erscheinen und daher für den Einsatz zum Wiederaufbau der besetzten Gebiete verwendungsfähig sind;5. Volkstumsgruppen innerhalb der Zivilpersonen und Soldaten.


  B. Während die grobe Trennung nach A.1. bis 5. durch die Lagerorgane selbst vorgenommen wird, stellt zur Aussonderung der Personen zu A.3. und 4. der Reichsführer-SS „Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes“ zur Verfügung. Sie sind dem Chef der Sipo u.d. SD unmittelbar unterstellt, für ihren Sonderauftrag besonders geschult und treffen ihre Maßnahmen und Ermittlungen im Rahmen der Lagerordnung nach Richtlinien, die sie vom Chef der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes erhalten haben. Den Kommandanten, besonders deren Abwehr-Offizieren, wird engste Zusammenarbeit mit den Einsatzkommandos zur Pflicht gemacht.


  III. Weitere Behandlung der ausgesonderten Gruppen:


  A. Zivilpersonen, soweit unverdächtig, verbleiben abgesondert im Lager, bis ihre Rückführung ins besetzte Gebiet möglich erscheint. Den Zeitpunkt hierfür gibt der betreffende Wehrmacht-Befehlshaber (bzw. der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes) nach Zustimmung der zuständigen Dienststellen des Chefs der Sipo u.d. SD an. Grundlegend für die Rückführung ist der gesicherte Einsatz in Arbeit am Heimatort oder in besonders aufzustellenden Arbeitsformationen. Für die Bewachung während der Rückführung trägt der Wehrmacht-Befehlshaber (bzw. der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes) die Verantwortung. Nach Möglichkeit stellt das Lager Begleitkommandos. Wegen „Verdächtigen“ siehe II.A.3.


  B. Militärpersonen: Wegen eventueller Verwendung im Reichsgebiet sind Asiaten von den europäisch aussehenden Soldaten zu trennen. Über den Abschub der Militärpersonen ergeht Sonderbefehl. Bereits hier sei betont, daß für den Einsatz in Deutschland keine Asiaten und Personen in Frage kommen, die der deutschen Sprache mächtig sind.


  C. Über die als „Verdächtige“ (s. II.A.3.) Ausgesonderten entscheidet das Einsatzkommando der Sipo u. des SD. Sollten einzelne als verdächtig Angesehene sich später als unverdächtig herausstellen, so sind sie zu den übrigen Zivilpersonen oder Soldaten im Lager zurückzuführen. Dem Ersuchen des Einsatzkommandos auf Herausgabe weiterer Personen ist stattzugeben.


  D. Vertrauenswürdige Personen sind zunächst zur Aussonderung der Verdächtigen (II.A.3.) und zu sonstigen Aufgaben der Lagererwaltung heranzuziehen. (Auf „Wolgadeutsche“ wird besonders hingewiesen). Erscheinen sie für den Einsatz zum Wiederaufbau im besetzten Gebiete besonders geeignet, so darf einem Freigabeersuchen des Einsatzkommandos der Sipo u.d. SD nur dann widersprochen werden, wenn abwehrmäßiges Interesse an einer bestimmten Person besteht.


  E. Volkstumsgruppen, z.B. Ukrainer, Weissrussen, Litauer, Letten, Esten, Finnen, Georgier und Wolgadeutsche: Trennung bei Soldaten und Zivilisten, soweit diese nicht ohnehin alsbald in das besetzte Gebiet abgeschoben werden. Über die Verwendung der einzelnen Volkstumsgruppen ergeht Sonderbefehl.


  
    
      	
        Geheime Reichssache

      

      	
        

      
    


    
      	
        Anlage 2

      

      	
        

      
    


    
      	
        Amt IV

      

      	
        Berlin, den 17.Juli1941

      
    

  


  Richtlinien für die in die Stalags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sicherheitspolizei u.d. SD


  Die Abstellung der Kommandos erfolgt nach der Vereinbarung zwischen dem Chef der Sipo u.d. SD und dem OKW vom 16.7.41 (s. Anl. 1). Die Kommandos arbeiten aufgrund besonderer Ermächtigung und gemäß der ihnen erteilten allgemeinen Richtlinien im Rahmen der Lagerordnung selbständig. Es ist selbstverständlich, daß die Kommandos mit dem Lagerkommandanten und dem ihm zugeteilten Abwehroffizier engste Fühlung halten. Aufgabe der Kommandos ist die politische Überprüfung aller Lagerinsassen und die Aussonderung und weitere Behandlung a) der in politischer, krimineller oder in sonstiger Hinsicht untragbaren Elemente unter diesen, b) jener Personen, die für den Wiederaufbau der besetzten Gebiete verwendet werden können. Für die Durchführung ihrer Aufgabe können den Kommandos Hilfsmittel nicht zur Verfügung gestellt werden. Das „Deutsche Fahndungsbuch“, die „Aufenthaltsermittlungsliste“ und das „Sonderfahndungsbuch UdSSR“ werden sich in den wenigsten Fällen als verwertbar erweisen; das „Sonderfahndungsbuch UdSSR“ ist deshalb nicht ausreichend, weil nur ein geringer Teil der als gefährlich zu bezeichnenden Sowjetrussen darin aufgeführt ist.5 Die Kommandos müssen sich daher nach ihrem Fachwissen und Können auf eigene Feststellungen und selbsterarbeitete Kenntnisse stützen. Deshalb werden sie mit der Durchführung ihrer Aufgabe erst dann beginnen können, wenn sie entsprechendes Material zusammengetragen haben. Für ihre Arbeit haben die Kommandos, soweit als möglich, sich zunächst und auch in der Folge die Erfahrungen der Lagerkommandanten zunutze zu machen, die diese aus der Beobachtung der Gefangenen und aus Vernehmungen von Lagerinsassen inzwischen gesammelt haben. Weiter haben die Kommandos von Anfang an bemüht zu sein, unter den Gefangenen auch die zuverlässig erscheinenden Elemente, und zwar gleichgültig, ob es sich dabei um Kommunisten handelt oder nicht, herauszusuchen, um sie für ihre nachrichtendienstlichen Zwecke innerhalb des Lagers und, wenn vertretbar, später auch in den besetzten Gebieten dienstbar zu machen. Es muß gelingen, durch Einsatz solcher V-Personen und unter Ausnutzung aller sonst vorhandenen Möglichkeiten zunächst unter den Gefangenen alle auszuscheidenden Elemente Zug um Zug zu ermitteln. Durch kurze Befragung der Festgestellten und evtl. Befragung anderer Gefangener haben sich die Kommandos in jedem Fall endgültige Klarheit über die zu treffenden Maßnahmen zu verschaffen. Die Angabe eines V-Mannes genügt ohne weiteres nicht, einen Lagerinsassen als verdächtig zu bezeichnen. Vielmehr muß irgendwie nach Möglichkeit eine Bestätigung erreicht werden. Vor allem gilt es ausfindig zu machen: alle bedeutenden Funktionäre des Staates und der Partei, insbesondere Berufsrevolutionäre, die Funktionäre der Komintern, alle maßgebenden Parteifunktionäre der KPdSU und ihrer Nebenorganisationen in den Zentralkomitees, den Gau- und Gebietskomitees, alle Volkskommissare und ihre Stellvertreter, alle ehemaligen Polit-Kommissare in der Roten Armee, die leitenden Persönlichkeiten der Zentrale und Mittelinstanzen bei den staatlichen Behörden, die führenden Persönlichkeiten des Wirtschaftslebens, die sowjetrussischen Intelligenzler, alle Juden, alle Personen, die als Aufwiegler oder fanatische Kommunisten festgestellt werden. Nicht minder wichtig sind, wie bereits erwähnt, die Feststellungen jener Personen, die für den Neuaufbau, die Verwaltung und Bewirtschaftung der eroberten russischen Gebiete Verwendung finden können. Schließlich müssen solche Personen, die zum Abschluß weiterer Ermittlungen, gleichgültig, ob polizeilicher oder sonstiger Art, und zur Klärung allgemein interessierender Fragen noch gebraucht werden, sichergestellt werden. Darunter fallen insbesondere alle die höheren Staats- und Parteifunktionäre, die auf Grund ihrer Stellung und ihrer Kenntnisse in der Lage sind, Auskunft über Maßnahmen und Arbeitsmethoden des sowjetrussischen Staates, der Kommunistischen Partei oder der Komintern zu geben. Bei den zu treffenden Entscheidungen ist schließlich auch auf die völkische Zugehörigkeit Bedacht zu nehmen. Jede Woche gibt der Leiter des EK mittels FS oder Schnellbrief an das RSHA einen Kurzbericht. Dieser hat zu enthalten: 1) Kurze Schilderung der Tätigkeit in der vergangenen Woche, 2) Zahl der endgültig als verdächtig anzusehenden Personen (Zahlenangabe genügt), 3) namentliche Benennung der als Funktionäre der Komintern, maßgebende Funktionäre der Partei, Volkskommissare, Pol-Kommissare, leitende Persönlichkeit festgestellten Personen mit kurzer Beschreibung ihrer Stellung, 4) Zahl der als unverdächtig zu bezeichnenden Personen, a) Kriegsgefangene, b) Zivilpersonen. Auf Grund dieser Tätigkeitsberichte werden sodann vom Reichssicherheitshauptamt die zu treffenden weiteren Maßnahmen umgehendst mitgeteilt. Für die auf Grund dieser Weisung sodann sukzessiv zu treffenden Maßnahmen haben die Kommandos bei der Lagerleitung die Herausgabe der betreffenden Gefangenen zu beantragen. Die Lagerkommandanturen sind vom OKW angewiesen, derartigen Anträgen stattzugeben (s. Anl. 1).


  Exekutionen dürfen nicht im Lager oder in unmittelbarer Umgebung des Lagers durchgeführt werden. Befinden sich die Lager im GG in unmittelbarer Nähe der Grenze, so sind die Gefangenen zur Sonderbehandlung möglichst auf ehemals sowjetrussisches Gebiet zu bringen. Sollten aus Gründen der Lagerdisziplin Exekutionen erforderlich sein, so hat sich dieserhalb der Leiter des EK an den Lagerkommandanten zu wenden. Über die durchgeführten Sonderbehandlungen haben die Kommandos Listen zu führen; sie müssen enthalten: Lfd. Nummer, Familien- und Vorname, Geburtszeit und -ort, militärischer Dienstgrad, Beruf, letzter Wohnort, Grund der Sonderbehandlung, Tag und Ort der Sonderbehandlung (Zettelsammlung). Hinsichtlich der durchzuführenden Exekutionen, des möglichen Abtransportes von zuverlässigen Zivilpersonen und des Abschubes etwaiger V-Personen für die Einsatzgruppe in die besetzten Gebiete hat sich der Leiter des EK in Verbindung zu setzten mit dem Leiter der örtlich nächstgelegenen Stapo(leit)stelle bzw. mit dem Kommandeur der Sipo u.d. SD und über diesen mit dem Chef der betreffenden Einsatzgruppe in den besetzten Gebieten. Derartige Mitteilungen sind grundsätzlich nachrichtlich an das Reichssicherheitshauptamt, IV A 1, durchzugeben. Hervorragendes Auftreten in und außer Dienst, bestes Einvernehmen mit den Lagerkommandanten, sorgfältige Überprüfungsarbeit wird den Leitern der EK’s und allen Angehörigen zur besonderen Pflicht gemacht. Die Angehörigen der EK’s haben sich der besonderen Bedeutung der ihnen gestellten Aufgaben stets bewußt zu sein.


  
    
      	
        Abschrift!

      

      	
        

      
    


    
      	
        Anlage 3

      

      	
        

      
    


    
      	
        Amt IV

      

      	
        Geheime Reichssache!

      
    

  


  Verzeichnis der Kriegsgefangenenlager im Bereich des Wehrkreises I und des Generalgouvernements


  Wehrkreis I: 1) Oflag 63 in Prökuls, 2) Oflag 53 in Heydekrug, 3) Oflag 60 in Schirwindt, 4) Oflag 52 in Schützenort (Ebenrode), 5) Oflag 56 in Prostken, 6) Oflag 68 in Suwalki, 7) Stalag 331 in Fischborn-Turosol, 8) Oflag 57 in Ostrolenka.


  Generalgouvernement: 1) Stalag 324 in Ostrow-Mazowiecka, 2) Stalag 316 in Siedlce, 3) Stalag 307 in Biala-Podlaska, 4) Stalag 319 in Cholm, 5) Stalag 327 in Jaroslaw.


  Die Oflags – Offizierslager – finden z.Zt. als Mannschaftsstammlager (Stalag) Verwendung. Die Durchgangslager befinden sich nach Mitteilung des OKW im Operationsgebiet und werden den örtlichen Erfordernissen entsprechend von Zeit zu Zeit näher an die Front herangelegt. Ihr derzeitiger Standort ist ggf. beim Generalquartiermeister – Abteilung Kriegsgefangenwesen Anruf: Anna 757 (Militärleitung) – Hauptmann Sohn, zu erfragen.


  BAB, R 58/1027


  


  


  


  1 Zur Genese, Modifizierung u. Anwendung dieses Schlüsseldokuments vgl. Streim: Die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener im „Fall Barbarossa“, S.69–72, 96–99, 127f.


  2 Zum Mord an den sowjetischen Kriegsgefangenen vgl. Christian Streit: Keine Kameraden. Die Wehrmacht und die sowjetischen Kriegsgefangenen 1941–1945, Berlin 1991; Reinhard Otto: Wehrmacht, Gestapo und sowjetische Kriegsgefangene im deutschen Reichsgebiet 1941/42, München 1998; Rolf Keller/ders.: Das Massensterben der sowjetischen Kriegsgefangenen 1941–1945 in deutschen und russischen Institutionen, in: MGM 57(1998), S.149–180; Rüdiger Overmans/Andreas Hilger/Pavel Poljan (Hrsg.): Rotarmisten in deutscher Hand. Dokumente zu Gefangenschaft, Repatriierung und Rehabilitierung sowjetischer Soldaten des Zweiten Weltkrieges, Paderborn u.a. 2012.


  3 Oskar von Beneckendorf und von Hindenburg, geb. 1883, Kdr. des Kriegsgefangenenlagerwesens im Wehrkreis I Okt. 1941–Dez. 1944; Streim: Die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener im „Fall Barbarossa“, S.15.


  4 Adolf Herrgott, geb. 1872, Kdr. des Kriegsgefangenenlagerwesens im Generalgouvernement, dann im Wehrkreis V; ebd. S.15.


  5 Diese Analyse war absolut zutreffend – wie allein das ‚Fehlen‘ Lawrenti Berijas zeigt –, weshalb die Sachbearbeiter bei den EG auch angewiesen waren, das Sonderfahndungsbuch im Abschnitt „Notizen“ aufzufüllen. Es liegt faksimiliert vor u. ist ein eindrücklicher Beweis dafür, über wie wenige Informationen das RSHA (auch was die Topographie-, Städte- u. Wirtschaftsdaten angeht) vor dem Überfall verfügte u. wie sehr der Vormarsch in sicherheitspolizeilicher Hinsicht durch ein ‚learning by doing‘ konzipiert war; vgl. Werner Röder (Hrsg.): „Sonderfahndungsliste UdSSR“ des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD. Das Fahndungsbuch der deutschen Einsatzgruppen in Rußland 1941, Erlangen 1976.


  


  


  23) Erlaß des Führers über die polizeiliche Sicherung der neu besetzten Ostgebiete vom 17.7.1941


  Erlass des Führers über die neu besetzten Ostgebiete vom 17.Juli19411


  I. Die polizeiliche Sicherung der neu besetzten Ostgebiete ist Sache des Reichsführers-SS und Chefs der Deutschen Polizei.


  II. Nach Einführung der Zivilverwaltung in diesen Gebieten ist der Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei berechtigt, den Reichskommissaren im Rahmen seiner unter I bezeichneten Aufgabe Weisungen zu erteilen. Sofern diese Weisungen allgemeiner Art oder von politisch grundlegender Bedeutung sind, sind sie über den Reichsminister für die besetzten Ostgebiete zu leiten, es sei denn, dass es sich um die Abwendung einer unmittelbar drohenden Gefahr handelt.


  III. Zur Durchführung der polizeilichen Sicherung tritt zu jedem Reichskommissar ein Höherer SS- und Polizeiführer, der dem Reichskommissar unmittelbar und persönlich unterstellt ist. Den Generalkommissaren, den Haupt- und Gebietskommissaren werden Führer der SS und der Polizei zugeteilt, die ihnen unmittelbar und persönlich unterstehen. Führer-Hauptquartier, den 17.Juli19412


  Der Führer gez. Adolf Hitler


  Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht gez. Keitel


  Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei gez. Dr. Lammers3


  BAB, R 58/241


  


  


  


  1 Teil des „Erlasses des Führers über die Verwaltung der neu besetzten Ostgebiete“ v. 17.6.1941 (mit Bezugnahme auf die Erlasse „über die Ernennung von Wehrmachtbefehlshabern in den neu besetzten Ostgebieten“ v. 25.6.1941 u. „über die Wirtschaft in den neu besetzten Ostgebieten“ v. 29.6.1941) u. zeitgleich mit „Erlass des Führers über die Einführung der Zivilverwaltung in den neu besetzten Ostgebieten“; BAB, R 43 II/686 a; vgl. Rebentisch: Führerstaat und Verwaltung im Zweiten Weltkrieg, S.312–316.


  2 Der Erlaß war ein Resultat der Besprechung, die am Vortag im Beisein von Hitler, Göring, Keitel, Lammers u. Bormann stattgefunden hatte. Bei dem Treffen wurde eine weitreichende Radikalisierung der NS-Besatzungspolitik ins Auge gefaßt; vgl. Browning/Matthäus: Die Entfesselung der „Endlösung“, S.388–391; Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.133ff.


  3 Hans-Heinrich Lammers (1879–1962).


  


  


  24) Bericht Einsatzgruppe B/III vom 20.7.1941


  Abt. III (Polizeiliche Angelegenheiten)


  Nach weiteren Berichten aus Bialystok ist es wegen des starken Übergewichts der jüdischen Bevölkerung und wegen der Stumpfheit der Weißrussen nahezu unmöglich, Pogrome gegen die Juden zu veranlassen. Die dort befindlichen Unterstützungstrupps stellen jedoch ihre Arbeit auf die Provozierung derartiger Pogrome ein, um dadurch eine Entlastung auf dem eigenen Arbeitsgebiet herbeizuführen. Durch Ansetzen von V-Männern und infolge enger Zusammenarbeit mit der Wehrmacht und der GFP konnten in Bialystok weitere 37 Personen festgenommen und auf Grund des gegen sie erstellten Beweismaterials liquidiert werden. Es handelt sich um: 4 politische Kommissare der Roten Armee, 7 Russen wegen kommunistischer Agitation und begründeten Verdachts der feindseligen Betätigung im Rücken der deutschen Truppen, 3 Weißrussen (KP-Mitglieder) wegen kommunistischer Betätigung, 8 Polen wegen kommunistischer Betätigung und Plünderns, 12 Juden wegen kommunistischer Betätigung, deutschfeindlichen Verhaltens und Plünderns, 3 Polen – entsprungene Häftlinge – wegen Plünderns. Neben diesen Liquidierten erfolgten weitere 15 Exekutionen aus gleichgelagerten Gründen. Die Kennzeichnung der Juden ist in dem Gebiet von Bialystok nunmehr restlos durchgeführt. Der jüdischen Bevölkerung wurde eine Kontribution in Höhe von 1 Million Rubel, 5kg Gold und 100kg Silber auferlegt.1 Aus Nowogrodek wird von dem dortigen Unterstützungstrupp gemeldet, daß in der Nacht zum 8. und 9.7.41 irreguläres russisches Militär in Stärke von 60 bis 150 Mann den Ort passierte und sich in die ostwärts des Ortes gelegenen großen Waldungen begab, in denen sich noch starke russische Verbände aufhalten, die von Offizieren und roten Kommissaren geführt werden. Ein durch Nowogrodek ziehendes Kommando der Wehrmacht und ebenso die Feldkommandantur erhielten umgehend von dem Unterstützungstrupp die erforderlichen Mitteilungen, um gegen diese Partisanengruppe vorgehen zu können. Nach einer Meldung des z.Zt. in Wilna befindlichen EK fand auf das Dienstgebäude der Polizei in der Nacht vom 12. auf 13.7. ein Feuerüberfall statt, durch den jedoch niemand verletzt wurde. Als Vergeltungsmaßnahme wurden 408 Juden festgenommen und nach Beschlagnahme ihres Vermögens erschossen. Am 15.7. wurde in Zusammenarbeit mit dem litauischen Ordnungsdienst eine gleiche Maßnahme gegen weitere 219 Juden durchgeführt. 202 vom litauischen Selbstschutz vor dem Einrücken der deutschen Truppen festgenommene Personen wurden dem Einsatzkommando überstellt, das sie z.Zt. überprüft. 7 Kommunisten, die bereits vorher von den litauischen Gerichten wegen kommunistischer Agitation zum Tode verurteilt worden waren, wurden nach Übergabe an das EK liquidiert. Das gleiche geschah mit 6 von der GFP übergebenen russischen Gefangenen, die als bolschewistische Propaganda- und Schulungsleiter festgestellt werden konnten. In Podreczie, 24km nördlich von Wilna, hatten Überfälle von Soldaten und Juden stattgefunden. Durch einen vom EK abgestellten Trupp wurden darauf am 14.7. die um den genannten Ort liegenden Waldungen durchkämmt. Es wurde ein verlassenes Lager von ca. 40 bis 60 Personen aufgefunden. Nach Aussagen von 3 im Verlauf dieser Aktion aufgegriffenen russischen Soldaten waren die Urheber des Überfalls in unbekannter Richtung abgezogen. Obgleich das Kommando oft beschossen worden ist, sind bisher keine Verluste eingetreten. In Minsk wurden in der Zeit vom 14. bis 16.7.41 349 Angehörige der jüdischen Intelligenz als Vergeltungsmaßnahme wegen der täglich von Juden in Minsk vorgenommenen Brandstiftungen liquidiert. Weiter liquidiert wurden in der gleichen Zeit Andrej Kazlowski, sowjetrussischer Gemeindevorsteher in Zazelka, der überführt wurde, Angehörige seiner Gemeinde nach Sibirien verschickt und sich deren Vermögen angeeignet zu haben; K. war Mitglied der KP; ferner die politischen Kommissare Sawarow Formas und Koslow Lew. Auf dem Gute Lachaza, Kreis Minsk, konnten der stellv. Güterdirektor Ilja Hawrylozyk (Weißrusse) und der jüdische Tierarzt Chaja Süßkind auf Grund von Angaben der Gutsangehörigen und eigener Geständnisse überführt werden, daß sie nach Abrücken der russischen Truppen sich 6 Gewehre beschafften und versuchten, eine Gruppe Heckenschützen zu organisieren. Das Unternehmen mißlang jedoch. H. und S. wurden gleichfalls am 16.7. liquidiert. Der sich noch im Minsker Zivilgefangenenlager befindliche Rest von 2500 Juden wird laufend weiter aussortiert. Jüdische Intelligenz ist nicht mehr darunter, jedoch ist es gelungen, durch jüdische V-Personen ungefähr 100 jüdische Mitglieder der KP, Spitzel usw. festzustellen, die heute exekutiert werden. Soweit die noch im Lager vorhandenen Juden nicht unbedingt zu dringenden wirtschaftlichen Arbeiten benötigt werden, erfolgt weiter eine laufende Liquidierung.2 Nach Berichten des in Baranowicze liegenden EK sind die sicherheitspolizeilichen Maßnahmen durch die eingesetzten V-Männer erheblich gefördert worden. Die Fahndungen und Erhebungen leiden aber noch unter dem gänzlichen oder teilweisen Fehlen der Melderegister. Die Aufstellung von Einwohnermeldelisten ist bereits angeordnet worden. Hemmend wirkt sich bei der Personenfahndung noch die Ansicht der Bevölkerung aus, daß die z.Zt. von der deutschen Wehrmacht besetzten Orte wieder von den Sowjets zurückerobert werden könnten. Die Bevölkerung wird jedoch durch öffentliche Anschläge zur Mitarbeit aufgefordert und ihre Furcht vor der Rückkehr der Sowjets durch entsprechende Hinweise zu zerstreuen versucht. Die bereits einlaufenden Anzeigen beweisen, daß die Weißruthenen sich langsam an der Fahndung nach den Funktionären beteiligen. In Baranowizce, Slonim, Lachowicze, Stolpce und in der Umgebung dieser Städte wurden Razzien durchgeführt und 400 Festnahmen vorgenommen. Es wurden vorerst nach Überprüfung 39 Personen in Slonim und 21 in Baranowicze liquidiert. Es handelte sich vornehmlich um Angehörige der kommunistischen-jüdischen Intelligenz sowie um Personen, die noch nach dem Rückzug der Sowjettruppen nachweislich versucht haben, mit den Sowjets in Verbindung zu bleiben, Spitzeldienste zu leisten und die Bevölkerung durch Wucher und Drohungen zu terrorisieren. Die Exekution dieser Personen wurde zur Abschreckung durch öffentlichen Anschlag bekanntgegeben. Der Rest der Festgenommenen wird z.Zt. noch überprüft. Im Zuge dieser Aktion wurde ein Pole exekutiert, der zwei Einwohner Slonims fälschlich der Unterstützung sowjetrussischer Truppen beschuldigt hatte. Ein vom EK eingerichteter ziviler Ordnungsdienst unterstützt unsere Maßnahmen. Die Bildung eines abgeschlossenen jüdischen Wohnbezirks in den genannten Orten wurde in die Wege geleitet. Der nach Stolpce abgeordnete Sondertrupp konnte feststellen, daß sich in den Wäldern nördlich dieser Ortschaft Partisanengruppen befinden. Die Wehrmacht wurde sofort unterrichtet. In Grodno wurden von dem dortigen EK weitere 16 Juden festgenommen, die nachweislich während der Sowjetherrschaft für den NKWD gearbeitet haben und nach dem Einmarsch der deutschen Truppen die Bevölkerung zum Widerstand gegen die deutsche Wehrmacht aufreizten. Sie wurden am 15.7.41 mit weiteren 7 Juden aus Indura (1 komm. Jugendfunktionär und 6 Angehörige einer Räuberbande) liquidiert. Der gleichen Verbrechen wird eine größere Anzahl anderer Juden aus Grodno beschuldigt. Ihre Überprüfung, Festnahme und Liquidierung erfolgt laufend. Ferner konnte das EK 4 NKWD-Dienststellen ermitteln. In mehrfach versiegelten Briefen wurden Aufmarschpläne der russischen Armee für den Mobfall vorgefunden, die unverzüglich dem Ic der 87. Division übergeben wurden.


  NARB, 655–1–3 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Vgl. Bender: The Jews of Bialystok during World War II and the Holocaust, S.97.


  2 Zur „Aussonderung“ von Gefangenengruppen in den Zivilgefangenenlagern vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.503–514.


  25) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 21.7.1941: Einsatzbefehl Nr.9


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei u.d. SD

      

      	
        Berlin, den 21.Juli41

      
    


    
      	
        IV A I c – B.Nr.21 B/41 g.Rs.

      

      	
        50 Ausfertigungen

      
    


    
      	
        Geheime Reichssache!

      

      	
        48. Ausfertigung

      
    

  


  Einsatzbefehl Nr.91


  Betr.: Richtlinien für die in die Mannschaftsstammlager abzustellenden Kommandos des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD


  Anlg.: 1 Verzeichnis der Lager. Einsatzbefehl Nr.8 (… Ausfertigung) mit Anlage 1, 2 und 3.


  Nach Mitteilung des OKW sind bereits sieben Kriegsgefangenenlager im Reichsgebiet (s. anl. Verzeichnis) mit sowjetrussischen Kriegsgefangenen belegt worden bzw. wird dies in Kürze geschehen. Ich ersuche, sofort ein Kommando von 1 SS-Führer (Kriminalkommissar) und 3 bis 4 Beamten für das im dortigen Bereich befindliche Kriegsgefangenenlager zur Überprüfung der Gefangenen abzustellen. Es ist selbstverständlich, daß die für diese Aufgabe ausgewählten Beamten mit der Materie bestens vertraut sein müssen. Die Durchführung der Überprüfung hat nach den zum Einsatzbefehl Nr.8 gegebenen Richtlinien (s. Anl. 2) zu erfolgen. Vor Durchführung der Exekutionen haben sich die Führer der Kommandos wegen des Vollzuges mit den Leitern ihrer Dienststellen in Verbindung zu setzen. Die Exekutionen sind nicht öffentlich und müssen unauffällig im nächstgelegenen Konzentrationslager durchgeführt werden. Ich ersuche, die in der Anlage 2 zum Einsatzbefehl Nr.8 beigefügten Richtlinien zu beachten.


  
    
      	
        

      

      	
        

      

      	
        i.V. gez. Müller

      
    


    
      	
        

      

      	
        Abschrift!

      

      	
        

      
    


    
      	
        Amt IV

      

      	
        

      

      	
        Berlin, den 21.August1941

      
    


    
      	
        Geheime Reichssache!

      

      	
        

      

      	
        

      
    

  


  Verzeichnis der Lager im Reichsgebiet, in denen bereits sowjetrussische Kriegsgefangene untergebracht sind oder die demnächst belegt werden


  1. Wehrkreis II: Truppenübungsplatz Hammerstein, Stalag Großborn-Rederitz, Kommandantur 323, Stalag Großborn-Bartenbrügge, Kommandantur 302 – Stapostelle Schneidemühl


  2. Wehrkreis IV: Truppenübungsplatz Zeithain – Staatspolizeileitstelle Dresden, Stalag Mühlberg/Elbe – Stapostelle Halle/Sa.


  3. Wehrkreis VI: Truppenübungsplatz Senne – Stapoleitstelle Münster


  4. Wehrkreis VIII: Truppenübungsplatz Neuhammer – Stapoleitstelle Breslau, Truppenübungsplatz Lemsdorf – Stapostelle Oppeln


  5. Wehrkreis X: Munsterlager, Stalag X D Wietzendorf – Stapoleitstelle Hamburg


  6. Wehrkreis XI: Truppenübungsplatz Bergen, Stalag 311 Bergen-Belsen, Stalag 321 Fallingbostel – Stapoleitstelle Hamburg, Außendienststelle Lüneburg


  7. Wehrkreis XIII: Oflag XIII A Nürnberg – Stapostelle Nürnberg-Fürth, Stalag Hammelburg – Stapostelle Nürnberg-Fürth, Außendienststelle Würzburg, Stalag XIII A Sulzbach-Rosenberg, Stalag XIII B Weiden – Stapostelle Regensburg, Stalag Falkenau/Eger – Stapostelle Karlsbad


  8. Wehrkreis XX: Truppenübungsplatz Thorn – Stapostelle Bromberg, Außendienststelle Thorn


  BAB, R 58/272


  


  


  


  1 Diese Order ist als Erweiterung u. Fortführung des Einsatzbefehls Nr.8 zu verstehen. Die hier vorgenommenen Ergänzungen waren notwendig geworden, nachdem sowjetische Kriegsgefangene über den Wehrkreis I u. das Generalgouvernement hinaus weiter ins Reichsgebiet abgeschoben worden waren, ohne vorher sicherheitspolizeilich überprüft worden zu sein. Insofern trug diese ‚Realpolitik‘ den Tatsachen Rechnung, daß der Blitzkrieg gegen die UdSSR gescheitert war u. sich die Kriegswirtschaft u. das Gefangenenwesen auf eine längere Auseinandersetzung umstellen mußte, was wiederum den eigentlich völlig unerwünschten Effekt der Abschiebung nach Westen verstärkte, da dort sogar neue Lager einzurichten waren u. die Stapo-Stellen im Reich die Insassen überprüfen bzw. selektieren mußten u. gegebenenfalls gemäß den Richtlinien zu exekutieren hatten; vgl. Streim: Die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener im „Fall Barbarossa“, S.69–72, 96–119.


  26) Fernschreiben Einsatzgruppe A an Reichssicherheitshauptamt II vom 21.7.1941: Errichtung eines Konzentrationslagers in Riga


  
    
      	
        Fernschreiben

      

      	
        Riga, den 21. VII. 1941

      
    


    
      	
        An das Reichssicherheitshauptamt II

        z.Hd. von Ministerialrat Dr. Siegert1, Berlin

        Dringend sofort vorlegen

      

      	
        

      
    

  


  Betrifft: Errichtung eines Konzentrationslagers in Riga2


  In Riga sind Gefängnisse vorhanden, die zur Aufnahme von rund 4000 Häftlingen ausreichen. Während der ersten Tage nach der Besetzung der Stadt waren die Gefängnisse restlos überfüllt. Infolge der Raumnot herrschte in den Gefängnissen während der ersten Zeit keinerlei Übersicht. Die hygienischen und Verpflegungsverhältnisse waren mehr als notdürftig. Durch die erfolgten Liquidationen ist inzwischen zwar einige Auflockerung eingetreten. Die ständig laufenden Festnahmeaktionen haben aber zur Folge, dass schon jetzt wieder der Raum in keiner Weise mehr ausreicht. Da damit zu rechnen ist, dass auch in nächster Zeit die Zahl der Häftlinge ständig erheblich grösser sein wird als die Aufnahmefähigkeit der bestehenden Gefängnisse, halte ich es für dringend erforderlich, die Errichtung eines Konzentrationslagers in Angriff zu nehmen. Auf diese Weise würde einerseits den auf die Dauer untragbaren Zuständen in den bisherigen Gefängnissen entgegengearbeitet werden können. Ausserdem würde sich erst dann die Möglichkeit ergeben, die Häftlinge systematisch zu überprüfen und diejenigen abzusondern, die zu weiteren Ermittlungen und Vernehmungen benötigt werden. Es ist außerdem notwendig, die benötigten Arbeitskräfte zusammenzufassen, woran auch der Höhere SS- und Polizeiführer bezüglich der Arbeiter der Ziegeleien, Steinbrüche usw. besonders interessiert ist. Ich halte es für geboten, die Leitung dieses Konzentrationslagers ausschliesslich in die Regie der Sicherheitspolizei zu nehmen und zur Bewachung zunächst lettische Hilfspolizei mit heranzuziehen.3 Ich bitte um Ermächtigung, die Vorbereitung zur Errichtung des Konzentrationslagers zu treffen. Ferner wäre ich dankbar, wenn ein erfahrener Spezialist von dort aus auf einige Wochen für diesen Zweck nach Riga abgeordnet werden könnte. Mir ist bekannt, dass der SS-Stubaf. Kriminalrat Möller, Stapoleitstelle Berlin, bei der Errichtung des Arbeitserziehungslagers Wuhlheide4 maßgebend und erfolgreich mitgearbeitet hat. Ich bitte zu erwägen, Krim.Rat Möller auf 4 Wochen hierher abzuordnen, um den Aufbau des Lagers in die Wege zu leiten.


  gez. Dr. Stahlecker

  SS-Brigadeführer


  RGVA, 500–2–8 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  


  1 Dr. Rudolf Siegert, geb. 1899, Ministerialrat u. Staf., Gruppenleiter II C (Haushalt u. Wirtschaft der Sipo) im RSHA, 1941–1943 Amtschef II, gest. 1945; BAB, BDC, SSO Dr. Rudolf Siegert; BAL, ZK: Dr. Rudolf Siegert.


  2 Zum Kontext der Planungen vgl. Jürgen Matthäus: Konzentrationslager Kauen (Kaunas), in: Wolfgang Benz/Barbara Distel (Hrsg.): Der Ort des Terrors. Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager, Bd.8, München 2008, S.189–208. Das Fernschreiben wurde wahrscheinlich erst am 23.7. an das RSHA abgesandt; s. Dok. 34.


  3 Letztendlich zielte diese im Einvernehmen zwischen EG A u. HSSPF betriebene Politik darauf ab, dem SS-HA Verwaltung u. Bauten bei der Ausbildung von KL-Strukturen im Osten entgegenzutreten. Der SS-Wirtschafter beim HSSPF Nord, Stubaf. Alwin Reemtsma, sollte deshalb bis Sept. 1941 diverse Wirtschaftsbetriebe beschlagnahmen lassen u. zugleich mit Rudolf Lange vom Stab der EG A nach einem geeigneten Platz zur Errichtung eines zentralen, der EG Aunterstehenden Juden- bzw. Häftlingslagers Ausschau zu halten. Ihre Wahl fiel auf die Ortschaft Salaspils, ca. 20km südöstlich von Riga, in deren Nähe das Stalag 350 angesiedelt war; vgl. Angrick/Klein: Die „Endlösung“ in Riga, S.122f., 210f.


  4 Das im Berliner Osten gelegene u. im April 1940 eröffnete „Erweiterte Polizeigefängnis“ Wuhlheide bestand aus mehreren von der Reichsbahn errichteten Baracken u. war zunächst mit ca. 200 „Arbeitsscheuen“ belegt worden. Das Wachpersonal stellte die Berliner Schutzpolizei. Dieses Lagermodell wurde von Heydrich als derart erfolgreich angesehen, daß das Lager Wuhlheide zur ‚Blaupause‘ für andere Polizeihaftstätten u. den Stapo-Stellen zur Nachahmung empfohlen wurde. Das Musterlager expandierte seit August 1941; zu Kriegsende sollen um die 30.000 männliche Gefangene Wuhlheide durchlaufen haben; vgl. Wolfgang Wippermann: Nationalsozialistische Zwangslager in Berlin II: Das „Arbeitserziehungslager Wuhlheide“, in: Wolfgang Ribbe (Hrsg.): Berlin-Forschungen, Bd.2, Berlin 1987, S.179–188; Gabriele Lotfi: KZ der Gestapo. Arbeitserziehungslager im Dritten Reich, Stuttgart-München 2000, S.78–80, 340.


  


  


  27) Notiz Einsatzgruppe B für Heeresgruppe Mitte vom 22.7.1941


  
    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        den 22.7.41

      
    

  


  Notiz für Heeresgruppe Mitte


  1.) Der Pilot der mir zugeteilten Maschine Fi. 156 GA TU meldet mir, daß am 16.7.41 auf dem Flugplatz Bialystok von einem Flugzeugführer einer Kl. ca. 40Liter Brennstoff aus dem Fieseler entwendet wurden. Beim Start der Fi. wurde noch rechtzeitig bemerkt, daß der Filter nicht angezogen war und daher Brennstoffverlust während des Fluges hätte eintreten müssen, der zu einer Notlandung gezwungen hätte. Der Pilot, SS-Untersturmführer Manske, hat in Bialystok feststellen können, daß der Flugzeugführer, der sich in dieser Weise an der Fi. zu schaffen gemacht hatte, Oberst Gutzeit gewesen sei. Wie ich erfahre, ist Oberst Gutzeit beim Herrn Befehlshaber des rückw. Heeresgebietes 102 tätig. Ich wäre dankbar, wenn der Oberst Gutzeit auf das Unmögliche seiner Handlungsweise mit aller Entschiedenheit hingewiesen werden könnte. Eine Meldung beim OKH, von der ich absehe, hätte seine Bestrafung zur Folge.


  2.) Polizeiliche Angelegenheiten (Letzte Meldungen):


  Außer Berichten aus Brest-Litowsk, Minsk und Bialystok, Baranowicze und Slonim gingen Meldungen ein über die Tätigkeit der EKs aus Nowogrodek, Brazianka, Lizejki, Wsielub, Nichniewicze, Korelicze, Stankiewicze, Zdzienciol, Lida und Lachowicze. Es gelang, 67 NKWD-Agenten und Funktionäre, darunter 3 rote Kommissare, in diesen kleineren Orten festzunehmen und zu liquidieren. Das in Baranowicze stationierte Kommando des EK 8 arbeitet besonders erfolgreich zusammen mit den zuständigen Dienststellen der Wehrmacht. Gemeinsam mit den Feld- und Ortskommandanturen wurde die Bildung von Judenräten, die Registrierung und wohnliche Zusammenlegung der Juden und die Neuaufstellung der Einwohnermeldelisten durchgeführt. Unter Heranziehung der GFP, der Abwehrtrupps und der Feldgendarmerie wurden die laufenden Aktionen gegen bolschewistische Agenten, politische Kommissare, NKWD-Angehörige usw. fortgesetzt. In Baranowicze wird durch den komm. Bürgermeister eine unseres Erachtens unzulängliche Flüchtlingsregistrierung vorgenommen. Jeder Flüchtling, der über die in Frage kommende Registrierungsstelle läuft, wird registriert, ohne daß von ihm ein Ausweis verlangt wird. Er brauche nur seinen Namen und Zielort anzugeben, um einen provisorischen Ausweis zu erhalten. Ferner stehe ihm das in Baranowicze errichtete Zufluchtsheim zur Verfügung. Auf diese Weise besteht die Gefahr, daß jeder bolschewistische Agent oder russische Offizier in Zivil sich mit Hilfe einer Legitimation, hinter der die deutsche Wehrmacht steht, unbehelligt im rückwärtigen Heeresgebiet bewegen könne. Abstellung erscheint mir dringend notwendig, nicht nur für Baranowicze, sondern vielleicht durch allgemeine Anweisung für alle Orte des rückw. Heeresgebietes, die eine derartige Institution schaffen, evtl. Anweisung an die Landräte und dergleichen. In Baranowicze wurden weiter zahlreiche jüdische Aktivisten, Funktionäre und Plünderer liquidiert. Das nach Slonim abgeordnete Teilkommando hat sich an einer Großaktion des Höheren SS- und Polizeiführers gegen Juden und andere kommunistische Elemente und Plünderer beteiligt.1 In Lachowicze hat die Sicherheitspolizei neben einer Liquidierungsaktion 323 russ. Inf.Gewehre, Maschinengewehre und Masch.-Pistolen der Ortskommandantur übergeben können. In Brest-Litowsk sind politische Karteien, Listen usw. sichergestellt. In Minsk gibt es keine jüdische Intelligenz mehr. In dem neu geschaffenen jüdischen Wohnbezirk in Minsk wurde ein jüdischer Ordnungsdienst gebildet. Er steht dem jüdischen Ältestenrat zwecks Durchführung der von deutschen Dienststellen und der Stadtverwaltung gegebenen Anordnungen zur Verfügung. Zur Verhinderung von Seuchen im Judenbezirk wurde eine jüdische Gesundheitsstelle errichtet, die dem Gesundheitsamt der Stadt Minsk untersteht. Die Bevölkerung beteiligt sich jetzt reger an den Meldungen über Auftreten von Partisanen, sodaß in Zusammenarbeit mit Wehrmachtsstellen die erforderlichen Aktionen veranlaßt werden konnten. Auf Anforderung der 162. I.D. wurde eine sicherheitspolizeiliche Aktion in der Nähe von Bialystok gegen kommunistische Funktionäre durchgeführt. 17 gefährliche Funktionäre wurde liquidiert.


  3.) Lebensgebietliche Angelegenheiten:


  a) Katholische Kirche und Polentum: Im ehemals polnischen Gebiet wurde festgestellt, daß das polnische Priestertum anscheinend maßgeblichen Einfluß in der „Polenfrage“ zu erlangen versucht. Die Geistlichkeit beginnt langsam wieder, sich zu sammeln und politisch zu betätigen und zwar z.Zt. vorwiegend legal über die noch bestehenden polnischen Verwaltungsapparate (so in Baranowicze und Slonim). Die Zusammenarbeit zwischen Geistlichkeit und Verwaltung ist fast überall eine sehr enge. In Slonim ließ z.B. der kath. Pfarrer in einem von der Stadtverwaltung übernommenen Waisenkindergarten alle Kinder katholisch taufen, obwohl die Eltern z. Z. orthodox und Weißruthenen waren. Auf diese Weise wird auch der Volkstumskampf zwischen Weißruthenen und Polen erheblich zu ungunsten der Weißruthenen, die auch im dortigen Gebiet zum großen Teil griech.-orthodox sind, beeinflußt. Seitens der katholischen Kirche hofft man, die Unterschiede orthodox und katholisch durch Missionstätigkeit überhaupt auszugleichen. Der Bolschewismus habe hier gute Vorarbeit geleistet. Antideutsche Einstellung ist in der Geistlichkeit mit wenigen Ausnahmen noch nicht wahrgenommen worden. Es darf aber angenommen werden, daß sich die Einstellung der polnischen Geistlichkeit mit der der polnischen Intelligenz, die immer noch auf irgendein Wiedererstehen des Polenreiches hofft, deckt.


  b) Lage in Minsk: Ernährungslage weiterhin katastrophal, durch Kolchosen nur geringe Belieferung. Scheitert z. Z. auch an Fahrzeugen. Kommissarische Stadtverwaltung ohne ausreichendes Organisationstalent. Errichtung einer Bank und einer städtischen Finanzkasse vorgesehen. Finanzabteilung bei Stadtverwaltung bereits eröffnet. Zur Reorganisation des kirchlichen Lebens seitens der Einsatzgruppe griechisch-orthodox. Priester aus Gegend von Wolkowysk für Stadtbezirk und aus Wilna für Landbezirk beschafft.


  c) Lage in Wilna: In Auseinandersetzung zwischen Polen und Litauern hat Anschlag der deutschen Kommandobehörde in Wilna, wonach Litauer, Weißrussen und Polen das gleiche Recht haben, ihre Muttersprache zu sprechen, stimmungsmäßig erhebliches Aufsehen erregt. Litauer sehen darin Maßnahme, den Litauisierungsbestrebungen Einhalt zu gebieten. Von Polen schadenfrohe Zustimmung gehört, da sie nun nicht den litauischen Anordnungen über das Erlernen ihrer Sprache Folge zu leisten brauchen. Hoffnung, daß ihr Volkstum erhalten bleibt. Allgemein anläßlich dieser Plakatierung Haß zwischen Litauern und Polen erneut feststellbar gewesen. Bei einem Teil der litauischen Intelligenz, vornehmlich Studentenkreise, ist Einsicht erkennbar, daß das 3-Millionen-Volk der Litauer nur in Anlehnung an die Großmacht Deutschland existieren kann. Hinsichtlich der Tätigkeit der litauischen Staatsanwaltschaft ist hiesigen Vorstellungen insofern Rechnung getragen worden, als die Verfolgung von Plünderungen und Brandstiftungen der Zuständigkeit der örtlichen Strafgerichte entzogen wurde. Diese Vergehen werden von deutschen Behörden standrechtlich geahndet.


  4.) Zur Lage der Landwirtschaft ist zu sagen, daß die Kolchosen zum großen Teil nicht arbeiten, weil sie auf Anordnungen warten. Aufklärung durch Flugblätter erscheint dringend erforderlich. Vorschlag für Formulierung der Flugblätter: a) Arbeit sofort im Rahmen der bisherigen Kolchos-Wirtschaft aufnehmen. Eigentumsfragen werden später gelöst. b) Jeder Bauer hat durch jetzige Tätigkeit zu beweisen, daß er späterer Eigentumszuteilung würdig ist. c) Bauern haben, soweit nicht bereits Ältester vorhanden, solchen zu wählen. Die Ältesten sind deutschen Behörden verantwortlich. e) Rubel ist nach wie vor gültiges Zahlungsmittel. Verweigerung der Annahme strafbar. Falls für derartige Aufklärung nicht beschleunigt gesorgt wird, besteht nach den hier vorliegenden Meldungen Gefahr, daß die Ernte zum großen Teil verloren geht. Einige Betriebe sind wegen laufender Pferde-Requirierung durch Wehrmacht nicht mehr arbeitsfähig. Wenn auch diese Mitteilungen hauptsächlich aus dem Gebiet Witebsk stammen, das noch nicht zum rückwärtigen Heeresgebiet gehört, so dürften sie doch für das gesamte Gebiet der Heeresgruppe Mitte Gültigkeit haben. Vorschlag: Der Wirtschaftsbeauftragte der Heeresgruppe Mitte leitet entsprechende Anweisungen und vorgeschlagene Flugblattaktionen in den rückw. Armeegebieten ein.


  5.) Durch Sonderkommando 7a ist in Witebsk vorläufige Zivilverwaltung eingesetzt und zwar a) Kommissar für Zivilverwaltung Rodzka, Vsesolod, Polytechnikumgebäude, b) Leiter des Personalbüros Jwacik, Milian, c) Abteilung Arbeit Marschalkan, Gregor, d) Abteilung Ernährung Akapowitsch, Leonid, e) Abteilung Wohnungen Brandt, Leo, f) Abteilung Gesundheit Dr. Muraschko, g) Abteilung Stadtwirtschaft Stabrouski, Michael, h) Abteilung Statistik Kulibanau, Alexander, i) Schutz der Wissenschaft und Kulturanstalt Ing. Dzixnisiewky, Dimit., j) Leiter der Auskunftsstelle Brand, Alexander. Alle diese Personen sind sicherheitspolizeilich überprüft.
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  1 Bezieht sich auf den „Blutigen Donnerstag“, den 17.7.1941. An diesem Tag wurden ca. 1200 Juden in einem Waldstück in Richtung des Dorfes Petralevici erschossen. Zu den Liquidierungen durch ein Teilkdo. des EK 8 u. das PB 316 teilte der HSSPF Rußland-Mitte dem RFSS am 18.7. mit: „Bei der gestrigen Säuberungsaktion in Slonim durch Pol.Rgt. Mitte wurden 1153 jüdische Plünderer erschossen“, NAK, HW 16/45; vgl. Urteil LG Köln v. 12.5.1964, BAL, B 162/14.168; Curilla: Die deutsche Ordnungspolizei, S.532ff.; Nahum Albert: Destruction of Slonim Jewry. The Story of the Jews during the Holocaust, New York 1990, S.45–49; Hans-Heinrich Nolte: Destruction and Resistance. The Jewish Shtetl of Slonim 1941–1944, in: Robert W. Thurston/Bernd Bonwetsch (Hrsg.): The People’s War. Responses to World War II in the Soviet Union, Urbana 2000, S.29–53; ders.: Zur Zahl der jüdischen Opfer in Slonim 1941–1943, in: Marlis Buchholz/Claus Füllberg-Stolberg/Hans-Dieter Schmid (Hrsg.): Nationalsozialismus und Region. Festschrift für Herbert Obenaus zum 65. Geburtstag, Bielefeld 1996, S.79–84.


  


  


  28) Vortragsnotiz Einsatzgruppe B für Heeresgruppe Mitte vom 26.7.1941


  
    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        O.U., den 26.7.1941

      
    

  


  Vortragsnotiz für die Heeresgruppe Mitte


  1.) Polizeiliche Tätigkeit


  a) Bei einer größeren Durchkämmungsaktion in Wilna wurden in Zusammenarbeit mit der GFP weitere 38 Personen festgenommen. Eine größere Anzahl von Waffen, Radiogeräten und Akten sind sichergestellt. Eine weitere Aktion führte zur Liquidierung von 193 Juden. Gleichfalls wurden 2 bewaffnete Einbrecher liquidiert, die auf frischer Tat festgenommen werden konnten. Eine jüdisch-polnische Geheimorganisation wurde ermittelt und mit V-Leuten durchsetzt. Ihre Aushebung erfolgt zweckmäßigerweise erst nach Vorliegen genauerer Unterlagen. Mit Hilfe von V-Personen wurde ein Organisationsplan des NKWD und NKGB in Wilna aufgestellt.


  b) In Minsk wird z.Zt. ein Zivilgefangenenlager überholt und bolschewistische Funktionäre, Agenten, Kriminelle, Asiaten1 usw. ausgesondert. Unter den bereits Liquidierten befanden sich auch der politische Stabskommissar eines Regiments, Gregori Bylicz, geb. 1890 in Lesog, und dessen Ehefrau, die beide an der Verschickung von Weißruthenen nach Sibirien großen Anteil gehabt haben. Ferner wurden Aktionen in Rakow, etwa 40km WNW Minsk, und in den Waldgebieten nördlich der Linie Minsk–Borissow–Krupka durchgeführt. 58 Juden, kommunistische Funktionäre und Agenten, Zuchthäusler sowie Soldaten in Zivil, bei denen der Verdacht bestand, daß sie mit Partisanengruppen Verbindung halten, wurden liquidiert. Es wurden außerdem 12 Jüdinnen erschossen, die nachweislich, z.T. schon während des Polenfeldzuges, als Agitatorinnen für die KP tätig waren.


  c) Hinsichtlich der Zugehörigkeit zur KP konnte auf Grund der bisher gesammelten Erfahrungen festgestellt werden, daß ein Großteil der Mitglieder die bolschewistische Weltanschauung innerlich ablehnte. Es ist im weiten Umfang von der sowjetischen Führerschicht ein Druck auf die Bevölkerung dahin ausgeübt worden, sich der KP anzuschließen. Personen, die sich ablehnend zeigten, wurden vielfach nach Sibirien verschickt, ins Gefängnis geworfen oder erschossen. Der Prozentsatz der zur Partei Gepreßten ist allerdings bei den einzelnen Volksgruppen verschieden. Die Zugehörigkeit der Juden ist allgemein aus innerer Überzeugung erfolgt. Dasselbe gilt für die sich im weißruthenischen Gebiet aufhaltenden Großrussen. Auch die Polen wurden kaum bedrängt. Bei den Weißruthenen ist jedoch der Zwang zum Beitritt in die KP sehr häufig feststellbar gewesen. Bei den Fahndungsaktionen werden diese Gesichtspunkte entsprechend berücksichtigt.


  2.) Lebensgebietliche Tätigkeit


  a) Die Aktivität der römisch-katholischen Kirche, deren Führung im weißruthen. Gebiet vorwiegend polnischer Nationalität ist, macht sich immer wieder bemerkbar und versucht z.Zt., unter geschickter Einschaltung weißruth. Geistlicher, Missionsarbeit zu betreiben. Sie hat die berechtigte Hoffnung, auch die orthodoxe Bevölkerung an sich zu ziehen. Dies ist politisch insofern bedenklich, als festgestellt wurde, daß unter Einfluß dieser Kirche sich auch röm.-kath. Weißruthenen als Polen ausgeben. Außerdem versucht die röm.-kath. Kirche, von uns mitgeführte Emigranten aus Warschau, die z.T. katholisch sind, wie Dr. Tumasch–Minsk, in ihre Missionsarbeit einzuspannen. Ferner ist geplant, weißrussische Ordensbrüder aus dem Mariana-Kloster, z.Zt. in Warschau, nach früherer Niederlassung in Druina zurückzuführen. Als Bischofskandidat für Weißrußland wird Prof. Dr. Godlewski, z.Zt. angeblich in Berlin, genannt. Zunächst sind folgende Abwehrmaßnahmen vorgesehen: 1. Die Einreise von röm.-kath. Geistlichen in den weißruth. Raum ist zu verhindern. 2. Soweit bereits röm.-kath. Geistliche zugereist sind, sind diese unter einem fingierten Vorwand an ihren Ausgangsort zurückzuschicken. 3. Bereits seßhafte röm.- kath. Geistliche sind in ihrer Wirksamkeit auf den z.Zt. bewohnten Ort zu beschränken. Fahrten in andere Orte sind, evtl. unter dem Hinweis auf ihre persönliche Sicherheit, zu unterbinden. 4. Die im weißruth. Raum bereits eingesetzten und noch einzusetzenden Angehörigen der weißruthen. Emigration sind besonders hinsichtlich ihrer konfessionellen Bindung zur röm.-kath. Kirche zu überprüfen und entsprechend zu überwachen. 5. Die Arbeit der griech.-orth. Kirche ist beschleunigt zu aktivieren und zu unterstützen. Hierbei sind vor allem weißruth. Geistliche anzusetzen.
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  1 Es existierte keinerlei Weisung hinsichtlich einer Liquidierung von „Asiaten“. Die Morde beruhten also auf einer Initiative der EG B.


  


  


  29) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 30.7.1941: Beabsichtigte Organisation der Polizei in den besetzten Ostgebieten


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin SW 11, den 30.Juli1941

      
    


    
      	
        IV A 1 d – B.Nr.573 B/41 g.

      

      	
        Prinz-Albrecht-Straße 8

      
    


    
      	
        Schnellbrief

      

      	
        Fernsprecher: 120.049

      
    


    
      	
        An die Chefs der Einsatzgruppen A, B, C und D

      

      	
        [Stempel: Geheim!]

      
    

  


  Betrifft: Beabsichtigte Organisation der Polizei in den besetzten Ostgebieten1


  Zur Information gebe ich folgendes zur Kenntnis: In den grösseren Städten werden SS- und Polizeistandortführer eingesetzt, die den für das jeweilige Gebiet zuständigen Höheren SS- und Polizeiführern und ihren Vertretern, den Befehlshabern der Ordnungspolizei und der Sicherheitspolizei, für ihren Aufgabenbereich unterstehen. Dem SS- und Polizeistandortführer wird ein Offizier der Ordnungspolizei und ein Führer der Sicherheitspolizei mit Mitarbeitern zugeteilt, die das Arbeitsgebiet des Hauptamtes Ordnungspolizei und des Reichssicherheitshauptamtes wahrnehmen. Dem Höheren SS- und Polizeiführer bezw. ihren Befehlshabern unterstehen alle eingesetzten und noch einzusetzenden Polizeieinheiten ihres Gebietes. Zur Durchführung der polizeilichen Aufgaben sind aus geeigneten Volksgruppen Schutzformationen aufzustellen. Zu diesem Zwecke sind aus den Volksteilen der Ukraine, Weissruthenen, Polen und Baltenländer und in gewissem Umfange des Petersburger Landgebietes Männer aus bäuerlichen oder kleinstädtischen Familien auszusuchen, die rassisch unseren Forderungen entsprechen. In erster Linie hat die Auswahl in den Durchgangslagern zu erfolgen. Die Höheren SS- und Polizeiführer haben deshalb sofort Verbindung mit den mit der politischen Überprüfung der Kriegsgefangenen beauftragten Leitern der Kommandos der Sicherheitspolizei und des SD in den Lagern aufzunehmen und dafür zu sorgen, daß die für die Schutzformationen geeigneten Kriegsgefangenen bis zu dem Zeitpunkt in den Lagern bleiben, wo Befehl zur Aufstellung von Schutzformationen gegeben wird. Die weitere Erfassung von Männern für die Schutzformationen hat unter den nicht im Kriegseinsatz sich befindenden Männern zu erfolgen, vor allem in ländlichen Gebieten (soweit sie nicht für landwirtschaftliche Arbeiten benötigt werden). Die Personalien der ausgemusterten Schutzmänner sind karteimäßig zu erfassen und in einer zweiten Fertigung umgehend hierher zu senden, damit eine Überprüfung stattfinden kann, soweit nicht diese Überprüfung schon örtlich erfolgt ist. Diese politische Überprüfung ist jedoch bei der Auswahl der Männer der Schutzformationen nicht abzuwarten. Bei der Erfassung der Schutzmänner ist besonderer Wert auf Dolmetscher zu legen. Die Schutzformationen tragen zu ihrer Uniform, die sie als russische Wehrmachtsangehörige haben, eine Armbinde mit der Aufschrift „Schutzmann“. Alle Abzeichen, die sie als russischer Soldat getragen haben, sind zu entfernen und durch andere zu ersetzen, auch die Knöpfe an den Uniformen. Bewaffnung ist zunächst nur der Gummiknüppel oder ein Holzknüppel. Die Schutzmänner erhalten vorerst freie Verpflegung; die weitere Abfindung wird geregelt. Führer der Schutzformationen sind Offiziere und Führer der Polizei und SS und befähigte Wachtmeister der Ordnungspolizei; Unterführer sollen aus den Reihen der Angehörigen der Schutzformationen ausgesucht und besonders ausgebildet werden. Die Erfassung von Volksdeutschen für die Schutzformationen aus denjenigen Gebieten, für die eine Umsiedlung bereits erfolgt ist, ist auf jeden Fall verboten, weil diese sogenannten Volksdeutschen, da sie dem Ruf des Führers nicht gefolgt sind, eine besondere Behandlung erfahren. Für alle in den eroberten Ostgebieten eingesetzten SS- und Polizeiformationen und Dienststellen sind sofort alle Maßnahmen durchzuführen, die noch vor Eintritt der Winterszeit für die Sicherung und Versorgung der eingesetzten Kräfte notwendig sind. Zu diesem Zwecke müssen in den Städten und auf dem flachen Lande Unterkünfte und die notwendigen Bauten sowie Anlagen errichtet werden, die allen dienstlichen Aufgaben entsprechen. Diese SS- und Polizeistützpunkte2 erhalten die Bezeichnung: „Wehrburgen“ in den Standorten 1. Ordnung (Städte über 100.000 Einwohner) – Belegstärke 1 Komp. SS oder Polizei, in den Städten über 200.000 Personen ein Batl. oder Sturmbann –, „Wehrplätze“ in den Standorten 2. Ordnung (Städte über 50–100.000 Einwohner) – Belegstärke 1 Komp. SS oder Polizei –, „Wehrposten“ in den Standorten 3. Ordnung (kleinere Kreisstädte). Führer dieser SS- und Polizeistützpunkte ist zunächst ein SS- und Polizeistandortführer. In den SS- und Polizeistandorten 1. und 2. Ordnung sind sofort geeignete Gebäude auszusuchen und in Besitz zu nehmen. Das Gebäude muss möglichst in der Stadt, darf aber keinesfalls ausserhalb der Peripherie gelegen sein, das Stadtgebiet beherrschen und militärisch verteidigt werden können, so gross sein, daß es alles aufnimmt, was zur Durchführung des Dienstes und des allgemeinen Lebens notwendig ist, guten Baugrund haben, eine eigene einwandfreie Wasserversorgung garantieren und klimatisch den örtlichen Verhältnissen entsprechen. Bei den SS- und Polizeistützpunkten sind vorzusehen: Unterkunft mit allen dazugehörigen Einrichtungen für geschlossene Formationen der SS und Polizei, Räumlichkeiten für alle sonstigen Dienststellen der SS und Polizei, Wohnungen für die Familien der Verheirateten. Vorzusehen sind also auch Garagen mit Tankanlagen, Pferdestallungen, Wirtschaftsgebäude, Lebensmitteldepots, alle hygienischen Einrichtungen wie Bäder, Brausen, Entlausungsanlagen, Kleidertrockenanlagen, die selbständigen Versorgungsbetriebe für Elektrizität, Heizung und Wasser, alle Anlagen für die Freizeitgestaltung wie Sport und Reitplätze, möglichst auch freie Badeanlagen, an einzelnen Stützpunkten auch noch Landeplätze für leichte Flugzeuge. Weiter sind vorzusehen und einzurichten alle Bauten und zu beschaffen die Geräteausrüstung für den Feuer- und Luftschutz. Die militärische Sicherung ist durch entsprechende Sicherstellung von Beutewaffen und dazugehöriger Munition neben der reinen Truppenbewaffnung zu verstärken. Eine Selbstverständlichkeit ist der Vorrat an Betriebsstoff für die Kraftwagen. Die Verpflegung in den Stützpunkten ist durch Beschaffung von Lebensmittelvorräten sicherzustellen. Anzustreben ist, daß noch vor Einbruch der Winterszeit eine Lebensmittelreserve für mindestens 2 Monate angelegt und das nötige Futter für die Reit- und Zugpferde eingelagert wird. Weiter ist zu sorgen für ein Lager von Unterkleidung, Pelzen, Pelz- und Filzstiefeln und Sohlenleder. Für den Wintereinsatz sind Schlitten mit Pferdebespannung und Schneeschuhausrüstung zu beschaffen. Mit Ausnahme von technischen Spezialeinrichtungen kann für die Ausstattung und Ausrüstung eine grössere Hilfe vom Reich aus nicht erwartet werden. Zur Durchführung der aufgeführten Maßnahmen werden den Höheren SS- und Polizeiführern ein Bauführer mit Arbeitsstab, eine Gruppe oder ein Zug Wehrgeologen, ein Nachschubführer und ein Verwaltungsführer zugeteilt.


  Heydrich
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  1 Die hier ausgeführten Planungen ließen sich in dieser Form nicht durchführen. Zur Struktur der Polizeibehörden im Besatzungsgebiet u. zur Rolle einheimischer Hilfspolizisten vgl. Martin Dean: Collaboration in the Holocaust: Crimes of the Local Police in Belorussia and Ukraine, 1941–44, New York 2000.


  2 Vgl. Jan Erik Schulte: Initiative der Peripherie. Globocniks Siedlungsstützpunkte und die Entscheidung zum Bau des Vernichtungslagers Belzec, in: ders. (Hrsg.): Die SS, Himmler und die Wewelsburg, Paderborn u.a. 2009, S.118–137; ders.: Zwangsarbeit und Vernichtung: Das Wirtschaftsimperium der SS. Oswald Pohl und das SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt 1933–1945, Paderborn u.a. 2001, S.259–278.


  


  


  30) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 31.7.1941: Einsatz bisher noch nicht eingesetzt gewesener Angehöriger der Sicherheitspolizei und des SD


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 31.Juli1941

      
    


    
      	
        I A 1 Nr.31/41 g.

      

      	
        

      
    

  


  An alle Dienststellen der Sicherheitspolizei, alle Dienststellen der Kriminalpolizei, alle Dienststellen des SD


  Nachrichtlich den Amtschefs II–VII, allen Referenten und Hilfsreferenten des Reichssicherheitshauptamtes, allen Sachbearbeitern des Amtes I des Reichssicherheitshauptamtes


  Betrifft: Einsatz bisher noch nicht eingesetzt gewesener Angehöriger der Sicherheitspolizei und des SD


  Um allen bisher in der Heimat verbliebenen Männern der Sicherheitspolizei und des SD das niederdrückende Gefühl zu nehmen, an dem großen Geschehen unserer Zeit nicht aktiv teilzuhaben und um die Befürchtung zu zerstreuen, nach Kriegsende als „Heimatkrieger“ oder „Drückeberger“ bespöttelt zu werden, bestimme ich folgendes:


  1.) Alle Angehörigen der Sicherheitspolizei und des SD, soweit sie nicht der Wehrmacht oder Waffen-SS zur Verfügung stehen, das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und körperlich einsatzfähig sind, sind grundsätzlich zum sicherheitspolizeilichen Einsatz vorzuschlagen.


  2.) Der Einsatz erfolgt grundsätzlich im Austausch gegen bereits eingesetzte Männer der gleichen Heimatdienststelle. Andernfalls wird der erforderliche Ausgleich durch das Reichssicherheitshauptamt vorgenommen.


  3.) Abgesehen von dienstlichen Interessen können diejenigen Angehörigen der Sicherheitspolizei und des SD abgelöst werden, die sich ohne Unterbrechung mindestens ein Jahr im Einsatz befinden und zwar zunächst a) Väter kinderreicher Familien, b) Ledige und Verheiratete, die kranke Angehörige in der Heimat haben, c) Verheiratete, die seit April 1938 vorwiegend abgeordnet waren, soweit die Gesamtdauer der Abordnung 2 Jahre übersteigt.


  4.) Die Anträge auf Austausch sind von den Heimatdienststellen einzeln herzureichen. Sie haben neben den vollen Personalien und der Dauer der Abordnung auch die Angabe der bearbeiteten Sachgebiete beider Männer zu enthalten.


  Der Austausch wird in jedem Falle von hier unter Wahrung der dienstlichen Belange sowohl der Einsatz- als auch der Heimatdienststelle vorgenommen. Die eingegliederten Ostgebiete und das Protektorat Böhmen und Mähren sowie Lothringen, Elsaß und Luxemburg sind keine Einsatzgebiete im Sinne dieses Erlasses mehr.


  gez. Heydrich


  BAB, R 58/259


  


  


  31) Bekanntmachung Sonderkommando 11a: Befehl an die Juden der Stadt Cherson (undat./Anfang Aug. 1941)


  Befehl an die Juden der Stadt Cherson1


  1. Alle Juden der Stadt Cherson haben ab 12. August d.J. ab 12 Uhr mittags den Judenstern an ihrer Bekleidung zu tragen. Dieser Judenstern muss aus Stoff und 10cm gross gemacht werden. Diesen Stern muss jeder Jude auf der linken Seite der Brust und auf dem Rücken anheften. Die Zeichen haben sich die Juden selbst zu machen. Juden, die sich diesem Befehl widersetzen, werden erschossen.


  2. Alle Juden haben sich der Registrierung zu stellen, die vom 24. August ab 12 Uhr mittags bis zum 27. August d.J. bis 18 Uhr vorgenommen wird (Anschrift: Haus des Invalidencoperativs [sic], 9. Januar-Str. Nr.36). Die Registrierung führt das jüdische Komitee durch. Den Anweisungen des Komitees ist Folge zu leisten. Alle den Juden gehörigen Gelder und Wertgegenstände unterliegen der Zustellung und Ablieferung an das Komitee. Juden, die dem Befehl nicht nachkommen, werden erschossen.


  Deutsche Sicherheitspolizei

  Sonderkommandant XI-a2


  BA-MA, RH 24–54/177


  


  


  


  1 Der Befehl steht im Zusammenhang mit der Ghettoisierung der Juden in Cherson am 7.9.1941; vgl. Dean: The United States Holocaust Memorial Museum Encyclopedia of Camps and Ghettos, Bd.2, S.1624ff.


  2 Das SK 11a unterstand Paul Zapp, geb. 1904, kaufmännischer Angestellter, 1934 SS, 1936 SD-HA, 1937 NSDAP, 1938 zum SD-LAWien, 1940 Stubaf. u. Lehrer für weltanschauliche Schulung der Anwärter des leitenden Dienstes, Mai 1941 Fhr. SD-Abschnitt Kassel, nach Teilung EK 11 im Juli 1941 Kdr. SK 11a, Juli 1942 KdS Simferopol, Nov. 1942 Ostubaf., 1944 IdS Dresden, bis Verhaftung 1967 unter falschem Namen, 1970 zu lebenslanger Haft verurteilt, gest. 1999; BAB, BDC, SSO Paul Zapp; BB CdS Nr.32 v. 25.7.1942, BAB, RD 19/2; Vern. dess. v. 3., 4., 5., 8., 9. u. 11.1.1968, BAL, B 162/7054, Bl. 134ff.; dto. v. 9.11.1967, BAL, B 162/7055, Bl. 252ff.; Urteil LG München I v. 26.2.1970, BAL, B 162/14.401–14.402; BAL, ZK: Paul Zapp; Konrad Kwiet: Paul Zapp – Vordenker und Vollstrecker der Judenvernichtung, in: Mallmann/Paul: Karrieren der Gewalt, S.252–263; Jürgen Matthäus/Konrad Kwiet/Jürgen Förster/Richard Breitman:Ausbildungsziel Judenmord? „Weltanschauliche Erziehung“ von SS, Polizei und Waffen-SS im Rahmen der „Endlösung“, Frankfurt/M. 2003, S.188ff.


  


  


  32) Funkspruch Reichssicherheitshauptamt IV A 1 an Einsatzgruppen vom 1.8.1941: Beschaffung von Anschauungsmaterial


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

      

      	
        Berlin, den 1.8.1941

      
    


    
      	
        IV A 1 – B.Nr.576 B/41 g.

      

      	
        Geheim!

      
    


    
      	
        FT. (verschlüsselt!) – Bef. am 1.8.41 Nr.5778

        an die Einsatzgruppen A, B, C und D

      

      	
        

      
    

  


  Betrifft: Beschaffung von Anschauungsmaterial1

  Dem Führer soll von hier aus lfd. Bericht über die Arbeit der Einsatzgruppen im Osten vorgelegt werden. Zu diesem Zweck wird besonders interessantes Anschauungsmaterial, wie Lichtbilder, Plakate, Flugblätter und andere Dokumente benötigt. Soweit solches Material dort anfällt oder beschafft werden kann, erbitte ich schnellmöglichste Übersendung.


  RSHA IV A 1 b

  B. Nr.576 B/41 g.

  i.V. gez. Müller, SS-Brif.


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Mallmann/Angrick/Matthäus/Cüppers: Die „Ereignismeldungen UdSSR“ 1941, S.17.


  


  


  33) Runderlaß Reichsführer-SS vom 2.8.1941: SS- und Polizeistandortführer


  
    
      	
        Der Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei

      

      	
        Berlin, den 2.August1941

      
    


    
      	
        im Reichministerium des Innern

      

      	
        NW 7, Unter den Linden 74

      
    


    
      	
        O.-Kdo. g 2 (O 1) Nr.259/41 (g.)

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: „SS- und Polizeistandortführer“ in den rückwärtigen Heeresgebieten als Beauftragte der Höheren SS- und Polizeiführer


  In den größeren Städten der rückwärtigen Heeresgebiete werden durch besonderen Erlaß SS- und Polizeistandortführer eingesetzt, die den für das jeweilige Gebiet zuständigen Höheren SS- und Polizeiführern unterstehen. Der SS- und Polizeistandortführer hat alle Aufgaben zu erfüllen, die in der Vereinbarung zwischen dem Oberbefehlshaber des Heeres und mir im Erlaß vom 21.Mai1941 – Tgb.Nr.114/41 g. Kdos. – festgelegt sind. Dem SS- und Polizeistandortführer wird zur Durchführung seiner Aufgaben ein Offizier der Ordnungspolizei und ein Führer der Sicherheitspolizei mit Mitarbeitern unterstellt. Ihre Aufgaben umfassen das Arbeitsgebiet des Hauptamtes Ordnungspolizei und des Reichssicherheitshauptamtes. Die bisher eingesetzten und noch einzusetzenden mobilen Formationen, Bataillone und Regimenter der Ordnungspolizei und Sicherheitspolizei unterstehen bis auf weiteres nur den Höheren SS- und Polizeiführern, soweit diese nicht in dringenden Fällen Kräfte der mobilen Formationen den SS- und Polizeiführern bezw. Standortführern zur Verfügung stellen.


  An a) die Höheren SS- und Polizeiführer 101 bis 103 und z.b.V., b) den Höheren SS- und Polizeiführer Ost in Krakau, – mit je 1 Nebenabdr. f.d. Befehlshaber d. Ordn.Pol. u. Si.Pol. –, c) den Höheren SS- und Polizeiführer Nordost in Königsberg – mit je 1 Nebenabdr. f.d. Befehlshaber d. Ordn.Pol. u. Si.Pol. –.


  Nachrichtlich: d) alle Höheren SS- und Polizeiführer – mit je 1 Nebenabdr. f.d. Befehlshaber (Inspekteure) der Ordnungspolizei und Sicherheitspolizei –, e) den Sonderbeauftragten für Bauten der SS und Polizei im neuen Ostraum in Lublin.


  Mit den in den Städten vorhandenen führenden Wehrmachtsdienststellen und Wirtschaftsdienststellen ist bestes Einvernehmen zu halten. Ihre Wünsche sind, soweit dienstlich möglich, zu erfüllen.


  gez. H. Himmler


  Verteiler innerhalb:


  Chef d. O.P., Chef Kdo.Amt, Chef VuR, Chef d. SP und SD, Chef d. SS-HA, Chef d. SS-Pers.-HA, Reichsamt TN, General-Inspekteure, alle Amtsgr., Gruppen u. Untergruppen d. Kdo.Amtes, Oberst Schnell, Kdo.Adj., Abt. I, Reserve (20)


  BAB, R 6/10


  


  


  34) Funkspruch Reichssicherheitshauptamt II C 3 an Einsatzgruppe A vom 4.8.1941: Errichtung eines erweiterten Staatspolizeigefängnisses in Riga


  Berlin NUE 121.835 4.8.41 1035 HI

  An die Einsatzgruppe SS-Brigadefuehrer Dr. Stahlecker. Tilsit


  Betr.: Errichtung eines erweiterten Staatspolizeigefaengnisses in Riga

  Bezug: Fernschreiben Nr.8751 v. 23.7.41


  Mit der Errichtung eines Haeftlingslagers in Riga als erweitertes Polizeigefaengnis und der Uebernahme in die Verwaltung der Sicherheitspolizei bin ich einverstanden.1 Ich bitte die Vorbereitungen hierzu von dort zu treffen. Die Aufwendungen fuer das Lager werden dem ausserordentlichen Haushalt zur Last fallen. Ueber die vollzogene Errichtung des Lagers bitte ich mich zu gegebener Zeit zu unterrichten. Dem Antrag auf voruebergehende Zuweisung eines Spezialisten fuer diese Aufgabe kann leider nicht entsprochen werden, da der Krim.Rat Moeller kuerzl. zur Wehrmacht einberufen wurde und nach Mitteilung des Amtes Roem 1 ein anderer geeigneter Beamter nicht freigestellt werden kann.


  RSHA Roem 2 C 3 – Nr.5509/41

  I.V. SS-Stubaf. RR Dr.

  Bergmann2


  RGVA, 504–2–8 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Elisabeth Thalhofer: Entgrenzung der Gewalt. Gestapo-Lager in der Endphase des Dritten Reiches, Paderborn u.a. 2010, S.179f., 192f., 203f. Der Funkspruch bezieht sich auf das Fernschreiben der EG Av. 21.7.1941; s. Dok. 26.


  2 Dr. Rudolf Bergmann, geb. 1909, als Gerichtsassessor 1935 zur Stapo-Leitstelle Berlin, dann Gestapa, seit 1939 als Gruppenleiter II C im RSHA zuständig für Witschafts-, Justitiarangelegenheiten u. Gefangenenwesen; BAL, ZK: Dr. Rudolf Bergmann.


  


  


  35) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11/Ic vom 4.8.1941: Vorgänge in Kodyma


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        O.U., den 4.8.1941

      
    


    
      	
        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes

        Einsatzgruppe D

        An den Ic des AOK 11

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Vorgänge in Kodyma1


  In der Anlage wird Durchschlag des Berichtes des Sdkdo. 10a über die Vorgänge in Kodyma, der gemäß Befehl des O.B. dem O.B. vorgelegt wurde, übergeben.


  Ohlendorf

  SS-Standartenführer


  
    
      	
        Sonderkommando 10a

      

      	
        O.U., den 3. Aug. 1941

      
    


    
      	
        An Einsatzgruppe D

      

      	
        

      
    

  


  1.) Aufenthalt des Kommandos in Petschanka dauert noch an, da Vormarschstrassen für Pkw grösstenteils unpassierbar und infolge Stockung der militärischen Operationen die in Betracht kommenden Ortschaften schon über[be]legt sind. Voraussichtlich morgen Weitermarsch nach Kodyma. Balta noch in russischer Hand.


  2.) In Kodyma von Teilkdo. wegen Aufruhrs und Vorbereitung von Angriffen auf Deutsche Wehrmacht Razzia im Judenviertel veranstaltet, wozu XXX. A.K. dem Teilkdo. 400 Soldaten zur Verfügung stellte. Dabei Anwendung von Waffengewalt notwendig. Von den Festgenommenen im Einvernehmen mit kdr. General 99 Personen, darunter 97 Juden, erschossen, etwa 175 als Geiseln festgesetzt. Rest entlassen. Exekution durch 24 Mann der Wehrmacht und 12 der Sicherheitspolizei. Näheres ergibt sich aus beiliegendem Sonderbericht.


  3.) Fortsetzung der Arbeit auf dem Wirtschaftssektor. In Tschetschelnik, Olijopol, Shabokditschka und Kataschin 7 Kolchosen und eine Zuckerfabrik, in anderen Orten noch einige weitere Betriebe in Gang gebracht. In Petschanka selbst verlaufen die Arbeiten unter starker Heranziehung des jüdischen Bevölkerungsteiles planmäßig. Insgesamt wurden bisher allein in den Rayons Jampol und Petschanka vom Kommando die Erntearbeit in Kolchosen und Sowchosen im Gesamtumfang von etwas 50.000 Morgen so organisiert, dass in diesen Betrieben die ordnungsmäßige Einbringung der Ernte gesichert erscheint.


  4.) Gesundheitszustand beim Kdo. von Einzelfällen abgesehen nunmehr befriedigend. Sonst keine besonderen Vorkommnisse.


  (gez.) Seetzen

  SS-Obersturmbannführer


  1 Anlage


  
    
      	
        Sonderkommando 10a

        (Petschanka)

      

      	
        O.U., den 2.August1941

      
    

  


  Bericht betr.: Zusammenkünfte von Juden in Kodyma

  Auf Grund der Meldung einer Ukrainerin, wonach in Kodyma eine geheime Zusammenkunft von ca. 50 jüdischen Personen stattgefunden hat, wobei die Möglchkeit des Überfallens einzelner in Kodyma liegenden deutschen Einheiten erörtert wurde, wurde durch das XXX.A.K. das Sonderkommando 10a benachrichtigt. Es wurde vom Sonderkommando 10a eine Abteilung in Stärke von 2/14 mit der Klärung der Angelegenheit beauftragt. Durch Aussagen verschiedener ukrainischer Ortsbewohner konnten im wesentlichen die Aussagen der Ukrainerin bestätigt werden. Außerdem lagen verschiedene Meldungen deutscher Soldaten vor, wonach die in Kodyma sich aufhaltenden Juden, vorwiegend ortsfremde flüchtige Juden aus den Bezirken Belzy, Soroki usw., sich dem deutschen Militär gegenüber sehr renitent verhalten haben. U.a. hatte der jüdische Leiter einer Selterwasserfabrik die Ausgabe von Getränken an die Truppe verboten und unter Drohung den Soldaten den Eintritt verwehrt. Andere Juden haben sich in Gruppen von 10–12 Personen zusammengefunden und sich hierbei ebenfalls aufsässig benommen. Nachdem Ic vom XXX. A.K. für die Durchführung irgendwelcher Aktionen ca. 400 Mann Militär zur Verfügung gestellt hatte, konnte in großzügiger Weise der Stadtkern, der zu fast 100% von Juden bewohnt wird, umstellt und durchgekämmt werden. Hierauf war die Anordnung ergangen, alle männlichen Personen über 15 Jahren festzunehmen. Jeder Fluchtversuch oder gar Widerstand sei rücksichtslos mit der Waffe zu verhindern. Da die Juden auch weiterhin ihr renitentes Verhalten beibehielten, teilweise Fluchtversuche unternahmen und sich in ihren Wohnhäusern verbarrikadierten, mußte wiederholt von der Schußwaffe Gebrauch gemacht werden. Ein Jude wurde dabei erschossen, ein weiterer angeschossen. Außerdem mußte wiederholt gegen die übrige Bevölkerung mit Schreckschüssen vorgegangen werden, da sie versuchte, die Festgenommenen zu befreien oder irgendwie in die Aktionen einzugreifen. Nach Beendigung der Aktionen waren ca. 400 männliche Juden festgenommen. Der größte Teil von ihnen war aus den Vormarschgebieten geflüchtet und hatte hier in Kodyma Unterschlupf gefunden. Durch Vernehmungen, Gegenüberstellungen bezw. ortsansässige Ukrainer wurden 98 Personen festgestellt, die sich an den Zusammenkünften oder den Unbotmäßigkeiten gegenüber dem deutschen Militär beteiligt hatten oder zur jüdischen Intelligenz gehörten. Ca. 100 Personen waren Ukrainer oder Russen oder aber hatten ein sehr hohes Alter und wurden mit entsprechenden Auflagen entlassen. Den restlichen ca. 175 Personen, ausnahmslos Juden, konnte eine Beteiligung nicht nachgewiesen werden. Sie wurden als Geiseln dem Gefangenenlager der deutschen Wehrmacht überstellt, während die genannten 98 Personen nach Aufnahme ihrer Personalien liquidiert wurden. Bei den Vernehmungen ergab sich u.a., dass noch nach Ankunft des Korps-Stabes des XXX. A.K. sich bei einem Juden ein russischer Offizier aufgehalten hatte, der erst vor wenigen Tagen unter Zurücklassung seiner Uniformstücke die Stadt verlassen hatte. Der ihn beherbergende Jude konnte auch festgenommen werden. Die Exekution fand unter Beteiligung der Wehrmacht statt, die ein Exekutionskommando in Stärke von 24 Mann stellte, während das Exekutionskommando der Sicherheitspolizei aus 12 Mann bestand. Ein während der Exekution stattgefundener Fluchtversuch konnte unter Anwendung der Schußwaffe verhindert werden. Während der Vorbereitungen zur Exekution und während der Exekution selbst mußte die Ruhe im Orte unter Anwendung von Waffengewalt wieder hergestellt werden. Um 20.30 Uhr trat endgültige Ruhe ein, nachdem auch die Bevölkerung auf die Bekanntmachung des Ortskommandanten hingewiesen worden war, wonach das Verlassen der Häuser nach 20.30 Uhr mit dem Tode bestraft wird. Das Kommando der Sicherheitspolizei blieb in der darauffolgenden Nacht und am gestrigen Tage am Ort. Besondere Vorkommnisse sind bis zur Stunde nicht zu verzeichnen. Der Bevölkerung wurden noch in der darauffolgenden Nacht durch Lautsprecherwagen und durch Plakatanschlag (s. Anlage) in deutscher, russischer u. ukrainischer Sprache die Maßnahmen der deutschen Behörden zur Kenntnis gebracht.


  SS-Hauptsturmführer


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  


  1 Vgl. Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.219–223; zur Bedeutung des Falles Kodyma im OKW-Prozeß: Jörg Friedrich: Das Gesetz des Krieges. Das deutsche Heer in Rußland 1941 bis 1945. Der Prozeß gegen das Oberkommando der Wehrmacht, München-Zürich 1993, S.610–623.


  


  


  36) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11/Ic vom 4.8.1941: Tätigkeit des Sonderkommandos 11a in der Zeit vom 17.7.–3.8.1941 und Einsatzplanung für die erste Augusthälfte 1941


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        O.U., den 4.8.41

      
    


    
      	
        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes

        Einsatzgruppe D

        An das Armeeoberkommando 11, Abt. Ic/A.O.

      

      	
        

      
    

  


  Anliegend wird Durchschlag eines Berichts des Sonderkommandos 11a über dessen Tätigkeit in der Zeit vom 17.7.41 bis 3.8.41 vorgelegt. Aus dem Bericht geht hervor, dass das Sonderkommando 11a noch einige Zeit in Kischinew beschäftigt ist.


  Ohlendorf

  SS-Standartenführer


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        O.U., den 4.8.41

      
    


    
      	
        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

        Sonderkommando XIa

        Tgb.Nr.83/41

      

      	
        

      
    

  


  An den Beauftragten des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD beim rückw. Heeresgebiet Süd Einsatzgruppe D


  Betrifft: Bericht über die Tätigkeit des Sonderkommandos XIa in der Zeit vom 17. Juli bis 3.August1941 und die Einsatzplanung für die erste Augusthälfte 1941


  I. Das Sonderkommando XIa rückte am 17.Juli1941 gegen 4 Uhr in Kischinew ein. Da der überwiegende Teil der öffentlichen Gebäude und sowjetischen Dienststellen durch Brand oder Sprengung zerstört war, gelang es nur noch geringe Mengen an Schriftmaterial sicherzustellen. Dabei konnten jedoch noch einige Funde gemacht werden, die für die sicherheitspolizeiliche Arbeit in Kischinew sehr wertvoll waren. Vor allem im Gebäude des „Volkskommissariats für innere Angelegenheiten“ und des „Volkskommissariats für Staatskontrolle“ konnten Schriftstücke sichergestellt werden, deren Auswertung zur Aufdeckung einer Terrororganisation führte und aus denen über die Stellenbesetzung und Arbeitsweise sowjetrussischer Dienststellen Schlüsse gezogen werden konnten. Durch Meldungen einer Vertrauensperson war es möglich, eine weitere Sabotageorganisation auszuheben. Die überführten Agenten wurden, soweit die Ermittlungen abgeschlossen waren, erschossen. Die Agenten, von denen noch weitere Angaben erwartet werden können, wurden der rum. Staatspolizei zur weiteren Behandlung überstellt. Außerdem wurden aus einem vorläufigen Festhaltelager 68 Juden, denen eine kommunistische Tätigkeit nachgewiesen werden konnte, und 6 Juden wegen Brandstiftung im Hausgefängnis des Sonderkommandos XIa exekutiert.


  II. Die Ermittlungen gegen Sabotageorganisationen und einzelne Agenten bzw. Angehörige von NKWD-Dienststellen laufen weiter und ergeben ständig neue Anhaltspunkte für weitere sicherheitspolizeiliche Maßnahmen. Ein am 2.8.41 angefallener Ermittlungsvorgang über einen Grenz-Wachtstab wird in etwa 4–5 Tagen abgeschlossen sein. Besondere Aufmerksamkeit erforderte die Klärung der Judenfrage in Kischinew.1 Auf Anregung des Sonderkommandos XIa ordnete der rum. Standortkommandant – Oberst Tudossi – die Einrichtung eines Ghettos und die Kenntlichmachung der Juden an. Das Sonderkommando XIa ist zur Zeit damit beschäftigt: 1. Ermittlungen zu führen über diejenigen Juden, die bei Angriffen sowjetrussischer Kampfflugzeuge Lichtsignale zur Orientierung der russischen Flieger geben. 2. Feststellungen über Banden von Heckenschützen zu treffen, an deren Führung Juden maßgeblich beteiligt sind. Dabei soll vor allem ein Fall einer Beschießung eines deutschen Sanitätskraftwagens, der von der Front mit Verwundeten zurückkehrte, geklärt werden. 3. Ermittlungen gegen einen Kreis von Juden zu führen, die in der Nacht vom 30./31. Juli ein Kohlenlager und ein Haus in Brand setzten. Als Sühnemaßnahme für die angeführten und weiter zurückliegenden Fälle ordnete der rum. Standortkommandant am 31.7.41 die Erschießung von jüdischen Geiseln an. Die Erschießung wurde am 1.8.41 durchgeführt. Soweit bisher beobachtet werden konnte, scheint diese Maßnahme keine besondere Wirkung gehabt zu haben, da in der Nacht vom 2./3.8.41 im Ghetto wiederum rote Leuchtkugeln abgeschossen wurden. Die Ermittlungen in dieser Sache sind eingeleitet.


  III. Im Sektor „Lebensgebiete“ werden zur Zeit wirtschaftliche Fragenkomplexe (Kolchosen und Industriebetriebe), die sowjetischen politischen Führungsmittel, Volkstums- und Kirchenfragen bearbeitet. Die Erfassung der Kolchosen, die in den letzten Tagen begann, wird etwa eine 14-tägige Arbeit beanspruchen. Hand in Hand mit der Erfassung erfolgt der Ansatz der Kolchosen für die Einbringung der Ernte. Da durch die vorgefundenen Verhältnisse eine eingehende Belehrung der Kolchosen-Mitglieder und dauernde Überprüfung des Fortganges der Erntearbeit notwendig ist, kann nicht vor Mitte August damit gerechnet werden, die dafür eingesetzten Kommandoangehörigen zurückzuziehen. Die Überprüfung der Stadt und des umliegenden Gebietes in volkstumsmäßiger Hinsicht zeigt, daß sich hier noch Teile verschütteten Deutschtums befinden, die meistens auf eine Umsiedlung ins Reich verzichtet haben. Am heutigen Tage eingegangene Hinweise auf Volksdeutsche, die sich kommunistisch betätigt haben, sind Gegenstand laufender Ermittlungen.


  IV. An den Dnjestr-Übergängen machen sich in den letzten Tagen starke Flüchtlingsbewegungen bemerkbar. Unter den Flüchtlingen befinden sich Juden, kommunistische Funktionäre und wahrscheinlich auch russische Soldaten in Zivilkleidung. Zur Erfassung dieser Elemente sind vom 4.8.41 an Trupps in die besonders gefährdeten Gebietsstreifen entsandt worden. In Verbindung mit diesen Aufgaben ist den Trupps die Durchführung der Ernteaktion aufgetragen worden. Das Sonderkommando XIa wird dabei im Zuge des 54. A.K. den Raum bearbeiten, der etwa nördlich durch die Linie Dubossary–Konstantinowka, südlich durch die Linie Dubossary–Nikolajew begrenzt ist.


  V. Die Ermittlungs- und Fahndungsarbeit und auch die nachrichtendienstliche Tätigkeit gestalten sich sehr schwierig, da Hilfsmittel (Meldeämter, vertrauenswürdige Personen usw.) nicht zur Verfügung stehen. Sie nehmen dadurch und durch die schlechten Verkehrsverhältnisse viel Zeit in Anspruch. Um die laufenden Vorgänge und in Angriff genommenen Arbeiten ordnungsmäßig abschließen zu können und zu verwertbaren Ergebnissen zu bringen, erscheint es notwendig, daß das Sonderkommando XIa noch mindestens 14 Tage in Kischinew verbleibt. Ich werde Kischinew als Standort beibehalten und die Durchführung der Aufgaben in dem umliegenden Gebiet durch fliegende Kommandos oder feste Nebenposten erledigen lassen.


  Zapp


  SS-Sturmbannführer und Führer des Sonderkommandos XIa


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  


  1 Vgl. Paul A. Shapiro: The Jews of Chisinau (Kishinev): Romanian Reoccupation, Ghettoization, Deportation, in: Randolph L. Braham (Hrsg.): The Destruction of Romanian and Ukrainian Jews during the Antonescu Era, Boulder-New York 1995, S.135–193; ders. mit Beiträgen von Brewster Chamberlin u. Radu Ioanid: The Kishinev Ghetto, 1941–1942. A Documentary History, Tuscaloosa 2012.


  


  


  37) Stellungnahme Einsatzgruppe A vom 6.8.1941: Vorläufige Richtlinien für die Behandlung der Juden im Gebiet des Reichskommissariates Ostland


  
    
      	
        Einsatzgruppe A Stab

      

      	
        Nowosselje, den 6.8.1941

      
    

  


  Betrifft: Entwurf über die Aufstellung vorläufiger Richtlinien für die Behandlung der Juden im Gebiet des Reichskommissariates Ostland1


  Die im Entwurf vorgesehenen Maßnahmen zur Regelung des Judenproblems stehen mit den der Einsatzgruppe A der Sicherheitspolizei und des SD gegebenen Befehlen über die Behandlung der Juden im Ostland nicht im Einklang. Auch die im Ostraum gegebenen neuen Möglichkeiten zur Bereinigung der Judenfrage sind im Entwurf nicht berücksichtigt worden. Der Reichskommissar strebt offenbar im Ostland eine vorläufige Regelung der Judenfrage an, die der im Generalgouvernement geschaffenen Situation entspricht. Er berücksichtigt dabei einerseits nicht die durch die Auswirkung des Ostfeldzuges geschaffene andersartige Situation und sieht andrerseits davon ab, die im Ostraum erstmalig mögliche radikale Behandlung der Judenfrage ins Auge zu fassen. Im Generalgouvernement ergab sich bereits während des Feldzuges und im verstärkten Maße in der Folgezeit die Notwendigkeit, die jüdischen Arbeitskräfte im weitestgehenden Umfange an ihrem bisherigen Arbeitsplatz zu belassen. Dies war insbesondere erforderlich, um lebenswichtige Betriebe im Gang zu halten, damit nicht nur die Bevölkerung, sondern auch die Besatzungsarmee versorgt werden konnte. Die durch jüdische Arbeitskräfte betriebenen Unternehmungen mussten in Ermangelung anderer Arbeitskräfte ausserdem dringenden kriegswirtschaftlichen Bedarf des Reichs befriedigen. Diese Notwendigkeiten haben sich bisher im Gebiet des Reichskommissars für das Ostland [handschriftlich eingefügt: mit Ausnahme der Handwerkerfrage in einigen wenigen Städten] nicht gezeigt und werden sich auch späterhin kaum ergeben. Soweit lebens- oder kriegswirtschaftliche Betriebe von den Kampfhandlungen verschont geblieben sind, können sie von den zur Verfügung stehenden nichtjüdischen Arbeitskräften weiterbetrieben werden. In weiten Teilen des Ostlandes sind zahlreiche, durch den Bolschewismus lahmgelegte Kräfte wieder verfügbar geworden, die wieder an die Arbeitsplätze zurückgeführt werden können, aus denen sie durch die Bolschewisten und Juden verdrängt worden sind. Gesichtspunkte des Arbeitseinsatzes scheiden bei der Behandlung des Judenproblems im Ostland daher völlig aus [letzteres gestrichen, handschriftlich: in der Hauptsache aus]. Im Generalgouvernement entstand durch das Belassen der Juden an ihren bisherigen Wohn- und Arbeitsplätzen keine ernstliche politische Gefahrenquelle. Dagegen waren die im Ostland ansässigen oder durch die roten Machthaber hereingeführten Juden maßgebliche Träger der bolschewistischen Idee. Zahlreiche Juden waren ausgesprochene kommunistische Aktivisten. Die bisherigen Erfahrungen lassen mit Sicherheit darauf schliessen, daß auch nach der militärischen Besetzung des Ostraumes noch während eines langen Zeitraumes Unruheherde entstehen. Anstiftung und Ausführung von Sabotagehandlungen und Terrorakten werden nicht nur die bei der bisherigen Säuberung nicht erfassten Kommunisten sein. Vielmehr werden gerade die Juden jede Möglichkeit ausnützen, Unruhe zu erzeugen. Schon die unbedingt notwendige, schnelle Befriedung des Ostraumes macht es daher erforderlich, so schnell wie irgend möglich, alle die Möglichkeiten zur Entstehung von Störungen der Aufbauarbeit auszuschalten.


  Die im Entwurf vorgesehenen Maßnahmen werden diesen Erfordernissen nicht gerecht. Der Entwurf sieht als hauptsächlichste und einschneidende Maßnahme die Säuberung des flachen Landes von den Juden vor. Andererseits soll den Juden der Aufenthalt in Ortschaften, die wirtschaftlich, militärisch oder ideell von Bedeutung oder Bade- oder Kurorte sind, verboten werden. Demnach würde für die Juden nur die geringe Zahl von Klein- und Mittelstädten als künftiger Wohnraum übrigbleiben. Die Zahl dieser Orte ist bei der Weiträumigkeit des dünnbesiedelten Ostlandes, das abgesehen von einigen wenigen Großstädten als Flachland anzusehen ist, äusserst gering. In diesen Orten würde sich aber kaum die Möglichkeit ergeben, die Juden einer nutzbringenden Beschäftigung zuzuführen. Der Entwurf plant offenbar die unter Ziffer V. aufgeführten Maßnahmen der Umsiedlung der Juden nicht als Sofortmaßnahme, sondern behält sie einer späteren langsamen Entwicklung vor. Dies würde zur Folge haben, dass die Juden in erheblichem Umfange zunächst in ihren bisherigen Wohnorten bleiben. Die Juden haben sich im Ostraum, ebenso auch wie sonst überall, hauptsächlich in den grossen Städten konzentriert. Angesichts der geringen Zahl der deutschen Sicherungs- und Ordnungskräfte würden die Juden hier noch lange Zeit ihr Parasitendasein fortführen und eine fortdauernde Unruhequelle bleiben. Die unter Ziffer IV. vorgesehenen Maßnahmen der Kennzeichnung und der Verhängung des Judenbannes werden meines Erachtens kaum ausreichen, diese Gefahr zu beseitigen. Es sei darauf hingewiesen, dass es selbst in der Reichshauptstadt trotz sorgfältigster Überwachung der Juden durch die Organe des Staates und der Partei noch im Jahre 1941 in nicht seltenen Fällen Juden möglich war, sich als Arier zu tarnen, auf den verschiedenen Gebieten straffällig zu werden und sich rassenschänderisch zu betätigen. Die Gefahr der weiteren Verbreitung des jüdischen Blutes durch Rassenschande darf im Ostraum angesichts der noch fehlenden Aufklärung über Rassenfragen nicht unterschätzt werden. Insbesondere in den baltischen Ländern ist ein Grossteil [letztes Wort handschriftlich gekürzt: Teil] der Bevölkerung rassisch hochwertig und muss vor der Vermischung mit jüdischem Blut sofort und nachdrücklichst geschützt werden. Der wesentlichste Gesichtspunkt, der eine andere Art der Behandlung der Judenfrage, als im Entwurf vorgesehen, erforderlich macht, ist folgender: Es muss mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln erreicht werden, dass eine Vermehrung der Juden so schnell wie möglich unterbunden wird. Da eine Unfruchtbarmachung, abgesehen von sonstigen Gesichtspunkten schon praktisch undurchführbar ist, bleibt zur Erreichung dieses Zieles nur die Möglichkeit, die Geschlechter räumlich voneinander zu trennen. Allen bisher erörterten Gesichtspunkten würde folgende Regelung des Judenproblems gerecht werden: [letzter Satz gestrichen, handschriftlich: Der Entwurf sieht eine Umsiedlung vom flachen Lande in die Städte vor. Wenn jetzt schon an die Umsiedlung herangegangen würde, muß dies grundsätzlich und dann folgendermaßen geschehen:] In den weiten Räumen des Ostlandes werden je nach Bedarf bestimmte Bezirke als Judenreservatsräume bestimmt. Die in diesen Räumen bisher ansässige und nunmehr auszusiedelnde Bevölkerung kann ohne Schwierigkeiten in andere Räume hineingepumpt werden. In den Judenreservaten werden männliche und weibliche Juden räumlich getrennt untergebracht. Die Knaben bis zum Erreichen des zeugungsfähigen Alters bleiben bei den Müttern. Die Juden können in den Judenreservaten sofort zu nutzbringender Arbeit eingesetzt werden. So zum Beispiel zur Durchführung von Bauarbeiten für die eigene Unterbringung, landwirtschaftliche Arbeiten, forstwirtschaftliche Arbeiten, Strassenbau. Soweit darüber hinaus noch Arbeitskräfte vorhanden sind, können die männlichen Juden als geschlossene Arbeitstrupps zum Strassenbau auch ausserhalb des Judenreservates eingesetzt werden. Falls nicht unterdes die Gesamtreinigung des europäischen Raumes von allen Juden spruchreif geworden ist, können in späterer Zeit durch Errichtung von handwerklichen und industriellen Unternehmungen in den Judenreservaten neue Arbeitsmöglichkeiten geschaffen werden. An Unterkunft und Verpflegung wird den Juden in den Reservatsräumen nur soviel zugebilligt, wie zur Erhaltung ihrer Arbeitskraft unbedingt erforderlich ist. Die notwendigen Wohnräume werden sich die Juden, soweit sie nicht bereits vorhanden sind, durch Bau von einfachen Holzbaracken selbst schaffen. Für die Ernährung werden die Erzeugnisse des Reservatraumes ausreichen. Die Absperrung des Judenreservates dürfte ebenfalls keine Schwierigkeit bereiten. Den Juden müsste das Verlassen des Reservatraumes bei Todesstrafe verboten werden. Die Einhaltung des Ortsbannes könnte durch Einsatz von zahlenmäßig ziemlich geringen Einheiten der Hilfspolizei überwacht werden. Soweit erforderlich, könnten von der zwangsweisen Unterbringung im Judenreservat Ausnahmen zugelassen werden, sofern Juden bestimmter Berufszweige, wie zum Beispiel Ärzte und Facharbeiter, zunächst noch dringend ausserhalb der Reservaträume benötigt werden. Diese Juden würden nach Möglichkeit in der Nähe ihres Arbeitsplatzes in geschlossenen Lagern, nach Geschlechtern getrennt, untergebracht werden. Die im Entwurf vorgesehene Kennzeichnung, die ich durchaus begrüße [letzte drei Worte handschriftlich gestrichen; ergänzt: von der Sich.Polizei bereits durchgeführt wurde], würde sich bei dieser geringen noch verbleibenden Zahl der Juden schnell durchführen lassen. Ich darf jedoch noch darauf hinweisen, dass der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Nord die Geheime Feldpolizei mit Befehl vom 24.7.41 angewiesen hat, zu veranlassen, dass die Juden sich durch einen auf der rechten Brustseite zu tragenden sechszackigen gelben Stern kenntlich machen. Im Entwurf ist dagegen die Kennzeichnung durch einen Davidstern auf der linken Brustseite und auf der Mitte des Rückens vorgesehen [handschriftlich: Ausserdem ist bisher ein Durchmesser von 8–10cm befohlen worden]. Selbstverständlich werden die in die Reservatsräume eingewiesenen Juden ebenfalls äußerlich gekennzeichnet sein. Abschliessend sei zusammenfassend gesagt, dass durch die vorstehend vorgetragene Behandlung der Judenfrage erreicht wird: 1) eine fast 100% sofortige Säuberung des gesamten Ostlandes von Juden, 2) die Verhinderung der Vermehrung der Juden, 3) die Möglichkeit zur schärfsten Ausnützung der jüdischen Arbeitskraft, 4) eine wesentliche Erleichterung des späteren gesammelten Abtransportes in ein außereuropäisches Judenreservat. Diese einschneidende Maßnahme wird nur unter Einsatz von Kräften der Sicherheits- und Ordnungspolizei durchführbar sein.


  [Handschriftlich: Ich halte es für erforderlich, vor Herausgabe einer grundsätzlichen Anweisung diese gesamten Fragen noch eingehend mündlich zu erörtern, zumal da der Entwurf grundsätzliche, schriftlich nicht zu erörternde Befehle von höherer Stelle an die Sicherheitspolizei erheblich berührt]


  Stahlecker


  LVVA, 1026–1–3 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Der Stellungnahme gingen interne Kommunikationen voraus, mit denen der Stab der EG A in Absprache mit HSSPF Prützmann nach Erhalt der „Richtlinien“ am 4.8. auf den Entwurf des RKO reagierte u. die Dringlichkeit der Frage mit dem Hinweis unterstrich, daß der Entwurf „kein Wort von sicherheitspolizeilichen Aufgaben“ enthalte; Tschierschky an Stahlecker v. 5.8.1941, LVVA, 1026–1–3; abgedruckt in Wolfgang Benz/Konrad Kwiet/Jürgen Matthäus (Hrsg.): Einsatz im „Reichskommissariat Ostland“. Dokumente zum Völkermord im Baltikum und in Weißrußland 1941–1944, Berlin 1998, S.38–42.


  


  


  38) Funkspruch Einsatzgruppe A an Reichssicherheitshauptamt vom 6.8.1941


  
    
      	
        F. T. Dringend. Sofort vorlegen!

      

      	
        

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe A

      

      	
        Riga, den 6.8.1941

      
    


    
      	
        An das Reichssicherheitshauptamt 1.) Amt IV, 2.) Amt VI E (neu), Berlin

      
    

  


  Die Einsatzgruppe A hat im Einvernehmen mit der Heeresgruppe Nord die Bereitstellung orthodoxer Priester für das besetzte altsowjetrussische Gebiet durchführen lassen, die in den nächsten Tagen die seelische Betreuung der russischen Bevölkerung vornehmen werden. Da innerhalb der orthodoxen Kirche im Gebiet Ostland, die z.Zt. von dem Exarchen Sergej geleitet wird, Spannungen bestehen, die letzten Endes auf die politischen Spannungen zwischen Letten und Esten einerseits und Russen andererseits zurückzuführen sind, wird angefragt, ob beabsichtigt ist, eine zentrale Führung der griechisch-orthodoxen Kirche für Rußland einzuführen, und ob der in Berlin befindliche Erzbischof der griechisch-orthodoxen Kirche Serafin eingeschaltet wird. Der Exarch in Riga hat den Wunsch, mit dem Erzbischof Serafin brieflich in Verbindung zu treten. Er ist weiter bereit, einen Aufruf der orthodoxen Kirche Rußlands an alle orthodoxen Gemeinden des Auslandes, insbesondere Nord- und Südamerikas, mit einer Darstellung der wahren Verhältnisse in Rußland und einer Bitte um Hilfe und Unterstützung herauszugeben. Ich bitte, mit dem Auswärtigen Amt von dort aus Verbindung aufzunehmen und mir mitzuteilen, wer für die Weiterbearbeitung dieser Frage zuständig ist.


  i.V. Tschierschky1

  SS-Sturmbannführer


  LVVA, 1026–1–16 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Karl Tschierschky, geb. 1906, 1926 SA, 1931 NSDAP u. SS, kaufmännische Lehre, 1933 Arbeitsamt Mannheim, 1935 RuSHA, 1936 Stubaf., 1938 ins SD-HA, 1939 zur Einwandererzentralstelle Nordost, 1941 SD-Fhr. bei EG A u. stellv. EG-Chef, Okt. 1942 Fhr. SD-LA Dresden, April 1944 Gruppenleiter VI C im RSHA, Nov. 1944 zum Werwolf, gest. 1974; BAB, BDC, SSO Karl Tschierschky; BAL ZK: Karl Tschierschky.


  


  


  39) Funkspruch Einsatzgruppe C an Chef der Sicherheitspolizei und des SD und Einsatzgruppen A, B und D vom 12.8.1941


  Aufgenommen: 173314.8.41


  12.8.1606.FT.: 249


  E.-Gruppe C Nr.: 243 Geheim!


  1. An SS-Gruppenführer Heydrich, 2. an Einsatzgruppe A, B und D nachrichtlich


  Halte sachliche Überprüfung Ft. 5853 für unerlässlich auch im Hinblick Propagandarichtlinien Ost-Ministerium, die gegensätzliche Standpunkte bringen. Drei Möglichkeiten Ukrainer zu lenken: 1. Erfüllung politischer nationaler Ideale. 2. Bewährung [sic]1 bäuerlichen Eigentums. 3. Befriedung religiöser Wünsche. 4. Möglichkeit gegen und ohne Bevölkerung rein deutsch zu regieren. Aus Mangel deutscher Kräfte Illusion. Punkt 1 ist unmöglich. Punkt 2 umstritten. Bleibt meines Erachtens Religion. Mache aufmerksam Partisanenkrieg und Hungererscheinungen bevorstehend. Zerstörung bolschewistischer Zentrale dies Jahr unwahrscheinlich. Wie sollen Gegenkräfte überwunden werden? Halte unbefangene Prüfungsfrage erforderlich, ob nicht orthodoxe Religion für uns einsetzbar, da Bevölkerung stark christlich. Sonst Einschaltung Roms unvermeidlich. Im Oblast Shitomir 50 bodenständige Priester vorhanden. Wehrmacht holte Archimandabt aus Kremenez, der im Auftrag Erzbischof Alexei die Lage prüft. Verweise auf Lagebericht 5241 vom 5.8.41, Seite 10 und Vortrag SS-Obersturmführer Dr. Beyer2 bei SS-Obersturmbannführer Ehlich3 und erbitte Weisung, zu was Rosenberg andere Richtlinien gab. Entscheid und Frage, wie bisher bolschewistisch beherrschte Masse ohne Einsatz starken deutschen Apparates zu führen?


  Einsatzgruppe C

  gez.: Dr. Rasch

  SS-Brigadeführer


  LVVA, 1026–1–16 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Gemeint: Gewährung.


  2 Dr. Hans Joachim Beyer, geb. 1908, Studium der Geschichte, des Öffentlichen Rechts u. der Volkstumswissenschaft, 1936 NSDAP. Als Leiter der Mittelstelle für auslandsdeutsche Volksforschung der Deutschen Akademie u. des Deutschen Auslands-Instituts hatte er Kontakte zum SD, für den er seit 1938 ehrenamtlich u. seit 1939 hauptberuflich tätig war. Er arbeitete dort schwerpunktmäßig in der Gruppe III B (Deutsche Lebensgebiete) als Ukraine-Referent u. erhielt den Dienstrang eines Ostuf. Auf Vermittlung von Amtschef Six wurde ihm 1940 ein Lehrstuhl am Auslandswissenschaftlichen Institut der Universität Berlin angetragen. Beyer weilte seit Mitte Juni 1941 als ‚Berater‘ bei der EG C. Nach seiner Rückkehr vom Osteinsatz ins RSHAtrat Beyer zusätzlich als – antipolnischer wie antisemitischer – ‚Wissenschaftsautor‘ in Erscheinung u. erhielt einen Ruf an die Reichsuniversität Posen, dann, auf ausdrücklichen Wunsch Heydrichs, nach Prag. Dort gehörte er als wissenschaftlicher Leiter zum Führungspersonal der Reinhard-Heydrich-Stiftung. 1942 Hstuf., 1947 Anstellung bei der Schleswig-Holsteinischen Landeskirche, 1950 ordentlicher Professor an der Pädagogischen Hochschule Flensburg, gest. 1971; vgl. Karl Heinz Roth: Heydrichs Professor. Historiographie des „Volkstums“ und der Massenvernichtungen: Der Fall Hans Joachim Beyer, in: Peter Schöttler (Hrsg.): Geschichtsschreibung als Legitimationswissenschaft 1918–1945, Frankfurt/M. 1997, S.262–342; Ingo Haar/Michael Fahlbusch (Hrsg.): Handbuch der völkischen Wissenschaften. Personen – Institutionen – Forschungsprogramme – Stiftungen, München 2008, S.65–68.


  3 Dr. Hans Ehlich, geb. 1901, Studium der Medizin, 1927 Dr.med., Assistenzarzt im Stadtkrankenhaus Dresden-Johannstaedt, dann eigene Praxis, 1932 SS, 1933 NSDAP, 1935 hauptberuflicher Wechsel in den Staatsdienst als Rassereferent in der Gesundheitsabt. des sächsischen Innenministeriums, daneben Mitarbeiter des Rassenpolitischen Amtes der NSDAP, 1937 Übernahme ins SD-HA als Abt.leiter II 213 (Rasse u. Volksgesundheit), beim Umbau zum RSHA Übernahme des einflußreichen ‚Think tank‘ III B (Volkstum), Mitarbeit am Generalplan Ost, praktizierte nach dem Krieg wieder als Arzt. Da er zu den tatfernen RSHA-Funktionären zählte, kam er – obwohl er SD-Fhr. EG V im Polen-Feldzug gewesen war – trotz seiner exponierten Position um eine Anklage herum; vgl. Wildt: Generation des Unbedingten, S.177–180, 379–382, 664–669; Mallmann/Böhler/Matthäus: Einsatzgruppen in Polen, S.34f., 103, 107.


  


  


  40) Rundschreiben Heeresgruppe Mitte vom 14.8.1941: Auszug aus Bericht der Einsatzgruppe B


  
    
      	
        Heeresgruppe Mitte

        Ic/AO

      

      	
        H.Qu., den 14.8.1941

      
    

  


  Aus einem Bericht der „Einsatzgruppe B“ werden anliegend Auszüge zur Kenntnis gebracht mit der Bitte um entsprechende Maßnahmen in den Armeebereichen bezw. im rückwärtigen Heeresgebiet, soweit die Truppe beteiligt ist.


  
    
      	
        Verteiler:

      

      	
        Für das Heeresgruppenkommando Mitte

        Der Chef des Generalstabes

        I.A. Gersdorf Major i.G.

      
    

  


  AOK 2, AOK 4, AOK 9, Armee-Gr. Guderian, Pz.-Gr. 3, Bef.rückw.H.Geb. Mitte


  II. Polizeiliche Tätigkeit


  1.) Einsatz gegen Partisanen


  Die eingehenden Berichte lassen erkennen, dass seitens der Einsatzgruppe der Bekämpfung der Partisanen ständig stärkere Aufmerksamkeit geschenkt werden muss, denn es zeigt sich, dass diese Banden nicht nur die Bevölkerung terrorisieren und Lebensmittel erpressen, sondern vor allem auch den Nachschub an die Front stören, Sabotageakte verüben und Überfälle auf einzelne Soldaten oder kleinere Gruppen durchführen. Ihr Auftreten wird immer häufiger und rücksichtsloser. Vielfach haben sie sich Zivilkleidung verschafft, sich ihrer Militärstiefel und ihrer Militärpapiere entledigt und versuchen neuerdings auch in Frauenkleidung unterzutauchen. Sie sind durchweg bewaffnet und eignen sich zuweilen auch deutsche Kraftfahrzeuge an. Natürlich liegt in der ganzen Partisanentätigkeit ein wohldurchdachtes System, für das die Hauptverwaltung der politischen Propaganda der Roten Armee verantwortlich ist. Aufgefundene Flugblätter lassen einwandfrei erkennen, dass diese Abteilung der Roten Armee bis ins einzelne gehende Anweisungen für die Durchführung des Partisanenkrieges herausgegeben hat. Es sollen Verkehrs- und Nachrichtenverbindungen, Kabelleitungen, Wege und Brücken zerstört, Transporte überfallen, wichtige Gebäude, Vorräte und Erntebestände angezündet werden. Die Flugblätter zeigen auch Vorschriften über Organisation, Bewaffnung, Versorgung und Leitung der Partisanen. Von den Kommandos sind inzwischen umfangreiche Aktionen gegen Partisanengruppen durchgeführt worden. So konnte z.B. das EK 9 feststellen, dass sich in der Nähe des 60km nordostwärts Witebsk gelegenen Ortes Schliachotki eine stark bewaffnete Bande von ca. 40 Mann in den Wäldern umhertrieb und sich hauptsächlich aus roten Offizieren und Funktionären zusammensetzte. Der Ort wurde mehrmals ausgeplündert. Bei einer zunächst erforderlichen Erkundung kam ein Trupp des EK 9 mit dieser Partisanengruppe in Berührung, die zum weitaus größten Teil in die Wälder flüchten konnte, da die Einsatzkräfte zu einer Umzingelung nicht ausreichten. Die Säuberung des fraglichen Waldgebietes wird zusammen mit der Wehrmacht erfolgen. Eine lebhaftere Partisanentätigkeit ist insbesondere im südlichen Abschnitt der Heeresgruppe festgestellt worden. Wie bereits durch Sonderbericht gemeldet, hatte ein in Sluzk tätiger Trupp des EK 8 am 29.7.41 einen Feuerkampf mit Partisanen, bei dem auf der Feindseite 6 Tote zu verzeichnen waren. In Auswirkung dieser Aktion wurden außerdem noch weitere 24 Partisanen erschossen. In Pohost, 15km südostwärts Sluzk, verübten in deutsche Uniformen gekleidete Partisanen mehrere Morde. Sie wurden am 31.7. gestellt und zusammen mit 38 Juden, die ihnen Unterstützung gewährt hatten, liquidiert. In Luban, etwa 50km südostwärts Sluzk, wurde von dem gleichen Trupp eine etwa 100 Mann starke Partisanengruppe aufgespürt, die bereits zahlreiche Sabotageakte verübt und die Bevölkerung ausgeplündert oder terrorisiert hatte. Es gelang dieser Bande jedoch, sich zunächst nach Barikow, 25km von Luban entfernt, zurückzuziehen. Die erforderlichen Maßnahmen sind eingeleitet. Am 26.7. wurden in Minsk vom EK 8 neun ehemalige russische Soldaten liquidiert. Sie hatten sich als Partisanen betätigt und zwischen Stolpce und Minsk einen Feuerüberfall auf die Insassen eines Kraftwagens der Wehrmacht ausgeführt. Eine weitere Partisanengruppe wurde bei Lachasa, etwa 5km westwärts Lagoisk, festgestellt. Bei einem nächtlichen Feuergefecht wurden 2 schwer bewaffnete Partisanen erschossen; der Rest konnte im Walddickicht entkommen. Lediglich ein angeblicher Armenier, der ebenfalls zu dieser Terrorgruppe gehörte, wurde bei der Nachsuche gefasst und unschädlich gemacht. Bei dem Feuergefecht wurde der wolgadeutsche Verwalter durch einen russischen Gewehrschuss an der Schulter verletzt.1 Auch in Smolensk und Umgebung sind Partisanengruppen beobachtet worden, die vermutlich zu dem Vernichtungsbataillon gehörten, das in Smolensk aufgestellt worden war (vergl. Sonderbericht). Aus einem ebenfalls in Smolensk aufgefundenen Aktenvermerk ergibt sich, dass die politische Abteilung der Verwaltung des Volkskommissariats für die Staatssicherheit des Gebiets Smolensk für ihre Operationsziele eine Aufstellung der Wehrpflichtigen vorgenommen hat, die s.Zt. gegen die Weissfinnen gekämpft haben. Ob diese zur Partisanentätigkeit oder zu anderen militärischen Aufgaben herangezogen werden sollten, hat sich bisher noch nicht feststellen lassen. Bei der Bekämpfung von Partisanengruppen hat sich gezeigt, dass die Entsendung einer grösseren Anzahl von zuverlässigen Vertrauenspersonen in die bedrohten Gebiete erfolgversprechend ist. So wurden z.B. wertvolle Feststellungen über Partisanengruppen getroffen, die sich in den Waldgebieten nordostwärts Borissow betätigen. Die erforderlichen Fahndungsmaßnahmen sind mit dem zuständigen Sicherungsbataillon eingeleitet worden. Unzweifelhaft stellen die Partisanen eine grosse Gefahr dar, wenn sie wirklich den Moskauer Weisungen entsprechend handeln. Nach den von hier getroffenen Feststellungen scheinen die Partisanen aber nur dann eine Aktivität zu entwickeln, wenn sie in der Hand von Offizieren, Funktionären oder Kommissaren sind. Sobald sie aber ohne diese Aufsicht sind, zerstreuen sie sich und versuchen ihre Heimatdörfer zu erreichen.


  2.) Aktionen gegen Kommunisten usw.


  Sicherheitspolizeiliche Aktionen gegen kommunistische Funktionäre, NKWD-Agenten und jüdische Intellektuelle wurden in Bielsk, Borissow, Bialystok, Grodno, Gorodok, Glebocki, Lachowicze, Minsk, Mogilew, Molodeczno, Nowogrodek, Nowoswenciani, Polozk, Surash, Sluzk, Skidel, Smolensk, Wilejka, Wilna, Witebsk und anderen kleineren Ortschaften weiterhin durchgeführt. In Bielsk gelang es einem Teilkommando, an einem Tage 82 Personen festzunehmen, zu überprüfen und als eifrige Kommunisten festzustellen. Sie wurden entsprechend behandelt. Diese Aktion erstreckte sich über einen Raum von rund 50km Durchmesser. In Bialystok wurde weiter eine Anzahl Grossrussen, Weissruthenen, Polen und Juden, darunter 4 Frauen, wegen kommunistischer Betätigung, Agenten-Tätigkeit für NKWD, Zugehörigkeit zur roten Miliz und wegen Plünderns liquidiert. Der in Grodno stationierte Trupp berichtet über weitere Festnahmen von Juden, Polen und Weissruthenen wegen kommunistischer Umtriebe, Mitarbeit im NKWD, unbefugten Waffenbesitzes und Verbreitung von Greuelnachrichten. Der in Nowogrodek tätige Trupp führte Aktionen gegen die jüdische Intelligenz durch, unter denen sich langjährige Mitglieder der KP und Agenten des NKWD befanden. In Zdzieciol konnte ein Einsatztrupp wertvolles Schriftgut und Karteimaterial sicherstellen; kommunistisches Propagandamaterial und Hetzschriften wurden auf dem Marktplatz verbrannt. Im Parteigebäude von Gorodok wurde ebenfalls wertvolles parteiamtliches Material beschlagnahmt. In Witebsk, Polozk und Surash wurden Aktionen gegen bolschewistische Funktionäre, Komsomolmitglieder und jüdische Intelligenzler durchgeführt. Es konnten hierbei Komsomolangehörige überführt werden, die gemeinsam mit Juden Brandstiftungen in Witebsk begangen hatten. Die hierbei festgestellten Funktionäre wurden liquidiert. Ein politischer Kommissar, der bei der 113. sowjetischen Division die bolschewistische Führung und Propaganda leitete, konnte in Minsk festgenommen werden. Er steht im Verdacht, illegale Flugblätter verfasst zu haben. Die Ermittlungen hierüber sind noch nicht abgeschlossen. Ausser in Minsk erfolgten weitere Liquidierungsaktionen in Rakow, Sluzk, Bastowicze, Luban, Ossipowitschi, Tartarka und Wereizy. Von dem in Borissow eingesetzten Trupp wurden weitere 16 Personen erschossen, die sich als aktive Kommunisten und NKWD-Agenten betätigt und die Bevölkerung terrorisiert hatten. Sie waren auch der Begünstigung russischer Kriegsgefangener überführt. In Lachowicze wurden mehrere Juden wegen aktiver kommunistischer Betätigung liquidiert. Ein in Zivil aufgegriffener Rotarmist, der einer nördlich Lachowicze operierenden Partisanengruppe angehörte, wurde erschossen. In den kleineren Ortschaften Lenki, Hresk, Wesilenki und Spoli wurde eine Anzahl Weissruthenen, deren Betätigung im NKWD einwandfrei festgestellt werden konnte und die sich auch wegen Plünderns strafbar gemacht haben, zur Exekution gebracht. Unter ihnen befand sich auch ein russischer Offizier in Zivil, der die Bevölkerung gegen die deutschen Truppen aufgehetzt hatte. In Mogilew konnte das Vorkommando VIIb mit der kämpfenden Truppe einrücken und bedeutsames Material beschlagnahmen. 28 Funktionäre der KP wurden festgenommen. Einem Agenten konnte nachgewiesen werden, dass er für die Verschleppung von Volksdeutschen nach Sibirien verantwortlich ist. Sämtliche Festgenommenen wurden, nachdem sie den Aufenthalt weiterer flüchtiger Funktionäre angegeben hatten, liquidiert. 50 Juden mussten wegen Brandstiftung erschossen werden. Mit der Ortskommandantur wurden Vereinbarungen über Bildung eines Judenrates und die Wiedereinrichtung des früheren Ghettos getroffen.2 In Smolensk waren Exekutivmaßnahmen bisher dadurch behindert, dass sich von den 160.000 Einwohnern nur etwa 1000 in der Stadt befanden. Ein geringer Teil der geflüchteten Bevölkerung ist inzwischen zurückgekehrt. Aus Sicherheitsgründen wurden die noch hier verbliebenen Männer zunächst in einem Lager untergebracht und werden nun systematisch überprüft. Zunächst wurden Leute ausgesucht, die sich als V-Personen eignen. Sie wurden beauftragt, aus der allmählich zurückkehrenden Bevölkerung die NKWD-Agenten, Funktionäre, Saboteure usw. herauszusuchen. Für die Juden wurde ein Ältestenrat bestellt, die Schaffung des Ghettos in Angriff genommen und die äussere Kennzeichnung im Einvernehmen mit der Ortskommandantur durchgeführt.3 Für Smolensk wurde schliesslich noch ein Ordnungsdienst aufgestellt, der die Ruhe und Ordnung innerhalb der einheimischen Bevölkerung aufrechterhalten und die deutschen Sicherheitsorgane zur Konsolidierung der politischen Verhältnisse unterstützen soll.


  3.) Anzeigentätigkeit


  Allgemein ist zu beobachten, dass die Anzeigefreudigkeit der Bevölkerung zunimmt. Besonders bewährt hat sich die von der Einsatzgruppe angeordnete und von den Kommandos jeweils öffentlich bekanntzumachende Aufforderung der Bevölkerung, alle Wahrnehmungen über Auftauchen von Kommunisten, Saboteuren, Agenten, Brandstiftern usw. der deutschen Sicherheitspolizei zur Kenntnis zu bringen. Allerdings musste auch festgestellt werden, dass eine ganze Anzahl Personen glaubte, nun persönliche Wünsche und Rachegelüste durch Erstattung von Anzeigen befriedigen zu können. Die Kommandos sind daher angewiesen worden, die einlaufenden Anzeigen eingehend nachzuprüfen, um Fehlmaßnahmen von vornherein auszuschliessen. Diese Vorsicht ist notwendig, da in einigen Fällen versucht worden ist, und zwar von kommunistischer Seite, die von deutschen Dienststellen eingesetzten Mitarbeiter als Kommunisten zu verdächtigen und auf diese Weise schliesslich wieder Unruhe in die Bevölkerung zu tragen. Aus den Anzeigen ergab sich weiterhin, dass viele Juden nach Erscheinen der Sicherheitspolizei in die Wälder flüchten und sich dort versteckt halten. So gelang es dem EK 9 in einem Walde bei Witebsk 300 solcher Juden gefangenzunehmen. Eine gründliche Erfassung der auf diese Weise geflüchteten Juden wird allerdings erst im rückwärtigen Gebiet mit dem Einsatz der Polizei-Bataillone möglich sein.


  NARB, 655–1–3 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Bei den erwähnten Partisanen handelte es sich um versprengte sowjetische Soldaten, deren Präsenz in den Pripjet-Sümpfen in den Tagen darauf die Legitimation für die Vernichtungsaktionen der SS-Kavallerie-Brigade darstellte; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.137–165.


  2 Laut Befehl v. 13.8.1941 mußten die Juden in Mogilew bis zum 14.8. in den Gettobereich der Stadt umsiedeln; vgl. Dean: The United States Holocaust Memorial Museum Encyclopedia of Camps and Ghettos, Bd.2, S.1703–1706.


  3 Zum Ghetto Smolensk vgl. ebd., S.1820–1824.


  


  


  41) Funkspruch Chef der Sicherheitspolizei und des SD an Einsatzgruppen vom 15.8.1941


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei u.d. SD

      

      	
        Berlin, den 15.8.1941

      
    


    
      	
        Geheim!

      

      	
        

      
    


    
      	
        FT. (verschlüsselt) (Bef. am 23.8.41 NÜ-Nr.5959)

      

      	
        

      
    


    
      	
        an alle Einsatzgruppen der Sipo und des SD (A, B, C und D)

      

      	
        

      
    

  


  Es besteht Veranlassung auf folgendes aufmerksam zu machen: Alle Einsatzbefehle und sonstigen Einzelanordnungen an die Einsatzgruppen und Einsatzkommandos müssen so verwahrt werden, daß es ausgeschlossen bleibt, daß auch nur einer dieser Befehle in unbefugte Hände, vor allem aber nicht in Feindeshand fallen kann. Sofern diese Gewähr nicht gegeben werden kann, sind die Einsatzbefehle und Einzelanordnungen entweder mit dem nächsten Kurier mit einem „Gesehen“-Vermerk anher zurückzusenden oder unter Beachtung der Verschlußvorschriften (Zeugen) gründlich zu verbrennen (Vermerk hierüber ist anher einzusenden) oder falls örtlich möglich, bei der nächsten Dienststelle der Sipo und des SD im Reichsgebiet oder im GG unter Verschluß (Panzerschrank) zu nehmen. Falls Kuriere auf ihren Fahrten in eine bedrängte Lage kommen sollten, sind sie verpflichtet, die gesamte Post durch Verbrennen zu vernichten. Zu diesem Zwecke haben die Kurierfahrer stets die erforderlichen Hilfsmittel mit sich zu führen. Ich bitte, diese Anordnung alsbald sämtlichen Einsatzkommandoleitern bekanntzugeben.


  Der Chef der Sipo u.d. SD

  gez. Heydrich


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  42) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 16.8.1941: Einsatzbefehl Nr.10


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

        IV B 3 a – 34 B/41 gRs.

      

      	
        Berlin, den 16.8.1941

        Geheime Reichssache!

      
    

  


  An die Chefs der Einsatzgruppen A, B, C und D, an den Bfh. der Sipo u. d. SD in Krakau, an den Insp. der Sipo u. d. SD in Königsberg


  Einsatzbefehl Nr.10


  Betrifft: Behandlung der kirchlichen Frage in den besetzten Gebieten der Sowjetunion

  Die bisher vorliegenden Berichte über die Entwicklung und den Bestand der religiösen Verhältnisse in den besetzten Gebieten der Sowjetunion machen es notwendig, für die weitere Behandlung dieser Frage gemäß den vom Führer gegebenen Richtlinien nachstehende Anweisungen zu übermitteln:


  1. Die katholische Kirche wird mit allen Mitteln versuchen, auf die Bevölkerung der besetzten Gebiete Sowjetrußlands Einfluß zu gewinnen und sie von der orthodoxen Kirche zu entfernen und mit Rom in eine Union zu bringen. Diese Versuche sind unter allen Umständen zu verhindern. Wo an einzelnen Orten noch ein katholischer oder uniierter Geistlicher amtiert, ist dafür zu sorgen, daß seine Tätigkeit weitgehend eingeschränkt wird. Alle, trotz des bestehenden Einreiseverbotes für Geistliche, in die sowjetrussischen Gebiete gelangenden katholischen oder uniierten Geistlichen sind schnellstens in das Herkunftsland wieder abzuschieben. Hierbei ist besonders auf Mönche und Nonnen, beispielsweise Jesuiten, Basilianer und Redemptoristen, zu achten.


  2. Eine Förderung der orthodoxen Kirche kommt ebenso wenig in Frage. Wo aus der Bevölkerung der besetzten Gebiete Sowjetrußlands der Wunsch nach religiöser Betreuung geäußert wird und wo ohne Unterstützung durch die Besatzungsbehörden ein Geistlicher zur Verfügung steht, kann die Wiederaufnahme der kirchlichen Betätigung geduldet werden. In keinem Fall soll aber in demonstrativer Weise von deutscher Seite das kirchliche Leben gefördert, ein Gottesdienst veranstaltet oder eine Massentaufe durchgeführt werden. Eine Wiederherstellung der früheren patriarchalischen russischen Kirche kommt nicht in Frage. Es ist zunächst darauf zu achten, daß die entstehenden kirchlich orthodoxen Kreise zunächst keinerlei übergeordneten organisatorischen Zusammenschluß erhalten. Die Aufsplitterung in einzelne kirchliche orthodoxe Gruppen ist daher wünschenswert. In gleicher Weise ist auch gegen die Entwicklung des Sektenwesens im sowjetrussischen Raum nicht einzuschreiten. Hinsichtlich der sogenannten „Lebenden Kirche“, die unter maßgeblichem Sowjeteinfluß stand, ist eine besonders vorsichtige Haltung einzunehmen. Da noch nicht erkennbar ist, ob diese Kirche tatsächlich als Organ der Sowjetregierung zu betrachten ist, ist zunächst vorwiegend durch Sicherstellung und Auswertung von Akten bei Mitgliedern und Priestern der „Lebenden Kirche“ festzustellen, ob ihr Fortbestehen überhaupt tragbar erscheint. In diesem Zusammenhang ist es besonders wünschenswert, wenn es gelingen sollte, bei der Besetzung von Moskau den Patriarchen der „Lebenden Kirche“, Sergius, festzusetzen und das bei ihm befindliche Archivmaterial sicherzustellen und zu sichten. Ebenso besteht hier ein Interesse an der Sicherstellung des in Moskau befindlichen Gottlosenmuseums. In dem an den Gau Ostpreußen und an das GG fallenden Teil des besetzten Gebietes ist zunächst zu verhindern, daß die autokephale orthodoxe Kirche des GG unter Metropolit Dionysius besonderen Einfluß gewinnt. Die orthodoxe Kirche in diesen Gebieten soll nach Möglichkeit gegenüber den dort noch befindlichen katholischen kirchlichen Einrichtungen Oberhand gewinnen. Ein Anschluß der an Ostpreußen fallenden Gebietsteile an die Jurisdiktion des Erzbischofs von Berlin und Deutschland, Seraphim, kommt nicht in Frage.


  3. Für die in den baltischen Staaten bestehenden evangelischen Kirchen ist in gleicher Weise zu verfahren. Auch hier ist die religiöse kirchliche Betätigung nur in dem von der Bevölkerung als tatsächlich notwendig empfundenen Maß zuzulassen. Eine Aufsplitterung in möglichst viele Gruppen ist in diesem Gebiet ebenfalls erwünscht.


  4. Eine Rückgabe der von den Sowjets verstaatlichten Kirchen oder des kirchlichen Eigentums an kirchliche Organisationen, gleich welcher Art, kommt zunächst überhaupt nicht in Frage. Diese Angelegenheit muß einer späteren Entwicklung überlassen bleiben. Kirchen können zur Abhaltung von Gottesdiensten zur Benutzung zur Verfügung gestellt werden.


  5. Auf die etwa kirchliche Tätigkeit von Dolmetschern, die mit irgendwelchen Dienststellen oder Formationen einrücken und vor ihrer Beschäftigung als Dolmetscher Geistliche oder Theologen irgendwelcher Konfession waren, ist ebenfalls zu achten. Falls eine kirchliche Tätigkeit (Abhaltung von Gottesdiensten, Durchführung von Taufen usw.) bei derartigen Personen festgestellt wird, ist den jeweiligen örtlichen Notwendigkeiten entsprechend in geschickter Weise gemäß den vorstehenden Richtlinien für Abhilfe zu sorgen.


  6. Die religiöse Betreuung der Kriegsgefangenen darf nicht besonders gefördert oder unterstützt werden. Wo unter den Kriegsgefangenen Geistliche sind, können diese, sofern es dem Wunsch der Sowjets selbst entspricht, die religiöse Betätigung durchführen. Der Einsatz von Geistlichen aus dem GG oder dem Reichsgebiet zur religiösen Betreuung sowjetrussischer Kriegsgefangener ist ausgeschlossen. Die vorstehenden Richtlinien können nur in allgemeinen Formen gehaltene Anweisungen für die Behandlung der religiösen Fragen in den besetzten Gebieten Sowjetrußlands geben. Bei den jeweils örtlich verschiedenen Notwendigkeiten muß jedoch Grundsatz in allen Anordnungen bleiben, daß eine Förderung der Kirchen aller Konfessionen überhaupt nicht erfolgen darf und daß die Tätigkeit der katholischen bzw. uniierten Kirche weitgehend ausgeschaltet werden muß. Unter allen Umständen ist jeder aus dem Reichsgebiet, dem GG oder aus anderen an Rußland angrenzenden Staaten kommende kirchliche Einfluß zu unterbinden und zu brechen. Ich ersuche, über die Entwicklung auf kirchlichem Gebiet in den besetzten Teilen der Sowjetunion wie bisher zu berichten und die in Frage kommenden nachgeordneten Dienststellen der Sipo u.d. SD entsprechend zu unterrichten.


  gez. Heydrich


  RGVA, 500–5–3 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  43) Bericht Einsatzgruppe B über die polizeiliche Tätigkeit vom 9.–16.8.1941


  Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes 102


  Bericht über die polizeiliche Tätigkeit über die Zeit vom 9. bis 16.August1941


  1.) Allgemeines


  Bei der polizeilichen Exekutivarbeit konnten auch in dieser Berichtszeit nicht soviel höhere Funktionäre und Agenten festgenommen werden, wie ursprünglich erwartet wurde, weil diese Funktionäre und Agenten entweder mit der zurückgehenden roten Armee geflüchtet sind oder sich noch in kleineren Ortschaften oder in den Wäldern versteckt halten. Hier lassen sie sich nur durch eine systematische Kleinarbeit und Ansetzen von Vertrauensleuten ermitteln, die eingeleitet sind. Ferner mußte leider festgestellt werden, daß die Bolschewisten ihr politisches Material bisher jedenfalls um so systematischer vernichtet oder abtransportiert haben, je weiter wir nach Osten vorgedrungen sind. Als neues Moment ist, wie bereits in den früheren Berichten erwähnt, hinzugekommen, daß sich als Folge der militärischen russischen Niederlage in steigendem Maße Partisanengruppen bilden, die nach zentralen Weisungen organisiert und geleitet werden. In der Berichtszeit fiel auf, daß solche Partisanengruppen in größerer zahlenmäßiger Stärke als früher gemeldet wurden, bei denen sich auch stets Offiziere oder Kommissare befanden.


  2.) Bekämpfung der Partisanengruppen1


  Die laufenden Aktionen gegen Partisanengruppen wurden durch die Sicherheitspolizei erfolgreich fortgeführt. In Monastyrschtschina, etwa 70km südostwärts Smolensk, südlich Smolensk [sic], konnte der Gruppenstab 26 Juden erfassen, die mit Partisanen in Verbindung standen, die loyale Bevölkerung terrorisierten und die von der Feldkommandantur Smolensk angeordneten wirtschaftlichen Maßnahmen sabotierten. Der Gruppenstab konnte darüber hinaus, unterstützt durch den anti-bolschewistischen Teil der Bevölkerung, eine nahe bei Monastyrschtschina vorhandene größere Partisanengruppe in Stärke von 150 bis 200 Mann mit einem Waffenlager feststellen, deren Vernichtung in Zusammenwirken mit Einheiten der Wehrmacht erfolgen wird. Nordöstlich von Gusino, an der Autobahn zwischen Smolensk und Orscha, gelang es, mit Kräften des Gruppenstabes und unter Zuhilfenahme des Fieseler-Storch ebenfalls eine stärkere Partisanengruppe unter Führung eines Hauptmannes und eines Kommissars festzustellen. Als ortskundiger Führer diente ein Kommunist aus dem Dorfe Schalibo. Diese Bande hatte die umliegenden Ortschaften geplündert, Vieh, Lebensmittel, Zivilkleidung, ja selbst Frauenkleidung weggenommen und versucht, immer die Bevölkerung von der Erntearbeit abzuhalten. Späher in Zivil erkundeten regelmäßig die Standorte deutscher Wehrmachtseinheiten. Einzelne an der Autobahn liegengebliebene Fahrzeuge griffen sie an. Bei unseren bisherigen Durchkämmungsaktionen konnten wir in Zusammenarbeit mit der Wehrmacht kürzlich diese Partisanen unschädlich machen. Auf Bitten des Abwehroffiziers AOK 2 griff auch das Sonderkommando 7b in die Partisanenbekämpfung ein. Nach ihm zugegangenen Meldungen sollten sich bewaffnete ehemalige Rotarmisten in einem Dorf nahe bei Sochanowa verborgen halten und die arbeitswillige Bevölkerung terrorisieren. Durch einen Sondertrupp von 7b konnte daraufhin festgestellt werden, daß das Dorf Scharjewschtina in Frage kam. Der Sondertrupp umstellte das Dorf, drang überraschend ein und faßte 6 Partisanen, die liquidiert wurden. Geladene russische Militärgewehre und Pistolen wurden erbeutet. Die Partisanen waren übrigens sämtlich Mitglieder der KP. Von dem in Witebsk stationierten Einsatzkommando 9 sind in der Berichtszeit 4 größere Aktionen gegen Partisanen durchgeführt worden. Besondere Schwierigkeit machten die umfangreichen Waldstücke. Immerhin konnte eine größere Anzahl Partisanen überrumpelt und vernichtet werden. Auch in den Waldgebieten südlich der Straße Starbyschow–Tschidirinka konnten versprengte russische Truppen festgestellt werden, die Überfälle auf die deutschen Versorgungsstützpunkte versuchten. Gleiche Meldungen kamen aus den Dörfern Gamarnja, Wjun, Aletnoje und Jamnoje. Der gegen diese Kräfte mitangesetzte Trupp der Sicherheitspolizei konnte 5 Personen, die mit den Partisanen in Verbindung standen, unschädlich machen. Das Einsatzkommando 8 ermittelte u.a. einen Juden in Tscherwen, der dort bis Kriegsausbruch Schulinspektor war. Er hatte sich einer Partisanengruppe angeschlossen, die in den Wäldern von Tscherwen unter Führung eines russischen Leutnants hauste. In Kenntnis gesetzte Wehrmachtsteile haben das entsprechende Gebiet mit Erfolg durchkämmt. Auch der Bürgermeister von Hresk und dessen Hausverwalter wurden wegen der gleichen Handlungsweise erledigt. Im Bezirk Hresk hat ein Kommando des EK 8 51 Männer festgenommen und erledigt, weil sie sich als Partisanen betätigt hatten. Die Mehrzahl waren Rotarmisten, die sich Zivil angezogen und ihre Ausweispapiere fortgeworfen hatten. In einem Nachbarort wurden 2 Züge Ordnungspolizei von einer Einheit der Roten Armee in Stärke eines Bataillons überfallen. Infolge der Übermacht mußte sich die Ordnungspolizei zurückziehen und verlor dabei 12 Tote und 2 Verwundete. Eine Säuberungsaktion durch die 262. Division ist nunmehr im Gange. Nach einer beim Kommandanten in Sluzk eingelaufenen Nachricht sollten sich starke rote Kräfte auf dem Wege nach Sluzk befinden. Die Verteidigung der Stadt wurde vorbereitet, sämtliche deutschen Kräfte wurden alarmiert und auch das vom EK 8 dort befindliche Teilkommando miteingesetzt. Dieses sicherheitspolizeiliche Teilkommando brachte hier seit der letzten Berichterstattung 77 Männer zur Exekution, die mit den Partisanen in Verbindung standen bezw. der Sabotage überführt waren.


  3.) Aktionen gegen Funktionäre, Agenten, Saboteure und Plünderer, Sicherstellung von Material


  In Smolensk wurden einige Viertel der Stadt systematisch nach Funktionären und Agenten, Kriminellen usw. durchgekämmt. 74 Personen wurden dabei erfaßt und unschädlich gemacht. Darunter waren wieder Personen, die zu Partisanen Verbindung hielten, ferner ein Angehöriger des NKGB, der an den laufenden Erschießungen im Keller des hiesigen NKWD-Gebäudes beteiligt war, sowie Anführer von Plündererbanden. Die Durchkämmung der übrigen Teile der Stadt wird fortgesetzt. Dabei muß jedoch berücksichtigt werden, daß Smolensk nach wie vor nur einen geringen Bruchteil seiner bisherigen Bevölkerung beherbergt. Der Ausbau eines V-Männernetzes wurde tatkräftig vorwärts getrieben. Die Tatsache, daß nur wenige Einwohner zurückgeblieben waren und sich in letzter Zeit auch eine Reihe von Sabotageakten ereignete, die das Vorhandensein aktiver Bolschewisten beweisen, zwang zu großer Vorsicht bei der V-Männerwerbung. Trotz dieser Schwierigkeiten gelang es, bereits eine größere Anzahl zuverlässiger V-Leute zu erfassen. Auch Angehörige der kommissarischen Stadtverwaltung wurden in das V-Männernetz einbezogen. In Mogilew wurden die Fahndungen nach kommunistischen Funktionären und deren Unschädlichmachung erfolgreich fortgeführt. Weiter wurden eine Anzahl von Brandstiftern und ein Spitzel des NKGB, der zahlreiche Volksdeutsche bei den russischen Behörden denunziert hatte, exekutiert. In der Feldflur bei Mogilew wurde der politische Kommissar Walerian Sacharinkow ergriffen und liquidiert. Sacharinkow war seit 1919 Parteimitglied und ein fanatischer Bolschewist, der noch bis zuletzt einen starken Einfluß auf größere Bevölkerungsteile ausübte. In Orscha konnten 43 Juden ermittelt werden, die sich z.T. als Verbreiter von Greuelnachrichten und teils als Heckenschützen betätigt hatten. Unter diesen befanden sich zwei Parteifunktionäre. Einer davon war Propagandaleiter der KP in Orscha. Außerdem wurde ein Pole wegen Plünderung erschossen. In den Dörfern Szuchari und Jasna wurden 11 Juden exekutiert. Sie hatten sich teilweise als Heckenschützen betätigt, teils kommunistische Agitation betrieben. Unter den Liquidierten befand sich ein Funktionär der KP, der politischer Kommissar gewesen sein soll. In Tschauszy, 60km von Mogilew entfernt, wurden 31 Juden, die mit Partisanen in Verbindung gestanden hatten, liquidiert. Da in Tsch. bisher weder eine Orts- noch Feldkommandantur vorhanden und noch keine Stadtverwaltung gebildet war, wurde von dem dort arbeitenden Trupp ein kommissarischer Stadtrat gebildet. Bei der Rückkehr aus Tsch. wurde der Trupp unterwegs von Partisanen beschossen, denen es jedoch gelang, im Walde zu entkommen. In Bobruisk konnte u.a. ein NKGB-Spitzel liquidiert werden, der nach Zeugenaussagen etwa 200 Personen auf dem Gewissen hat. In Welish gelang es, im NKWD-Gebäude Karteikarten über die Mitgliedschaft zum Komsomol und zur KP sicherzustellen. Die Bildung eines Judenrates, die Kennzeichnung und Registrierung der Juden wurde gleichfalls durchgeführt. Auf dem Kolchos Woroschylow, 17km von Welish entfernt, wurden 8 Juden, die durch Verbreitung falscher Gerüchte die Bevölkerung einzuschüchtern versuchten und die überdies Mitglieder des Komsomol gewesen waren, liquidiert. Außerdem wurde die frühere Leiterin der Waldbewirtschaftungsstelle in Welish, eine Jüdin, wegen Sabotage erschossen. Eine Jüdin, die einen deutschen Soldaten in Witebsk hinterhältig um Öffnung einer Tür gebeten hatte, wobei diesem durch eine Sprengladung der Unterarm abgerissen wurde, konnte durch Ermittlung des Einsatzkommandos festgenommen werden. Die Wehrmacht hat die Jüdin alsdann durch Organe des Ordnungsdienstes öffentlich erhängen lassen. Einige weitere Personen, die sich an der Inbrandsetzung von Witebsk beteiligt hatten und gemäß dem Aufruf Stalins Vieh aus den Ortschaften weggetrieben hatten, wurden gleichfalls liquidiert. In Minsk wurden liquidiert 1 Russe, weil ihm nachgewiesen werden konnte, daß er auf deutsche Soldaten geschossen hatte, ferner 2 Personen, die auf frischer Tat beim Durchschneiden von Kabeln der Luftwaffe überrascht wurden. Durch die Ortskommandantur in Minsk wurde uns ein Weißrusse wegen Verdachts der Verübung von Sabotageakten zugeführt. Er konnte überführt werden, hinter der Puschkin-Kaserne Kabel der deutschen Wehrmacht unter Benutzung einer Axt zerstört zu haben, und wurde liquidiert. Die gleiche Behandlung erfuhren ein Jude und eine Weißrussin, die als bolschewistische Agitatoren gemeinste Hetz- und Wühlarbeit durchgeführt hatten. Weitere 10 Juden aus Minsk, die bis zuletzt antideutsche Propaganda unter der Bevölkerung betrieben hatten, wurden gleichfalls erschossen. Auch ein Großrusse, der zu seiner Tarnung bettelnd im Stadtgebiet umherzog und die Bevölkerung durch Drohungen mit Brandstiftung terrorisierte, mußte exekutiert werden. Ferner wurde ein Angehöriger des Zivilen Ordnungsdienstes liquidiert. Er hatte ohne Auftrag in Minsk und im Dorfe Znianka Wohnungsdurchsuchungen vorgenommen. Hierbei plünderte er die Wohnungen aus. Die Liquidierung war schon deshalb erforderlich, weil er den von der Durchsuchung Betroffenen gegenüber geäußert hatte, er handle im Auftrag deutscher Behörden. Eine Anzahl weiterer Personen wurde wegen Sabotage, Plünderung und kommunistischer Agitation erschossen. Dieselbe Behandlung erfuhren 10 Großrussen, die in den Baracken an der Stadtgrenze von Minsk Unterschlupf gefunden hatten. Nach den Ermittlungen waren es ehemalige Zuchthäusler.
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  1 Nach Stalins am 3.7.1941 verbreiteten Aufruf, in den deutschbesetzten Gebieten eine organisierte Partisanenbewegung zu schaffen, sollte es noch bis in den Winter dauern, bis eine derartige Struktur in den Grundzügen realisiert war. Wegen der günstigen geographischen Voraussetzungen sollte Weißrußland das eigentliche Zentrum der gesamten sowjetischen Partisanenbewegung werden. Die während der ersten Kriegswochen aus der deutschen, propagandistisch überladenen Perspektive als vermeintliche „Partisanen“ bezeichneten Kräfte waren in der Regel jedoch noch versprengte Rotarmisten, die versuchten, hinter den deutschen Linien zu überleben. Nicht nur bei Sicherheitspolizei u. SD, sondern auch bei der Wehrmacht galten außerdem Juden oft genug generell als Unterstützer der „Partisanen“; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.215–233.


  


  


  44) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 19.8.1941: Errichtung der SS- und Polizeistützpunkte im neuen Ostraum


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin SW 11, den 19.August1941

      
    


    
      	
        IV A 1 b – B.Nr.573/41 g.

      

      	
        Prinz-Albrecht-Straße 8

      
    


    
      	
        Schnellbrief

      

      	
        Fernsprecher: 120.040

      
    


    
      	
        An die Chefs der Einsatzgruppen A, B, C und D

      

      	
        [Stempel: Geheim!]

      
    

  


  Betrifft: Errichtung der SS- und Polizeistützpunkte im neuen Ostraum

  Anlagen: 1

  Im Anschluss an meinen Schnellbrief vom 30.7.41 – B.Nr. wie oben – übermittle ich anliegend den Organisations-Befehl Nr.1 des Beauftragten für die Errichtung der SS- und Polizeistützpunkte im neuen Ostraum, der die Weisung zur Errichtung der SS- und Polizeistützpunkte in den Baltenländern und die für die Schaffung solcher Stützpunkte nunmehr allgemein gültigen Richtlinien enthält. Ich bitte auch die unterstellten Einsatzkommandos von diesem Befehl in Kenntnis zu setzen.


  In Vertretung

  gez. Müller


  
    
      	
        Abschrift!

      

      	
        

      
    


    
      	
        Der Reichsführer-SS und Chef der deutschen Polizei

      

      	
        Lublin, den 31.Juli1941

      
    


    
      	
        Der Chef der Ordnungspolizei

      

      	
        

      
    

  


  Der Beauftragte für die Errichtung der SS- und Polizeistützpunkte im neuen Ostraum Ia I g.


  Organisations-Befehl Nr.1


  1. Ich wurde durch Erlaß des RFSSuChdDtPol.i.RMdI. vom 17.7.41 – O-kdo. I Nr.51/41 – zu seinem Beauftragten für die Errichtung der SS- und Polizeistützpunkte im neuen Ostraum ernannt.


  2. In den SS- und Polizeistandorten 1. und 2. Ordnung sind sofort das Gelände und die Gebäude auszusuchen und zu besetzen, die für die SS- und Polizeistützpunkte in den Baltenländern des Reichskommissariats Ostland für die SS- und Polizeiwohnviertel geeignet sind. Das Gelände soll möglichst in der Stadt, wenn nicht anders möglich an ihrer Peripherie, nicht aber ausserhalb der Stadt gelegen sein. Es ist so auszusuchen, daß es das Stadtgebiet beherrscht und daß es militärisch befestigt und verteidigt werden kann. Das Gelände muss so gross sein, daß es alles aufnimmt, was zu SS und Polizei, aber auch zu allen anderen deutschen Dienststellen (ohne Wehrmacht) gehört. Das Gelände muss guten Baugrund haben mit eigener bester Wasserversorgung. Im einzelnen ist in diesen SS- und Polizeistützpunkten und Wohnvierteln der Platz für folgende Anlagen und Bauten vorzusehen: Unterkunft für geschlossene Formationen der SS und Polizei mit allen dazu gehörigen Einrichtungen, Räumlichkeiten für alle sonstigen Dienststellen der SS und Polizei, Wohnungen für die Familien der Verheirateten. Hierher gehören auch die Bauten von Garagen mit Tankanlagen, mit Ställen für Pferde, Wirtschaftsgebäude, Lebensmitteldepots, alle hygienischen Einrichtungen wie Bäder, Brausen, Entlausungsanlagen, Kleidertrockenanlagen und die selbständigen Versorgungsbetriebe für Elektrizität, Heizung und Wasser. Es sind vorzusehen alle Anlagen für die Freizeitgestaltung wie Sportplätze, Reitplätze, wenn möglich auch freie Badeanlagen. Es sind weiter vorzusehen und einzurichten alle Bauten für den Feuer- und Luftschutz. Die nötige Geräteausstattung ist zu beschaffen. Soweit bei einzelnen SS- und Polizeistützpunkten Landeplätze für leichte Flugzeuge, wie Störche, vorhanden sind, werden diese gleichfalls in Besitz genommen.


  3. In den Standorten über 200.000 Einwohner ist zunächst die Unterkunft für 1 Bataillon oder 1 SS-Sturmbann, in die übrigen SS- und Polizeistützpunkte 1. und 2. Ordnung für je 1 Kompanie SS oder Polizei vorzusehen.


  4. Die militärische Sicherung der SS- und Polizeistützpunkte ist durch entsprechende Sicherstellung von Beutewaffen und ausreichender Munition neben der reinen Truppenbewaffnung zu verstärken. Es sind hierbei neben den leichten Infanteriegeschützen, Granatwerfern, Maschinengewehren, Selbstladegewehren auch Geschütze leichteren Kalibers sicherzustellen. Für die Angehörigen der dort eingesetzten SS- und Polizeikräfte, auch für die Frauen und für alle dort vorhandenen Männer und Frauen sind Waffen bereitzustellen. Waffenausbildung ist für alle Einwohner eines SS- und Polizeistützpunktes durchzuführen. Eine Selbstverständlichkeit ist die Unterbringung des notwendigen Vorrates an Betriebsstoff für Kraftwagen.


  5. Die Versorgung und Ausstattung der Truppe ist durch eine entsprechende Anlage von Reserven aus dem Lande sicherzustellen. Es handelt sich dabei um Lebensmittel aller Art, die sich zur Lagerung eignen, wie Mehl, Gries, Zucker, Konserven usw. Anzustreben ist, daß noch vor Einbruch der Winterszeit soviel Lebensmittel vorhanden sind, daß alle Angehörigen der Stützpunkte drei Monate davon leben können.


  6. Was für die Versorgung der Bewohner der Stützpunkte gilt, gilt selbstverständlich auch für die Versorgung der Reit- und Zugpferde. Nach Möglichkeit ist weiterhin zu sorgen für Lager von Unterkleidung, Pelzen, Pelzwaren, Pelzstiefeln, Filzstiefeln und vor allen Dingen Sohlenleder! Weiterhin ist Sorge dafür zu tragen, daß auch bezüglich des Wintereinsatzes entsprechende Schlitten für Pferdebespannung und vor allen Dingen Schneeschuhausrüstung beschafft wird.


  7. Für diese SS- und Polizeistützpunkte und Wohnviertel kann weder für die Durchführung der Bauten noch für die Ausstattung und Ausrüstung auch nur eine grössere Hilfe vom Reich aus erwartet werden.


  8. Zur Durchführung dieser Aufgaben werden bezw. sind den Stäben der Höheren SS- und Polizeiführer zugeteilt: a) Ein Bauführer mit Arbeitsstab (Polizeireservist), der die Plätze der SS- und Polizeistützpunkte und Wohnviertel aussucht und vorschlägt und planmäßig mit den vorhandenen Bauten und Anlagen fertigstellt. Zu diesen Planungen gehört auch dort, wo vorhanden, die Auswahl der Flugplätze. b) Eine Gruppe oder ein Zug Wehrgeologen von der Waffen-SS, die die geologische Geeignetheit des Platzes für den SS- und Polizeistützpunkt prüft und beurteilt. c) Ein Nachschubführer (Offizier der Ordnungspolizei), dessen Aufgabe noch durch eine besondere Dienstanweisung festgelegt wird. d) Ein Verwaltungsführer für alle Aufgaben, Bauten, Einrichtung und Verwaltung der SS- und Polizeistützpunkte, gestellt vom Hauptamt Haushalt und Bauten, SS-Gruppenführer Pohl.


  9. Sofortmaßnahmen: a) Örtliche Erkundung der Standorte, für die der Chef der Ordnungspolizei durch die Höheren SS- und Polizeiführer die erforderlichen Stärken und die vorläufigen Raumbedürfnisse festsetzt, durch meine Beauftragten in Verbindung mit dem örtlichen Höheren SS- und Polizeiführer bezw. mit den Standortführern. Beschlagnahme aller infragekommenden Gebäude und Geländeteile und äussere Kennzeichen durch die Anbringung von Schildern mit der Aufschrift „Beschlagnahmt durch den Beauftragten des Reichsführers SSuChdDtPol.i.RMdI“. Eindrahtung des Geländes. Erforderliche Kräfte, die im engen Rahmen zu halten sind, werden von den örtlichen SS- bezw. Polizeiformationen zur Verfügung gestellt. Sicherung aller greifbaren Baustoffe und Produktionsstätten, die für die Durchführung dieses Programms erforderlich sind, z.B. Ziegeleien, Sägewerke, Kalkbrennereien, Steinbrüche, Kiesgruben, Zementfabriken, Teerfabriken, Papierfabriken und sonstige Fabrikanlagen. Ferner Schreinereien, Schmieden, Schlossereien und sonstige Reparaturwerkstätten aller Art sowie Sicherstellung von greifbaren Maschinen und Werkzeugen, die für die Fortführung der Produktion und für die Einrichtung neuer Werkstätten gebraucht werden können. Sicherstellung eines möglichst grossen Kraftwagen- und Fuhrparks. Sicherstellung von Lebensmittelvorräten, Vieh, Futtervorräten, Schlacht- und Kühlhäusern, landwirtschaftlichen Gütern, Brauereien usw. Auswahl und Eindrahtung geeigneter Plätze zur Anlegung von Arbeitslagern unter Ausnutzung bereits vorhandener Gebäude, z.B. leerstehender Fabriken. Sie sollen ausserhalb der SS- und Polizeistützpunkte, aber in ihrer Nähe oder in der Nähe der Produktionsstätten liegen. Schaffung vorläufiger feldmäßiger Verteidigungsanlagen unmittelbar nach Besetzung der SS- und Polizeistützpunkte in Verbindung mit den zuständigen Truppenkommandeuren. b) Der endgültige Ausbau der SS- und Polizeistützpunkte erfolgt nach meinen Anweisungen, die von Fall zu Fall gegeben werden.


  10. Sämtliche nichtdeutschen Arbeitskräfte werden in Arbeitslagern zusammengefaßt. Über ihre Erfassung, Bereitstellung, Einsatz und Unterbringung ergeht Sonderbefehl.


  11. Der Auftrag erlischt mit der Fertigstellung der Bauten, worauf Übergabe an das SS-Hauptamt Haushalt und Bauten erfolgt.


  12. Zur Durchführung dieser Aufgaben wird der Stab des Beauftragten des RFSS u. ChdDtPol.i.RMdI. f.d. Errichtung der SS- und Polizeistützpunkte im neuen Ostraum vorläufig mit dem Sitz in Lublin gebildet. Weitere Abteilungsstäbe (Außenstellen) werden demnächst gestellt: Für das Baltenland mit dem Sitz in Riga, für Russland mit dem Sitz in Moskau, für die Ukraine mit dem Sitz in Kiew, für Kaukasien mit dem Sitz in Tiflis.


  13. Gliederung meines Stabes: Der Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei. Der Chef der Ordnungspolizei. Der Beauftragte für die Errichtung der SS- und Polizeistützpunkte im neuen Ostraum. Adjutant/Der Chef des Stabes/Gesamtarbeitsleitung und Arbeitsüberwachung.


  gez. Globocnik1

  SS-Brigadeführer


  TsDAHO, 3676–4–116 u. USHMMA, RG31.002M


  


  


  


  1 Odilo Globocnik, geb. 1904, Bauingenieur, 1931 österreichische NSDAP, 1932 österreichische SS, 1933 stellv. Gauleiter Kärnten, 1938 Gauleiter Wien, Jan. 1939 amtsenthoben, Nov. 1939 SSPF Lublin, Juli 1941 Beauftragter des RFSS für die Errichtung der Polizeistützpunkte im Ostraum, 1942 Gruf. u. mit Durchführung der Aktion Reinhard beauftragt, 1943 HSSPF Adriatisches Küstenland in Triest, 1945 Selbstmord; vgl. Siegfried J. Pucher: „… in der Bewegung führend tätig“. Odilo Globocnik – Kämpfer für den „Anschluß“, Vollstrecker des Holocaust, Klagenfurt 1997; Berndt Rieger: Creator of Nazi Death Camps. The Life of Odilo Globocnik, London-Portland 2007.


  


  


  45) Funkspruch Reichssicherheitshauptamt Amtschef IV an Einsatzgruppen A und B vom 24.8.1941


  Eingang: 25.8.41.2110 Mor.


  24.8.1608.


  FT.: 332.Berlin Nr.: 5965Geheim!


  An Einsatzgruppe A und B


  Wie gemeldet wird, sind mehrfach die neueingesetzten Gebietskommissare im Gebiet Ostland an die zuständigen Einsatzkommandos herangetreten, um Einstellung der Kommunisten- und Juden-Aktionen zu erreichen. Auf Befehl des Chefs der Sipo und des SD sind diese Ersuchen abzulehnen und sofort nach hier zu berichten.


  Reichssicherheitshauptamt IV

  gez.: Müller

  SS-Brigadeführer
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  46) Polizeilicher Tätigkeitsbericht Einsatzgruppe B an Heeresgruppe Mitte vom 25.8.1941 für die Zeit vom 17.–23.8.1941


  
    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        O.U., den 25.August1941

      
    

  


  Polizeilicher Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 17. bis 23.August1941 zum Vortrag bei der Heeresgruppe Mitte


  Bericht über die polizeiliche Tätigkeit in der Zeit vom 17. bis 23.August1941


  1.) Allgemeine Lage


  Die polizeilich exekutive Tätigkeit wurde auch in der Berichtszeit mit unverminderter Schärfe weitergeführt. Jedoch zeigten sich mit dem Vordringen nach Osten in den einzelnen Sparten dieses Aufgabengebietes gewisse Verlagerungen. Im zaristischen Rußland bestand bekanntlich ein Verbot der Besiedlung russischer Kernlande durch die Juden. Die jüdische Zone verlief mit seiner östlichen Grenze knapp östlich der Städte Witebsk, Orscha, Mogilew, Gomel. Mit der Aufhebung des Siedlungsverbotes im Februar 1917 strömten die Juden über die genannte Zone auch ostwärts hinaus. Es waren hauptsächlich intellektuelle Juden, die naturgemäß fast ausschließlich die größeren Städte bevölkerten, um in Politik und Wirtschaft tätig zu werden. Daher findet man in den Dörfern und kleineren Städten dieses Gebietes verhältnismäßig wenig Juden. Den intellektuellen Großstadtjuden ist – das zeigt sich hier deutlich – es in weitem Maße gelungen, vor den deutschen Armeen nach Osten zu flüchten. Auch hat sich einwandfrei feststellen lassen, daß die jüdische Schicht, die bisher nach einiger Zeit nach der Flucht in die Wälder usw. ihre Wohnorte wieder aufzusuchen pflegte, jetzt nicht mehr so schnell oder überhaupt nicht mehr in den Raum, in dem die Einsatzgruppe der Sicherheitspolizei tätig ist, zurückkehrt. Damit ist erwiesen, daß die Tätigkeit der Sicherheitspolizei in den Kreisen der Juden recht bekanntgeworden ist. Infolge der geringeren Bedeutung der Judenfrage konnten aber die Orts- und Feldkommandanturen stärker als bisher bei der Durchführung ihrer Verwaltungs- und Wirtschaftsmaßnahmen unterstützt werden, denn es hat sich oft genug herausgestellt, daß diese Behörden durchaus der exekutiven Hilfe der Sicherheitspolizei bedürfen, z.B. wenn neue Bürgermeister einzusetzen, Ghettos zu schaffen, die Juden zu kennzeichnen und zu registrieren sind oder der Arbeitseinsatz der Bevölkerung zu organisieren ist. Schon mehrfach mußte das renitente Verhalten aufsässiger Personen durch sicherheitspolizeiliches Einschreiten gebrochen werden. Die durch das weniger starke Hervortreten des jüdischen Elements freiwerdenden Kräfte gestatteten jetzt noch mehr als bisher, unsere Arbeit nach wirklich staatspolizeilichen und kriminalistischen Gesichtspunkten auszurichten. Die Ermittlungen und Vernehmungen konnten gründlicher gestaltet und durch den Einsatz von V-Leuten gefährliche Agenten und Funktionäre in größerem Umfange unschädlich gemacht werden. Die Kriminalität hält sich hier nach den bisherigen Erfahrungen, unter Berücksichtigung der allgemeinen Kriegsverhältnisse, in normalen Grenzen. Plünderungen sind selbstverständlich als Folge der Lebensmittelknappheit und des Mangels an Gebrauchsgegenständen oder der Obdachlosigkeit an der Tagesordnung. Es hat aber durchaus den Anschein, als ob sich die kriminellen Delikte im wesentlichen auf Eigentumsvergehen beschränkten. Von einer Gefahr für den normalen Ablauf der Verwaltung und Wirtschaft von dieser Seite her kann jedenfalls keine Rede sein. Das Auftreten der Partisanen spielt nach wie vor eine beachtliche Rolle. Durch eigene V-Leute haben wir festgestellt, daß bereits bestehende Partisanengruppen in Zivil gesteckte Angehörige ihrer Gruppe zur Werbung neuer Partisanen ansetzen. Bei einer Weigerung drohen sie mit Vergeltungsmaßnahmen nach „Zurückeroberung des Gebietes durch die Roten“. Zivilisten, die auf den Landstraßen wandern, werden angehalten und zum Mitkämpfen in einer bereits bestehenden Partisanengruppe gezwungen. Über die Kampfkraft der Partisanen hat sich ein sicheres Bild noch nicht gewinnen lassen. Es gibt zahlreiche Beispiele eines rücksichtslosen Einsatzes solcher Partisanen, fast ausschließlich dann, wenn sie Offiziere und Kommissare führen. Andererseits sind aber auch Fälle bekannt, in denen die Partisanen selbst unter Führung von Offizieren nicht mehr mitmachen. So hat z.B. ein übergelaufener Leutnant einer Partisanengruppe mitgeteilt, die Stimmung seiner Leute sei schlecht, die Mannschaften seien durch die Marschanstrengungen sehr ermüdet und ohne ausreichende Verpflegung. Sie hätten sich sehr ängstlich gezeigt und sich nicht getraut, näher als 500m an die Rollbahn heranzugehen. Hinsichtlich der Stärke der einzelnen Partisanengruppen liegen Anzeichen dafür vor, daß die großen Gruppen mehr und mehr zerfallen. Bei den kleineren Banden, die in letzter Zeit noch auftraten, handelte es sich in der Hauptsache um versprengte russische Soldaten, die in Zivil gekleidet sich lediglich in die Heimat durchschlagen wollten. Tatsächlich soll ja auch die sowjetische Führung mit den bisherigen Erfolgen der Partisanen keineswegs zufrieden sein. Die Unterstützung der Partisanen durch die Bevölkerung dürfte, soweit es sich nicht um den jüdischen Teil handelt, als sehr gering anzusprechen sein. Es ist weniger die Masse der bodenständigen Einwohner, die die deutsche Wehrmacht vielfach unverhohlen als Befreierin vom bolschewistischen Joch begrüßt, selbst ausgeplündert und bedroht wird, als die noch vorhandenen Funktionäre, kommunistischen Parteimitglieder und oft Juden, die mit den Partisanen Verbindung halten.


  2.) Bekämpfung von Partisanen


  Vom Vorkommando 7a wurde eine Aktion gegen Partisanen im Dorfe Guby unternommen. Nach Rücksprache mit dem Ic des A.K. VI Welish beteiligten sich an dieser Aktion auch 2 Offiziere und 2 Halbzüge Pak. Das Dorf Guby wurde an dem betreffenden Tage um 3,30 Uhr früh, nachdem die Geschütze in Stellung gebracht worden waren, vom ganzen Kommando umstellt, sodann die als Unterschlupf bekanntgewordenen Scheunen durchsucht, ebenso die verdächtigen Wohnungen. Insgesamt wurden 14 Mann festgenommen, darunter ein politischer Kommissar, 4 Parteifunktionäre, 1 Hauptmann, 1 Sergeant, 6 Soldaten und 1 notorischer Verbrecher. Außerdem konnte eine Anzahl automatischer Waffen sichergestellt werden. Die Partisanengruppe in Guby war angeblich erst im Entstehen begriffen. Die treibenden Kräfte waren der Kommissar, der Hauptmann und einer der Funktionäre. Alle 14 Personen wurden liquidiert. Dem gleichen Kommando gelang es, noch weitere zwei politische Kommissare unschädlich zu machen, die gleichfalls Partisanen waren. Sie hatten der Bevölkerung gedroht, die Häuser anzuzünden, falls sie die Ernte einbringen würde. Schließlich wurde noch ein kommunistisches Parteimitglied, das sich in gleicher Weise betätigt hatte, liquidiert. Vom Vorkommando 7a wurde in Erfahrung gebracht, daß in Briljessje des Nachts berittene russische Soldaten, die mit Gewehren bewaffnet waren, Lebensmittel requirierten. Ein russischer Postangestellter dieses Ortes hatte die Partisanen wiederholt bewirtet und ihnen auch Trockenbatterien des Postamtes übergeben. Als Belohnung erhielt er eine Schußwaffe mit Munition. Er war im Dorf als Kommunist bekannt und wurde weiter beschuldigt, russischen Soldaten Nachrichten übermittelt zu haben. Er mußte daher exekutiert werden. Die Umgebung von Tschautzy wurde gleichfalls planmäßig durchkämmt. Dabei konnte festgestellt werden, daß ungefähr 25km von Tsch. entfernt kleine Partisanengruppen von nicht mehr als 3 Mann vorhanden gewesen waren. Sie hatten durch nächtliche Räubereien von Lebensmitteln die Dorfbewohner beunruhigt und geschädigt. Desgleichen wurde der Ort Nowoselki überholt. Im Laufe der Aktion konnten 4 Personen erfaßt und der Partisanentätigkeit überführt werden. Bei einem der Festgenommenen förderte die Haussuchung Schußwaffen und Munition zutage. Die 4 Partisanen wurden befehlsgemäß behandelt. Zwei von ihnen hatten als Funktionäre der KP angehört. Vom EK 8 wurde ein russischer Unterleutnant unschädlich gemacht, der Kundschafterdienste für Partisanen leistete. Er war im Besitz eines Trommelrevolvers mit der dazu gehörenden Munition. Zivilkleidung hatte er sich durch Einbruch beschafft. Sein Wehrpaß war in seiner Unterhose eingenäht. Durch die Stadtkommandantur in Minsk wurden dem EK 8 31 Männer überstellt, die sich als Freischärler betätigt und nachweislich auch Verbindung zu Partisanengruppen unterhalten hatten. Sie wurden erschossen, ebenso ein Jude, der Kabelanlagen der deutschen Wehrmacht bei Minsk zerstört hatte. Von dem in Sluzk eingesetzten Trupp wurden die Ortschaften Ogrodniki, Kwasinicze und Nowido überholt. 39 Heckenschützen wurden unschädlich gemacht; unter ihnen befand sich auch ein russischer Major, der sich durch Anlegung von Zivilkleidung und Annahme einer Beschäftigung getarnt hatte. Im Dorfe Oszidkowcze wurden 5 Personen ergriffen und unschädlich gemacht, die nachweislich Partisanengruppen unterstützt und mit Nachrichten über deutsche Truppen versehen hatten. Der in Borissow tätige Trupp kämmte mit Unterstützung der 10. Kompanie I.R. 354 das Gebiet nördlich von Borissow nach Partisanen durch. Vornehmlich richtete sich die Säuberungsaktion gegen das Dorf Satschistsche, etwa 25km von Borissow, das als Mittelpunkt des Bandenunwesens angesehen wurde. Nach den Feststellungen waren die Partisanen durch Kolchosführer unterstützt worden. Bei den zur Liquidierung gekommenen Personen handelte es sich vorwiegend um jüdische Aktivisten. Das EK 9 entsandte zur Bekämpfung von Partisanen ein stärkeres Kommando in die Wälder bei Moskalewo, 20km nördlich von Gorodok. Von Wirtschaftsführern, die in diesem Gebiet zur Sicherung und Einbringung der Ernte eingesetzt sind, war gemeldet worden, daß Partisanen den Bauern Kühe und Pferde wegnehmen und eine Flachsfabrik in Brand setzen wollten. Da das Waldgebiet zu groß war und die Durchkämmung daher nicht umfassend genug durchgeführt werden konnte, gelang es hier leider nicht, die Partisanen festzunehmen. Eine andere Fahndungsaktion wurde mit gleichem negativen Erfolg in dem Dorf Wyssotschany und Umgebung durchgeführt. Nach einer Meldung des Ic beim AOK 9 sollten sich in der Gegend von Gramki, etwa 90km von Witebsk, in den dort befindlichen Wäldern Partisanengruppen aufhalten, die die Ernteeinbringung und die Torfsticharbeiten behinderten. Das Teilkommando des EK 9, das hier eingesetzt wurde, konnte lediglich feststellen, daß die Partisanen inzwischen weitergezogen waren. Immerhin konnte aber noch ein kommunistischer Spitzel, der mit diesen Partisanen Verbindung hatte, ergriffen und liquidiert werden. Andere Aktionen in den umliegenden Ortschaften führten zu der Feststellung, daß aus bolschewistischen Flugzeugen wiederholt Lebensmittel und Sprengstoff zur Unterstützung der Partisanen abgeworfen worden waren. Nach langwierigen Feststellungen wurden 3 russische Fallschirme und 15kg Sprengstoff sichergestellt. Alle diese Aktionen zur Festnahme von Partisanen, die zwar nicht immer den erwarteten Erfolg gezeitigt haben, sind dennoch von nicht geringer Bedeutung. Denn jedesmal nach dem Auftreten der Sicherheitspolizei in den einzelnen Ortschaften erfolgte eine allgemeine Beruhigung und Befriedung. Die Bevölkerung, die z.T. verängstigt herumlief, war für unser Erscheinen stets dankbar und versprach, sich in Zukunft intensiv mit der Ernteeinbringung zu beschäftigen, jede antideutsche Tendenz entweder durch eigenes Eingreifen oder durch Meldung an die nächste Dienststelle der Wehrmacht oder der Sicherheitspolizei unterdrücken zu helfen.


  3.) Aktionen gegen Funktionäre, Agenten, Saboteure und Juden


  Dem Gruppenstab gelang es, in Smolensk und in einem in der Nähe liegenden kleinen Ort 3 NKGB-Spitzel festzunehmen. Diese hatten jahrelang den nicht bolschewistisch gesonnenen Teil der Bevölkerung terrorisiert, indem sie zahlreiche Personen dem NKGB denunzierten. Die Bevölkerung äußerte ihre Genugtuung über die Liquidierung dieser Personen. Das SK 7a führte in Newel eine weitere Aktion gegen Juden durch, die als Sühnemaßnahme für die Brandstiftungen der Juden in Newel erfolgte. Nach freiwilligen Geständnissen vieler Juden waren zahlreiche Rassenangehörige an diesen Brandstiftungen beteiligt, durch die das Zentrum der Stadt, die durch die Kampfhandlungen wenig gelitten hatte, zerstört wurde. Weitere Maßnahmen gegen die Juden sind von ihrer Rückwanderung nach Newel abhängig. In einer Anzahl kleinerer Ortschaften wurde noch eine Reihe von aktiven Kommunisten exekutiert. Ein Trupp des SK 7b führte in Tschauszy eine Fahndung nach kommunistischen Funktionären durch. Dabei konnten 4 Kommunisten ergriffen werden, die das Gerücht verbreitet hatten, die deutschen Truppen seien geschlagen worden und befänden sich auf dem Rückzug. Mit den Genannten wurde befehlsgemäß verfahren. 20 Juden, die sich im kommunistischen Sinne betätigt hatten, wurden gleichfalls exekutiert. In dem Dorfe Isobischtsche wurde ein NKGB-Agent ermittelt und der Sonderbehandlung unterzogen. Die Überholung des Dorfes Nowoselki führte auf die Spur eines über seinen Ort hinaus bekannten Kommunisten. Neben seiner Funktionärstätigkeit hatte dieser sich des Diebstahls zum Nachteil von Volksdeutschen schuldig gemacht. Er wurde liquidiert. Durch das Bau-Batl. 9 in Minsk wurde dem EK 8 ein ukrainischer Kriegsgefangener überstellt, der aus seiner kommunistischen Überzeugung kein Hehl machte. Noch bei seiner Vernehmung versuchte er, für die kommunistische Idee und insbesondere für das Kollektivsystem einzutreten. Er wurde liquidiert. Auch ein Russe, der jahrelang in der kommunistischen Partei tätig war, sich als ausgesprochener Aktivist und Unruhestifter betätigte, mußte erschossen werden. Weitere 21 Personen, die durch Flüsterpropaganda eine antideutsche Hetze unter der Bevölkerung betrieben hatten, kamen in Minsk zur Liquidierung. Der in Sluzk eingesetzte Trupp führte besondere Säuberungsaktionen in Hresk und Horsow durch. Eine Anzahl Juden, die sich bis zuletzt in kommunistischem Sinne betätigt hatten, kamen zur Liquidierung. Darunter befanden sich 10 flüchtige jüdische Familien, die aus dem früheren Polen stammten und mit den zurückgehenden russischen Soldaten ostwärts gezogen waren. Bei der Durchsuchung ihrer Panjewagen wurde eine beachtliche Menge deutscher Wehrmachtskonserven vorgefunden. 5 Mitglieder des sowjetrussischen Volksgerichts in Sluzk konnten ebenfalls unschädlich gemacht werden. Einer von ihnen war Jude. Im Dorf Komarowka gelang auf Grund einer Anzeige die Ergreifung eines ehemaligen Staatsanwaltes. Dem EK 8 wurde bekannt, daß im Ghetto von Minsk durch die Juden eine antideutsche Flüsterpropaganda betrieben würde, die besonders gegenüber der ländlichen Bevölkerung, die teilweise versucht, ihre Erzeugnisse dort abzusetzen, zur Anwendung komme. Da die Juden ferner auf einen Angehörigen des zivilen Ordnungsdienstes einen Überfall verübt und wiederholt Wehrmachtstafeln zerstört hatten, mußte eine weitere Sonderaktion gegen die Minsker Juden durchgeführt werden. Vom EK 9 wurde in Janowitschi eine Anzahl Juden als NKGB-Spitzel und politische Funktionäre ermittelt und entsprechend behandelt. Ein Teil dieser Juden hatte zudem die Maßnahmen der Wehrmacht sabotiert und sich versteckt gehalten, um nicht zur Einbringung der Ernte und zum Straßen- und Flugplatzbau herangezogen zu werden. Da am 12.8.41 in der Nähe von Witebsk 3 deutsche Soldaten erschossen worden waren, wurden bei einer Befriedungsaktion durch die Wehrmacht von uns auch 19 Juden und Jüdinnen aufgegriffen, die in dem Waldstreifen umherzogen, in dem die Tat begangen worden war. Sie wurden wegen dringenden Verdachts, an dem Anschlag beteiligt gewesen zu sein, und da sie weiter auch als Brandstifter in Witebsk entlarvt werden konnten, exekutiert. Als erfreuliche Tatsache haben die Kommandos fast durchweg feststellen können, daß die Bevölkerung infolge des scharfen und gerechten Zugreifens der Sicherheitspolizei immer aufgeschlossener wird und von sich aus unsere Tätigkeit durch Meldung von Kommunisten und dergl. und damit unsere Befriedungsaktion unterstützt.


  4.) Maßnahmen gegen Kriminelle und Plünderer


  Dem SK 7a gelang die Festnahme und Erledigung eines kriminellen Verbrechers in Timontzy, der aus einer Verbrecherfamilie stammte. Das EK 8 liquidierte in Minsk 2 Plünderer. Sie hatten sich gewaltsam Zutritt in fremde Wohnungen verschafft und von den Wohnungsinhabern unter Bedrohung mit Erschießen Gegenstände aller Art erpreßt. Die gleiche Behandlung wurde einigen Russen zuteil, die sich durch Einbruch Bekleidungsund Wäschestücke verschafft hatten, sowie 2 Juden, die sich in Minsk umhertrieben und ihren Lebensunterhalt durch strafbare Handlungen bestritten. Einer von ihnen war im Besitz eines blutigen Messers und verfügte über einen größeren Geldbetrag, über dessen Herkunft er keine glaubhaften Angaben machen konnte. Das EK 9 berichtet aus Witebsk, daß dort die Kriminalität wieder einen normalen Stand erreicht habe. Nachdem die Wehrmacht, die Sicherheitspolizei und auch die neu eingesetzten weißruthenischen Dienststellen scharf durchgegriffen haben, bietet Witebsk nunmehr das Bild einer befriedeten Stadt. Bei einer Bevölkerungsziffer von etwa 50.000 Einwohnern kommen dort noch etwa 25 Kriminalfälle täglich vor; in der Regel sind es kleinere Diebstähle, sodaß man hier von einer normalen Erscheinung sprechen kann.


  5.) Durchkämmung von Zivilgefangenenlagern


  In Witebsk wurden dem EK 9 von der Wehrmacht bei der Durchkämmung des Zivilgefangenenlagers 397 Juden übergeben, die Sabotage verübt und Überfälle auf deutsche Truppen verursacht hatten. Bei der Sonderbehandlung war auf eigenen Wunsch der Adjutant des Generaloberst Strauß1, Major Brotbrück, mit einem weiteren Offizier zugegen. Die Sonderbehandlung wurde in der üblichen Form durchgeführt. Major Brotbrück sprach sich über die soldatische Haltung des Kommandos anerkennend aus und äußerte, daß die von der Sicherheitspolizei geübte Praxis der Liquidierung zweifellos eine „humane Durchführungsart“ sei.


  6.) Behandlung von Denunzianten


  In Putzky wurde der stellvertr. Kolchosvorsitzende von 2 Ortseinwohnern beschuldigt, er sei Mitglied der KP und kommunistischer Abgeordneter des Dorfes gewesen. Die Nachforschungen ergaben die völlige Unrichtigkeit dieser Behauptungen. Da weiter festgestellt werden konnte, daß die Denunzianten die Beschuldigungen aus Rache erhoben hatten, weil sie wegen eines früheren Diebstahls zum Nachteil des Beschuldigten zu höheren Gefängnisstrafen verurteilt worden waren, wurden sie vor der versammelten männlichen Bevölkerung des Dorfes verprügelt. Dabei wurde bekanntgegeben, daß bei wissentlich falschen Angaben mit jedem anderen in gleicher Weise verfahren werde. Die Anwendung der Prügelstrafe wurde in diesem Falle von der Bevölkerung mit sichtlicher Befriedigung aufgenommen.


  7.) Sicherstellung von Material


  In dem NKWD-Gebäude in Newel wurde wichtiges Aktenmaterial nicht mehr gefunden. Die in den einzelnen Räumen untergebrachten Tische und Schränke waren offen. Ein Panzerschrank wurde aufgeschweißt, aber leer vorgefunden. Lediglich in dem Gebäude der Abtlg. Wegebau konnte Material sichergestellt werden. In Minsk wurde im Leninhaus teils sehr wichtiges Schriftgut gefunden. Sämtliche Vorgänge trugen den Stempel „Geheim“ bezw. „Ganz geheim“. Soweit sie sicherheitspolizeilich von Interesse sind, werden sie dem Reichssicherheitshauptamt übersandt werden. Vom EK 9 wurden in der Nähe von Nowo-Swenzjany neben Personalakten von Offizieren eines russischen Art.Regt. und taktischen Lehrbüchern etwa 2000 Karten des russischen Generalstabs gefunden. Da die Karten wegen verschiedener Feindeintragungen in erster Linie militärischen Wert erkennen ließen, wurden sie mit den Personalakten und Büchern dem Ic des Div.Stabes 102 übergeben.


  8.) Bildung von Arbeitskommandos, Judenräten, Ghettos usw.


  Auch in Newel wurden, wie bisher in den anderen Städten, bei planmäßigen Streifengängen aufgegriffene Juden in Arbeitskommandos zusammengefaßt, die zur Säuberung der Stadt eingesetzt wurden. Aus den intelligenteren Juden wurde ein Judenrat ausgewählt. Als erste Aufgabe wurde ihm die Registrierung aller Juden beiderlei Geschlechts sowie die Kennzeichnung durch einen gelben Kreis aufgetragen.


  NARB, 655–1–3 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Adolf Strauß, geb. 1879, 1940 als Generaloberst OB AOK 9, gest. 1973; vgl. Hürter: Hitlers Heerführer, S.664f.


  


  


  47) Bericht Sonderkommando 1a an Einsatzgruppe A vom 25.8.1941: Einsatz des zugeteilten Zuges Waffen-SS


  
    
      	
        Sonderkommando 1a

        An Einsatzgruppe A

      

      	
        Kdo.Bef.St., 25.August1941

      
    

  


  Betr.: Einsatz des dem S-Kdo. 1a zugeteilten Zuges Waffen-SS1


  In der Zeit vom 15.–19.8.1941 habe ich den mir zugeteilten Zug Waffen-SS, teils allein, teils zusammen mit den dem Zugführer, SS-Untersturmführer Störtz, unterstellten Zügen estnischen Selbstschutzes zur Fahndung nach Bolschewisten und zum Durchkämmen von Wäldern im Bereich der 93. und 291. ID im Raume südlich Kiviöli (Ölschiefergebiet) zwischen Hungerburg und Narva eingesetzt. Diese Aktionen verliefen fast ergebnislos, obwohl Ortseinwohner angeblich aus eigener Kenntnis über das Auftreten von versprengten Rotarmisten, zivilen Bolschewisten usw. berichtet hatten. Es wurden jeweils nur sehr wenige Gefangene gemacht, die sich kampflos ergaben und oft keine Waffen besassen. Am 20.8.41 erfuhr ich durch Einwohner von Narva und Hungerburg, dass sich eine grössere Anzahl aus Estland stammender Bolschewisten kurz vor Einnahme von Narva und Hungerburg durch die deutsche Wehrmacht durch diesen Raum nordostwärts hindurchbewegt hätten und dass sie sich in den Wäldern ostw. Narva befinden müssten. Ich erteilte hierauf am 20.8.41 dem Führer des Zuges Waffen-SS, SS-Ustuf. Störtz, den Auftrag, mit seinem Zug, 2 unterstellten Zügen und einer sMG-Gruppe estn. Selbstschutzes im Raume ostw. Narva von der Strasse Narva–Kingisepp aus nach Norden Wälder und Ortschaften zu durchkämmen und nach den gemeldeten Bolschewisten zu fahnden. Zivilerkunder, grösstenteils estnische Grenzwachbeamte, wurden zugeteilt. Ich gab SS-Ustuf. Störtz den Befehl, sich vor Beginn der Durchführung seines Auftrages beim Kommandeur der 93. ID zu melden (der auf Grund längerer Zusammenarbeit Aufgaben und Tätigkeitsformen meines Kdos. genau kannte und das Kdo. in den vorhergehenden Tagen mehrfach zur Säuberung von Wäldern hinter der kämpfenden Truppe angefordert hatte), während der Durchführung des Auftrages mit allen Kommandeuren, deren Abschnitte bzw. Nachschubwege berührt wurden, dauernd gute Verbindung zu halten und alles zu tun, um Unzuträglichkeiten mit Wehrmachtseinheiten zu vermeiden. Da ich selbst am 20.8. über die Lage bei der 93. ID nicht genau unterrichtet war und wegen einer Dienstfahrt nach Kingisepp und der Anwesenheit des Brigadeführers Stahlecker mich im einzelnen auch danach nicht erkundigen konnte, gab ich SS-Untersturmführer Störtz den Auftrag, im Rahmen des ihm gegebenen Auftrages (Kommunistenfahndung ostw. Narva im Vorgehen mit der kämpfenden Truppe) selbständig im Einvernehmen mit der 93. ID zu entscheiden. Zur Durchführung des Gesamtauftrages gab ich 3–4 Tage Zeit und forderte täglich abends Standortmeldungen und Bericht an. SS-Untersturmführer Störtz meldete sich am 20.8. nachm. zur Besprechung seines Einsatzes beim Kommandeur, dem Ia und Ic der 93. ID. Obwohl SS-Untersturmführer Störtz seinen Auftrag mitteilte und überdies dem Kommandeur auf Grund bisheriger Zusammenarbeit mit meinem Kdo. dessen Aufgaben und Einsatzformen genau bekannt waren, teilte er SS-Untersturmführer Störtz mit seiner Einheit dem IR 272 zu, das einen feindl. Angriff im Raume zwischen der Luga und der Strasse Narva-Kingisepp abzuwehren und im Gegenangriff, wenn möglich, die Luga zu erreichen und die feindlichen Brückenköpfe südlich der Luga zu vernichten hatte. Wie ich am 21.8. nachm. erfuhr, ist der Entschluß des Kommand. der 93. ID, SS-Untersturmführer Störtz, abweichend von seinen Aufgaben, für aktive militärische Handlungen im Verbande des IR 272 einzusetzen, zweifellos darauf zurückzuführen, dass die 93. Div. starke feindl. Angriffe hatte und durch harte Kämpfe und große Verluste an den vorhergehenden Tagen geschwächt war. Das geht auch daraus hervor, dass zwischen IR 272 und dem linken Nachbarregiment 270 längere Zeit darum gestritten wurde, welchem Regt. SS-Ustuf. Störtz zugeteilt wurde, bis der Kdr. der 93. ID zugunsten des IR 272 entschied. Über die Durchführung des dem SS-Ustuf. Störtz vom Kdr. des IR 272 erteilten Auftrages nehme ich auf beiliegendem Bericht des SS-Ustuf. Störtz Bezug. Wie mir SS-Ustuf. Störtz nachträglich berichtete, war ihm klar, dass der Einsatz über den Rahmen seines Auftrages erheblich hinausging bzw. von ihm abwich. Er hielt es aber im Interesse des Ansehens und des Prestiges der Waffen-SS nicht für möglich, den Kdr. der 93. ID darauf hinzuweisen, dass die Aufgaben des S-Kdo. 1a und des ihm zugeteilten Zuges der Waffen-SS nicht im aktiven militärischen Einsatz liegen, zumal IR 272 sich in bedrängter Lage befand. Diesen Standpunkt des SS-Ustuf. Störtz habe ich nachträglich bewilligt. Ich werde jedoch aus der entstandenen Situation die Folgerungen ziehen, die Zusammenarbeit mit militärischen Stellen im Einzelfall so locker zu gestalten, dass eine Ablehnung solcher Wünsche ohne Prestigeverlust für Waffen-SS oder SD möglich ist. Am 20.8.41 erfuhr ich vom Gen.Kdo. XXXXII. AK durch meinen Verbindungsführer, dass die Einnahme Revals bevorstehe. Da ich den Zug Waffen-SS für den Reval-Einsatz unbedingt benötigte, entschloß ich mich, den SS-Ustuf. Störtz erteilten Auftrag bereits am 21.8.41 abends abzubrechen, um seinen Zug Richtung Reval in Marsch zu setzen. Am 21.8. nachm. verabredete ich daher mit der 93. ID und dem Kdr. des IR 272, dass die Einheit Störtz am Abend des 21.8. aus dem Regimentsverband rausgezogen und zu ihrem Quartier nach Narva in Marsch gesetzt wurde. Beide Kdr. bedauerten meinen Wunsch, verschlossen sich aber nicht seiner Notwendigkeit. Ich betonte, dass die Aufgaben des Kdo. 1a anderer Art seien und ich die Einheit Störtz daher trotz der noch immer bedrängten Lage der 93. ID nicht länger bei ihr belassen könne, sondern sie unverzüglich Richtung Reval in Marsch setzen müsse. Beide Kdre. sprachen sich über Haltung und Einsatz des Zuges Waffen-SS und über die Führung durch SS-Ustuf. Störtz sehr lobend aus. Die anderen Kompanien hätten meist größere Verluste gehabt. Die geringen Verluste der Einheit Störtz seien mit auf die umsichtige Führung zurückzuführen. Der Schneid der Männer und ihre Zähigkeit wurden besonders gelobt. Als ich am frühen Nachm. im Rgts.Abschnitt eintraf, war der infanteristische Einsatz der Einheit bereits beendet und die Einheit in Ruhestellung zurückgezogen. Der ganze Rgts.Abschnitt lag jedoch unter starkem Art.Beschuß (in dieser Zeit: Verluste 6 Verwundete, 2 Tote durch Art.Beschuß, vgl. beiliegenden Bericht). Der Kdr. der 93. ID bedauerte auch das Abrücken meines übrigen Kdos. in Richtung Reval sehr, da ihm die Zusammenarbeit in sicherheitspolizeilichen und SD-Fragen sehr wertvoll gewesen sei.


  gez. Sandberger

  SS-Sturmbannführer


  VUA, Btl. d. Waffen-SS z.b.V. u. USHMMA, RG48.004M


  


  


  


  1 Das zusätzliche Personal war ab Ende Juli 1941 aus dem sog. Btl. Waffen-SS z.b.V. zugeteilt worden, das wiederum noch kurz zuvor Teileinheit des SS-Infanterie-Rgt. 14 gewesen war. Als 14. SS-Totenkopfstandarte ab Ende 1940 aufgestellt, war die Einheit zuerst in den besetzten Niederlanden stationiert, bevor sie im März 1941 ins Generalgouvernement verlegt u. dort zu einem Infanterie-Rgt. erweitert wurde; vgl. Befehl SS-FHAv. 23.11.1940, BAB, NS 19/3505; dto. v. 26.3.1941, BAB,NS 33/231. Ursprünglich im Krieg gegen die Sowjetunion für einen Einsatz unter dem Kdo.Stab RFSS vorgesehen, wurde das SS-Rgt. von Himmler jedoch am 17.6. aufgelöst. Das 1. Btl. des Verbandes wurde in der Folge unter Ostubaf. Friedrich Dern in Radom zum Btl. Waffen-SS z.b.V. umgegliedert. Schließlich wurden dessen 3 Komp. zu den EG A, B u. C in Marsch gesetzt, wo sie dann die SK u. EK entscheidend verstärkten u. in der Folge auch wesentlich am Massenmord beteiligt waren; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.271–275.


  


  


  48) Bericht Sonderkommando 10a an Armeeoberkommando 11 vom 29.8.1941: Verhaftung der angeblichen politischen Kommissarin Subenko


  
    
      	
        Sonderkommando 10a

        An das AOK 11

      

      	
        O.U., den 29.8.1941

      
    

  


  Betrifft: Verhaftung der angeblichen politischen Kommissarin Subenko (nicht Dsubenko) Vorgang: Schreiben der 170. Division vom 24.8.41 Abt. Ic Akz III/4

  Die Subenko wurde am 26.8.41 vom Armeepferdelazarett 512 zum Kommando 10a zwecks weiterer Erledigung überführt. Die Ermittlungen des Kommandos ergaben, dass S. von 1933 bis 1938 Mitglied des Dorfrates in Speyer gewesen ist und als solche sich aktiv an der Entkulakisierung der Bauern in Speyer betätigt hat. Sie hat ferner die Verschickung etlicher Bauern obiger Ortschaft mit erwirkt. 1938 besuchte sie die Schule für Vorsitzende der Dorfräte in Odessa und wurde nach Abschluß dieser Schule in Katharinental als Vorsitzende des Dorfrates eingesetzt. Auch in dieser Ortschaft hat sie besonders die deutsche Bevölkerung schikaniert. Noch im Jahre 1940 ist die S. der kommunistischen Partei beigetreten und gilt als überzeugte Kommunistin, die an führender Stelle stand. Ihre beiden Töchter gehörten ebenfalls dem Komsomol an. Frau Valentine Subenko wurde daher am 27.8.1941 in Speyer vom Kommando 10a erschossen.


  Seetzen

  SS-Obersturmbannführer


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  49) Funkspruch Reichssicherheitshauptamt Amtschef IV an Einsatzgruppen vom 30.8.1941


  
    
      	
        IV

      

      	
        Berlin, den 30.8.1941

      
    


    
      	
        FT. (verschlüsselt) – Bef. am 30.8.41 Nr.6020

      

      	
        Geheim!

      
    


    
      	
        An die Einsatzgruppen A, B, C und D

      

      	
        

      
    

  


  Chef der Sipo und des SD bittet Sie, auf Grund der bisher gemachten Erfahrungen nach Möglichkeit bei Massen-Exekutionen das Ansammeln von Zuschauern, auch wenn es sich um Wehrmachtsoffiziere handelt, zu verhindern.


  RSHA IV

  i.V. gez. Müller, SS-Brif.


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  50) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11 vom 2.9.1941: Volksdeutsche Siedlungen zwischen Bug und Dnjestr


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        O.U., den 2.9.1941

      
    


    
      	
        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

        Einsatzgruppe D

        An das AOK 11 (über Ic)

      

      	
        

      
    

  


  Betrifft: Volksdeutsche Siedlungen zwischen Bug und Dnjestr


  In der Anlage wird ein Bericht über die bisherigen Erfahrungen mit den volksdeutschen Siedlern in den Siedlungsgebieten zwischen Bug und Dnjestr mit der Bitte um Kenntnisnahme vorgelegt.


  Ohlendorf

  SS-Standartenführer


  Bisherige Erfassung der deutschen Siedlungen zwischen Bug und Dnjestr1


  1.) Standort der Siedlungen:


  Zwischen Bug und Dnjestr wurden drei bisher nahezu geschlossene Siedlungsgebiete festgestellt. Das erste beginnt etwa 20km ostwärts Dubossary und umfaßt u.a. die Gemeinden Glücksthal, Neudorf, Kassel, Bergdorf, Klein-Glücksthal, Neu-Glücksthal, Friedenthal, Hoffnungsthal. Das zweite Siedlungsgebiet liegt ostwärts Beresowka und erstreckt sich bis dicht an den Bug. Es umfaßt u.a. die Gemeinden Worms, Rohrbach, Speyer, Landau, Sulz, Karlsruhe und Katharinenthal. In der Gegend Tiraspol–Straßburg erstreckt sich ein drittes Gebiet in südostwärtiger Richtung bis Odessa. Abgesehen von diesen mehr geschlossenen Gebieten sind auch in vielen anderen Ortschaften zwischen Bug und Dnjestr volksdeutsche Familien zu finden. Auch geschlossene Gemeinden wurden in sonst nur von Ukrainern bewohnten Gebieten vorgefunden. U.a. befindet sich ostwärts Ananjew die Gemeinde Grünthal, die sich ohne jede Berührung mit anderen deutschen Siedlungen rein deutsch erhalten hat.


  2.) Entstehung der Siedlungen:


  Die Deutschen haben sich zumeist Ende des 18. und zu Beginn des 19.Jahrhunderts in dem jetzt bewohnten Gebiet angesiedelt. Auffallend ist, daß sehr viele Familien nicht mehr wissen, aus welchen Gebieten des Reiches ihre Vorfahren gekommen sind. Selbst in der oben erwähnten Gemeinde Grünthal mit 24 Familien ist niemand vorhanden, der darüber Auskunft geben könnte, wann und woher der erste Siedler ins Land gekommen ist. Der Grund liegt darin, daß einmal, gerade von den älteren Leuten, sehr viele verschleppt und die Kirchenbücher, aus denen evtl. noch Angaben zu entnehmen gewesen wären, von den Sowjets vernichtet wurden. Die Heimat der Vorfahren wird in erster Linie Süd- und Südwestdeutschland gewesen sein, zumal die Deutschen in den einzelnen Gemeinden einen fast unverfälschten elsässischen oder pfälzisch-schwäbischen Dialekt sprechen.


  3.) Vorgefundene Lage:


  Schon äußerlich zeichnen sich die deutschen Dörfer vor anderen durch ihre breiten Dorfstraßen, ihre größeren, zum Teil noch gut erhaltenen Häuser mit Stein- oder Holzumfriedungen und durch ihre Ordnung und Sauberkeit aus. Die erste Berührung mit den Deutschen zeigte, daß sie sich trotz des Terrors und der erlittenen Not nahezu rein deutsch erhalten haben. Mischehen mit Andersblütigen sind äußerst selten vorgekommen. Während die Erwachsenen ein klares Deutsch sprechen, können die Kinder nur noch ausnahmsweise die deutsche Sprache, da den Eltern unter schwerer Strafe verboten war, in den Familien deutsch zu sprechen. Im übrigen gewinnt man sofort den Eindruck, daß an diesen Menschen sehr viel Not und Leid vorübergezogen ist, denn die Gesichter sind fast ausnahmslos verhärmt und vergrämt. Unter welchem Terror die Bewohner gestanden haben, geht schon daraus hervor, daß es selbst Familien mit mehr als drei Köpfen verboten war zusammenzukommen. Wenn sich 8 Kinder im Hause der Eltern trafen, galt dieses als Zusammenrottung, da aus einer Ansammlung von mehr als 3 Personen von den Sowjets der Schluß gezogen wurde, daß entweder Kirche gehalten oder geheime Zusammenkünfte stattfanden. Durch eine Reihe von Terrorwellen ist besonders die Zahl der männlichen Bevölkerung teilweise sehr zusammengeschrumpft. Besonders die letzten Verschickungsmaßnahmen der Sowjets in den Jahren 1936–37 haben viel Leid unter die Familien gebracht, da die Männer ohne jeden Grund und ohne jede weiteren Angaben angeblich zu Arbeiten ins Innere des Landes verbannt wurden. Allein aus der Gemeinde Grünthal wurden 130 Männer verschleppt. Trotz dieser Unterdrückungsmaßnahmen hat sich die deutsche Kolonie in ihrer Volkszahl fast durchwegs erhalten, da die einzelnen Familien in der Regel sehr kinderreich sind. Wirkliche Kommunisten gab es nur ganz wenige. Die meisten Einwohner der deutschen Dörfer haben sich mit ihrem Los, in der zugeteilten Kolchose, die etwa 150ha umfaßt, Tag für Tag, d.h. auch Sonn- und Feiertag, zu arbeiten, abgefunden. Zum Militärdienst wurden die Deutschen nicht herangezogen, wohl aber in der allerletzten Zeit zu Schanzarbeiten. Den älteren Leuten steht die Zeit vor 1918 in manchen Ortschaften noch sehr lebendig vor Augen. Sie nennen das Sowjetregime „Die neue Regierung“. Von Deutschland haben sie bis zum Jahre 1939 nichts gewußt. Erst nach dem Nichtangriffspakt sind in den roten Zeitungen die Namen des Führers und Ereignisse in Deutschland bekanntgeworden. Auf die Frage, ob sie auf eine kriegerische Auseinandersetzung mit Deutschland vorbereitet gewesen seien, erklärten sie in einem Ort, daß sie einige Monate vor Beginn des deutsch-russischen Krieges aus der Anlegung von Feldflugplätzen in der Nähe ihrer Ortschaft geschlossen hätten, daß eine Auseinandersetzung mit Deutschland bevorstünde. Daß der Krieg am 22.6.41 begann, hatte sich in den entlegenen Ortschaften sehr schnell herumgesprochen, da in einem Dorf eines Gebietes gewöhnlich ein Radioapparat zu finden ist. Trotz der Verfolgung durch das Sowjetregime hat sich die Gläubigkeit der Ansiedler erhalten. Nach dem Einrücken der deutschen Truppen wurden mehrere Tage lang Taufen und Kommunikationen2 nachgeholt. In vielen Bauernhäusern sieht man christliche Bilder, die während der Sowjetherrschaft entfernt worden waren. Die Deutschen bezeichnen sich selbst je nach Bekenntnis als Evangelische-Lutherische oder Katholische, wobei die Evangelisch-Lutherischen sich als Deutsche fühlen, die Katholiken dagegen erst in 2. Linie. Ein Einwohner in Landau erklärte uns, er sei Deutscher, die Sulzer dagegen seien Katholische. Eine Frau in Sulz antwortete auf die Frage, ob sie Deutsche sei: „Nein, ich bin katholisch“. Dabei ist das Bewußtsein der blutsmäßigen Verbundenheit keineswegs erschüttert. Allerdings konnte festgestellt werden, daß bei Gründung von Tochterkolonien die Evangelisch-Lutherischen ihren Dörfern neue Namen gaben bezw. die russischen verdeutschten, während die Katholiken in manchen Fällen die alten Dorfnamen beibehielten. Wirtschaftlich sind die deutschen Siedler fast völlig verarmt. Wie schon erwähnt, waren sie in den Kolchosen zusammengefaßt und hatten auf diesen die vorgeschriebenen Tagewerke zu verrichten. Als Entgelt bekamen sie in der Zeit um 1932 pro Tag 800Gramm Mehl pro Familie. Ab 1935 wurde die Entlohnung etwas verbessert. Sie bekamen pro Tag 2–4kg Getreide. Im übrigen waren sie hinsichtlich der Abgaben genauso gestellt wie die Angehörigen der anderen Kolchosen, lediglich die Form der Einteilung wurde entsprechend rigoroser betrieben (Über Aufbau und Arbeit einer Kolchose folgt Sonderbericht). Wenn die Sowjets auf der einen Seite auch einsahen, daß die deutschen Siedler vorbildliche Bauern waren und als solche vorbildlich arbeiteten, so scheuten sie sich andererseits nicht, gerade die Deutschen immer wieder zu schikanieren und zu unterdrücken. Bei dem Ingangsetzen der Erntearbeiten stellte sich heraus, daß gerade die volksdeutschen Gemeinden in besonders starkem Maße von fast allen Betriebsmitteln entblößt waren. Beim Abzug der Sowjets mußte meist ein Teil der Männer mit dem Kolchosvieh und den landwirtschaftlichen Geräten mitziehen. Die Maschinen wurden entweder zerstört oder über den Bug zurückgeschleppt. Mit Hilfe der eingesetzten Kommandos gelang es, einen Teil der Viehherden und einzelne Maschinen zurückzubringen sowie reparaturfähige wiederherzustellen. Auch sonst waren einzelne Familien sehr verarmt, so daß oft die notwendigsten Hauseinrichtungsgegenstände, wie Betten usw., fehlten. Die größte Notlage wurde im Bereich der Einsatzgruppe D dadurch behoben, daß Judenwohnungen oder Einrichtungen zur Verfügung gestellt und Kinderbetten und andere notwendige Gegenstände angefahren wurden.


  4.) Erforderliche Maßnahmen:


  Nach ihrem zukünftigen Schicksal befragt, erklären die Bauern meistens, sie würden das tun, was die Deutschen befehlen, da sie restloses Vertrauen zu den deutschen Stellen hätten. Im Siedlungsgebiet um Speyer erklärten Volksdeutsche, daß sie unbedingt im Lande verbleiben und das Deutschtum weiter vertreten wollten, da sie nunmehr mit Zuversicht in die Zukunft blicken könnten. An anderen Orten, u.a. auch in Grünthal und im Siedlungsgebiet nordwestlich Odessa, neigen die Deutschen mehr dazu, umgesiedelt zu werden. Einzelne Gemeinden haben nur den einen Wunsch, so schnell wie möglich ins Reich zu kommen. Zur Klärung dieser Frage ist die Entsendung der angekündigten Kommandos zur Betreuung des Deutschtums von größter Wichtigkeit. Unerlässlich ist jedoch die Übernahme des sofortigen Schutzes der deutschen Siedlungen! Während bisher alle schon laufend über das Verhalten der rumänischen Besatzungstruppen klagten, wird die Auswirkung der rumänischen Verwaltung bis zum Bug bewirken, daß das mühsam Aufgebaute und der Wille zu einem neuen Leben sofort restlos zerstört werden würde, wenn der Schutz nicht sofort einsetzt (Z.Zt. haben die Kommandos der Einsatzgruppe D den Schutz übernommen). Es liegen Belege darüber vor, daß von den Rumänen Stuben und Schränke aufgebrochen, Gegenstände entwendet, die Frauen bedroht und teilweise vergewaltigt wurden. Wagen und Pferde wurden weggenommen, Vieh weggetrieben oder geschlachtet, Bienenstöcke geplündert und zerstört. Die deutschen Siedler fühlen sich ohne deutschen Schutz diesem Treiben gegenüber ohnmächtig. Auch einzelne Maßnahmen der Rumänen, wie Verteilung von Frucht und Vieh zu gleichen Teilen (50% Abgabe statt 80% wie vorgesehen), ferner die Festlegung, daß entgegen den bisherigen deutschen Richtlinien jeder sein Eigentum wieder nehmen könne, bringen größte Unsicherheit und erfordern einen sofortigen Schutz der volksdeutschen Siedler.
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  1 Vgl. Andrej Angrick: Otto Ohlendorf und die SD-Tätigkeit der Einsatzgruppe D, in: Wildt: Nachrichtendienst, politische Elite und Mordeinheit, S.267–302.


  2 Gemeint wohl Kommunionen u. Konfirmationen.


  51) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11 vom 2.9.1941: Tätigkeit der zwischen Dnjestr und Bug eingesetzten Kommandos


  
    
      	
        Der Beauftrage des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

        Einsatzgruppe D

        An das AOK 11 (über Ic)

      

      	
        O.U., den 2. Sept. 1941

      
    

  


  Betrifft: Tätigkeit der zwischen Dnjestr und Bug eingesetzten Kommandos der Einsatzgruppe D


  Die zwischen Dnjestr und Bug eingesetzten Kommandos haben die Aufgaben im wesentlichen erfüllt. Nachdem mit der Nachbargruppe C als Trennungslinie die Linie Balta–Perwomaisk abgesprochen war, wurden die Kommandos wie folgt eingesetzt: 1.) SK 10b zwischen Ananjew und Bug, 2.) EK 12 in Höhe Kanta-Kusenka westlich des Bug, 3.) SK 10a im Gebiet Beresowka, Otschakow als Westlinie und Bug als Ostlinie. Die bearbeiteten Gebiete wurden politisch befriedet. Im ganzen gesehen war die Bevölkerung sehr arbeitswillig und jeweils froh, wenn sie von zurückgebliebenen Kommunisten oder Juden, von denen sie entweder bedroht oder am Arbeiten gehindert wurden, befreit wurden. Nur vereinzelt auftretende Sabotagegruppen wurden entsprechend behandelt und die notwendigen Exekutionen vorgenommen. Die vom AOK gemeldeten kommunistischen Umtriebe werden in den angegebenen Orten z.Zt. untersucht. Über das Veranlasste werden die Meldungen nachgereicht. Bezüglich der Einbringung der Ernte wurde im Gegensatz zum Gebiet um den Dnjestr die Erfahrung gemacht, daß das Ergebnis der Ernteeinbringung wesentlich geringer sein wird. Dadurch, daß die Sowjets Maschinen und Vieh mit zurück genommen haben bezw. Geräte zerstört haben, wird die Ernteeinbringung auf etwa 50% geschätzt. Die meisten Gebiete waren bereits von Sonderführern der Wehrmacht besetzt. Die Kommandos haben sich jeweils den Sonderführern zur Verfügung gestellt, die für diese Unterstützung sehr dankbar waren, da sie selbst zumeist ohne jede Verbindung mit ihrer Einheit und ohne Beförderungsmittel waren und allein oft nicht ausreichten, um die weiten Gebiete zu betreuen. Außer der Arbeitswilligkeit ist hinsichtlich der Ukrainer zu bemerken, daß in den berührten Gebieten keinerlei Bestrebungen zu einer politischen Selbständigkeit vorhanden sind. Die Bewohner sind froh und glücklich, wenn sie gerecht und wirtschaftlich einwandfrei behandelt werden, um ihr Auskommen zu haben. Zu den deutschen Dienststellen zeigen sie vollstes Vertrauen, sehen jedoch der rumänischen Verwaltung ihrer Gebiete mit großen Befürchtungen entgegen. Ihre Gläubigkeit hat trotz Terror und Unterdrückung nicht nachgelassen. Im übrigen ist von einem Kulturleben und -streben in den ländlichen Gebieten nichts vorhanden. Über die deutschen Siedlungen sowie über das Verhalten der rumänischen Besatzungstruppen wurden Sonderberichte gefertigt und dem AOK 11 zugestellt. Es wird in diesem Zusammenhang auf die Berichte besonders hingewiesen. Nachdem das Gebiet zwischen Dnjestr und Bug in rumänische Verwaltung übergegangen ist und die den Kommandos zugeteilten Abschnitte im wesentlichen bearbeitet wurden, ist eins der eingesetzten Kommandos beauftragt worden, bis auf weiteres den Schutz der volksdeutschen Gebiete zu übernehmen. Das weitere Sonderkommando steht zu neuem Einsatz bereit.


  Ohlendorf

  SS-Standartenführer


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  52) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11 vom 2.9.1941: Verhalten der rumänischen Besatzungstruppen


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

        Einsatzgruppe D
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        O.U., den 2.9.1941

      
    

  


  Betrifft: Bericht über das Verhalten der rumänischen Besatzungstruppen


  In der Anlage wird ein Bericht über das Verhalten der rumänischen Soldaten zur Kenntnisnahme überreicht. Soweit Einzelfälle den eingesetzten Kommandos bekannt wurden, wurde entweder sofort eingegriffen oder aber die betreffenden Soldaten einer deutschen oder rumänischen Truppeneinheit übergeben.


  Ohlendorf

  SS-Standartenführer


  Verhalten der rumänischen Besatzungstruppen


  Bereits bei der ersten Berührung mit rumänischen Truppen im bessarabischen Raum und in der Bukowina wurden Disziplinlosigkeiten der Soldaten beobachtet, unter denen die Einwohner sehr zu leiden hatten und die sich auch stimmungsmäßig sehr schlecht auswirkten. Soweit Einzelfälle bei den Kommandos bekannt bezw. gemeldet wurden, wurde entweder eingegriffen oder den zuständigen rumänischen Stellen mit entsprechendem Nachdruck Meldung erstattet.


  Eine Lösung der Judenfrage1 sahen die Rumänen in Bessarabien und in der Bukowina u.a. darin, daß sie den reichen Juden Gelegenheit gaben, sich „loszukaufen“, während die ärmeren und die nicht arbeitsfähigen zusammengetrieben wurden, um über den Dnjestr in deutsches Interessengebiet verbracht zu werden. Bei den Fahrten im Dnjestrgebiet wurden endlose Züge zerlumpter Juden, bewacht von rumänischen Soldaten, angetroffen, die zu den Dnjestrbrücken getrieben und dann – da sie die Kommandos bezw. die deutschen Truppen nicht herüber ließen – wieder zurückgejagt wurden. Bezweckt war anscheinend, die Juden so lange hin- und herzutreiben, bis sie liegenblieben. Die Folge war, daß in Abständen gebrechliche Greise und alte Frauen im Dreck liegen blieben und damit eine große Seuchengefahr bildeten. Vor der Absperrung der Dnjestrbrücken hatten die Rumänen ca. 35.000 Juden in den Abschnitt ostwärts des Dnjestr getrieben, der bis zum 28.8.41 als deutsches Interessengebiet gegolten hat. Wie bereits gemeldet, wurden durch die eingesetzten Kommandos der Einsatzgruppe D ca. 27.500 Juden bei Mogilew-Podolski und Jampol in rumänisches Gebiet zurückgebracht.


  Nach Überschreiten des Dnjestr wurde von den Kommandos kaum noch ein Ort angetroffen, in dem nicht von rumänischen Soldaten die Häuser und Einrichtungen geplündert und zerstört sowie Frauen vergewaltigt worden waren. In welcher Weise das Auftreten der Rumänen Mitte August 1941 (also 14 Tage, bevor die Verwaltung bis zum Bug übernommen wurde) dazu beigetragen hat, Unsicherheit und Durcheinander anstelle der klaren deutschen Richtlinien in die Dorfgemeinschaften zu bringen, zeigt der in der Anlage beigefügte Aufruf (mit deutscher Übersetzung), der ohne jeden Rechtsgrund von den Rumänen verfaßt wurde und u.a. besagt: 50% der Ernte gehört den Einwohnern (von deutscher Seite sind 20% vorgesehen gewesen) und 50% dem Staat (Armee). Die Bewohner können entweder einzeln das Land bearbeiten oder in der Kolchose. Im ersteren Fall sind die Bearbeiter Besitzer des Landes und führen einen gewissen Teil ab (!). Im übrigen würden die Rumänen dafür sorgen, daß so viel geistliche Missionare wie möglich geschickt würden. In einer anderen Ortschaft wurde von dem eingesetzten Kommando festgestellt, daß die Rumänen den Bauern, um sie gefügig zu machen, 70% der Ernte versprochen hatten. Die Folge war, daß nach dem Füllen der eigenen Scheuern kein Anreiz zur Einbringung der restlichen 30% mehr vorhanden war. Das Kommando hat im Einvernehmen mit den Sonderführern der deutschen Wehrmacht dafür gesorgt, daß Anordnungen dieser Art sofort rückgängig gemacht wurden und die Bauern wieder an ihre Arbeit gingen. Welche Vorstellungen die Rumänen von ihren Verwaltungsaufgaben nach Übernahme des Gebietes zwischen Bug und Dnjestr haben, veranschaulichen selbst wahrgenommene Vorgänge in Ananjew. Eine Ukrainerin sowie eine Volksdeutsche fragten bei der rumänischen Dienststelle um Arbeit an. Sie erhielten zur Antwort, was sie hier eigentlich wollten, sie seien hier in der Moldau (!), in der nur Moldauer Arbeit bekämen (!). Gleich nach dem Einrücken der Rumänen wurde in der hiesigen Molkerei eingebrochen und die Butter mit dreckigen Händen aus den Behältern genommen. Während vorher weder am Tage noch in der Nacht irgendein Schuß fiel, sind seit dem Einrücken der Rumänen planlose Schießereien zu hören. Während in vielen Ortschaften nur einige Häuser ausgeraubt wurden, wurden einzelne Dörfer restlos ausgeplündert.


  Zur Unterbauung des Allgemeingesagten sollen einige einzelne Beispiele, die beliebig vermehrt werden können, angeführt werden:


  1.) Das Dorf Domanewka ist von den durchziehenden rumänischen Soldaten völlig ausgeplündert worden. Selbst Kochtöpfe und -geräte waren kaum noch aufzutreiben. Die im Dorf befindliche Mühle war nicht gebrauchsfähig, weil die Transmissionen von den rumänischen Soldaten zerschnitten waren (Es wurden Ersatzteile beschafft und die Mühle am 27.8. wieder in betriebsfähigen Zustand versetzt).


  2.) Im Dorf Romanowka mußte ein rumänischer Feldgendarm von der 67. deutschen Feldgendarmeriekompanie festgenommen und einem rumänischen Offizier übergeben werden, weil er beschlagnahmte Pferde u.a. an ein Mädchen verschenkt hatte, die ihrerseits sie für 75 Rubel weiterverkaufte. Daß der Feldgendarm weiterhin zugab, in der Nacht planlos herumgeschossen zu haben, rundet das Bild nur ab. Außerdem mußten ihm 5 Schafe abgenommen werden, die er sich ohne Order angeeignet hatte.


  3.) Der Starost von Ml. Bojarka hatte einige Leute 150km weit zum Bug geschickt, um verschleppte Traktoren zurückzuholen. Nachdem die Leute die Maschinen an Ort und Stelle repariert hatten, wurden sie ungeachtet der Einwendungen, daß sie für die Erntearbeiten dringend gebraucht würden, von den Rumänen fortgenommen.


  4.) Zwischen Nikolajewka II und Domanewka wurde von einem Vorauskommando eine Viehherde mit ca. 40 Stück Vieh angetroffen und dabei 3 rumänische Soldaten, die ohne Anweisung das Vieh forttrieben. Die Herde wurde den Soldaten abgenommen und den Besitzern wieder zugestellt.


  5.) Der von den Rumänen selbst eingesetzte Verwalter Gw. Linco der Kolchose Fume sagte aus, daß die Rumänen wahllos Schweine abschlachteten und die geschlachteten Tiere nur zum Teil verwertet hatten. Ebenso seien mehrere Pferde und Wagen von den rumänischen Soldaten gestohlen worden.


  6.) Am 23.8. erschien im Quartier des Kommandos, das in Domanewka eingesetzt war, ein junger Ukrainer und gab an, daß ihm Butter und Honig gewaltsam von den Rumänen weggenommen worden sei. Die Soldaten hatten ihn anschließend noch verprügelt. Die Verfolgung wurde aufgenommen und die Soldaten gestellt, die von der Truppe versprengt plündernd im Lande umherirrten. Sie fuhren mit einem Fuhrwerk umher, das sie gleichfalls gestohlen hatten. Die Soldaten wurden festgenommen und einer deutschen Wehrmachtseinheit übergeben.


  7.) Auf der Kolchose Tschopeijewa, 10km von Domanewka, wurde von den Rumänen weggeschleppt: 19 Kühe, 40 Ochsen, 20 Kälber, 50 Jungtiere und 25 Ztr. Getreide.


  8.) Am 24.8. meldete ein Junge, daß ihm von einem rumänischen Soldaten ein Pferd weggenommen worden sei. Die Soldaten wurden gestellt und das Pferd dem Eigentümer zurückgegeben. Der Soldat wurde einem rumänischen Offizier überantwortet.


  9.) Am Abend des 13.8.41 verschafften sich drei rumänische Soldaten gewaltsam Eingang in das Haus des Volksdeutschen Rochus, z.Zt. wohnhaft in Berejosowka, und verlangten von ihm die Herausgabe seines einzigen Pferdes. Als Rochus die Herausgabe verweigerte, machten die Rumänen ihr Gewehr schußbereit, obgleich er eindeutig zu verstehen gegeben hatte, daß er Volksdeutscher sei. Rochus entzog sich der Gefahr durch die Flucht.


  10.) Nach Aussage des volksdeutschen Lehrers Wagner aus Kochanowka war das Verhalten der rumänischen Soldaten der weiblichen Bevölkerung gegenüber mehr als unanständig. Die Stimmung innerhalb der Bevölkerung sei so, daß wenn ein einzelnes Mädchen 10 deutschen Soldaten begegnet, es keine Furcht zeige; würden aber 10 Mädchen auf einen einzigen rumänischen Soldaten stoßen, so würden diese 10 Mädchen davonlaufen.


  11.) In der Nacht vom 24./25.8. drangen ein rumänischer Gendarm und ein ehemaliger russischer Gefangener in Nowa-Slobotka in 8 Häuser ein, um sich „eine Frau für die Nacht“ zu suchen. Vom Kommando wurde sofort eingegriffen.


  12.) Am 13.8.1941 drangen 2 rumänische Soldaten in das Haus des Volksdeutschen Hombacher aus Berejosowka ein und vergewaltigten dessen Frau und die 15-jährige Tochter Anna.


  13.) Am Morgen des 14.8.41 wurde die Frau des Volksdeutschen Becker aus Berejosowka, als sie dabei war, die Kuh auf die Weide zu bringen, von einem rumänischen Soldaten überfallen, der sie zu vergewaltigen suchte. Der Rumäne ergriff beim Näherkommen eines deutschen Offiziers die Flucht.


  Zusammenfassend muß gesagt werden, daß die rücksichtslosen und völlig planlosen Plünderungen der Rumänen, die teils mit Waffengewalt ausgeführt wurden, bei der Bevölkerung der Ortschaften, die von der Einsatzgruppe D berührt wurden, größte Mißstimmung hervorgerufen und besonders bei den Volksdeutschen Angst und Furcht erweckt haben.


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  


  1 Vgl. Andrej Angrick: Rumänien, die SS und die Vernichtung der Juden, in: Mariana Hausleitner/Brigitte Mihok/Juliane Wetzel (Hrsg.): Rumänien und der Holocaust. Zu den Massenverbrechen in Transnistrien 1941–1944, Berlin 2001, S.113–138.


  


  


  53) Tätigkeits- und Lagebericht Einsatzgruppe B an Heeresgruppe Mitte vom 3.9.1941 für die Zeit vom 24.–30.8.1941


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebiets 102

      

      	
        O.U., den 3.9.1941

      
    

  


  Tätigkeits- und Lagebericht für die Zeit vom 24. bis 31. August 41 zum Vortrag bei der Heeresgruppe Mitte


  Bericht über die polizeiliche Tätigkeit in der Zeit vom 24. bis 30.August1941


  1.) Allgemeine Lage


  Die Befriedung des der Einsatzgruppe zugewiesenen Raumes wurde in der Berichtszeit mit gutem Erfolg fortgeführt. Neben Maßnahmen gegen Partisanengruppen konnte wiederum eine erhebliche Anzahl Funktionäre, Agenten, Plünderer, Saboteure und jüdische Aktivisten unschädlich gemacht werden. Die zu bearbeitenden Räume haben jedoch teilweise ein derartiges Ausmaß angenommen, das in keinem Verhältnis zur Stärke der Kommandos steht. Es ist daher leider unmöglich, sich bei der exekutiv-polizeilichen Tätigkeit mit allen gemeldeten Einzelfällen politischer und krimineller Verfehlungen zu befassen. Mehr und mehr können nur jene Fälle Berücksichtigung finden, die nach ihrer Art und ihrem Ausmaß einen sofortigen Zugriff erfordern. Dies birgt natürlich die Gefahr in sich, daß ein nicht unerheblicher Teil des politischen und kriminellen Verbrechertums zunächst unbehelligt bleibt und damit als Unsicherheitsfaktor in Erscheinung tritt. Auch führt der immer noch bestehende Mangel an geeigneten Dolmetschern zwangsläufig zu Verzögerungen in der Ermittlungsarbeit. Bei den Anzeigen und Meldungen über Partisanengruppen hat sich bereits mehrfach feststellen lassen, daß sie häufig übertrieben sind. Zur Zeit ist das zweifellos auf eine Verängstigung und Nervosität der Bevölkerung zurückzuführen. Die Gerüchtebildung ist offensichtlich so erheblich, daß selbst Angaben von Formationen den Tatsachen nicht immer entsprechen. Damit soll aber die von dem Vorhandensein der Partisanengruppen ausgehende Gefahr keineswegs verkleinert werden. Dem EK 9 gelang, wie im letzten Bericht bereits mitgeteilt, die Aufdeckung weiterer Arbeitsmethoden der Partisanen. In Ergänzung hierzu konnte noch festgestellt werden: Vor dem Abmarsch einer Partisanengruppe wurde vereinbart, daß, falls es ihr an Munition und Lebensmitteln mangeln sollte, ein Funkspruch unter Angabe des Standortes Nachricht hiervon geben sollte. Ein Flugzeug würde dann das Angeforderte abwerfen. Damit das Flugzeug den Standort erkenne, sollten in Abständen von je 50m 3 Feuer angezündet werden. Zum Zeichen dafür, daß der Pilot die Lage erkannt hat, zieht er um die Feuer 3 Schleifen. Vor dem Abmarsch zur deutschen Linie wurden die Partisanen einzeln und in Gruppen fotografiert. Die Aufnahmen wurden in Gschadsk gemacht. Hierbei wurde ihnen eröffnet, daß der Auftrag unbedingt durchzuführen sei, andernfalls alle erschossen würden. Auf nähere Fragen, wie man sich zu verhalten habe, und auf die Äußerung von Bedenken, einen derartigen Auftrag überhaupt durchzuführen, wurde erklärt, daß vor dieser Gruppe schon andere Gruppen in dieser Form die deutsche Front durchschritten hätten. Die Mitglieder dieser Gruppe erhielten gefälschte Ausweise, aus denen ersichtlich war, daß ihre Inhaber in der Gegend wohnten, in der sie eingesetzt wurden. Damit sollte dokumentiert werden, daß ihr Aufenthalt dort unverdächtig sei.


  2.) Bekämpfung von Partisanen


  Vom Vorkd. Moskau1 wurde eine umfassende Aktion in Kolodnja und den Nachbarorten Ssortirowotschnaja, Moch-Bogdanowka und Krassnajapoljana durchgeführt. Aus diesen Orten waren in der letzten Zeit verschiedentlich konkrete Meldungen über Ansätze zur Partisanenbildung und politische Umtriebe zurückgebliebener Bolschewisten eingegangen. An der Aktion beteiligte sich der Wachtrupp der Ortskommandantur Kolodnja. Es wurden insgesamt 27 Bolschewisten festgenommen und liquidiert, die im Ort und in der Umgebung eine starke Agitation gegen die deutschen Besatzungstruppen betrieben und bereits Vorbereitungen zur Bildung von Partisanengruppen, wie Sicherstellung von Waffen, Munition und Ausrüstungsgegenständen, getroffen hatten. In der Bevölkerung war schon eine erhebliche Beunruhigung entstanden, die durch unsere Maßnahmen aber beseitigt wurde. Einige der Verhafteten hatten übrigens mit den versteckt gewesenen Waffen auf deutsche Flieger geschossen und Personen terrorisiert, die sie als deutsche Spione bezeichneten. Von demselben Kommando konnte festgestellt werden, daß in den Landgebieten um Smolensk herum eine starke Agitation für den Eintritt in Partisanengruppen betrieben wird, der besonders die Jugend im Alter von 16 bis 30 Jahren zugänglich ist. Letztere läßt vielfach eine feindliche Gesinnung gegenüber den Deutschen erkennen. Die Agitatoren versuchen das Volk gegen die deutschen Besatzungstruppen aufzuhetzen und die Gutgesinnten mit Repressalien zu bedrohen. Die erforderlichen Aktionen sind in die Wege geleitet. Beim SK 7a erschien der Hauptmann einer Instandsetzungskompanie und teilte mit, daß zwischen Timochi und Buly ein Kraftwagen mit 3 Mann seiner Kompanie von Partisanen überfallen worden wäre. Die Insassen seien wahrscheinlich getötet, da sie bisher nicht zurückgekehrt seien. Da die in Frage stehende Gegend durch intensive V-Männerarbeit bereits erkundet war und ferner eine Meldung darüber vorlag, daß zwei Bauern aus Timochi die Partisanen unterstützen, wurde mit der Wehrmacht eine Aktion gegen diese Partisanengruppe durchgeführt. Das Dorf Timochi wurde in der Frühe umstellt. Alle Einwohner vom 14. Lebensjahr aufwärts wurden zusammengetrieben. Durch ein systematisches Verhör der gesamten männlichen Bevölkerung wurden 3 Bauern ermittelt, die als Partisanen tätig waren bezw. diese unterstützt hatten. Ferner wurden während der Aktion am Ostrand des Dorfes noch 3 Personen beobachtet, die in den angrenzenden Wäldern verschwanden. Bei ihrer Verfolgung wurde einer gefaßt, der einen Sack Brot und 3 Jacken sowie eine Eisenstange bei sich führte. Sie wurden gemeinsam liquidiert. Drei von der Wehrmacht aufgegriffene Zivilisten konnten gleichfalls als Freischärler entlarvt werden. Einer davon war ein Leutnant der Roten Armee, der von Smolensk aus in die Gegend von Welish geschickt worden war mit dem Auftrag, in Kommissarow, Krutoe, Kenetz, Lessani und Schiritino Partisanengruppen zu bilden. Die beiden anderen Personen waren ihm zur Unterstützung beigegeben. Sie wurden befehlsgemäß behandelt. Ferner konnte ein Leutnant der Roten Armee aufgegriffen werden, der im Besitze eines geladenen Revolvers und einer geladenen Pistole war. Er hatte nachgewiesenermaßen andere Partisanen mit Waffen ausgerüstet. Die Bewohner des Dorfes Razkowiny hatte er fortgesetzt bedroht und durch Anwendung von Waffengewalt Lebensmittel und Quartier erpreßt. Er mußte daher exekutiert werden. Die gleiche Behandlung erfuhr ein kommunistischer Funktionär, der im Besitze einer Geländeskizze war, die von einem roten Offizier einer Partisanengruppe stammte, mit der er Verbindung hielt. Das SK 7b konnte feststellen, daß sich in den umliegenden Wäldern von Tscherikow noch einzelne Trupps versprengter russischer Soldaten umhertreiben, die sich von der Dorfbevölkerung Lebensmittel erpressen. Es handelt sich dabei um Trupps von 8 bis 10 Mann, die gut bewaffnet sind. Die zuständige Wehrmachtseinheit wurde in Kenntnis gesetzt. Das EK 8 beteiligte sich an der vom Inf.Regt. 472 vorgenommenen Durchkämmung des Geländes nördlich der Rollbahn 1 zwischen Sluzk und Bobruisk. Die Ortschaften Porczesse, Omelno, Kletyszyn, Wielen, Doynowo, Puchowitschi, Blon und Lapitschi wurden einer Säuberung unterzogen. 168 Juden sowie 4 GPU-Agenten wurden festgenommen und an Ort und Stelle liquidiert. Die Erschossenen hatten engste Verbindung zu Partisanengruppen unterhalten und die Anordnungen der deutschen Besatzungsbehörden sabotiert. Die Umgebung von Lapitschi wurde einer besonders eingehenden Säuberung unterzogen, zumal bekanntgeworden war, daß noch kürzlich Rotarmisten als Bauern getarnt nachts in einer Kaserne mit Panjewagen erschienen und dort lagernde russische Munition holten. Ferner hatten die Juden von Lapitschi ein sogenanntes Festmahl bereitet, um die angeblich im Vorrücken befindlichen roten Truppen bewirten zu können. Bei den Durchsuchungen in Wohnungen jüdischer Komsomolmitglieder wurden zahlreiche Gewehre, ein Maschinengewehr, Handgranaten und Munition vorgefunden und sichergestellt. Insgesamt kamen bei der Durchkämmung dieser Ortschaft 107 Personen zur Festnahme, die sofort erschossen wurden. In den Dörfern Smorski, Siwanof und Antonewitsch im Bezirk Borissow wurden ebenfalls Fahndungsaktionen durchgeführt. Nach eingegangenen Meldungen sollten in dieser Gegend russische Flieger Zivilpersonen abgesetzt und Flugblätter zum Abwurf gebracht haben. In Antonewitsch wurde eines der bereits bekannten Flugblätter gefunden, in denen zum Ungehorsam, zur Zerstörung von Brücken, Verbindungswegen und Telegraphenmasten und zur Vernichtung der Ernte usw. aufgefordert wird. Partisanen konnten nicht festgestellt werden, jedoch wurde ein Jude ergriffen und liquidiert, der das Gerücht über baldige Rückkehr der Rotarmisten verbreitet hatte. Mit dem III. Batl. des Inf.Regts. 53 wurde eine größere Aktion zur Partisanenbekämpfung im Raume nördlich Borissow durchgeführt. Die in dieser Gegend auftretende Gruppe hatte sich in der letzten Zeit äußerst rührig gezeigt. In zahlreichen Ortschaften wurden von ihr unter Drohungen Requirierungen vorgenommen und innerhalb weniger Tage 4 einzeln fahrende Wehrmachtsfahrzeuge beschossen, wobei man die Fahrzeuge bis auf 30m herankommen ließ und die Besatzung durch MG-Beschuß erledigte. Die Durchkämmung des gesamten Gebietes brachte nicht den gewünschten Erfolg, da sich die Bande rechtzeitig zurückgezogen hatte. Die Weiterverfolgung ist seitens der Wehrmacht veranlaßt worden. In Minsk wurde eine aus Iwanowa stammende Russin festgenommen, die für ihren Aufenthalt in Minsk keine Begründung vorbringen konnte. Aus bei ihr vorgefundenen Papieren ergab sich, daß sie sich als Flintenweib betätigt hatte, weshalb sie liquidiert wurde. Wie bereits bekannt, hat der in Bobruisk arbeitende Trupp des EK 8 unter Führung des SS-O’stuf. Ruhrberg2 eine bolschewistische Zentrale ausgehoben, von der Partisanengruppen organisiert und geleitet wurden. Unter den festgenommenen 200 Personen befanden sich Truppenkommandeure, zahlreiche Offiziere und Freischärler. Als ganz besonderer Erfolg muß diese Aktion deshalb gewertet werden, weil unter den Festgenommenen der Kommandierende General der 4. russischen Panzerdivision ermittelt wurde. Es handelt sich um den General Potaturczef, Andrew Gerassimowitsch, geboren 2.11.98 in Lenina, Rayon Tschersbetzki, Krs. Turskaja. Er hatte sich den falschen Namen Roschim, Andrew Gerassimowitsch beigelegt. Er ist überführt und geständig sowie sehr redefreudig. Die von ihm befehligte 4. russische Panzerdivision führte auch die Bezeichnung 93–25. Potaturczef befehligte früher eine Kavallerie-Division, die von ihm in eine Panzerdivision umgewandelt worden war. Vom EK 9 wurden zwei weitere Partisanenaktionen durchgeführt, die trotz Abkämmung von Waldstücken und Durchsuchungen von Gehöften erfolglos blieben. In einem Falle war bereits von der Wehrmacht ein Inf.Batl. erfolglos aufgeboten worden. Bei diesen Aktionen wurden gleichzeitig Kontrollen von Zivilisten auf den Landstraßen vorgenommen. Diese Maßnahme hat sich als notwendig erwiesen, da, wie ja bekannt, Partisanen als Zivilpersonen getarnt, mit den erforderlichen Geräten und Waffen ausgerüstet, durch die Front geschickt werden, um im Hinterland ihr Unwesen zu treiben. Diese Personenkontrollen werden künftig im Zuge von Partisanenaktionen fortgesetzt.


  3.) Aktionen gegen Funktionäre, Agenten, Saboteure und Juden


  Dem Gruppenstab gelang es im Rahmen einer Befriedungsaktion in Monastyrschtschina 3 bolschewistische Funktionäre zu liquidieren, die die Bevölkerung durch Drohungen, daß die Bolschewisten zurückkehren würden, sowie durch Tätlichkeiten terrorisiert hatten. Sie hatten auch zu Rotarmisten Verbindung unterhalten. Einer von ihnen hatte zur Stabswache des früheren jüdischen Außenkommissars Litwinow gehört. Das SK 7b unternahm in Tscherikow gegen jüdische Terroristen und Saboteure eine Aktion. Trotz starker Belegung Tscherikows durch deutsche Truppen war eine Befriedung noch nicht erfolgt. So wurden z.B. die Getreidespeicher durch Brandstiftung vernichtet. Die Täter konnten ermittelt werden. Sie wurden anschließend erschossen. Die in dieser Angelegenheit vom SK 7b weitergeführten Ermittlungen erbrachten noch die Festnahme von 5 weiteren jüdischen Brandstiftern. Ein Jude wurde beim Minenlegen überrascht und exekutiert. In Propoisk wurden 19 Juden, die Brandstiftungen verübt und sich zugleich als kommunistische Agitatoren betätigt hatten, der Sonderbehandlung unterzogen. Das gleiche Schicksal ereilte in Mogilew 25 Juden, die ebenfalls Brandstiftungen begangen hatten. Das EK 8 führte in Minsk und Umgebung eine Sammelaktion durch, bei der 263 bolschewistische Funktionäre festgenommen und am gleichen Tage liquidiert wurden. Bei einer größeren Judenaktion wurde in den letzten Tagen dieses Monats eine größere Anzahl Personen vom EK 8 in Minsk liquidiert. Sie hatten sich unter der Sowjetherrschaft kommunistisch betätigt, die Anordnungen der deutschen Besatzungsbehörden neuerdings sabotiert und die Bevölkerung aufgehetzt. Ferner wurden in Minsk vom dortigen Zivilgefangenenlager 2 Russen überstellt, die Hetzreden gegen Deutschland gehalten hatten. Die Ermittlungen ergaben, daß sie langjährige Parteimitglieder waren und früher Posten als Parteisekretäre im Smolensker Stadtbezirk innehatten. Sie mußten daher exekutiert werden. Des weiteren wurden in Minsk 1 Jude, der Kabelanlagen der deutschen Wehrmacht zerstört hatte, und 1 kommunistischer Versammlungs- und Schulungsredner wegen hetzerischer Betätigung liquidiert. In Bobruisk exekutierte das gleiche Kommando 55 Personen, die nachweislich den Anordnungen der deutschen Besatzungsbehörden keine Folge geleistet hatten. Die Mehrzahl der Exekutierten setzte sich aus Juden zusammen. In Borissow kamen bei einer größeren Aktion, die wegen antideutscher Machenschaften der jüdischen Bevölkerung erforderlich wurde, über 200 Personen zur Festnahme. Desgleichen wurde eine umfangreiche Durchkämmung der Ortschaft Ziembin, etwa 30km nördlich Borissow, erforderlich. Es waren wiederholt Klagen laut geworden, daß die dortigen Juden in ihrer Gesamtheit den deutschen Anordnungen entgegenarbeiteten. Bei den Ermittlungen ergab sich außerdem, daß ein großer Teil der angetroffenen Juden ortsfremd und erst kürzlich zugereist war. Um jede weitere Auflehnung für die Folge zu unterbinden, wurde eine Anzahl Juden unschädlich gemacht. In Nowogrodek war eine weitere Judenaktion erforderlich, da die dortigen Juden die Wehrmacht herausgefordert hatten, indem sie Truppenangehörige mit Steinen bewarfen und außerdem verbotswidrig Versammlungen in einzelnen Häuserblocks abhielten. In Polozk wurde vom EK 9 eine Russin liquidiert, die auf dem Gelände der Eisenbahn in der Nähe eines größeren Benzinlagers unter verdächtigen Umständen angetroffen wurde. Sie führte einen mit Pulverblättchen gefüllten kleinen Sack und eine Schachtel Streichhölzer bei sich. Offensichtlich beabsichtigte sie, das Benzinlager in Brand zu setzen. Die Ermittlungen nach evtl. Auftraggebern führten zu keinem Erfolg. In Lepel wurde dem Kommando ein politischer Kommissar übergeben, der aus dem dortigen Gefangenenlager entwichen war. Er hatte sich Zivilkleidung beschafft und sich in den Dörfern und Wäldern umhergetrieben. Mit Rücksicht auf seine politische Gefährlichkeit wurde er der Sonderbehandlung unterzogen.


  4.) Maßnahmen gegen Kriminelle und Plünderer


  Das EK 8 exekutierte in Minsk eine Jüdin, die im dortigen Seuchenlazarett der deutschen Wehrmacht als Arbeiterin beschäftigt wurde. Diese Stellung hatte sie dazu ausgenutzt, um größere Mengen Alkohol und verschiedene Medikamente zu entwenden. Die gleiche Behandlung erfuhren 6 Plünderer. Ferner kamen noch 4 weitere männliche Personen zur Liquidierung, die sich in Baracken an der Stadtgrenze von Minsk verborgen gehalten hatten. Durch Drohungen hatten sie versucht, bei der Bevölkerung Lebensmittel zu erpressen. In Witebsk hat das EK 9 durch eine Bekanntmachung die Bevölkerung aufgefordert, sämtliche geplünderten Gegenstände im Magazin der Stadtverwaltung abzugeben. Über den Erfolg wird nach Ablauf der gestellten Frist zu berichten sein.


  5.) Durchkämmung von Zivilgefangenenlagern


  Die Überprüfung des Zivilgefangenenlagers in Minsk erstreckte sich in der Berichtszeit auf weitere 857 Insassen. Von diesen wurden 125 erschossen. Unter den Liquidierten befanden sich 74 Juden, die mit dem Rückzug der Roten Armee aus den polnischen Gebieten abgewandert waren, wo sie als kommunistische Rädelsführer fungiert hatten. Bei den übrigen Exekutierten handelte es sich durchweg um rassisch minderwertige Subjekte mit asiatischem Einschlag.


  6.) Beschlagnahme von Material


  Das SK 7a durchsuchte das Gebäude der Rayonverwaltung in Jeseritsche und fand dort eine Kartei von Mitgliedern der Kommunistischen Partei aus dem Rayon Mehow. Durch das EK 8 und die auswärts eingesetzten Trupps wurde in Parteigebäuden weiteres Schriftmaterial politischen Inhalts sichergestellt, darunter in großem Umfange Personalakten von Funktionären und kommunistischen Aktivisten.


  7.) Ausbau des Agentennetzes


  Das VKM baute das Agentennetz vornehmlich in Smolensk erfolgreich weiter aus. Es sind z.Zt. bereits 28 brauchbare V-Leute vorhanden. Die Tätigkeit der V-Leute erstreckte sich außer der Beobachtung der Stimmung in der Bevölkerung im wesentlichen auf Nachforschungen nach wiederauftauchenden bolschewistischen Funktionären und Agitatoren. Aus den eingegangenen Meldungen konnte entnommen werden, daß die ursprünglich aus Smolensk entwichenen bolschewistischen Funktionäre vereinzelt zurückkehren oder sich zunächst in der näheren Umgebung von Smolensk zu verbergen suchen. Auf Grund dieser Meldungen konnten bereits wichtige exekutive Erfolge erzielt werden.


  8.) Organisatorische Maßnahmen gegen Juden


  Der Gruppenstab errichtete in Choslawitschi einen Judenrat und bildete jüdische Arbeitskolonnen in Monastyrschtschina und Choslawitschi. Diese unsere Maßnahmen waren erforderlich, weil Militär in diesen Orten nicht vorhanden ist und die Einbringung der Ernte eine Regelung des Arbeitseinsatzes erforderlich machte. In Smolensk kommt die gesamte arbeitsfähige Judenschaft ausnahmslos täglich zum Arbeitseinsatz. So sind z.B. an jedem Tage etwa 100 Juden auf dem Gelände des NKWD-Gebäudes in Smolensk mit Aufräumungs- und Planierungsarbeiten beschäftigt. Die seitens der verschiedenen Wehrmachtsstellen über den Ortskommandanten von Smolensk erfolgende Anforderung jüdischer Arbeitskräfte übersteigt bei weitem die Zahl der hierfür zur Verfügung stehenden Juden. Verhältnismäßig groß ist die Zahl der inzwischen listenmäßig erfaßten jüdischen Handwerker wie Schneider, Schuhmacher, Tischler usw. Diese Arbeitskräfte werden notwendigerweise z.Zt. noch für alle möglichen nichthandwerklichen Arbeiten dringend benötigt und stehen daher vorläufig nur zum geringen Teil für Handwerksarbeit zur Verfügung. Mit der Umsiedlung ins Ghetto und den damit verbundenen Maßnahmen, wie z.B. der Kennzeichnung, hat sich die Judenschaft abgefunden. Es ist jedoch bekannt geworden, daß einige noch nicht ermittelte Juden aus dem Ghetto zu fliehen beabsichtigen. Sie wollen sich angeblich in kleinere Ortschaften begeben, da sie ihrer Ansicht nach dort frei, und ohne als Juden besonders kenntlich zu sein, sich bewegen können. Die erforderlichen Maßnahmen zur Ergreifung dieser Juden sind eingeleitet. Das EK 9 berichtet, daß in allen von Sicherheitspolizei besetzten Orten die Juden in Ghettos untergebracht und besonders gekennzeichnet sind. Sie werden zu kommunalen Arbeiten herangezogen.


  NARB, 655–1–3 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Das VKM wurde Anfang Juli 1941 in Posen aufgestellt u. der EG B zugeordnet, da es für die Sicherung der Aktenbestände in der sowjetischen Hauptstadt vorgesehen war; Abschlußbericht ZSL v. 10.1.1964, BAL, B 162/4126, Bl. 225ff.


  2 Karl Ruhrberg, geb. 1914, KK Stapo-Leitstelle Düsseldorf, 1937 NSDAP u. SS, EK 8 bis Okt. 1941, 1961 Freispruch; BAL, ZK: Karl Ruhrberg; Urteil LG München I v. 21.7.1961, BAL, B 162/14.193.


  


  


  54) Funkspruch Reichssicherheitshauptamt IV A 1 d an Einsatzgruppen vom 4.9.1941: Antibolschewistisches Propagandamaterial


  
    
      	
        Funkspruch 5 g.Rs. Geheime Reichssache

        An die Einsatzgruppen A, B, C, D

      

      	
        Berlin Nr.5811

      
    

  


  Betr.: Antibolschewistisches Propagandamaterial


  Für propagandistische Zwecke ist es notwendig, beschleunigt einige blutbefleckte Kleider von Ermordeten mit einer kurzen Schilderung des Tatbestandes hierher zu senden. Falls nicht vorhanden, sind als Ersatz entsprechend beschädigte Kleidungsstücke Erschossener auszuwählen.


  Reichssicherheitshauptamt IV A 1 d

  Nr.26 B 41 Grs.

  i.V. gez. Vogt1

  SS-Sturmbannführer


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Josef Vogt, geb. 1897, KK Stapo-Stelle Düsseldorf, 1939 Stubaf., 1941 Leiter Referat IV A 1 (Kommunismus) im RSHA, Juni 1942 KdS Marburg/Drau, 1947 in Jugoslawien hingerichtet; BAB, BDC, SSO Josef Vogt; BAL, ZK: Josef Vogt.


  


  


  55) Tätigkeitsbericht Sonderkommando 11a an Einsatzgruppe D vom 8.9.1941 für die Zeit vom 18.–31.8.1941


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückw. Heeresgebietes Süd

        Sonderkommando XIa

      

      	
        O.U., den 8.9.41

      
    


    
      	
        An den Beauftragten des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückw. Heeresgebietes Süd

        Einsatzgruppe D

      

      	
        

      
    

  


  Betrifft: Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 18.–31.8.41 (zusätzlich des Marsches auf Nikolajew)


  Vorgang: Laufend


  Anlage: 1


  Als Anlage überreiche ich den Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 18.–31.8.41


  Zapp 


  SS-Sturmbannführer und Führer des Sonderkommandos XIa


  An AOK 11–Ic/AO über SS-Sturmbannführer Gmeiner zur Kenntnis


  Bericht über die Tätigkeit des Sonderkommandos XIa in Nikolajew vom 18.8.–31.8.41


  I. Militärisches:


  Das Sonderkommando XIa führte seinen Vormarsch von Kischinew nach Nikolajew in 4 Gruppen durch, die bei verschiedenen Marschwegen fast gleichzeitig am 17. und 18.8.41 vor bzw. in Nikolajew eintrafen. Auf dem Marsch wurden von den 4 Gruppen des Sonderkommandos XIa mehrere russ. Soldaten als Gefangene eingebracht, eine größere Anzahl von Pferden sowie zahlreiche Handfeuerwaffen, Gewehre, Maschinengewehre, einige Geschütze, Infanterie- und Artilleriemunition, ca. 5000 Schuß MG-Munition und sonstiges Beutegut gesammelt und an Wehrmachtseinheiten abgeführt. Nach dem Einrücken des Kommandos in Nikolajew übernahm sofort ein Detachement von 3 Mann die Durchsuchung der in der Gefangenensammelstelle eingelieferten Zivilisten, von denen etwa 4000 überprüft wurden. Die Überprüfung ergab die Notwendigkeit der Inhaftierung von 227 verdächtigen Juden, politischen Funktionären und freigelassenen Zuchthäuslern. An der am 6./7.9.41 durchgeführten Waffen-Suchaktion des AOK 11 beteiligte sich das Kommando mit 2/20. Das Verhältnis zur Feldkommandantur, zur Ortskommandantur und zu anderen militärischen Dienststellen war ausgezeichnet. Das von Nikolajew nach Cherson abgeordnete Kommando von 2/13 führte zusammen mit Wehrmachtseinheiten einige Suchaktionen durch, die mit dem Fang von mehreren Partisanen abschlossen. Auch dort ist die Zusammenarbeit mit der Ortskommandantur sehr gut.


  II. Polizei-Arbeit:


  1. Kommunismus: Auf dem Marsch nach Nikolajew wurden 7 politische Funktionäre der KP ermittelt und exekutiert. Die sofortige Aufnahme der Ermittlungsarbeit in Nikolajew erstreckte sich auf: a) Durchsuchung von wichtigen Gebäuden von Staat, Stadt und Partei, b) verdächtige Personen, c) Bereinigung der Judenfrage. Die sofortige Durchsuchung der NKWD-Gebäude, der Partei- und öffentlichen Gebäude ergab verhältnismäßig geringe Funde, obwohl die Gebäude zum Teil noch gut erhalten waren. Durch Feststellungen in Wohnungen geflüchteter NKGB- und NKWD-Offiziere kann als erwiesen angenommen werden, daß die Sowjets in der Zeit vom 9.–15.8.41 alles wichtige Material entweder verschleppten oder vernichteten. Diese Annahme wird durch Aussagen verhörter Einwohner bestätigt. Andererseits scheint die endgültige Flucht der Aktivisten überstürzt vor sich gegangen zu sein, da teilweise die halb gepackten Koffer noch in den Zimmern standen. In derartigen Fällen konnte noch einiges brauchbares Schriftmaterial gesichert werden. Die von den Bolschewisten bei ihrer Flucht vorgenommenen Morde an Häftlingen im NKWD-Gebäude und an sonstigen Stellen ließen sich nicht aufklären. Nach Aussage einer im Hofe angetroffenen Russin soll es sich bei der Leiche des dort gefundenen Zivilisten um den Volksdeutschen Keller handeln. Eine Identifizierung durch Nikolajewer Volksdeutsche wäre bei dem Verwesungsgrad der Leiche nicht mehr möglich gewesen. Aufgrund von Anzeigen und eigenen Ermittlungen konnten in der Berichtszeit in Nikolajew weitere 7 politische Funktionäre, führende Parteiangehörige und Partisanen erfaßt und unschädlich gemacht werden. Alle Hinweise auf bestehende Terror-Organisationen haben sich bisher als haltlos erwiesen; die Ermittlungen in dieser Richtung werden fortgesetzt. Bisher liegt folgendes Arbeitsergebnis vor: Anzeigen 26, Vernehmungen 88, Haussuchungen 17, verdächtige Personen 69, davon haltlos 48, davon nicht greifbar 9, überführt 9, von diesen Funktionäre, führende Kommunisten und Partisanen 7 Nikolajew, 7 außerhalb.


  2. Juden: Wie schon bisher festgestellt, waren auch in Nikolajew vor allem die Juden Träger der bolschewistischen Idee vor der Besetzung durch die deutsche Wehrmacht und Träger des Widerstandes nach dem Einmarsch der deutschen Truppen. Vor allem durch ihr Beispiel wurde die Bevölkerung zum Plündern angereizt. Da weder durch Aufrufe noch durch Strafandrohung Einhalt geboten werden konnte, führte das Sonderkommando die öffentliche Exekution durch den Strang von 5 Plünderern mit ausschlaggebendem Erfolg durch. Nachdem durch Zeugenaussagen, eigene Feststellungen und Anzeigen von Wehrmachtsdienststellen erwiesen war, daß die Ausschreitungen von Juden überhand zu nehmen drohten (Brandlegung, Lichtsignale, tätliche Angriffe auf Soldaten und Angehörige des Sonderkommandos, Beleidigung der deutschen Wehrmacht und von Volksdeutschen usw.) erfolgte als Sühnemaßnahme die Exekution von 227 Geiseln. In der gleichen Berichtszeit mußten wegen ähnlicher Vergehen, insbesondere wegen Übermittlung von Feindnachrichten durch Juden, 122 Juden in Cherson exekutiert werden. Aus dieser Situation heraus ergab sich zwangsläufig die Notwendigkeit der Juden-Registrierung, die unter Aufsicht des Sonderkommandos durch einen von ihm eingesetzten Judenrat durchgeführt wurde. Aus dem Bestand an arbeitsfähigen Juden im Alter zwischen 16 und 60 Jahren wurden Arbeitskommandos gebildet und den anfordernden Einheiten zur Verfügung gestellt.


  III. Nachrichten-Arbeit:


  1. Militärisch: Im Rahmen der eingeleiteten nachrichtendienstlichen Ermittlungen konnte eine Anzahl militärtechnischer (Marine) Zeichnungen verschiedenen Alters an den Abwehrtrupp „Mares“ weitergeleitet werden. Unter den sichergestellten Schriftsachen des geflüchteten Kommissars der „escadrille de torpilleurs“, Borodenko, Ivan Grigorewitsch (Politruk), wurde ein Geheimreglement für das Marine-Signalwesen erfaßt und dem AOK 11–Ic/AO zugeführt.


  2. Volkstum: Zur Erfassung der Volksdeutschen wurde eine Registrierung der Volksdeutschen in Nikolajew sowie in Cherson durchgeführt. Demnach gibt es in Nikolajew rund 900 Deutsche, in Cherson rund 180 Deutsche. Die registrierten Personen wurden karteilich erfaßt und soweit als möglich in Arbeit vermittelt. Sonderberichte über die einzelnen Lebensgebiete folgen.


  IV. Sonstige Aufgaben:


  1. Infolge Fehlens der zuständigen Wirtschaftsorganisationen wurden Erntearbeiten, Bestandsaufnahme an Land, Vieh, Getreide, Maschinen usw. in dem Dorfe Ternowka durchgeführt. Das Dorf wurde bis zum Eintreffen des Sonderführers der La-Staffel vom Sonderkommando betreut.


  2. Bei der Durchführung sicherheitspolizeilicher Maßnahmen stellte das Sonderkommando zahlreiche Lager mit wehrwirtschaftlich wichtigem Inhalt sicher und brachte sie der Feldkommandantur bzw. dem Wikado zur Anzeige. Unter anderem: 1 Fabrik für sanitäre und pharmazeutische Artikel mit ca. 200 eisernen Schränken, 1 Lager mit 15 neuen unzerstörten Elektro-Motoren, 1 unzerstörtes, fahrbares Lichtaggregat, das in dem neuen E-Werk Verwendung gefunden hat, 1 Lager mit Buntmetallen, 1 Lager mit neuen Werkzeugen und Maschinenteilen, 1 Lager mit landwirtschaftlichen Arbeitsgeräten, 1 Lager mit landwirtschaftlichen Maschinen, Ersatzteilen, Düngemitteln und Saatbeize, 1 Lager mit Rind- und Schaffellen (ungegerbt) und Schafwolle.


  Zapp

  SS-Sturmbannführer


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  56) Bericht Einsatzkommando 3 an Einsatzgruppe A vom 10.9.1941: Gesamtaufstellung der bis jetzt durchgeführten Exekutionen


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD

        Einsatzkommando 3

      

      	
        Kauen, am 10.September1941

      
    

  


  
    
      	
        Geheim 13 g.Rs.

      

      	
        Nur zur persönlichen Uebergabe an SS-Brigadeführer Dr. Stahlecker
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  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Autor war Karl Jäger, geb. 1888, Orgelbaufabrikant, Soldat 1914–1918, 1923 NSDAP, 1933 SS, 1936 Hstuf. u. Fhr. des Sturmbannes III/13 Ludwigsburg, 1937 Stubaf., 1938 SD-HA u. Ostubaf., April 1939 Fhr. SD-LA Münster, 1940 Staf. u. SD-Frh. EK II in Holland, Sommer 1941 Kdr. EK 3, Dez. 1941 KdS Litauen, Mai 1944 Polizeipräsident Reichenberg, Selbstmord 1959 in Haft; BAB, BDC, SSO u. RuSHA Karl Jäger; Vern. dess. v. 15., 16., 18. u. 19.6.1959, BAL, B 162/2503, Bl. 1885ff., 1889ff., 1909ff., 1925ff.; BAL, ZK: Karl Jäger; vgl. Wolfram Wette: Verweigerte Erinnerung. Der Fall Karl Jäger, in: GWU 55(2004), S.83–94; ders.: Karl Jäger. Der Mörder der litauischen Juden, Frankfurt/M. 2011.


  2 Litauische Aktivisten, die vor u. unmittelbar nach dem deutschen Einmarsch Gewaltaktionen gegen Juden durchführten.


  3 Zu den Massenmorden des „Rollkommandos“ u. anderen Erschießungen in Litauen vgl. Dieckmann: Deutsche Besatzungspolitik in Litauen, Bd.1, S.299–391, Bd.2, S.803–928.


  4 Die „Übertrag“-Summe steht im Original jeweils am Ende der Seite.


  


  


  57) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11 vom 11.9.1941: Einsatz und Tätigkeit


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückwärtigen Einsatzgebietes Süd

        Einsatzgruppe D

        Feldpostnummer 47.540

        An das AOK 11 (über Ic)

      

      	
        O.U., den 11.9.1941

      
    

  


  Betrifft: Einsatz und Tätigkeit der Einsatzgruppe D


  Ab 15.8.1941 ist von den Kommandos der Einsatzgruppe D der Raum westlich des Bug bis zum Dnjestr in der nördlichen Begrenzung Eisenbahnlinie Balta–Perwomaisk und der südlichen Begrenzung Operationslinie der rumänischen Armee in mehreren Wellen sicherheitspolizeilich bearbeitet worden (Im einzelnen vergleiche Bericht an das AOK 11 vom 2.9.1941). Mit Übernahme des Gebietes in rumänische Verwaltung wurde die Breitenarbeit langsam eingedämmt und der größte Teil der Kräfte zur politischen Befriedung an Punkten eingesetzt, die Anfänge jüdischer und kommunistischer Terrorgruppen zeigten, insbesondere in der Umgebung von Ananjew und Dubossary. In diesem Gebiet wurde die Befriedung restlos durchgesetzt. Ein Sonderkommando des Einsatzkommandos 12 wurde auf Anforderung des AOK 11 nach Jelanez und Umgebung eingesetzt (Siehe Bericht vom 9.9.1941). Das Einsatzkommando 12 sicherte mit einem Teilkommando in Verbindung mit den in Wosnessensk stationierten Wehrmachtsteilen die dortigen Brückenübergänge. Im übrigen wurde das Einsatzkommando 12 ab 28.8.41 insbesondere für den Schutz, die Betreuung und Erfassung der deutschen Siedlungen zwischen Bug und Dnjestr (ausgenommen das rumänische Operationsgebiet) bestimmt (Tätigkeit im Operationsgebiet der rumänischen Armee selbst lediglich in dem Ausnahmefall der nach dort gemeldeten Evakuierung des Gebietes ostwärts Odessa). Für das Operationsgebiet um Odessa selbst wurde die Betreuung im Einvernehmen mit den rumänischen Dienststellen von dem vor Odessa liegenden Sonderkommando 11b wahrgenommen. Nachdem sich auf Befehl des Reichsführers SS eine Sonderformation der Volksdeutschen Mittelstelle zur weiteren Betreuung der deutschen Siedlungen in Marsch gesetzt hat1, wird auch das Einsatzkommando 12 in absehbarer Zeit insgesamt für den sicherheitspolizeilichen Einsatz wieder frei. Das Sonderkommando 11a ist im Operationsgebiet des 54. A.K. tätig, stationiert in Nikolajew mit einem Vorkommando in Cherson. Das Sonderkommando 10a befindet sich im Operationsgebiet des 30. A.K., stationiert in Christopherowka mit einem Vorkommando in Berislaw. Der Hauptteil des Sonderkommandos 10a bearbeitet den Raum ostwärts der Eisenbahnlinie Nikolajew–Lasanewka; es erledigt auch die Meldungen des AOK 11 in Bezug auf das Verhalten der ungarischen Truppen im Raum von Kasanka.


  Für den weiteren sicherheitspolizeilichen Einsatz schlage ich folgendes vor:


  1.) 10b marschiert von Ananjew über Wosnessensk in den Raum ostwärts des Bug und bearbeitet das Gebiet, begrenzt im Norden von der Armeegrenze, im Süden Neu-Odessa–Poldawka (der südlichere Raum bis Nikolajew, der von Sonderkommando 10a bereits durchkämmt ist, soll später von E.Kdo. 12 noch einmal überholt werden), im Osten bis zur Eisenbahnlinie Nikolajew–Lasanewka.


  2.) E.Kdo. 12 betreut weiterhin bis zur Ablösung durch die Sonderformation der Volksdeutschen Mittelstelle die volksdeutschen Siedlungen westlich des Bug und gibt ein Teilkommando in Stärke von etwa 20 Mann nach Nikolajew zur Verstärkung des S.Kdo. 11a ab und bereitet Übernahme des Raumes Nikolajew durch E.Kdo. 12 vor, wenn 11a mit dem 54. A.K. weiter vorgehen muß.


  3.) S.Kdo. 11b bleibt vor Odessa in Bereitschaft für sicherheitspolizeiliche Arbeit in Odessa.


  4.) S.Kdo. 11a marschiert weiter mit 54. A.K. und läßt das bisherige Vorkommando als Nachkommando in Cherson.


  5.) S.Kdo. 10a marschiert mit dem 30. A.K., Hauptteil bearbeitet auf dem Marsch die westlich des Dnjepr im Raum der 11. Armee noch nicht durchgekämmten Gebiete.


  Ohlendorf

  SS-Standartenführer


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  


  1 Vgl. Andrej Angrick: Zur Bedeutung des „Sonderkommandos R“ und des „Volksdeutschen Selbstschutzes“ bei der Ermordung der Juden in Transnistrien, in: Wolfgang Benz/Brigitte Mihok (Hrsg.): Holocaust an der Peripherie: Judenpolitik und Judenmord in Rumänien und Transnistrien 1940–1944, Berlin 2009, S.81–93.


  


  


  58) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 12.9.1941: Richtlinien für die in die Stalags und Dulags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD


  
    
      	
        Der Chef der Sipo und des SD

      

      	
        Berlin, den 12. Septem. 41

      
    


    
      	
        B.Nr.21 B/41 g.Rs. IV A 1 c

      

      	
        240 Ausfertigungen, 130. Ausfertigung

      
    


    
      	
        

      

      	
        [Stempel: Geheime Reichssache!]

      
    

  


  Betr.: Richtlinien für die in die Stalags und Dulags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sipo und des SD


  Vorg.: Erlaß vom 17.7.41 B.Nr.21 B/41 g.Rs. – IV A – Einsatzbefehl Nr.8

  Anlg.: 1 geheftete Anlage


  Im Nachgang zu meinem vorbezeichneten Erlaß übersende ich eine Ergänzung der Richtlinien für die in die Stalags abzustellenden Kommandos der Sipo und des SD zur gefl. Kenntnisnahme und Beachtung. Diese Ergänzung ist im Einvernehmen mit dem OKW – Abteilung Kriegsgefangene – ausgearbeitet worden. Die Kommandeure der Kriegsgefangenen- und Durchgangslager werden durch das OKW verständigt.


  Verteiler:


  An den Kommandeur der Sipo und des SD Krakau, an den Kommandeur der Sipo und des SD Radom, an den Kommandeur der Sipo und des SD Warschau, an den Kommandeur der Sipo und des SD Lublin, an alle Staatspolizei-leit-stellen


  Nachrichtlich:


  An den Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei, an den Chef der Sipo und des SD, an die Amtschefs I, II, III, IV, V, VI und VII, an die Referate IV D 2 und IV D 3, an alle Höheren SS- und Polizeiführer, an alle Inspekteure der Sipo und des SD, an den Befehlshaber der Sipo und des SD im Generalgouvernement Krakau, an den Befehlshaber der Sipo und des SD in der Westmark Metz, an den Befehlshaber der Sipo und des SD f.d. besetzten norwegischen Gebiete Oslo, an die Einsatzgruppe A, Sonderkdo. Ia, Sonderkdo. Ib, Einsatzkdo. II, Einsatzkdo. III, an die Einsatzgruppe B, Sonderkdo. VIIa, Sonderkdo. VIIb, Einsatzkdo. VIII, Einsatzkdo. IX, an die Einsatzgruppe C, Sonderkdo. IVa, Sonderkdo. IVb, Einsatzkdo. V, Einsatzkdo. VI, an die Einsatzgruppe D, Sonderkdo. Xa, Sonderkdo. Xb, Einsatzkdo. XI, Einsatzkdo. XII


  In Vertretung:

  gez. Müller


  
    
      	
        Amt IV

      

      	
        [Stempel: Geheime Reichssache!]

      
    

  


  Ergänzung der Richtlinien für die in die Stalags abzustellenden Kommandos der Sicherheitspolizei und des SD


  1) In den Richtlinien vom 17.7.41 habe ich wiederholt darauf hingewiesen, daß es Aufgabe der Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei und des SD ist, nicht nur die verdächtigen, sondern auch diejenigen zuverlässigen Elemente allgemein, die für den Wiederaufbau der Ostgebiete in Betracht kommen können, aufzuführen. Ich weise erneut darauf hin, daß die eine Aufgabe so wichtig ist wie die andere. Um einen möglichst umfassenden Überblick über die Gesamttätigkeit der Einsatzkommandos zu erhalten, ordne ich an, daß in der angeordneten wöchentlichen Berichterstattung insbesondere die Ziffer 4 (Zahl der als unverdächtig ausgemittelten Personen) besonders zu beachten ist. Als unverdächtig ausgemittelte Kriegsgefangene, die sich vordem im sowjetrussischen Wirtschaftsleben in leitender Position befanden, sind unter Angabe ihrer Branche und ihrer letzten Arbeitsstätte möglichst namentlich aufzuführen.


  2) Ich weise erneut darauf hin, daß bei den zu treffenden Entscheidungen insbesondere auf die völkische Zugehörigkeit Bedacht zu nehmen ist. Ukrainer, Weißruthenen, Aserbeidschaner, Armenier, Nordkaukasier, Georgier, Angehörige der Turkvölker schlechthin sind nur dann als endgültig als verdächtig zu bezeichnen und nach den Richtlinien weiter zu behandeln, wenn es sich bei ihnen im Einzelfalle tatsächlich um fanatisch eingestellte Bolschewisten, um Polit-Kommissare oder um sonstige gefährliche Funktionäre handelt. Zu beachten ist, daß insbesondere die Turkvölker oftmals ein durchaus jüdisches Aussehen haben und daß die Beschneidung allein noch nicht ohne weiteres den Beweis einer jüdischen Abstammung darstellt (z.B. Mohammedaner).


  3) Der Begriff „Intelligenzler“ darf nicht nach europäischen Gesichtspunkten ausgelegt werden. Der einfachste, primitivste sowjetrussische Analphabet kann in seinem politischen Fanatismus gefährlicher sein als z.B. der sowjetrussische Ingenieur, der zwar auf Grund seines Könnens, seiner zur Schau getragenen politischen Einstellung sowjetische Hochschulen besuchen konnte, dessen innere Verbundenheit mit dem bolschewistischen System aber nur eine äußerliche war. Als Intelligenzler sind vielmehr in diesem Zusammenhang die Berufsrevolutionäre, Schriftsteller, Redakteure, Komintern-Angestellte usw. in erster Linie zu betrachten.


  4) Die als endgültig verdächtig ausgemittelten Sowjetrussen sind ohne Verzug – wie in den Richtlinien vom 17.7.1941 angeordnet – anher zu melden. Nach Eingang der Exekutionsbestätigung ist weiter ohne Verzug mit der Durchführung der angeordneten Maßnahmen zu beginnen. Eine längere Verwahrung in dem betreffenden Lager ist aus naheliegenden Gründen zu vermeiden. Schließlich weise ich erneut darauf hin, daß die Exekutionen auf keinen Fall weder im Lager noch in dessen unmittelbarer Nähe durchgeführt werden dürfen. Es versteht sich von selbst, daß die Exekutionen nicht öffentlich sind. Zuschauer dürfen grundsätzlich nicht zugelassen werden.


  5) Ich mache den Leitern und den Angehörigen der Einsatzkommandos schließlich erneut zur besonderen Pflicht hervorragendes Auftreten in und außer Dienst, bestes Einvernehmen mit den Lagerkommandanten, sorgfältige Überprüfungsarbeit.


  gez. Heydrich


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  59) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11 vom 12.9.1941: Tätigkeit des in Cherson eingesetzten Sonderkommandos 11a


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

        Einsatzgruppe D

        Feldpostnummer 47.540

        An das AOK 11 (über Ic)

      

      	
        O.U., den 12.9.1941

      
    

  


  Betrifft: Bericht des in Cherson eingesetzten Sonderkommandos


  In der Anlage wird ein Bericht des in Cherson eingesetzten Vorkommandos des Sonderkommandos 11a überreicht. Wie aus dem Bericht hervorgeht, hat das Vorkommando außer der Regelung der Judenfrage und der Ausschaltung der noch vorhandenen Kommunisten einen Geheimsender sowie in direkter Bekämpfung Partisanengruppen ausgehoben.


  Ohlendorf

  SS-Standartenführer


  Bericht über die Tätigkeit des S.Kdo. 11a in Cherson vom 22.8. bis 10.9.1941


  Am 20.8.1941 war ein kleines Vorkommando mit der Truppe in Cherson eingezogen und hatte die Stadt als feindfrei gemeldet. Daraufhin wurde am 22.8.41 ein Kommando in Stärke von 2 Führern und 13 Mann nach Cherson entsandt, um hier die Aufgaben des Sonderkommandos 11a wahrzunehmen. Nachdem dieses in den ersten beiden Tagen die ersten Schritte zur Lösung der Judenfrage, zum Schutz der Volksdeutschen und zur Bekämpfung der Träger des Bolschewismus eingeleitet hatte, änderte sich plötzlich die Lage der etwa 100.000 Einwohner zählenden Stadt. Am 24.8.41 gegen 15 Uhr setzte Artilleriebeschuß ein. Der Beschuß hielt mit wenigen Unterbrechungen bis zum 6.9.41 an. Er erreichte an verschiedenen Tagen eine außerordentliche Stärke, so wurden z.B. an einem Tage innerhalb von 2 Stunden 180 Einschläge in der Stadt gezählt. Es wurden ferner fast in jeder Nacht und fünfmal auch am Tage Bombenangriffe auf die Stadt gerichtet. Diese Lage veranlaßte mehrere Dienststellen, Cherson wieder zu verlassen. Mit Rücksicht auf die bereits eingeleiteten Maßnahmen und die als besonders intensiv vermuteten Nachrichtenverbindungen aus Cherson zu den Roten entschloß sich das Kommando zu bleiben. Die Arbeit des Kommandos war allerdings durch die Feindeinwirkung sehr gehemmt. Einmal hatte sich der allergrößte Teil der Bevölkerung in den Kellern verkrochen und war infolge der Drohung der Roten und der russischen Artillerieüberlegenheit völlig verschüchtert. Dies wirkte sich vor allem auch nachteilig auf ihre Bereitschaft aus, Angaben über Kommunisten, Partisanen usw. zu machen. Die Stimmung war ausgesprochen niedergedrückt, überall wurde mit einer Rückkehr der Roten gerechnet und eine entsprechende Stimmungsmache betrieben. Zum andern wurde die Bewegungsfreiheit des Kommandos in der Stadt und Umgebung selbst eingeschränkt.


  In ihrem Ergebnis zeigt die Arbeit des Kommandos vom 22.8. bis 10.9.1941 folgendes Bild:


  I. Die Judenfrage wurde in ihrem ersten Teil gelöst. Bereits am 23.8.41 wurde durch einen Aufruf den Juden der Befehl zum Tragen des Judensterns und zur Registrierung gegeben. Die Registrierungen wurden nach den Anweisungen des Kommandos von dem Ältestenrat durchgeführt, der zu diesem Zwecke eingesetzt worden war. Nachdem damit zunächst eine Kenntlichmachung und ein Überblick über die Juden gegeben war, wurden sie zur leichteren Überwachung in einigen Straßenzügen zusammengedrängt und diese abgesperrt. Die Einrichtung eines ständigen jüdischen Wohnbezirks ist damit nicht beabsichtigt. Infolge der Registrierung konnten die Wünsche der Wehrmacht auf jüdische Arbeitskommandos vom 2. Tage an befriedigt werden. Es wurden täglich jüdische Arbeitstrupps aller Art zur Verfügung gestellt, deren Stärke von 120 beginnend in den letzten Tagen an die tausend Personen erreichte.


  II. Ebenfalls am 23.8.41 wurden die Volksdeutschen, Einwohner und Flüchtlinge, durch Maueranschläge aufgefordert, sich beim Kommando zu melden. Es erschienen bis 10.9.41 gegen 180 Personen, von denen 163 als Volksdeutsche anerkannt wurden. Den Volksdeutschen wurden die Ausweise und Hausschutzplakate des Oberbefehlshabers der 11. Armee ausgehändigt. Ferner wurden ihnen, wo es not tat, neue Wohnungen beschlagnahmt und vermittelt. Aus den Reihen der Volksdeutschen konnte fast allen Wünschen der Wehrmacht auf Überlassung von Dolmetschern oder Fachkräften entsprochen werden. Außerdem erhielten die Geeigneten unter ihnen Berichtsaufträge.


  III. Zur Mithilfe bei der Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung und zur Sicherung wichtiger Fabriken und Vorräte sowie zur Erweiterung der eigenen Arbeitsmöglichkeiten wurde ein ukrainischer Selbstschutz aufgestellt. Das Kommando fand in Cherson bereits einen sogenannten „ukrainischen Sicherheitsdienst“ vor, der mit Blankoausweisen der Stadtkommandantur versehen war. Unsichere Elemente wurden ausgeschaltet und überprüfte Männer hinzugenommen. Die Mannschaft in Stärke von 157 Mann wurde in feierlicher Form durch den Kommandoführer vereidigt. Der Selbstschutz konnte bereits einige Male erfolgreich eingesetzt werden, so z.B. ausser bei der Bewachung lebenswichtiger Betriebe oder Lager bei Absperrung anläßlich der Exekutionen, der Unterstützung beim Durchkämmen einer Dnjeprinsel, vor allem aber bei der Vorprüfung der zahlreichen Personen, die täglich dem Kommando zugeführt werden oder selbst erscheinen. Ebenso erwies sich der Selbstschutz als geeigneter Ansatzpunkt zum Aufbau eines Nachrichten- und Agentennetzes.


  IV. Die Fahndung nach den Trägern des Bolschewismus, die vom Tage der Ankunft an begonnen wurde, hatte einige Ergebnisse. So konnte u.a. der ehemalige GPU-Chef von Cherson, der Tscheche Kaminski, gefaßt werden, der vor allem in den Jahren 1919 bis 1921 die Liquidierung der zaristischen Offiziere und Beamten durchgeführt hatte. Gleichfalls wurde der Leiter der Gefängnisabteilung und der Leiter der Gefängniswerkstätten des NKWD gefaßt. Auch der politische Kommissar einer Kompanie wurde verhaftet. Es ergab sich außerdem einiges Fahndungsmaterial über führende bolschewistische Funktionäre, die aus Cherson geflüchtet waren. Die Durchsuchung der bolschewistischen Zentralen wie NKWD-Gebäude und Parteikomitee hatte kein Ergebnis.


  V. Weiter ist die Sicherstellung von Gebäuden, Lagern usw. zu nennen. Die Stadt Cherson ist in Bezug auf wichtige Betriebe und Lager von erheblicher Bedeutung. Es befinden sich hier u.a. zwei Konservenfabriken, eine Großmühle mit einer Mahlkapazität von täglich 5Tonnen, eine Brauerei, ein Riesensilo mit Vorräten von 300.000Tonnen Hafer, Gerste und Weizen; ferner kleinere Mengen von Getreide, Saatgut und Nahrungsmittel aller Art. Bei dem Schutz dieser Betriebe und Vorräte hat sich das Kommando, soweit es in seinen Kräften stand, beteiligt, vor allem indirekt durch Bekämpfung von Sabotage und der Stellung von Selbstschutzwachen. Es befanden sich ferner in Cherson zwei große russische Oeltanklager. Das eine davon, auf einer Dnjeprinsel gelegen, wurde von der bolschewistischen Artillerie am 5.9.41 durch Volltreffer in Brand geschossen. Die Vorräte in Höhe von 5Millionen Liter Naphta und einer Million Liter Petroleum verbrannten.


  VI. Das Kommando führte folgende Exekutionen durch: 400 Juden, 10 Jüdinnen wurden als Sühnemaßnahme für Sabotageakte und Nachrichtenverbindungen erschossen. 11 politische Verbrecher (GPU-Chef Kaminski, Gefängnisleiter, Kommissar, 3 Partisanen usw.) wurden exekutiert. Ein Partisanenanführer, den das Kommando selbst ergriffen hatte, wurde öffentlich erhängt.


  VII. Neben der Erfüllung dieser Aufgaben ergab sich für das Kommando die Notwendigkeit, bei weiteren Aufgaben mitzuhelfen:


  1.) In vielen nächtlichen Streifen wurde den Meldungen über Lichtsignale nachgegangen. Hierbei stellten sich im übrigen sämtliche Annahmen bis auf eine als verfehlt heraus. Dagegen konnte bei einer Aktion ein Kurzwellensender ausgehoben werden, der bereits zerstört war, der aber nach dem Urteil der Division der Sender war, der das russische Artilleriefeuer auf die Stadt leitete. Jedenfalls wurde er darauf nicht mehr gehört.


  2.) Besonders intensiv war der Einsatz des Kommandos bei der Bekämpfung der Partisanen. Bereits am 23.8.1941 wurden auf eine Anzeige hin etwa 12km dnjepraufwärts von Cherson 2 Personen gefaßt, die Nachrichten über den Fluß zu den Roten bringen wollten, für deren Überbringung sie angeblich eine Belohnung von angeblich 5000 Rubel erhalten sollten. Am 26.8.41 im Laufe des Nachmittags und Abends liefen dann die ersten konkreten Meldungen über Partisanenbanden im Niemandsland westlich Cherson am Koschewajafluß und den sumpfigen Nebenarmen und Inseln des Dnjepr ein. Es wurde sofort dem Regimentskommandeur Meldung gemacht und gebeten, dem Kommando eine Einheit des Heeres zur Unterstützung beizugeben. Ferner wurde dem Regimentskommandeur der Plan zur Umgehung und Einfangung der Partisanen vorgelegt, dem er auch zustimmte. Das Unternehmen wurde dann von dem etwa 8km westlich Cherson liegenden Dorfe Arnantka mit einem durch schwere Infanteriewaffen verstärkten Zug der 11. Kompanie durchgeführt. Das in Frage stehende Gelände war noch völlig unergründet; es ergab sich, daß an die Schlupfwinkel der Partisanenbanden nur auf dem Wasserwege heranzukommen war. Als dann schließlich auf Fischerbooten und nach Durchschreiten verschiedener Sümpfe die Schlupfwinkel erreicht wurden, waren die Partisanen entwichen. Deutliche Spuren ihrer Tätigkeit wurden festgestellt. Während der Zug der 11. Kompanie damit die Suche abbrach, setzte sie der Kommandoführer mit 2 Mann fort. Es wurde hierbei in einem weiteren der Feindseite zu liegenden Nebenarm ein Zweimast-Motorkutter gesichtet. Die Besatzung war entwichen, jedoch konnten auf dem Kahn und auf dem Lande noch die frischen Spuren ihres Vorhandenseins festgestellt werden. Zwei Tage darauf konnte die 11. Kompanie bei einem Spähtruppunternehmen an der gleichen Stelle nach kurzem Kampf 2 Partisanen töten und die übrigen verjagen. Am 31.8.1941 unternahm daraufhin das Kommando, diesmal mit einer Gruppe der 11. Kompanie zusammen, um 3,30 Uhr einen Spähtruppvorstoß. Beim Entlangfahren am Seeufer im Morgengrauen wurden die letzten Boote aus unbekannter Richtung beschossen. Beim Durchstreifen des Sumpfes kam plötzlich von der Seite starkes SMG-Feuer. Das Feuer lag äußerst genau. Wie sich später herausstellte, war es von einer deutschen SMG-Gruppe. Bei der folgenden Durchkämmung der Flußarme und -inseln wurde ein mit einer Mauser-Parabellum mit Munition und 2 Handgranaten bewaffneter Partisan gefangengenommen. Wie sich später herausstellte, war es der Anführer der Partisanenbande, der 2 Tage zuvor mit einer leichten Verwundung der Wehrmacht entkommen war. Ein Haus, das den Partisanen als Unterschlupf diente, wurde angezündet. Nach diesen Aktionen waren die Nachrichtenverbindungen der Partisanen zerstört und ihre Banden zersprengt. Sie traten bis jetzt nicht mehr in Erscheinung. Ein Bericht über die sogenannte „Partisanenjagd im Dschungel“ wurde von dem Kriegsberichter Dr. Schulte-Strathaus, der am ersten Unternehmen teilgenommen hatte, nach seinen Angaben vom OKW als wertvoll und in dieser Art erstmalig beurteilt.


  3.) Schließlich wurden vom Kommando eine große Zahl von Ermittlungen, Festnahmen und Verhören von Personen durchgeführt, die von Wehrmachtsstellen teils zugeführt, teils angegeben wurden, wegen Spionageverdachts, Sabotage, feindlicher Äußerungen usw. Es wurden insgesamt 56 eingehende Vernehmungen und über 120 Kurzverhöre durchgeführt. Es ist hierbei folgendes bemerkenswert: Die Beschuldungen der zugeführten Personen erwiesen sich in fast sämtlichen Fällen als völlig haltlos. Es mußten fast alle wieder entlassen werden, kein einziger konnte exekutiert werden. Nur ein Beispiel: Mit schriftlichem Bericht wurde ein Ingenieur eingeliefert, der als Leiter einer Sowchose eingesetzt worden war und der u.a. die Aberntung des Getreides sabotiert und in einer Versammlung die Arbeiter gegen Deutschland aufgehetzt haben sollte. Bei der Ermittlung stellte sich heraus, daß der betreffende Sowchos überhaupt kein Getreide, sondern Rüben, Tomaten und Gurken anbaute und daß der Ingenieur in der fraglichen Versammlung den Arbeitern die Anordnung der deutschen Militärbehörden bekanntgab und ihnen deren Einhaltung zur Pflicht machte. Böswillige unter diesen hatten ihn dann angezeigt.


  In der gesamten Zeit, in der das Kommando diese Arbeiten durchführte, betrug seine Stärke 15 Mann. Ausfälle traten nicht ein. Als die 72. Division aus einem Dorfe in der Nähe von Cherson nach Bereslaw abrückte, berichtete der Führer des Aussenkommandos Cherson dem Divisionsgeneral am 5.9.41 über die Arbeit des Kommandos. Der General, der auch vorher über den Ic unterrichtet war, sprach dem Kommando seine Anerkennung und seinen Dank aus. Der am 5.9.41 abrückende Stadtkommandant, Oberstleutnant von Rochow, dankte dem Kommando ebenfalls für die gute Unterstützung.


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  60) Funkspruch Chef der Sicherheitspolizei und des SD an Einsatzgruppen vom 13.9.1941: Einsatzbefehl Nr.11


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt IVA 1 b

      

      	
        Berlin, den 13.9.1941

      
    


    
      	
        B.Nr.628 B/41g

      

      	
        Geheim!

      
    


    
      	
        FT. (Befördert am 14.9.41 NÜ-Nr.6121)

      

      	
        

      
    


    
      	
        An die Chefs der Einsatzgruppen A, B, C und D

      

      	
        

      
    

  


  Einsatzbefehl Nr.11


  Betrifft: Estnische Schutzmannschaftsbataillone


  Bezug: Für Einsatzgruppe A: FT. Pesje Nr.237


  Reichsführer-SS ist damit einverstanden, daß estnische Schutzmannschaftsbataillone auch außerhalb Estlands zur Bekämpfung von Partisanen und vor allem zu Bewachungszwecken eingesetzt werden.


  gez. Heydrich


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  61) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 13.9.1941: Maßnahmen gegen die Bandera-Gruppe


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

      

      	
        Berlin, den 13.September1941

      
    


    
      	
        IV D 3 a–2893/41 g.

      

      	
        

      
    


    
      	
        Schnellbrief!

      

      	
        

      
    

  


  An den Chef der Einsatzgruppe A zu Händen SS-Brigadeführer Generalmajor der Polizei Dr. Stahlecker oder Vertreter im Amt, an den Chef der Einsatzgruppe B zu Händen SS-Brigadeführer Generalmajor der Polizei Nebe oder Vertreter im Amt, an den Chef der Einsatzgruppe C zu Händen SS-Brigadeführer Generalmajor der Polizei Dr. Dr. Rasch oder Vertreter im Amt, an den Chef der Einsatzgruppe D zu Händen SS-Standartenführer Ohlendorf oder Vertreter im Amt durch Kurierabfertigung im Hause An die Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD, an alle Staatspolizei(leit)stellen, an die Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei und des SD, nachrichtlich den Höheren SS- und Polizeiführern, den Inspekteuren der Sicherheitspolizei und des SD, den SD-Leitabschnitten


  Betrifft: Maßnahmen gegen die Bandera-Gruppe


  Die Anhänger der Bandera-Gruppe1 haben seit einiger Zeit eine besondere Aktivität entfaltet, mit dem Ziel, die Errichtung eines selbständigen ukrainischen Staates mit allen Mitteln zu erzwingen. Sie haben durch eine umfangreiche Propaganda die in Galizien und im Operationsgebiet lebende ukrainische Bevölkerung nicht nur zum Widerstand gegen Anordnungen amtlicher deutscher Stellen, sondern auch zur Beseitigung politischer Gegner aufgefordert. Bisher sind bereits über 10 Mitglieder der von Andrej Melnyk2 geleiteten Organisation Ukrainischer Nationalisten ermordet worden. Unter diesen befinden sich die in Ukrainerkreisen bekannten Uno-Spitzenfunktionäre Senyk und Sciborskyj, die am 30. August in Shitomir auf offener Strasse hinterrücks von einem Bandera-Anhänger durch Pistolenschüsse niedergestreckt wurden.3 Es ist damit zu rechnen, dass von Bandera-Anhängern zur Verwirklichung ihrer politischen Ziele weitere Gewaltakte verübt werden. Zur Aufklärung dieser Gewalttaten und auch zur Befriedung der ukrainischen Bevölkerung und zur Sicherung der besetzten Gebiete im Osten ist es deshalb unerlässlich, dem gefährlichen Treiben der Bandera-Anhänger Einhalt zu gebieten. Ich ordne folgendes an:


  a) Sämtliche in der Bandera-Bewegung eine Rolle spielenden Funktionäre sind wegen des Verdachts der Mittäterschaft an der Ermordung der Melnyk-Leute festzunehmen. Um einen vollen Erfolg zu gewährleisten, ist sicherzustellen, dass die Festnahmeaktion im Reich, Generalgouvernement und Operationsgebiet möglichst schlagartig am Montag, dem 15.September1941 früh durchgeführt wird. Für die Festnahme kommen vor allem infrage: Stefan Bandera, Wolodimir Stachiw, Eugen Stachiw, Jaroslaw Steczko, Iwan Gabrusewytsch, Ilnitzkyj, Julian Chiminetz, zuletzt in Berlin aufhältlich, Rico Jary, Barabasch, beide zuletzt in Wien weilend, Jaroslaw Horbowyj, Alexander Bandera, Bogdan Kordiuk, Rawlik, Mykola Turtschmanowytsch, Oleksa Hasyn, Wolodimir Janiw, Michael Kaczmar, Iwan Klymiw (Deckname Legenda), Stepaniak (Deckname Stepow), Mykola Roguslawski, Myron, Boris Witoschynskyj und dessen Bruder Lenkawskyj, Gebrüder Staruch, Sywak (Deckname Jung), Turkowskyj, Arsenitsch, Dmitrenka, Twerdochlib, zuletzt im Generalgouvernement oder in Galizien aufhältlich, Mykola Klymyschyn, Stefanek, Zakosztaj, Holowko, Pasitschjniak, Horodetzkyj, Lewitzkyj, Martyn, zuletzt im Operationsgebiet. Darüber hinaus stelle ich anheim, Bandera-Anhänger, die nicht namentlich aufgeführt sind, von denen sich aber im Verlauf der Untersuchungen herausgestellt hat, dass sie ebenfalls in der Bandera-Bewegung eine wichtige Funktion bekleiden, gleichfalls festzunehmen. Den festgenommenen Personen kann anheimgestellt werden, Gegenstände für den täglichen Bedarf (Wäsche, Kleidungsstücke) in geringem Umfange mitzunehmen. Die Namen und Personalien der Festgenommenen bitte ich mir umgehend mit einem kurzen Hinweis, welche Rolle sie in der Bandera-Bewegung gespielt haben und ob ihnen eine unmittelbare Beteiligung an der Ermordung der 10 Melnyk-Anhänger nachzuweisen ist, mitzuteilen. Die in Galizien und im Operationsgebiet Festgenommenen sind zweckmäßigerweise zunächst in Tarnopol oder Lemberg zu sammeln und von dort mittels Sammeltransports nach Krakau zu überführen, sofern sie nicht zur Aufklärung der Gewaltakte an Ort und Stelle benötigt werden (Siehe Absatz c). Wegen des Abtransports der Festgenommenen von Krakau nach dem Reich und ihrer Unterbringung in besonderen Lagern ergeht alsdann sofort weitere Weisung.


  b) Die Büros und Geschäftsstellen der Bandera-Bewegung, u.a. der Ukrainische Pressedienst in Berlin, Mecklenburgische Str. 73 und das Ukrainische Büro in Wien, Landstrasse-Hauptstr., sind zu schliessen. In den Büros und den Wohnungen der festgenommenen Bandera-Funktionäre sind eingehende Durchsuchungen vorzunehmen. Das in den besetzten Gebieten sichergestellte Material ist nach kurzer Sichtung zur eingehenden Auswertung an das Einsatzkommando der Sicherheitspolizei und des SD Lemberg, Playnska Str. 55, zu übersenden, wo eine zentrale Auswertungsstelle einzurichten ist. Das Ergebnis der Auswertung ist dem Reichssicherheitshauptamt (IV D), dem Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD in Krakau und der Einsatzgruppe C laufend zuzuleiten, damit die aufgrund des vorgefundenen Materials notwendig werdenden Maßnahmen unverzüglich durchgeführt werden können.


  c) Zur Untersuchung der Mordfälle an den Melnyk-Anhängern wird eine Mordkommission mit dem Sitz in Lemberg zusammengestellt. Diese Mordkommission untersteht unmittelbar dem Chef der Sicherheitspolizei und des SD, die örtliche Leitung übernimmt der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD in Lemberg. Für diese Kommission stellt das Amt V des Reichssicherheitshauptamtes den Kriminalrat Fähnrich und 2 weitere Kriminalbeamte ab. Der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD in Lemberg und die Einsatzgruppe C haben der Mordkommission die erforderlichen Sachbearbeiter zuzuleiten. Für eine reibungslose und kameradschaftliche Zusammenarbeit innerhalb der Kommission ist der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD in Lemberg verantwortlich. Von dem bei der Auswertungsstelle in Lemberg anfallenden Material ist der Mordkommission unverzüglich Kenntnis zu geben. Die Mordkommission hat den Chef der Sicherheitspolizei und des SD über das Ergebnis der Untersuchungen laufend zu unterrichten.


  d) Die nachgeordneten Dienststellen sind von dort unmittelbar mit den erforderlichen Weisungen zu versehen. Über die Durchführung und den Verlauf der Aktion gegen die illegale Bandera-Bewegung bitte ich mir ebenfalls laufend zu berichten. Die unmittelbar mit der Aktion befassten Stellen (Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD in Krakau, Staatspolizeileitstellen Berlin und Wien, Einsatzkommando in Lemberg, Einsatzgruppe C) sind durch FS bereits verständigt.


  gez. Heydrich


  BStU, ZR 920/142


  


  


  


  1 Stefan Bandera, geb. 1909, repräsentierte den 1939/40 abgespaltenen radikalen Flügel der Organisation Ukrainischer Nationalisten (OUN). Er hatte bereits als Gymnasiast einer paramilitärischen Jugendgruppe angehört u. trat während des Studiums in Lemberg der Ukrainska Vijskova Orhnizacija bei. 1933 wurde ihm die Leitung der OUN-Landesexekutive für Galizien u. Wolhynien übertragen. Unter seiner Leitung wurde 1934 ein Attentat auf den polnischen Innenminister General Pieracki ausgeführt. Bandera wurde gefaßt u. 1936 zum Tode verurteilt, dann jedoch zu Haft begnadigt. Nach der Besetzung Polens im Sept. 1939 gelangte er wieder in die Freiheit u. nahm seine Tätigkeit als Führungskader der OUN erneut auf. Fast zwangsläufig ergab sich so der Kontakt zur Abwehr, die es gestattete, in den Kriegsgefangenenlagern Polens westukrainische Soldaten für kommende Aufgaben zu werben. Dabei setzten die jüngeren OUN-Funktionäre unter Bandera bei der Durchsetzung ihrer Ziele vor allem auf das Dritte Reich u. lehnten eine Anlehnung an den Westen ab, was zu ihrer Abspaltung als OUN-B auf dem Krakauer Kongreß vom Februar 1940 von der Mehrheits-OUN unter Andrij Melnik führte. Obwohl die deutsche Führung mehrheitlich ihre Zweifel an der Eignung der OUN-B hatte, waren deren Aktivisten für die Abwehr als Nachrichtendienstleute u. Angehörige von Spezialeinheiten wie in den Btl. „Nachtigall“ u. „Roland“, die mit dem Lehrrgt. Brandenburg z.b.V. 800 zum Einsatz gelangten, von unschätzbarem Wert. Als diese Einheiten jedoch an der Proklamierung eines unabhängigen ukrainischen Staates mitwirkten u. zudem die enge Verflechtung der in deutschen Diensten stehenden Nationalisten mit ihren vor Ort agierenden Funktionären klar zutage trat, zerbrach diese Übereinstimmung u. führte zur Festsetzung Banderas als Ehrenhäftling. Er wurde erst im Sept. 1944 aus dem KL Sachsenhausen freigelassen, um an der Gründung eines Ukrainischen Nationalkomitees mitzuwirken, dessen hauptsächliche Aufgabe es war, ukrainische Waffenträger für die in die Defensive geratene Wehrmacht zu werben. Nach der Niederlage des Dritten Reiches kämpften Bandera u. seine Leute als Partisanen weiter gegen die Rote Armee, bis er sich im Herbst 1946 nach Bayern absetzen mußte. Er ließ sich in München nieder u. übernahm dort als Führer den Vorsitz der Exil-OUN, die im Gegensatz zur 1948 gegründeten Exil-Rada verbleiben sollte. Da Bandera fernab der Möglichkeiten der Realpolitik seiner Linie treu blieb u. keinen wie auch immer gearteten Ausgleich mit der UdSSR akzeptierte, gehörte er zu den Hauptzielen des sowjetischen Geheimdienstes. Mehrere Anschläge auf ihn konnten in den 1950er Jahren verhindert werden. Als er im Oktober 1959 dennoch einem Attentat zum Opfer fiel, für das der KGB jegliche Verantwortung bestritt, wurde Bandera für die Ukrainer zum Märtyrer; vgl. John A. Armstrong: Ukrainian Nationalism 1939–1945, New York 1955; Alexander J. Motyl: The Turn to the Right: The Ideological Origins and Developments of Ukrainian Nationalism, 1919–1929, New York 1980; ders.: Ukrainian Nationalist Political Violence in Inter-War Poland, 1921–1939, in: East European Quarterly 19(1985), S.45–55; zur Spaltung: Bruder: „Den ukrainischen Staat erkämpfen oder sterben!“, S.118–123; zusammenfassend: dies.: Kollaboration oder Widerstand? Die ukrainischen Nationalisten während des Zweiten Weltkrieges, in: ZfG 54(2006), S.20–44.


  2 Nach der Ermordung des OUN-Führers General Ewhen Konovalec 1938 übernahm sein früherer Stabschef Andrij Melnik, geb. 1890, die Führung der Organisation. Am 10.2.1940 kam es wegen Divergenzen über die zukünftige Strategie der OUN in Krakau zur Abspaltung der (zumeist jüngeren) Radikalen unter Stefan Bandera – in der Regel als OUN-B bezeichnet. Melnik wiederum stand seit dem Krakauer Bruch der Rumpf-OUN – nach ihm als OUN-M benannt – vor, der es im Zuge der Besetzung der Sowjetunion vielfach gelang, die einheimischen Verwaltungsposten mit ihren Anhängern zu besetzen. Melnik wurde Anfang 1944 inhaftiert, da er versuchte, eine ukrainische Legion auch mit Hilfe der Neutralen u. der Westalliierten aufzubauen. Im Zuge der militärischen Rückschläge des Reiches erfolgte im Okt. seine Freilassung u. Ernennung zum Vorsitzenden des Ukrainischen Nationalausschusses, dem auch Bandera angehörte, ohne daß beide sich auf eine gemeinsame Linie verständigen konnten. Beim Zusammenbruch Deutschlands setzte sich Melnik über Luxemburg nach Frankreich ab, das ihn nicht an die UdSSR auslieferte. Er starb 1964 in Köln; Biographie nach: Seidler: Die Kollaboration 1939–1945, S.371–375.


  3 Die beiden hochrangigen Funktionäre der OUN-M waren aus Berlin zur Organisation konspirativer Maßnahmen entsandt worden. Der „Sicherheitsdienst der SS“ leitete daraufhin Maßnahmen ein, um die an dem Attentat beteiligten Bandera-Anhänger zu verhaften. Trotzdem hielten sich Gerüchte, die beiden seien eigentlich von der Gestapo ermordet worden; Lagebericht FK 197/Abt. VII v. 20.9.1941, BA-MA, RH 22/204.


  


  


  62) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 18.9.1941: Einsatzbefehl Nr.12


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 18.9.1941

      
    


    
      	
        IVA – B.Nr.753 B/41 g.

      

      	
        Geheim!

      
    


    
      	
        An die Chefs der Einsatzgruppen A, B, C und D

      

      	
        

      
    

  


  Einsatzbefehl 12


  Betrifft: Mitarbeit der Sipo u.d. SD bei der Durchkämmung von Sumpfgebieten durch Reitereinheiten der Ordnungspolizei.


  Anlagen: 1


  Abschrift eines Kommandosonderbefehls des Kommandostabs RFSS vom 28.7.1941 wird als Einsatzbefehl 12 übersandt. Überdrucke für die Einsatz- bzw. Sonderkommandos liegen an.


  i.V. gez. Müller


  
    
      	
        Abschrift!

      

      	
        

      
    


    
      	
        Kommandostab RFSS

      

      	
        H.Qu., den 28.Juli41

      
    


    
      	
        Abt. Ia

      

      	
        

      
    


    
      	
        Tgb.Nr.Ia 18/0/41 geh.

      

      	
        

      
    


    
      	
        Geheim!

      

      	
        

      
    

  


  Kommandosonderbefehl


  Betrifft: Richtlinien für die Durchkämmung und Durchstreifung von Sumpfgebieten durch Reitereinheiten


  I. Leistungsfähigkeit von Reiterverbänden


  1) Es ist zu berücksichtigen, daß die Reiterei am Tage im Durchschnitt weniger zurücklegt als Infanterie ohne Gepäck. Tagesdurchschnitts-Marschleistungen von 40–60km sind für die Reiterei die Höchstgrenze.


  2) Aus diesem Grund sind die Aktionen stets so anzusetzen, daß keine unnützen Wege (die für motorisierte Kräfte keine Rolle spielen würden) gemacht werden müssen.


  3) Ein Durchstreifen und Durchkämmen, also ein Marschieren mit Kampfhandlungen und Untersuchung der Dörfer, ermöglicht eine Höchststrecke von 20–30km am Tage.


  II. Beteiligung der Polizei


  1) Die Sicherheitspolizei ist grundsätzlich schon bei der Anlage der Aktionen zu beteiligen. Sie hat durch ihre Meldungen und Nachrichten die Voraussetzungen für die Anlage der Aktionen zu schaffen.


  2) Die Ordnungspolizei wird truppenmäßig zur Durchführung der Aktionen auch beim Durchstreifen mit eingesetzt, soweit sie dazu ausgerüstet ist und Kräfte dafür frei hat.


  3) Motorisierte Kräfte der Ordnungspolizei haben, gleichmäßig mit den Kräften im Innern des Sumpfgebietes vorgehend, die seitlichen Begrenzungslinien, Rollbahnen und Straßen abzuschirmen und zu sichern. Hierbei ist zu bedenken, daß ein Gegner, der über die Rollbahnen ausbrechen will, nicht unmittelbar von der Seite kommt, sondern erst ein Stück nach vorwärts flüchten und dann vor dem Gebiet, das an einem Tag durchtrieben werden kann, versuchen wird auszubrechen. Die Sicherung der Gesamtstrecke, die vielleicht in vier Tagen abgetrieben werden kann, ist nur durch Spähtrupps auf den Straßen notwendig. Stärkere Kräfte sind jeweils nur in zwei Tagesabschnitten (also 60km) aufzustellen.


  III. Ansatz der Aktionen


  1) Jede Säuberungsaktion ist sorgfältig vorzubereiten. Eingehende Aufklärung und Erkundung durch Spähtrupps und Luftaufklärung (allenfalls durch Fieseler Storch) muß ihr vorausgehen. Die Bevölkerung ist zweckmäßig durch Flugblätter aufzuklären und davor zu warnen, Marodeuren Unterstützung zu leisten.


  2) Es ist anzustreben, jeweils ein möglichst begrenztes Gebiet durchstreifen zu lassen, da sonst die Übersicht verloren geht.


  3) Ein Abstreifen ohne eine Sicherung der gegenüberliegenden Grenzlinie des abzustreifenden Gebietes ist unsinnig.


  4) Die Sicherung und Abschirmung der Grenzlinie haben die motorisierten und mit Rädern versehenen Teile der Reiterstandarten vorzunehmen. Die Sicherung hat in Form von kleinen Igeln zu geschehen, da diese Linie sowohl in Richtung des abzustreifenden Gebietes als auch nach dem Rücken hin zu sichern ist. Gesichert werden müssen ferner die Wege und Pfade, die aus dem Sumpfgebiet herausführen.


  5) Beute toter und lebender Art (Vieh) muß in Sicherheit gebracht werden.


  6) Bei hartnäckigem Widerstand in den Ortschaften ist die Bekämpfung mit Hilfe der Luftwaffe unter Vermeidung jeglicher Verluste einzuschalten.


  7) Tadellose Nachrichtenverbindung unter Einsatz aller verfügbaren Nachrichtenmittel muß gewährleistet sein, damit die Führung immer orientiert ist. Die Gefahr, daß die Truppe sich im Sumpfgebiet zersplittert und verliert, muß auf jeden Fall ausgeschaltet werden.


  IV. Behandlung der Bevölkerung


  1) Wir müssen uns darüber klar sein, daß die Dörfer in den Sumpfgebieten entweder Stützpunkte für uns oder Stützpunkte für den Gegner sind. Stützpunkte für uns können sie nur sein, wenn ihre Bevölkerung nicht aus Verbrechern besteht, sondern völkisch gesehen, aus ukrainischer oder sonst einer Minderheits-Bevölkerung sich zusammensetzt, die uns gut und den Russen bzw. den Polen feindlich gesonnen ist. Ist dies der Fall, dann müssen wir dafür sorgen, daß diese Ortschaften sich gegen Marodeure wehren können und voll und ganz Stützpunkte für uns werden. Es sind Bürgermeister einzusetzen und von uns zu bestätigen. Durch die Sicherheitspolizei, die bei diesen Aktionen mitzuwirken hat, sind dauernde Vertrauensleute einzusetzen. Auch ist in einem begrenzten Umfang die Bevölkerung zu bewaffnen, da sie sonst bei allem guten Willen von Gegnern überrumpelt wird und dann ihre Ortschaften diesen als Ernährungsbasis dienen. Der Bevölkerung sind beim Besetzen von Ortschaften Verhaltensmaßregeln, am besten durch Plakatanschlag, bekannt zu geben. Ferner ist ihr die Beteiligung an der Beute bei aufgebrachten Partisanen und Marodeuren zuzusagen. Die Beteiligung kann eine Zuteilung von Pferden (jedoch nicht von allen), von Lebensmitteln, Karren und sonstigen Dingen sein, die die Truppe selbst nicht braucht.


  2) Ist die Bevölkerung, national gesehen, feindlich, rassisch und menschlich minderwertig oder gar, wie es in Sumpfgebieten sehr oft der Fall sein wird, aus angesiedelten Verbrechern zusammengesetzt, so sind alle, die der Unterstützung der Partisanen verdächtig sind, zu erschießen. Weiber und Kinder sind abzutransportieren, Vieh und Lebensmittel zu beschlagnahmen und in Sicherheit zu bringen. Die Dörfer sind bis zum Boden niederzubrennen.


  3) Entweder sind die Dörfer und Siedlungen ein Netz von Stützpunkten, deren Bewohner von sich aus jeden Partisanen und Marodeur totschlagen und uns über alles unterrichten, oder sie hören auf zu bestehen. Kein Gegner darf in dieser Gegend Unterstützung und Lebensunterhalt finden.


  gez. H. Himmler1


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Dieser Befehl bildete seit Ende Juli 1941 die Grundlage für den Vernichtungszug der SS-Kavalleriebrigade durch das weiträumige Gebiet der Pripjet-Sümpfe; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.137–165, 194–203. In einer hinsichtlich der sowjetischen Partisanen radikalisierenden Anweisung stellte das OKW am 16.9. fest, in der Sowjetunion seien „allenthalben kommunistische Aufstandsbewegungen ausgebrochen“, dagegen könne „eine abschreckende Wirkung nur durch ungewöhnliche Härte erreicht werden“, zit. ebd., S.220.


  


  


  63) Vermerk Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland/Einsatzgruppe A vom 1.10.1941: Errichtung eines Konzentrationslagers in Lettland


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Riga, den 1.10.1941

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe A – II –

      

      	
        

      
    

  


  1.) Vermerk


  Betr.: Errichtung eines Konzentrationslagers in Lettland1


  In den Rigaer Gefängnissen befinden sich seit Beginn der Tätigkeit der Einsatzgruppe A etwa 3000 Personen in Haft. Das Einsatzkommando 2 ist laufend damit beschäftigt, die Häftlinge durchzukämmen und entweder zur Entlassung zu bringen, eine Unterbringung im Konzentrationslager vorzusehen oder zu liquidieren. Trotz intensivster Tätigkeit nimmt die Zahl der Häftlinge nicht ab, sondern der Stand bleibt ungefähr gleich, weil die täglichen Neuzugänge ungefähr ebenso zahlreich sind wie die Zahl der Entlassungen. Z.Zt. besteht nicht die Möglichkeit, diese große Zahl von Häftlingen zu nutzbringender Arbeit einzusetzen. In dem Gefängnis befinden sich allerdings Werkstättenräume, die nach entsprechender Ausstattung und entsprechendem Ausbau die Möglichkeit zur Beschäftigung eines Teils der Gefängnisinsassen möglich macht. Es erscheint daher schon aus diesen Gründen geboten, ein Konzentrationslager zu errichten, um eine stärkere Ausnützung der Arbeitskraft der Häftlinge zu ermöglichen. Ein weiterer Gesichtspunkt, der für die Errichtung eines KZ in der Nähe von Riga spricht, ist der Umstand, daß es in Riga noch ca. 23.000 Juden gibt. Die Zusammendrängung der Juden in einem Ghetto kann nur eine Übergangslösung sein. Es wird sich in kurzer Zeit die Notwendigkeit ergeben, die von den Juden belegten Wohnräume für andere Zwecke frei zu machen. Außerdem muß angestrebt werden, sowohl die männlichen, als auch die weiblichen Juden, die bisher nur zu einem Teil zu Wehrmachtsdienststellen usw. zur Arbeit herangezogen werden, möglichst 100%ig zur Arbeit zu bringen. Schließlich bietet das Ghetto keine Möglichkeit, die weitere Vermehrung der Juden zu unterbinden. Auch auf weitere Sicht gesehen ist es erforderlich, ein Konzentrationslager zu unterhalten, um langfristig einsitzende Häftlinge unterzubringen. Der Abtransport von Häftlingen ins Reich zwecks Einweisung in ein KZ ist schon wegen der Transportschwierigkeiten nicht möglich.


  Bei den vorbereitenden Arbeiten zur Errichtung eines Konzentrationslagers müsste zunächst ein geeignetes Gelände ausfindig gemacht werden, das folgende Möglichkeiten bieten muß: 1.) Es darf nicht allzu weit von Riga entfernt sein, um den Hin- und Hertransport der Häftlinge mit möglichst geringem Aufwand an Zeit und Fahrzeugen durchführen zu können. 2.) Das Konzentrationsgelände muß möglichst dünn besiedelt oder sogar unbewohnt sein. 3.) Das Gelände muß die Möglichkeit zum sofortigen Arbeitseinsatz einer größeren Anzahl von Häftlingen bieten, und zwar müssen Arbeitsmöglichkeiten sowohl für männliche, als auch für weibliche Häftlinge vorhanden sein. All diesen Erfordernissen entspricht das Gelände in dem Dreieck zwischen Riga, Mitau und Tukkum.2 Es handelt sich um ein ziemlich dünn besiedeltes, meist flaches Gelände. Der größte Teil dieses Gebietes ist Moorgelände. Es ist durchsetzt mit umfangreichen Wäldern und vereinzelt Ackerland und Wiesen. Ich habe dieses Gelände am 27.9.41, soweit die Wege es zuließen, abgefahren. Die Geländebesichtigung hatte folgendes Ergebnis: Es ist ohne Schwierigkeiten möglich, zunächst eine oder mehrere der sehr kleinen und in schlechtem Zustand befindlichen Bauernhöfe zum Ausgangspunkt eines Konzentrationslagers zu machen. Die ersten Häftlingstrupps müssten mit dem Bau von Unterkünften für die einzuweisenden Häftlinge verwendet werden. Bauholz steht in ausreichendem Maße zu Verfügung. Die Arbeitskräfte können, sobald die notwendigen Bauarbeiten für die Schaffung von Unterkünften beendet sind, in unmittelbarer Nähe des Lagers mit dem Torfabbau beschäftigt werden. Zum Teil sind bereits Wasserwege vorhanden, um den gestochenen Torf mit Torfkähnen nach Riga zu transportieren. Der Torfbedarf in Riga ist voraussichtlich erheblich groß, da mit der Zufuhr von Kohle nur in geringem Umfang gerechnet werden kann. Darüber hinaus wird z.Zt. die Möglichkeit geprüft, das Rigaer Elektrizitätswerk, das mit Kohle betrieben wird, auf Torf umzustellen. Soweit ich bisher feststellen konnte, ist eine derartige Umstellung nicht sonderlich schwierig. In Mitau ist das Elektrizitätswerk bereits auf Torfheizung umgestellt worden. Die Beschaffenheit des Bodens ermöglicht außerdem die Errichtung landwirtschaftlicher Großbetriebe, Viehzucht und Gemüseanbau. Für die Beschäftigung weiblicher Häftlinge sind also ausreichende Möglichkeiten vorhanden. Schließlich ist wesentlich, daß längs der Strecke Mitau–Tukkum zahlreiche Ziegeleibetriebe liegen, die zum größten Teil in Betrieb sind. Die Ziegeleien werden zum größten Teil mit Torf beheizt. Es kann also im Verlauf des weiteren Baues des Konzentrationslagers daran gedacht werden, auch die Ziegeleien als Konzentrationslagerbetriebe zu übernehmen. Während der ersten Anlaufzeit wird es genügen, einen verhältnismäßig kleinen Raum zum KZ-Gelände zu bestimmen und hermetisch abzuschließen. Sofern später größere Häftlingsmengen in das Lager gebracht werden, können die Bewohner der Gehöfte ohne Schwierigkeiten aus- und umgesiedelt werden. Schon jetzt kann gesagt werden, daß der vorgesehene Raum derartig viele Möglichkeiten bietet, daß sämtliche in Riga und überhaupt in Lettland übriggebliebenen Juden dort zusammengefaßt werden können. Hierbei müssen von vornherein die Juden von den Jüdinnen getrennt untergebracht werden, um eine weitere Vermehrung zu verhindern. Kinder unter 14 Jahren müssen bei den Frauen bleiben.


  2.) SS-Brigadeführer Dr. Stahlecker vorgelegt


  Ich bitte, dem Plan der Errichtung eines Konzentrationslagers in dem oben beschriebenen Raum grundsätzlich zuzustimmen. An der wirtschaftlichen Seite, insbesondere an der Inbetriebnahme von Torfstechereien und Ziegeleien ist der Wirtschaftsreferent des Höheren SS- und Polizeiführers, SS-Sturmbannführer Reemtsma, stark interessiert. Ich habe das Gelände gemeinsam mit ihm abgefahren. Wir waren übereinstimmend der Meinung, daß sowohl vom polizeilichen, als auch vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt aus, der genannte Raum allen Erfordernissen entspricht. Ich beabsichtige, sobald eine Maschine zur Verfügung steht, gemeinsam mit SS-Stubaf. Reemtsma den Raum zu überfliegen, um einen Gesamtüberblick auch über die Gebiete zu bekommen, die für den Kraftwagen nicht zugänglich waren.3


  Dr. Lange4

  SS-Sturmbannführer


  RGVA, 504–2–8 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Zur Vorgeschichte vgl. Dok. 34; zum Zusammenhang der Lagerplanungen im RKO mit den Vorbereitungen von Deportationstransporten mit Juden aus dem Reich vgl. Browning/Matthäus: Die Entfesselung der „Endlösung“, S.436–448; Angrick/Klein: Die „Endlösung“ in Riga, S.185–211.


  2 Dennoch entschied sich Lange bald darauf für einen anderen Standort 20km südlich von Riga nahe der Ortschaft Salaspils, nach dem das Lager benannt werden sollte; ebd., S.211.


  3 Handschriftlicher Randvermerk (wahrscheinlich von Stahlecker): „Einverstanden. Antrag vorbereiten.“


  4 Dr. Rudolf Lange, geb. 1910, Jurastudium, 1932 Referendarexamen, 1933 SA u. Dr.jur., 1936 SS, Assessorexamen u. zum Gestapa einberufen, 1937 NSDAP, 1938 Abt.leiter II B der Stapo-Leitstelle Wien u. Ostuf., 1939 stellv. Chef Stapo-Leitstelle Stuttgart, 1940 dto. Stapo-Stellen Weimar u. Erfurt, dann dto. Stapo-Leitstelle Berlin, 1941 Stubaf., seit Sommer Leiter IV der EG A, 3.12.1941 KdS Lettland, 1943 Ostubaf., Jan. 1945 KdS Posen, im Febr. dort Selbstmord; BAB, BDC, SSO u. RuSHA Dr. Rudolf Lange; BAL, ZK: Dr. Rudolf Lange; Peter Klein: Dr. Rudolf Lange als Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD in Lettland, in: Kaiser: Täter im Vernichtungskrieg, S.125–136; Angrick/Klein: Die „Endlösung“ in Riga, S.53f., 199–202, 209ff., 248–255, 262f., 271–275, 292f., 295f., 343ff., 350f., 369f., 372ff., 384ff., 387ff.


  


  


  64) Bericht Einsatzgruppe D vom 8.10.1941: Erziehungswesen im bolschewistischen Rußland und Fragen der Umerziehung


  
    
      	
        Einsatzgruppe D

      

      	
        8.Oktober1941

      
    

  


  Bericht über das Erziehungswesen im bolschewistischen Russland und Fragen der Umerziehung


  Das bolschewistische Erziehungsprinzip liegt auf der Ebene der marxistischen Ideologie. Freiheit und Gleichheit sind seine Hauptwerte. Aus ihnen erwuchs das Schlagwort von der „Erziehung durch Wort u. Propaganda“. Dieser Grundsatz galt für alle Erziehungsgebiete, für das Schulleben wie auch für die häusliche Erziehung und war gesetzlich verankert. Die Stellung der Familie als Erziehungsfaktor war nur von geringer Bedeutung. Hauptträger der Erziehung waren der Staat und die Partei, die mit ihren Organen den Totalanspruch auf die Jugenderziehung erhoben. Die Familie war daher nur eine Summe von einzelnen Individuen ohne sippenmäßige Bindungen. Den Eltern kam lediglich die Aufgabe der materiellen Versorgung der Kinder zu. Eine geistige Einflussnahme von seiten der Eltern war zumeist schon aus äusseren Gründen nicht möglich. Sie arbeiteten von morgens früh bis abends spät in den Geschäften und Kollektiven und konnten sich daher nur in geringem Maße ihren Kindern widmen, wenn sie hierauf überhaupt Wert legten. Der stärkste Einfluss im kommunistisch-politischen und weltanschaulichen Sinne ging daher von der Schule aus, nachdem die Kirchen aller Konfessionen um die Jahre 1926–1932 als Erziehungsfaktor ausgeschaltet waren.


  I. Organisatorischer Aufbau


  In Sowjetrussland unterschied man folgende Schultypen: Die siebenklassige u. zehnklassige Mittelschule, das Technikum, das Institut, das Institut für Wissenschaft und Forschung und die Akademie der Wissenschaften. Auf der Stufe der siebenklassigen Schule stand die sog. Handwerkerschule, zu deren Besuch die regelmäßige Teilnahme am Unterricht einer siebenklassigen Anstalt erforderlich war. Der Schüler konnte ohne Prüfung von der siebenklassigen Schule zur Handwerkerschule übertreten und zwar frühestens vom 5. Schuljahr ab. Die Absolvierung einer sieben- und zehnklassigen Schule ohne Examen berechtigte zum Besuch eines Technikums aller handwerklichen Berufssparten. Der Eintritt in ein Institut war nur möglich nach Ablegung eines Examens nach erfolgreichem Besuch einer zehnklassigen Schule. Das Institut für Wissenschaft und Forschung übernahm begabte oder politisch-kommunistisch ausgerichtete Studenten der Institute, während die Akademie der Wissenschaften die Vorlage einer wissenschaftlichen Abhandlung verlangte. Die Aufsichtsbehörden der sieben- u. zehnklassigen Schulen waren die Stadt-, Rayonsu. Gebietsverwaltung, die für die Durchführung der Anweisung des Volkskommissariats für Volksbildungs- u. Unterrichtswesen verantwortlich waren. Die Technika unterstanden der Gebietsverwaltung unmittelbar, während die Institute sowie die Akademie für Wissenschaften direkt vom Komitee für Hochschulwesen verwaltet wurden.


  II. Die bolschewistische Erziehung in den Schulen und deren Auswirkungen


  Die politisch-weltanschauliche Beeinflussung der Schuljugend begann bereits im ersten Schuljahr. Die Lehrbücher, insbesondere die Lesebücher, enthielten eine Vielzahl kommunistischer Begriffe wie Genosse, Pionier, Oktoberkinder usw., Namen der bolschewistischen Führer und „Arbeiterhelden“, die die Kinder schon in den Grundklassen kennenlernen mussten, so dass sie sich unbewusst in die kommunistische Begriffs- u. Vorstellungswelt einlebten. In geschickter Form wurden auch auf das kindliche Gemüt abgestimmte Erzählungen mit kommunistischen Gedanken durchsetzt. Diese Erzählungen wurden mit Vorliebe von der Jugend aufgenommen und haben auch bis zu einem gewissen Grade ihre Wirkung nicht verfehlt. Auf dieser Grundlage baute sich dann in den höheren Klassen das politisch-wissenschaftliche Lehrgebäude auf mit kommunistischweltanschaulicher Auswertung. Mit Ausnahme der Realfächer Mathematik, Physik, Chemie und Sport wurde der Geschichts-, Biologie-, Literatur- und Sprachenunterricht betont in den Dienst der kommunistischen Propaganda gestellt. Der Geschichtsunterricht war im Sinne der marxistischen Geschichtsauffassung ausgerichtet. In den höheren Klassen der Mittel- und höheren Schulen wurden die historischen Betrachtungen mit philosophischen Erörterungen verbunden. In der 9. Klasse der zehnstufigen höheren Schule wurde der Zeitraum von 1812–1861 und in der zehnten Klasse der Abschnitt von 1861 bis zur Gegenwart behandelt. In den Mittelpunkt wurden Betrachtungen gestellt über die Bauernreform von 1861, die „negativen“ politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Erscheinungen der zaristischen Zeit und die Vorläufer des Kommunismus. Als Krönung des Geschichtsunterrichts wurde gründlich der Bolschewismus von allen Seiten aus beleuchtet unter Einflechtung philosophischer Stoffe von Haeckel, Marx, Engels, Feuerbach usw. Die Geschichte der kapitalistischen Länder in ihren einzelnen Stadien wurde nicht behandelt, sondern deren Wirtschaftsgeschichte mit der sowjetrussischen verglichen, wobei immer wieder auf die wirtschaftlichen und technischen Errungenschaften Sowjetrusslands und die Ideen des marxistisch-kommunistischen Sozialismus hingewiesen wurde. Kirchengeschichtliche Fragen wurden im Geschichtsunterricht nicht besprochen, sondern nur im Rahmen der antireligiösen Propaganda. Das Geschichtsbild wurde vertieft durch gründliches Studium der biologischen Lebensvorgänge unter dem Gesichtspunkt der kommunistisch-materialistischen Lebensauffassung. Leitgedanke in diesem Unterricht war die Darwinsche Naturauffassung von der Entstehung und Weiterentwicklung der Lebewesen. Hinsichtlich der Entstehung der Welt wurde die Jugend dahingehend belehrt, dass die Welt nicht göttlichen Ursprungs sei, sondern ihre Entstehung natürlicher Entwicklung verdanke. Die gesamte Weltentwicklung ginge in verschiedenen Epochen vor sich, die sich nach einem bestimmten Gesetz ablösten. Als Beispiel wurde in diesem Zusammenhang gewöhnlich der Kreislauf des Wassers angeführt. Alles Göttliche im Kosmos wurde abgelehnt nach der kommunistischen Auffassung: „Gott hat nicht die Menschen geschaffen, sondern die Menschen Gott“. Der Mensch ist der Mittelpunkt des Lebensgeschehens. Die Götter und Nebengötter sind erst von ihm geschaffen worden. Auf diesem politisch-wissenschaftlichen Fundament baut sich dann die antireligiöse Propaganda an den Schulen auf. Um einen möglichst grossen Wirkungsgrad erzielen zu können, wurde ein feingliedriger Organisationsapparat geschaffen. An jeder Schule bestand die „Freiwillige Organisation der Gottlosen“, die im Rayon zur „Vereinigung der Gottlosen“ zusammengefasst und dem Dachverband „Centralkomitee der bolschewistischen Gottlosen“ angeschlossen war. Die Unterorganisationen an den Schulen erhielten ihre Weisungen von dem Leiter der Rayon-Vereinigung, der der Abteilung für Volksbildung beim Rayon zugeteilt war und meist gleichzeitig das Amt des Leiters der nationalen Kulturwissenschaften im Rayon-Schulamt verwaltete. Gehörten an einer Anstalt mindestens 3 Lehrer der kommunistischen Partei an, so gründeten sie eine kommunistische Aktivgruppe und übernahmen als verantwortliche Leiter die antireligiöse Propaganda an der Schule. In Fällen, in denen keiner der Lehrpersonen Parteimitglied war, übernahmen die am Orte ansässigen Parteiinstitutionen die Leitung. Die Gründung einer „Freiwilligen Gottlosenorganisation“ an einer Schule vollzog sich folgendermaßen: Ein kommunistischer Lehrer wurde mit der Gründung beauftragt. Er richtete ein Organisationsbüro ein und legte Einschreibelisten auf, in die sich die zukünftigen Mitglieder dieser Organisation eintrugen. In einer Versammlung wurde sodann aus dem Mitgliederkreis ein Komitee gebildet, das die örtliche Aufsicht führte und Durchführungsanordnungen erliess. Die Mitglieder setzten sich aus Schülern von 15 Jahren an aufwärts zusammen. Es bestand kein Mitgliedszwang, und es erwuchsen auch keine Nachteile für den einzelnen, wenn er sich nicht der Organisation anschloss. Monatlich fanden zwei Versammlungen statt, bei denen Aufsätze u. Artikel antireligiösen Charakters vorgelesen und besprochen wurden. Vorträge dieser Art wurden vornehmlich nur an hohen kommunistischen Feiertagen gehalten. Zur Stützung der Propaganda wurde für die oberen Klassen die periodisch erscheinende Broschüre „Der Gottlose“ herausgegeben, die sich aber keiner starken Beliebtheit erfreute. Auch die Literatur wurde in den Dienst der Propaganda gestellt, wobei im Gegensatz zu den sonstigen Kampfmethoden des Bolschewismus eine gewisse Objektivität gewahrt wurde. In der zehnten Klasse wurde vornehmlich die westeuropäische Literatur behandelt und zwar Goethe, Schiller, Shakespeare, Byron, Molière usw. Die Werke dieser Dichter wurden besprochen und als positiv bewertet, indem die Bolschewisten anerkannten, dass um jene Zeit in den westeuropäischen Ländern ein hochentwickeltes Kulturleben bestand, während das damalige Russland diesen literarischen Leistungen nichts annähernd Gleichwertiges gegenüberstellen konnte. Der Bolschewismus habe erst die geistigen Kräfte auch auf dem Gebiete der Literatur geweckt und einen starken Auftrieb verliehen, so dass die kommunistisch-literarischen Werke durchaus einen Vergleich mit den Werken der europäischen literarischen Blütezeit aushalten könnten. Eine Frage von grundsätzlicher Bedeutung war die Stellung der Schule im und zum Volkstum. In den ersten Jahren der kommunistischen Revolution war auch die Schule in die Bestrebungen zur Förderung der im russischen Raum lebenden Volkstümer einbezogen. Das jüdische, russische, ukrainische und deutsche Volkstum bekam eigenen Schulen, deren Erziehungsmethoden volkstumsgebunden waren, wobei allerdings in der grossen Linie das kommunistische Erziehungsideal berücksichtigt werden musste. Um das Jahr 1938 wurden die deutschen und jüdischen Schulen geschlossen bezw. in ukrainische und russische umgewandelt. Das Nationalitätenprinzip wurde damit auf das ukrainische und russische Volkstum beschränkt. In den ukrainischen Schulen war die Unterrichtssprache Ukrainisch. Verordnungen und Erlasse erschienen ebenfalls in ukrainischer Sprache. In der Literatur durften die ukrainischen Dichter wie Schewtschenko behandelt werden, auch solche, die durchaus nicht dem Kommunismus zuneigten. Im Gesangsunterricht wurden ukrainische Lieder kommunistischen Inhalts gesungen. Weiterhin wurde ein ukrainischer Chor erlaubt. In allen anderen Fächern war eine Hervorhebung des Ukrainertums verboten. Die Mangelerscheinungen im sowjetrussischen Schulwesen waren mannigfacher Art. Die Lehrmittel und Lehrbücher waren z.B. völlig unzureichend. Vier Schüler benutzten gewöhnlich 1 Lehrbuch gemeinsam. In einem Falle entfielen auf 29 Schüler einer Klasse lediglich 9 Bücher, eine Erscheinung, die symptomatischen Charakter haben dürfte. Schreibhefte u.-Material gab es nur in geringen Mengen. Für je zwei Fächer durfte nur ein Heft verwandt werden. Anschauungsmaterial war wenig oder überhaupt nicht vorhanden. Es musste von Lehrern und Schülern selbst hergestellt werden. Die technische Durchführung des Schulbetriebes wurde daher sehr stark behindert. Darüber hinaus war die Ausbildung des bolschewistischen Lehrernachwuchses unzulänglich. Da die Sowjetregierung sich seit Jahren bemühte, das insbesondere auf dem Lande und in den Industriestädten noch stark verbreitete Analphabetentum abzuschaffen, war sie gezwungen, in allen Bezirken des Landes neue Schulen zu errichten. Abgesehen davon, dass durch diese Maßnahmen eine organische Entwicklung des gesamten Schulwesens unmöglich wurde, trat allenthalben ein ausserordentlich starker Mangel an Lehrkräften ein. Die Ausbildungsdauer der zukünftigen Lehrpersonen war daher so kurz wie nur eben möglich bemessen. Die jungen Lehrkräfte wurden gewöhnlich nach Absolvierung einer zehnklassigen Schule und einem anschliessenden Besuch eines dreimonatigen Kurses an einem pädagogischen Institut angestellt. Bei der Anstellung spielte die politische Gesinnung und Betätigung eine besondere Rolle. Parteimitglieder erhielten die bestbezahlten Stellungen in den Städten. Auf diese Tatsache ist die verhältnismäßig geringe Anzahl von Parteimitgliedern unter der Lehrerschaft auf dem Lande zurückzuführen. Die Besetzung der leitenden Stellen im Schulwesen geschah auf Grund einer sorgfältigen politischen Auslese. Nach den bisherigen Erfahrungen wurden die Direktorenstellen überwiegend mit jungen Kräften besetzt, die sich als Führer im Komsomol bewährt hatten. Ein grosser Teil dieser Direktorenstellen hatten Juden inne. Die von ihnen geleiteten Anstalten standen besonders stark unter bolschewistischem Einfluss. An diesen Schulen waren die Jugendorganisationen der Partei stark vertreten. Als einziges Positivum im schulischen Erziehungswesen der Sowjets ist das Bestreben zu werten, das Analphabetentum abzuschaffen. Im Rayon Melitopol waren beispielsweise vor der Revolution 40–50% der Bevölkerung Analphabeten, während z.Zt. etwa noch 10% in Melitopol ansässig sind. Im gesamten sowjetrussischen Gebiet existierten vor der Revolution lediglich 3 landwirtschaftliche Hochschulen. Unter der Bolschewistenherrschaft wurden 75 weitere landwirtschaftliche Schulen errichtet. Die Befolgung der kommunistischen Erziehungsprinzipien hatte erhebliche negative Auswirkungen auf die Jugend. Sie führten zu einer inneren und äusseren Verrohung. Für alle Erziehungsberechtigten galt das Verbot der körperlichen Züchtigung. Der Lehrer hatte also nur die Möglichkeit der mündlichen Zurechtweisung, die aber zum überwiegenden Teil keinen Eindruck auf die Schüler machte. Diese Zurechtweisungen wurden nicht ernst genommen und mit Drohungen beantwortet, wie z.B. „Im modernen Sowjetstaat gibt es so etwas nicht“ oder „Ich werde mich an den Prokurator wenden“. Die Kinder der Kommunisten und Parteifunktionäre pflegten gewöhnlich mit einer Anzeige beim NKWD zu drohen. Liess sich ein Lehrer einmal zu einer körperlichen Züchtigung eines Schülers hinreissen, so hatte er gegebenenfalls mit 5–6 Jahren Gefängnis zu rechnen. Da die Undiszipliniertheit in den letzten Jahren untragbare Formen annahm, gingen die Lehrpersonen dazu über, die Schüler in besonders krassen Fällen dieselbe Klasse wiederholen zu lassen. Diese Maßnahme legte aber der Staat als Sabotage an der kommunistischen Erziehungspolitik aus mit dem Vorwurf, dass dem Staate die Wiederholung eines Schuljahres zuviel Kosten verursache und die Lehrperson sich nicht in dem erforderlichen Maße der „Erziehung durch Wort und Propaganda“ angenommen habe.


  III. Vorschläge und Maßnahmen zur Umerziehung der Jugend


  Die Hauptfrage der Umerziehung ist die Erziehung zu disziplinierter äusserer und innerer Haltung. Die Verrohung der Jugend lässt sich nach Auffassung erfahrener Lehrpersonen nur durch Abwendung vom Erziehungsprinzip „Erziehung durch Wort und Propaganda“ überwinden. Grundelement ist die Erziehung zum Gehorsam und zur Pflichterfüllung. Nach Meldung aller bisher befragten Lehrpersonen und Eltern ist die Wiedereinführung des Rechts der körperlichen Züchtigung in Schule und Haus unbedingt erforderlich. Zur Überwindung der in der Jugend zum Teil unbewusst eingedrungenen kommunistischen Ideengänge und Begriffe muss die Schule in erster Linie für deren Ausmerzung Sorge tragen. Infolgedessen sind die diese Begriffe enthaltenden Lehrbücher der politisch-wissenschaftlichen Gebiete Geschichte, Biologie, Literatur, Sprachen und Gesang bis zur Einführung neuer Lehrbücher nicht mehr zu verwenden. Im Vordergrund der Erörterung der Maßnahmen zur Umerziehung steht auch das religiöse Problem. Die bisher befragten Geistlichen der russisch-orthodoxen Kirche sind übereinstimmend der Auffassung, dass eine innere Haltungsänderung der Jugend nur auf dem Wege eines religiösen Einflusses möglich sei. In den Bezirken, in denen sich ehemals verbannte russisch-orthodoxe Pfarrer seit dem Einmarsch deutscher Truppen der religiösen Betreuung der russisch-orthodoxen Bevölkerung widmen, nehmen sie sich vor allem d. Jugendlichen an. Die Überwachung von Gottesdiensten hat ergeben, dass im Wesentlichen nur ältere Personen sich einfinden und die geringe Anzahl der teilnehmenden Jugendlichen interesselos zuschaut. Ohne Zweifel hat der grösste Teil keinerlei Gottesvorstellungen mehr, sofern sie nicht ab und zu von ihren Eltern belehrt wurden und werden. Um dieser religiösen Einflussnahme zu begegnen, muss in den Mittelpunkt der Erziehung ein Äquivalent gestellt werden. Das Volkstum und seine Ausdrucksformen müssen daher das Fundament zu einer neuen Erziehungspolitik abgeben. Da in den Landbezirken und Industriestädten infolge der kriegerischen Ereignisse der Schulbetrieb überall eingestellt wurde, beginnt die ältere Schuljugend ein Übel im Dorf- oder Stadtbild zu werden. Sie lungert auf den Strassen herum und bettelt um Zigaretten und andere Genussmittel.


  LVVA, 1018–1–42 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  65) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11 vom 9.10.1941: Tätigkeit und Vorschläge über weiteren Einsatz


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

        Einsatzgruppe D

        Tgb.-Nr.910/41

        An das AOK 11 (über Ic)

      

      	
        O.U., den 9.10.1941

      
    

  


  Betreff: Tätigkeit der Einsatzgruppe D und Vorschläge über weiteren Einsatz


  In den letzten Wochen standen im Rahmen der Aufgaben der Einsatzgruppe D zwei Tätigkeitsgebiete im Vordergrund: 1. Politische Befriedung, 2. Schutz und Betreuung der volksdeutschen Siedlungen. Hinsichtlich der politischen Befriedung spielten abgesehen von der Regelung der Judenfrage Fahndungen und Aushebungen von Partisanen in der letzten Zeit eine größere Rolle. Es wird in diesem Zusammenhang auf den übersandten Bericht über die Arbeit der Partisanen in Nikolajew verwiesen. Im Bereich eines Teilkommandos des E.Kdo. 12 in Grigorjewka wurde die Einheit mit zur Beseitigung der roten Fallschirmabspringer angesetzt (s. besonderes Schreiben). Bezüglich der Arbeit in den volksdeutschen Siedlungsgebieten darf auf den zur Einsichtnahme seinerzeit übergebenen Sonderbericht verwiesen werden. Das Kommando der Volkdeutschen Mittelstelle, SS-Oberführer Hoffmeyer, hat inzwischen in den meisten Gebieten die Ablösung durchgeführt, sodaß die von der Einsatzgruppe D eingesetzten Teilkommandos bis auf ein Restkommando in Speyer zurückgezogen werden konnten.


  Standort und Arbeitsbereich der einzelnen Kommandos sind folgende:


  1. Der Stab der Einsatzgruppe D nahm in Nikolajew Quartier.


  2. S.Kdo. 10a marschiert vereinbarungsgemäß über Askanja–Nowa-Roshestwenskoje auf Melitopol zu und befindet sich z.Zt. in Melitopol.


  3. S.Kdo. 10b ist von Aleschki aus zur Säuberung der Halbinsel südostwärts mit Teilkommandos nach N. Spurjowka und Skadowsk marschiert. Das Teilkommando Skadowsk hatte am 29.9.41 bei einer Aktion gegen Partisanen 2 Tote (1 SS-Führer und 1 SS-Unterführer) sowie 6 Verwundete an Verlusten (davon 3 schwer- und 3 leichtverletzt, Lebensgefahr besteht in keinem Falle).


  4. S.Kdo. 11a sitzt mit Teilkommando in Cherson und säubert Raum nördlich Cherson; Kommando in M. Majatschka für Weitermarsch mit 54 A.K.


  5. S.Kdo. 11b befindet sich in Groß-Liebenthal vor Odessa. Hat im Raum um Odessa Schutz und Betreuung der Volksdeutschen übernommen und hält sich für Odessa selbst bereit.


  6. E.Kdo. 12 hat Sitz in Nikolajew zur Ablösung von S.Kdo. 11a genommen und liegt mit 2 Restkommandos in Speyer im Beresanergebiet.


  Für die weitere Arbeit bzw. den Einsatz der inzwischen freigewordenen Kräfte wird folgendes vorgeschlagen:


  1. Der Stab der Einsatzgruppe D verbleibt bis auf weiteres in Nikolajew.


  2. S.Kdo. 10a arbeitet zunächst in Melitopol; ein kleines Vorkommando geht mit XXX. A.K. weiter in Richtung Mariupol vor.


  3. S.Kdo. 10b hat noch 8–10 Tage auf Halbinsel südlich Aleschki zu säubern, steht dann ggfs. bereit für die Krim.


  4. S.Kdo. 11a beendigt Durchkämmung nördlich Cherson und säubert ostwärts von 10b über Majatschka in Richtung Perekop. Vorkommando geht mit 54. A.K. weiter vor.


  5. S.Kdo. 11b bleibt noch 1–2 Wochen vor Odessa und wird, wenn bis dahin über die Einnahme der Stadt keine Entscheidung gefallen ist, zurückgezogen.


  6. E.Kdo. 12: Teilkdo. bleibt in Nikolajew bis auf weiteres. Die andere Hälfte des Kommandos säubert im Anschluß an 10a den Raum westlich Melitopol-Wasiljewka am Dnjepr bis zum Dnjepr-Bogen.


  Da SS-Oberführer Ohlendorf auf Grund des Besuches des Reichsführers-SS bei der Einsatzgruppe D in Nikolajew1 eine Dienstreise nach Berlin angetreten hat, bittet SS-Sturmbannführer Seibert2 um einen Rücksprachetermin am 11.10.1941 nach Vereinbarung mit dem Verbindungsoffizier.


  I.V. gez. Seibert

  SS-Sturmbannführer


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  


  1 Vgl. Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, S.225.


  2 Wilhelm Seibert, geb. 1908, Gruppenleiter III C (Wirtschaft) im RSHA, 1941 Leiter III im Stab der EG D bis Frühjahr 1942, 1948 im Nürnberger EG-Prozeß zum Tod verurteilt, 1951 zu 10 Jahren Haft begnadigt; BAL, ZK: Wilhelm Seibert.


  


  


  66) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 10.10.1941: Richtlinien für die in die Stalags und Dulags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 10.Oktober1941

      
    


    
      	
        IV A I c – B.Nr.815 B/41 g.

      

      	
        

      
    

  


  Betrifft: Richtlinien für die in die Stalags und Dulags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD


  Vorgang: Erlasse v. 17.7., 21.7., 12.9. u. 26.9.41 B.Nr.21 B/41 gRs.


  Anlagen: 1 Anlage


  Im Nachgang zu meinen vorbezeichneten Erlassen übersende ich in der Anlage eine vom Reichsminister für die besetzten Ostgebiete herausgegebene Übersicht über die Völker und Volksgruppen der Sowjetunion zur gefl. Kenntnisnahme und Beachtung.1 Die beigelegten Überexemplare sind für die Führer der Einsatzkommandos bestimmt. Hinsichtlich der Feststellung und Aussonderung der Juden weise ich darauf hin, daß nach den übereinstimmenden Aussagen verschiedener Gefangener die Juden in der Sowjetunion seit 1920/21 teilweise nicht mehr beschnitten werden, um ihre Rassezugehörigkeit zu verschleiern. Ich bitte, die Führer der Einsatzkommandos hiervon in Kenntnis zu setzen.


  Verteiler:


  An den Kommandeur der Sicherheitspolizei u.d. SD in Krakau, an den Kommandeur der Sicherheitspolizei u.d. SD in Radom, an den Kommandeur der Sicherheitspolizei u.d. SD in Warschau, an den Kommandeur der Sicherheitspolizei u.d. SD in Lublin, an den Kommandeur der Sicherheitspolizei u.d. SD in Klagenfurt, an alle Staatspolizei-leit-stellen


  Nachrichtlich:


  An den Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei, an den Chef der Sicherheitspolizei und des SD, an die Amtschefs I, II, III, IV, V, VI und VII, an die Referate IV D 2, IV D 3 u. IV D – ausl. Arbeiter –, an den Gruppenleiter IV D – SS-O’Stubaf. Dr. Weinmann2 –, an alle Höheren SS- und Polizeiführer, an alle Inspekteure der Sicherheitspolizei und des SD, an den Befehlshaber der Sicherheitspolizei u.d. SD im Generalgouvernement Krakau, an den Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD in der Westmark Metz, an den Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD in Oslo, an die Einsatzgruppe A, an die Einsatzgruppe B, an die Einsatzgruppe C, an die Einsatzgruppe D


  In Vertretung: gez. Müller


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Hier nicht abgedruckt.


  2 Dr. Erwin Weinmann, geb. 1909, Medizinstudium, 1931 NSDAP u. SA, Oberarzt Universitätsklinik Tübingen, 1936 SS u. SD-OA Südwest, 1937 Stabsfhr. SD-OA Ost, 1939 Ostubaf., 1940 Fhr. SD-LA Berlin, dann Gruppenleiter IV D im RSHA, 1942 Kdr. SK 4a, ab 1943 BdS Böhmen u. Mähren, 1944 Oberf., angeblich gest. 1945 in Prag; BAB, BDC, SSO Dr. Erwin Weinmann; BAL, ZK: Dr. Erwin Weinmann.


  


  


  67) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 10.10.1941: Austausch der Anwärter des leitenden Dienstes beim Unternehmen Barbarossa


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 10.Oktober1941

      
    


    
      	
        I A 1 d – Nr.140 I/41 b.

      

      	
        Schnellbrief!

      
    

  


  An a) die Staatspolizei(leit)stellen Breslau, Berlin, Wien, Trier, Stettin, Saarbrücken, Münster, München, Karlsbad, Prag, b) die Kriminalpolizeistelle Recklinghausen, c) die SD(Leit)Abschnitte Augsburg, Prag, Posen, Chemnitz, Koblenz, d) den Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Lublin, e) den Inspekteur der Sicherheitspolizei und des SD Wien, Posen, f) das Reichssicherheitshauptamt I A 4, g) die Chefs der Einsatzgruppen A–D.


  Nachrichtlich den Staatspolizei(leit)stellen Königsberg und Koblenz.


  Betrifft: Austausch der Anwärter des leitenden Dienstes beim Unternehmen Barbarossa

  Hiermit ordne ich aus dienstlichen Gründen mit Wirkung vom 25.Oktober1941 folgende Beamte des leitenden Vollzugsdienstes bezw. SD-Angehörige bis auf weiteres zum Unternehmen Barbarossa ab: 1. Krim.Rat Mosig, Stapoleitstelle Breslau, 2. Krim.Komm. Heinrich Schmitz, Stapo Trier, 3. Krim.Komm. Erhardt Schiele, Stapoleitstelle Stettin, 4. SS-H’Stuf. Franz Stark, SD-Abschnitt Augsburg, 5. SS-O’Stuf. Franz Grünzfelder, SD-Abschnitt Koblenz, unter Aufhebung der Abordnung nach Luxemburg, 6. SS-O’Stuf. Rolf Matthes, SD-Abschnitt Chemnitz, zur Einsatzgruppe A, Standort z.Zt. Kikerino, Krim.Rat Hans Hasse, Stapoleitstelle Berlin, 8. Krim.Komm. Kurt Matschke, Stapo Saarbrücken, 9. Krim.Komm. Walther Stock, Stapoleitstelle Berlin, 10. SS-H’Stuf. Wilhelm Baumgarten, Inspekteur Posen, 11. SS-O’Stuf. Adolf Harnischmacher, Inspekteur Wien, 12. SS-O’Stuf. Werner Girgensohn, SD-Leitabschnitt Posen, zur Einsatzgruppe B, Standort Smolensk, 13. Krim.Rat Heinz Hellenbroich, Stapoleitstelle Wien, 14. Krim. Komm. Heidelberger, Kommandeur Lublin, 15. Krim.Komm. Hubert Ziemer, Stapoleitstelle Prag, 16. Krim.Komm. Gottlieb Höhmann, Stapoleitstelle Münster, 17. SS-H’Stuf. Karl-Julius Plath, RSHA, Amt VI, 18. SS-H’Stuf. Marcel Zschunke, RSHA, Amt VI, zur Einsatzgruppe C, Standort voraussichtlich Poltawa, 19. Krim.Komm. z.Pr. Eugen Huck, Stapoleitstelle München, 20. Krim.Komm. Gerhard Lepek, Stapo Karlsbad, 21. SS-O’Stuf. Klewer, RSHA, Amt VI, 22. SS-O’Stuf. Hans Zach, SD-Leitabschnitt Prag, 23. SS-H’Stuf. Werner Lopaß, RSHA I A 5, 24. SS-O’Stuf. Rieck, RSHA, Amt VI, 25. Krim.Komm. Kubiak, Kripo Recklinghausen, zur Einsatzgruppe D, Standort Nikolajew.


  Anzug und Ausrüstung: Felddienstmäßige Uniform. Falls einzelne Beamte nicht im Besitz von Uniform und Ausrüstung sind, sind diese zu empfangen: Von Beamten der Stapo Trier: bei der Staatspolizeistelle Koblenz, von Beamten der Stapo Stettin: bei der Staatspolizeileitstelle Königsberg, von Beamten der Stapo Wien, Prag, München, Karlsbad: bei der Stapoleitstelle Wien, von den übrigen Beamten: beim Reichssicherheitshauptamt in Berlin, Referat II C 2, Amtsrat Rievers, Kochstraße 64. In den Händen einzelner Beamter befindliche Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke – auch nicht passende – sind mitzunehmen und gegebenenfalls bei den Bekleidungskammern umzutauschen. Unterwäsche und Strümpfe werden nicht ausgegeben, sondern sind von den Beamten selbst mitzunehmen. SS-Ausweise: Nicht-SS-Angehörige, die zur Einkleidung und Ausrüstung über Berlin reisen, und Nicht-SS-Angehörige, deren Reiseweg nach anderweitiger Einkleidung über Berlin führt, melden sich zur Entgegennahme vorläufiger SS-Ausweise im Reichssicherheitshauptamt, Wilhelmstr. 102, bei SS-Hauptsturmführer Junghans. Die übrigen Nicht-SS-Angehörigen empfangen den vorläufigen SS-Ausweis bei ihrem zuständigen Inspekteur, der umgehend die Ausgabe durch das Reichssicherheitshauptamt, Referat I A 5, bestätigen läßt.


  Reiseweg: Zur Einsatzgruppe A, Feldpostnummer 15.119, über Stapo Tilsit (Kuriermöglichkeit Riga). Zur Einsatzgruppe B, Feldpostnummer 37.857, über Kommandeur Warschau (Kuriermöglichkeit Smolensk). Zur Einsatzgruppe C, Feldpostnummer 32.704, über Befehlshaber Krakau (Kuriermöglichkeit Lemberg). Zur Einsatzgruppe D, Feldpostnummer 47.540, Sammelpunkt 25.10.41 beim Inspekteur Wien. Die Teilnehmer benutzen den Urlauberzug zur Feldpostnummer 23.079 (11. Armee) oder 47.540 (Einsatzgruppe D), wahrscheinlich über Balti. Bei der dortigen Frontsammelstelle ist der Standort der 11. Armee oder der Einsatzgruppe D zu erfragen und hinfahrende Transportmittel zu benutzen. Transportführer: SS-Hauptsturmführer Zach. An Reisekosten sind je 250,– RM zu zahlen. Auf das Befehlsblatt Nr.35 aus 1941 betr. Devisen und Grenzübertritt wird besonders hingewiesen. Bescheinigungen über Personen und Hausstand und über Höhe des gezahlten Vorschusses sind mitzugeben. Die Beamten und SD-Angehörigen haben sich beim Wehrmeldeamt (Offizier des Beurlaubtenstandes beim Wehrbezirkskommando) abzumelden. Die Lebensmittelkarten sind abzugeben. Auf Mitnahme ausreichender Marschverpflegung (Reisemarken) wird hingewiesen. Einwendungen gegen die Abordnung sind nicht zu erheben. Zusatz für die Einsatzgruppen: Impfung ist noch durchzuführen.


  In Vertretung: gez. Streckenbach1


  BAB, R 58/830


  


  


  


  1 Bruno Streckenbach, geb. 1902, 1919 Freikorps, Kaufmann, 1930 NSDAP u. SA, 1931 SS, 1933 Ostubaf. u. Leiter Stapo-Stelle Hamburg, dann dort IdS, 1939 Brif. u. Kdr. EG I in Polen, danach BdS Krakau, 1940 Amtschef I im RSHA, Juli 1942 stellv. CdS, Jan. 1943 zur Waffen-SS, zuletzt als Div.kdr., bis 1955 in sowjetischer Kriegsgefangenschaft, gest. 1977; BAB, BDC, SSO Bruno Streckenbach; BAL, ZK: Bruno Streckenbach; Michael Wildt: Der Hamburger Gestapochef Bruno Streckenbach. Eine nationalsozialistische Karriere, in: Frank Bajohr/Joachim Szodrzynski (Hrsg.): Hamburg in der NS-Zeit, Hamburg 1995, S.93–123.


  


  


  68) Wochenbericht Abteilung Waffen-SS beim Sonderkommando 1b vom 13.10.1941 für die Zeit vom 6.10.–12.10.1941


  
    
      	
        Scharführer Ponsel

      

      	
        O.U., den 13.Oktober1941

      
    


    
      	
        Abkom. Abteilung vom Zug Waffen-SS

      

      	
        

      
    

  


  An den Führer des Zuges Waffen-SS, Sich.Pol. u. SD-Sond.Kom. 1b, SS-Untersturmführer Burgdorf1


  Betrifft: Wochenbericht für die Zeit vom 6.10.–12.10.1941


  Montag, den 6.10.41: Laufend Stadtstreife. Von SS-Uscha. Ludwig werden 9 Männer aufgegriffen und zur Dienststelle gebracht. 60 Männer aus Sluzk werden weiterhin zusammengetrommelt, wovon 10 ausgesucht und erschossen werden, weil Wehrmachtskabel zum wiederholten Male durchschnitten wurde. Von mir selbst werden mittels Lkw elektrische Gegenstände und dgl. für das Winterquartier besorgt.


  Dienstag, den 7.10.41: Laufend Stadtstreife. SS-Uscha. Ludwig bringt 7 Russen und 5 Juden, SS-Uscha. Hoffmann 2 Juden mit auf die Dienststelle. Lkw hat Vorderfederbruch bei Abholung von Zement und Einrichtungsgegenständen für das Winterquartier erlitten.


  Mittwoch, den 8.10.41: Streifendienst, Innendienst. Fahrbereitschaft des Lkw wird durch Werkstatt-Kompanie wieder hergestellt.


  Donnerstag, den 9.10.41: Dienst wie am Vortage.


  Freitag, den 10.10.41: Dienst allgemein wie an beiden Vortagen. Verschiedene Geräte für das Winterquartier werden mittels Lkw abgeholt.


  Sonnabend, den 11.10.41: Streifendienst. Aushebung von 5 Judenfamilien. 18 Personen werden erschosssen. An der Erschiessung nehmen SS-Strm. Valassek und SS-Obsch. Mattuszak teil. Lkw hat Getriebeschaden und wird sofort in die Div.-Werkstatt-Kompanie eingeliefert (Kinobesuch durch 5 Männer d. Zuges).


  Sonntag, den 12.10.41: Vormittags und Nachtstreife. Kinobesuch durch weitere 5 Mann des Zuges.


  Krankenmeldung: SS-Schtz. Wyngra wird am Montag, den 6.10.41 in das Lazarett nach Tosno überwiesen. W. befindet sich noch dort. Allgemeinbefinden ist sehr gut. Kraftfahrzeugmeldung: Opel-Blitz ist noch nicht von Riga zurück. Ford V 8 befindet sich noch in der Div.-Werkstatt-Kompanie.


  Ponsel

  SS-Scharführer und stellv. Zugführer


  VUA, Btl. d. Waffen-SS z.b.V. u. USHMMA, RG48.004M


  


  


  


  1 Bei dem im SK 1b eingesetzten Zug der Waffen-SS handelte es sich ebenfalls um eine Teileinheit des auf die EG A, B u. C aufgeteilten Btl. Waffen-SS z.b.V.; zum Kontext vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.271–275.


  


  


  69) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 15.10.1941: Einsatzbefehl Nr.13


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 15.10.1941

      
    


    
      	
        IV B 3 – B.Nr.45 B/41 gRs.

      

      	
        

      
    


    
      	
        Geheime Reichssache!

      

      	
        

      
    

  


  An die Einsatzgruppen A, B, C, D, den Bfh. der Sipo u.d. SD im GG in Krakau, die Stapostelle Allenstein, nachrichtlich an den Inspekteur der Sipo u.d. SD in Königsberg


  Einsatzbefehl Nr.13


  Betrifft: Theologische Fakultäten in den besetzten russischen Gebieten Wie durch Einsatzbefehl Nr.10 vom 16.8.1941 mitgeteilt wurde, hat der Führer angeordnet, daß eine Wiederbelebung des religiösen Lebens in den besetzten russischen Gebieten unterbleiben soll. Da ein wesentlicher Faktor bei der Wiederbelebung der christlichen Kirchen in der Tätigkeit der theologischen Fakultäten oder von Priesterseminaren gesehen werden muß, bitte ich, dafür Sorge zu tragen, daß bei der Wiedereröffnung der Universitäten in den besetzten Gebieten die theologische Fakultät in jedem Falle vorläufig geschlossen bleibt. Ich bitte weiterhin dafür Sorge zu tragen, daß gleichfalls die Eröffnung von Priesterseminaren und ähnlichen Einrichtungen unterbleiben wird bzw. bereits wieder in Betrieb genommene oder aufrechterhaltene Einrichtungen dieser Art unter geeigneter Begründung vorläufig zunächst geschlossen werden. Ich weise in diesem Zusammenhang darauf hin, daß es bei dem noch verbliebenen Rest der kirchlichen orthodoxen Organisation in Sowjetrußland üblich war, geeignete Laien kurzerhand zu Priestern zu weihen und sie als gewöhnliche Arbeiter usw. auf die Bevölkerung wirken zu lassen. Dabei hat auch die Sowjetregierung die Taktik angewandt, ihre Agenten als Priester auszugeben, um so zu versuchen, den kirchlichen Organisationen, die noch verblieben sind, auf die Spur zu kommen. Ich bitte daher, bei der Überwachung des kirchlichen Lebens in den besetzten Gebieten der Sowjetunion auch auf diese in der großen Masse arbeitenden und wirkenden Priester besonders zu achten.


  I.V. gez. Müller


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  70) Gesamtbericht Einsatzgruppe A bis 15.10.1941 (undat./Herbst 1941) (Auszüge)


  
    
      	
        Einsatzgruppe A

        40 Ausfertigungen, 23. Ausfertigung

      

      	
        [Stempel: Geheime Reichssache!]

      
    

  


  
    
      	
        Gesamtbericht bis zum 15.Oktober1941

      

      	
        

      
    


    
      	
        I. Übersicht

      

      	
        S.1

      
    


    
      	
        II. Polizeiliche Arbeit

      

      	
        

      
    


    
      	
        A. Organisatorische Maßnahmen

      

      	
        S.13

      
    


    
      	
        B. Säuberung und Sicherung des Einsatzraumes

      

      	
        S.21

      
    


    
      	
        C. Spionageabwehr

      

      	
        S.39

      
    


    
      	
        D. Personenüberprüfung und Karteiwesen

      

      	
        S.40

      
    


    
      	
        E. Kriminalpolizeiliche Arbeit

      

      	
        S.41

      
    


    
      	
        III. Lagebericht

      

      	
        

      
    


    
      	
        A. Lage vor dem Einmarsch der deutschen Truppen

      

      	
        S.47

      
    


    
      	
        B. Lage auf den Lebensgebieten bis 15.10.1941

      

      	
        S.61

      
    


    
      	
        C. Jüdischer Einfluss auf die Lebensgebiete im Ostland

      

      	
        S.107

      
    


    
      	
        IV. Übelstände und Vorschläge zu ihrer Beseitigung

      

      	
        S.134

      
    

  


  Die Einsatzgruppe A marschierte befehlsgemäß am 23.6.1941, dem zweiten Tage des Ostfeldzuges, nachdem die Fahrzeuge in einsatzfähigen Zustand versetzt worden waren, in den Bereitstellungsraum ab. Die Heeresgruppe Nord mit der 16. und 18. Armee und der Panzergruppe 4 hatte tags zuvor den Vormarsch angetreten. Es handelte sich nun darum, in aller Eile persönlich mit den Armeeführern wie auch mit dem Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Fühlung aufzunehmen. Von vornherein kann betont werden, dass die Zusammenarbeit mit der Wehrmacht im Allgemeinen gut, in Einzelfällen, wie z.B. mit der Panzergruppe 4 unter Generaloberst Höpner1, sehr eng, ja fast herzlich war. Missverständnisse, die in den ersten Tagen mit einzelnen Stellen entstanden waren, wurden durch persönliche Aussprachen im Wesentlichen erledigt. Die Heeresgruppe Nord stiess schnell bis zur Memel vor, erreichte nach kurzen, aber vielfach heftigen Kämpfen die Düna. Von hier aus eroberte die Panzergruppe 4, rechts und links rückwärts von ihr die 16. und 18. Armee, in zügigem Vormarsch ganz Lettland, erreichte bei Ostrow und Pskow altrussisches Gebiet und drang von hier aus weiter in Richtung auf Luga vor, während der linke Flügel der Heeresgruppe die estnische Grenze überschritt und Pernau und Dorpat erreichte. Nachdem bereits vorher auf dem rechten Flügel der Armee schwere Kämpfe stattgefunden hatten, stellte sich nunmehr der Russe mit starken Kräften und verhinderte den von Führung und Truppe erwarteten und sehnlich erwünschten raschen weiteren Vorstoss auf Petersburg, dessen Einnahme mit dem Wegfallen der wichtigsten Basis einen gewissen Abschluss des Vorstosses der Heeresgruppe nach Norden bedeutet hätte. Unter langen und verlustreichen Kämpfen wurde der Luga-Abschnitt nunmehr bezwungen, der, wie sich ein Offizier einer Führungsstaffel ausdrückte, zu „einer heiligen Strasse des Todes“ geworden sei. Auch die weitere Säuberung des altrussischen Gebietes brachte langwierige Kämpfe. Während der Russe von Osten nach wie vor stark auf die Flanke der Heeresgruppe drückte, gelang es dieser, nunmehr Petersburg zu zernieren und damit ihre grossen Operationen vorläufig zu beenden.


  Für die Sicherheitspolizei zeigte sich bei diesem militärischen Vorgehen in den ersten Tagen des Ostfeldzuges, dass die spezifisch sicherheitspolizeiliche Arbeit nicht nur, wie in den ursprünglichen Abmachungen mit dem OKH vorgesehen, im rückwärtigen Heeresund Armeegebiet, sondern auch im Gefechtsgebiet geleistet werden musste und zwar einerseits, weil im zügigen, raschen Vorgehen die Einrichtung des rückwärtigen Armeegebietes nachhinkte, und andererseits die zersetzende kommunistische Tätigkeit und der Partisanenkampf – besonders bei Erreichen des Luga-Abschnittes – im Gefechtsgebiet selbst am stärksten sich auswirkte. Zur Durchführung der sicherheitspolizeilichen Aufgaben musste auch erstrebt werden, in grösseren Städten zusammen mit der Truppe einzuziehen. Die ersten Erfahrungen in dieser Richtung wurden gesammelt, als ein kleines Vorauskommando unter meiner Führung mit den Spitzenverbänden der Wehrmacht am 25.6.1941 in Kowno eintraf. Auch bei der Einnahme der weiteren grösseren Städte, insbesondere Libau, Mitau, Riga, Dorpat, Reval und den grösseren Vorstädten von Petersburg war jeweils ein Kommando der Sicherheitspolizei bei den ersten Truppenteilen. Vor allem mussten hierbei kommunistische Funktionäre und kommunistisches Material erfasst, daneben aber die Truppe vor irgendwelchen Überraschungen in den Städten selbst gesichert werden, nachdem die Truppe selbst dazu meist zahlenmäßig gar nicht in der Lage war.


  Zu diesem Zweck wurden in den drei baltischen Provinzen von der Sicherheitspolizei jeweils schon in den ersten Stunden des Einmarsches Freiwilligenformationen aus zuverlässigen Landeseinwohnern aufgestellt, die unter unserer Führung diese Aufgabe mit Erfolg durchgeführt hat. Als Beispiel sei nur erwähnt, dass die Truppe durch Heckenschützen in Riga links der Düna nicht unerhebliche Verluste erlitt, während nach Organisierung dieser Freiwilligenformation in Riga rechts der Düna kein einziger Soldat zu Schaden kam, wohl aber diese lettischen Formationen im Kampf mit versprengten Russen Tote und Verwundete hatten. Ebenso wurden schon in den ersten Stunden nach dem Einmarsch, wenn auch unter erheblichen Schwierigkeiten, einheimische antisemitische Kräfte zu Pogromen gegen die Juden veranlasst. Befehlsgemäß war die Sicherheitspolizei entschlossen, die Judenfrage mit allen Mitteln und aller Entschiedenheit zu lösen. Es war aber nicht unerwünscht, wenn sie zumindest nicht sofort bei den doch ungewöhnlich harten Maßnahmen, die auch in deutschen Kreisen Aufsehen erregen mussten, in Erscheinung trat. Es musste nach aussen gezeigt werden, dass die einheimische Bevölkerung selbst als natürliche Reaktion gegen jahrzehntelange Unterdrückung durch die Juden und gegen den Terror durch die Kommunisten in der vorangegangenen Zeit die ersten Maßnahmen von sich aus getroffen hat.


  Nachdem die Düna und damit Riga erreicht war, setzte sich die Einsatzgruppe von dem weiteren Vormarsch der Heeresgruppe Nord zunächst ab und konzentrierte ihre Kräfte auf die Befriedung des litauischen und lettischen und später des bei Opotschka erreichten altrussischen Raumes. Die Arbeit hierbei war sehr vielgestaltig. Beim raschen Wechsel der deutschen Truppen und bei der Fluktuierung der deutschen Dienststellen durch den Übergang vom rückwärtigen Armeegebiet zum rückwärtigen Heeresgebiet und später zur Zivilverwaltung bzw. zum Wehrmachtsbefehlshaber änderten sich Personen und damit Ansichten bei den deutschen Dienststellen nur allzu oft und allzu rasch. Dies musste bei der Sicherheitspolizei möglichst verhindert werden und deshalb die gleichen Führer möglichst in den gleichen Orten verbleiben. Dadurch erhielt die Sicherheitspolizei durch ihre Sach- und Personenkenntnis vor allen andern einen wesentlichen Vorsprung. Sie kann tatsächlich für sich in Anspruch nehmen, dass sie als einzige Dienststelle eine gewisse Stetigkeit auf der deutschen Seite erreicht hat. Die Litauer, Letten und Esten, die für derartige Dinge ein sehr feines Gefühl besitzen, haben dies auch bald erkannt und sich dementsprechend darauf eingestellt. Die Sicherheitspolizei versuchte daher unter jeweils gleichen Gesichtspunkten die politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Dinge zu steuern, bzw. die weiteren hierfür zuständigen deutschen Dienststellen zu beraten. Gerade auf politischem Gebiet haben die verschiedenen zuständigen Behörden verschiedene Gesichtspunkte verfolgt. Bedauerlich war, dass das Ostministerium nicht von vornherein klare Richtlinien gegeben hatte, sodass bis heute in den Ostseeprovinzen trotz aller Bemühungen unsererseits noch keine klaren Verhältnisse herrschen. Bezeichnend für die Fluktuierung mag das Beispiel von Estland sein. Im Einvernehmen mit dem Reichssicherheitshauptamt führte die Einsatzgruppe den Esten Dr. Mae2 als künftigen politischen Berater der Esten mit sich. Um nicht, wie in Litauen und Lettland, ein unheilvolles Durcheinander erleben zu müssen und um die Einsetzung des Dr. Mae zu erreichen bzw. dessen Absetzung zu verhindern, musste nacheinander verhandelt werden mit der nach Reval einrückenden Division, mit dem für Reval zuständigen Korps, mit der Ortskommandantur Reval, mit der Feldkommandantur Reval, mit der 18. Armee, mit der Heeresgruppe Nord, mit dem Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes bei der Heeresgruppe Nord, mit dem Generalkommissar bzw. dessen Stellvertreter und mit dem Vertreter des Ostministeriums.


  Nach der Eroberung von Litauen und von Lettland wurden die Einsatzkommandos 2 und 3 vom Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes im Wesentlichen abgezogen und in Litauen bzw. Lettland belassen. Die Einsatzkommandoführer 2 und 3 befinden sich seit Anfang Juli dauernd in Kowno bzw. Riga. Auch mit dem Reichskommissar wurde sofort bei seiner Einsetzung Verbindung aufgenommen, ebenso mit den Generalkommissaren und zwar sowohl von der Einsatzgruppe wie von den Einsatzkommandos aus. Die Zusammenarbeit mit dem Reichskommissar war zunächst davon abhängig, dass a) die beim Reichssicherheitshauptamt gestellte Anfrage über die Art der Einschaltung beim Reichskommissar sich verzögerte und b) der Höhere SS- und Polizeiführer von sich aus über Einschaltung der Polizei mit dem Reichskommissar verhandelte, so dass eine eigene Initiative vor Erledigung der Fragen zu a) und b) nicht möglich war. Es ist vorgesehen, zu gegebenem Zeitpunkt auch von hier aus mit dem Reichskommissar über die Frage unmittelbar Verbindung aufzunehmen. Anlässe im Einzelnen sind genügend vorhanden. Nachdem der Vormarsch der Heeresgruppe Nord in Estland und bei Luga aufgehalten und schwere Kämpfe und starke russische Angriffe in der Mitte bzw. am rechten Flügel stattfanden, schaltete sich die Einsatzgruppe wieder bei den Armeen bzw. bei der Panzergruppe 4 stark ein, da die Bekämpfung der nunmehr in grossem Umfang auftauchenden Partisanen eine spezifisch sicherheitspolizeiliche Arbeit war und ist. Das Gebiet nördlich von Pleskau und zwischen Peipus- und Ilmensee mit den weit ausgedehnten Wald- und Sumpfgebieten war durch den Partisanenkrieg durch die Russen geradezu ideal. Dazu kam, dass durch die Unwegsamkeit des Geländes jeder Einsatz auch kleinerer Verbände stark erschwert war. Nachdem die rein militärische Bekämpfung durch Gestellung von Wachen oder durch Einsatz auch ganzer Divisionen zum Durchkämmen der neu besetzten Gebiete versagt hatte, musste auch die Wehrmacht sich nach neuen Methoden umsehen. Gerade die Suche nach Methoden machte sich aber die Einsatzgruppe zur wesentlichen Aufgabe. Die Wehrmacht hat sich daher auch bald die Erfahrungen der Sicherheitspolizei und ihre Methoden der Bekämpfung der Partisanen zu eigen gemacht. Im Einzelnen verweise ich hierbei auf die zahlreichen Berichte über die Bekämpfung der Partisanen. Der Einsatz der Sicherheitspolizei war im weiteren Verlauf der Partisanenbekämpfung dadurch erschwert, dass die Fahrzeuge entweder nicht einsatzfähig waren oder für den immer noch erwarteten Vorstoss auf Petersburg geschont werden mussten.


  Für die Führung der Einsatzgruppe ergaben sich in dieser Zeit besondere Schwierigkeiten. Während die grösseren in Litauen und Lettland eingesetzten Teile der Sicherheitspolizei 700km zurücklagen, waren andere Teile hinter der fast 600km langen Front zur Partisanenbekämpfung eingesetzt. Zur Nachrichtenübermittlung stand ausser dem in Riga stationierten Funkwagen nur ein mittlerer und ein leichter Funkwagen für dieses weite Gebiet zur Verfügung. Auch die Benutzung der Heeresfernsprecher auf mehr als 200km Entfernung versagte. Die ganze Führung der Einsatzgruppe war daher nur durch persönliche Fühlungnahme möglich, obwohl sich die Wege und Strassen einschliesslich der Rollbahn in einem fast unbeschreiblichen Zustand befanden. Selbst auf der Rollbahn konnte oft nur ein Stundendurchschnitt von 10km gefahren werden. Trotzdem mussten in dieser Zeit allein von meinem Kraftwagen 15.000km bewältigt werden. Auch für die Führer der Einsatzkommandos ergaben sich bei den weiten Räumen ähnliche Schwierigkeiten, so dass sogar Kurierfahrten zu einem ernsten Problem wurden. Vorübergehend wurden diese Verhältnisse noch schwieriger, als der weitere Angriff auf Petersburg nicht mehr der grossen Strasse von Pleskau über Luga folgen konnte, sondern weit nach Westen ausholen musste, so dass sich der Höhepunkt der Partisanenbekämpfung auf das Wald- und Sumpfgebiet ostwärts des Peipussees und auf die Gebiete westlich des Ilmensees verlegte. Die Arbeit der Sicherheitspolizei wurde in dieser Zeit noch durch eine Ruhrepidemie erschwert, da z.B. mit Ausnahme von einem Führer der gesamte Stab der Einsatzgruppe erkrankt und 80% im Lazarett lagen. Seit der Zernierung von Petersburg ist insofern eine Erleichterung eingetreten, als die Querverbindungslinien teilweise verkürzt, jedenfalls nicht mehr vom Feinde besetzt sind. Besonders dankbar wurde für die Führung der Einsatzgruppe anerkannt, dass sehr bald nach Einrichten von Dienststellen vom RSHA ein sehr gutes und brauchbares Funk- und Fernschreibnetz eingerichtet wurde.


  Bei der fortschreitenden Eroberung von Estland wurde das Einsatzkommando 1a bis auf den bei der 18. Armee eingesetzten Teil endgültig nach Estland gelegt, auf dessen Befriedung im Hinblick auf die rassisch gute Zusammensetzung der Bevölkerung besonders grosser Wert gelegt werden musste. Nachdem von der Einsatzgruppe B Teile von Weissruthenien an die Einsatzgruppe A abgegeben wurden, wurde für dieses Gebiet das Einsatzkommando 1b mit Verstärkung von Teilen des Einsatzkommandos 2 und 3 für zuständig erklärt. Bei der Zernierung von Petersburg ergab sich für die Sicherheitspolizei ausser der erneut sehr starken Partisanentätigkeit in den Vorstädten die Aufgabe, die Bevölkerung, die langsam aus den Wäldern zurückkehrte, besonders zu beobachten. Da sich um Petersburg ein ausgesprochener Stellungskrieg entwickelte, wurde den Armeen empfohlen, eine Zone um Petersburg restlos zu evakuieren, eine Maßnahme, die schon vorher von der Sicherheitspolizei soweit als möglich mit den zugeteilten Kräften der Waffen-SS und Ordnungspolizei durchgeführt wurde. In diesem Gebiet wird fernerhin ein möglichst lückenloses Nachrichtennetz aufgebaut. Vom Anfang an hat die Sicherheitspolizei systematisch Nachrichten über Petersburg auf allen Gebieten gesammelt. Die 18. Armee hat zusätzlich gebeten, auch die militärische Ausspähung von Petersburg bzw. der im Raum um Oranienbaum eingeschlossenen russischen 8. Armee zu übernehmen. Ich verweise hierbei auf die bisher erstellten 9 Lageberichte über Petersburg. In den nächsten Tagen wird noch ein zusammengefasster Bericht hierüber vorgelegt werden.


  Aus der geschilderten Gesamtsituation ergab und ergibt sich, dass die der Einsatzgruppe zugeteilten Angehörigen von Stapo, Kripo und SD in der Hauptsache in Litauen, Lettland, Estland und Weissruthenien, zu einem geringen Teil vor Petersburg, die Kräfte der Ordnungspolizei und Waffen-SS jedoch in der Hauptsache vor Petersburg zu Maßnahmen gegen die zurückflutende Zivilbevölkerung eingesetzt sind, und zwar unter eigener Führung. Diese Maßnahme ist deshalb um so leichter möglich, weil den Einsatzkommandos in Litauen, Lettland und Estland einheimische Polizeikräfte, über deren Zuteilung die Anlg. 1 Aufschluss gibt, zur Verfügung stehen und nach Weissruthenien bisher 150 lettische Hilfskräfte entsandt wurden. Die Verteilung der Führer von Sicherheitspolizei und SD in den einzelnen Phasen ergibt sich aus der Anlage 2, der Vormarsch und der Einsatz der Einsatzgruppe und der Einsatzkommandos aus Anlage 3.3 Nicht unerwähnt möge bleiben, dass die zugeteilten Führer von Waffen-SS und Ordnungspolizei, soweit sie Reservisten sind, erklärt haben, auch später bei Sicherheitspolizei und SD bleiben zu wollen.


  A. Der baltische Raum


  I. Organisatorische Maßnahmen


  1) Aufstellung der Hilfpolizei und der Schutzmannschaften


  Angesichts der Ausdehnung des Einsatzraumes und der Fülle der sicherheitspolizeilichen Aufgaben wurde von vornherein angestrebt, dass die zuverlässige Bevölkerung selbst bei der Bekämpfung der Schädlinge in ihrem Lande – also insbesondere der Juden und Kommunisten – mitwirkt. Über die Steuerung der ersten spontanen Selbstreinigungsaktionen hinaus, auf die in anderem Zusammenhang noch näher eingegangen wird, musste Vorsorge getroffen werden, dass zuverlässige Kräfte in die Säuberungsarbeit eingespannt und zu ständigen Hilfsorganen der Sicherheitspolizei gemacht wurden. Hierbei musste den verschieden gelagerten Verhältnissen in den einzelnen Teilen des Einsatzraumes Rechnung getragen werden.


  In Litauen haben sich bei Beginn des Ostfeldzuges aktivistische nationale Kräfte zu sogenannten Partisaneneinheiten zusammengefunden, um in den Kampf gegen den Bolschewismus aktiv einzugreifen.4 Nach ihrer eigenen Darstellung hatten sie dabei 4000 Gefallene. In Kauen hatten sich vier grössere Partisanengruppen gebildet, mit denen das Vorauskommando sofort Fühlung aufnahm. Eine einheitliche Führung dieser Gruppen war nicht vorhanden. Vielmehr versuchte jede, der anderen den Rang abzulaufen und mit der Wehrmacht in möglichst enge Verbindung zu kommen, um künftig zu einem militärischen Einsatz gegen die Sowjetarmee herangezogen zu werden und hieraus bei der späteren staatlichen Neugestaltung Litauens Kapital zu schlagen und eine neue lettische Armee [sic] aufstellen zu können. Während ein militärischer Einsatz der Partisanen aus politischen Gründen nicht in Betracht kam, wurde in kurzer Zeit aus den zuverlässigen Elementen der undisziplinierten Partisanengruppen ein einsatzfähiger Hilfstrupp in Stärke von zunächst 300 Mann gebildet, dessen Führung dem litauischen Journalisten Klimatis5 übertragen wurde. Diese Gruppe ist im weiteren Verlauf der Befriedungsarbeiten nicht nur in Kauen selbst, sondern in zahlreichen Orten Litauens eingesetzt worden und hat die ihr zugewiesenen Aufgaben, insbesondere Vorbereitung und Mitwirkung bei der Durchführung grösserer Liquidierungsaktionen unter ständiger Aufsicht des EK ohne wesentliche Anstände gelöst. Die übrigen Partisanengruppen wurden reibungslos entwaffnet. Neben der Aufstellung des Partisaneneinsatztrupps wurde gleich in den ersten Tagen eine litauische Sicherheits- und Kriminalpolizei aufgestellt. Unter Führung eines höheren litauischen Polizeibeamten, Denauskas, wurden zunächst 40 frühere litauische Polizeibeamte, die zum grossen Teil aus den Gefängnissen befreit worden waren, eingesetzt. Ausserdem wurden nach sorgfältiger Überprüfung die weiter erforderlichen Hilfskräfte herangezogen. Die litauische Sicherheits- und Kriminalpolizei arbeitet nach den ihr vom EK 3 gegebenen Anweisungen und Richtlinien, wird in ihrer Tätigkeit laufend kontrolliert und, soweit irgend angängig, zur Durchführung sicherheitspolizeilicher Arbeiten, die mit eigenen Kräften nicht bewältigt werden können – insbesondere Fahndung, Festnahmen und Durchsuchungen – herangezogen. Wesentliche Teile des Fahndungsmaterials, das von den Russen bei ihrem Rückzug verschleppt worden war, ist in Wilna aufgefunden und polizeilich ausgewertet worden. In ähnlicher Weise wurden in Wilna und Schaulen aus den litauischen Selbstschutzkräften, die sich dort unter der Bezeichnung Litauische Sicherheits- und Kriminalpolizei selbständig gebildet hat, brauchbare Hilfsorgane geschaffen. Insbesondere in Wilna war eine durchgreifende personelle Säuberung notwendig, da sich dort zum grossen Teil arbeitslose Beamte und Angestellte ohne jegliche Fachkenntnisse und zum Teil auch politische belastete Elemente in der litauischen Sicherheitspolizei zusammengetan hatten. Nach der Entfernung der belasteten und unbrauchbaren Personen wird auch hier unter ständiger Aufsicht des EK 3 von der litauischen Sicherheits- und Kriminalpolizei durchaus brauchbare Arbeit geleistet.


  Die sich im Wilnagebiet angesichts des dort wohnenden Völkergemischs – Litauer, Polen, Weissruthenen und Russen – auf verschiedenen Gebieten ergebenden Schwierigkeiten machen sich auch bei dem Einsatz der Hilfspolizeiorgane bemerkbar. In den überwiegend von Polen bewohnten Kreisen Saleimnikai, Gachniana und Lida sind zurzeit noch polnische Hilfspolizisten tätig. Der unüberbrückbare Hass zwischen Polen und Litauern hat zur Folge, dass hier litauische Beamte nur unter deutschem Schutz Ermittlungen und Festnahmen durchführen können. Die polnische Hilfspolizei wird alsbald aufgelöst werden. Bei der Personalergänzung innerhalb der litauischen Hilfspolizisten wird hauptsächlich auf die Partisanengruppen zurückgegriffen. Solange noch Exekutionen und Befriedungsaktionen grösseren Umfanges durchgeführt werden müssen, bleibt neben der litauischen Sicherheits- und Kriminalpolizei der obengenannte Partisanentrupp bestehen und wird voraussichtlich später in einem anderen Teil des Einsatzraumes ausserhalb Litauens eingesetzt. Stärke und Verteilung der litauischen Hilfspolizei ist aus der Aufstellung Anlage 1 ersichtlich.6


  In Lettland hatte sich nach dem Einmarsch der deutschen Truppen ein Selbstschutz gebildet,7 der sich aus Angehörigen aller Bevölkerungskreise zusammensetzte und daher für polizeiliche Aufgaben zum Teil völlig ungeeignet war. Es galt, aus diesen bunt zusammengewürfelten und mannigfaltig bewaffneten Trupps eine brauchbare Truppe herauszukristallisieren und vor allem diejenigen Elemente auszuschalten, die durch den Beitritt zu den Selbstschutzformationen ihre bisherige kommunistische Einstellung oder sonst belastete Vergangenheit tarnen wollten. In Riga wurde die erste Aufstellung von der Sicherheitspolizei selbst in Angriff genommen und ebenso wie in [unleserlich] grösseren Städten Lettlands zunächst Sicherheitskommandos gebildet, die später in eine Hilfspolizei umgewandelt wurden, die jetzt durchweg aus ausgesuchten, zuverlässigen und fachlich geschulten Kräften besteht. An die Spitze der lettischen Hilfspolizei wurde in den grösseren Städten ein Präfekt gestellt. Die Hilfspolizeiformationen gliedern sich in eine Sicherheitsund eine Ordnungspolizei. Die Sicherheitshilfspolizei, die unter ständiger Aufsicht des EK 2 arbeitet, von ihm die Arbeitsrichtlinien erhält und über ihre Tätigkeit laufend eingehend Bericht erstattet, ist in eine politische Abteilung und in eine Abteilung Kriminalpolizei aufgeteilt. Die für ordnungspolizeiliche Zwecke aufgestellten Hilfspolizeiformationen wurden in Litauen, Lettland und Estland der deutschen Ordnungspolizei nach deren späterem Einrücken zur Betreuung und zur Aufstellung der Schutzmannschaften übergeben. Die Besoldung der gesamten lettischen Hilfspolizei wird aus Mitteln des lettischen Polizeietats bestritten.


  Nachdem als vordringlichste Aufgabe diese Organisierung der Hilfspolizei in den Städten, insbesondere in Riga, durchgeführt war, wurden in den einzelnen Kreisen Lettlands Kreispolizeichefs als verantwortliche Leiter der polizeilichen Arbeit auf dem flachen Lande und in den kleinen Städten eingesetzt. Mit diesen Posten wurden geschulte Fachkräfte, meist ehemalige lettische Polizeioffiziere, betraut. Da sich die Kreispolizeichefs gegenüber den ihnen unterstellten Selbstschutzführern vielfach nicht durchsetzen konnten und diese sich immer wieder Eigenmächtigkeiten zuschulden kommen liessen, wurde der Selbstschutz – der übrigens vielfach völlig unter dem Einfluss der Ortskommandanturen stand – bald nach dem Inkrafttreten der Zivilverwaltung in Schutzmannschaften umgewandelt. Die Kreispolizeichefs, die von der Zivilverwaltung fast durchweg übernommen wurden, erstatten alle zehn Tage über die politische Lage und die polizeiliche Tätigkeit in ihrem Gebiet an den Führer des EK 2 und an den Kommandeur der Ordnungspolizei Bericht und erhalten ihre Weisungen. Am 12.9. wurde in Riga mit den Kreispolizeichefs eine erste Arbeitstagung durchgeführt. Es wurden insbesondere Fragen der Organisation behandelt und Richtlinien über die Behandlung der Juden und Kommunisten gegeben. Da am Sitz eines jeden Gebietskommissariats eine Aussenstelle der Sicherheitspolizei und des SD besteht bezw. errichtet werden soll, die die zum Gebietskommissariat gehörenden Kreise zu bearbeiten hat, ist die Gewähr dafür gegeben, dass alle wichtigen, insbesondere die politisch-polizeilichen Vorgänge durch deutsche Polizeikräfte bearbeitet werden. Die Schutzmannschaften werden aus Mitteln des Reiches besoldet. Stärke und Verteilung der lettischen Hilfspolizei geht aus der als Anlage 4 beigefügten Übersicht hervor.8


  Ähnlich wie in Lettland war die Entwicklung in Estland.9 Auch hier wurden in Reval sofort von der deutschen Sicherheitspolizei estnische Hilfspolizeiorgane in grosser Zahl aufgestellt. Auf dem Lande konnte dabei auf bereits spontan in Bildung begriffene Formationen zurückgegriffen werden. Nach Überprüfung der zum Hilfspolizeidienst herangezogenen Personen wurde in Reval eine Polizeipräfektur mit 13 Polizeirevieren, einer Kriminalabteilung und einer politischen Abteilung errichtet. Aufgabe der Polizeireviere und der Kriminalabteilung ist die Bewahrung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit. Die Kriminalabteilung hat alle ihr bekannt werdenden kriminellen Delikte selbst zu verfolgen und selbst zu bearbeiten, der Sicherheitspolizei jedoch alle Fälle laufend zu melden. Die politische Abteilung der Polizeipräfektur untersteht in sachlicher Hinsicht unmittelbar der deutschen Sicherheitspolizei. Ihre Tätigkeit hat sich auf Fahndung, Festnahme und Vernehmung sowie die Herbeischaffung des Beweismaterials zu beschränken. Nach Abschluss dieser Arbeit werden die Akten dem Einsatzkommando mit einem Entscheidungsvorschlag vorgelegt. Ausserdem führt die politische Abteilung alle Überprüfungen von Personen durch, die in Wirtschaftsbetrieben tätig sind oder eingestellt werden sollen. Die Überprüfungsergebnisse werden dem Einsatzkommando zur Entscheidung vorgelegt. Neben der Hilfspolizei wurde der Selbstschutz organisiert, der unter Führung durch Offiziere der ehemaligen estnischen Armee aus zuverlässigen Esten in Hundertschaften zusammengefasst wurde. Die Selbstschutzformationen werden zur Durchführung von Exekutionen eingesetzt. Ihre weitere Aufgabe ist die Bekämpfung der in Estland immer noch auftauchenden versprengten Rotarmisten und Partisanengruppen. Ferner ist ihnen der Wachdienst in den heereswichtigen Betrieben, an Brücken, Lagerräumen und sonstigen sabotagegefährdeten Stellen übertreten [sic] worden. Für Gefangenentransporte stellt der Selbstschutz die Bewachungsmannschaften.


  2) Neuaufbau des Gefängniswesens


  Die Gefängnisse in den baltischen Ländern wurden entweder völlig leer vorgefunden oder waren mit den von den Selbstschutzkräften ergriffenen Juden und Kommunisten belegt. Die Bolschewisten haben bei ihrem Rückzug die Gefängnisinsassen entweder ermordet oder verschleppt. Das Gefängnispersonal war meist mit den Russen geflohen. Da landeseigene Justizverwaltungen vorerst nicht existierten und die deutschen Gerichte erst nach Einführung der Zivilverwaltung eingesetzt wurden, wurden zunächst alle Gefängnisse ohne Rücksicht auf ihre frühere Zweckbestimmung in polizeiliche Verwaltung genommen. Das Personal für den Gefängnisdienst stellen die Selbstschutzkräfte und Hilfpolizeien. Soweit die Aufnahmefähigkeit der Hafträume nicht ausreichte, wurden provisorische Konzentrationslager errichtet. Die Vorarbeiten zur Errichtung von grösseren Konzentrationslagern laufen. Die als Anlage 5 beigefügten Tabellen zeigen die jetzige Belegung der Gefängnisse.10


  II. Säuberung und Sicherung des Einsatzraumes


  1) Auslösung von Selbstreinigungsaktionen


  Auf Grund der Erwägung, dass die Bevölkerung der baltischen Länder während der Zeit ihrer Eingliederung in die UdSSR unter der Herrschaft des Bolschewismus und des Judentums aufs Schwerste gelitten hatte, war anzunehmen, dass sie nach der Befreiung von dieser Fremdherrschaft die nach dem Rückzug der Roten Armee im Lande verbliebenen Gegner in weitgehendem Maße selbst unschädlich machen würde. Aufgabe der Sicherheitspolizei musste es sein, die Selbstreinigungsbestrebungen in Gang zu setzen und in die richtigen Bahnen zu lenken, um das gesteckte Säuberungsziel so schnell wie möglich zu erreichen. Nicht minder wesentlich war, für die spätere Zeit die feststehende und beweisbare Tatsache zu schaffen, dass die befreite Bevölkerung aus sich selbst heraus zu den härtesten Maßnahmen gegen den bolschewistischen und jüdischen Gegner gegriffen hat, ohne dass eine Anweisung deutscher Stellen erkennbar ist.


  In Litauen gelang dies zum ersten Mal durch den Einsatz der Partisanen. Es war überraschenderweise zunächst nicht einfach, dort ein Judenpogrom grösseren Ausmaßes in Gang zu setzen. Dem Führer der oben bereits erwähnten Partisanengruppe, Klimatis, der hierbei in erster Linie herangezogen wurde, gelang es, auf Grund der ihm von dem in Kauen eingesetzten kleinen Vorkommando gegebenen Hinweise ein Pogrom einzuleiten, ohne dass nach aussen irgendein deutscher Auftrag oder eine deutsche Anregung erkennbar wurde. Im Verlaufe des ersten Pogroms in der Nacht vom 25. zum 26.6. wurden über 1500 Juden von den litauischen Partisanen beseitigt, mehrere Synagogen angezündet oder anderweitig zerstört und ein jüdisches Wohnviertel mit rund 60 Häusern niedergebrannt. In den folgenden Nächten wurden in derselben Weise 2300 Juden unschädlich gemacht. In anderen Teilen Litauens fanden nach dem in Kauen gegebenen Beispiel ähnliche Aktionen, wenn auch in kleinerem Umfange, statt, die sich auch auf zurückgebliebene Kommunisten erstreckten. Durch Unterrichtung der Wehrmachtsstellen, bei denen für dieses Vorgehen durchweg Verständnis vorhanden war, liefen die Selbstreinigungsaktionen reibungslos ab. Dabei war es von vornherein selbstverständlich, dass nur die ersten Tage nach der Besetzung die Möglichkeit zur Durchführung von Pogromen boten. Nach der Entwaffnung der Partisanen hörten die Selbstreinigungsaktionen zwangsläufig auf. Wesentlich schwieriger war es, in Lettland ähnliche Säuberungsaktionen und Pogrome in Gang zu bringen. Im wesentlichen war dies darauf zurückzuführen, dass die gesamte nationale Führungsschicht, insbesondere in Riga, von den Sowjets ermordet oder verschleppt worden war. Es gelang zwar, auch in Riga durch entsprechende Einwirkung auf die lettische Hilfspolizei ein Judenpogrom in Gang zu setzen, in dessen Verlauf sämtliche Synagogen zerstört und etwa 400 Juden getötet wurden. Da in Riga sehr schnell eine allgemeine Beruhigung der Bevölkerung eintrat, waren weitere Pogrome nicht tragbar. Soweit möglich, wurde sowohl in Kauen als auch in Riga durch Film und Photo festgehalten, dass die ersten spontanen Exekutionen der Juden und Kommunisten von Litauern und Letten durchgeführt wurden. In Estland ergaben sich angesichts der verhältnismäßig geringen Zahl von Juden keine Möglichkeiten zur Einleitung von Pogromen. Die estnischen Selbstschutzkräfte haben lediglich in Einzelfällen besonders verhasste Kommunisten unschädlich gemacht, sich im allgemeinen aber auf die Durchführung von Festnahmeaktionen beschränkt.


  2) Bekämpfung des Kommunismus


  Im Vordergrund der sicherheitspolizeilichen Arbeit in allen Teilen des Einsatzraumes stand die Bekämpfung des Kommunismus und des Judentums. Mit der Sowjetarmee waren die Sowjetbeamten und die Sowjetfunktionäre der KP geflohen. Die Bevölkerung der baltischen Länder hat auf Grund der Erfahrungen der mehr als einjährigen bolschewistischen Zwangsherrschaft die Notwendigkeit erkannt, dass auch die nach dem Rückzug der Roten Armee übriggebliebenen Reste des Kommunismus beseitigt werden müssen. Diese Grundeinstellung erleichterte die sicherheitspolizeiliche Säuberungsarbeit auf diesem Gebiet wesentlich, zumal aktive nationalistische Kreise, also in Litauen die Partisanen, in Lettland und Estland die Selbstschutzkräfte, bei dieser Säuberung mitwirkten.


  a) Sicherstellung des Materials


  Die auf diesem Arbeitsgebiet durchzuführenden sicherheitspolizeilichen Maßnahmen waren in den baltischen Ländern im Wesentlichen gleichartig. Von den Sonderkommandos wurden zunächst die wichtigsten Gebäude der kommunistischen Partei und ihrer Nebenorganisationen, Redaktionsräume der kommunistischen Presse, Diensträume der Berufsverbände und die Wohnungen der geflüchteten kommunistischen Spitzenfunktionäre besetzt und durchsucht. Diese Arbeit, die von den Sonderkommandos überall vor dem Eintreffen der Erfassungskommandos der Abwehrabteilung des OKW in Angriff genommen wurde, wurde von den Hauptkommandos weitergeführt und auf alle Gebäude ausgedehnt, in denen irgendwelches Material zu vermuten war. Die Sicherstellung des Materials war an vielen Stellen dadurch erschwert, dass Selbstschutzkräfte in den wichtigsten Gebäuden selbst Durchsuchungen vornahmen und Material mitzunehmen versuchten, das erst wieder herbeigeschafft werden musste. In fast allen kommunistischen Partei- und Staatsgebäuden war trotz des schnellen sowjetrussischen Rückzuges der grösste Teil des Akten- und Karteimaterials von den Russen vernichtet oder mitgenommen worden. Die Nachrichtenübermittlungsgeräte waren durchweg zerstört. Die sorgfältige Sichtung und Bearbeitung des zurückgelassenen Materials ergab trotzdem eine Fülle wertvoller Hinweise. Die Auswertungsarbeit wurde zunächst hauptsächlich darauf abgestellt, die Unterlagen für die Erfassung und Unschädlichmachung der zurückgebliebenen maßgeblichen Kommunisten zu schaffen und zu vervollständigen. Zahlreiche Namensverzeichnisse gaben wertvolle Hinweise, die durch Befragung von Vertrauenspersonen und Bearbeitung der aus der Bevölkerung eingehenden Meldungen und Anzeigen ergänzt wurden. Auch für die spätere Forschungsarbeit über den Kommunismus fiel einiges Material an. Soweit die Arbeitslage es zuliess, wurde es bereits ausgewertet. Hierbei wird zunächst angestrebt, einen möglichst genauen Einblick in die Organisation und Arbeitsweise der sowjetischen Behörden, insbesondere der GPU, zu gewinnen. Eine ziemlich genaue Übersicht gibt das bisher in Lettland, insbesondere in Riga, vom EK 2 erfasste und ausgewertete Material. Ein Sonderbericht hierüber ist als Anlage 6 beigefügt.11 Das in Estland bisher ausgewertete Material gibt, ergänzt durch die Aussagen der festgenommenen Spitzenfunktionäre, einen Überblick über die Organisation der obersten Behörden und Dienststellen der Estnischen Sozialistischen Sowjetrepublik. Auf die als Anlage 7 beigefügte Übersichtszeichnung,12 die gleichzeitig ein Bild von der Bedeutung der festgenommenen Funktionäre gibt, darf verwiesen werden. In grösseren Mengen wurde kommunistisches Propagandamaterial erfasst. Soweit die erfassten Unterlagen, insbesondere Karten, sowjetrussische Ausbildungsvorschriften und Dienstanweisungen, in erster Linie militärisch bedeutsam waren, wurden sie unverzüglich den Abwehrstellen oder den sonst in Betracht kommenden militärischen Dienststellen übergeben.


  b) Fahndung und Festnahme von Kommunisten


  Neben den Durchsuchungsaktionen wurde eine systematische Fahndung nach zurückgebliebenen kommunistischen Funktionären und Rotarmisten und der durch ihre Tätigkeit für den Kommunismus stärker belasteten Personen durchgeführt. Stellenweise hatten die Selbstschutzkräfte die berüchtigtsten Kommunisten bereits spontan unschädlich gemacht. In den grösseren Städten wurden unter Einsatz aller verfügbaren Kräfte der Kommandos und der gesamten Selbstschutzformationen sowie mit Unterstützung der deutschen Ordnungspolizei Grossaktionen durchgeführt, in deren Verlauf zahlreiche Festnahmen und Durchsuchungen erfolgten. Nach Durchführung dieser vordringlichsten Aufgaben in den Städten wurde durch kleine Teilkommandos auch die Säuberung auf dem Lande in Angriff genommen. Hierbei leisteten wiederum die Selbstschutzkräfte wertvolle Mitarbeit. Ländliche Selbstschutzverbände haben stellenweise die in ihrem Bereich erfassten Kommunisten auf Entfernungen von 150km zu den Einsatzkommandos transportiert. Der Umfang der Säuberungsarbeit bei der Bekämpfung des Kommunismus ist aus der als Anlage 8 beigefügten Übersicht über die Zahl der Exekutionen ersichtlich.


  c) Bekämpfung der illegalen kommunistischen Arbeit


  Neben der Durchführung der Säuberungsarbeit wurde besonderes Augenmerk auf alle Versuche der Fortführung kommunistischer Tätigkeit gerichtet. Stellenweise kam es in den ersten Tagen und Wochen nach der Besetzung zu nächtlichen Feuerüberfällen auf deutsche Posten und Dienststellen. Besonders in Libau, das vor und während der Bolschewistenzeit als „röteste“ Stadt Lettlands galt, hat das hier eingesetzte Teilkommando erfolgreiche Abwehrarbeit geleistet. Vereinzelt fanden Zusammenkünfte von Kommunisten statt, bei denen die Aufnahme einer illegalen Tätigkeit erörtert wurde. Es gelang, eine ganze Reihe solcher Gruppen zu erfassen und unschädlich zu machen. Ein schnelles Zugreifen war umso notwendiger, als von vornherein damit gerechnet werden musste, dass die Bolschewisten eine grössere Anzahl zuverlässiger Anhänger zum Aufbau der illegalen Arbeit im Lande zurückgelassen hatten. Um auch diesen Kreis möglichst umfassend unschädlich zu machen, wurde ein Netz von V-Männern errichtet, das ständig ausgebaut wird. Auf diese Weise ist es in Lettland gelungen, Einblick in die meist aus Russen bestehende Terrororganisation zu bekommen, die u.a. beabsichtigt, die im Zentralgefängnis Riga einsitzenden Kommunisten mit Waffengewalt zu befreien. Acht Mitglieder dieser Organisation wurden bereits festgenommen. Zurzeit laufen Ermittlungen über eine grössere Organisation, das sogenannte Territorialkorps zur Befreiung Lettlands. Dieses Korps ist in Gorkyj aufgestellt worden und soll aus zwei Gruppen von 120 Mann bestehen. Ein Teil dieses Korps arbeitet in Riga und beschränkt sich z.Zt. noch auf das Erkunden von Sabotagemöglichkeiten. Auch in der Provinz soll diese Organisation ihre Tätigkeit bereits aufgenommen haben. Führer des Korps ist ein aus Moskau entsandter kommunistischer Funktionär. Zu gegebener Zeit wird die Organisation, die weiter mit V-Männern durchsetzt wird, unschädlich gemacht. Abgesehen von vereinzelter Verteilung von Hetzflugblättern, in denen zum Widerstand gegen die Besatzungstruppen und zum Ausharren aufgefordert wird, ist eine aktive kommunistische Wühlarbeit bisher in Lettland nicht festgestellt worden. Es kann mit ziemlicher Sicherheit angenommen werden, dass Lettland im Wesentlichen von aktiven Kommunisten gesäubert ist. Dieses ergibt sich u.a. auch daraus, dass die Zahl der Sabotageakte, der Beschädigung von Wehrmitteln und der Brandstiftungen überaus gering ist.


  In Estland wurde hinsichtlich der Aufnahme der illegalen Arbeit festgestellt, dass die Parteileitung in Moskau Ende Juli den Zentralkomitees der Bundesrepubliken den Befehl erteilt hatte, in den von der deutschen Wehrmacht besetzten Gebieten geeignete Mitglieder der Partei zurückzulassen, um illegal arbeitende Gruppen zu bilden und insbesondere den Partisanenkrieg zu organisieren. Sie sollten sich zunächst einige Wochen in Reval verbergen und dann mit dem Aufbau der illegalen Parteiorganisation beginnen. Die frühzeitige Festnahme der 7 maßgebendsten Funktionäre und die Flucht zahlreicher Kommunisten, die für die Mitarbeit in Betracht gekommen wären, verhinderten den zentralen Parteiaufbau in Estland. Die Festgenommenen erklärten bei der Vernehmung übereinstimmend, dass sie noch keine Verbindungen aufgenommen hätten. Die Bedeutung der festgenommenen Spitzenfunktionäre ist aus der als Anlage 7 beigefügten Übersicht über die früheren obersten sowjetischen Behörden in Estland ersichtlich. Im Kreis Dorpat wurden einige Terrorgruppen erfasst, die im ganzen Land Sabotage- und Terrorakte verüben sollten. Ausser der Zerstörung einiger Kabel und einem Brand in Reval sind auch in Estland bisher Sabotageakte nicht verübt worden. Auf Grund der von den festgenommenen Funktionären gemachten Aussagen laufen zurzeit noch umfangreiche Fahndungsmaßnahmen.


  3.) Bekämpfung des Judentums


  Es war von vornherein zu erwarten, dass allein durch Pogrome das Judenproblem im Ostlande nicht gelöst werden würde. Andererseits hatte die sicherheitspolizeiliche Säuberungsarbeit gemäß den grundsätzlichen Befehlen eine möglichst umfassende Beseitigung der Juden zum Ziel. Es wurden daher durch Sonderkommandos, denen ausgesuchte Kräfte – in Litauen Partisanentrupps, in Lettland Trupps der lettischen Hilfspolizei – beigegeben wurden, umfangreiche Exekutionen in den Städten und auf dem flachen Lande durchgeführt. Der Einsatz der Exekutionskommandos war reibungslos. Bei der Zuteilung von litauischen und lettischen Kräften zu den Exekutionskommandos wurden insbesondere solche Männer ausgewählt, deren Familienmitglieder und Angehörige von den Russen ermordet oder verschleppt worden waren. Zu besonders scharfen und umfassenden Maßnahmen mußte in Litauen gegriffen werden. Die Juden hatten sich stellenweise – insbesondere in Kauen – bewaffnet, beteiligten sich aktiv am Heckenschützenkrieg und legten Brände an. Im Übrigen haben die Juden in Litauen in besonders aktiver Weise mit den Sowjets Hand in Hand gearbeitet. Die Gesamtzahl der in Litauen liquidierten Juden beläuft sich auf 71.105. Bei den Pogromen wurden in Kauen 3800, in den kleineren Städten rund 1200 Juden beseitigt.13 Auch in Lettland beteiligten sich die Juden nach dem Einmarsch der deutschen Wehrmacht als Saboteure und Brandstifter. In Dünaburg wurden von Juden derart viele Brände angelegt, dass ihnen ein grosser Teil der Stadt zum Opfer fiel. Das Elektrizitätswerk brannte vollständig aus. Die hauptsächlich von Juden bewohnten Strassenzüge blieben unversehrt. In Lettland sind bisher insgesamt 30.000 Juden evakuiert worden. 500 wurden durch die Pogrome in Riga unschädlich gemacht. Von den 4500 Juden, die bei Beginn des Ostfeldzuges in Estland lebten, sind die meisten beim Rückzug der Roten Armee geflüchtet. Etwa 2000 sind zurückgeblieben. Die Festnahme aller männlichen Juden über 16 Jahre ist fast abgeschlossen. Mit Ausnahme der Ärzte und der vom Sonderkommando eingesetzten Juden-Ältesten werden sie durch den estnischen Selbstschutz unter Kontrolle des Sonderkommandos 1a exekutiert. Die arbeitsfähigen, in Reval und Pernau wohnenden Jüdinnen im Alter von 16 bis 60 Jahren wurden festgenommen und zum Torfstechen und sonstigen Arbeitsleistungen eingesetzt. In Harku wird zurzeit ein Lager errichtet, in das alle Juden aus Estland eingewiesen werden, so dass in kurzer Zeit Estland judenfrei sein wird.


  Schon nach Durchführung der ersten grösseren Exekutionen in Litauen und Lettland zeigte es sich, dass eine restlose Beseitigung der Juden nicht durchführbar ist, zumindest nicht im jetzigen Zeitpunkt. Da das Handwerk in Litauen und Lettland zum grossen Teil in jüdischen Händen liegt, und manche Berufe (insbesondere Glaser, Klempner, Ofensetzer, Schuhmacher) fast ausschliesslich von Juden ausgeführt werden, ist ein grosser Teil der jüdischen Handwerker bei der Instandsetzung lebenswichtiger Anlagen, für den Wiederaufbau der zerstörten Städte und für kriegswichtige Arbeiten zurzeit unentbehrlich. Wenngleich von den Betrieben angestrebt wird, die jüdischen Arbeitskräfte durch litauische und lettische zu ersetzen, ist eine sofortige Ablösung aller im Arbeitsprozess eingesetzten Juden noch nicht möglich, insbesondere nicht in den grossen Städten. Dagegen werden in Zusammenarbeit mit den Arbeitsämtern z.Zt. die nicht mehr arbeitsfähigen Juden erfasst und demnächst in kleinen Aktionen exekutiert. Erwähnt sei in diesem Zusammenhang noch der erste stellenweise erhebliche Widerstand der Dienststellen der Zivilverwaltung gegen die Durchführung von Exekutionen grösseren Umfanges, denen überall mit dem Hinweis darauf, dass es sich um die Durchführung grundsätzlicher Befehle handele, entgegengetreten wurde.


  Neben der Organisierung und Durchführung der Exekutionsmaßnahmen wurde gleich in den ersten Tagen des Einsatzes in den grösseren Städten auf die Schaffung von Ghettos hingewirkt.14 Besonders dringlich war dies in Kauen, da dort bei einer Gesamteinwohnerzahl von 152.400 30.000 Juden wohnten. Daher wurde nach dem Abrollen der ersten Pogrome ein jüdisches Komitee vorgeladen, dem eröffnet wurde, dass die deutschen Stellen bisher keinen Anlass gehabt hätten, in die Auseinandersetzungen zwischen Litauern und Juden einzugreifen. Voraussetzung für die Schaffung normaler Verhältnisse sei zunächst die Errichtung eines jüdischen Ghettos. Als von dem jüdischen Komitee Einwendungen erhoben wurden, wurde erklärt, dass anders keine Möglichkeit bestehe, weitere Pogrome zu verhindern. Die Juden erklärten sich daraufhin sofort bereit, alles zu tun, um ihre Rassegenossen mit grösster Beschleunigung in den als jüdisches Ghetto vorgesehenen Stadtteil Viliampol umzusiedeln. Dieser Stadtteil liegt in dem Dreieck zwischen der Memel und einem Zufluss und ist nur durch eine Brücke mit Kauen verbunden und daher leicht absperrbar. In Riga wurde als Ghetto die sogenannte Moskauer Vorstadt bestimmt. Es handelt sich hier um das schlechteste Wohnviertel in Riga, das auch bisher schon im Wesentlichen von Juden bewohnt war. Die Einweisung der Juden in den Ghettobezirk war ziemlich schwierig, weil die dort noch wohnenden Letten ausgesiedelt werden mussten und der Wohnraum in Riga sehr beengt ist. Von den in Riga verbliebenen insgesamt rund 28.000 Juden sind bisher 24.000 im Ghetto untergebracht. Die Sicherheitspolizei beschränkte sich bei der Schaffung der Ghettos auf rein polizeiliche Aufgaben, während die Einrichtung und Verwaltung der Ghettos sowie die Regelung der Verpflegung der Insassen der Zivilverwaltung und ihr Arbeitseinsatz den Arbeitsämtern überlassen wurden. Auch in den übrigen Städten, in denen noch eine grössere Anzahl von Juden wohnt, werden Ghettos eingerichtet. Die Kennzeichnung der Juden durch einen gelben Davidstern auf der Brust und auf dem Rücken, die zunächst durch vorläufige sicherheitspolizeiliche Befehle angeordnet wurde, ist auf Grund entsprechender Anordnung des Befehlshabers für das rückwärtige Heeresgebiet und später der Zivilverwaltung in kurzer Zeit durchgeführt worden. Die Zahl der bisher liquidierten Juden ist aus der als Anlage 8 beigefügten Aufstellung ersichtlich.


  4) Partisanenbekämpfung


  In den ersten Wochen des Krieges stellten die Sowjets Partisanenregimenter auf, die den Auftrag hatten, hinter den deutschen Linien bis weit in das rückwärtige Heeresgebiet hinein Sabotageakte durchzuführen und auf jede nur denkbare Weise Beunruhigung durch Überfälle und Terrorakte hervorzurufen. Neben diesen durch die deutschen Linien geschickten Einheiten bildeten sich aus den zurückgebliebenen Kommunisten und versprengten Rotarmisten Partisanengruppen, die in derselben Weise tätig wurden. Ausserdem wurden an verschiedenen Stellen Partisanen als Fallschirmabspringer eingesetzt. Nachdem zunächst von den sicherheitspolizeilichen Einsatzkommandos und von der Wehrmacht einzelne Teile des zu säubernden Gebietes systematisch durchkämmt wurden, ergab sich auf Grund der hierbei gesammelten Erfahrungen sehr bald, dass eine Bekämpfung der Partisanen nur auf nachrichtendienstlicher Grundlage erfolgversprechend ist. Da der Aufbau eines Nachrichtennetzes allein nicht ausreicht, wurden die den Kommandos zugeteilten lettischen Dolmetschertrupps als Zivilerkunder eingesetzt. Auf diese Weise wurden ständig zunehmende Erfolge bei der Aufspürung der Partisanen erzielt. Stellenweise wurden eigene Kräfte zur Unschädlichmachung der Partisanentrupps eingesetzt. Soweit erforderlich, wurden gemeinsam mit Wehrmachtsteilen grössere Aktionen durchgeführt. Das Nachrichtennetz wurde so ausgebaut, dass die Orts- und Feldkommandanturen die Aufgabe der Nachrichtenanlaufstellen übernehmen und die eingehenden Meldungen an die in Betracht kommenden Truppenteile weiterleiten. Bei der eigentlichen Partisanenbekämpfung wurde eine Menge von Erfahrungen gesammelt. Durch Vernehmung von gefangenen Mitgliedern der Partisanentrupps und sonstigen Gefangenen ergab sich in Laufe der Zeit ein ziemlich vollständiger Überblick über die Zusammensetzung, die Aufgaben und die Kampfesweise der Partisanen. Diese Erfahrungen wurden sorgfältig ausgewertet und in Form von Erfahrungsberichten, die von den Armeen erbeten wurden, verwertet. Abschriften der letzten Erfahrungsberichte sind als Anlage 9 beigefügt.


  5) Sonstige sicherheitspolizeiliche Arbeiten


  1) Gelegentlich machten die Zustände in den Irrenanstalten sicherheitspolizeiliche Maßnahmen erforderlich. Zahlreiche Anstalten waren von den Russen beim Rückzug aller Verpflegungsvorräte beraubt worden. Das Bewachungs- und Pflegepersonal war vielfach geflüchtet. Da die Insassen aus verschiedenen Anstalten ausbrachen und zu einer Gefahr für die Sicherheit wurden, wurden in Aglona (Litauen) 544 Geisteskranke, in Mariampol (Litauen) 109 Geisteskranke und in Mogutowo (bei Luga) 95 Geisteskranke – insgesamt 748 Geisteskranke – liquidiert. In einigen Fällen baten Wehrmachtsdienststellen, auch andere Anstalten, die für Quartierzwecke benötigt wurden, in der gleichen Weise zu säubern. Da hier jedoch sicherheitspolizeiliche Belange ein Eingreifen nicht erforderlich machten, wurde den Wehrmachtsstellen anheim gestellt, mit eigenen Kräften die für notwendig erachteten Maßnahmen zu treffen.


  2) Die Einsatzkommandos veranlassten in grossem Umfange die Nachforschung nach Verschleppten, ferner die Exhumierung und Identifizierung von den Bolschewisten ermordeter Personen. Aus propagandistischen Gründen wurden hierbei die Propagandastaffeln der Wehrmacht und stellenweise auch die ausländische Presse beteiligt. In Estland wurde die Ausgrabung der von den Russen ermordeten Esten in grösserem Umfange organisiert. Angesichts dieses Umfanges der in dieser Hinsicht zu leistenden Arbeit wurde in Reval eine Zentralstelle geschaffen, die unter Aufsicht der Sicherheitspolizei systematisch nach dem Verbleib der Verschleppten und Ermordeten fahndet. Das Ausmaß dieser Arbeit zeigt die Tatsache, dass allein aus Reval 30.000 Männer als vermisst gemeldet sind.15


  III. Spionageabwehr


  Das Netz des englischen, französischen und amerikanischen Nachrichtendienstes, das in den baltischen Ländern aufgebaut worden war, ist infolge der Flucht oder Beseitigung der Agenten zerrissen. Durch die zurzeit laufenden Ermittlungsarbeiten werden die letzten Reste unschädlich gemacht. In Litauen sind bisher 28 Personen wegen Spionageverdachts festgenommen worden. Hiervon wurden den Staatspolizeistellen Königsberg und Tilsit 7 überstellt. Die übrigen Fälle sind z.Zt. noch nicht abschliessend bearbeitet. In Lettland wurden 11 Personen wegen Spionage festgenommen. In 25 weiteren Fällen laufen die Vorermittlungen. Es muss damit gerechnet werden, dass der feindliche Nachrichtendienst, insbesondere der englische, in nächster Zeit versuchen wird, seine Tätigkeit wieder aufzunehmen, um neben der Spionagetätigkeit Sabotageorganisationen aufzuziehen und Möglichkeiten zur Aufhetzung der Bevölkerung der besetzten Länder zu schaffen. Durch Aufbau eines ausgedehnten Netzes von V-Personen und weitere enge Zusammenarbeit mit den Abwehrstellen wird diesen Versuchen entgegengewirkt, soweit die geringe Zahl der zur Verfügung stehenden, in der Abwehrarbeit geschulten Kräfte dies möglich macht.


  IV. Personenüberprüfung und Karteiwesen


  Die Überprüfung von Personen auf ihre politische Zuverlässigkeit nimmt ständig grösseren Umfang an. Ausser der Überprüfung der bei den Behörden beschäftigten Personen läuft die Überprüfung der in den wichtigsten Betrieben beschäftigten Personen. Bei der Herbeischaffung des Auskunftsmaterials leisten die Hilfspolizeien wertvolle Mitarbeit. Da die Aufstellung der Kartei der politisch nachteilig in Erscheinung getretenen Personen gleich bei Beginn der Arbeit in Angriff genommen wurde und systematisch fortgeführt wurde, sind in Lettland bereits 23.000 Personen karteimäßig erfasst. Die Kartei in Litauen umfasst bisher über 40.000 Karteikarten.


  V. Kriminalpolizeiliche Arbeit


  Nach der Eingliederung der baltischen Staaten in die UdSSR wurde die kriminalpolizeiliche Arbeit von der roten Milizverwaltung übernommen. Die bisherigen Leiter der Kriminalpolizeidienststellen wurden durchweg ihres Amtes enthoben, in Haft genommen oder ermordet. Auch die übrigen Beamten wurden nach und nach entlassen und verschickt oder in Haft genommen und durch Juden oder aus Russland gekommene Funktionäre ersetzt. Vor ihrer Flucht haben die sowjetischen Beamten bei der Vernichtung des Akten- und Karteimaterials nicht nur alle Unterlagen über ihre eigene kriminalpolizeiliche Arbeit, sondern auch die von den ehemaligen Kriminalpolizeien übernommenen Karteien und Akten beseitigt oder verschleppt. Die starke Inanspruchnahme der Einsatzkommandos durch die Befriedungs- und Säuberungsarbeit während der ersten Wochen und Monate machte es unmöglich, mit eigenen Kräften auch kriminalpolizeiliche Aufgaben in grösserem Umfang durchzuführen. Es wurde deshalb im Zuge des Aufbaues der Hilfpolizeien besonderer Wert darauf gelegt, aus landeseigenen Kräften das Kriponetz neu zu errichten. Es wurden zunächst Präfekten und Kreispolizeichefs eingesetzt, die frühere Kripobeamte und sonstige geeignete Mitarbeiter heranzogen. Eine sorgfältige Überprüfung dieser Kräfte und eine sehr weitgehende Kontrolle der Tätigkeit dieser Dienststellen gewährleistete ein Arbeiten nach den von der deutschen Sicherheitspolizei gegebenen Richtlinien.


  Grundsätzlich wurde in den Kripodienststellen der baltischen Länder folgende Regelung getroffen: die landeseigenen Kripodienststellen berichten den Einsatzkommandos oder den örtlichen Teilkommandos und Aussenstellen täglich über die bei ihnen anfallenden Vorgänge und die durchgeführten Festnahmen und Durchsuchungen. Soweit es sich um Straftatbestände handelt, bei denen deutsche Militär- oder Zivilpersonen beteiligt oder geschädigt worden sind, wird die weitere Bearbeitung nach der ersten Feststellung des Tatbestandes von der deutschen Sicherheitspolizei übernommen. Nachdem der Aufbau der kriminalpolizeilichen Dienststellen beendet ist, ist nunmehr die Errichtung eines straff organisierten kriminalpolizeilichen Netzes in Angriff genommen worden. Weiter muss erreicht werden, dass das Fahndungswesen sehr eng an die Fahndung im Reich angegliedert wird. Vom Amt V sind Muster der im Kartei- und Fahndungswesen gebräuchlichen Vordrucke angefordert worden. Ferner wird zurzeit daran gearbeitet, die bisher in diesem Raum unbekannte vorbeugende Verbrechensbekämpfung zu organisieren. Um bis zur Einführung vorbeugender Maßnahmen die schwersten Fälle zu bereinigen, werden Berufsverbrecher von den Einsatzkommandos übernommen und, sofern es der Sachverhalt geboten erscheinen lässt, exekutiert.


  In Litauen war das gesamte kriminalpolizeiliche Aktenmaterial von den Bolschewisten verschleppt worden, wurde aber zum Teil in Wilna aufgefunden und der litauischen Kriminalpolizei übergeben. Nach den vom EK 3 gegebenen Weisungen wurde das polizeiliche Meldewesen und die Fahndungsarbeit in Gang gebracht. Die Zahl der bei der litauischen Kriminalpolizei bisher angefallenen schwereren Verbrechen ist sehr gering. Am stärksten ist der Arbeitsanfall im Diebstahlsreferat. Besondere Maßnahmen mussten in Kauen auf dem Gebiet der Sittenpolizei getroffen werden. Um eine weitere Verbreitung der dort besonders häufigen Geschlechtskrankheiten zu verhüten, wurden in Zusammenarbeit mit der Feldkommandantur die notwendigen Maßnahmen getroffen. Es werden laufend Razzien und Streifen in Parkanlagen, Hotels und Kaffeehäusern durchgeführt, um insbesondere geschlechtskranke Prostituierte zu erfassen.


  Am weitesten vorgeschritten ist der Aufbau der Kriminalpolizei in Lettland. Die Russen haben bei ihrem Rückzug hier lediglich die Strafkartei, die seit dem Jahre 1914 geführt wird, zurückgelassen, alles übrige Aktenmaterial und kriminaltechnisches Gerät aber vernichtet. Die Besetzung und Organisation der lettischen Kriminalpolizei geht aus der als Anlage 10 beigefügten Übersicht hervor. Die gleichfalls als Anlage 11 beigefügte Tätigkeitsübersicht für die Monate Juli/September 41 zeigt das Ausmaß der Kriminalität und die Erfolge der lettischen Kriminalpolizei.16


  Auch in Estland ist der Aufbau der Kriminalpolizei im Wesentlichen beendet (Vergl. Anlage 1217). Die Aufnahme der Kripoarbeit in Estland war besonders dadurch erschwert, dass die Russen bei ihrem Rückzug sämtliche Karteien und Akten vernichtet oder verschleppt haben. Die Kriminalität in Estland ist äusserst gering. Bemerkenswert ist, dass z.B. in Reval innerhalb von sechs Wochen nur ein einziger Fall eines schweren Diebstahls zur Bearbeitung kam. Plünderungen und Raubüberfälle sind überhaupt nicht zu verzeichnen. Die estnische Kriminalpolizei wurde in starkem Maße zur Ermittlung und Identifizierung der von den Russen ermordeten Esten herangezogen.


  B. Der altrussische Raum und Weissruthenien


  Wesentlich anders als im baltischen Raum sind naturgemäß die Verhältnisse in dem zum Raum der Einsatzgruppe A gehörenden altrussischen Gebiet und Weissruthenien. Die sicherheitspolizeiliche Arbeit musste sich daher in diesen Gebieten in ganz anderem Rahmen bewegen. Irgendwelche einheimischen Ordnungskräfte waren im altrussischen Gebiet nirgends vorhanden, so dass die Befriedungsarbeit durch eigene Kräfte durchgeführt werden musste. Der russische Teil des Einsatzraumes ist sehr weit und dünn besiedelt. Ausser Pleskau, Luga und Nowgorod gibt es keine grösseren Städte. Diese drei, zum grossen Teil zerstörten Städte wurden in der üblichen Weise überholt. Die Zahl der zurückgebliebenen maßgeblichen Kommunisten und Juden war jedoch verhältnismäßig gering. Auch in den kleinsten Ortschaften waren die meisten Kommunisten Funktionäre [sic] rechtzeitig geflüchtet. Das Schwergewicht der sicherheitspolizeilichen Arbeit in diesem Teil des Einsatzraumes lag in der Bekämpfung des Partisanenunwesens (Siehe hierzu oben bei A II, 4.).


  Da Weissruthenien bisher von der Einsatzgruppe B bearbeitet und erst kürzlich übernommen wurde, wird auf die Berichterstattung der Gruppe B Bezug genommen. Zurzeit laufen die ersten grösseren Säuberungsaktionen. Von der Einsatzgruppe B wurden bisher 7620 Juden in Borissow liquidiert. Die im Lande verbliebenen Kommunisten entfalten eine starke Aktivität. Nach Durchführung der nötigen Vorarbeiten wird auch in dieser Hinsicht eine umfassende Säuberung durchgeführt. Die zahlreichen Partisanentrupps schaffen in allen Teilen Weissrutheniens erhebliche Beunruhigung. Die bisher zur Partisanenbekämpfung eingesetzten Wehrmachtsteile werden durch die sicherheitspolizeilichen Einsatzkommandos, insbesondere hinsichtlich der Errichtung eines Nachrichtennetzes, unterstützt. Weitere umfangreiche Maßnahmen werden sich gegen die polnischen Chauvinisten richten, die sich Hand in Hand mit Juden und Kommunisten in äusserst starker Weise deutschfeindlich betätigen. Der Aufbau der kriminalpolizeilichen Arbeit in Weissruthenien ist im Gange. Da in dem altpolnischen Teil Weissrutheniens von Wehrmachtsdienststellen in starkem Umfange Polen als Hilfsorgane herangezogen worden sind, die Heranziehung von Polen zu hilfspolizeilichen Aufgaben aber politisch nicht tragbar ist, andererseits aber geeignete weissruthenische Kräfte nur in sehr geringem Umfange zur Verfügung stehen, wird der Aufbau der kriminalpolizeilichen Arbeit dort erheblich langsamer durchgeführt werden können als im baltischen Raum. Im altrussischen Teil des Einsatzraumes muss die kriminalpolizeiliche Arbeit in Ermangelung jeglicher landeseigener Ordnungskräfte von den Einsatzkommandos selbst durchgeführt werden. Sie konnte sich naturgemäß nur darauf beschränken, aufgegriffene Schwerverbrecher und Gewohnheitsverbrecher zu exekutieren.


  Übersicht über die Lage vor dem Einmarsch der deutschen Truppen


  Das Gebiet der Einsatzgruppe A, soweit es sich mit dem Bereich des Reichskommissariats Ostland deckt, ist geschichtlich und volkstumsmäßig in zwei Teile zu trennen, nämlich in die ehemaligen baltischen Staaten Litauen, Lettland, Estland und Weissruthenien. Geschichtlich ist eine Trennung notwendig, weil Weissruthenien schon seit der russischen Revolution der UdSSR angehört, die baltischen Staaten jedoch erst am 17.Juni1940 durch äusseren Druck der Sowjetunion einverleibt wurden. Volkstumsmäßig scheint eine Trennung angebracht, weil die Völker der baltischen Staaten, insbesondere die Letten und Esten, einen hohen nordischen Blutsanteil besitzen, die Einwohner Weissrutheniens dagegen vorwiegend ostisch sind. Die baltischen Staaten hatten sich vor dem 17.Juni1940 sowohl in politischer als auch in wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht den westeuropäischen Staaten angeschlossen. Die Aussenpolitik steuerte einen ausgesprochenen proenglischen Kurs, wobei vor allem Lettland die treibende Kraft war, und stand vollständig unter dem Einfluss von Freimaurern und sonstigen jüdisch-plutokratischen Organisationen. Die deutschfeindliche Stimmung wurde durch geschickte Propaganda gefördert und der Gedanke unterstützt, dass die baltischen Staaten ihre Selbständigkeit den Engländern und Franzosen zu verdanken hätten und dass nur auf Grund der engen Verbindung mit England und seiner Unterstützung ein so hohes kulturelles und soziales Niveau erreicht und so hervorragende wirtschaftliche Erfolge hätten erzielt werden können. Zur Vertiefung dieser Politik wurden besonders in Lettland englische und französische Sprachschulen gegründet, die beiden Sprachen in der Mittelschule als Hauptfächer eingeführt, Filme deutschfeindlichen Inhalts gedreht und schliesslich die geschichtliche Entwicklung so dargestellt, dass sie zu Dank gegen England verpflichtete.


  Der Lebens- und Kulturstandard war, insbesondere in Estland und Lettland, relativ hoch; der Arbeiter lebte in guten wirtschaftlichen Verhältnissen und konnte mit seinem Jahresverdienst von durchschnittlich 1674 Lats (Lettland) ein sorgenfreies Dasein führen. Das durchschnittliche Jahreseinkommen eines Geistesarbeiters betrug 2921 Lats (Lettland) und wurde nach folgendem Index verbraucht:


  
    
      	
        

      

      	
        Arbeiter

      

      	
        Geistesarbeiter

      
    


    
      	
        Ernährung

      

      	
        42%

      

      	
        30%

      
    


    
      	
        Bekleidung

      

      	
        13%

      

      	
        14%

      
    


    
      	
        Wohnung

      

      	
        15%

      

      	
        15%

      
    


    
      	
        Sonstiges

      

      	
        30%

      

      	
        41%

      
    

  


  Aus dem hohen Prozentsatz der Indexziffer Sonstiges ergibt sich, dass der Arbeiter fast ein Drittel seines Gehaltes für nicht lebensnotwendige Dinge ausgeben konnte, der Geistesarbeiter sogar beinahe die Hälfte. Die soziale Gesetzgebung umfasste Hinterbliebenen- und Unfallversorgung; ein besonderes Gesetz sicherte dem Arbeiter Erholung und Urlaub, und schliesslich war die Krankenkassenversorgung beinahe vorbildlich organisiert. Die ärztliche Betreuung war in Stadt und Land ausreichend, ebenso genügte die staatliche Gesundheitslenkung den an sie gestellten Anforderungen. In Lettland gab es z.B. 3 staatliche Säuglingsheime, mehrere Kinderheime, 84 Kindergärten; ferner wurden bedürftigen Müttern unentgeltlich Säuglingsausstattungen zur Verfügung gestellt, kinderreiche Familien erhielten besondere Unterstützung. Gleichzeitig hatten die baltischen Staaten Pensionsgesetze und verfügten über Wohlfahrtsfonds zur Versorgung nicht pensionsberechtigter Bedürftiger.


  Das Schulwesen, das nach dem Weltkrieg noch völlig unentwickelt war, wurde im Laufe der folgenden 20 Jahre auf ein dem Kulturstand der Weststaaten entsprechendes Niveau gebracht. Analphabeten gab es nur noch vereinzelt in Litauen. Relativ beträchtlich war die Zahl der konfessionellen Lehranstalten. So gab es z.B. in Lettland insgesamt 106 mit 14.715 Schülern, gegenüber 77 Mittelschulen mit 17.052 Schülern. Universitäten gab es in Dorpat, Riga und Kowno. Die Kunst war ebenso wie das übrige kulturelle Leben vorherrschend jüdisch eingestellt, insbesondere in Lettland und Litauen. Das Pressewesen war stark ausgebaut und zum Teil sogar übersteigert, wie aus der Zahl von 186 Zeitungen und Zeitschriften für das lettische 2-Millionen-Volk hervorgeht.


  Wirtschaftlich gesehen sind die baltischen Staaten vorwiegend landwirtschaftlich ausgerichtet. Alle drei Staaten hatten eine stark ausgebaute Landwirtschaft und hochentwickelte Viehzucht. Die Erträgnisse wurden nur zum Teil im eigenen Land verbraucht; ausgeführt wurden vor allem Butter, Eier, Käse und Fleischkonserven. Die Zahl der volksfremden Landarbeiter war lediglich in Litauen beträchtlich, was durch den ohnehin zahlenmäßig sehr starken Prozentsatz der dort ansässigen Polen bedingt war. Lettland benötigte für seine Landwirtschaft 1939 nur noch etwas über 12.000 Polen und über 20.000 Russen. Die Intensivierung der Bodenbewirtschaftung kommt allerdings bei weitem nicht an die deutsche heran, sodass die Hektarerträge bis zu 50% unter denen des deutschen Reiches liegen. Auch die Anwendung von künstlichen Düngemitteln, Mechanisierung und Motorisierung lassen viel zu wünschen übrig, sodass die Zahl der notwendigen Arbeitskräfte in keinem Verhältnis zum tatsächlichen Ertrag steht.


  Die Industrie spielt in Estland eine gewisse Rolle. An Bodenschätzen ist vor allem Ölschiefer zu finden. Ein weiterer Grund für den relativ grosszügigen Ausbau der estnischen Industrie ist in der materiellen Denkweise der Esten zu suchen, da auf diesem Gebiet am meisten zu verdienen ist. Hervorzuheben sind neben den Ölschieferwerken eine Zementfabrik, bedeutende Holz- und Zellstoffabriken und schliesslich eine gut ausgebaute Lebensrnittel- und Elektrizitätsversorgung. In Lettland waren im Jahre 1935 ung. 14% der Einwohnerzahl in der Industrie beschäftigt. Besonders ausgebaute Industriezweige stellen die Holz-, Papier-, Nahrungsmittel- und Flachsindustrie dar. Der Handel spielte auf Grund der geopolitischen Lage der Baltenstaaten von jeher eine bedeutende Rolle. In Lettland waren rund 10% der Bevölkerung in 37.830 Handelsunternehmen beschäftigt. Ein grosser Teil der Unternehmungen waren staatliche Handelsunternehmen, vor allem in den Lebensmittelbranchen und den sonstigen Artikeln des täglichen Bedarfs. Ähnlich war die Lage in Litauen, wo insbesondere die Verteilung der landwirtschaftlichen Produkte einer Genossenschaft [unleserlich] oblag, die vom Staat kontrolliert wurde.


  Die finanzielle Lage der drei Staaten entsprach dem jeweiligen Volkswohlstand; Lettland und Estland hatten einen ausgeglichenen Staatshaushalt, Litauen war zeitweise zur Aufnahme von Anleihen genötigt. In Lettland verteilte sich das Steueraufkommen von 112Millionen Lats im Jahre 1938/39 fast zu 60% auf indirekte Steuern. Am stärksten, nämlich mit 60% des Verkaufspreises, waren Rauchwaren, Zucker und Branntwein belegt; dann folgte Hefe mit 40%, Bier mit 30%, ferner Textilien und Salz. Die direkten Steuern, nämlich die Einkommensteuer, Haus- und Grundbesitz- und Umsatzsteuer, betrugen rund 13% der Staatseinnahmen. Der Rest des Staatsbudgets verteilte sich auf den Verdienst staatlicher Unternehmungen und sonstiger wirtschaftlicher staatlicher Beteiligungen. Die gesamten Staatseinnahmen im Budgetjahr 1938/39 betrugen mehr als 20% des Volkseinkommens Lettlands.


  Die von den Baltenstaaten verfolgte Politik musste in dem Augenblick zur Katastrophe führen, als durch die Entwicklung der Kriegshandlungen die Westmächte im Ostseeraum ausgeschaltet wurden und zwischen Deutschland und Russland in Gestalt des Herbstpaktes 1939 ein „politischer Waffenstillstand“ in Kraft trat. Mit einem Schlag sahen sich die baltischen Völker allein, in einer Situation, die ihnen in erbarmungsloser Brutalität die Wirklichkeitsferne der bisherigen Politik vor Augen führte, und ohne Widerstand, im Bewusstsein ihrer Ohnmacht, haben sie sich dem Zugriff Moskaus ergeben. Das Jahr bolschewistischer Herrschaft hat in den Massen der baltischen Völker die Voraussetzung für die Erkenntnis geschaffen, dass ihre Behauptung ohne den Schutz einer Grossmacht im europäischen Kulturkreis unmöglich ist. Sowohl aus der gegenwärtigen wie geschichtlichen Entwicklung heraus konnte diese Macht nur das Deutsche Reich sein. Der sowjetische Staat verfolgte vom ersten Tag seiner Herrschaft in den baltischen Ländern das Ziel, das Land in einer gewaltsamen Art und wenn notwendig mit brutalen Mitteln zu bolschewisieren.


  Die einschneidendsten Maßnahmen betrafen das Privateigentum. So wurde zunächst der gesamte Bodenbesitz nationalisiert und damit zum Staatseigentum erklärt. Die bisher selbständigen Bauern wurden in Kolchosen zusammengefasst und bekamen für ihre Arbeit ein der Zahl der geleisteten Tagewerke entsprechendes Entgelt, das in keinem Verhältnis zu ihrem früheren Verdienst stand. Der wohlhabende Bauernstand, der 50–60ha Land als Eigentum besass, musste die 30ha übersteigende Fläche an sog. Junglandwirte abgeben, die lediglich nach dem Prinzip der Parteizugehörigkeit ausgesucht wurden und in den meisten Fällen überhaupt keine landwirtschaftlichen Erfahrungen besassen. Die aufgeteilte Bodenfläche betrug z.B. in Lettland über 50% des Bodens und betraf über 40.000 Höfe. Neu gegründet wurden über 50.000 Wirtschaften. Durch diese Aufteilung wurde ein grosser Teil der bis dahin lebensfähigen Höfe dergestalt auseinandergerissen, dass dem Altlandwirt fast keine Wirtschaftsgebäude und kein Inventar mehr blieben, während der Neulandwirt wegen der ihm zugeteilten geringen Bodenfläche von 10ha weder Wirtschaftsgebäude noch Inventar erhalten und ausnutzen konnte. Die Folge davon war die Lebensunfähigkeit beider Höfe, da der Altwirt mangels Geräte und lebendem Inventar seinen Boden nicht intensiv bewirtschaften konnte, der Jungwirt dagegen zur Unterhaltung der grossen Wirtschaftsgebäude völlig verschuldete. Einen weiteren Schlag für die Landwirtschaft bedeutete die Verhaftung oder Verschleppung von 4 1/2Tausend Landwirten. Auch der Viehbestand wurde durch den Abtransport von rund 20% Arbeitspferden, 20% des Grossviehs, 15% der Schweine und 40% der Schafe stark dezimiert.


  Ähnliche Enteignungsmaßnahmen führten auch in der Wirtschaft einerseits zu Preiserhöhungen und andererseits zu einer Verminderung der Erzeugung. Schon im Jahre 1940 wurden sämtliche industriellen Unternehmungen nationalisiert, wobei zur Enteignung lediglich die Tatsache genügte, dass ein Betrieb in dem offiziellen Nationalisierungsverzeichnis enthalten war. In der Folgezeit wurden durch weitere Verordnungen auch mittlere und selbst kleinste Handwerksbetriebe enteignet. Eine besondere Erschwerung lag darin, dass lediglich die Aktiva übernommen wurden, wohingegen sämtliche Schulden, einschliesslich der für das laufende Jahr zu zahlenden Steuern und Mieten von dem ehemaligen Eigentümer bezahlt werden mussten. Dieser Umstand führte in allen Fällen noch zum Verlust des persönlichen Eigentums der Unternehmer, sodass sie ohne Existenz und völlig mittellos auf der Strasse standen. Die nationalisierten Privatunternehmen wurden als „sozialistische Unternehmen“ in besondere Verwaltungseinheiten – sog. Trusts –, die Handwerks- und Kleinbetriebe in sog. Industriekombinate zusammengefasst. Die Neuorganisation der Wirtschaft war ein sehr schwerfälliger, stark bürokratischer Apparat, der bis ins kleinste den Betrieben die zu treffenden Maßnahmen vorschrieb. Dadurch wurde den verantwortlichen Leitern und den Arbeitern jede Initiative und Freude an der Arbeit genommen. Eine weitere Beeinträchtigung und Schwächung der Arbeitslust und Arbeitsfreudigkeit wurde durch die Lohnregelung verursacht. Die Entlohnung erfolgte nicht nach dem Wissen und Können des Einzelnen, auch nicht nach der Verantwortung und Wichtigkeit der betreffenden Dienststellung, sondern wurde schemamäßig nach bolschewistischen Grundsätzen festgelegt. So erhielt z.B. ein approbierter Arzt 30,– RM; nach 10-jähriger Praxis wurde sein Gehalt auf 40,–RM erhöht. Andererseits verdiente ein ungelernter Kraftwagenfahrer mindestens ebensoviel, wenn nicht mehr. Ebenso nieder wurden auch die Betriebsleiter, hohen Staatsbeamten und Wissenschaftler bezahlt, sofern für sie Sowjettarife maßgebend waren. Ähnlich entwickelte sich die Lage im Handel und Verkehr. So wurden z.B. von den 38.000 in Lettland bestehenden Handelsunternehmungen zu Beginn des Jahres 1941 über 20.000 nationalisiert. Dadurch entstand ein Mangel von Geschäften, der sich besonders bei der Verteilung von Nahrungsmitteln nachteilig bemerkbar machte und zu den lästigen Schlangenbildungen vor den Lebensmittelgeschäften führte, die trotz grosser Bemühungen bis heute noch nicht restlos verschwunden sind.


  Weniger eingreifend, aber ebenfalls von grosser Bedeutung für das Leben der baltischen Völker waren die Veränderungen auf sozialem, kulturellem und finanziellem Gebiet, die durch das Sowjetregime eingeführt wurden. Der grösste Teil der sozialen Gesetze wurde aufgehoben, die Wohlfahrtsbehörden aufgelöst oder zum geringen Teil nach bolschewistischem Vorbild umorganisiert. Die Wochenbeihilfen und Entbindungszulagen wurden stark verringert, Krankenkassenbeiträge für Medizin nicht mehr gezahlt. Die Pensionsgesetze wurden dem sowjetrussischen Muster angeglichen, nach dem die höchste Pension Rbl. 150,– beträgt; die Durchschnittspension wurde auf Rbl. 80,– bis 100,– herabgesetzt. Darüber hinaus wurde noch der grösste Teil der verantwortlichen lettischen Angestellten und Beamten, die pensionsberechtigt waren, aus dem Pensionsverzeichnis gestrichen. Im Schulwesen brachte der Bolschewismus eine völlige Neuordnung mit sich. Die Schulbildung wurde geändert, statt der bisherigen 12-jährigen trat die 10-jährige Schulzeit; in den Grundschulen genügten statt bisher 7 Jahre 4 Jahre zur Ablegung der Schlussprüfung. Der wichtigste Lehrstoff war die sog. „marxistische Interpretation“. Sie sollte jeder Stunde den Stempel des Marxismus und Leninismus aufdrücken und aus jedem Wort des Lehrers zu hören sein. Eine weitere Störung des Schulwesens bildeten die kommunistischen Pionier- und Jugendorganisationen, die an allen Schulen gegründet wurden. Der Leiter der kommunistischen Jugendorganisation war gleichzeitig der ideelle Leiter der Schule. Durch diese Organisation, verbunden mit einem Schüler-Selbstverwaltungs-Comitée wurde schon in den Schulen ein raffiniertes Spitzelsystem aufgebaut, vor dem weder Lehrer noch Schüler sicher waren. Durch Meldung dieser Organisation wurde eine Unmenge Schüler und Lehrer verschleppt, so z.B. in Lettland nach den offiziellen Zahlen des Roten Kreuzes vom 15.September1941 insgesamt rund 4000 Schüler und über 400 Lehrer. Beschlossen, aber nicht zur Ausführung gelangte der Plan, 17.000 Knaben in sog. Fabrikschulen unterzubringen, wo sie in 6 Monaten zu Arbeitern und Technikern ausgebildet werden sollten. Besondere Aufmerksamkeit widmeten die Bolschewisten dem Theater und der Presse. Obwohl eine Reihe von Theatern nach dem Einzug der Bolschewisten geschlossen wurde, wurde das Theaterpersonal im Durchschnitt verdoppelt. Aufgeführt wurden fast ausschliesslich kommunistische Stücke, die ausgesprochen propagandistischen Charakter trugen. Selbst vereinzelt aufgeführte Klassiker wurden im Textbuch in marxistischem Sinne [unleserlich]. Ähnlich ist die Entwicklung in der Presse, die ausschliesslich von Moskau gelenkt wurde. Sämtliche leitenden Stellen wurden von meist aus Russland mitgebrachten Bolschewisten besetzt, sämtliche Zeitungen und Zeitschriften zum Sprachrohr des Kommunismus gemacht. Neuerscheinungen auf dem Büchermarkt waren lediglich Übersetzungen russischer Werke mit ausgesprochen kommunistischer Tendenz.


  Das Steuersystem der Sowjetunion, das sofort nach Einmarsch der Russen in Kraft trat, kennt zwei Grundsteuern: 1.) die Umsatzsteuer, die ung. 60% des gesamten Steueraufkommens beträgt, 2.) die Einkommenssteuer staatlicher Unternehmen, die ung. 15% der Budgeteinnahmen beträgt. Beide Steuern sind im Grund Verbrauchssteuern. Mit ihrer Hilfe wird die Preisdifferenz zwischen den Gestehungskosten und dem amtlich bestimmten Verkaufspreis auf die Steuerkasse übertragen. Die Haupteinnahme der Verbrauchssteuer bildet vor allem Brot, dessen Verkaufspreis um 90% über den Gestehungskosten lag. Da das sowjetische Steuersystem vollkommen zentralisiert ist und nur ein einziges Staatsbudget für das gesamte Territorium der UdSSR aufgestellt wird, konnte den wirtschaftlichen Verschiedenheiten der drei baltischen Staaten nicht Rechnung getragen werden, sodass z.B. Litauen die gleichen Steuergesetze wie Lettland hatte, obwohl Lettland bei geringerer Einwohnerzahl eine über doppelt so grosse Industrie besitzt. Auf Grund dieser Unterschiede stiess die sowjetische Steuergesetzgebung auf so grosse Schwierigkeiten, dass sie nur zum kleinen Teil praktisch durchgeführt werden konnte.


  Aufrechterhalten wurde die Sowjetregierung in den baltischen Staaten durch eine ausgesprochene Terrorherrschaft, die jeden Widerstand mit den brutalsten Mitteln sofort im Keime erstickte. Ein bis ins kleinste ausgebautes Spionage- und Spitzelsystem, das über das ganze Land verteilt war und mit Erpressungen und Geld aufrechterhalten wurde, sorgte dafür, dass keine Widerstandsbewegung Fuss fassen konnte. Wer eine Kritik an der bolschewistischen Staatsführung oder auch nur an der kommunistischen Idee äusserte, wurde sofort unschädlich gemacht. So sind im Laufe des einen Jahres der bolschewistischen Herrschaft nach den Feststellungen des lettischen Roten Kreuzes vom 1.Oktober1941 im Gebiet des ehemaligen Freistaats Lettland ungefähr 14.000 Personen verschleppt, 5000 verhaftet worden und 9000 verschollen. Über das weissruthenische Gebiet liegen noch keine Angaben vor, da es erst vor kurzer Zeit von der Einsatzgruppe A übernommen wurde. Über die dortigen Verhältnisse wird auf den Bericht der Einsatzgruppe B verwiesen, zu deren Einsatzbereich Weissruthenien bis vor kurzem gehörte.


  Die Lage auf den Lebensgebieten


  Der von der Einsatzgruppe A zu bearbeitende Raum umfasst die ehemaligen Freistaaten Litauen, Lettland und Estland, das Gebiet Weissruthenien mit Minsk und Baranowitschi und den später zu Lettland und Estland kommenden Raum östlich der lettisch-estnischen Grenze bis zu den Valdaihöhen, Ilmensee und den Vorstädten von Petersburg. Dieser Raum ist ethnologisch, geschichtlich und wirtschaftlich sehr verschieden. Die drei baltischen Staaten und der Raum zwischen Peipus- und Ilmensee wurden von der Einsatzgruppe A gleichzeitig mit den vordersten Linien der deutschen Truppen erreicht und bearbeitet. Wilna, Minsk und Baranowitschi wurden von der benachbarten Einsatzgruppe später übernommen. Die Zivilverwaltung erstreckt sich zur Zeit auf das Generalkommissariat Litauen mit dem Freistaat Litauen und dem Wilnagebiet, das Generalkommissariat Lettland und das Generalkommissariat Weissruthenien mit Minsk und Baranowitschi. Estland und der Raum südlich des Ilmensees sind noch rückwärtiges Heeresgebiet, das Gebiet östlich des Peipussees und nördlich des Ilmensees noch Operationsgebiet. Allgemein lässt sich für das gesamte Gebiet sagen, dass die Lage noch sehr unklar ist und dass die deutschen Verwaltungsstellen selbst über die zukünftige Verwaltungsform und das Schicksal der in dem Raum lebenden Völker nicht informiert sind.


  Darum ist auch auf allen Verwaltungsgebieten einschliesslich der Wirtschaftsverwaltung keinerlei zielbewusstes Arbeiten zu spüren, und die Maßnahmen und Auskünfte der einzelnen Verwaltungsdienststellen widersprechen sich häufig in krassester Form. Dem objektiven Blick bietet sich ein Bild der Uneinheitlichkeit, das Fehlen jeder Richtlinien und ein grosser Mangel an Vorbereitung der deutschen Verwaltungsdienststellen und ihrer Angehörigen auf ihre Aufgaben. Auch der einheimischen Bevölkerung bleibt diese Bild nicht verborgen, und Aussprüche wie z.B. „Die Deutschen können erobern, aber nicht regieren“ sind keine Seltenheit. Der wesentlichste Nachteil dieser Unklarheiten in der politischen Führung besteht darin, dass 1.) sich innerhalb der einheimischen Bevölkerung in allen Generalkommissariaten immer wieder Gruppen bilden, die sich an bestimmte Dienststellen anhängen und die versuchen, eine Dienststelle gegen die andere auszuspielen, und 2.) die willigen und zweifellos vorhandenen Kräfte – insbesondere bei den hochstehenden Völkern der baltischen Staaten – sich zersplittern und, besonders in der Wirtschaft, nicht in allen Möglichkeiten ausgenutzt werden. Dass der Reichskommissar für das Ostland anstatt der erwarteten grosszügigen Wiederaufbaumaßnahmen Verordnungen über die Bezugscheinpflicht von Filzschuhen usw. erlässt und veröffentlicht, hat in weiten Kreisen grossen Enttäuschung und z.Tl. Spott hervorgerufen. Aber auch die Verordnungen über die Versorgung der Bevölkerung, Preisgestaltung usw. haben selten ihren Zweck erreicht. Vor allen Dingen haben sich die allgemeinen Lebensverhältnisse der grossen Masse der Bevölkerung bisher nicht geändert.


  A. Die Lage in Litauen


  Da der Bevölkerung in keiner Weise Aufklärung über ihr zukünftiges Schicksal erteilt worden ist, bewegt sich der national denkende Teil durchaus noch in der Vorstellung einer kommenden litauischen Eigenstaatlichkeit mit einer gewissen Abhängigkeit vom Grossdeutschen Reich. Irgendeine Bestrebung, das litauische Volk an die germanischen Völker heranzuführen, und eine Zukunftsvorstellung ohne Eigenstaatlichkeit ist nicht zu spüren. Die Begeisterung, mit der die deutschen Truppen begrüsst worden sind, ist nun keineswegs in das Gegenteil umgeschlagen, sondern die Deutschfreundlichkeit des Grossteils der litauischen Bevölkerung wird immer wieder und zweifellos auch aus ehrlichem Gefühl betont.


  Die Versuche, den Anteil der litauischen Bevölkerung am Befreiungskampf zu übertreiben und die Bedeutung ihrer Aufstände für die schnelle Durchführung der Operationen in den Vordergrund zu stellen, sollen zweifellos zu einem politischen Zweck führen. Mit der Tatsache, dass etwa 4000 Litauer im Kampf gegen den Bolschewismus gefallen sind, wird ständig operiert. In der nationalen Jugend und den Resten des Offizierskorps besteht der ehrliche Wunsch, aktiv an der Seite der deutschen Truppen am Krieg teilzunehmen. Sie empfinden sich gegenüber anderen Völkern zurückgesetzt, weil sie glauben, mehr Recht zur Teilnahme am Kampf gegen den Bolschewismus zu haben als diese. Der seit der Besetzung Litauens durch deutsche Truppen schnell aufgeflammte tätige Antisemitismus hat nicht nachgelassen. Zu allen Maßnahmen gegen Juden stellen sich Litauer gern und unermüdlich zur Verfügung, z.Tl. führen sie heute noch eigenmächtig solche Maßnahmen durch. Von irgendeiner Seite ist bisher irgendein Auffangen der z.Tl. untätigen aktiven nationalen Jugend nicht geschehen. Nach dem Verbot der nationalen Aktivisten gibt es nationale Organisationen nicht mehr. Auf die Dauer besteht damit die Gefahr, dass diese jungen Kräfte wieder zu demokratischen Anschauungen getrieben werden oder unkontrollierbaren anderen politischen Einflüssen erliegen.


  Die deutschen Verwaltungsbehörden des Generalkommissariats Litauen bedienen sich der z.Tl. noch bestehenden litauischen Behörden fast garnicht. Die Verwaltungsarbeit wird bis in die untersten Stufen von Deutschen selbst erledigt. Die eingesetzten Generalräte, von denen sehr wohl eine Verwaltungsarbeit unter deutscher Kontrolle geleistet werden kann, sind zum Nichtstun verurteilt oder höchstens mit Übersetzungen beschäftigt. Aus der litauischen Beamtenschaft taucht auch immer wieder die naheliegende Frage auf, ob denn überhaupt das Deutsche Reich so viele Menschen abgeben könne, um die gesamte Verwaltung bis in die untersten Stufen von Deutschen durchführen zu lassen. Inzwischen ist in Litauen in den Volks- und Mittelschulen der Unterricht wieder aufgenommen worden. Der deutsche Sprachunterricht wurde obligatorisch eingeführt; ausserdem finden in allen grösseren Städten deutsche Sprachkurse in den Abendstunden statt, die sich eines regen Besuches erfreuen. Diese Sprachkurse finden in allen drei baltischen Ländern statt und sind überall gleich stark besucht. Auch die Rundfunksender erteilen deutschen Sprachunterricht. Die Universität Kaunas nimmt Studierende nicht mehr auf, und die deutsche Verwaltung beabsichtigt nur noch die nächsten drei Semester weiterzuführen und dann die Universität ganz zu schliessen. In den beiden Universitäten studierten im vergangenen Wintersemester über 4000 Personen, das Lehrpersonal bestand aus etwa 250 Personen. Die Kauener Universität war von jeher eine Hochburg nationalen Chauvinismus und zumal die geisteswissenschaftlichen Fakultäten Stätten deutschfeindlicher Gesinnung. Es ist ferner ein Charakteristikum der litauischen studierenden Jugend, dass ein wesentlicher Prozentsatz das Studium nicht beendet und als Halbintelligenz, aber mit den Aspirationen eines Akademikers, das untere Beamtenkorps stellt. In die freie Wirtschaft, in Handel und Gewerbe ging die Jugend so gut wie gar nicht, da diese fast ausschliesslich in Händen der Juden lag.


  Es ist daher eine dringliche Aufgabe der Zukunft, die litauische Jugend in Handel und Gewerbe zu leiten und sie vom Hochschulstudium abzubiegen. Zu diesem Zwecke muss dem Ausbau des Fachschulwesens besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. Die geisteswissenschaftlichen Fakultäten sollten gänzlich geschlossen werden. Dagegen besteht das Bedürfnis, die medizinische Fakultät sowie einige Sparten der technischen weiter zu belassen. Über 80% der Zahnärzte waren Juden, über 50% der anderen Ärzte ebenfalls. Deren Ausfall führt zu einem ausserordentlichen Mangel an Ärzten, der auch nicht annähernd durch Zuzug aus dem Reich behoben werden kann. Der für Litauen notwendige Ausbau des Verkehrsnetzes verlangt ebenfalls geschultes Personal, sodass auch die technische Fakultät bestehen bleiben müsste. Die Weiterbelassung der Veterinärakademie und der Landwirtschaftlichen Hochschule sind bei dem ausgesprochenen landwirtschaftlichen Charakter Litauens gleichfalls eine Notwendigkeit. Die Schliessung der beiden Universitäten bis auf die medizinische und die technische Fakultät würde in der litauischen Öffentlichkeit keine besondere Reaktion hervorrufen, zumal wenn sie hinreichend auf die Erwerbsmöglichkeiten in der gesamten übrigen freien Wirtschaft hingewiesen wird, und ein gleiches in Lettland und Estland geschieht. Von litauischer Seite wird z.Tl. darauf hingewiesen, dass die Schliessung der Universitäten als eine Maßnahme betrachtet würde, durch die Deutschland Litauen seine Eigenkultur nehmen will. Um diesen Eindruck zu vermeiden, könnte an die Errichtung eines Germanistikums gedacht werden, in dessen Rahmen auch die litauische Sprachforschung einen entsprechenden Platz einnehmen könnte. Die Aufgabe des Germanistikums wäre in besonderem Maße die Heranbildung des Lehrerpersonals, indem auch die Volksschullehrer einige Semester des Germanistikums besuchen müssten.


  Die litauische Bevölkerung hat im Allgemeinen von der deutschen Verwaltung erwartet, dass sie sofort alles aufheben würde, was der Bolschewismus an Gesetzen, Verwaltungsund Wirtschaftsmaßnahmen usw. eingeführt hat. Ein Teil der bolschewistischen Gesetze wurde von der im Anfang bestehenden nicht anerkannten provisorischen litauischen Regierung ausser Kraft gesetzt. Die deutsche Verwaltung hat nun den grössten Teil der sowjetrussischen Gesetze in rechtlicher und formeller Hinsicht belassen und auch Verfügungen der provisorischen litauischen Regierung anulliert. Der intelligente Litauer weist darauf hin, dass es schwer ist, Verständnis dafür zu haben, dass das Grossdeutsche Reich einerseits auf Leben und Tod gegen den Bolschewismus, seine Ideologien und Einrichtungen kämpft und andererseits vom Bolschewismus erlassene Gesetze und Systeme übernimmt. Mit Unterstützung der in den besetzten Gebieten immer noch Eingang findenden Feindpropaganda verbreitet sich die Meinung, dass Deutschland nicht in erster Linie einen weltanschaulichen, sondern einen Eroberungskrieg führt.


  Die Ernährungslage in Litauen ist auf dem Lande gut, in den Städten aus verschiedenen Gründen ausserordentlich schwierig. Die zur Verfügung stehenden Transportmittel reichen bei weitem nicht aus. Ebenfalls sind die Verteilungsstellen viel zu gering. Die rationierten Lebensmittel sind auch auf Karten nur nach stundenlangem Anstehen zu erhalten, und die Stimmung der vor den Geschäften anstehenden Bevölkerung ist im Bezug auf diese Frage in den Städten ausserordentlich schlecht. Die Menschenschlangen sind der Herd der destruktiven Propaganda und Gerüchtemacherei. Die Preiserhöhung für landwirtschaftliche Produkte hat ihren Zweck nicht ganz erfüllt. Der Bauer hat kaum eine Möglichkeit, für den Ertrag seiner Erzeugung Einkäufe zu machen, da er weder landwirtschaftliche Maschinen, noch Kleidungsstücke, noch Geräte u. dergl. bekommt. Wie im gesamten Gebiet der Einsatzgruppe A ist der Bauer sehr dem Tauschhandel geneigt und versucht, seine Produkte gegen Waren abzugeben.


  Die Erhöhung der Preise für landwirtschaftliche Produkte macht sofort das Problem der Lohnfrage aktuell. Die Löhne wurden ganz generell um 24,– RM im Monat erhöht, für Stundenarbeit wurde entsprechend diesem Index eine besondere Ziffer gefunden. Diese Lösung der Lohnfrage hat dazu geführt, dass alle im festen Angestelltenverhältnis Lebenden, besonders die kleinsten Angestellten, einen erheblichen Vorteil vor den Stundenarbeitern geniessen. Die Sowjets koppelten seinerzeit den Lohn mit der Menge der erzeugten Güter und kamen dadurch auf einen ganz bestimmten Grundpreislohn, der aber leistungsmäßig von den Arbeitern bequem übertroffen, in vielen Fällen sogar verdoppelt und verdreifacht werden konnte, sodass viele Arbeiter durch die seinerzeit erfolgte Lohnstopverordnung, die ihnen als regelmäßiges Einkommen lediglich den von den Sowjets festgesetzten Grundlohn zubilligte, in den meisten Fällen nur etwa 80% und oft weniger als die Hälfte verdienten als zu Zeiten der Russenherrschaft. Viele Arbeiter, die seinerzeit voll beschäftigt waren, können heute nur noch als Kurzarbeiter beschäftigt werden, erreichen also nicht ihre normale Stundenzahl und erreichen folglich auch niemals einen Zuschlag in Höhe von 24,– RM. Da es sich bei diesen Arbeitern meistenteils noch um besonders geschulte Facharbeiter handelt, stehen sie sich ausserdem noch schlechter als die ungelernten Arbeiter, da diese ja naturgemäß ihre volle Stundenzahl erreichen. Die litauische Arbeiterschaft weist mit Recht darauf hin, dass sie durch diese Lohnpolitik unverdientermaßen schlechter behandelt würde als andere Berufsgruppen und erwartet schon aus den Erwägungen der allgemeinen Gerechtigkeit heraus eine baldmöglichste Änderung auf diesem Gebiet.


  B. Die Lage in Lettland


  Die Neuordnung der politischen Verhältnisse in Estland, wo unter der Führung von Dr. Mae ein estnisches Selbstverwaltungsorgan mit weitgehenden Befugnissen erfolgreich arbeitet, ist allmählich auch in Lettland bekannt geworden. Unwillkürlich werden daher Vergleiche zur politischen Lage in Lettland gezogen, wobei man nicht versteht, wieso Esten und Letten eine so unterschiedliche Behandlung erfahren. Die Schlechterstellung der Letten hat zu weitgehender Beunruhigung in der lettischen Bevölkerung geführt. Sie wird darüber hinaus durch eine Reihe von Vorkommnissen genährt, die als ein weiterer Abbau der Reste der lettischen Selbstverwaltung gewertet werden. Es handelt sich dabei nicht allein um die unglückliche Stellung des Generaldirektoriums für innere Verwaltung und Personalfragen unter General Dankers, sondern auch um die verbliebenen lettischen fachlichen Instanzen wie z.B. die Direktionen für Handel, Industrie und Landwirtschaft, Verkehrswesen usw., deren Tätigkeit nach und nach praktisch unterbunden wird. Teils geschieht dies durch das Einsetzen deutscher Ressortsleiter, wie z.B. für das Forstdirektorium, oder dadurch, dass mehrere Grossbetriebe aus der Zuständigkeit des Industriedepartements herausgenommen und entweder der Wehrmacht oder der neugegründeten Ostfaser GmbH unterstellt werden. Die Gründung dieser neuen Monopolgesellschaft hat besonders die Stimmung in lettischen Wirtschaftskreisen wesentlich beeinträchtigt, da eine Ausschaltung der Letten aus dem Wirtschaftsleben befürchtet wird. Zugleich sieht man darin aber auch eine politische Maßnahme, um so mehr als auch der grosse landwirtschaftliche Genossenschaftsverband Turiba einen deutschen kommissarischen Leiter erhalten hat.


  Eine besonders ungünstige Auswirkung auf die allgemeine Stimmung zeitigte die Beschlagnahme des Hauses des Lettischen Vereins, in dem sich gegenwärtig das Generaldirektorium befindet und das als Offizierskasino eingerichtet werden soll. Es geht hierbei nicht so sehr um die Unterbringungsfrage für das Generaldirektorium, das durch diese Heraussetzung zweifellos eine weitere Einbusse seiner bereits stark erschütterten Autorität erleidet, sondern um das Haus selbst. Das Haus des Lettischen Vereins ist immer ein Symbol der nationalbewussten Letten gewesen, wobei darauf hingewiesen werden muss, dass gerade die Kreise vom Lettischen Verein eine gewisse Verbundenheit mit den früher in Lettland ansässigen Deutschen gezeigt und sich zum westlichen Kulturkreis bekannt haben. Dem Lettischen Verein gehörten seit Gründung eine Reihe von angesehenen Letten an, deren geistige Ausrichtung wesentlich durch das deutsche Vorbild beeinflusst war. Es waren dies vornehmlich sogenannte „anständige Letten“. Umso mehr erscheint die Enteignung dieses Hauses, das zudem aus rein lettischen Mitteln errichtet worden ist, als eine Herausforderung, die gerade auf die deutschfreundlichen Kreise Lettlands eine niederschmetternde Wirkung ausübt und noch ausüben wird.


  In den Kreisen der ehemaligen lettischen Wehrmacht und der Jugend wird als besonders schmerzlich empfunden, dass den Letten, von geringen Ausnahmen, die von der Sicherheitspolizei gemacht wurden, abgesehen, keine Gelegenheit gegeben wird, im Kampf gegen das bolschewistische Russland anzutreten. Der von Berlin zurückgekehrte bekannte Perkonkrustler Celmins18 verbreitete in Riga die Nachricht, dass es ihm gelungen sei, die Aufstellung einer lettischen Division in Berlin durchzusetzen. Die Genehmigung sei sowohl vom OKW als auch vom Reichsführer-SS und dem Ostministerium erteilt. Ungeklärt sei noch die Frage, ob diese Division im Verbande der Wehrmacht oder der Waffen-SS aufgestellt würde. Celmins macht zweifellos mit dieser Nachricht in seinen Kreisen Propaganda für seine Person und die Perkonkrust-Bewegung.


  In Kurland hat besonders die Verordnung des Seekommandanten in Libau, Kapitän z.S. Dr. Kavelmacher, Beunruhigung verursacht. Diese Verordnung verkündet für den Fall von Angriffen auf Wehrmachtsangehörige Vergeltungsmaßnahmen gegen die Libauer Bevölkerung. Es heisst darin, dass „in jedem Falle, wo durch einen erkannten oder unbekannten Täter auf deutsche Soldaten geschossen wird, ein jeweils noch zu bestimmender Teil der Bevölkerung Libaus ergriffen und sogleich standrechtlich erschossen wird“. Ebenso wird – so heisst es in der Verordnung weiter – „bei versuchter oder durchgeführter Sabotage jeder Art ein Teil der dem Sabotageort benachbart wohnenden lettischen Bevölkerung ergriffen und standrechtlich erschossen“. Diese Verordnung wurde in der in Libau erscheinenden Zeitung „Das Kurländische Wort“ veröffentlicht. In der Libauer Bevölkerung herrscht begreiflicherweise ungeheuere Erregung. Man befürchtet, dass von gegnerischer (kommunistischer und jüdischer) Seite absichtlich weitere Fälle provoziert werden. Die Angst vor den Folgen ist so gross, dass mehrere Libauer Familien die Stadt bereits verlassen haben. Inzwischen ist durch Verhandlungen mit dem Wehrmachtsbefehlshaber geklärt worden, dass von den Strafbestimmungen der Verordnung des Seekommandanten kein Gebrauch gemacht wird und dass die Verordnung in kurzer Zeit zurückgezogen wird. Die letzten grossen Erfolge der deutschen Wehrmacht im Osten haben die Stimmung des lettischen Volkes günstig beeinflusst. Die Leistungen der deutschen Soldaten werden allgemein anerkannt und bewundert.


  Die Schwäche des Generaldirektoriums für innere Verwaltung und Personalfragen und die in der Öffentlichkeit bekannte Ablehnung des Generalkommissars, mit dieser Stelle eng zusammenzuarbeiten, hat einen verstärkten Zusammenschluss der Kreise um den ehemaligen lettischen Finanzminister Valdmanis19, der jetzt als Oberstaatsanwalt fungiert, zur Folge gehabt. Es handelt sich hierbei um Letten aus der früheren Beamtenschicht aus der Ulmaniszeit20 und um lettische Wirtschaftskreise, die aus dem schon unter Ulmanis verstaatlichten Teil der Industrie kommen. Durch die vorübergehende Tätigkeit Valdmanis’ als Vertrauensmann in Wirtschaftsangelegenheiten beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes sind diese Personen wieder als Direktoren für führende Unternehmungen und in lettischen Wirtschaftsstellen tätig. Zu diesem Kreis gehören u.a. der frühere Direktor der Bank Lettland, Klive, Industriedirektor Bulle und der Preisinspektor Kikut. Der lettische Vertrauensmann von Dr. Kamna, Zugars, gehörte auch zu diesem Kreis, hat sich aber scheinbar mit seinen früheren Kollegen verfeindet. Allerdings ist anzunehmen, dass er nach wie vor dieser Clique angehört und sich nur – mit stillem Einverständnis von Valdmanis – stärker an die deutschen Behörden anlehnt, um so über Vorgänge, die von Dr. Kamna bearbeitet werden, gut unterrichtet zu sein.


  Der Generalkommissar hat ebenso wie sein Stabsleiter Bönning sich verschiedentlich dahingehend geäussert, dass er an eine Mitarbeit lettischer Verwaltungsstellen nicht glaube, sondern überzeugt sei, dass von Berlin aus die Besetzung der gesamten Verwaltung mit deutschen Beamten beabsichtigt sei. Der sich zur Zeit in Riga aufhaltende Baltendeutsche Harald Sievert, ein enger Vertrauter Rosenbergs, der seit langem in der Reichsleitung mitarbeitet, hat dagegen hier in Riga wiederholt erklärt, dass er es für richtig halte, die untere Verwaltung den Letten selbst zu überlassen und durch die deutschen Stellen nur eine Kontrolle durchzuführen.


  Vom Generalkommissar ist in der Berichtszeit die Anweisung ergangen, dass die Volksschulen am 15. Oktober ihre Arbeit aufzunehmen haben. Aus der Provinz wird gemeldet, dass fast sämtliche Schulen ihre Arbeit, was Lehrkräfte, Lehrbücher und Schulräumlichkeiten anbelangt, werden aufnehmen können. Schwierigkeiten bestehen angeblich nur in Rositten. Dort sind neben 12.000 Einwohnern ca. 15.000 Mann Wehrmacht einquartiert. In Riga sollen 60 Schulen die Arbeit aufnehmen, von denen aber 12 nicht arbeiten, weil die Wehrmacht die Räume besetzt hat. Auch die übrigen anderen Schulen sind bei der starken Belegung durch Wehrmacht gezwungen, den Unterricht in Vor- und Nachmittagsschichten abzuhalten. Vom Generalkommissar sind 33 Schulbücher zugelassen, davon sind 20 bereits gedruckt. Deutsch wird von der 2. Klasse an als Lehrfach gegeben; in den oberen Klassen sind 5 bis 6 Stunden wöchentlich vorgesehen. Die deutschen Sprachkurse verlaufen befriedigend. Es ist vorgesehen, laufend ergänzende Fortbildungskurse zu veranstalten. Der Generalkommissar hat die Anweisung gegeben, die nötigen Vorarbeiten für die Eröffnung der Gymnasien in Angriff zu nehmen. Die russische Volksgruppe hat dem Reichskommissar ein Memorandum eingereicht mit der Bitte, auch den russischen Schulen die Aufnahme der Arbeit zu gestatten. Der Reichskommissar will seine Zustimmung geben, falls der Generalkommissar die Aufsicht übernimmt. Die lettische Universität hat alle Vorarbeiten erledigt und kann jeden Augenblick die Vorlesungen beginnen. Es haben etwa 800 Studenten darum nachgesucht, ihre Abschlussprüfung ablegen zu dürfen. Die Universität hat etwa 400 Neuaufnahmen registriert. Die Propagandastaffel setzt ihre Vorträge über den Nationalsozialismus in der Universität fort. Die Zuhörer, Lehrkörper und Studenten zeigen reges Interesse.


  […]


  C. Die Lage in Estland


  Das öffentliche Leben des Landes befindet sich nach wie vor in einem Zustand des Abwartens und des Überganges. Da das Eintreffen der Zivilverwaltung noch nicht abzusehen ist, sind grössere Entscheidungen nicht möglich. Dem passt sich auch die Einstellung der Bevölkerung an, die bei einem spürbaren Aufbauwillen und lebhafter Anteilnahme an allen notwendigen Maßnahmen sich von selbst über die Lösung der dringendsten Probleme des Alltags nicht vorwagt. Das Vertrauen in die Arbeit der deutschen Stellen ist nach wie vor gross. Es zeigt sich darin, dass die vorliegenden Schwierigkeiten, die z.Tl. – wie die Transport- und Rohstoffrage – recht beträchtlich sind, mit Verständnis getragen werden. Auf politischem Gebiet bestehen keine Ambitionen auf staatliche Selbständigkeit mehr, obwohl die freundliche Erinnerung an die zwanzig Jahre eigener Staatlichkeit noch lebendig ist. Die breiten Massen zeigen sich verhältnismäßig unpolitisch und hauptsächlich daran interessiert, möglichst bald eine Grundlage zur Einordnung des persönlichen Lebensbereichs in die künftige Entwicklung zu finden, deren Bestimmung durch deutsche Kräfte vorbehaltlos anerkannt wird.


  Auf dem Gebiete der Gesetzgebung herrscht noch völliger Übergangszustand. Das öffentliche Leben wird teils durch Anordnungen der Wehrmachtsstellen, teils durch gesetzeskräftige Verordnungen der vom Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Nord eingesetzten estnischen Selbstverwaltung, des sogenannten Direktoriums, geregelt. In der Rechtspflege sind bislang nur Strafgerichte mit einer Instanz eingeführt, die ihre Tätigkeit auf Grund des estnischen Strafgesetzbuches und der estnischen Strafprozessordnung, wie sie vor dem 21.6.1940 gültig waren, aufnehmen. Ferner sind nach Sichtung durch den Direktor für das Gerichtswesen unter der Kontrolle des SD wieder Rechtsanwälte und Notare eingesetzt worden. Die Einführung von Zivilgerichten, die gleichfalls das vor dem 21.6.40 gültige estnische Gesetz anwenden werden, wird vorbereitet. An sonstigen Organen der Justiz haben Gerichtsvollzieher und Grundbuchämter ihre Tätigkeit noch nicht aufgenommen.


  Auf dem Gebiete der Verwaltung ist die Lage durch den allmählichen Abschluss der Tätigkeit der Militärverwaltung gekennzeichnet. Der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Nord hat durch besonderen Erlass angeordnet, dass Reformen jeder Art nicht zu den Aufgaben einer Militärverwaltung gehören, also auch von der vom Befehlshaber abhängigen estnischen Selbstverwaltung nicht in Angriff genommen werden dürfen. Dies wird sich auf die Dauer gesehen naturgemäß hemmend auswirken. Erst die baldige Einsetzung der politischen Verwaltung (Generalkommissar) wird die Lösung vieler mit dem jetzigen Übergang verbundenen Schwierigkeiten bringen können. Es ist zu befürchten, dass bei längerem Anhalten des jetzigen Schwebezustandes Schäden eintreten, die später nur schwer behoben werden können. Auch die estnische Bevölkerung, die sich im Allgemeinen sehr zurückhaltend und abwartend über die politische und wirtschaftliche Gestaltung der Zukunft äussert, hofft auf die baldige Einsetzung der Zivilverwaltung.


  Nach dem Abflauen der ersten Begeisterung über die Befreiung durch die deutschen Truppen macht sich nun ein allmähliches Anwachsen des estnischen nationalen Selbstgefühls bemerkbar, dass sich, ohne zur Deutschfeindlichkeit zu neigen, in einer steigenden Betonung des Eigenen, besonders wo Esten unter sich zusammen sind, äussert. Andererseits zeigt sich jetzt, dass sich die feindliche Einstellung dem Bolschewismus gegenüber auch auf diejenigen Russen ausdehnt, die schon lange im Lande wohnen und selbst nicht als Kommunisten anzusprechen sind. Diese Entwicklung des estnischen Nationalgefühls in kultureller und folkloristischer Hinsicht steht am Anfange und äussert sich häufig nur im Unbewussten. Fest steht, dass in dieser Beziehung ein starkes Eigenständigkeitsgefühl vorhanden ist. Die Bereitschaft – vor allem bei allen zur Zeit irgend führend tätigen Esten –, sich in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht eng in den grossgermanischen Lebensraum unter deutscher Führung einzufügen, wird dadurch nicht beeinträchtigt. Das starke Bewusstsein des kulturellen Eigenwertes kommt wohl am nächsten der Einstellung, wie sie in manchen süddeutschen Gauen bestand und zum Teil noch besteht. Gleichzeitig sind aber die Esten geneigt, auch auf kulturellem Gebiet Schöpfungen des deutschen Volkes zu pflegen und aufzunehmen. Sie betonen aber dabei, mindestens unausgesprochen, dass sie „auch etwas zu bieten haben“.


  […]


  D. Die Lage in Weissruthenien


  Die Einsatzgruppe A hat das Gebiet des Generalkommissariats Weissruthenien übernommen, ohne dort irgendwelche Unterlagen, Berichtsmaterial, Mitarbeiter usw. vorzufinden. Sowohl die Dienststelle in Minsk als auch die in Baranowitschi hat ohne wesentliche Orientierung durch die Vorgänger sich völlig neu einarbeiten müssen und eine gewisse Zeit gebraucht, um die Verhältnisse zu übersehen. Deshalb muss bezüglich der Lage auf den Lebensgebieten auf die vermutlich beim Reichssicherheitshauptamt vorhandenen Berichte der Einsatzgruppe B über dieses Gebiet hingewiesen werden. Weiter wird verwiesen auf einen unmittelbar von der Dienststelle Minsk des EK 1b an das RSHA abgesandten Bericht.


  Das Generalkommissariat Weissruthenien ist vorwiegend vor die Schwierigkeit zweier Probleme gestellt, nämlich: 1.) der schwierigen Situation in der Volkstumsfrage, 2.) der immer wieder auftretenden kommunistischen Banden- und Partisanengruppenbildung. Der Raum, der zum grossen Teil lange unter polnischer Herrschaft stand, zeigt merkliche Einflüsse polnischer Kultur und Gedankenwelt. Trotzdem sehr viele Juden noch dort leben, bilden nicht diese, sondern zweifellos die Polen die ernste Gefahr. Der Pole unterscheidet sich von den dort lebenden Weissruthenen und Grossrussen durch seine Intelligenz, sein Nationalbewusstsein und seine Abhängigkeit von der römisch-katholischen Kirche. Die deutschen Verwaltungsstellen haben aus naheliegenden Gründen ebenso wie die Wehrmacht zur Hilfeleistung auf Polen zurückgreifen müssen, und es hat sich bisher in jedem Falle herausgestellt, dass die Polen und nicht die Weissruthenen, die röm.-katholischen Glaubens sind, keineswegs als irgendwie [unleserlich] gelten können. Eine Organisierung einer Widerstandsbewegung, ähnlich der des Generalgouvernements oder anderer polnisch-nationaler Organisationen, wird dadurch verhältnismäßig erleichtert, dass die Eisenbahnbeamten, die die Züge ins Generalgouvernement begleiten, fast durchweg Polen sind. Über die Gesamtlage auf den Lebensgebieten im Generalkommissariat Weissruthenien wird in Kürze noch berichtet.


  Jüdischer Einfluss auf die Lebensgebiete im Ostland


  Bei der Feststellung und Beurteilung des jüdischen Einflusses im Ostland müssen folgende Punkte beachtet werden: 1.) In den drei baltischen Staaten hat sich der Einfluss des Judentums erst nach der Machtübernahme des Bolschewismus entscheidend zur Geltung gebracht. Vorher war die Lage der Juden in den drei Staaten Litauen, Lettland und Estland verschieden. Im Nachstehenden werden diese Staaten deshalb auch getrennt behandelt. 2.) Während sich für die Zeit der Selbständigkeit der drei Staaten Litauen, Lettland und Estland statistische Unterlagen vorfinden oder erarbeiten liessen, ist während der bolschewistischen Zeit von Juni 1940 bis zum Ausbruch des Ostkrieges statistisches Material nicht vorhanden. 3.) Im altsowjetrussischen Teil des Gebietes Ostland sind bei der Stellung, die der Jude im Bolschewismus hatte, ebenfalls statistische Unterlagen nicht vorhanden. Die für diesen Raum getroffenen Feststellungen beruhen zum grossen Teil auf Aussagen unterrichteter Personen, die in Altsowjetrussland gelebt haben und die Verhältnisse dort kennen. Nur zum kleineren Teil konnte vorgefundenes Aktenmaterial ausgewertet werden.


  A. Der Jude in Litauen21


  In der Zeit des unabhängigen Litauens haben die Juden eine beherrschende Rolle im Allgemeinen nicht gespielt. Auf dem Wege über die Wirtschaft und über gesellschaftliche Beziehungen war ihr Einfluss auf das öffentliche Leben jedoch in den Jahren von 1918 bis 1926 recht bedeutend. In den damaligen litauischen Kabinetten befand sich jeweils ein jüdischer Minister für jüdische Angelegenheiten, trotzdem die jüdische Fraktion im damaligen Parlament nur etwa 5 bis 6 Sitze innehatte. In der allgemeinen Politik waren Juden nur als Viceminister tätig, z.B. der Jude Dr. Rachmibewitsch als Viceminister für Finanzen, Handel und Industrie, der Jude Dr. Rosenblum als Viceaussenminister. Nach dem politischen Umsturz im Jahre 1926 in Litauen, als die Partei der Tautininkai, die judenrein war, die Macht übernahm, verschwanden die Juden ganz von der politischen Rampe. Auch die Parlamente der Jahre 1931 bis 1940 hatten keinen jüdischen Abgeordneten mehr. Innerhalb der litauischen Beamtenschaft gab es kaum Juden. Auch ein stärkerer Einfluss auf kulturellen Gebieten war nicht festzustellen. Die Universität in Kaunas hatte einen jüdischen Professor und wenige Dozenten. Der Rundfunk, der bis zum Jahre 1926 ab und zu jüdische Sendungen gab, war später völlig judenrein. Das litauische Schulwesen beschäftigte jüdische Lehrer nicht. Die Juden hatten dagegen während der ganzen Zeit ein gut organisiertes eigenes jüdisches Schulwesen in Litauen. Während auch in den litauischen Theatern mit Ausnahme einiger jüdischer Orchestermitglieder kaum Juden beschäftigt waren, bestand in Kauen ein privat betriebenes, sehr gut besuchtes jüdisches Theater.


  Bis zum Einmarsch der Bolschewisten war der Einfluss der nach einer Zählung vom Jahre 1923 in Litauen lebenden 153.743 Juden, die damit 7,58% der Gesamtbevölkerung darstellten, insbesondere auf die Wirtschaft beschränkt. Der Handel mit Holz, Getreide, Textilien, Leder, Tabak, Petroleum und verschiedenen Lebensmitteln lag fast völlig in ihrer Hand. Bis zum Jahre 1931 gehörten über 70% der litauischen Juden dem wohlhabenden Mittelstande, der sich aus Industriellen, Kaufleuten, Händlern und freien Berufen zusammengesetzte, an. Die seit 1931 mit staatlicher Förderung eingerichteten Wirtschaftstrusts und Genossenschaften ergaben eine starke Konkurrenz gegen den fast völlig verjudeten Einzelhandel und bewirkten, dass von diesem Jahre ab die Zahl der jüdischen Handarbeiter und Handwerker ständig zunahm. Gleichzeitig nahm die Zahl der jüdischen Mitglieder legaler oder illegaler marxistischer Organisationen zu. Die Verhältnisse in dem ehemaligen polnischen Gebiet um Wilna und der Stadt Wilna selbst waren, abgesehen von dem prozentual höheren Anteil der Juden in der Gesamtbevölkerung, gleich. Die Stadt Wilna selbst hatte bei 208.000 Einwohnern im Jahre 1938 80.000 Juden. Nach dem Einmarsch der Bolschewisten in Litauen fanden sich die vielen schon vorher illegal für den Bolschewismus arbeitenden Juden schnell mit den neuen Herren zusammen. Das Wirtschaftsressort des Zentralcomitees der Kommunistischen Partei kam sofort unter die Leitung des Juden Schmerl-Meinin. Auch an die Spitze der übrigen Ressorts traten fast durchweg Juden. Sie führten in der Hauptsache die Nationalisierung und Enteignung durch und sorgten dafür, dass der grösste Teil der jüdischen Kaufleute und Industriellen als Direktoren ihrer früheren Betriebe verblieben. Auch die Direktoren der nationalisierten Betriebe, die früher nicht in jüdischem Besitz waren, wurden Juden.


  Vor der bolschewistischen Zeit schon hatten sich in Litauen vereinzelt antisemitische Strömungen gezeigt, die jedoch nicht beachtenswerte organisatorische Formen annahmen. Der einzelne Litauer duldete im Allgemeinen den Juden nur als Wirtschaftspartner, soweit er nicht überhaupt wirtschaftlich vom Juden abhängig war. Mischehen haben zwischen Litauern und Juden nur selten stattgefunden. Die Tatsache, dass mit der Bolschewisierung Litauens gleichzeitig der Jude im öffentlichen Leben beherrschend auftrat, hat beim Litauer einen starken Antisemitismus hervorgerufen, der weite Kreise des litauischen Volkes ergriff und nach dem Einmarsch der deutschen Truppen Formen annahm, wie sie beim deutschen Antisemitismus nie gesehen wurden. Es fanden überall Pogrome statt, und die Bereitwilligkeit der litauischen Bevölkerung, an der schnellen Befriedung des Landes mitzuhelfen, war sehr gross. Bei den Befriedungsarbeiten ergab sich einwandfrei, dass der grösste Teil der bolschewistischen Funktionäre auf allen Gebieten jüdisch war und dass die Machtübernahme des Bolschewismus in Litauen von den Juden nicht nur begrüsst, sondern mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln gefördert worden war. Im Wilnagebiet tritt im Blick der litauischen Bevölkerung die Judenfrage trotz ihrer grossen Zahl hinter dem polnischen Problem zurück. Das stärkste Argument der litauischen Bevölkerung im Wilnagebiet gegen die Polen ist das teilweise sehr enge Zusammengehen mit den Juden.


  B. Der Jude in Lettland22


  Während es in Litauen schon im Jahre 1620 Judensiedlungen gab, sind in Lettland bzw. im damaligen Livland erst Anfang des 18.Jahrhunderts die ersten Juden eingewandert. Im Jahre 1728 gab es in Riga bereits 19 jüdische Familien mit zusammen 60 Personen. Im Jahre 1867 wurden in Riga 5254 Juden = 5,1% der Bevölkerung, im Jahre 1935 43.672 Juden = 11,5% der Bevölkerung gezählt. Im damaligen Herzogtum Kurland traten Juden etwas früher auf, und es hat sich dort auch frühzeitig der Begriff des Hofjuden entwickelt. 1797 wurden 3685 männliche Juden, die als Hofjuden auf den Schlössern der Grossgrundbesitzer beschäftigt wurden, gezählt. In Kurland gab es vor dem Weltkrieg etwa 60.000 Juden. Diese Zahl verringerte sich durch die Abschiebungen in das Innere Russlands während des Weltkrieges auf etwa 20.000. Lettgallen, der Teil Lettlands, der am längsten unter polnischer Herrschaft stand, hatte im Jahre 1856 etwa 18.000 Juden; im Jahre 1897 wurden bereits 63.851 gezählt. Aus diesem Gebiet ist nach dem Weltkrieg eine starke Abwanderung nach Riga, nach Polen und nach Deutschland zu beobachten gewesen, sodass nach der Volkszählung von 1935 in Lettgallen nur noch 28.000 Juden lebten. Die Gesamtzahl der Juden in Lettland betrug im Jahre 1935 93.479 oder 4,79% der Bevölkerung. Ähnlich wie in Litauen spielten die Juden in Lettland vor der Zeit des Bolschewismus nur auf wirtschaftlichem Gebiet eine Rolle. Ihr Einfluss auf die Politik geschah indirekt durch wirtschaftliche und gesellschaftliche Beziehungen. Ulmanis, der Diktator Lettlands, war befreundet mit dem Juden Dubin, der als einflussreichster Jude galt und den politischen Einfluss des Judentums personifizierte. Das lettische Judentum war im Allgemeinen zionistisch ausgerichtet und hat im Gegensatz zu Litauen keinen so grossen Einfluss auf die illegale marxistisch-bolschewistische Strömung gehabt, sondern den aussenpolitischen englandhörigen Kurs auch in ihren eigenen Reihen gestützt. Im Parlament waren die Juden in den Jahren 1932 bis 1934 durch 3 bis 5 Abgeordnete vertreten. Über die Verteilung der Juden auf die einzelnen Berufe gibt Anlage 17 Auskunft.23


  Bei der bolschewistischen Machtübernahme in Lettland im Juni 1940 trat im Gegensatz zu Litauen zunächst nicht so sehr der einheimische Jude in Erscheinung. Die aus Sowjetrussland kommenden Funktionäre waren jedoch in der Hauptsache Juden, die sofort begannen, ihre Rassegenossen in Lettland zu schulen und die Zionisten auszuschalten. Ausser wenigen bekannten lettischen Kommunisten wurden in die meisten öffentlichen Stellungen Juden eingesetzt. Es sind in der bolschewistischen Zeit in Lettland eigentlich nur da, wo hohes technisches Können erforderlich war, Letten in ihren Stellungen geblieben und auch dann nur in untergeordneten Stellen und mit kleinerem Einkommen. Vor 1940 gab es in Lettland keine Juden, die Staatsbeamte oder überhaupt in der Staatsverwaltung tätig waren. In der Sowjetrepublik Lettland waren sehr schnell alle einträglichen und einflussreichen Staatsstellungen in der Hand der Juden. Im Übrigen wurde aus den Personalregistern der Polizei-, Gerichts- und Einwohnermeldebehörden in Lettland alsbald die Frage nach der ethnologischen Herkunft und Muttersprache gestrichen. Interessant sind die Zahlen der nach den bisherigen Feststellungen von dem NKWD während der bolschewistischen Herrschaft in Lettland drangsalierten Letten usw. Die Gesamtzahl der verhafteten und nicht wieder entlassenen Personen in Lettland beträgt 27.768. Davon waren 22.825 Letten, 2665 Russen, 787 Polen und 227 Deutsche und 810 Übrige, unter diesen auch die wenigen Juden. Der Jude war zur Zeit der lettischen Selbständigkeit von der Laufbahn des Gerichtsbeamten vollständig ausgeschlossen. In der bolschewistischen Zeit ist die Hälfte der Richter Juden gewesen, in den höheren Instanzen – insbesondere in dem Tribunal – betrug die Zahl der jüdischen Richter bis zu 80%. Im Freistaat Lettland waren 19,6% der Rechtsanwälte Juden, nach einem halben Jahr bolschewistischer Herrschaft 32,7%. Der prozentuale Anteil der Juden an der Zahl der Studenten der juristischen Fakultät der Universität Riga stieg von 3 auf 21,8%.


  Die Tatsache, dass im Freistaat Lettland der Jude verhältnismäßig wenig offen spürbaren Einfluss auf die kulturellen Lebensgebiete hatte, ist vor allem darauf zurückzuführen, dass die Letten eifersüchtig darüber wachten, dass die eigene lettische Kultur, die von ihnen künstlich auf Grund von Fälschungen und Nachahmungen usw. aufgerichtet wurde, in keiner Weise Beeinträchtigung erfuhr. In Wirklichkeit war das ganze lettische Kulturleben ein Wettstreit zwischen deutschen, westeuropäischen, russischen und jüdischen Kultureinflüssen. Dem Bolschewismus gelang es schnell, diese lettischen Kulturbestrebungen auszuschalten und, ohne allerdings bei dem Hauptteil der lettischen Bevölkerung Anklang zu finden, die rein kommunistische Linie durchzusetzen. Träger dieser Kulturbestrebungen waren durchweg eingewanderte oder einheimische Juden, die auch sofort nach der bolschewistischen Machtübernahme in die leitenden Stellen der lettischen Presse kamen. Lettland hatte früher eigene Schulen für sämtliche nationalen Minderheiten und ein gut ausgebautes lettisches Schulwesen. Es gab im Jahre 1933 bei 1502 lettischen Grundschulen 100 jüdische Grundschulen. Beim Einmarsch der deutschen Truppen war das Verhältnis 1110:41. Gymnasien gab es 1933 55 lettische und 14 jüdische, beim Einmarsch der deutschen Truppen 50 lettische und 10 jüdische. Dabei ist zu berücksichtigen, dass nach der bolschewistischen Machtübernahme sofort sämtliche Schulen jüdische Kinder aufnehmen mussten und jüdische Lehrer erhielten. Dafür wurde ein Teil der jüdischen Schulen sowie aber auch ein Teil der lettischen Grundschulen aufgelöst. Bei den Rigaer Hochschulen waren immatrikuliert im Wintersem. 1939/40 6418 Letten, 430 Juden, im Wintersem. 1940/41 6271 Letten, 778 Juden. Das bekannte Rigaer Konservatorium hatte 1933/34 208 lettische und 55 jüdische Schüler, 1940 273 lettische und 124 jüdische Schüler. Die Lehrkräfte des Konservatoriums waren zuletzt fast ausschliesslich Juden, nachdem ein grosser Teil der lettischen Lehrkräfte entlassen worden war. Diese Juden waren zum Teil nicht einmal Fachkräfte. Praktisch wurde das Konservatorium in der bolschewistischen Zeit von dem sogenannten Rat der Zöglinge geleitet, der nur aus Juden bestand. Gleichfalls unter jüdischer Leitung wurde die Kunstakademie gestellt, deren lettischer Leiter und ein Teil der Dozenten verschickt wurden.


  Das gesamte Verlagswesen Lettlands wurde von den Bolschewisten unter der Bezeichnung Waps zu einem Trust zusammengefasst und unter jüdische Leitung gestellt. Hier waren es insbesondere Jüdinnen, die ohne fachliche Befähigung die Leitung einzelner Abteilungen in Händen hatten. Eine dieser Jüdinnen war bisher Weberin in einer Strumpffabrik gewesen. Bücher konnten nur gedruckt werden, wenn sie von der sogenannten Hauptverwaltung für Literatur begutachtet wurden. Diese Zensurstelle setzte sich aus 25 Zensoren zusammen, von denen 12 nachweislich Juden, 2 kommunistische Russen und 11 Letten waren. Von den letzteren dürfte ein Teil ebenfalls Juden mit lettischem Namen gewesen sein. Im Filmwesen, das schon vor dem Einmarsch der Bolschewisten zum Teil in jüdischen Händen war, wurde der jüdische Einfluss besonders stark. Alle Filmtheater und Filmverleihanstalten wurden von Juden geleitet. Schon vorher wurden bolschewistische Filme, die als Spielfilme galten, von jüdischen Filmverleihern und Theaterbesitzern eingeführt und gezeigt. Aus diesem Grunde war im Jahre 1939 mit staatlicher Unterstützung geplant worden, Juden als Filmtheaterbesitzer nicht mehr zuzulassen. Diese Pläne kamen nicht zur Durchführung, und die mit staatlicher Subvention gegründete Film-A.G., die die Pläne durchführen sollte, wurde von den Bolschewisten sofort liquidiert. Die in Lettland bestehenden Museen waren bis zum Januar 1941 von den Bolschewisten unbeachtet geblieben, und erst von diesem Monat ab wurden vereinzelt Leiter ausgewechselt oder Beauftragte der Bolschewisten in die Leitung der Museen entsandt. Diese waren durchweg Juden. Das gleiche gilt von der lettischen Staatsbibliothek.


  Das hauptsächliche Eindringen der Juden in die lettische Wirtschaft geschah in der Zeit nach dem Weltkrieg. Es ist zweifellos so, dass die Juden mit starker englischer Kapitalhilfe in den Jahren nach der Errichtung des Freistaates Lettland einen grossen Teil der Industrie und des Handels an sich gerissen haben. Einzelne Industrie- und Handelszweige, wie z.B. die Bekleidungs-, Textil- und Lederindustrie, waren fast ausschließlich in jüdischen Händen. Insgesamt wurden im Jahre 1935 22% aller Industriearbeiter in jüdischen Unternehmungen beschäftigt. Nach einer Statistik des Jahres 1934 waren 28,5% der in Lettland bestehenden Handelsunternehmungen in jüdischen Händen, während der jüdische Anteil an der Gesamtbevölkerung 4,8% betrug (s. Anlg. 18). An den nicht anonymen Handelsbetrieben verschiedener Wirtschaftszweige war die prozentuale Verteilung des jüdischen Besitzes wie folgt: Schuh- und Lederwaren 55,3%, Textilwaren 49,8%, landwirtschaftl. Erzeugnisse 38,6%, Baumaterialien 49,4%, Möbel 29,7%, Juweliere 48,0%. Die Beteiligung von Juden an anonymen Gesellschaften ist genau nicht zu erfassen. Sie dürfte in Anbetracht der starken Verjudung der lettischen Privatbanken erheblich gewesen sein. Auch im lettischen Handwerk war der Jude – allerdings prozentual nicht so stark wie im Handel – beteiligt. Es gab in Lettland Handelsbetriebe, die Juden gehörten, ohne dass der Jude in dem Handwerk, das er betrieb, überhaupt ausgebildet war. Andererseits gab es aber auch jüdische ausgebildete Handwerker, z.B. Schneider, Schuster und Kürschner.


  Während der Ulmaniszeit war es das Bestreben der lettischen Staatsführung, das Baltendeutschtum möglichst aus der Wirtschaft auszuschalten. Diese Situation hat das Judentum ausgenutzt, sodass der jüdische Anteil an der Wirtschaft von Jahr zu Jahr stieg; z.B. stieg die Zahl der jüdischen Unternehmungen des Grosshandels von 1935 bis 1939 von 1023 auf 15.545 an. Das bolschewistische Regime hat zwar auch die meisten jüdischen Unternehmer enteignet und die Betriebe nationalisiert; in den meisten Fällen blieben aber die Juden als Leiter dieser Betriebe da, während im Allgemeinen Letten, soweit sie nicht Kommunisten waren, ersetzt wurden. In Riga sind z.B. vor der Bolschewistenzeit 20 bedeutende Pelzgeschäfte gewesen, von denen 18 in jüdischem Besitz waren. Nach der Nationalisierung hatten alle 20 Geschäfte jüdische Betriebsleiter. In der bolschewistischen Wirtschaft, insbesondere im Handel, genossen die Juden auch dann, wenn sie nicht eine kommunistische Tätigkeit nachweisen konnten, uneingeschränktes Vertrauen. Es sind zwar aus Lettland auch Juden verschleppt worden, jedoch handelte es sich bei diesen fast ausschliesslich um solche, die in der Zionistenbewegung eine Rolle spielten oder die das Missfallen ihrer eigenen Rassegenossen erregt hatten. Es ist festgestellt worden, dass Juden sich vielfach Berufsbezeichnungen ohne Ausbildung zugelegt haben, wie z.B. der Direktor der Polyklinik in Riga von den Bolschewisten eingesetzt wurde, trotzdem er nur zwei Semester Medizin in Zürich studiert hatte. Technischer Direktor einer grossen Sperrholzfabrik wurde ein Jude, der sich als Ingenieur bezeichnete, ohne überhaupt jemals eine technische Ausbildung genossen zu haben.


  C. Der Jude in Estland24


  Estland gehörte bis in die Mitte des vorigen Jahrhunderts zu einer Sperrzone des Russischen Reiches, in die der Zuzug jüdischer Elemente von auswärts verboten war. Deshalb ist das Judentum in Estland zahlenmäßig unbedeutend gewesen. Im Freistaat Estland wurden bei einer Gesamtbevölkerung von 1,2Millionen Einwohnern rund 4500 Juden gezählt, von denen 2200 in Reval, 920 in Dorpat, 260 in Walk und 250 in Pernau lebten. Auf dem flachen Lande lebten in Estland insgesamt etwa 80 Juden. Die Juden drängten sich fast ausschliesslich in der Wirtschaft und in freien Berufen, besonders als Rechtsanwälte und Ärzte, zusammen. Über die Hälfte aller Juden kam selbständig dem Erwerbsleben nach und beschäftigte Angestellte. Der prozentuale Anteil der Juden in der Wirtschaft war wesentlich höher als der Anteil an der Gesamtbevölkerung. Die estnische Großindustrie war z.B. zu 11% in jüdischen Händen. Als einzige völkische Minderheiten in Estland hatten die Deutschen und die Juden das Recht einer eigenen Kulturselbstverwaltung entsprechend einem estnischen Gesetz vom Jahre 1924. Ihre Rolle spielten die Juden auch in Estland hinter den Kulissen über ihren wirtschaftlichen und freimaurerischen Einfluss. Trotz der stets antisemitischen Haltung des estnischen Volkes hat sich der jüdische Einfluss, stark unterstützt aus dem Ausland, erhalten und ständig zugenommen. Eine Aktivierung des Antisemitismus der Esten ist nie erfolgt.


  Das Judentum Estlands hat entgegen der dem estnischen Volk immer vorgetäuschten Loyalität und Ergebenheit bei der bolschewistischen Machtübernahme in seiner Gesamtheit eine Schwenkung vollzogen und sich zur Verfügung gestellt; ein Teil der jüngeren jüdischen Generation war kommunistisch beeinflusst und z.Tl. auch organisiert. Die hervorstechendste Gestalt des bolschewistischen Umsturzes ist der Jude Gutkin aus Reval, der Sohn des Vertreters der Judenschaft im estnischen Staatsrat. Er war NKWD-Agent und trat mit dem ebenfalls als Organisator des Volksselbstschutzes im Umsturz hervorgetretenen Revaler Juden


  Digin ganz in die Dienste des NKWD über. Wie in den anderen baltischen Ländern wurde zwar das jüdische Privateigentum ebenfalls nationalisiert, die Juden selbst jedoch fast überall als Leiter in ihren früheren Unternehmungen belassen. Eine grosse Zahl von estnischen Wirtschaftsunternehmungen erhielt bei der Nationalisierung ebenfalls jüdische Leiter. Durch die Bolschewisierung wurden gleich nach dem Umsturz in grossem Maße Juden nach Reval und den anderen estnischen Städten gebracht. Diese sind ausnahmslos vor den deutschen Truppen geflohen. In Estland war das NKWD während der bolschewistischen Herrschaft die stärkste Position der Juden. Von dort aus übten sie ihren Einfluss, nicht immer sichtbar, aber entscheidend, auf sämtliche Lebensgebiete aus. Eine grosse Zahl einheimischer Juden wurde besonders in Reval in das NKWD aufgenommen. Die Volkskommissare der Wirtschaft in Estland waren durchweg Juden. Auch hier sind Juden ohne jede Vorbildung in Fachstellungen gekommen, z.B. wurde ein jüdischer Schuhmacher Direktor einer Handschuhfabrik. Die Presse Estlands wurde von den Bolschewisten mit Juden durchsetzt. Auch der grösste Teil der Kulturinstitute ging in die Hände von Juden über, die sofort das in Sowjetrussland übliche Kulturleben einführten. Die Tätigkeit der Juden und ihr Einfluss während der bolschewistischen Zeit hat den instinktiven Antisemitismus des estnischen Volkes aktiviert und den Esten erkennen lassen, dass der Jude vom Bolschewismus nicht zu trennen ist.


  D. Der Jude im altsowjetrussischen Gebiet


  Die Berichterstattung muss sich auf den Raum beschränken, den die Einsatzgruppe A seit längerer Zeit besetzt hat. Die weissruthenischen Gebiete um Minsk und Baranowitschi sind von der Einsatzgruppe A erst vor kurzem übernommen worden. Entsprechende Unterlagen wurden dabei nicht übernommen, sodass für diesen Raum auf die Berichterstattung der Einsatzgruppe B hingewiesen werden muss. In dem altsowjetrussischen Raum zwischen Ilmen- und Peipussee ergibt sich folgendes Bild: In der Zarenzeit waren dem Juden vielerlei in den einzelnen Gebieten verschiedene Beschränkungen auferlegt. Er trat fast ausschliesslich im Handel und zwar vorwiegend auf dem Lande und als ambulanter Händler auf. In den Grosstädten durften nur wenige Juden wohnen und zwar nur in den Vorstädten. Der Jude hatte in der Zarenzeit kaum irgendeinen Einfluss und hat sich deshalb immer sehr stark an den revolutionären Bewegungen des Russischen Reiches beteiligt. Allerdings wurde die Judenfrage im Zarenreich ganz vom Standpunkt der Religion gesehen. Die verschiedenen während der Zarenzeit erfolgten Pogrome fanden nach den Berichten älterer Gebietskenner auch in dem Raum zwischen Peipus- und Ilmensee ihren Niederschlag; insbesondere haben heftige Pogrome auf dem Lande und in den Kleinstädten im Jahre 1917 stattgefunden.


  Das Gelingen der Oktoberrevolution brachte den Juden völlige Freiheit, und sie strömten damals in die grossen Städte. Nach dem Sowjetgesetz über die Nationalitäten wurden Juden nun auch nicht mehr als „Juden“, sondern nur noch als „Hebräer“ bezeichnet. Der Gebrauch des Wortes „Jude“ stand unter Strafe. Nach den vorliegenden Berichten und Aussagen ist in der ersten Zeit des bolschewistischen Regimes die Tatsache, dass allmählich überall Juden an führende Stellen kamen, noch beachtet worden; in den späteren Jahren war die Bevölkerung daran gewöhnt, dass im Sowjetstaat ein grosser Teil der führenden Persönlichkeiten Juden waren. Die an sich traditionell antisemitisch aus der Strenggläubigkeit der Bevölkerung geborenen Anschauungen verschwanden von Jahr zu Jahr im gleichen Maße, wie die Gottlosigkeit zunahm. Es ist interessant festzustellen, dass nach allen vorliegenden Berichten die Bevölkerungsteile, die sich nach dem Einmarsch der deutschen Truppen der Kirche wieder zuwandten, gleichzeitig auch eine antisemitische Einstellung hervorkehrten. Nach den Aussagen und Agentenberichten aus Petersburg lassen sich dort ebenfalls antisemitische Strömungen feststellen, die aber zunächst wegen des starken Terrors keine Aussicht auf Aktivierung haben. Bei der Beurteilung der Frage des jüdischen Einflusses auf die bolschewistischen Lebensgebiete muss beachtet werden, dass ein grosser Teil von Juden, insbesondere solcher, die im öffentlichen Leben stehen, Namensänderungen vorgenommen hat und durch die Annahme von typisch russischen Namen das Judentum zu verbergen sucht. Die überschwenglichsten Lobesbücher auf den Bolschewismus und seine führenden Männer sind von Juden. Besonders haben sich auch jüdische Emigranten aus Deutschland durch Herausgabe geschickter Schriften dabei einen Namen gemacht. Lion Feuchtwanger, der im Jahre 1936 nach Sowjetrussland kam, hat im Jahre 1938 nach den politischen Prozessen ein Buch herausgegeben, das weite Verbreitung gefunden hat, weil es Stalin und den Bolschewismus in einer bisher nicht gekannten Weise verherrlicht.


  [Folgende S.128 unleserlich]


  Nach den Feststellungen im Gebiet der Einsatzgruppe und den Berichten aus Petersburg sind etwa 80% aller leitenden Posten auf diesem Gebiet in jüdischen Händen, etwa 40% der Schauspieler und Sänger und etwa 70% der Orchestermitglieder sind Juden. Das Leningrader Konservatorium hat einen fast reinen jüdischen Lehrkörper, die Schüler sind zu 60% Juden. Bei der zweitgrössten sowjetrussischen Filmgesellschaft Lenfilma, die in Petersburg sass, gab es vier leitende Stellungen, wovon eine, die Stellung des Direktors, mit einem Russen, die anderen drei mit Juden besetzt waren. Sämtliche Regisseure der Lenfilma waren Juden und 70% allen sonstigen Büro- und Regiepersonals. Bekannte bolschewistische Regisseure der Lenfilma sind die Juden Dziga, Aisenstein und Chaifiz. Die Lehrerstellen auf dem Lande und in den kleineren Städten sowie auch die niederen Lehrerstellen in Petersburg waren durchweg nicht von Juden besetzt. In höheren Schulen unterrichteten Juden in Fächern politischen Charakters, z.B. Staatsbürgerkunde, Volkswirtschaftslehre, Geschichte usw. Nach den Berichten sind von den Direktoren der 370 Petersburger Schulen 130 Juden. Das Personal des Volkskommissariats von Petersburg besteht zu 40% aus Juden. Die vorhandenen Volksbibliotheken, die gleichzeitig ein Mittel der bolschewistischen Propaganda waren, sind durchweg in jüdischen Händen. Eine der grössten öffentlichen Bibliotheken, die Saltikowtschedrin-Bibliothek in Petersburg mit ca. 10 bis 11Millionen Bänden, ist völlig jüdisch geleitet. Über die Zusammensetzung der Lehrkörper auf den Petersburger Hochschulen konnte folgendes in Erfahrung gebracht werden: Historiker, Juristen und Mediziner = 60% Juden, Techniker = 20 bis 25% Juden. Die Studentenschaft hat etwa 1/3 Juden, die historische und juristische Fakultät etwa 50%, die medizinische Fakultät etwa 70%. Am stärksten waren die Juden in den politischen Instituten vertreten. In Petersburg soll das Judentum nahezu 90% der führenden Parteidogmatiker stellen. Ein sehr stark mit Juden besetztes Amt ist angeblich das Volkskommissariat für Rechtswesen in Petersburg, wo das Gesamtpersonal 60% Juden enthält.


  In der Wirtschaft traten Juden sowohl in kleineren Städten und auf dem Lande als auch in Petersburg überall in leitenden Stellen in Erscheinung. Besonders stark war die Einrichtung der Kooperativen von Juden durchsetzt. Aus Petersburg wird berichtet, dass dort die Leitung der grossen Magazine sowie wirtschaftliche Verwaltungsposten fast durchweg mit Juden besetzt sind. Wenig Juden gab es unter der gelernten und ungelernten Fabrikarbeiterschaft. Das Petersburger Handwerk soll verhältnismäßig viel Juden haben (bis zu 30%), die Handwerkskartelle sollen fast ausschliesslich von Juden geleitet werden. Die allgemeine Erscheinung ist nach den bisher getroffenen Feststellungen, dass der Jude es verstanden hat, sich Einfluss auf allen Gebieten, die seiner Mentalität entsprechen, zu verschaffen. Im ganzen bisher besetzten altsowjetrussischen Raum und nach den Berichten aus Petersburg ist festzustellen, dass in allen führenden politischen und wirtschaftlichen Organisationen, Kartellen und sonstigen Einrichtungen irgendwo ein Jude sass. Wenn dieser auch meist nicht als Leiter oder Direktor fungierte, so hatte er doch den Posten des Zweiten oder Dritten inne. Auch in allen bisher festgestellten NKWD-Stellen waren die wichtigsten Posten von Juden besetzt, wenn auch meist nicht die Leiterposten. Auf den jüdischen Einfluss im bolschewistischen Regime sind zweifellos folgende Tatsachen zurückzuführen: 1.) Jeder Versuch eines völkischen Denkens ist zugunsten des Dogmas einer proletarischen Internationale unterdrückt worden. Erst in den letzten Jahren, als zu befürchten stand, dass gerade dadurch der nationale Wehrwille leiden würde, ist der Gesamtpropaganda eine gewisse nationalrussische Note gegeben worden, die aber bewusst von allem Völkischen frei war. 2.) In Politik und Wirtschaft der Sowjetunion ist die Anonymität der Verantwortung zum Prinzip erhoben. Es gibt in keiner Institution einen eigentlichen verantwortlichen Leiter oder Führer, sondern der Führungseinfluss ist neben diesem in mancherlei äusserlich unscheinbaren Nebenstellungen mitverankert. 3.) Die Emanzipierung der Frau in Sowjetrussland, deren Anfang weit in die Zarenzeit zurückreicht, aber wohl auch damals schon jüdisch beeinflusst gewesen ist, hat tief in die Reihen des arbeitenden nicht-intellektuellen Volkes hineingegriffen. Die maskuline Frau im männlichen Beruf ist im gegenwärtigen Bild der Sowjetunion eine Tatsache. Wie weit die zweifellos festzustellende Enterotisierung des öffentlichen Lebens auf jüdischen Einfluss zurückzuführen ist, lässt sich zur Zeit noch nicht bestimmen. Das gesamte öffentliche Leben in den bisher besetzten Gebieten zeigt jedenfalls die Erscheinung, dass das geschlechtliche Triebleben des Menschen auf die primitivste Stufe einer rein körperlichen Funktion zurückgeschraubt ist, was an sich dem russischen Volkscharakter keineswegs entspricht. Aus allen vorliegenden Nachrichten ergibt sich, dass der starke Einfluss des Judentums auf alle Lebensgebiete in Sowjetrussland in der nichtjüdischen Bevölkerung wohl bekannt war. Jede antisemitische Regung in der Bevölkerung wurde aber durch Terror, genau wie jede Gegenströmung gegen den Bolschewismus überhaupt, unterdrückt. Es kann angenommen werden, dass eine Abschwächung des bolschewistischen Terrors vor allen Dingen ein Aufleben aktiver antijüdischer Haltung der Bevölkerung auch in den unbesetzten Gebieten zur Folge haben würde.


  Übelstände und Vorschläge zu ihrer Beseitigung


  1.) Unklarheit bei den deutschen Dienststellen über die zukünftige Verwaltungsform. Unklarheit über die Form der Teilnahme der ansässigen Völker an der Leitung von Staat und Wirtschaft. Vorschlag: a) Klarheit bei den deutschen Dienststellen über die Zukunft der baltischen Völker und ihre Verwaltungsform und b) Klarheit über die Art der Mitwirkung der geeigneten Einheimischen bei Verwaltung und Wirtschaft zu schaffen.


  2.) Unklarheit der Frage der Teilnahme der baltischen Völker am Krieg gegen Sowjetrussland. Vorschlag: a) entweder Teilnahme innerhalb der deutschen Wehrmacht ohne eigene Einheiten, was gleichbedeutend mit einer späteren Eindeutschung sein müsste, oder b) generelles Verbot, anders als im polizeilichen Dienst innerhalb des eigenen Lebensraumes verwendet zu werden und strikte Durchführung dieses Verbotes.


  3.) Die aktive Jugend der baltischen Völker, insbesondere die akademische Jugend, hat noch keine politische und völkische Führung. Vorschlag: Schaffung von mehr oder weniger getarnten Jugendorganisationen, die voneinander unabhängig und unter deutscher Kontrolle stehend die politische und weltanschauliche Führung der Jugend übernehmen.


  4.) Die deutsche Propaganda ist nicht ausreichend. Vorschlag: Systematische Durchführung einer Propaganda, die nichts voraussetzt und sich insbesondere auch der Mittel bedient, die bisher zu wenig berücksichtigt wurden, nämlich der lettisch- und russischsprachigen Presse, des Schrifttums in den Volkssprachen und der nicht deutschsprachigen Kultureinrichtungen. Voraussetzung hierbei ist völlige Klarheit über das anzustrebende politische und völkische Ziel und die Verwaltungsform.


  5.) Aus dem umgesiedelten Baltendeutschtum und aus den zur Umsiedlung zugelassenen Litauern, Letten und Esten finden sich mit der Unterstützung reichsdeutscher Stellen in den baltischen Ländern immer mehr Personen ein, die nicht erwünscht sind. Es sind dies Personen, die a) alsbald kleinliche Rache an den eingesessenen Völkern oder ihnen bekannten Personen für mehr oder weniger erlittene Unbill üben wollen, und b) ausgesprochen liberalistische Wirtschaftseinstellung haben und versuchen, sich aus eigennützigen Motiven einen Posten in der Wirtschaft zu erringen. Diese Personen haben auf irgendeine Weise Empfehlungsschreiben reichsdeutscher Dienststellen erhalten, trotzdem sie von anderen Baltendeutschen, insbesondere von den baltendeutschen SS-Führern, wegen ihrer bekannten liberalistischen Einstellung und individualistischen Wirtschaftsauffassung abgelehnt werden. Vorschlag: Strenge Kontrolle der zur Einreise zugelassenen Umsiedler durch das Reichssicherheitshauptamt.


  6.) Preis- und Lohnfestsetzungen im Gebiet Ostland stehen nicht miteinander im Einklang. Während die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse, also den Hauptprodukten der Ernährung der Bevölkerung, sehr erhöht worden sind, sind die Löhne und die niederen Gehälter dieser Erhöhung nicht nachgekommen. Abgesehen davon bringen die Preiserhöhungen den Bauern keinen Nutzen, da sie für das Geld keine Waren erhalten. Vorschlag: Vereinfachung der deutschen Wirtschaftsverwaltung und Angliederung der Interessen der einzelnen Wirtschaftszweige. Hereinnahme vernünftiger zuverlässiger Einheimischer, die die Landesverhältnisse genau kennen, als Berater.


  7.) Unklarheit besteht durchweg noch über die Frage, ob und wie weit eine Reprivatisierung in den baltischen Ländern durchgeführt wird. Vorschlag: Diese allgemein und wesentlich interessierende Frage, die auf die Gesamtstimmung der Bevölkerung erheblichen Einfluss hat, muss propagandistisch behandelt werden. Wenn a) eine Reprivatisierung durchgeführt werden soll, so muss dies so bald wie möglich bekanntgegeben werden, wenn auch die Durchführung zu einem späteren Zeitpunkt geschieht und wenn b) eine Reprivatisierung überhaupt nicht oder nur in geringem Rahmen durchgeführt werden soll, so muss heute schon in geschickter Weise diese Tatsache propagandistisch vorbereitet werden. Eine plötzliche Bekanntgabe der Zielsetzung in dieser Frage würde entweder einen Run auf Wirtschaft und Industrie zur Folge haben, bei dem nach allen Erfahrungen gerade die Sieger bleiben, die es zwar nicht verdient, aber die besseren Ellenbogen oder Beziehungen haben, oder es würde eine solche Mißstimmung, Arbeitsunlust und naheliegender Vergleich mit dem bolschewistischen System erfolgen, dass einerseits sicherheitspolizeiliche Schwierigkeiten und andererseits wirtschaftliche Sabotage entstehen müsste.


  8.) Unklarheit über die Zuständigkeit der Polizei beim Reichskommissariat und über die Einschaltung des späteren Befehlshabers der Sicherheitspolizei als politischer Referent beim Reichskommissar. Nachdem das Reichssicherheitshauptamt grundsätzlich der Einschaltung des BdS als politischem Referenten zugestimmt hat, hat der Höhere SS- und Polizeiführer in Zusammenhang mit den Verhandlungen über die Einschaltung der Polizei in verwaltungsmäßigen Dingen auch hierüber verhandelt. Vorschlag: Die Fragen der Einschaltung der Polizei beim Reichskommissariat und die Einsetzung des jeweiligen BdS als politischen Referenten bei den Reichskommissaren auch beim Ostministerium anzuschneiden und zur Klärung zu bringen.


  9.) Unklarheit besteht über den internen Aufbau der Polizei im Ostland. Ein SS- und Polizeiführer hat verlangt, dass die Sicherheitspolizei firmiert als „SS- und Polizeiführer – Kommandeur der Sicherheitspolizei“, und dass der Führer der Sicherheitspolizei alle Berichte, Schreiben, Eingaben usw. an gleichgestellte und höhergestellte Stellen dem SS- und Polizeiführer zur Unterschrift vorlegt. Das würde bedeuten, dass der unmittelbare Berichtsweg innerhalb der Sicherheitspolizei nicht mehr gewährleistet ist. SS- und Polizeistandortführer haben verlangt, dass die Sicherheitspolizei in dem betreffenden Ort sich ihnen unterstellt, unter ihrer Bezeichnung ihre Schreiben herausgibt bezw. überhaupt lediglich als Abteilung des SS- und Polizeistandortführers tätig wird. Ein SS- und Polizeistandortführer hat in einem Fall eine Erschiessung aus dem sicherheitspolizeilichen Sektor durchgeführt, ohne sich mit dem örtlichen Führer der Sicherheitspolizei in Verbindung zu setzen. Ein Gebietskommissar hat fernerhin verlangt, dass der SS- und Polizeistandortführer nur als Abteilung des Gebietskommissars tätig wird. In allen diesen Fällen hat die Sicherheitspolizei darauf hingewiesen, dass die Sicherheitspolizei nach Einsatzgruppen und Einsatzkommandos bis jetzt gegliedert ist. Vorschlag: Den internen Aufbau der Polizei baldmöglichst zu klären. Dabei ist es notwendig, darauf hinzuweisen, dass der Befehlshaber der Sicherheitspolizei die unmittelbare Befehlsbefugnis an den Kommandeur der Sicherheitspolizei und dieser wiederum an die Aussenstellen der Sicherheitspolizei hat, d.h. dass der SS- und Polizeiführer und die SS- und Polizeistandortführer in den internen Aufbau der Sicherheitspolizei nicht eingeschaltet werden.


  10.) Wie dem Chef der Sicherheitspolizei und des SD bereits persönlich gemeldet, hat das Hauptamt Ordnungspolizei die Besetzung der SS- und Polizeistandortführer mit Offizieren der Ordnungspolizei gerade für diese Städte angeordnet, an denen besonderes sicherheitspolizeiliches Interesse besteht. Bei dem Mangel an Führern in der Sicherheitspolizei wird es dann nicht mehr möglich sein, ausser in den Orten, in denen von der Sicherheitspolizei die SS- und Polizeistandortführer gestellt werden müssen, noch SS-Führer einzusetzen. Damit besteht die Gefahr, dass sicherheitspolizeilich besonders wichtige Städte nur mit Unterführern besetzt werden können. Vorschlag: Mit dem Hauptamt Ordnungspolizei zu klären, dass in sicherheitspolizeilich besonders wichtigen Städten Führer der Sicherheitspolizei und des SD als SS- und Polizeistandortführer eingesetzt werden.


  11.) Soweit hier bekannt geworden ist, hat die Ordnungspolizei die meisten als SS- und Polizeistandortführer vorgesehenen Offiziere der Ordnungspolizei gleichzeitig mit der Ernennung zum SS- und Polizeistandortführer jeweils um einen Dienstgrad befördert, sodass ausschliesslich Stabsoffiziere der Ordnungspolizei als SS- und Polizeistandortführer bekannt wurden. Vorschlag: Auch bei der Sicherheitspolizei diejenigen SS-Führer, die im Osten verbleiben und die an wichtige Stellen gestellt werden, tunlichst zu befördern.


  12.) Die zivilen insbesondere militärischen Dienststellen stellen immer wieder die Frage, nach der allgemeinen innen- und aussenpolitischen Lage, da sie mit Recht annehmen, dass die politisch ausgerichteten Führer von Sicherheitspolizei und SD laufend unterrichtet sind. Ausser den zusammengestellten grossen Berichten über die Erfahrungen der Sicherheitspolizei im Osteinsatz haben bisher weder die Einsatzgruppenchefs noch die Einsatzkommandoführer irgendwelche politischen Nachrichten erhalten. Vorschlag: Die Chefs der Einsatzgruppen und die Führer der Einsatzkommandos mit allen Berichten über Innen- und Aussenpolitik und mit Ereignismeldungen zu versehen.
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  Anlage 1a


  Gesamtstärke der Einsatzgruppe A: 990


  89 Stapo (9,0%), 41 Kripo (4,1%), 35 SD (3,5%), 18 Verwaltung (1,8%), 172 Kraftfahrer (17,4%), 340 Waffen-SS (34,4%), 8 Funker (0,8%), 3 Fernschreiber (0,3%), 51 Dolmetscher (5,1%), 13 weibl. Angestellte (1,3%), 133 Ordnungspolizei (13,4%), 87 Hilfspolizei (8,8%)
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  Erfahrungsbericht über die Bekämpfung der Partisanen


  In den ersten Wochen des Ostfeldzuges wurden im Gebiet der Heeresgruppe Nord in täglich zunehmendem Umfang hinter den deutschen Linien bis weit in das rückwärtige Heeresgebiet hinein Überfälle auf einzel fahrende Kraftfahrzeuge und kleinere Kolonnen, Sabotageakte an Eisenbahnlinien, Strassen und Brücken, Zerstörungen von Telefon- und Telegrafenanlagen, Vernichtung von Vorratslagern usw. verübt. Urheber dieser Sabotageakte waren die im Rücken der deutschen Front eingesetzten roten Partisanengruppen, zu deren Bildung Stalin in seiner Rede, die in der Zeit vom 3. bis 7.7.1941 täglich im Rundfunk wiederholt wurde, aufgefordert hatte. Die Tätigkeit der Partisanen ist keineswegs mit dem Heckenschützenunwesen in den Feldzügen in Polen und im Westen zu vergleichen. Während es sich dort um wenig vorbereitete, zum Teil improvisierte Aktionen der verhetzten Zivilbevölkerung handelte, haben die Sowjets mit den Partisanengruppen eine von langer Hand vorbereitete Organisation zum Einsatz gebracht. Die Aufstellung von Partisanengruppen ist nicht eine Erfindung dieses Krieges. Vielmehr hat sich die sowjetische Militärliteratur schon seit langer Zeit mit dem Wert der Organisation und der Arbeitsweise der Partisanen ausführlich beschäftigt.


  Während der ersten Wochen des Ostfeldzuges war über Stärke, Organisation und Kampfesweise der Partisanen nur wenig bekannt. Eine systematische Bekämpfung des Partisanenunwesens war deshalb zunächst überaus schwierig und stellenweise wenig erfolgreich. Da die Zahl der Überfälle und Sabotageakte ständig zunahm und die Aktivität der Partisanen nicht unwesentliche Verluste an Menschen und Material zur Folge hatte und auch eine erhebliche Beunruhigung hinter den deutschen Linien hervorrief, musste an eine systematische Bekämpfung der Partisanen herangegangen werden. Die Einsatzkommandos der Einsatzgruppe A der Sicherheitspolizei haben sich von Anfang an an der Bekämpfung des Partisanenunwesens beteiligt. Eine enge Zusammenarbeit mit der Wehrmacht und der Austausch der bei der Partisanenbekämpfung gesammelten Erfahrungen brachte im Laufe der Zeit eine genaue Kenntnis über die Entstehung, Organisation, Stärke, Ausrüstung und Arbeitsweise der roten Partisanen. Die Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei beschränkten sich nicht darauf, die in ihrem Wirkungsbereich auftauchenden Partisanentrupps zu bekämpfen, sondern waren bemüht, dazu beizutragen, die Abwehrtätigkeit zu intensivieren und hierbei die besonderen Möglichkeiten der sicherheitspolizeilichen Arbeit nutzbar zu machen. Russische Überläufer und Kriegsgefangene sowie ergriffene Partisanen wurden sorgfältig vernommen. Das bei ihnen vorgefundene Material wurde in mühsamer Kleinarbeit zusammengestellt und die bei den einzelnen Einsatzkommandos in der Bekämpfung der Partisanen gesammelten Erfahrungen wurden ausgewertet.


  Die wesentlichen Ergebnisse dieser Arbeit seien nachstehend zusammengefasst:


  I. Entstehung und Organisation der Partisanen


  Schon beim ersten Auftreten der Partisanengruppen zeigte sich ihre unterschiedliche Zusammensetzung. 1) Aus Aussagen von russischen Kriegsgefangenen, Überläufern und ergriffenen Partisanen ergab sich, dass in Petersburg seit Kriegsbeginn 10 Partisanenregimenter aufgestellt worden waren. Jeder der 10 Petersburger Militärbezirke hatte die Auflage erhalten, 1 Regiment in Stärke von 1000 Mann aufzustellen. Die Regimenter gliederten sich in 10 Bataillone mit je 100 Mann. Die Meldung zu diesen Partisanenregimentern erfolgte freiwillig. Diese Freiwilligen stammten zum Teil aus der Sowjetarmee, zum Teil aus sonstigen Freiwilligen, meist Kommunisten, die als Arbeiter in der Rüstungsindustrie beschäftigt waren. Besonders stark war der Zustrom aus den Komsomolzen. Die führenden Stellen wurden mit zuverlässigen Kommunisten, die in der Partei maßgeblich gearbeitet hatten, zum Teil mit kommunistischen Ingenieuren besetzt. 2) Die zweite Art von Partisaneneinheiten setzte sich aus Angehörigen zerschlagener russischer Truppenteile zusammen. Es wurde festgestellt, dass die Soldaten der niedergekämpften Regimenter von ihren Kommandeuren und Kommissaren den Befehl erhalten hatten, sich zu Partisanengruppen zusammenzuschliessen und hinter den deutschen Linien tätig zu werden. 3) Weitere Partisaneneinheiten setzten sich aus Kommunisten und roten Kommissaren zusammen, die infolge des schnellen Vormarsches der deutschen Truppen keine Möglichkeit mehr gefunden hatten, hinter die russischen Linien zu flüchten. Nachdem sie zunächst ihre Wohnorte verlassen hatten, sammelten sie sich in den Wäldern in der Nähe ihrer bisherigen Wohnorte zu Partisanengruppen in sehr unterschiedlicher Stärke. 4) An verschiedenen Stellen wurden sowjetrussische Fallschirmjäger ergriffen, die ebenfalls als Partisanen eingesetzt worden waren. Bei diesen handelt es sich zum Teil um Rotarmisten, zum Teil um Angehörige der Zivilbevölkerung, die sich teils freiwillig zu diesen Fallschirmtrupps gemeldet hatten, teils unter schärfsten Drohungen in diese Trupps gepresst worden waren. 5) Schliesslich sind noch die sogenannten Zerstörungstrupps zu erwähnen. In den grösseren Städten, insbesondere solchen mit Industrieanlagen, wurden von den Sowjets vor dem Einmarsch der deutschen Truppen sog. Istribitjelni-Bataillone (d.h. Vernichtungsbataillone) gebildet. Ihre Hauptaufgabe sollte die Bekämpfung deutscher Fallschirmspringer sein. Daneben sollten sie alles zerstören, was die Rotarmisten beim Rückgang mangels Zeit nicht vernichten konnten. Nähere Feststellungen über die Zusammensetzung dieser Bataillone wurden in Riga, Dorpat, Petseri und Werro getroffen. Die Bataillone standen unter der Führung von Reserveoffizieren oder aktiven Kommunisten. Führende Funktionen waren den Betriebsleitern und anderen Funktionären der Industrieanlagen übertragen worden. Unter den Angehörigen der Vernichtungsbataillone befanden sich zahlreiche Juden. Ausserdem waren den Stäben Frauen als Krankenschwestern, Sekretärinnen usw. zugeteilt. Die bekanntgewordenen Vernichtungsbataillone haben sich beim weiteren Vordringen der deutschen Kräfte hinter die deutschen Linien zurückgezogen und betätigen sich nunmehr dort in derselben Weise wie die übrigen Partisanengruppen.


  II. Die Ausrüstung und Bewaffnung


  Die Ausrüstung und Bewaffnung der Partisaneneinheiten ist je nach Art ihrer Zusammensetzung verschieden. 1) Die in Petersburg aufgestellten Partisanenregimenter tragen, soweit sie sich aus regulären Rotarmisten zusammensetzen, die vollständige Uniform der Sowjetarmee, jedoch ohne jegliche Rangabzeichen. Die übrigen Freiwilligen tragen zum Militärrock eine blaue Hose. Die Bewaffnung besteht aus Gewehren, zum Teil aus modernen, halbautomatischen Gewehren mit etwa 140 Schuss Munition, 2–3 Handgranaten und 1 Flasche Benzin. 2) Die unter I, 2 genannten Partisanen sind sehr unterschiedlich ausgerüstet. Zum Teil tragen sie ihre Uniform weiter. Vielfach haben sie sich teilweise oder ganz in Zivil gekleidet. In letzter Zeit sind die Angehörigen dieser Partisanengruppen fast ausnahmslos in Zivil angetroffen worden. Sie führen hauptsächlich die geretteten Waffen ihrer Einheiten, u.a. auch Maschinenpistolen und MG’s. 3) Die unter I, 3 beschriebenen Partisanen tragen ausnahmslos Zivilkleidung. Ihre Bewaffnung ist uneinheitlich und stammt aus zurückgelassenen Beständen der zurückgewichenen roten Verbände oder aus erbeuteten deutschen Waffen. 4) Die Ausrüstung der Fallschirmspringer besteht normalerweise aus Karabinern mit 120 Schuss Munition, Pistolen mit 36 Schuss Munition, Handgranaten, mehreren Kilogramm Sprengstoff mit Zündkapseln und Schnur. Verpflegung wird in Form von Fleischkonserven und Schokolade mitgeführt. Ausserdem hatten die ergriffenen Fallschirmpartisanen bis zu 1000 Rubel Bargeld und stellenweise auch deutsche Reichskreditkassenscheine bei sich. 5) Die Angehörigen der Vernichtungsbataillone tragen Zivilkleidung oder dunkelblaue Kleidung und Mützen nach Art der Skimützen. Sie sind mit lMG’s, automatischen Gewehren und Handgranaten ausgerüstet.


  III. Die Aufgaben und die Kampfesweise der verschiedenen Partisanengruppen ist teils aus den Erfahrungen der Bekämpfung, teils aus den erfassten Kampfanweisungen der Partisanen selbst bekannt geworden. Bezeichnend ist die Aussage eines gefangenen Partisanen eines in Petersburg aufgestellten Bataillons: „Der Partisan muss alles vernichten, was er erreichen kann.“ So lautet nach seiner Aussage der grundlegende, den Partisaneneinheiten erteilte Befehl. In einer vom Befehlshaber für das rückwärtige Heeresgebiet Nord übermittelten „Kampfanweisung für Partisanengruppen“ heisst es, dass „in den vom Feind besetzten Gebieten für ihn und seine Mithelfer unerträgliche Bedingungen zu schaffen sind. Alle Maßnahmen des Gegners sind zu stören.“ Insbesondere sollen die Partisanen Brücken sprengen, Strassen zerstören, Telefon- und Telegrafenanlagen unbrauchbar machen, Waldbrände anlegen und Vorräte vernichten. Über die Taktik der Kampfpartisanen heisst es in dieser Anweisung: „Nur brutale und entschlossene Handlungen der Partisanenabteilungen verbürgen einen Erfolg und bringen der Armee Hilfe.“


  IV. Bekämpfung der Partisanen


  Neben der Sicherung der marschierenden und ruhenden Truppe gegen die Überfälle und Sabotageakte der Partisanen, auf die hier nicht näher eingegangen werden soll, ergab sich die Notwendigkeit, gegen das Partisanenunwesen mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln aktiv vorzugehen. Es wurde hierbei von dem Grundsatz ausgegangen, dass es nicht genügt, angreifende Partisanen abzuwehren und unschädlich zu machen, sondern den obersten Grundsatz der Partisanen, den Gegner zu beunruhigen und in jeder nur denkbaren Weise zu stören und zu schädigen, gegen die Partisanen selbst anzuwenden. Bei zahlreichen Aktionen gegen Partisanengruppen zeigte es sich, dass diese sich sorgfältig entsprechend den „Kampfanweisungen für Partisanengruppen“ verhalten. Dies muss beim Einsatz gegen die Partisanen immer berücksichtigt werden. Die ersten Versuche, die Partisanen durch systematisches Durchkämmen und Säubern der von ihnen verseuchten Räume zu erfassen, brachten zunächst verhältnismäßig geringe Erfolge. Dies war insbesondere darauf zurückzuführen, dass den Partisanen nicht nur die genaue Kenntnis des Geländes zugute kam, sondern, dass sie von der Bevölkerung, zumindest im altrussischen Raum, im stärksten Maße unterstützt wurden. Ein Herankommen an die gut getarnten und durch Beobachtungsposten gesicherten Unterkünfte der Partisanen war nur in seltenen Fällen möglich. Hinzu kam, dass die Partisanen sich tagsüber fast ausschliesslich in ungangbaren Waldgebieten versteckt halten und ihre Aktionen meist nur im Schutze der Dunkelheit durchführen.


  Die Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei gingen daher frühzeitig zur Errichtung eines Nachrichtennetzes über und setzten zur Erkundung der Schlupfwinkel der Partisanen Zivilerkunder ein. Die von den als Späher vorgeschickten Landeseinwohnern gebrachten Nachrichten waren in der ersten Zeit kaum brauchbar und zum Teil bewusst falsch. Der russischen Zivilbevölkerung war nämlich beim Zurückgehen der roten Armeen von Politruks und Politkommissaren unter schärfsten Strafandrohungen zur Pflicht gemacht worden, jede Unterstützung der deutschen Wehrmacht zu unterlassen. Es wurde angedroht, dass jeder, der dem Feind Hilfe leistet, nach der in kurzer Zeit zu erwartenden Rückkehr der Roten erschossen wird. Zum Teil auf Grund dieser Drohungen, zum Teil aus innerer Überzeugung führten die zunächst angesetzten Vertrauenspersonen ihre Auftraggeber absichtlich irre. Da es jedoch dringend notwendig erschien, durch Aussagen und Nachrichten aus der Bevölkerung Hinweise über Aufenthalt und Marschweg der Partisanen zu erlangen, musste sie durch Anwendung schärfster Maßnahmen gezwungen werden, brauchbare Nachrichten und Meldungen zu bringen. Aus der Erkenntnis, dass der Russe seit jeher an ein schonungsloses Durchgreifen der Autorität gewöhnt ist, wurde zu den härtesten Mitteln gegriffen. Wer den Partisanen bei der Beschaffung von Unterkunft und Verpflegung behilflich war, für sie Meldedienste leistete oder bewusst falsche Auskünfte gab, wurde erschossen oder erhängt. Häuser, in denen Partisanen Unterkunft oder Verpflegung gewährt wurde, wurden niedergebrannt. Sofern eine grössere Anzahl von Ortseinwohnern den Partisanen in dieser Weise behilflich war, wurde zur Strafe und gleichzeitig zur Abschreckung die ganze Ortschaft niedergebrannt. Die Wirkung dieses Vorgehens zeigte sich sehr schnell. Die scharfen Maßnahmen der Sicherheitspolizei sprachen sich über die Grenzen der Einsatzräume der einzelnen Teilkommandos hinaus schnell herum. Schon wenige Tage nach den ersten Strafaktionen brachten freiwillige Meldungen aus der Zivilbevölkerung wertvolle Hinweise über den Aufenthalt von Partisanen, so dass deren Vernichtung möglich wurde.


  Beim weiteren Kampf gegen die Partisanen muss erreicht werden, dass die Bevölkerung sich nicht nur jeder Unterstützung der Partisanenbanden enthält, sondern zum eigenen aktiven Vorgehen gegen diese veranlasst wird. Die Bereitwilligkeit hierzu ist stellenweise bereits vorhanden, weil die Partisanen der Bevölkerung vielfach äusserst rücksichtslos gegenübertreten und z.B. die Verpflegung, die ihnen nicht freiwillig gegeben wird, mit vorgehaltener Pistole erpressen. Die brutale und hinterlistige Kampfesweise der Partisanen rechtfertigt jedes Abwehrmittel, auch die schärfste kollektive Gewaltmaßnahme, um diese Bereitwilligkeit notfalls zu erzwingen. Als Grundsatz muss gelten „Terror wird mit Terror bekämpft“. Wer dem Feind hilft, stellt sich auf dessen Seite und wird entsprechend behandelt.


  Um die Erkundungstätigkeit gegen die Partisanen weiter auszubauen, wurden die den Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei zugeteilten lettischen und estnischen Dolmetscher als Zivilerkunder eingesetzt. Sie wurden als Bauern verkleidet in die Dörfer vorgeschickt. Da sie fliessend Russisch sprechen, wurden sie von der Bevölkerung nicht als Erkunder erkannt und erhielten wertvolle Auskünfte. Stellenweise werden diese Dolmetscher als Partisanen getarnt und geben sich der Bevölkerung gegenüber als solche aus. Während sie zunächst bereitwillig unterstützt und verpflegt wurden, nahm die Bevölkerung ihnen gegenüber nach dem Bekanntwerden der ersten Strafaktionen eine schroff ablehnende und zum Teil sogar drohende Haltung ein. Auf Grund der auf diese Weise gesammelten Erfahrungen und der erzielten Erfolge kann als Grundsatz für die Partisanenbekämpfung beibehalten werden, dass dem militärischen Vorgehen eine sorgfältige Erkundungstätigkeit vorausgehen muss. Der Einsatz stärkerer Kräfte zur Umstellung oder zur Durchkämmung der Aktionsbereiche der Partisanengruppen ist nur dann lohnend und erfolgversprechend, wenn Aufenthaltsort und Stärke der Partisanen vorher möglichst genau festgestellt worden ist.


  Ohne diese Kenntnis wird es in den meisten Fällen wohl kaum gelingen, der Partisanen in dem unwegsamen und unübersichtlichen Gelände, in dem sie ihre Quartiere zu beziehen pflegen, habhaft zu werden. Besonders sei darauf hingewiesen, dass die Partisanen sich in ständig zunehmendem Maße äusserst geschickt tarnen. Es wurde vielfach festgestellt, dass die Partisanen sich als Bauern verkleidet im Gelände bewegen und sich beim Näherkommen deutscher Einheiten mit Feldarbeiten beschäftigen. Eine genaue Kontrolle der Zivilbevölkerung hat häufig zur Erfassung derart getarnter Partisanen geführt. Hinzu kommt, dass geflüchtete Rotarmisten, die den Weg durch die deutschen Linien gefunden haben, sich so schnell wie möglich Zivilkleidung verschaffen und Verbindung zu den Partisanengruppen aufnehmen. Es ist festgestellt worden, dass gerade diese Rotarmisten den kämpferischen Rückhalt der Partisanengruppen bilden. Es erscheint daher nicht angebracht, in Zivil angetroffene Rotarmisten ohne weiteres als Kriegsgefangene zu behandeln und in Gefangenenlager zu überstellen. Vielmehr muss eine möglichst eingehende Vernehmung und Überprüfung durchgeführt werden. Ferner wird in jedem Einzelfalle zu erwägen sein, ob in Zivil angetroffene Rotarmisten von den regulären Kriegsgefangenen abgesondert und in die Sammellager für Zivilhäftlinge zu bringen sind. Ausserdem erscheint es zweckmäßig, durch öffentlichen Anschlag den entlaufenen Rotarmisten aufzugeben, sich kurzfristig etwa innerhalb 3 Tagen nach erfolgtem Maueranschlag bei der nächsten Wehrmachtseinheit zu melden. Für den Fall der Nichteinhaltung dieses Befehles müssten sie als Partisanen behandelt, das heisst erschossen werden, ohne dass dies von dem Einzelnachweis, dass sie den Befehl tatsächlich gekannt haben, abhängig zu machen ist.


  Abschliessend sei noch darauf hingewiesen, dass es erforderlich ist, ergriffene Partisanen vor der Liquidierung eingehend zu vernehmen, um unsere Kenntnis von Organisation, Aufenthalt, Stärke, Bewaffnung und den Plänen der Partisanen zu erweitern. Hierbei wird gelegentlich von der Möglichkeit der verschärften Vernehmung Gebrauch gemacht werden müssen. Besonders sorgfältig muss darauf geachtet werden, dass etwa bei den Partisanen gefundene Nachrichtengeräte, insbesondere Funkgeräte, nach Möglichkeit in den Dienst der Partisanenbekämpfung gestellt werden. Falls Funkgeräte erfasst werden, muss angestrebt werden, gegebenenfalls mit Hilfe gefangener Partisanen, einen Funkverkehr mit den bisherigen Funkpartnern herzustellen. Die von den Einsatzkommandos erstatteten Einzelberichte lassen den Schluss zu, dass der Kampf gegen die Partisanen z.Zt. auf seinem Höhepunkt angelangt ist. Es ist anzunehmen, dass die grossen deutschen Erfolge der letzten Zeit die Einsatzfreudigkeit der Partisanen beeinträchtigen werden. Hinzu kommt ausserdem, dass mit dem Aufhören der sommerlichen Witterung die Unterkunftsund Verpflegungsmöglichkeiten für die Partisanen immer schlechter werden. Schliesslich wird die Unterstützung der Partisanen durch die Bevölkerung immer geringer werden, da das scharfe Vorgehen gegen die Partisanenhelfer immer weiter bekannt wird.


  
    
      	
        Einsatzgruppe A der Sicherheitspolizei und des SD – Stab

      

      	
        gez. Dr. Stahlecker

        SS-Brigadeführer

        Den 17.8.1941

      
    

  


  Tätigkeits- und Erfahrungsbericht über die Partisanenbekämpfung


  Nachdem die Entscheidung ergangen war, dass Petersburg in den Bereich der deutschen Operationen hineingenommen wird und der Einsatz der Gruppe A sich zusätzlich auch auf diese Stadt zu erstrecken hat, habe ich am 18.7.1941 Teile der EK 2 und 3 und des Gruppenstabes nach Nowoselje vorgezogen, um diesen Einsatz vorzubereiten und möglichst frühzeitig in den Raum um Petersburg und in die Stadt selbst vorstossen zu können. Das Vorziehen der für Petersburg vorgesehenen Kräfte der Einsatzgruppe A erfolgte gemäß Vereinbarung und auf ausdrücklichen Wunsch der Panzergruppe 4. Dieses für den Einsatz nach Petersburg gebildete Kommando wurde während der ersten Tage nach dem Vorziehen nach Nowoselje für den Einsatz in Petersburg geschult. Da jedoch nach der militärischen Gesamtlage ein Vorgehen auf Petersburg zu dem ursprünglich vorgesehenen Zeitpunkt nicht zu erwarten ist, wurden die in Nowoselje zusammengezogenen Teile des EK 2 und 3 gemäß Vereinbarung mit der Panzergruppe 4 zu umfangreichen Säuberungs- und Befriedungsaktionen im Gebiet der Panzergruppe eingesetzt.


  Es handelt sich hauptsächlich um den Raum, der von der Verbindungslinie zwischen Pog–Gora–Nowoselje–Osjerjewo–Szossjednow begrenzt wird. Durch diesen Einsatz sollten zunächst die etwa noch zurückgebliebenen kommunistischen Funktionäre und sonstigen aktiven Kommunisten und Juden erfasst werden. Da die Juden und kommunistischen Funktionäre bei dem Rückzug der Sowjettruppen fast sämtlich geflohen waren, wurden nur 6 Juden und 10 Kommunisten ergriffen und exekutiert. Schon bei den ersten Teilaktionen wurde durch Vernehmung der Zivilbevölkerung und einer grösseren Anzahl (insgesamt 86) aufgegriffener Rotarmisten, die zu einem Teil ihre Waffen weggeworfen hatten und sich in den Dörfern und Wäldern herumtrieben, festgestellt, dass sich in dem gesamten Raum, der durchgekämmt werden sollte, eine Reihe von Partisanengruppen befanden. Ausserdem wurde durch diese Vernehmungen festgestellt, dass weitere Partisanengruppen ihren Marschweg durch diesen Bereich nahmen. Gleichzeitig wurde bekannt, dass von Partisanengruppen fast täglich Überfälle auf einzeln fahrende Kraftfahrzeuge sowie Sprengungen an den Brücken im Zuge der Rollbahn Pleskau–Luga und Sprengungen und Überfälle an der Eisenbahnstrecke Pleskau–Strugi–Krassnyje verübt wurden. Da sich die Aktivität der Partisanengruppen täglich verstärkte, wurde das in Nowoselje liegende Kommando immer stärker in die systematische Bekämpfung der Partisanen eingespannt. Da in dem oben beschriebenen Raum, ausser geringen, in Nowoselje selbst liegenden Teilen der Sicherungsdivision, Kräfte der Wehrmacht für die Durchführung dieser Aufgabe nicht zur Verfügung standen, war das Kommando der Einsatzgruppe A fast ausschliesslich auf seine eigenen Kräfte angewiesen. Der Sicherungsbereich wurde in verschiedene Abschnitte eingeteilt und in täglich aufeinander folgenden Einsätzen auf diese Teilabschnitte angesetzt.


  Die Durchführung dieser Maßnahmen war besonders dadurch erschwert, dass bei der Durchkämmung des Gebietes Strassen und Wege befahren werden mussten, die bisher von Kraftfahrzeugen überhaupt noch nicht befahren worden sind. An zahlreichen Stellen waren Brücken zerstört oder unpassierbar und mussten mit eigenen Mitteln provisorisch instandgesetzt werden. In dem Raum zwischen Sapolje und Bobowischtsche waren mehrere Wege vermint und daher unpassierbar. Da entsprechend ausgebildete Kräfte zur Beseitigung der Minen nicht zur Verfügung standen, wurden die Minenfelder gesperrt und gekennzeichnet und beim weiteren Vorgehen umgangen. Weitere Schwierigkeiten ergaben sich dadurch, dass für die Verständigung mit der Bevölkerung im Rahmen der Erkundungstätigkeit nur eine geringe Zahl von Dolmetschern zur Verfügung stand. Die Orientierung im Gelände war wegen der Ungenauigkeit und des zu grossen Maßstabes des Kartenmaterials weiter erschwert. Trotzdem gelang es, durch fortgesetztes Befragen der Bevölkerung die Orientierungsschwierigkeiten zu beheben. Das Verhalten der Bevölkerung bei der Erkundungstätigkeit war sehr unterschiedlich. Stellenweise wurden brauchbare Angaben gemacht, die es ermöglichten, den Marschweg, Stärke und Bewaffnung der Partisanengruppen festzustellen. In anderen Ortschaften wurden dagegen offensichtlich irreführende Aussagen gemacht.


  Nach Durchführung der ersten grösseren Streifen ergab sich folgendes Bild: In dem zu sichernden Raum haben sich verschiedene kleinere Einheiten der Partisanen festgesetzt, meist in schwer passierbaren Waldgebieten in der Nähe von Dörfern. Diese Partisanengruppen setzen sich aus aktiven Kommunisten zusammen, die nicht zur Roten Armee eingezogen waren. Sie verändern ihre Standorte in kurzen Zeitabständen, haben aber keine zentral gesteuerten Aufgaben zu erfüllen und bewegen sich nicht auf vorgeschriebenen Marschrouten. Sie sind nicht einheitlich bewaffnet und tragen keine Uniform. Ihre Waffen stammen aus irgendwelchen nicht näher feststellbaren Beständen und sind aus zurückgelassenen Waffen der zurückweichenden Roten Armee ergänzt worden. Ein Teil der Mannschaft ist vollauf mit der Beschaffung der Verpflegung beschäftigt. Die übrigen Teile verüben Überfälle auf einzeln fahrende Kraftfahrzeuge und Sabotageakte an Brücken, Eisenbahnlinien und dergleichen. Sowohl die Terrortrupps als auch die Gruppen, die zur Herbeischaffung der Verpflegung angesetzt werden, bewegen sich im Gelände äusserst vorsichtig und benützen jede nur erdenkliche Möglichkeit der Tarnung. Die Verpflegungstrupps gehen nur bis in die Nähe der Dörfer vor und legen den Hauptteil des Trupps in Deckung. Nur 1 oder 2 Partisanen gehen in das Dorf selbst vor. Da sie äusserlich als Partisanen nicht zu erkennen sind (keine Uniform, Waffen unter dem Rock versteckt und zum Teil sogar als Bauern mit Sensen oder sonstigem Arbeitsgerät getarnt), ist es bei der Durchführung einer blossen Streifentätigkeit so gut wie ausgeschlossen, die Partisanen als solche überhaupt zu erkennen. Stellenweise ist es möglich, brauchbare Anhaltspunkte durch Vernehmung der Bevölkerung zu erhalten, wenn diese in der erforderlichen scharfen Form angesprochen und behandelt wird. Die Zurückhaltung der Bevölkerung bei der Auskunftserteilung ist einerseits darauf zurückzuführen, dass sich bei den Partisanengruppen frühere Einwohner der überholten Dörfer befinden, zum Teil darauf, dass die Partisanen bei der Verpflegungsbeschaffung die Dorfbevölkerung in stärkstem Maße unter Druck setzten. Vielfach wurden Frauen, die sich weigerten, Verpflegung herauszugeben, von Partisanen mit Erschiessen bedroht. Ausserdem wurden der Dorfbevölkerung Vergeltungsmaßnahmen angedroht für den Fall, dass man sie an die Deutschen verraten würde.


  Es wurde daher zunächst folgendermaßen vorgegangen: In Dörfern, in deren Bereich bisher das Auftreten von Partisanen nicht schon vorher ermittelt worden war, wurde der Bevölkerung freundlich gegenübergetreten. Bei dem allgemein bekannten Mangel an Brot gelang es meistens sehr schnell, einen oder einige Dorfbewohner als Vertrauenspersonen zu gewinnen. Es wurde ihnen versprochen, dass sie Brot erhielten, wenn sie irgendwelche Angaben über die Partisanen machen oder künftig auftretende Partisanen den nächstgelegenen deutschen Wehrmachts- oder Polizeieinheiten melden. Aus dem auf diese Weise aufgebauten Nachrichtennetz gelangten zahlreiche Nachrichten an die Einsatzgruppe, die es ermöglichten, den Standort der Partisanen näher einzukreisen. Insbesondere gingen Meldungen über Dorfbewohner ein, die Partisanen beköstigt oder ihnen vorübergehend Unterschlupf gewährt hatten. Auf der Grundlage dieser Meldungen wurde nacheinander eine grosse Anzahl von Dörfern überholt. Nach Umstellung des Dorfes wurden alle Bewohner auf einen Platz zusammengetrieben. Durch Vernehmung der durch die vertraulichen Meldungen belasteten Personen und Befragung weiterer Dorfbewohner gelang es in den meisten Fällen, die Helfer der Partisanen zu ermitteln. Sie wurden entweder an Ort und Stelle erschossen oder, falls ihre weitere Vernehmung verwertbare Aussagen erwarten liess, zum Standort mitgenommen. Nach Durchführung der Vernehmung wurden sie exekutiert. Um eine abschreckende Wirkung zu erzielen, wurden mehrfach die Häuser der Helfer der Partisanen niedergebrannt. Der versammelten Bevölkerung wurde der Grund der Strafmaßnahmen bekanntgegeben. Gleichzeitig wurde angedroht, das ganze Dorf abzubrennen, falls noch einmal Partisanen unterstützt werden und falls nicht weitere im Dorf auftauchende Partisanen auf dem schnellsten Wege gemeldet würden.


  Die Taktik, Terror gegen Terror zu setzten, hat sich ausgezeichnet bewährt. Aus Angst vor Vergeltungsmaßnahmen kamen Bauern aus 20km und mehr Entfernung zu Fuss oder zu Pferd zum Standort des Teilkommandos der Einsatzgruppe A, um Meldungen über Partisanen zu überbringen, die sich in den meisten Fällen als zutreffend erwiesen. Im Zuge der auf Grund dieser Meldungen durchgeführten Säuberungsaktionen wurden bisher 48 Partisanenhelfer, darunter 6 Frauen, erschossen. Erwähnt sei in diesem Zusammenhang ein Einzelfall, der die Richtigkeit des Grundsatzes „Terror gegen Terror“ bestätigt. Im Dorf Jachnowa wurde auf Grund einer vertraulichen Meldung durch den Bauern Jemeljanow und nach Durchführung weiterer Vernehmungen und Ermittlungen festgestellt, dass Partisanen im Hause der Anna Prokoffjewa Verpflegung erhalten hatten. Das Haus wurde am 8.8.1941 gegen 21 Uhr niedergebrannt und die Bewohner festgenommen. Kurz nach Mitternacht zündeten Partisanen das Haus des Anzeigers Jemeljanow an. Ein am folgenden Tage in Jachnowa eingesetztes Teilkommando stellte fest, dass die Bäuerin Ossipowa den Partisanen verraten hatte, dass Jemeljanow die Meldung gemacht hatte, die unser Einschreiten veranlasst hatte. Die Ossipowa wurde erschossen, ihr Haus niedergebrannt. Ausserdem wurden zwei 16-jährige Burschen aus dem Dorf Jachnowa erschossen, da sie nach eigenem Geständnis für die Partisanen Melde- und Kurierdienste geleistet hatten. Offenbar wegen dieser Strafmaßnahmen haben die Partisanen das in der Nähe des Dorfes gelegene Waldlager verlassen. Dieses Lager konnte im Zuge der Aktion ermittelt werden. Die Partisanen hatten es zuvor verlassen und lediglich einige Handgranaten zurückgelassen. Seither sind Partisanen weder in Jachnowa noch in der Umgebung dieses Dorfes aufgetaucht.


  Auf Grund der während der ersten Streifen gesammelten Erfahrungen erschien es dringend geboten, die nachrichtendienstliche Ermittlungsarbeit weiter auszubauen, um nicht nur der Helfer der Partisanen, sondern auch dieser selbst habhaft zu werden. Es wurden daher dem Einsatzkommando am 9.8. lettische Dolmetscher zugeteilt, die aus der Hilfspolizei Riga herausgezogen worden waren, und als Zivilerkunder eingesetzt. Sie wurden als Bauern verkleidet in die Dörfer vorgeschickt und zogen Erkundigungen ein. Da sie fliessend Russisch sprechen, wurden sie von der Bevölkerung nicht als Erkunder erkannt und erhielten wertvolle Auskünfte. In einige bereits überholte Dörfer wurden die Dolmetscher als Partisanen verkleidet und entsprechend bewaffnet entsandt, um die Wirkung der vorher getroffenen Maßnahmen zu überprüfen. In Dörfern, in denen bereits Vergeltungsoder Strafmaßnahmen durchgeführt worden waren, nahm die Bevölkerung ihnen gegenüber eine drohende Haltung ein. Der Einsatz der Zivilerkunder wird angesichts der bisherigen guten Ergebnisse weiterhin verstärkt werden. Durch den Einsatz der Zivilerkunder wird das aufgestellte Nachrichtennetz weitgehend ergänzt und die Möglichkeit des Zugriffs auf die Partisanen selbst geschaffen. Es hat sich nämlich gezeigt, dass ein Herankommen an die Partisanengruppen nur auf diese Weise möglich ist. Einige unter Einsatz sämtlicher Kräfte der in Nowoselje liegenden Teile der Einsatzgruppe durchgeführte Umstellungsaktionen, verbunden mit der Durchkämmung und Absperrung von Geländestreifen, die bei den ersten Säuberungsaktionen stellenweise durchgeführt wurden, blieben erfolglos. Nur in einem Falle gelang es einem Umstellungstrupp, einen bewaffneten Partisanen, der in Zivilkleidung auf dem Wege in das Dorf Gorista war, zu ergreifen. Eine lückenlose Einkreisung kann angesichts des urwaldartigen Charakters der Waldgebiete nur unter Einsatz stärkster Kräfte auf kleine Räume erzielt werden. Die erforderlichen Kräfte stehen aber weder der Einsatzgruppe noch der Sicherungsdivision zur Verfügung. Als Beispiel für die nachrichtendienstliche Angriffstaktik möge das Vorgehen auf die Gruppe von Partisanen dienen, die am 16.8.1941 durch Dorfbewohner in Poskino gemeldet wurde. Ein vor einigen Tagen eingesetzter Vertrauensmann in Poskino meldete am 16.8.1941 um 6 Uhr 20, dass sich eine Gruppe von Partisanen im Dorfe befinde und Verpflegung verlange. Die sofort nach Eingang der Meldung in Marsch gesetzten zwei Gruppen der der Einsatzgruppe A zugeteilten Kompanie Waffen-SS gingen in das Dorf vor. Die mitgenommenen Zivilerkunder erhielten von den Dorfbewohnern weitere Hinweise auf den Standort der Partisanen. Vier Partisanen wurden beim Verlassen des Dorfes gesichtet und in der Verfolgung unter Feuer genommen, das von den Partisanen erwidert wurde. Diese Gegner wurden ohne eigene Verluste bezwungen. Ein Trupp von weiteren neun Partisanen lag am Ortsausgang ausgezeichnet getarnt im Hinterhalt und nahm von dort aus die beiden ausschwärmenden Gruppen der Waffen-SS unter Feuer. Bei der Niederkämpfung dieser Gruppe wurde SS-Mann Polster durch Kopfschuss tödlich getroffen. Der SS-Mann Isbauer erhielt einen Bauchschuss und starb bei der Operation im Lazarett in Pleskau. Zwei SS-Männer wurden durch Oberschenkelschüsse leicht verletzt. Die Partisanen hatten insgesamt 12 Tote. Lediglich einem Partisanen gelang es zu entkommen. Bei dieser Partisanengruppe handelt es sich um eine Gruppe der in Petersburg aufgestellten 10 Partisanenregimenter, wie auf Grund schriftlicher Aufzeichnungen festgestellt wurde, die bei den Toten gefunden wurden. Diese Partisanengruppe steht offenbar in einer Verbindung mit weiteren Gruppen, die sich zur Zeit in der Nähe von Nowoselje aufhalten. In der Nacht vom 16. zum 17.8.1941 wurde das Unterkunftsgebäude der Einsatzgruppe in Nowoselje gegen 1 Uhr von drei Seiten zugleich beschossen. Da von der Wache auf 3 Partisanen, die sich an die Unterkunft heranschleichen wollten, sofort geschossen wurde, zogen sich die Angreifer wieder zurück.


  gez: Dr. Stahlecker

  SS-Brigadeführer u. Gen.Maj. d. Pol.


  […]
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  71) Vermerk Einsatzgruppe A vom 19.10.1941: Befriedung des Gebietes Ostland


  
    
      	
        Vermerk

      

      	
        Riga, den 19.Oktober1941

      
    

  


  Betr.: Befriedung des Gebietes Ostland


  Vorg.: Schreiben des Reichskommissars1 bzw. des Wehrmachtsbefehlshabers2 an den RK vom 17.10.41


  1.) Ich habe in einer Unterredung mit dem Freg.Kapitän Liebenschütz, Leiter der Abwehrstelle Ostland, der mir von früher bekannt ist, in Gegenwart von SS-Sturmbannführer Dr. Lange mitgeteilt, daß das Kommando des SS-Obersturmbannführers Ehrlinger in Minsk in den nächsten Tagen um 50 Mann einschließlich Schreibern und Kraftfahrern verstärkt wird, und daß der SS-Ostubaf. Ehrlinger im Begriff ist, selbst nach Minsk zu fahren, um die Verhältnisse dort zu prüfen und den Aufbau seiner Dienststelle vorzubereiten.3 Diese Mitteilung fußt auf einer Besprechung zwischen SS-Brigadeführer Dr. Stahlecker und SS-Ostubaf. Ehrlinger in Siverskaija, wo beschlossen wurde, einen Teil des in Tosno liegenden Teilkommandos von 1b nach Minsk abzuordnen. Nach heutiger Mitteilung von SS-Ostubaf. Ehrlinger wird sich das Kommando Minsk aus folgenden Teilen zusammensetzen: Bisherige Stärke: 1 Führer, 15 Mann, 25 Letten; zusätzlich aus Tosno: 1 Führer, 10 Mann, –; zusätzlich aus Riga: –, –, 30 Letten; zusammen: 2 Führer, 25 Mann, 55 Letten.


  2.) Bei der gleichen Unterredung mit Freg.Kapitän Liebenschütz, bei der ihm SS-Stubaf. Lange schon eine Übersicht über unsere Personalstärke gegeben hatte, habe ich darauf hingewiesen, daß bei unserer Personallage sich die Arbeit der Sicherheitspolizei auf Organisierung des Nachrichtendienstes, Ermittlungen und Vernehmungen beschränken muß, während der Hauptteil des Vollzugsdienstes durch fremdvölkische Hilfspolizisten bzw., falls möglich, Ordnungspolizisten durchgeführt werden muß.


  3.) Bei einer fernmündlichen Unterredung mit SS-Sturmbannführer Lange vom Höheren SS- und Polizeiführer teilte mir dieser mit, daß nach Auskunft eines Beamten der Abteilung des Oberregierungsrats Gentz beim R.K. f.d. Ostland die im Schreiben des Wehrmachtsbefehlshabers an den Reichskommissar v. 17.10. erwähnte Zusage der Überstellung von 1 Führer und 60 Mann nach Minsk von SS-Brigadeführer Dr. Stahlecker gegeben worden sein soll. Vom Stab des Höheren SS- und Pol. Führers selbst ist die Zusage weder gegeben worden, noch ist von dem Vorgang etwas bekannt gewesen.


  4.) Den Leiter der Abwehrstelle Ostland, Freg.Kapitän Liebenschütz, habe ich fernmündlich davon unterrichtet, daß das Kommando Minsk zur Zeit 2 Führer und 40 Mann stark ist und durch 10 weitere Männer und 30 Letten verstärkt wird. Die Verstärkung kann frühestens Dienstag, 28.10.41, in Marsch gesetzt werden.


  Tschierschky

  SS-Sturmbannführer
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  1 Hinrich Lohse, geb. 1896, gest. 1964, übernahm am 25.7.1941 das RKO mit Dienstsitz zunächst in Kowno, später in Riga. Dem RKO unterstand – laut Hitler-Weisung „persönlich u. unmittelbar“ – der HSSPF Ostland (zunächst Prützmann, ab Mitte Oktober 1941 Jeckeln), ohne daß die Zivilverwaltung dadurch an Himmler vorbei maßgeblichen Einfluß auf den Polizei- u. SS-Apparat in ihrem Hoheitsgebiet bekam; vgl. Sebastian Lehmann/Robert Bohn/Uwe Danker (Hrsg.): Reichskommissariat Ostland. Tatort und Erinnerungsobjekt, Paderborn u.a. 2012; Uwe Danker: Der gescheiterte Versuch, die Legende der „sauberen“ Zivilverwaltung zu entzaubern. Staatsanwaltschaftliche Komplexermittlungen zum Holocaust im „Reichskommissariat Ostland“ bis 1971, in: Robert Bohn (Hrsg.): Die deutsche Herrschaft in den „germanischen“ Ländern 1940–1945, Stuttgart 1997, S.159–185; ders.: Die ‚Zivilverwaltung‘ des Reichskommissariats Ostland und der Holocaust: Wahrnehmung, Rolle und ‚Verarbeitung‘, in: David Gaunt/Paul A. Levine/Laura Palosuo (Hrsg.): Collaboration and Resistance During the Holocaust. Belarus, Estonia, Latvia, Lithuania, Bern u.a. 2004, S.45–76.


  2 Gemeint ist Walter Braemer, begann 1932 nach Abschied aus Reichswehr zweite Karriere in der SS, 1937 Brif., reaktiviert Aug. 1939, Korück 580 bis Mai 1941, als Inhaber der vollziehenden Gewalt verantwortlich für die Massaker in Bromberg im Sept. 1939, 1942 General, 1944 Gruf.; vgl. Hartmann: Wehrmacht im Ostkrieg, S.106f., 640f.; zu seinem Wirken als Korück 580: ebd., S.576f., 685f.


  3 Die Entscheidung, den weißrussischen Raum der EG A zu unterstellen, war bereits von langer Hand vorbereitet worden. Bereits am 9.9.1941 übermittelte RSHA I A 1 d dem SSPF in Minsk, Brif. Zenner, folgende Nachricht: „Kreis Baranowicze wird, soweit er dem Reichskommissariat Ostland angegliedert wird, von der Einsatzgruppe A sicherheitspolizeilich betreut. Dr. Stahlecker ist bereits entsprechend unterrichtet worden“, NAK, HW 16/32. Am 28.9.1941, als das EK 8 bis auf das Restkdo. Schlegel Minsk schon verlassen hatte, rückte dort ein Teilkdo. des EK 3 – also eine Einheit der EG A – ein u. liquidierte bis 17.10. im dortigen Raum 3050 Menschen, fast ausschließlich Juden; EK 3 v. 1.12.1941: Gesamtaufstellung der im Bereich des EK 3 bis zum 1.12. durchgeführten Exekutionen, RGVA, 500–1–25; vgl. BdS/EG A an HSSPF Ostland v. 24.11.1941, LVVA, 1026–1–17. Als Ende Okt. die EG B infolge der Offensive Richtung Moskau alle Dienststellen westlich der Linie Witebsk–Mogilew–Gomel aufgeben mußte, sagte der HSSPF zu, „nach Minsk sofort einen Führer u. 60 Mann der Sicherheitspolizei zur Übernahme zu entsenden“, Wehrmachtsbfh. Ostland an RKO v. 17.10.1941, RGVA, 1369–1–29. Da sich zudem die Einnahme Leningrads verzögerte, beschloß Stahlecker kurz darauf, einen Teil des in Tosno liegenden SK 1b nach Minsk zu schicken u. Ehrlinger dort verantwortlich zu machen. Damit war eine langfristig wirksame Änderung der polizeilichen Strukturen im RKO u. in den rückwärtigen Heeresgebieten eingeleitet.


  


  


  72) Befehl Einsatzgruppe D an Sonderkommando 10b vom 20.10.1941: Einsatz auf Halbinsel südlich Aleschki


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückw. Heeresgebietes Süd

        Einsatzgruppe D

        An SS-Sturmbannführer Persterer, SK 10b

      

      	
        O.U., den 20.10.1941

      
    

  


  Betr.: Einsatz auf Halbinsel südlich Aleschki


  Der VO beim AOK 11 gibt auf meine Rückfrage hinsichtlich des Einsatzes von SK 10b und Teilkommando 12 das nachfolgende Ft. durch: Ia, Oberst Busse, erklärt, dass der vom II./IR 122 ergangene Befehl auf falscher Auffassung der Einheit beruht. Aufgabe im Abschnitt südl. Dnjepr-Mündung eingesetzten Kräfte ist durch ständiges Auftauchen den Anschein stärkerer Kräfte zu erwecken. Militärische Aufgaben sind nicht zu übernehmen. Dort eingesetzte Kräfte der EGr. sind weder dem II./IR 122, noch der Division unterstellt, sondern dem Kommandanten des rückwärtigen Armeegebiets. Beobachtungen sind vom EK 10b um 1/2 12 Uhr dem Kommandanten des rückwärtigen Armeegebiets in Nikolajew zu melden. Ia darüber im klaren, dass mit Rücksicht auf Stärke und Bewaffnung militärische Aufgaben vom EK nicht übernommen werden können.


  gez. Gmeiner

  SS-Sturmbannführer


  Damit sind die aufgetauchten Unklarheiten bereinigt. Es bleibt – wie bereits befohlen – dabei, dass 10b und 12 die sicherheitspolizeilichen Aufgaben im obigen Raum durchführen und dabei selbstverständlich – soweit es im Rahmen der Möglichkeiten der Kdos. liegt – die dortigen Wehrmachtseinheiten unterstützen. Abgesehen davon, dass es nicht unsere Aufgabe ist, ist der vom II./IR 122 erwartete Einsatz gar nicht durchzuführen, da 1. die Stärke zu gering ist, 2. die Waffen fehlen und 3. die Ausbildung der Männer nicht entsprechend ist. In Erledigung der sicherheitspolizeilichen Aufgaben ist durch ständiges Auftauchen in den Ortschaften eine stärkere Besetzung vorzutäuschen; Beobachtungen sind, wie oben angegeben, zu melden. Nach erfolgter Säuberung, d.h. politischer Befriedung des Raumes, ist an EGr. D Meldung zu erstatten.


  I.V. gez. Seibert

  SS-Sturmbannführer


  BA-MA, RH 23/69


  


  


  73) Erlaß Reichssicherheitshauptamt II D vom 21.10.1941: Eingliederung der Dienststelle des Einsatznachrichtenführers in den Kommandostab


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

      

      	
        Berlin, den 21.Oktober1941

      
    


    
      	
        II D – 31/41g

      

      	
        

      
    

  


  An die Amtschefs und Gruppenleiter, Adjutantur des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD, das Hauptbüro, die Geschäftsstellen I, II, III, IV, V, VI, VII, die Referate I A 1, II A 1, II D 1, II D 2, III B 5, IV A 1, IV B 4, IV D 3, IV E 5, VI C 1


  Nachrichtlich: die Adjutantur des Reichsführers-SS und Chefs der Deutschen Polizei


  Betrifft: Unternehmen Barbarossa – Eingliederung der Dienststelle des Einsatznachrichtenführers in den Kommandostab


  1. In Abänderung des Erlasses II Hb Nr.11 II/41gRs vom 3.Juli19411 wird die bei der Gruppe II D eingerichtete Dienststelle des Einsatznachrichtenführers des Reichssicherheitshauptamtes (Lagezimmer) mit Wirkung vom 26.10.1941 aufgehoben.


  2. Die dem Einsatznachrichtenführer des Reichssicherheitshauptamtes übertragenen Aufgaben werden von diesem Zeitpunkte ab von dem beim Amt IV im Hauptdienstgebäude Prinz-Albrecht-Str. 8, Zimmer 320, Fernspr.Nr.Post: 54, intern: 318 bestehenden Kommandostab mit wahrgenommen. Dem Kommandostab obliegt damit sowohl die technische, als auch die sachliche Auswertung der Meldungen der Einsatzgruppen und Kommandos, die im Unternehmen Barbarossa eingesetzt sind.


  3. Sämtliche von den Einsatzgruppen A bis D eingehenden Meldungen und Schriftsachen sind von diesem Zeitpunkt ab vom Hauptbüro (besondere Eingangsstelle) nach vorausgegangener sachlicher Auszeichnung und Erfassung ohne Verzug dem Kommandostab über den Amtschef IV zuzuleiten, in der Nacht eingegangene Meldungen mit dem Dienstbeginn des folgenden Tages.2


  In Vertretung: gez.: Müller

  SS-Brigadeführer


  BAB, R 58/218


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 15.


  2 Am 28.6.1941 – 6 Tage nach Kriegsbeginn – hatte Müller angeordnet: „Als zentrale Dienststelle für den Einsatz Rußland wird das Referat IV A 1 bestimmt.“ Alle diesen Komplex betreffenden Sachvorgänge des Amtes IV seien ihm zuzustellen. Genau eine Woche später verfeinerte Heydrich persönlich die Strukturen: Müller wurde zum Leiter eines Kommandostabes für das „Unternehmen Barbarossa“ ernannt, der sich seitdem wohl aus den damit schon befaßten Sachbearbeitern des Kommunismus-Referats IV A 1 zusammensetzte. Geleitet wurde das Referat damals von Stubaf. Josef Vogt. Bei dessen Weggang aus dem RSHA im Juni 1942 stieg Stubaf. Kurt Lindow zu seinem Nachfolger auf, der als Vogts Stellvertreter im Referat IV A 1 jedoch gleichfalls schon seit Sommer 1941 mit den EM befaßt gewesen war. Als deren eigentliche Sachbearbeiter haben indes die KR Dr. Günter Knobloch und Rudolf Fumy zu gelten; vgl. Headland: Messages of Murder, S.42f.


  


  


  74) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 29.10.1941: Einsatzbefehl Nr.14


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 29.10.1941

      
    


    
      	
        IV A 1 c – B.Nr.21 B/41 g.Rs.

      

      	
        Schnellbrief! Geheime Reichssache!

      
    

  


  Einsatzbefehl Nr.14


  Betrifft: Richtlinien für die in Stalags und Dulags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sipo und des SD


  Vorgang: Erlasse vom 17.7., 12.9.1941 – B.Nr.21 B/41 gRs. v. 26.9.41 – B.Nr.539 B/41g – und v. 10.10.41 – B.Nr.815 B/41g – IV A I c –1


  Anlagen: Anlage 1 und 2


  In der Anlage übersende ich die Richtlinien für die Säuberung der mit sowjetischen Kriegs- und Zivilgefangenen belegten Kriegsgefangenen- und Durchgangslager im rückwärtigen Heeresgebiet zur gefl. Kenntnisnahme und Beachtung (s. Anl. 1). Diese Richtlinien sind im Einvernehmen mit dem OKH ausgearbeitet worden. Das OKH hat die Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes sowie die Bezirkskommandanten der Kriegsgefangenen und die Kommandanten der Dulags verständigt (s. Anl. 2). Die Einsatzgruppen stellen sofort, je nach Größe der in ihrem Einsatzbereich befindlichen Lager, Sonderkommandos in ausreichender Stärke unter Leitung eines SS-Führers ab. Die Kommandos haben ihre Tätigkeit in den Lagern sofort aufzunehmen. Enge Zusammenarbeit mit den Lagerkommandanten und Abwehroffizieren wird zur Pflicht gemacht. Auftretende Schwierigkeiten sind durch persönliche Verhandlungen mit den in Frage kommenden Stellen der Wehrmacht zu bereinigen. Die in der Anlage 2 zum Einsatzbefehl Nr.8 gegebenen Richtlinien sowie die hierzu ergangenen Ergänzungen und Nachtragserlasse sind sinngemäß anzuwenden. Insbesondere mache ich zur Pflicht, daß die Einsatzbefehle Nr.8 und 14 sowie die hierzu ergangenen Nachtragserlasse bei Gefahr im Verzuge sofort zu vernichten sind. Hierüber ist mir gflls. Bericht zu erstatten.


  Verteiler:


  An die Einsatzgruppen und -kommandos


  Nachrichtlich:


  An die HSSuPF Nord, Mitte, Süd und z.b.V., an den RFSS, an den Chef d. Sipo u.d. SD, an den Chef der Ord.Pol., an die Amtschefs I, II, III, IV, V, VI u. VII, an das Referat IV D 2, IV D 3, an das Referat IV D – ausl. Arbeiter, an den Gruppenleiter IV D.


  gez. Heydrich


  
    
      	
        

        Anlage 1

      

      	
        Geheime Reichssache! Abschrift!

      
    

  


  Richtlinien für die Aussonderung verdächtiger sowjetrussischer Kriegs- und Zivilgefangener des Ostfeldzuges in den Kriegsgefangenen- und Durchgangslagern im rückwärtigen Heeresgebiet


  Die Abstellung der Sonderkommandos der Sicherheitspolizei und des SD erfolgt nach Vereinbarung zwischen dem Chef der Sipo und des SD mit dem OKH v. 7.10.41 (s. Anl. 2). Die Kommandos arbeiten auf Grund besonderer Ermächtigung und gemäß den ihnen erteilten allgemeinen Richtlinien im Rahmen der Lagerordnung in eigener Verantwortlichkeit selbständig. Es ist selbstverständlich, daß die Kommandos mit den Lagerkommandanten und Abwehroffizieren engste Fühlung halten. Der Bolschewismus ist der Todfeind des nationalsozialistischen Deutschland. Dieser Gegner ist nicht nur soldatisch, sondern auch politisch im Sinne des Völker zerstörenden Bolschewismus geschult. Er führt den Kampf mit jedem ihm zu Gebote stehenden Mittel: Sabotage, Zersetzungspropaganda, Brandstiftung, Mord usw. Dadurch hat der bolschewistische Soldat jeden Anspruch auf Behandlung als ehrenhafter Soldat und nach dem Genfer Abkommen verloren. Die besondere Lage des Ostfeldzuges erfordert rücksichtsloses und energisches Durchgreifen bei den geringsten Anzeichen von Widersetzlichkeit, insbes. gegenüber bolschewistischen Hetzern, Funktionären, Politruks usw. Die Kommandos haben daher möglichst unauffällig alle diejenigen Elemente unter den Kriegsgefangenen, die als bolschewistische Triebkräfte anzusehen sind, auszusondern. Besondere Maßnahmen sind frei von bürokratischen und verwaltungsmäßigen Einflüssen verantwortungsfreudig und pflichtbewußt durchzuführen. Jeder Verkehr der Kriegsgefangenen mit der Zivilbevölkerung ist zu unterbinden. Aufgabe des Kommandos ist somit, die politische Überprüfung aller Lagerinsassen sowie die Aussonderung und weitere Behandlung a) der in politischer, krimineller oder in sonstiger Hinsicht untragbaren Elemente, unter diesen b) jener Personen, die für den Wiederaufbau der besetzten Gebiete verwendet werden können, vorzunehmen. Für die Durchführung dieser Aufgabe können den Kommandos keine geeigneten Hilfsmittel zur Verfügung gestellt werden. Es muß gelingen, durch Einsatz zuverlässig erscheinender Kriegsgefangener als V-Personen und unter Ausnutzung aller sonst vorhandenen Möglichkeiten zunächst unter den Lagerinsassen alle auszuscheidenden Elemente Zug um Zug zu ermitteln. Durch kurze Vernehmung der Festgestellten und evtl. Befragung anderer Gefangener haben sich die Kommandos in jedem Fall endgültige Klarheit über die zu treffenden Maßnahmen zu verschaffen. Die Angabe eines V-Mannes genügt ohne weiteres nicht, einen Lagerinsassen als verdächtig zu bezeichnen. Vielmehr muß nach Möglichkeit irgendwie eine Bestätigung erreicht werden.


  Vor allem sind ausfindig zu machen: 1) Alle bedeutenden Funktionäre des Staates und der Partei, insbesondere Berufsrevolutionäre, 2) Funktionäre der Komintern, 3) alle maßgebenden Parteifunktionäre der KPdSU und ihrer Nebenorganisationen in den Zentralkomitees, den Gau- und Gebietskomitees, 4) alle Volkskommissare und ihre Stellvertreter, 5) alle ehemaligen Polit.Kommissare der Roten Armee, 6) die leitenden Persönlichkeiten der Zentral- und Mittelinstanzen bei den staatlichen Behörden, 7) die führenden Persönlichkeiten des Wirtschaftslebens, 8) die sowjetrussischen Intelligenzler und Juden, soweit es sich um Berufsrevolutionäre und Politiker, Schriftsteller, Redakteure, Komintern-Angestellte usw. handelt, 9) alle Personen, die als Aufwiegler oder fanatische Kommunisten festgestellt werden. Wegen des bestehenden Mangels an Ärzten und Sanitätspersonal in den Lagern sind diese, auch wenn es sich um Juden handelt, außer in ganz besonders begründeten Fällen, von der Aussonderung auszunehmen und in den Gefangenenlagern zu belassen.


  Die Aussonderung der Kriegsgefangenen nach ihrer Volkstumsangehörigkeit erfolgt durch die Lagerleitung. Nicht minder wichtig sind, wie bereits erwähnt, die Feststellungen jener Personen, die für den Neuaufbau, die Verwaltung und Bewirtschaftung der eroberten russischen Gebiete Verwendung finden können (insbesondere solche, die unter Ziffer 6 und 7 fallen). Endlich müssen solche Personen, die zum Abschluß weiterer Ermittlungen, gleichgültig ob polizeilicher oder sonstiger Art, und zur Klärung allgemein interessierender Fragen noch gebraucht werden, sichergestellt werden. Darunter fallen neben den unter Ziffer 6 und 7 aufgeführten Personen jene höheren Staats- und Parteifunktionäre, die auf Grund ihrer Stellung und ihrer Kenntnisse in der Lage sind, Auskunft über Maßnahmen und Arbeitsmethoden des sowjetrussischen Staates, der kommunistischen Partei oder der Komintern zu geben. Bei den zu treffenden Entscheidungen ist selbstverständlich auch auf die völkische Zugehörigkeit Bedacht zu nehmen. Jede Woche geben die Leiter der Sonderkommandos ihrer Einsatzgruppe einen Kurzbericht. Dieser hat zu enthalten: 1. kurze Schilderung der Tätigkeit der vergangenen Woche, 2. Zahl der endgültig als verdächtig anzusehenden Personen (Zahlenangabe genügt), 3. namentliche Benennung der als Funktionäre der Komintern, maßgebende Funktionäre der Partei, Volkskommissare, Polit-Kommissare, leitende Persönlichkeiten festgestellte Personen mit kurzer Beschreibung ihrer Stellung, 4. Zahl der als unverdächtig zu bezeichnenden Personen: a) Kriegsgefangene, b) Zivilpersonen.


  Die Chefs der Einsatzgruppen entscheiden über die Exekutionsvorschläge in eigener Verantwortlichkeit und erteilen den Sonderkommandos entsprechende Weisungen. Für die auf Grund dieser Weisungen sodann zu treffenden Maßnahmen haben die Sonderkommandos die Herausgabe der Gefangenen bei der Lagerleitung zu beantragen. Die Lagerkommandanturen sind vom OKH angewiesen, derartigen Anträgen stattzugeben. Exekutionen sind unauffällig an geeigneten, abgelegenen Orten durchzuführen und dürfen vor allem nicht im und in unmittelbarer Nähe der Lager vollzogen werden. Für sofortige und ordnungsgemäße Bestattung der Leichen ist Sorge zu tragen. Sollten aus Gründen der Lagerdisziplin Exekutionen erforderlich sein, so hat sich der Leiter des Sonderkommandos dieserhalb an den Lagerkommandanten zu wenden. Über die durchgeführten Sonderbehandlungen haben die Sonderkommandos möglichst Listen zu führen; sie müssen enthalten: Laufende Nummer, Familien- und Vorname, Beruf, letzter Wohnort, Grund der Sonderbehandlung, Tag und Ort der Sonderbehandlung. Diese Listen (Zettelsammlung) sind den Chefs der Einsatzgruppen zuzuleiten. Über die Tätigkeit der Sonderkommandos legen mir die Chefs der Einsatzgruppen für ihren Einsatzbereich monatlich zusammengefaßte Kurzberichte nach dem für die Tätigkeitsberichte der Sonderkommandos geltenden Muster vor. Hinsichtlich des möglichen Abschubs von zuverlässigen V-Personen aus den Lagern zu den Einsatzkommandos im rückwärtigen Heeresgebiet, im GG oder im Bereich des Wehrkreises I haben sich die Leiter der Sonderkommandos mit den Chefs ihrer Einsatzgruppen in Verbindung zu setzen. Hervorragendes Auftreten im und außer Dienst, bestes Einvernehmen mit den Lagerkommandanten, sofortige Überprüfungsarbeit wird den Leitern der Sonderkommandos und allen Angehörigen zur besonderen Pflicht gemacht. Die Angehörigen der Sonderkommandos haben sich der besonderen Bedeutung der ihnen gestellten Aufgaben stets bewußt zu sein.


  
    
      	
        

        Anlage 2

      

      	
        Abschrift!

      
    


    
      	
        Entwurf

      

      	
        

      
    


    
      	
        Oberkommando des Heeres

      

      	
        H.Qu.OKH, d. 7.10.1941

      
    


    
      	
        GenStdH/Gen.Qu.

      

      	
        Geheime Reichssache! Geheime Kommandosache

      
    


    
      	
        Az: Abt. K.Verw. Nr.II/41 g.Kdos.

      

      	
        

      
    

  


  Bezug: a) OKH/GenStdH/Gen.Qu./Abt. K.Verw. Nr.II/2101/41g v. 28.4.41, b) OKH/GenStdH/Gen.z.b.V. ObdH/Gen.Qu./Abt. K.Verw. Nr.II/4590/41g v. 24.7.41 (nicht an sämtliche Stellen ergangen)


  1. In Abänderung der Bezugsverfügung b) werden in den Dulag der rückwärtigen Heeresgebiete zur Aussonderung untragbarer Elemente Sonderkommandos der Sicherheitspolizei u.d. SD in eigener Verantwortlichkeit nach anliegenden Richtlinien eingesetzt werden.


  2. Im Einvernehmen mit dem Chef der Sipo u.d. SD wird der Einsatz der hierfür vorgesehenen Sonderkommandos wie folgt geregelt: a) Die für diese Aufgabe vorgesehenen Sonderkommandos werden dem Beauftragten des Chefs der SP u.d. SD bei den Befehlshabern des rückwärtigen Heeresgebietes auf der Grundlage der mit Bezugsverfügung a) übersandten Vereinbarung vom 28.4.41 unterstellt. b) Der Einsatz der Sonderkommandos ist im Einvernehmen mit den Befehlshabern des rückwärtigen Heeresgebietes (Kriegsgefangenenbezirks-Kommandanten) so zu regeln, daß die Aussonderung möglichst unauffällig vorgenommen und die Liquidierungen ohne Verzug und so weit abseits von den Dulag und von Ortschaften durchgeführt werden, daß sie den sonstigen Kriegsgefangenen und der Bevölkerung nicht bekanntwerden. c) Die Oberbefehlshaber der Heeresgruppen und die Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes können entsprechend der Vereinbarung v. 28.4.41 den Einsatz der Sonderkommandos in Teilen des rückwärtigen Heeresgebietes mit Rücksicht auf die Operationen ausschließen. d) In solchen Dulags des rückwärtigen Heeresgebietes, in denen eine Aussonderung durch die Sonderkommandos noch nicht erfolgen konnte, ist unter Verantwortung der Kommandanten nach den bisherigen Bestimmungen zu verfahren. Mit Eintreffen der Sonderkommandos ist die Aussonderung untragbarer Elemente ausschließlich deren Aufgabe. Gemeinsam durchgeführte Aussonderungen usw. haben zu unterbleiben.


  3. Eine schriftliche – auch auszugsweise – Weitergabe des Befehls hat zu unterbleiben. Die Bekanntgabe an die Kgf.-Bez.Kommandanten und Kommandanten der Dulag hat mündlich zu erfolgen.


  i.A. gez. Unterschrift


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 22, 58 u. 66.


  


  


  75) Brief Sonderkommando 11b an den rumänischen Stadtkommandanten von Odessa vom 31.10.1941


  
    
      	
        Einsatzkommando 11b

      

      	
        O.U., den 31.10.1941

      
    

  


  An den Herrn Stadtkommandanten von Odessa1, Herrn General Ghineralu


  Sehr geehrter Herr General!


  Ich bedanke mich nochmals für den freundlichen Empfang, den Sie mir zuteil werden ließen und darf Ihnen nunmehr die für die Lösung der Judenfrage in Odessa2 geeigneten Maßnahmen nachstehend schriftlich fixieren:


  1. Die Stadt Odessa wird zum Zwecke der Erfassung des gesamten Judentums in 9 Bezirke eingeteilt. Diese sogenannten Judenbezirke decken sich mit den bereits vorhandenen 9 Polizeibezirken. Da der rumänischen Polizei in Odessa für die Zukunft die Überwachung sämtlicher gegen das Judentum einzuleitenden Maßnahmen zu übertragen sein wird, möchte ich Ihnen, Herr General, empfehlen, schon jetzt den Herrn Polizeipräfekten anzuweisen, daß er sowohl auf der Polizeipräfektur als auch bei den Herren Kommandanten der Polizeibezirke 1 bis 9 je einen geeigneten Sachbearbeiter für Judenfragen ernennt. Bei der Auswahl dieser Sachbearbeiter müßte Wert darauf gelegt werden, daß es sich um Persönlichkeiten handelt, die über die Bedeutung des Judentums und seine Schädlichkeit sich völlig im klaren sind.


  2. Für jeden Judenbezirk wird ein sogenannter Ältestenrat aus geeigneten Juden gebildet. Jeder Ältestenrat besteht aus 10 Mitgliedern. Die Herren Kommandanten der einzelnen Polizeibezirke veranlassen, daß die Sachbearbeiter ihrer Dienststelle die Ältestenräte bilden, die Namen der Mitglieder und ihrer Wohnungen genau festlegen und daß jedem Ältestenrat für seine Tätigkeit ein bestimmtes Gebäude zugewiesen wird. Die jüdischen Ältestenräte sind für die Durchführung aller das Judentum betreffenden Maßnahmen und Befehle persönlich verantwortlich zu machen und dürfen ihre Wohnungen auf keinen Fall wechseln. Gleichwohl wird es vorkommen, daß der eine oder andere Ältestenrat oder einzelne Mitglieder der Ältestenräte die Durchführung von gegebenen Befehlen entweder aus Nachlässigkeit oder Böswilligkeit sabotieren. Die Erfahrung hat gelehrt, daß man in solchen Fällen den bisherigen Ältestenrat rücksichtslos erledigen und einen neuen Ältestenrat bilden muß. Es wäre mithin zweckmäßig, wenn die Herren Kommandanten der einzelnen Polizeibezirke den Mitgliedern der für ihren Bezirk zuständigen Ältestenräte keinen Zweifel darüber ließen, was ihnen bevorsteht, falls gegebene Befehle nicht oder nicht richtig oder nicht pünktlich ausgeführt werden.


  3. Die jüdischen Ältestenräte haben in den ihnen zugewiesenen Bezirken folgende Aufgaben: a) Zählung und Registrierung sämtlicher Juden, gleichgültig welchen Lebensalters oder welchen Geschlechts, innerhalb einer bestimmten Frist. Dabei ist zu beachten, daß als Juden auch solche Personen jüdischer Rasse zu gelten haben, die vorgeben sollten, einem christlichen oder anderen Glauben anzuhängen. Desgleichen ist aus jüdischen Mischehen der jüdische Teil zu registrieren und mitzuzählen. b) Im Anschluß an die Maßnahme a) haben die jüdischen Ältestenräte binnen einer weiteren Frist von 8 Tagen die Kennzeichnung sämtlicher Juden mittels eines gelben, auf der rechten Brustseite aufzunähenden jüdischen Davidsterns von 10cm Durchmesser durchzuführen. Gegen Juden, die innerhalb der vorgenannten Frist weder registriert noch mit dem vorgeschriebenen Davidstern versehen sind, werden nach Ablauf der Frist die schärfsten Maßnahmen anzudrohen bezw. durchzuführen sein. In einem solchen Falle kann ohne weiteres angenommen werden, daß der betreffende Jude sich unter der Tarnung eines Nichtjuden größere Bewegungsfreiheit für irgendwelche Sabotagetätigkeit gegen die Besatzungsmacht sichern will.


  4. Das von Ihnen, Herr General, bereits bestimmte zukünftige Ghetto ist auch nach unserer Auffassung für diesen Zweck geeignet, so daß keine Bedenken dagegen erhoben werden. Da jedoch die Bereinigung der Judenfrage in Odessa der größten Eile bedarf, halte ich es für zweckmäßig, wenn sofort folgende Anordnungen getroffen werden: a) Das Stadtviertel, das als zukünftiges Judenghetto bestimmt ist, wird unverzüglich unter Heranziehung möglichst vieler Truppenteile mit einem doppelten, mindestens 3m hohen Stacheldrahtzaun umgeben. Diese Maßnahme muß sofort eingeleitet werden, damit das Ghetto bei Beginn der demnächst durchzuführenden Judenumsiedlung von dem freien Teil der Stadt bereits hermetisch abgeschlossen werden kann. Ich darf dabei den Rat erteilen, möglichst wenige Ein- und Ausgänge zuzulassen, da sonst die zukünftige Kontrolle erschwert würde. Im übrigen wird sich die Zahl der Ein- und Ausgänge auch nach den Bedürfnissen der rumänischen Besatzungsmacht richten müssen. b) Eine hermetische Abriegelung des zukünftigen Judenghettos von dem freien Teil der Stadt Odessa ist nach den vorliegenden Verhältnissen nur dann möglich, wenn die unter der Ghettogrenze durchführenden unterirdischen Gänge (Katakomben) Haus für Haus sorgfältig festgestellt und verschlossen werden. Dabei darf ich betonen, daß ein einziger unterirdischer Gang, der aus Versehen übrig bleiben würde, den Wert des gesamten Ghettos in Frage stellen würde. Diese Arbeit wird deshalb besonders tüchtigen und verantwortungsbewußten Pionier-Offizieren übertragen werden müssen.


  5. Nach der Zählung, Registrierung und Kennzeichnung der Juden sowie nach Fertigstellung des Ghettos hat als nächste Maßnahme die zwangsweise Umsiedlung der Juden in das Ghetto zu erfolgen. Die Umsiedlung erfolgt zweckmäßigerweise so, daß ein Judenbezirk nach dem anderen über die betreffenden Ältestenräte den Befehl erhält, im Ghetto Wohnung zu nehmen. Durch diese bezirksweise aufeinanderfolgende Umsiedlung wird eine größere Beunruhigung der Bevölkerung der Stadt vermieden. Die zuständigen Polizeibehörden werden dafür Sorge zu tragen haben, daß die aus dem Ghetto auszusiedelnden nichtjüdischen Familien und Personen in die freigewordenen Judenwohnungen eingewiesen werden. In welcher Weise die Juden im Ghetto selbst sich über die freigewordenen Wohnungen einigen, mag Sorge der jüdischen Ältestenräte sein.


  6. Sofort nach Beginn der Umsiedlung der Juden in das Ghetto hat eine scharfe Kontrolle der gesamten Ghettogrenzen sowie der Zu- und Ausgänge des Ghettos durch rumänische Truppen oder Polizeikräfte einzusetzen. Grundsatz dabei muß sein, kein Jude darf das Ghetto verlassen ohne Sondergenehmigung zu haben. Aus diesem Grunde werden die Posten, die die Ghettogrenzen bewachen, angewiesen werden müssen, von ihrer Waffe sofort Gebrauch zu machen, falls irgendwelche Personen illegal aus dem Ghetto herausoder in das Ghetto hineinzukommen versuchen. Nach Abschluß der Umsiedlung der Juden in das Ghetto wird zweckmäßigerweise durch öffentlichen Anschlag im Judenghetto und im freien Teil der Stadt bekanntgegeben werden müssen, daß jeder Jude, der ohne eine Sondergenehmigung im freien Teil der Stadt – also außerhalb des Ghettos – angetroffen wird bezw. sich auch nur vorübergehend aufgehalten hat, wegen Verdachts einer Sabotagetätigkeit gegen die Besatzungsmacht sofort erschossen wird. Ferner wird nach Abschluß der Umsiedlung unter Auflösung der bisherigen Ältestenräte ein einziger, nunmehr für das gesamte Judentum zuständiger neuer Ältestenrat, zweckmäßigerweise aus je einem Mitglied der bisherigen Ältestenräte, zu bilden sein, der seinen Dienstsitz in einem ihm zugewiesenen Gebäude im Ghetto hat. Dieser neue Ältestenrat ist wie die bisherigen Ältestenräte für die Durchführung aller das Judentum angehenden Befehle und Maßnahmen zuständig und verantwortlich. Desgleichen wird es sich empfehlen, einen rumänischen Polizeioffizier als Kommandanten des Ghettos einzusetzen, der mit den ihm beigegebenen Hilfskräften für die Ruhe und Ordnung im Ghetto sowie für die Ausstellung von Genehmigungen zum Betreten bezw. zum Verlassen des Ghettos verantwortlich ist. Zur Unterstützung des Ghettokommandanten kann bedenkenlos eine jüdische Miliz aufgestellt werden, die lediglich mit Gummiknüppeln ausgerüstet wird.


  Zum Schluß meiner Ausführungen darf ich Ihnen gegenüber, sehr geehrter Herr General, meiner Überzeugung Ausdruck verleihen, daß nach sorgfältiger und energischer Durchführung der vorstehend unter 1. bis 6. vorgeschlagenen Maßnahmen die rumänische Besatzungsmacht Herr über das Judentum in Odessa und damit auch über die Stadt selbst sein wird.3 Nach den bisherigen Erfahrungen kann es nämlich keinem Zweifel unterliegen, daß die noch in der Stadt anwesenden illegalen Elemente des Bolschewismus ihre Inspirationen vom Judentum empfangen und bei den Juden jede nur mögliche Unterstützung finden. Ich darf Sie nun noch bitten, dem Herrn Polizeipräfekten von meinen Plänen Kenntnis zu geben und ihm mitzuteilen, daß ich bereit bin, ihm jederzeit mit Rat zur Seite zu stehen. Die Bildung des jüdischen Ältestenrates im 8. Polizeibezirk, in dem sich meine Dienststelle befindet, werde ich als einleitende Maßnahme durch meine eigenen Organe selbst durchführen lassen. Ich halte es deshalb für zweckmäßig, wenn der Herr Kommandant des 8. Polizeibezirks durch den Herrn Polizeipräfekten hiervon unterrichtet wird, um im gegebenen Augenblick die weiteren Arbeiten zu übernehmen. Ich empfehle mich Ihnen mit dem Ausdruck größter Hochachtung.


  Müller4 

  Kommandeur des Einsatzkommandos 11b

  der Sicherheitspolizei und des SD


  MAP, 1675/30


  


  


  


  1 Odessa wurde nach zweimonatiger Belagerung am 16.10.1941 eingenommen. Zu diesem Zeitpunkt lebten noch mindestens 80.000 bis 90.000 Juden in der Schwarzmeer-Metropole.


  2 Nachdem am 22.10. mehrere Bomben in Odessa explodiert waren, begann dort am folgenden Tag ein Judenmassaker durch rumänisches Militär und Gendarmerie. Als die deutsche Marinedelegation am späten Nachmittag die Stadt durchquerte, „musste die Fahrt zwischen den auf allen Straßen herumliegenden Judenleichen u. dem quer über die Straßen aufgehängten Juden langsam durchgeführt werden“, Reise des Korvettenkapitäns Monua nach Odessa v. 26.10.1941, BA-MA, RM 45/112. Am 24.10. wurden 20.000–25.000 Menschen in den Vorort Dalnik eskortiert u. dort teils erschossen, teils verbrannt. Als gesicherte Mindestzahl des Massakers in Odessa können 25.000 Opfer gelten. Einem deutschen Bericht zufolge kamen 19.000 Juden um; Abwehrstelle Rumänien v. 4.11.1941: Bericht über Wahrnehmungen aus Odessa, IfZ, MA 1047; vgl. Alexander Dallin: Odessa 1941–1944. A Case Study of Soviet Territory under Foreign Rule, Santa Monica 1957; Dora Litani: The Destruction of the Jews of Odessa in the Light of Romanian Documents, in: YVS 6(1967), S.135–154. Sicher ist ebenfalls, daß sich auch das SK 11b an dem Massaker beteiligte, wobei die Zahl seiner Opfer unklar bleibt; Urteil LG München I v. 29.3.1974, BAL, B 162/14.557; vgl. Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.297–302. Die überlebenden Juden Odessas wurden Anfang 1942 in die Lager Transnistriens deportiert, wo die meisten ermordet wurden oder durch Hunger u. Krankheiten starben; vgl. Julius F. Fisher: Transnistria: The Forgotten Cemetery, South Brunswick u.a. 1969; Dalia Ofer: The Holocaust in Transnistria. A Special Case of Genocide, in: Lucjan Dobroszycki/Jeffrey S. Gurock (Hrsg.): The Holocaust in the Soviet Union. Studies and Sources on the Destruction of the Jews in the Nazi-Occupied Territories of the USSR, 1941–1945, Armonk-London 1993, S.133–154; dies.: Life in the Ghettos of Transnistria, in: YVS 25(1996), S.229–274; Avigdor Shachan: Burning Ice. The Ghettos of Transnistria, New York 1996; Randolph L. Braham (Hrsg.): The Destruction of Romanian and Ukrainian Jews during the Antonescu Era, New York 1997.


  3 Die rumänische Stadtkommandantur kam diesen Empfehlungen zunächst wirklich nach. Erst als die große Politik u. der Gubernator Alexianu eine judenfreie Hauptstadt wünschten, erfolgte die Austreibung der Juden aus Odessa; zur rumänischen Reaktion auf die Vorschläge des SK 11b: MAP, 1675/30.


  4 Bruno Müller, geb. 1905, Jurastudium, 1930 Referendarexamen, 1931 NSDAP u. SS, 1933/34 Bürgermeister Norderney, 1935 Leiter des oldenburgischen Gestapa, 1936 Assessorexamen, 1937 Leiter Stapo-Stelle Wilhelmshaven, 1938 Stubaf., 1939 Kdr. EK 2/I in Polen u. KdS Krakau, 1940 Kdr. EK 1 in den Niederlanden, Okt. 1940 als Referent III B 4 (Einwanderung, Umsiedlung) ins RSHA, 1941 zunächst Leiter IV der EG D, dann Kdr. SK 11b bis Ende Okt., anschließend Chef Stapo-Leitstelle Stettin, Okt. 1943 KdS Wolhynien-Podolien u. stellv. BdS Ukraine, März 1944 Kdr. EK Esseg der EG E in Kroatien, Mai 1944 KdS Rouen, Okt. 1944 Kdr. z.b.V.Kdo. 1 in Mähren, Anfang 1945 Beauftragter für Spezialabwehr (Werwolf) im Bereich HGr. Mitte in Reichenberg, dann Prag, April 1945 KdS Nordmark in Kiel, 1947 von britischem Militärgericht zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt, 1953 Haftentlassung, gest. 1960; BAB, BDC, SSO Bruno Müller; Der Beauftragte für Spezialabwehr im Bereich HGr. Mitte v. 31.3.1945: Bericht über Planung u. Aufbau des „W“-Einsatzes im Bereich HGr. Mitte, BStU, ZUV 74, Bd.3; BAL, ZK: Bruno Müller.


  


  


  76) Bericht Einsatzgruppe C vom 1.11.1941: Das Deutschtum im Raum von Kriwoj Rog, Saporoshje, Dnjepropetrowsk, Melitopol und Mariupol


  
    
      	
        Einheit Feldpost-Nr.10.528

      

      	
        O.U., den 1.November1941

      
    

  


  Das Deutschtum im Raum von Kriwoj Rog, Saporoshje, Dnjepropetrowsk, im Gebiet Melitopol und im Gebiet Mariupol – Vorläufige Feststellungen, insbesondere über die Mennonitensiedlungen


  I. Siedlungen im Gebiet Kriwoj Rog (u. südlich)/Nikopol und Saporoshje, Dnjepropetrowsk


  Dieses Gebiet ist mit zahlreichen deutschen Kolonien durchsetzt, zum grössten Teil Gründungen aus der zaristischen Zeit, zum Teil aber auch sowjetische Kollektivsiedlungen. Geschlossene, nahezu rein deutsche Siedlungsgebiete befinden sich südlich von Kriwoj Rog zu beiden Seiten des Inguletzflusses (ca. 28 Siedlungen) und bei Saporoshje am Westufer des Dnjepr (über 20 Siedlungen). Dazwischen und zwar nordöstlich von Kriwoj Rog am Dnjepr in allgemeiner Richtung auf die Strasse Kriwoj Rog–Dnjepropetrowsk sind ebenfalls zahlreiche Siedlungen (ungefähr 15) aus alter Zeit vorhanden. Im Rayon Stalindorf (östlich von Kriwoj Rog) sind in einem jüdischen Siedlungsgebiet eingesprengt deutsche Einzelsiedlungen, deren Zahl mit rd. 60 angegeben wurde. Nordöstlich Kriwoj Rog sind 5 Siedlungen an der Strecke nach Dnjepropetrowsk festgestellt. Südlich von Kriwoj Rog liegen 3 Siedlungen, die nach Angabe der Einsatzgruppe C 1929/30 mit Deutschen aus dem Raum von Odessa, der Krim und dem Wolgagebiet gegründet wurden. Die Zahl der deutschen Kolonien in diesem Gebiet kann insgesamt auf rd. 130 Siedlungen geschätzt werden. Die Zahl ist eher zu niedrig als zu hoch gegriffen. Die Gesamtzahl der Volksdeutschen kann 40–50.000 betragen. Die Kolonien liegen in einem alten Siedlungsraum der Deutschen aus dem Ende des 18. und den ersten Jahrzehnten des 19.Jahrhunderts. Seit dem Weltkriege haben in der bolschewistischen Zeit Verschiebungen im Deutschtum stattgefunden, so dass in dem Gebiet die verschiedenen Stammgruppen der Russlanddeutschen anzutreffen sind: Wolhyniendeutsche neben Deutschen aus dem Wolgagebiet, Deutsche aus der Krim und dem übrigen Schwarzmeergebiet und Niederdeutsche. Das deutsche Volkstum in Russland ist zur bolschewistischen Zeit in stark unruhvoller Bewegung gewesen. Terror und Hungerjahre, auch eigener freier Entschluss lösten eine Wanderung aus, deren Ausmaß heute noch nicht zu übersehen ist. Wolhyniendeutsche wanderten in das Schwarzmeergebiet oder nach Sibirien und wieder zurück zur Ukraine, Deutsche aus Sibirien kamen in die Ukraine, aus der südlichen Ukraine wanderten Deutsche in den mittleren und nördlichen Teil und aus dem Norden wanderten Deutsche nach dem Süden. Starke Volksteile sind aus der UdSSR ausgewandert, besonders nach Amerika. Hinzu kamen willkürliche Veränderungen durch die Bolschewiken. Sie evakuierten ganze Dörfer und siedelten sie in einer anderen Gegend an, schufen auch neue Kollektivsiedlungen. Einzelfamilien und besonders Familienväter wurden verschleppt und vernichtet. In sämtlichen Dörfern des angegebenen Siedlungsraumes fehlt ein grosser Teil der Männer. 60 bis 70 Verschleppte aus einem Dorf mit 100 bis 200 Familien gehören oft zur Regel. In den deutschen Dörfern wurden evakuierte oder abgewanderte Familien durch russische ersetzt. Doch hat sich ein starker Teil des Deutschtums auch in den alten Kolonien aus der zaristischen Zeit halten können. Dieses gilt besonders für die Siedlungen am Inguletz und am Dnjepr bei Saporoshje (Chortica), dem aus der Geschichte bekannten Gebiet der Saporoshje-Kosaken. Das allgemeine Bild dieser Dörfer ist in beiden Flussgebieten im wesentlichen das gleiche, Reihendörfer mit breiten Strassen, meist mit der Giebelseite nach der Strasse gebaute Häuser, die einzelnen Gehöfte durch Mauern verbunden; durch starke Baumbestände an den Gehöften sind schon von weitem die deutschen Siedlungen in der Steppe zu erkennen. Die Häuser stammen aus der zaristischen Zeit und sind in schlechtem baulichen Zustand. Die Deutschen haben keine wesentlichen Reparaturen vorgenommen, um nicht als „Bourgeois“ zu gelten und verschleppt oder verhaftet zu werden. Zudem wurden die Häuser, die weiss gekalkt waren, auf Befehl der Sowjets zur Tarnung gegen Fliegersicht mit einem schmutziggrauen Lehmanstrich versehen. Baulicher Verfall und die düstere Farbe der Häuser jedoch lassen immer noch das reiche Bild ahnen, das diese Siedlungen bis zum Weltkriege gegeben haben müssen. Auch in ihrem jetzigen Zustand heben sich die deutschen Siedlungen von den fremdvölkischen überlegen ab. Gar nicht zu vergleichen sind die deutschen Wohnungen mit denen der Ukrainer oder Russen. Die Wohnungen der Deutschen sind durchweg sauber. An der Tür der Häuser der Deutschen hörte die Macht des Bolschewismus auf. Die Wirtschaftsgebäude (Ställe, Geräteschuppen, Scheunen) sind stark vernachlässigt, eine Folge der Zwangsarbeit im Kollektiv, die den Deutschen überhaupt keinen freien Tag zur Arbeit in der eigenen Wirtschaft liess. Vom frühen Morgen bis zum Einbruch der Dunkelheit mussten sämtliche Frauen und Männer, auch die halberwachsenen Kinder im Kollektiv arbeiten. Nur die Nacht blieb den Familien. In den Nachtstunden wurde das Notwendigste getan, wodurch besonders die Frauen vollkommen überarbeitet wurden. Sie mussten nachts die Wohnung in Ordnung bringen und auch noch das Essen für den nächsten Tag zubereiten. Aus den Siedlungen der Deutschen heben sich die Dörfer der Mennoniten auffallend heraus. Die Mennoniten, Angehörige einer protestantischen Sekte sind Bauernfamilien friesischen Stammes, die aus Westpreussen nach Russland ausgewandert sind. Chortica, der Hauptort der Mennoniten am Dnjepr, ist von ihnen im Jahre 1790 gegründet worden. Die Mennoniten in Westpreussen siedeln in den Niederungen der Weichsel besonders bei Kulm, Graudenz, Marienwerder und bilden das Kernbauerntum der Werder-Landschaften bei Danzig, Marienburg, Elbing. Die Mennoniten in Russland haben sich auch über die bolschewistische Zeit hinweg als traditionsstarkes, tüchtiges Bauernvolk bewiesen. Sie sind in der zaristischen Zeit als die besten Wirte unter den deutschen Siedlern Russlands bekannt gewesen, und auch heute noch machen die Mennoniten von den bisher erfassten Volksdeutschen den besten körperlich und seelisch ungebrochenen Eindruck. Das zeigt sich besonders auch in dem Gebiet Melitopol, in dem die Mennonitensiedlungen durch die Bolschewisten furchtbar dezimiert sind, worüber an späterer Stelle noch eingehend berichtet wird. Mennonitensiedlungen im Raum Kriwoj Rog/Saporoshje liegen am Dnjepr und Inguletz. Als Mennonitensiedlungen am Dnjepr wurden von Volksdeutschen folgende Kolonien benannt: Scheunenberg, Osterwik, Kronstal, Schönhorst, Neuendorf, Rosenbach, Neuhorst, Nieder-Kortizza, Blumengart, Burwalde, Rosengart, Rosental, Kortizza, Einlage, Neuenburg, Kronsweide. In den Dörfern leben jeweils 300 bis 600 Deutsche. Die Mennonitensiedlungen am Inguletz, etwa 60km südlich Kriwoj Rog, liegen am Westufer des Flusses gegenüber 11 Siedlungen am Ostufer, die wahrscheinlich deutscher Herkunft sind. Vorhanden sind 16 Mennonitendörfer, die Bevölkerung eines 17. Dorfes ist durch eine Terrorbande der Machnowey 1920 vernichtet worden. Das grösste Dorf ist Orlow Nr.6 (mit rd. 650 Deutschen). Die alten Dorfbezeichnungen wurden durch Nummern ersetzt. Auffallend ist in den Kolonien am Dnjepr die überraschende Gleichheit der Bauerngehöfte mit denen der Weichselniederung. Das alte Kolonistenhaus der Graudenzer und Danziger Niederung hat sich auch in der Anlage der Räume am Dnjepr rein erhalten. Wie im Reichsgau Danzig/Westpreussen herrschen auch hier zwei Häuserfronten vor: das langgestreckte niederdeutsche Bauernhaus mit Wohnraum und Stallung in einer Flucht und der im rechten Winkel gebaute Hof. Die Gleichheit besteht auch in der Anlage der Küche und Wohnräume, in der Gestaltung der Fenster und in der Verwendung von Ornamenten. Auch einem genauen Kenner Westpreussens wird es nicht möglich sein, wenn er Fotos einiger Mennonitenhäuser am Dnjepr sieht, zu entscheiden, ob sie an der Weichsel stehen oder in Südrussland. Die Mennonitensiedlungen am Inguletz müssen vor dem Weltkrieg besonders wohlhabend gewesen sein, was die prächtigen Höfe auch noch in ihrem jetzigen Zustand erkennen lassen. Vielfach zeigt sich auch eine interessante architektonische Weiterentwicklung der Grundformen des niederdeutschen Bauernhauses in den Siedlungen am Inguletz, zum Beispiel in Orlow. Die kulturelle Kraft dieser niederdeutschen Siedlungsgruppe wird besonders deutlich, wenn man berücksichtigt, dass die Erinnerung an die Abstammung aus Westpreussen mit verschwindenden Ausnahmen bei den Mennoniten verloren gegangen ist und sie also aus dem kulturellen Erbe der Vergangenheit durch eigene selbständige Leistung diese Dörfer entwickelt haben. Beachtlich ist auch das Festhalten an überlieferten Möbelformen im Gegensatz zur sonst üblichen Verwendung von fabrikmäßig hergestellten Möbeln. Die Sippen der Mennoniten leben heute noch in Westpreussen. Man braucht nur Namen zu vergleichen, die dort und hier dieselben sind: Wiebe, Wins, Nickel, Janssen, Friesen, Fröse, Penner, Pauls, Dirksen, Dyk, Clasen und viele andere. Ihre Sprache ist rein erhalten, Mischehen sind nur vereinzelt vorhanden. Die Einstellung zum Bolschewismus ist erbitterte Ablehnung. Die Bolschewistenzeit hat jedoch äusserlich auf die Deutschen eingewirkt. Besonders zeigt sich dieses im Benehmen der Jugend. Es ist jedoch lediglich eine reine Erziehungsaufgabe, diese äusseren Einwirkungen des Bolschewismus zu beseitigen. Die Ernährung der Volksdeutschen in dem angegebenen Siedlungsgebiet ist für den Winter gesichert. Saatgut für das Frühjahr, Vieh- und Pferdebestände, landwirtschaftliche Maschinen und Geräte sind zu ergänzen.


  II. Das Deutschtum im Gebiet Melitopol


  Im Norden und Nordosten der Stadt Melitopol liegt ein grosses deutsches Siedlungsgebiet; nach Angabe von Volksdeutschen dieser Gegend sind es etwa 100 Dörfer, früher mit 50 bis 60.000 Deutschen bewohnt, nach den Verlusten durch Evakuierungen und Verschleppungen wird die Zahl jetzt auf etwa 30 bis 40.000 geschätzt. Dieser Siedlungsraum ist das Kerngebiet der mennonitischen Deutschen. Am Westufer der Molotschna liegen in Nord-Südrichtung eine Reihe südwestdeutscher Kolonien, während ostwärts der Molotschna in einer Ausdehnung von 70 bis 80km von Westen nach Osten und etwa 40km von Süden nach Norden die Kolonien der Mennoniten ein geschlossenes Gebiet bilden. Die Dorfbezeichnungen und die niederdeutschen Hausformen in den Mennonitendöfern weisen hier besonders deutlich auf die Herkunft der Siedler aus Westpreussen hin, wo dieselben Ortsnamen vorkommen, z.B. Fischau, Tiegenhagen, Ladekopp, Gr. Weide, Rudnerweide, Petershagen u.a. Beide Siedlungsgruppen an der Molotschna haben gleich stark unter den deutschfeindlichen Maßnahmen der Bolschewiken in diesem Kriege und vorher gelitten. Die Lage in den Kolonien westlich der Molotschna hat SS-Untersturmführer Schott erkundet. In verschiedenen südwestdeutschen Kolonien am Westufer der Molotschna hat er folgendes festgestellt: Prischib: eine früher rein deutsche, sehr wohlhabende, blühende Kolonie, das Kulturzentrum der evangelischen Deutschen in der Molotschnaja (Gebiet Melitopol);jetzt ist sie ganz verarmt und verkommen, und zu den 233 deutschen sind noch 220 russische und ukrainische Familien angesiedelt worden, ohne dass das Dorf sich vergrössert hätte. Wie überall, sind auch hier die Männer zum grössten Teil verschleppt. Beim Näherrücken der deutschen Truppen sollten auch die Familien evakuiert werden, lagen auch schon sechs Tage am Bahnhof in Halbstadt und warteten auf den Abtransport, der aber aus Mangel an Waggons und wegen des schnellen Vorrückens der Deutschen unterblieb, so dass sie wieder nach Hause zurückkehren konnten. Das Getreide ist bis auf Mais, Kartoffeln und Rizinusbohnen eingebracht. Das Brotgetreide wurde noch zur Sowjetzeit an die Kollektivarbeiter verteilt, wobei die Deutschen sehr schlecht abschnitten; weil sie grösstenteils nicht in der Gemeindewirtschaft gearbeitet hatten, wurde ihnen auch nur wenig zugeteilt, so dass sie zu wenig Lebensmittel für den Winter haben. Ein Selbstschutz, der wohl bewaffnet, aber gar nicht ausgebildet ist, besteht seit einiger Zeit. Mit Kleidung sind die Kolonisten einigermaßen versorgt, nur an Schuhwerk ist grosser Mangel. Hochstädt: Das Dorf war vollständig verödet, vor kurzem sind aber 15 deutsche Männer und 7 Mädchen wieder hierher zurückgekehrt, die von den deutschen Truppen in der Nähe von Kiew befreit wurden, wo man sie zum Schanzgraben verwendete. Alles Übrige ist verschleppt und zwar, wie man sagte, nach Kasachstan, Station Tschamburowa. Die Gebliebenen sind alles junge Leute. Der von der deutschen Wehrmacht eingesetzte Bürgermeister ist ein Bursche von 22 Jahren. Er leitet auch das Kollektiv. Mit Lebensmitteln sind sie für den Winter versorgt. Leitershausen: Von 160 deutschen Familien sind im Ganzen drei deutsche Männer übrig geblieben, sonst sind alle verschleppt. Dazu ist heute eine Familie aus Tiefenbrunn zugezogen. Der Bürgermeister Peter Glas leitet auch die Gemeindewirtschaft, klagt aber, dass die Russen (35 Familien) ihm nicht gehorchen wollen. Wasserau: Von 36 deutschen Familien sind 8 Männer und 24 Frauen übrig geblieben, alle anderen sind verschleppt. Sie hatten genügend Vorräte für den Winter, klagen aber, dass die Russen im Dorf (28 Familien) alles stehlen. Die Häuser stehen grösstenteils leer. Die Einrichtung liegt zerstreut auf den Höfen herum, fast alles zerstört. Weinau und Durlach: Hier traf ich ein unerwartet freudiges Bild an. Die deutschen Familien sind bis auf 10, denen die Männer fehlen, vollzählig. Man kann sogar einigen Wohlstand bemerken. Die Vorräte an Lebensmitteln reichen bis zur nächsten Ernte. Der Selbstschutz besteht aus 5 Mann und muss auf 15 Mann verstärkt werden. Waffen sind im Dorf vorhanden. An Kleidung, besonders an Schuhwerk, ist grosser Mangel. Alt-Nassau: 195 deutsche, 30 russische Familien. Von den deutschen Familien fehlen grösstenteils die Männer, die in den Jahren 1933 bis 1938 verbannt wurden. Mit Lebensmitteln ist das Dorf bis zur nächsten Ernte versorgt. Es fehlt aber sehr an Kleidung. Das gleiche Bild bieten die Mennonitenkolonien am Ostufer der Molotschna. Die Absicht der Bolschewiken war, alle Deutschen aus dem Gebiet Melitopol zu verschleppen, nachdem bereits in früheren Jahren seit 1933 Teile der deutschen Bevölkerung evakuiert und durch Russen ersetzt worden waren. Die Sowjets hatten während dieses Feldzuges ostwärts des Dnjepr mehr Zeit, ihre Absicht gegen das Deutschtum zu verwirklichen als in dem Gebiet westlich des Dnjepr. Nach Ausbruch des Krieges gegen die UdSSR wurden im Gebiet Melitopol sämtliche deutschen Männer mit Ausnahme einiger alter Männer und einiger Kranker aus den volksdeutschen Dörfern entfernt. Sie wurden zum Ausheben von Tankfallen und Gräben verwendet, andere mussten das Vieh der Dörfer in östliche Richtung treiben, ein Teil wurde zur Roten Armee eingezogen, der weitaus grössere Teil jedoch wurde zusammengetrieben und zu Fuss oder mit der Eisenbahn in östliche Richtung verschleppt. Frauen und Kinder blieben zunächst noch in den Dörfern. Doch dann beschlossen die Sowjets, auch die Frauen und Kinder zu verschleppen. Hauptsächlich durch jüdische Kommissare wurden sie dorfweise zusammengetrieben und bei Weigerung unter Androhung der Todesstrafe zu den nächstgelegenen Bahnstationen gebracht. In Tokmak sollen 45.000 deutsche Frauen und Kinder auf ihren Abtransport mehrere Tage und Nächte gewartet haben (Tokmak bei Halbstadt). Dem Vorrücken der deutschen Truppen, der Desorganisation bei den Roten, „sie hatten nicht rechtzeitig und genügend Eisenbahnmaterial“, verdanken Tausende von Frauen und Kinder ihre Rettung. Sie kehrten in ihre Dörfer zurück, wo sie die Wohnungen durch die russischen Familien der Dörfer ausgeplündert vorfanden. Die russische Bevölkerung in den Dörfern zeigt auch nach der Eroberung des Gebiets eine deutschfeindliche Haltung. Ausserdem gelang vielen Männern, die zu Schanzarbeiten gezwungen worden waren, die Rückkehr in die Heimat, ferner einigen, die mit dem Vieh unterwegs waren und von deutschen Truppen befreit wurden. Hieraus ergibt sich die gegenwärtige Lage in den deutschen Kolonien des Gebietes Melitopol. Das Gesamtbild ist grauenhaft. Viele Dörfer sind vollständig verödet. Nur herrenlos gewordene Hunde, einzelne Kühe und Schweine treiben sich bei den Gehöften oder auf der Dorfstrasse herum. Die Wohnungen sind ausgeplündert. Verlassen sind zum Beispiel die Mennonitendörfer Altenau, Münsterberg, Blumstein, Grossweide. Andere Dörfer sind nur zur Hälfte besetzt wie Rudnerweide, Sparrau, Gnadenfeld. Wieder in anderen Dörfern sind neben den Frauen und Kindern nur vereinzelt alte Männer und einige halberwachsene Burschen vorhanden, so in Fischau, Fürstenhagen, Tiegenhagen, Montau, Lichterau, Ladekopp, Fabrikwiese, Schönsee, Liebenau. In Rückenau zum Beispiel sind von 110 deutschen Familien 60 übrig geblieben, unter ihnen nur 5 alte Männer, alle übrigen sind verschleppt. Über den Weg der Vertriebenen liegen verschiedene Meldungen von Volksdeutschen vor. Die Transporte sollen sich nach zwei Richtungen bewegen: Sibirien und Kasachstan, das sich bis zum Himalaya hinzieht und durch ungesundes Klima bekannt ist. Auch wurde gemeldet, dass einzelne Eisenbahntransporte von den Roten absichtlich zum Entgleisen gebracht worden sind (bei Stalino);andere haben von Männern Nachricht erhalten, dass sie bereits mit Wolgadeutschen über das Wolgagebiet hinaus gelangt seien. Verschiedene Volksdeutsche, die ihre Wohnung nach der Rückkehr vom Schanzen ohne ihre Familie vorfanden, sind nach dem Osten aufgebrochen, um ihre Angehörigen oder Nachrichten über sie einzuholen. Die Ernährung der Bevölkerung für den Winter ist durch zurückgebliebene Vorräte gesichert, die Felder sind zum grossen Teil bestellt, Saatgut, Vieh- und Pferdebestände, landwirtschaftliche Maschinen und Geräte sind zu ergänzen. Südwestlich von Melitopol in unmittelbarer Nähe der Stadt sind noch einzelne Kolonien vorhanden. Auch hier sind fast nur Frauen und Kinder zurückgeblieben. Die wirtschaftliche Lage ist im Wesentlichen die gleiche wie in den Mennonitensiedlungen.


  III. Das Deutschtum im Gebiet Mariupol am Asowschen Meer


  In der Stadt Mariupol sollen 10.000 Deutsche noch während dieses Krieges gelebt haben. Übrig geblieben sind einige wenige Frauen. Fünf im Ganzen haben sich gemeldet. Die Übrigen sollen, wie die Bevölkerung gemeldet hat, von den Roten ermordet worden sein. Im Nordwesten von Mariupol liegt ein Siedlungsgebiet von ca. 30 deutschen Dörfern, die, wie die Ortsnamen zeigen, von südwestdeutschen (z.B. Darmstadt) und überwiegend von norddeutschen Mennoniten gegründet worden sind (Tiegenhof, Heubude, Kl. Werder und Gr. Werder, Kampenau, Toegenort, Grunau und andere). Nach Aussagen Volksdeutscher leben hier aber keine Mennoniten mehr. Sie sind schon in früheren Jahren abgewandert, ihre Plätze wurden von lutherischen und katholischen Deutschen aus anderen Stämmen eingenommen. Das Deutschtum dieses Gebietes hat durch seine östliche Lage am stärksten unter dem Bolschewismus gelitten. Es ist nur noch rudimentär vorhanden, die Zahl der Deutschen ist noch nicht zu bestimmen. Die Dörfer, deren deutsche Bewohner nicht vollständig verschleppt oder ermordet sind, bilden die Ausnahme. Einige Beispiele aus diesem Gebiet: In Jamburg sind von 150 deutschen Familien übrig geblieben: 1 Mann, der verwundet war und deshalb nicht verschleppt wurde, und 1 Frau, die gerade gebar, als die anderen verschleppt wurden. In Rundsweise: Von ca. 50 deutschen Familien sind übrig geblieben: 1 Frau und 3 Männer. Im Dorf Nr.7 (deutscher Name war nicht bekannt) sind noch 14 Deutsche von 300 übrig geblieben. Im Dorf Nr.8 sind nur 6 Familien ohne Männer und 3 Knaben übrig geblieben. In Reichenberg (Nr.9) sind 10 Personen übrig geblieben, darunter eine deutsche Lehrerein, die verschleppt war, fliehen konnte und sich durch die roten Linien durchschlug, indem sie sich als Griechin ausgab. In Schönfeld: Von 80 deutschen Familien kehrten nur 12 zurück, dazu 16 Männer vom Schanzdienst, die aber zu den übrigen verschleppten Familien und nicht zu den zurückgekehrten gehören. Die zurückgebliebenen Deutschen werden von feindlich gesinnten Russen bedroht. In den leeren Dörfern halten sich auch versprengte Rotarmisten auf. Die Feststellungen dieses Berichts stammen für das Gebiet Kriwoj Rog/Saporoshje aus der Zeit vom 19. bis 23.September1941, für die übrigen Gebiete aus der Zeit vom 17. bis 24.Oktober1941.
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  77) Befehl Einsatzgruppe C an Sonder- und Einsatzkommandos vom 1.11.1941: Theologische Fakultäten in den besetzten russischen Gebieten


  
    
      	
        Der Chef der Einsatzgruppe C

      

      	
        Kiew, den 1.November1941

      
    


    
      	
        Tgb. Nr.172/41 (g)

      

      	
        

      
    

  


  An den Kommandeur des Sonderkommandos 4a, 4b, Einsatzkommandos 5, 6


  Betrifft: Theologische Fakultäten in den besetzten russischen Gebieten


  Vorgang: Schreiben des RSHA v. 15.10.41 – IV B 5 a – 45 B/41 g.Rs.


  Nach einer Anordnung des Führers soll die Wiederbelebung des religiösen Lebens in den besetzten russischen Gebieten unterbleiben. Da ein wesentlicher Faktor bei der Wiederbelebung der christlichen Kirchen in der Tätigkeit der theologischen Fakultäten oder von Priesterseminaren gesehen werden muß, wird gebeten, dafür zu sorgen, daß bei der Wiedereröffnung der Universitäten in den besetzten Gebieten die theologische Fakultät in jedem Falle vorläufig geschlossen bleibt. Weiterhin ist dafür zu sorgen, daß gleichfalls die Eröffnung von Priesterseminaren und ähnlichen Einrichtungen unterbleibt bezw. bereits wieder in Betrieb genommene oder aufrechterhaltene Einrichtungen dieser Art unter geeigneter Begründung vorläufig zunächst geschlossen werden. In diesem Zusammenhange wird darauf hingewiesen, daß es bei dem noch verbliebenen Rest der kirchlichen orthodoxen Organisation in Sowjetrußland üblich war, geeignete Laien kurzerhand zu Priestern zu weihen und sie als gewöhnliche Arbeiter usw. auf die Bevölkerung wirken zu lassen. Dabei hat auch die Sowjetregierung die Taktik angewandt, ihre Agenten als Priester auszugeben, um so zu versuchen, den kirchlichen Organisationen, die noch verblieben sind, auf die Spur zu kommen. Es wird daher gebeten, bei der Überwachung des kirchlichen Lebens in den besetzten Gebieten der Sowjetunion auch auf diese in der großen Masse arbeitenden und wirkenden Priester besonders zu achten.


  I.V. Hofmann1

  SS-Sturmbannführer
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  1 Walter Hofmann, geb. 1905, Jurastudium, 1933 NSDAP u. SS, 1939 Stubaf., 1940 Leiter Stapo-Stelle Lüneburg, 1941 Leiter IV bei EG C, Jan./Febr. 1942 KdS Weißruthenien, dann zurück nach Lüneburg, 1945 Selbstmord; BAB, BDC, SSO Walter Hofmann; BAL, ZK: Walter Hofmann.


  


  


  78) Funkspruch Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 1.11.1941: Einsatzbefehl Nr.15


  
    
      	
        Der Chef d. Sipo u.d. SD

      

      	
        Berlin, den 1.11.1941

      
    


    
      	
        IV A 1 b – B.Nr.967 B/41 g.

      

      	
        

      
    

  


  FT. (Befördert am 2.11.41 NÜ-Nr.6593) an die Chefs der Einsatzgruppen A, B, C und D


  Einsatzbefehl Nr.15


  Betrifft: Standortmeldungen


  Zur Erstellung einer zuverlässigen Nachweisung der Standorte und Nachrichtenverbindungen der Einsatzgruppen und -kommandos ist eine genaue und umgehende Meldung jedes Standortwechsels unerlässlich. Ab sofort melden daher die Einsatzgruppen Standortveränderungen der Gruppe und der ihnen unterstellten Kommandos durch FT oder FS an den Kommandostab – IV A 1 b. Standortveränderungen sind nicht mehr in die Tätigkeitsberichte der Einsatzgruppen aufzunehmen, da sie bei Eingang der Berichte oft bereits überholt sind.


  Der Chef der Sipo u.d. SD

  i.V. gez. Müller, SS-Brif.
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  79) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11 vom 3.11.1941: Einfluß des Judentums auf sowjetrussische Lebensgebiete


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

        Einsatzgruppe D

        Feldpost-Nr.47.540

        Tgb.-Nr.1303/41

        An das AOK 11 (über Ic)

      

      	
        O.U., den 3.11.1941

      
    

  


  Betr.: Bericht über den Einfluß des Judentums auf sowjetrussische Lebensgebiete


  In der Anlage wird ein Bericht über den Einfluß des Judentums auf die russischen Lebensgebiete mit der Bitte um Kenntnisnahme überreicht. Aus den Zahlenunterlagen geht hervor, wie die Juden im Sowjetsystem auf allen Gebieten führend und ausschlaggebend waren.


  Ohlendorf

  SS-Oberführer


  Bericht über den Einfluß des Judentums auf sowjetrussische Lebensgebiete1


  Bei Bearbeitung der Lebensgebiete wurde überall der maßgebliche Einfluß des Judentums festgestellt. Daß die bisher im Reich vorliegenden Unterlagen über den Einfluß des Judentums richtig sind, beweisen die zahlreichen Äusserungen der Bevölkerung, die im Juden den Besitzenden, den Antreiber, den politischen Verführer sieht und die Lösung der Judenfrage durch die deutsche Polizei freudig begrüsst und vielfach unterstützt. Wie stark der jüdische Einfluss auf alle Lebensäußerungen der gesamten Bevölkerung gewesen sein muß, geht am deutlichsten daraus hervor, daß von den Volksdeutschen die vergangenen 23 Jahre oft als die Zeit der Judenherrschaft bezeichnet werden.


  1.) Im Sektor der Partei-, Staats- und Gemeindeverwaltung war der Jude überwiegend vertreten. Vielfach lag die Leitung fast 100%ig in jüdischen Händen. Besonders in der Staats- und Gemeindeverwaltung wurde das Prinzip gewahrt, daß entweder der Leiter oder aber der Stellvertreter Jude war. Typisch ist es, daß die Finanzverwaltung fast 100%ig von Juden beherrscht wurde, während der jüdische Einfluß im Eisenbahn-, Post- und Telegrafenwesen infolge geringerer Gehälter und Löhne wesentlich geringer war. Fast in jedem Dorfsowjet saß ein Jude; wo dies nicht der Fall war, befanden sich meist keine jüdischen Einwohner. Die meisten Juden standen im Dienste des NKWD, wenn sie auch nicht alle Parteimitglieder waren.


  2.) Das kulturelle Leben, vor allem die Propaganda (Rundfunk und Film), lag ausschließlich in jüdischen Händen. Im Schulwesen waren sie neben den rein jüdischen Schulen in allen Erziehungsstätten überwiegend vertreten. Die Presse war für die Propaganda nicht von großer Bedeutung, da die Propaganda sich in erster Linie auf Versammlungen und Rundfunkübertragungen aufbaute. Besonders in den Städten waren sehr viel Einheitsgeräte verbreitet oder Anschlüsse an Drahtfunk-Netze verlegt. Die Lautsprecher konnten hierbei nur laut oder leise gestellt, aber nicht abgestellt werden! Besonders stark war der jüdische Einfluß auf das Schrifttum. Nicht nur das marxistische, sondern vor allem das jüdische Schrifttum wurde bewußt gefördert. In der Gemeindebücherei eines volksdeutschen Dorfes befanden sich beispielsweise Heines „Sämtliche Werke“ 34mal, während Goethes Werke nur durch einen Band „Gedichte“ und Schillers Werke durch 6 Exemplare „Die Räuber“ und 4 Exemplare „Kabale und Liebe“ vertreten waren.


  3.) Der Einfluß der Juden auf das Volkstum bewirkte eine restlose Unterdrückung des reichen musikalischen Empfindens der Ukrainer und der Volkskunst der Bulgaren. Volkstrachten, Volkstänze und Volkslieder waren verboten und wurden bestraft. Besonders auffallend wirkten die Juden in volksdeutschen Gebieten. Hier waren die aktivsten Kommunisten Juden. Im Raume um Odessa wurde in volksdeutschen Siedlungen nicht ein einziger Komsomol-Führer gefunden, der nicht entweder Jude war oder eine jüdische Frau oder Geliebte hatte. Charakteristisch war der Fall des Komsomol-Führers Massini in Baden, der nach seiner Heirat mit einer Jüdin sofort zum örtlichen Führer der kommunistischen Jugend und zum Präsidenten der Korporation emporrückte. Auf dem Gebiet der Volksgesundheit waren die Ärzte fast ausnahmslos Juden, Zahnärzte 99%. Die Leitung der Krankenhäuser, Sanatorien und Heilstätten lag zu 80% in jüdischen Händen.


  4.) Im Wirtschaftsleben war der jüdische Einfluß naturgemäß am stärksten. Allerdings traten sie weniger als Arbeiter, sondern als Kontroll- oder Abrechnungs-Posten auf Kolchosen, Sowchosen und in Industriewerken auf. Die größte Domäne des Juden war der Handel.


  5.) Die Angabe genauer Zahlenverhältnisse stößt – abgesehen von der kurzen Zeit und den noch nicht stabilisierten Zuständen – insofern auf große Schwierigkeiten, da das Aussprechen des Wortes „Jude“ und damit jede Erörterung der Judenfrage mit Verbannung bedroht wurde. Allein die Ermittlung der in den Orten ansässig gewesenen Juden führte oft zu großen Schwierigkeiten. Zur Unterbauung des über den jüdischen Einfluß allgemein Gesagten sollen die Verhältnisse in drei Orten – Nikolajew, Cherson und Melitopol – angeführt werden:


  a) Partei-, Staats- und Gemeindeverwaltung: Die Verwaltungsstellen standen im wesentlichen stark unter jüdischem Einfluß. Die Leitung der Stadtverwaltung lag in Nikolajew zu 90%, in Cherson zu 95% in jüdischer Hand. In den wenigen Ausnahmefällen waren alle übrigen maßgebenden Stellen in jüdischer Hand. Lediglich bei den Staatsbahnen, im Post- und Telegrafenwesen war der jüdische Einfluß geringer und betrug nur etwa 30%, da hier geringere Löhne gezahlt wurden. Das hier erforderliche Fachpersonal war noch aus der zaristischen Zeit übernommen. In der Parteileitung war der jüdische Einfluß unterschiedlich, jedoch überall stark. In Nikolajew waren z.B. 40% der Parteifunktionäre Juden, in Cherson sogar 90%. Die Leitung des Komsomols in Nikolajew lag ausschließlich in jüdischen Händen.


  b) Kultureller Bereich und Volksgesundheit: Die kulturellen Einrichtungen, vor allem das Theater-, Film- und Rundfunkwesen sowie die Presse, standen unter sehr starkem, teilweise sogar 100%ig jüdischem Einfluß. In Nikolajew waren von 31 Schauspielerkräften des Stadttheaters 19 Juden, in Cherson war der Anteil der Juden am Theater etwa 40%, abgesehen von verschiedenen rein jüdischen Schauspielertrupps. Der Anteil der Juden am Filmwesen in Cherson betrug 100%. Der Rundfunk in Ch. stand zu 90% unter jüdischer Leitung. Das gleiche galt für das Schulwesen, wo abgesehen von rein speziellen jüdischen Schulen alle führenden Personen Juden waren. Der jüdische Anteil an der Führung im Gesundheitswesen war ebenfalls sehr stark und betrug z.B. in Ch. 80% sowohl unter den Ärzten als auch bei den leitenden Verwaltungsstellen der Krankenhäuser, Sanatorien und Heilstätten. In Melitopol waren von 80 ansässigen Ärzten 60 Juden. Drei Direktorenstellen lagen hier in jüdischer Hand. Im Feldschertechnikum in Melitopol befanden sich unter 22 Lehrkräften 20 Juden, die Leitung des Feldschernachwuchses lag zu 90% in jüdischen Händen. Das Pressewesen war ausschließlich jüdisch, so z.B. in Melitopol, wo in der Rayon-Presse die Leitung vom Direktor bis herunter zum Lokalreporter in jüdischen Händen lag.


  c) Wirtschaft: Die führende Beteiligung und Einflußnahme der Juden am Wirtschaftsleben war überall sehr stark. In Nikolajew war der jüdische Einfluß besonders stark am staatlich geduldeten Handel (Konsumgenossenschaften) sowie am eigenstaatlich betriebenen Klein- und Großhandel. Er betrug hier 95%. Von 117 Verkaufsstellen lag bei 109 die Führung in jüdischen Händen. Dies war möglich, da bereits vor der Verstaatlichung der kleinen Handelsbetriebe die Inhaber derselben Juden waren, die später als Leiter der Verkaufsstellen übernommen wurden. Industrielle Betriebe waren schwächer durchsetzt, besonders rein technische Berufe, jedoch war der Anteil der Juden in den führenden Verwaltungsstellen dieser Betriebe wiederum sehr erheblich. So waren z.B. von 730 mittleren Angestellten-Stellen des Marti-Werkes in Nikolajew nur 80 mit Juden besetzt, von 90 gehobenen Verwaltungsstellen jedoch 67. Direktor dieses Werkes war in wiederholten Fällen ein Jude. Die leitenden Stellen der Industrie in Cherson waren nur von Juden besetzt, dagegen befand sich unter den Werktätigen kein Jude. Die Führung im Handel in Ch. war zu 95% jüdisch. Die gewerblichen Betriebe standen ebenfalls unter starkem jüdischen Einfluß, z.B. Bäckereien 85%, Schuhmacher 90%, hauptsächlich in Fabriken, Schneider 90%, Uhrmacher 100%, Schlächter dagegen weniger als 10%, Wurstfabriken 25%. Im Bauhandwerk war kein jüdischer Einfluß festzustellen. Für Melitopol sind einige Beispiele größerer Unternehmungen der Stadt charakteristisch. Im Dieselmotorenwerk lag die Führung zu 70–80% in jüdischer Hand. Im Pumpenwerk waren der Leiter der Planierabteilung sowie 20% der Ingenieure Juden. Die Leitung der Naphta-Motorenfabrik war zu 60% jüdisch (stellvertr. Direktor, Leiter der Personalabteilung, Kassierer und Waren-Agent). Die Führung der Fleischkonservenfabrik sowie der Getreidemühle war zu 99% jüdisch. In der Fruchtkonservenfabrik waren der Vorsitzende des Arbeiterkomitees, der Warenverwalter und der Hauptbuchhalter Juden (80%). Die Führung der Möbelfabrik lag zu 60%, die der Ölmühle zu 95%, die einer Ziegelei zu 80%, der Spritbrennerei zu 90%, der Druckerei sogar zu 100% in jüdischer Hand. Bäckereien, Klempnereien sowie das Artel der Invaliden (Anfertigung von Beschlägen, Löffeln usw.) standen 100%ig unter jüdischer Leitung. Schlossereien und Schmieden waren 60%ig, Butter- und Fleischzentrale 40%ig jüdisch. Der Anteil der Juden an 2 Banken in Melitopol betrug auffallenderweise nur 15%.
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  80) Meldung Einsatzkommando 8 an Höheren SS- und Polizeiführer Rußland-Mitte vom 3.11.1941: Äußerungen des Kommandanten des Dulag 185, Major Witmer, zur Behandlung der Juden- und Partisanenfrage


  
    
      	
        Deutsche Sicherheitspolizei

      

      	
        O.U., den 3.11.1941

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 8

      

      	
        

      
    


    
      	
        Tgb.Nr.236/41

      

      	
        

      
    

  


  An den Höheren SS- und Polizeiführer Russland-Mitte, SS-Obergruppenführer von dem Bach


  z.Zt. Mogilew


  Betrifft: Äusserungen des Kommandanten des Dulag 185, Major Witmer, zur Behandlung der Juden- und Partisanenfrage


  Bezug: Persönlicher Vortrag beim Höheren SS- und Polizeiführer Russland-Mitte am 3.10.41.


  Am 3.11.41 um 10.00 Uhr fand eine Besprechung auf der Feldkommandantur 191 unter Leitung des Kommandanten, Oberstleutnant von Jagwitz, statt, an der u.a. die Kommandoführer der GFP, der Feldgendarmerie, Landrat Roth, Ortskommandant Major Most, Lagerkommandant Major Witmer und Hauptmann Nöls vom Polizeiregiment Mitte teilnahmen. Nach den von mir auf Antrag des Feldkommandanten gemachten Ausführungen über die Notwendigkeit des rücksichtslosen Vorgehens bei der angestrebten restlosen Lösung des Judenproblems äußerte Major Witmer in der allgemeinen Aussprache darüber und aus Anlass der in Verbindung damit vom Feldkommandanten aufgeworfenen Frage, was mit jenen fragwürdigen Elementen im Zivilgefangenenlager aus Gründen ihrer zweckmäßigsten Behandlung geschehen müsse, fast wörtlich: „Ich habe auch eine Anzahl jüdischer Gefangener in meinem Lager, doch denke ich nicht daran, diese für eine Sonderbehandlung herauszugeben, da hierfür kein Befehl der zuständigen Wehrmachtsdienststelle vorliegt und diese ist für mich allein maßgebend.“ Auch in der Frage der Bekämpfung des Partisanenunwesens nahm Major Witmer eine mit der sicherheitspolizeilichen Auffassung zuwiderlaufende, völlig abwegige und unverständliche Haltung ein, was in Verfolg dieser Angelegenheit durch seinen nachfolgend wiedergegebenen Einwurf beleuchtet wird. Vom Feldkommandanten wurde die Frage aufgeworfen, wie man am zweckmäßigsten das Vagabundenunwesen auf den Landstrassen bekämpfen könne. Die von mir geforderte Stellungnahme fasste ich dahin zusammen, dass alle im wehrfähigen Alter stehenden Männern, die sich über ihre Person den Polizeiorganen gegenüber bei den Strassenkontrollen nicht genügend auszuweisen vermögen und in der Zeit nach der Besetzung des neuen Ostraumes durch deutsche Einheiten nur umhergewandert seien, zwangsläufig Partisanentätigkeit unterstellt werden müsse und sie daher wegen fortgesetzter Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und als Asoziale zu liquidieren seien. Major Witmer äusserte einwerfend: „Na, na, nicht so happich, man kann doch keinen glatten Mord begehen.“1 Diese Äusserungen, für deren Richtigkeit ich mich verbürge, stellen unter Beweis, dass Major Witmer a) diese seitens der Reichsregierung vertretene bezw. angestrebte Lösung der Judenfrage nicht nur nicht den Erfordernissen entsprechend unterstützt, sondern seine eigenen völlig abwegigen Gesichtspunkte durch kleinliche Auslegung vielleicht militärischerseits bestehender Bestimmungen und Verwaltungsanordnungen zur Anwendung bringt und b) in der Bekämpfung des Partisanenunwesens und Vagabundentums eine Haltung einnimmt, die mit seinen Aufgaben und Pflichten als Kommandant eines Gefangenenlagers vom sicherheitspolizeilichen Standpunkt aus nicht vertretbar sind [sic]. Abschliessend darf ich hervorheben, dass die Bekanntgabe einer derartigen Einstellung auch vor einem bestimmten und mit dieser Materie befassten Personenkreise Hemmungen auszulösen geeignet ist und somit die praktische Lösung dieser Fragen recht ungünstig beeinflussen muss, besonders dann, wenn ein oder der andere daran Beteiligte [sic] weltanschaulich nicht genügend aufgeschlossen oder gefestigt ist. Schliesslich bleibt hervorzuheben, dass Major Witmer auch noch zum Ausdruck brachte, dass er bei grundsätzlichen Verfehlungen der ihm unterstellten Gefangenen selbst zu handeln verstehe (er schildert in diesem Zusammenhange einen Fall, wo ein Wachposten durch einen Gefangenen mit einem Dolchmesser bedroht wurde und er die sofortige Erschiessung des Täters angeordnet habe) und dazu keinen SD gebrauche.


  Koch

  SS-Obersturmführer


  BAB, R 70 Sowjetunion/26


  


  


  


  1 Nachteilige Konsequenzen scheint diese Haltung nicht gehabt zu haben. Witmer war jedenfalls 3 Monate später noch Kdt. des Dulag 185; Aufstellung Kriegsgefangenenbezirkskdt. J v. 27.1.1942, BA-MA, RH 22/220.


  


  


  81) Meldung Einsatzgruppe A an Reichskommissar Ostland vom 8.11.1941: Judentransporte aus dem Reich in das Ostland


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD–

        Einsatzgruppe A – II

        An den Herrn Reichskommissar für das Ostland in Riga

      

      	
        Riga, den 8.11.1941

      
    

  


  Betr.: Judentransporte aus dem Reich in das Ostland1


  Laut Mitteilung des Reichssicherheitshauptamtes Berlin wird der Transport von 50.000 Juden in das Ostland durchgeführt. Wie berichtet, werden hiervon 25.000 nach Riga und 25.000 Juden nach Weissruthenien transportiert. Die Transporte kommen aus allen grösseren Städten des Reichsgebiets und des Protektorats. Der 1. Transport von 1000 Juden trifft am 10.11.41 in Minsk ein. Bis zum 16.12.1941 wird an jedem zweiten Tag je ein weiterer Transport nach Minsk in Marsch gesetzt. Die restlichen Transporte werden in der Zeit zwischen dem 10. und 20.1.1942 durchgeführt. Die Transporte nach Riga beginnen am 17.11.41. Der erste Transport trifft am 19.11. hier ein. Bis zum 17.12. trifft an jedem zweiten Tag je ein weiterer Transport von 1000 Juden ein. Die restlichen Transporte werden in der Zeit zwischen dem 11. und 29.1.1942 durchgeführt. Es ist vorgesehen, die ersten fünf für Riga bestimmten Transporte in das Ghetto in Kauen einzuweisen.2 Ob es fahrplantechnisch möglich ist, diese ersten 5 Transporte nach Kauen zu leiten oder ob erst von den späteren Transporten 5 nach Kauen abgezweigt werden, steht noch nicht endgültig fest. Ich werde hierüber noch berichten. Der Bau von Baracken in der Nähe von Salaspils wird mit grösster Beschleunigung weitergeführt.3 Da wegen der vielfältigen Schwierigkeiten bei der Materialbeschaffung und angesichts des Mangels an Facharbeitern die Baracken beim Eintreffen der ersten Transporte noch nicht vollständig fertiggestellt sein werden, ist vorgesehen, für die ersten Transporte in ehemaligen Truppenbaracken im Jungfernhof (rechts der Strasse Riga–Dünaburg, zwischen Riga und Salaspils) Unterbringungsmöglichkeiten zu schaffen. Der Gebietskommissar Riga-Land, dessen Stabsleiter, Pg. Bruhn, die Oertlichkeiten selbst besichtigt hat, hat sein Einverständnis erklärt. Wegen der Verpflegung der Juden sind mit der Gruppe Landwirtschaft der Dienststelle des Herrn Generalkommissars die weiteren Vereinbarungen getroffen worden.


  I.A. Dr. Lange

  SS-Sturmbannführer


  BAB, R 90/146


  


  


  


  1 Vgl. Browning/Matthäus: Die Entfesselung der „Endlösung“, S.437–444, 474–480; Gottwaldt/Schulle: Die „Judendeportationen“ aus dem Deutschen Reich 1941–1945, S.84–136.


  2 Doch zu derartigen Einweisungen kam es nicht. Das EK 3 berichtete, daß es am 25.11.1941 im Fort IX in Kauen (Kaunas/Kowno) 2934 jüdische „Umsiedler“ aus Berlin, München u. Frankfurt/M. u. am 29.11. dort 2000 weitere aus Wien u. Breslau liquidiert habe; vgl. „… verzogen, unbekannt wohin“. Die erste Deportation von Münchner Juden im November 1941, hrsg. v. Stadtarchiv München, Zürich 2000; Wolfgang Scheffler: Massenmord in Kowno, in: ders./Schulle: Buch der Erinnerung, Bd.1, S.83–190.


  3 Vgl. Angrick/Klein: Die „Endlösung“ in Riga, S.207ff., 246ff.


  


  


  82) Meldung Einsatzgruppe A an Reichssicherheitshauptamt vom 11.11.1941


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        O.U., den 11.11.1941

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe A

      

      	
        

      
    


    
      	
        An das Reichssicherheitshauptamt, Berlin

      

      	
        

      
    

  


  Die SS- und Pol.Standortführer haben mehrfach sich an die Aussenstellen der Einsatzgruppe bezw. Einsatzkommandos gewendet und darauf hingewiesen, dass diese Aussenstellen den SS- und Pol.Standortführern unterstellt seien. Ich habe den Einsatzkommandos und den Aussenstellen die Weisung erteilt, sich hieran nicht zu halten, da es sich bei der Sicherheitspolizei zunächst noch organisatorisch um die Einsatzgruppe handle und entsprechende Befehle über die Unterstellung vom Chef der Sicherheitspolizei nicht vorliegen. Als charakteristisch lege ich den SS- und Pol.Standortbefehl Nr.1 von Dorpat und den Befehl Nr.36 des SS- und Pol.Standortführers von Dünaburg vor.1 Wenn auch die Schwierigkeiten sich in Einzelfällen leicht beheben lassen, so ist doch die grundsätzliche Frage zu klären. Von diesem grundsätzlichen Standpunkt aus ist zu dem Befehl des SS- und Pol.Standortführers zu sagen: 1. Ganz Estland, also auch Dorpat und Pernau, gehört z.Zt. noch zum rückw. Heeresgebiet. Es gibt also weder Gebietskommissare noch SS- und Polizeistandortführer bei diesen. Im rückw. Heeresgebiet ist lediglich der Höhere SS- und Pol.Führer bevollmächtigt, nicht aber die SS- und Polizeiführer, SS- und Polizeistandortführer usw. 2. Die Anordnung Ziff. 2 ist völlig untragbar, da die Aussenstelle Dorpat seit Mitte Juli ständig mit allen Dorpater Wehrmachtsstellen verhandelt und mit ihnen beste Beziehungen hatte, bevor der SS- und Polizeistandortführer in Dorpat war. 3. Auch Ziff. 3 ist unmöglich. Überflüssige Stadtfahrten sind natürlich zu vermeiden. Da aber die Aussenstelle Dorpat nur aus 4 SS-Männern besteht und ganz Südestland zu bearbeiten hat, muss im Interesse der Zeitersparnis oft auch in der Stadt gefahren werden. Es ist jedenfalls nicht tragbar, in dieser Weise in den internen Dienstbetrieb einer Aussenstelle eingreifen zu wollen. 4. Zu Ziff. 4 gilt das Gleiche. Es ist eine interne Angelegenheit, anzuordnen, in welchem Umfange Möbel, die sich ordnungsgemäß sichergestellt in einem Dienstgebäude befinden, nach anderen Orten verbracht werden, z.B. nach Pleskau, wo die Aussenstelle dringend Möbelbedarf hat. 5. Zu Ziff. 6: Der Befehl verkennt völlig die Aufgaben und die Lage der Sicherheitspolizei, insbesondere in diesem Falle des Sicherheitsdienstes. Die Aussenstelle Dorpat ist über politische Fragen, insbesondere auch über die Behandlung der Esten auf psychologischem und gesellschaftlichem Gebiete genau unterrichtet. Ich kann annehmen, dass sie weit besser diese Fragen zu behandeln versteht als der SS- und Polizeistandortführer, der erst seit Kurzem dort ist. Das zeigt sich schon aus der Bemerkung, dass wir „für solche Einladungen noch keine Zeit haben dürfen“. Gerade in Dorpat ist der Sicherheitsdienst auf eine Reihe von Beziehungen zur Bevölkerung, insbesondere zu Universitätskreisen angewiesen. Zum Befehl Nr.36 von Dünaburg ist zu sagen: Zu Ziff. 1: Der Befehl ist an alle städtischen und ländlichen Schutzmannschaften ergangen. Ich muss verlangen, dass die Fragen der Unterstellung der politischen und kriminalen Polizei zuvor mit der Sicherheitspolizei besprochen werden. Eine „direkte“ Unterstellung unter den SS- und Polizeistandortführer kommt nicht in Frage, auch wenn die Aussenstelle der Sicherheitspolizei grundsätzlich dem SS- und Polizeiführer unterstellt sein sollte. An dieser Unklarheit ändert auch Ziff. 4 dieses Befehles nichts. Zu Ziff. 2: Die klare Formulierung, dass der Ausdruck Polizei für Letten nicht mehr verwendet werden darf, ist bei dem Kreis, an den sich dieser Befehl wendet, höchst bedenklich. Allgemein ist zu sagen, dass der Befehl im Aufbau und Inhalt nicht so gehalten ist, dass jedenfalls ein erfahrener lettischer Polizeibeamter darin nicht erhebliche Mängel erblicken könnte. Völlig unmöglich ist, haltungsmäßige Richtlinien in dieser Form als § 2 eines Befehles zu erlassen.


  Stahlecker

  SS-Brigadeführer


  LVVA, 1026–1–17 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Hier nicht abgedruckt.


  


  


  83) Meldung Außenstelle Dünaburg des Kommandeurs der Sicherheitspolizei und des SD Lettland vom 11.11.1941: Judenaktion in Dünaburg


  Der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD LettlandDuenaburg, den 11.11.1941 Dienststelle Duenaburg


  An den Herrn Gebietskommissar in Duenaburg


  Nachrichtlich dem SS- und Polizeistandortfuehrer in Duenaburg, dem Herrn Feldkommandanten in Duenaburg, dem Herrn Buergermeister in Duenaburg, dem Polizeipraefekten in Duenaburg


  Betrifft: Judenaktion in Duenaburg1


  Am 9.November1941 wurden in Duenaburg 1134 Juden exekutiert. Die verbleibenden restlichen Juden sind z.T. noch bei verschiedenen Dienststellen in Duenaburg beschaeftigt. Ich bitte dafuer zu sorgen, dass in Kuerze auch diese Juden zu Arbeitsleistungen nicht mehr benoetigt werden.


  Tabbert2

  SS-Obersturmfuehrer


  BAB, R 70 Sowjetunion/20


  


  


  


  1 Zum Schicksal der jüdischen Gemeinde vgl. Enzyklopädie des Holocaust, Bd.1, S.374ff.


  2 Günter Tabbert, geb. 1916, KK u. Ostuf., Sept. 1941 zur EG A, Leiter der Außenstelle Dünaburg, 1969 wegen des erwähnten Judenmassakers freigesprochen; Urteil LG Dortmund v. 19.6.1969, BAL, B 162/14.378.


  


  


  84) Befehl Reichsführer-SS vom 18.11.1941: Bekämpfung von Partisanen


  
    
      	
        Der Reichsführer SS

      

      	
        H.Qu., den 18.11.1941

      
    


    
      	
        Kdo-Stab RFSS Ia/Ic Tgb.Nr.Ic/186/41 g

      

      	
        

      
    


    
      	
        Chef d. Sich.Pol. u.d. SD

      

      	
        

      
    

  


  Kommandobefehl Nr.42


  Betrifft: Bekämpfung von Partisanen


  I. Allgemeines:


  Die in der Bekämpfung der Partisanen gesammelten Erfahrungen ergeben nunmehr ein klares Bild über Aufbau und Aufgabe der Partisanengruppen.1 Es ist erwiesen, daß als Träger der Partisanenbewegung nicht die Rote Armee, sondern die politischen und staatlichen Dienststellen des Volkskommissariats des Innern (NKWD) und des Volkskommissariats für die Staatssicherheit (NKGB) in Betracht kommen. Die Partisanen rekrutieren sich aus zerschlagenen russischen Regimentern, Kommunisten, insbes. Kommissaren und Funktionären sowie aus vorher in Partisanenschulen ausgebildeten Zivilisten, die als Fallschirmspringer hinter der deutschen Front abgesetzt werden.


  II. Aufgabe der Partisanen:


  Die Aufgabe der Partisanengruppen besteht in der Sprengung von Brücken, Zerstörung von Strassen, Telefon- und Telegrafenanlagen, im Anlegen von Wald- und Lagerbränden und in der Durchführung von Überfällen auf marschierende Kolonnen, motorisierte Infanterie, Meldefahrer, Stäbe, Flugplätze, Eisenbahnzüge, Nachschubtransporte usw. Ausser den im Rücken der deutschen Front tätigen Partisanen sind an allen grösseren Orten sogen. Vernichtungsbataillone aufgestellt worden. Sie haben vor allem die deutschen Luftlandetruppen zu bekämpfen und sich nach Besetzung des Landes und dem Rückzug der Roten Armee zu Partisanengruppen umzubilden.


  III. Einsatz der Partisanen:


  Die Gesamtstärke einer Partisanenabteilung beträgt 75–150 Mann, untergliedert in 3 Kompanien zu je 3 Zügen. Die Kampftruppen stehen unter einheitlicher Führung. In letzter Zeit sind die Partisanen, bedingt durch bessere Verpflegungs- und Tarnungsmöglichkeit zur weiteren Aufgliederung in kleinste Gruppen übergegangen.


  IV. Bekämpfung der Partisanen2:


  A. Vorbereitung der Aktion: Grundsatz bei der Bekämpfung der Partisanen muß deren Vernichtung und nicht deren Vertreibung sein. Entscheidend ist also, daß jede Ausweich- und Fluchtmöglichkeit genommen wird. Voraussetzung jeder Aktion ist eine genaue Erkundung. Sie hat sich auf die Ermittlung des Aufenthaltsortes, der Stellungen, der Posten, der Stärke und Bewaffnung der Partisanen sowie der Erkundung des Geländes unter besonderer Berücksichtigung der günstigsten Anmarschwege zu erstrecken. Diese Erkundung kann erfolgversprechend nur von Zivilisten durchgeführt werden, die ortskundig sind, die Mentalität der Bevölkerung kennen und die Sprache beherrschen. Aus diesem Grunde sind vor jeder Aktion zur Bekämpfung von Partisanengruppen – sofern nicht Gefahr im Verzug obwaltet – die Einsatzgruppen bezw. -kommandos der Sicherheitspolizei und des SD, wenn irgend möglich, engstens zu beteiligen. Die Einsatzgruppen verfügen über ein gut arbeitendes Nachrichtennetz, insbes. stehen ihnen für den vorgenannten Zweck zuverlässige Zivilerkunder zur Verfügung.


  B. Durchführung der Aktion: Erst nach Vorliegen eines genauen Erkundungsergebnisses ist die Aktion in Zusammenarbeit mit der Sicherheitspolizei und dem SD durchzuführen. Es ist Aufgabe der Einsatzgruppen der Sipo und des SD, die zur Bekämpfung der Partisanen eingesetzten Kräfte auf Grund der erkundeten Unterlagen an den Gegner heranzuführen. Da die Partisanengruppen täglich ihren Standort wechseln, ist nur die schnelle und umfassende Bekämpfung der einzelnen Gruppen unter Zusammenfassung aller Kräfte allein erfolgversprechend. Bezüglich der Zusammenarbeit der Reitereinheiten der Ordnungspolizei und der Waffen-SS mit den Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD verweise ich auf den Kommandosonderbefehl des Kommandostabes Reichsführer-SS vom 28.7.41 und den Einsatzbefehl Nr.12 des Chefs der Sipo u.d. SD vom 18.9.41.


  C. Auswertung der Aktion: Die Partisanen sind im Anschluss an ihre Ergreifung durch Angehörige der Sipo und des SD zu vernehmen. Sie sind nur dann sofort zu erschießen, wenn es die Kampflage unbedingt erfordert. Die Vernehmung hat folgende Fragen zu klären: 1. Stärke der Einheit, wo aufgestellt und Art der Ausbildung? 2. Bewaffnung? 3. Aufgaben und ihre bisherige Durchführung? 4. Einsatzort und Marschwege? 5. Namen und Verbleib der Führer? 6. Art der Nachrichtenmittel und -verbindungen? 7. Bestand Verbindung mit anderen Partisaneneinheiten und wie erfolgte Zusammenarbeit? 8. Wie erfolgte Verpflegung und Nachschub an Waffen und Munition? 9. Waren Tätigkeitsberichte zu geben? an wen? und auf welchem Wege? 10. Inwieweit hat die Bevölkerung die Partisanen unterstützt oder sich an ihren Aktionen beteiligt? 11. Stimmung innerhalb der Partisaneneinheit?


  V. Allgemeine Erfahrungen:


  Von besonderer Bedeutung für die Erfassung von Partisanen ist die Personenfeststellung und Überprüfung. Grundsätzlich ist jede Person, die ausserhalb einer Ortschaft angetroffen wird, zu überprüfen. Verdächtig sind alle Personen, die kurzgeschorenes Haar tragen und nicht im Besitz eines Personalausweises sind, da es sich bei ihnen regelmäßig um Angehörige der Roten Armee handelt. Verdächtig sind weiterhin Personen, die sich als politische Häftlinge ausgeben. Sie sind zumeist Rotarmisten und haben den Auftrag, hinter der deutschen Front zu Partisanengruppen zu stossen oder selbständige Partisaneneinheiten zu bilden. Besondere Beachtung erfordern auch Personen, die im Besitz von Ausweisen sind, die sie als „Arbeiter“ kennzeichnen. Es handelt sich dabei oft um höhere Parteifunktionäre, die unter der Bevölkerung der besetzten Gebiete getarnt angesetzt werden sollen. Frauen und Kindern ist erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden, da sie bevorzugt zur Überbringung militärischer Nachrichten angesetzt werden. Ihnen obliegt gleichzeitig die Aufgabe, die Verbindung zwischen den einzelnen Partisaneneinheiten herzustellen bezw. aufrecht zu erhalten und geplante Gegenaktionen rechtzeitig zu melden.


  gez. H. Himmler


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Im Spätherbst 1941 begann sich ein zunehmend besserer Organisationsgrad der sowjetischen Partisanenbewegung abzuzeichnen. Weder SS noch Wehrmacht zeigten sich aber zu der Zeit durch die vorherige propagandistische Ausschlachtung der Thematik in der Lage, die Bedrohung realistisch einschätzen zu können. Gerade der für die „Partisanenbekämpfung“ zuständige Kdo.Stab RFSS hatte durch die Gleichsetzung von Partisanen mit Juden, versprengten Rotarmisten oder flüchtigen Zivilisten die Fähigkeit eingebüßt, effiziente Gegenmaßnahmen gegen die sich formierenden sowjetischen Partisanen einzuleiten; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.224–233; Musial: Sowjetische Partisanen 1941–1944, S.38–83; Pohl: Die Herrschaft der Wehrmacht, S.149ff., 283; Arnold: Die Wehrmacht und die Besatzungspolitik, S.413–462; vgl. Cecil Aubrey Dixon/Otto Heilbrunn: Communist Guerilla Movement 1941–1944, London 1954; Edgar M. Howell: The Soviet Partisan Movement 1941–1944, Washington 1956; John A. Armstrong (Hrsg.): Soviet Partisans in World War II, Madison 1964; Erich Hesse: Der sowjetrussische Partisanenkrieg 1941 bis 1944 im Spiegel deutscher Kampfanweisungen und Befehle, Zürich-Frankfurt/M. 1969; Matthew Cooper: The Phantom War. The German struggle against soviet partisans, London 1979; Timothy Patrick Mulligan: Reckoning the Cost of the People’s War: The German Experience in the Central USSR, in: Russian History 9(1982), S.27–48; WitalijWilenchik: Die Partisanenbewegung in Weißrußland 1941–1944, in: Forschungen zur Osteuropäischen Geschichte 34(1984), S.129–297; Bernd Bonwetsch: Sowjetische Partisanen 1941–1944. Legende und Wirklichkeit des „allgemeinen Volkskrieges“, in: Gerhard Schulz (Hrsg.): Partisanen und Volkskrieg. Zur Revolutionierung des Krieges im 20.Jahrhundert, Göttingen 1985, S.92–124; Ruth Bettina Birn: Zweierlei Wirklichkeit? Fallbeispiele zur Partisanenbekämpfung im Osten, in: Bernd Wegner (Hrsg.): Zwei Wege nach Moskau. Vom Hitler-Stalin-Pakt zum „Unternehmen Barbarossa“, München 1991, S.275–290; Hannes Heer: Die Logik des Vernichtungskrieges. Wehrmacht und Partisanenkampf, in: ders./Klaus Naumann (Hrsg.): Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941–1944, Hamburg 1995, S.102–138; Paul Kohl: Der Krieg der deutschen Wehrmacht und der Polizei 1941–1944. Sowjetische Überlebende berichten, Frankfurt/M. 1995; Leonid Grenkevich: The Soviet Partisan Movement 1941–1944. A Critical Historiographical Analysis, London-Portland 1999; Timm C. Richter: „Herrenmensch“ und „Bandit“. Deutsche Kriegsführung und Besatzungspolitik als Kontext des sowjetischen Partisanenkrieges (1941–1944), Münster 1998; ders.: Die Wehrmacht und der Partisanenkrieg in den besetzten Gebieten der Sowjetunion, in: Müller/Volkmann: Die Wehrmacht, S.837–857; Lutz Klinkhammer: Der Partisanenkrieg der Wehrmacht 1941–1944, in: ebd., S.815–836; Truman Anderson: Incident at Baranivca. German Reprisals and the Soviet Partisan Movement in the Ukraine, October–December 1941, in: JMH 71(1999), S.585–623; Peter Klein: Zwischen den Fronten. Die Zivilbevölkerung Weißrußlands und der Krieg der Wehrmacht gegen die Partisanen, in: Quinkert: Wir sind die Herren dieses Landes, S.82–103; Bogdan Musial: Sowjetische Partisanen in Weißrußland. Innenansichten aus dem Gebiet Baranoviči 1941–1944. Eine Dokumentation, München 2004; Ben Shepherd: The Continuum of Brutality: Wehrmacht Security Divisions in Central Russia, 1942, in: GH 21(2003), S.49–81; ders.: War in the Wild East. The German Army and Soviet Partisans, Cambridge/Mass.-London 2004; Alexander Hill: The War behind the Eastern Front. The Soviet Partisan Movement in North-West Russia, 1941–1944, London-New York 2005; Philipp H. Blood: Hitler’s Bandit Hunters. The SS and the Nazi Occupation of Europe, Washington 2006; Christian Ingrao: Les chasseurs noirs. La brigade Dirlewanger, Paris 2006; Alexander Brakel: „Das allergefährlichste ist die Wut der Bauern“. Die Versorgung der Partisanen und ihr Verhältnis zur Zivilbevölkerung. Eine Fallstudie zum Gebiet Baranowicze 1941–1944, in: VfZ 55(2007), S.393–424; Hartmann: Wehrmacht im Ostkrieg, S.699–764; Sebastian Stopper: „Die Straße ist deutsch“. Der sowjetische Partisanenkrieg und seine militärische Effizienz. Eine Fallstudie zur Logistik der Wehrmacht im Brjansker Gebiet April bis Juli 1943, in: VfZ 59(2011), S.385–411.


  2 Zu der sich aus diesen Weisungen ergebenden Praxis vgl. Klaus-Michael Mallmann: „Aufgeräumt und abgebrannt“. Sicherheitspolizei und ‚Bandenkampf‘ in der besetzten Sowjetunion, in: Paul/Mallmann: Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg, S.503–520.


  


  


  85) Meldung Einsatzgruppe A an Reichskommissar Ostland vom 20.11.1941: Judentransporte aus dem Reich


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD–

        Einsatzgruppe A – II

        An den Herrn Reichskommissar Ostland in Riga

      

      	
        Riga, den 20.11.41

      
    

  


  Betr.: Judentransporte aus dem Reich


  Vorg.: Mein Schreiben vom 8.11.19411


  Die Judentransporte treffen in Minsk in der vorgesehenen Weise laufend ein. Von den 25 Transporten, die ursprünglich für Riga bestimmt waren, werden die ersten 5 nach Kauen geleitet.


  I.A. Dr. Lange

  SS-Sturmbannführer


  BAB, R 90/146


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 81; zu den umgeleiteten Transporten: Gottwaldt/Schulle: Die „Judendeportationen“ aus dem Deutschen Reich 1941–1945, S.98–109.


  


  


  86) Meldung Einsatzgruppe A an Höheren SS- und Polizeiführer Ostland vom 24.11.1941: Maßnahmen in Weißruthenien


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Riga, den 24.11.1941

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe A

      

      	
        

      
    

  


  An den Höheren SS- und Polizeiführer für das Ostland, z.Hd. SS-Obergruppenführer Jeckeln, Riga


  Betr.: Maßnahmen in Weissruthenien


  Vorg.: Schrb. des Reichskommissars vom 4.11.41, Abt. II c


  Zu dem Schreiben des Reichskommissars für das Ostland vom 4.11.41 wird bemerkt, dass


  1.) die Liquidierung[en] im Gebiet des Generalkommissars für Weissruthenien im engsten Einvernehmen und sogar auf Wunsch des Herrn Generalkommissars durchgeführt worden sind;12.) dass diese Maßnahmen nicht von einem Kommando des Kauener SD durchgeführt worden sind, sondern von einem Kommando, welches sich ständig in Minsk aufhält, zum grössten Teil aber aus ehemaligen Angehörigen des Kauener Kommandos besteht.2 Insofern mag hier eine Verwechslung vorliegen.


  i.A.

  SS-Hauptsturmführer


  LVVA, 1026–1–17 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Vgl. Tätigkeits-u. Lagebericht Nr.7 der EG für 1.–30.11.1941, abgedr. in Klein: Die Einsatzgruppen in der besetzten Sowjetunion, S.245–263.


  2 Dabei handelte es sich um Abstellungen zum Aufbau der Dienststelle des KdS Weißruthenien.


  


  


  87) Befehl Einsatzkommando 5 an Außenposten vom 25.11.1941: OUN (Bandera-Bewegung)


  
    
      	
        Einsatzkommando C/5 der Sicherheitspolizei u.d. SD

        Tgb.Nr.92/41 g.Rs.

      

      	
        O.U., den 25.November1941

      
    

  


  An die Außenposten Kiew, Dnjepropetrowsk, Nikolajew, Rowno, Shitomir, Winniza


  Betr.: OUN (Bandera-Bewegung)1


  Es wurde einwandfrei festgestellt, dass die Bandera-Bewegung einen Aufstand im Reichskommissariat vorbereitet mit dem Endziel, eine unabhängige Ukraine zu schaffen. Alle Funktionäre der Bandera-Bewegung sind sofort festzunehmen und nach einer eingehenden Vernehmung als Plünderer in aller Stille zu liquidieren. Die Vernehmungsprotokolle sind dem Einsatzkommando C/5 zu übersenden. Dieses Schreiben ist nach Kenntnisnahme durch den Kommandoführer sofort zu vernichten.


  Meier2

  SS-Obersturmbannführer


  RGVA, 500–5–3 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Frank Golczewski: Shades of Grey: Reflections on Jewish-Ukrainian and German-Ukrainian Relations in Galicia, in: Brandon/Lower: The Shoah in Ukraine, S.114–155; Taras Hunczak: OUN-German relations, 1941–5, in: Hans-Joachim Torke/John-Paul Himka (Hrsg.): German-Ukrainian Relations in Historical Perspective, Edmonton 1994, S.178–186.


  2 August Meier, geb. 1900, Soldat 1918, Schutzpolizei 1922–1934, 1925–1927 NSDAP, 1933 Wiedereintritt u. SS, Nov. 1934 als Ostuf. hauptamtlich zum SD, Fhr. SD-UA Wiesbaden, 1938 Stubaf. u. Fhr. SD-Abschnitt Troppau, 1941 Ostubaf. u. Fhr. SD-Abschnitt Liegnitz, Juni 1941 Leiter III im Stab EG B, Juli–Sept. VO der EG C beim HSSPF u. Berück Rußland-Süd, danach Kdr. EK 5 bis Jan. 1942, dann Stab BdS Kiew u. Unternehmen „Zeppelin“, Juni 1943 KdS Limoges, Okt. 1944 Kdr. z.b.V.Kdo. 2 im Raum Danzig, 1949 festgenommen, 1952 in Bordeaux zu 20 Jahren Zwangsarbeit verurteilt, 1956 entlassen, 1959 erneut festgenommen, 1960 Selbstmord in Haft; BAB, BDC, SSO August Meier; Vern. dess. v. 8., 9. u. 16.9.1959, BAL, B 162/5224, Bl. 103ff., 116ff., 245ff.; dto. v. 29. u. 31.10.1959, BAL, B 162/5225, Bl. 399ff., 405f.; BAL, ZK: August Meier.


  


  


  88) Funkspruch Sonderkommando 1a an Reichssicherheitshauptamt VII vom 27.11.1941: Bolschewistische Bibliothek


  Sipo Reval Nr.347 27/11 41 2101 = Kue


  An das RSHA-Amt Roem 7 – SS-Oberfuehrer Dr. Six – Berlin1


  Nachrichtlich: 1.) Einsatzgruppe A – Riga, 2.) RSHA-Amt Roem 4 A – Berlin, 3.) RSHA-Amt Roem 3 C – Berlin


  Betr.: Bolschewistische Bibliothek


  Bezug: Ruecksprache SS-Stubaf. Schick/SS-Stubaf. Sandberger vom 23.11.41.


  Die hier vorgefundene und von SS-Stubaf. Schick und SS-Hstuf. Nitsche besichtigte Gegnerbibliothek wird z.Zt. gesichtet. Sichtung ist in 1–2 Wochen beendigt. Einige Kisten Buecher stehen dann versandfertig. Ich bitte um Abholung mittels Lkw aus Berlin, da Befoerderung durch Frachtgut nicht moeglich und eigene Lkw’s fuer Winterversorgung des Kommandos voll beansprucht.


  Sonderkommando 1 a Reval


  gez. Sandberger SS-Stubaf.


  BAB, R 58/7148


  


  


  


  1 Vgl. Jürgen Matthäus: Aus den Akten des Amtes VII im Reichssicherheitshauptamt, in: JfA 5(1996), S.287–330; Jörg Rudolph: „Sämtliche Sendungen sind zu richten an: …“. Das RSHA-Amt VII „Weltanschauliche Forschung und Auswertung“ als Sammelstelle erbeuteter Archive und Bibliotheken, in: Wildt: Nachrichtendienst, politische Elite und Mordeinheit, S.204–240.


  


  


  89) Befehl Einsatzkommando 5 an Außenposten vom 29.11.1941: Aussonderung von Zivilpersonen und verdächtigen Kriegsgefangenen


  
    
      	
        Einsatzkommando C/5 der Sicherheitspolizei u.d. SD

      

      	
        O.U., den 29.November1941

      
    


    
      	
        Kdo–Tgb.Nr. gRs. 16/41

      

      	
        

      
    

  


  An den SD-Außenposten Kiew, Dnjepropetrowsk, Nikolajew, Rowno, Shitomir, Winniza


  Betr.: Aussonderung von Zivilpersonen und verdächtigen Kriegsgefangenen des Ostfeldzuges in den Kriegsgefangenenlagern im besetzten Gebiet, im Operationsgebiet, im Generalgouvernement und in den Lagern im Reichsgebiet


  Vorg.: Verfügungen des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD vom 17.7.1941 – B.Nr.21 B/41 gRs. IVA 1 c, vom 12.9.1941 – B.Nr.21 B/41 gRs. IVA 1 c, vom 26.9.1941 – B.Nr.539 B/41g IVA 1 c, vom 10.10.41 – B.Nr.815 B/41g IVA 1 c und vom 29.10.41 – B. Nr.21 gRs. IV A 1 c


  In der Anlage werden die vom Chef der Sicherheitspolizei und des SD herausgegebenen Richtlinien für die in die Stalags und Dulags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD übersandt.1 Mit der Auskämmung der einzelnen Stalags werden die Aussenposten beauftragt. Im Gebiete des Außenpostens Kiew wird die Auskämmung wie folgt durchgeführt: In die Lager werden keine Kommandos abgestellt. Sie werden lediglich von Zeit zu Zeit von einem Kommando aufgesucht, das Verbindung mit den Lagerführern aufnimmt und mit Hilfe des Lagerführers aus den Kriegsgefangenen sich geeignete V-Männer heraussucht. Diese V-Männer haben die Aufgabe, beim nächsten Besuch des Kommandos alle verdächtigen Elemente dem Kommando zu melden. Nach einer kurzen Überprüfung durch den Kommandoführer erfolgt dann die evtl. Liquidierung. Die Lagerführer im Gebiete Kiew haben sich bereit erklärt, von sich aus sämtliche durch die eingesetzten V-Männer genannten verdächtigen Personen zu erfassen und zu überprüfen. Dieses Material wird dann dem Kommando bei Wiedererscheinen vorgelegt. Hierdurch wird ein Großteil an Arbeit dem Kommando erspart. Für den Fall, dass Personen grusinischer Nationalität in den Lagern angetroffen werden, sind diese bevorzugt als V-Männer einzusetzen, da sie sich wegen ihrer antibolschewistischen Einstellung erfahrungsgemäß als V-Männer am besten eignen. Am Ende eines jeden Monats ist ein Tätigkeitsbericht der in den Stalags arbeitenden Kommandos vorzulegen. Anzugeben ist die Zahl der Liquidierungen nach Nationalitäten nach den in den Verfügungen vorgeschriebenen Richtlinien.


  Unterschrift

  SS-Obersturmbannführer


  Zusatz: Es ist zu erforschen, zu welchem derzeitigen Stalag das frühere Dulag Goguslow gehört hat. In diesem Stalag befinden sich 2 Politruk’s: 1. Sedjuk, Politruk im 13. Batl. der 37. Armee, 2. Gruschenko, Politruk im 13. Batl. der 37. Armee. Es ist zu versuchen, bei den Überprüfungen die Vorführ- und Wachmannschaften seitens der Stalags zu bekommen.


  BAL, B 162/Vorl. Dok.Slg. UdSSR 413


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 22, 59, 66 u. 74.


  


  


  90) Bericht Einsatzkommando 3 vom 1.12.1941: Gesamtaufstellung der bis zum 1.12.1941 durchgeführten Exekutionen


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei u. des SD

      

      	
        Kauen, am 1.Dezember1941

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 3

      

      	
        5 Ausfertigungen

      
    


    
      	
        

      

      	
        4. Ausfertigung

      
    


    
      	
        

      

      	
        [Stempel: Geheime Reichssache!]

      
    

  


  Gesamtaufstellung der im Bereich des EK 3 bis zum 1. Dez. 1941 durchgeführten Exekutionen1


  Übernahme der sicherheitspolizeilichen Aufgaben in Litauen durch das Einsatzkommando 3 am 2.Juli1941 (Das Gebiet Wilna wurde am 9. Aug. 41, das Gebiet Schaulen am 2. Okt. 41 vom EK 3 übernommen. Wilna wurde bis zu diesem Zeitpunkt vom EK 9 und Schaulen vom EK 2 bearbeitet).


  Auf meine Anordnung und meinen Befehl durch die lit. Partisanen durchgeführten Exekutionen:


  4.7.41 Kauen – Fort VII – 416 Juden, 47 Jüdinnen, 463


  6.7.41 Kauen – Fort VII – Juden 2514


  Nach Aufstellung eines Rollkommandos unter Führung von SS-Ostuf. Hamann2 und 8–10 bewährten Männern des EK 3 wurden nachfolgende Aktionen in Zusammenarbeit mit den lit. Partisanen durchgeführt:


  [image: image]


  [image: image]


  [image: image]


  [image: image]


  [image: image]


  Ich kann heute feststellen, dass das Ziel, das Judenproblem für Litauen zu lösen, vom EK 3 erreicht worden ist. In Litauen gibt es keine Juden mehr, ausser den Arbeitsjuden incl. ihrer Familien.11 Das sind in Schaulen ca. 4500, in Kauen ca. 15.000, in Wilna ca. 15.000. Diese Arbeitsjuden incl. ihrer Familien wollte ich ebenfalls umlegen, was mir jedoch scharfe Kampfansage der Zivilverwaltung (dem Reichskommissar) und der Wehrmacht eintrug und das Verbot auslöste: Diese Juden und ihre Familien dürfen nicht erschossen werden.


  Das Ziel, Litauen judenfrei zu machen, konnte nur erreicht werden, durch die Aufstellung eines Rollkommandos mit ausgesuchten Männern unter Führung des SS-Obersturmführer Hamann, der sich meine Ziele voll und ganz aneignete und es verstand, die Zusammenarbeit mit den litauischen Partisanen und den zuständigen zivilen Stellen zu gewährleisten. Die Durchführung solcher Aktionen ist in erster Linie eine Organisationsfrage. Der Entschluss, jeden Kreis systematisch judenfrei zu machen, erforderte eine gründliche Vorbereitung jeder einzelnen Aktion und Erkundung der herrschenden Verhältnisse in dem betreffenden Kreis. Die Juden mussten an einem Ort oder an mehreren Orten gesammelt werden. An Hand der Anzahl musste der Platz für die erforderlichen Gruben ausgesucht und ausgehoben werden. Der Anmarschweg von der Sammelstelle zu den Gruben betrug durchschnittlich 4 bis 5km. Die Juden wurden in Abteilungen zu 500, in Abständen von mindestens 2km, an den Exekutionsplatz transportiert. Welche Schwierigkeiten und nervenaufreibende Arbeit dabei zu leisten war, zeigt ein willkürlich herausgegriffenes Beispiel: In Rokiskis waren 3208 Menschen 4 1/2km zu transportieren, bevor sie liquidiert werden konnten. Um diese Arbeit in 24 Stunden bewältigen zu können, mußten von 80 zur Verfügung stehenden litauischen Partisanen über 60 zum Transport bezw. zur Absperrung eingeteilt werden. Der verbleibende Rest, der immer wieder abgelöst wurde, hat zusammen mit meinen Männern die Arbeit verrichtet. Kraftfahrzeuge stehen zum Transport nur selten zur Verfügung. Fluchtversuche, die hin und wieder vorkamen, wurden ausschliesslich durch meine Männer unter eigener Lebensgefahr verhindert. So haben z.B. 3 Mann des Kommandos bei Mariampole 38 ausbrechende Juden und kommunistische Funktionäre auf einem Waldweg zusammengeschossen, ohne dass jemand entkam. Der An- und Rückmarschweg betrug zu den einzelnen Aktionen durchweg 160–200km. Nur durch geschickte Ausnutzung der Zeit ist es gelungen, bis zu 5 Aktionen in einer Woche durchzuführen und dabei doch die in Kauen anfallende Arbeit so zu bewältigen, dass keine Stockung im Dienstbetrieb eingetreten ist. Die Aktionen in Kauen selbst, wo genügend einigermaßen ausgebildete Partisanen zur Verfügung stehen, kann [sic] als Paradeschiessen betrachtet werden, gegenüber den oft ungeheuerlichen Schwierigkeiten, die ausserhalb zu bewältigen waren. Sämtliche Führer und Männer meines Kommandos in Kauen haben an den Grossaktionen aktiv teilgenommen. Lediglich ein Beamter des Erkennungsdienstes war infolge Krankheit von der Teilnahme befreit. Ich betrachte die Judenaktionen für das EK 3 in der Hauptsache als abgeschlossen. Die noch vorhandenen Arbeitsjuden und Jüdinnen werden dringend gebraucht, und ich kann mir vorstellen, dass nach dem Winter diese Arbeitskräfte dringendst weiter gebraucht werden. Ich bin der Ansicht, dass sofort mit der Sterilisation der männlichen Arbeitsjuden begonnen wird, um eine Fortpflanzung zu verhindern. Wird trotzdem eine Jüdin schwanger, so ist sie zu liquidieren.


  Eine der wichtigsten Aufgaben sah das EK 3, neben den Judenaktionen, in der Überprüfung der meist überfüllten Gefängnisse in den einzelnen Orten und Städten. Durchschnittlich sassen in jeder Kreisstadt ca. 600 Personen lit. Volkszugehörigkeit im Gefängnis ein, obwohl ein eigentlicher Haftgrund nicht vorlag. Sie wurden von Partisanen auf Grund einfacher Denunzierungen usw. festgenommen. Viele persönliche Rechnungen waren dabei beglichen worden. Kein Mensch hat sich um sie gekümmert. Man muss in den Gefängnissen gewesen sein und sich mal einen Moment in den überfüllten Zellen aufgehalten haben, die in hygienischer Beziehung oft jeder Beschreibung spotten. In Jonava – und das ist ein Beispiel für viele – saßen in einem düsteren Kellerraum von 3m Länge, 3m Breite und 1,65m Höhe 5 Wochen lang 16 Männer ein, die alle entlassen werden konnten, weil gegen sie nichts vorzubringen war. Mädchen im Alter von 13 bis 16 Jahren sind eingesperrt worden, weil sie sich, um Arbeit zu bekommen, um die Aufnahme in die kommunistische Jugend beworben hatten. Hier mußte durch durchgreifende Maßnahmen eine klare Richtung in die Köpfe der zuständigen litauischen Kreise hineingehämmert werden. Die Gefängnisinsassen wurden auf dem Gefängnishof aufgestellt und an Hand der Listen und Unterlagen überprüft. Diejenigen, die wegen harmloseren Vergehen grundlos eingesperrt waren, wurden zu einem besonderen Haufen zusammengestellt. Diejenigen, die wir aufgrund ihres Vergehens zu 1–3 und 6 Monaten verurteilten, wurden wieder gesondert aufgeteilt, ebenso diejenigen, die zu liquidieren waren, wie Verbrecher, kommunistische Funktionäre, Politruks und anderes Gesindel. Zusätzlich zu der ausgesprochenen Strafe erhielt ein Teil, je nach dem Vergehen, im besonderen kommunistische Funktionäre, 10 bis 40 Peitschenhiebe zudiktiert, die jeweils sofort ausgeteilt wurden. Nach Abschluss der Überprüfung wurden die Gefangenen in ihre Zellen zurückgeführt. Die Freizulassenden wurden im Zuge nach dem Marktplatz gebracht und dort nach einer kurzen Ansprache, in Gegenwart vieler Einwohner, freigelassen. Die Ansprache hatte folgenden Inhalt (sie wurde satzweise sofort von einem Dolmetscher litauisch und russisch übersetzt): „Wenn wir Bolschewisten wären, hätten wir Euch erschossen, da wir aber Deutsche sind, geben wir Euch die Freiheit.“ Dann folgte eine scharfe Ermahnung, sich jeder politischen Tätigkeit zu enthalten, sofort alles, was über Gegenströmungen in Erfahrung gebracht wird, den deutschen Stellen zu melden, und sich sofort arbeitsmäßig am Wiederaufbau, vor allem in der Landwirtschaft, intensiv zu beteiligen. Sollte sich einer erneut eines Vergehens schuldig machen, werde er erschossen. Dann wurden sie entlassen. Man kann sich keine Vorstellung machen, welche Freude, Dankbarkeit und Begeisterung diese unsere Maßnahme jeweils bei den Freigelassenen und der Bevölkerung auslöste. Mit scharfen Worten musste man sich oft der Begeisterung erwehren, wenn Frauen, Kinder und Männer mit tränenden Augen versuchten, uns die Hände und Füsse zu küssen.


  Jäger

  SS-Standartenführer


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 56.


  2 Joachim Hamann, geb. 1913, Drogist, 1931 SA, 1932 NSDAP, 1938 KK-Anwärter Stapo-Leitstelle Berlin, 1940 Anwärter leitender Dienst, 1941 EK 3, 1942 Unternehmen „Zeppelin“, 1945 Selbstmord; BAB, BDC, SSO Joachim Hamann; BAL, ZK: Joachim Hamann.


  3 In Dok. 56:14.7.1941.


  4 In Dok. 56:17.7.1941.


  5 In Dok. 56:18.7.1941.


  6 Die „Übertrag“-Summe steht im Original jeweils am Ende der Seite.


  7 Lt. Dok. 56: „Juden-Kinder“.


  8 Lt. Dok. 56: „6 Juedinnen aus dem Arbeitslager wegen Hetzerei“.


  9 Hier beginnt die Auflistung der nach Abschluß von Dok. 56 ermordeten Männer, Frauen u. Kinder.


  10 Zu den im Nov. 1941 aus dem Reich nach Kaunas deportierten u. dort sofort ermordeten Juden vgl. Scheffler/Schulle: Buch der Erinnerung, Bd.1, S.83–188.


  11 Trotz des ungeheuren Umfangs der deutschen Erschießungen bis Ende 1941 gab es in Litauen Restbestände jüdischer Gemeinden außerhalb der genannten 3 Städte in mehr als 110 Ghettos; vgl. Dean: The United States Holocaust Memorial Museum Encyclopedia of Camps and Ghettos, Bd.2, S.1031–1157.


  


  


  91) Bericht Kommando Hubig an Einsatzgruppe A vom 2.12.1941: Irrenanstalt in Makarjewo


  
    
      	
        Sicherheitspolizei u. SD

      

      	
        O.U., den 2. Dez. 1941

      
    


    
      	
        Kommando Hubig1

      

      	
        

      
    


    
      	
        Tgb.Nr.32/41

      

      	
        

      
    

  


  An den Chef der Einsatzgruppe A der Sicherheitspolizei und des SD, Krasnogwardeisk


  Betr.: Irrenanstalt in Makarjewo


  In Makarjewo besteht seit 1936 ein sogenanntes Invalidenhaus, das in den Räumen eines früheren Klosters untergebracht ist und in dem in erster Linie Geisteskranke, des weiteren aber auch Syphiliskranke, Epileptiker usw. zu betreuen waren.2 Zurzeit befinden sich in der Anstalt noch etwa 230–240 Personen, ausnahmslos weiblichen Geschlechts. Die Versorgung dieser unheilbaren Kranken erfolgt nur durch eine Unterärztin und eine Aufseherin. Die Kranken sind zum Teil bettlägerig, zum Teil bewegen sie sich frei im Anstaltsgelände, das nach aussen in keiner Weise abgeschlossen ist, herum. Die Lebensmittelvorräte sind nahezu erschöpft. Für die Dauer von vier Wochen kann bestenfalls eine Mahlzeit gereicht werden. Medikamente sind so gut wie keine mehr vorhanden. Die Unterärztin gab an, dass ihr jede Kontrolle über die Kranken fehle. Ein Teil von ihnen habe sich bereits aus der Anstalt entfernt. In dieser Abwanderung sieht die Unterärztin eine Gefahr für die Zivilbevölkerung der umliegenden Dörfer wie auch des Dorfes Makarjewo selbst, in dem sich noch etwa 150 Zivilpersonen befinden. Abgesehen von der Möglichkeit der Übertragung der Blutkrankheiten usw. auf die Bevölkerung, sei die Gefahr der Seuchenerzeugung und -verschleppung gegeben. Der Arzt der 2. SS-Infanteriebrigade, SS-Stubaf. Dr. Blies, ist von dieser Sachlage in Kenntnis gesetzt worden. Er fordert ein sofortiges Einschreiten unter folgender Begründung: Die Kranken bilden nicht nur eine Gefahr für die Zivilbevölkerung, sondern vor allem für die deutschen Soldaten. Wenn die Vorräte aufgebraucht worden sind, werden die Kranken zweifellos auch ausbrechen. Bei Kranken dieser Art ist es nicht ausgeschlossen, dass sie auch Menschen anfallen. Darüber hinaus übertragen sie möglicherweise noch zusätzlich ausbrechende Krankheiten wie Fleckfieber usw. auf andere Personen. Sofern der Gefahrenherd nicht beseitigt würde, müsse er vom ärztlichen Standpunkt aus die Zurückziehung der im dortigen Gebiet zur Partisanenbekämpfung eingesetzten SS-Einheiten verlangen. In einer Rücksprache mit dem zuständigen Ortskommandanten in Ljubar, Major Graf Westphal, wurde die in Makarjewo vorgefundene Sachlage und deren mögliche Auswirkung vorgetragen. Der Ortskommandant hält ein Einschreiten vorerst nicht für erforderlich. Er vertrat den Standpunkt, dass sich die Kranken nur nach und nach aus der Anstalt entfernen würden. In den umliegenden Dörfern seien sowieso keine Nahrungsmittel mehr vorhanden, so dass die Kranken entweder von der Zivilbevölkerung beseitigt oder in die Anstalt zurückgebracht würden. Es wird um Überprüfung des Vorganges gebeten. Von hier aus wird Rücksprache mit der Armee vorgeschlagen, gleichzeitig auf die Dringlichkeit der Angelegenheit hingewiesen.3


  Hubig

  SS-Hauptsturmführer


  BA-MA, RH 24–28/112


  


  


  


  1 Dr. Hermann Hubig, geb. 1912, Jurastudium, 1936 zum SD-HA, 1939 zum SD-LA Prag, 1941 Lehrer Führerschule der Polizei Berlin-Charlottenburg, Sept. 1941 zur EG A, Leiter des Kdo. in Tosno, dann Kdr. EK 1b in Loknia, 1944 zum Unternehmen „Zeppelin“; BAL, ZK: Dr. Hermann Hubig.


  2 Hinsichtlich der „geistig Zurückgebliebenen“ existierten von ‚oben‘ ebenfalls keinerlei zentrale Tötungsbefehle; vgl. Angelika Ebbinghaus/Gerd Preissler: Die Ermordung psychisch kranker Menschen in der Sowjetunion. Dokumentation, in: Götz Aly (Hrsg.): Aussonderung und Tod. Die klinische Hinrichtung des Unbrauchbaren, Berlin 1985, S.75–107. Hans-Walter Schmuhl: Vergessene Opfer. Die Wehrmacht und die Massenmorde an psychisch Kranken, geistig Behinderten und „Zigeunern“, in: Karl Heinrich Pohl (Hrsg.): Wehrmacht und Vernichtungspolitik. Militär im nationalsozialistischen System, Göttingen 1999, S.119, schätzt die Zahl der ermordeten Psychiatriepatienten in der besetzten Sowjetunion auf 10.000–20.000.


  3 Die vorgeschlagene Rücksprache mit der Wehrmacht fand wenig später statt. Dabei argumentierte Hubig gegenüber dem XXVIII. AK mit den von den Kranken ausgehenden Gefahren für die deutsche Truppe. Nachdem Generaloberst Georg von Küchler, der OB der 18. Armee, am 26.12.1941 dem Massenmord zugestimmt hatte, erschoß das Kommando Hubig in den folgenden Tagen die 230 Patientinnen u. Patienten der Anstalt; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.211f.


  


  


  92) Befehl Reichsführer-SS vom 12.12.1941


  
    
      	
        Reichsführer-SS

      

      	
        Führer-Hauptquartier, 12.12.1941

      
    


    
      	
        b. Nr.AB/509/70/V

      

      	
        [Stempel: Geheim!]

      
    

  


  An alle 1. Höheren SS- und Polizeiführer, 2. SS- und Polizeiführer, 3. zur Verteilung an alle Dienststellen a) in den SS-Oberabschnitten Ostland, Ukraine, Ost, Weichsel, Warthe, Südost, Alpenland, b) in den Gebieten der Höheren SS- und Polizeiführer Russland Nord, Mitte, Süd


  SS-Befehl1


  Die uns gestellte Aufgabe, Sicherheit, Ruhe und Ordnung in den uns anvertrauten Gebieten, vor allem im Rücken der deutschen Front zu garantieren, verlangt von uns, das wir ohne Rücksicht jeden Herd des Widerstandes beseitigen und in schärfster Form Feinde des deutschen Volkes der gerechten Todesstrafe zuführen. Heilige Pflicht der höheren Führer und Kommandeure ist es, persönlich dafür zu sorgen, dass keiner unserer Männer, die diese schwere Pflicht zu erfüllen haben, jemals verroht oder an Gemüt und Charakter Schaden erleidet. Diese Aufgabe wird erfüllt durch schärfste Disziplin bei den dienstlichen Obliegenheiten, durch kameradschaftliches Zusammensein am Abend eines Tages, der eine solche schwere Aufgabe mit sich gebracht hat. Das kameradschaftliche Beisammensein darf aber niemals mit Alkoholmissbrauch endigen. Es soll ein Abend sein, an dem – den Möglichkeiten entsprechend – in bester deutscher häuslicher Form zu Tisch gesessen und gegessen wird und an dem Musik, Vorträge und das Hineinführen unserer Männer in die schönen Gebiete deutschen Geistes- und Gemütslebens die Stunden auszufüllen haben. Rechtzeitige Ablösung von schweren Kommandos und rechtzeitiges in Urlaubschicken und Versetzung in ein anderes Aufgabengebiet – unter Umständen in eine andere Gegend –, das den Mann voll und ganz erfüllt, sehe ich als wichtig und vordringlich an. Ebenso aber wünsche ich, daß es grundsätzlich als unmöglich und unanständig gilt, über Tatsachen und damit zusammenhängende Zahlen sich zu unterhalten oder darüber zu sprechen. Lebensnotwendige Befehle und Pflichten für ein Volk müssen erfüllt werden. Sie sind hinterher aber kein Gesprächs- oder Unterhaltungsstoff.


  Der Reichsführer-SS

  gez. H. Himmler


  LVVA, 83–1–80 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Zur Einordnung: Browning/Matthäus: Die Entfesselung der „Endlösung“, S.428–448; Jürgen Matthäus: Controlled Escalation: Himmler’s Men in the Summer of 1941 and the Holocaust in the Occupied Soviet Territories, in: HGS 21(2007), S.218–242.


  


  


  93) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD an Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda vom 12.12.1941


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 12.Dezember1941

      
    


    
      	
        I A 1 d – Nr.1805/41 b

      

      	
        Schnellbrief! Abschrift

      
    

  


  An das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda

  z.Hd. von SS-Brif. Staatssekretär Gutterer in Berlin – W 8, Wilhelmplatz 8–9


  Zur praktischen Umsetzung der anfallenden Nachrichten und Beobachtungen in eine örtliche Propaganda sind vom Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda folgende Angehörige dieses Ministeriums den Einsatzgruppen zur Verfügung gestellt und in Marsch gesetzt worden:


  Zur Einsatzgruppe A: 1. SS-Obersturmführer Georg Fuhrmann, 2. SS-Sonderführer Schriftleiter Ludwig Eisenhardt mit Kraftfahrer SS-Schütze Arno Deglow (Angehöriger der Waffen-SS).


  Zur Einsatzgruppe B: 1. SS-Hauptsturmführer Oberregierungsrat Ernst Braekow, 2. Sonderführer Schriftleiter Hans Meyer mit Kraftfahrer SS-Rottenführer Johann Knögler (Angehöriger der Waffen-SS).


  Zur Einsatzgruppe C: 1. Sonderführer Hauptmann Herbert Merten1, 2. SS-Obersturmführer Dr. Gerhard Meissner mit Kraftfahrer SS-Sturmmann Ottmar Rühl (Angehöriger der Waffen-SS).


  Zur Einsatzgruppe D: 1. SS-Sturmbannführer Graf von Monte, 2. SS-Hauptsturmführer Geisler mit Kraftfahrer SS-Unterscharführer Karl Klausner (Angehöriger der Waffen-SS).


  Die technische Ausrüstung ist vom Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda gestellt worden. Die Genannten werden organisatorisch den Einsatzgruppen eingegliedert. Sie arbeiten fachlich nach den Weisungen der Chefs der Einsatzgruppen bzw. der von ihnen beauftragten Personen. Für die wirtschaftliche Betreuung gilt der RdErl. v. 24.11.1941–II C 1/2 Nr.677/41–239–1 K.


  An die Einsatzgruppen A–D der Sicherheitspolizei und des SD.


  Abschrift übersende ich mit der Bitte um Kenntnisnahme.


  In Vertretung: gez. Streckenbach


  BAB, R 58/857


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 118.


  


  


  94) Bericht Chef der Sicherheitspolizei und des SD an Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete vom 12.12.1941: Analphabetentum in der UdSSR


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin SW 68, den 12. Dez. 1941

      
    


    
      	
        III C–R-Pb./Doe., Az 5991/41

      

      	
        Prinz-Albrechtstr. 8

      
    

  


  An das Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete, z.Hd. von SA-Oberführer Scheidt,


  Berlin – W 35, Rauchstr. 17–18


  Betr.: Schulwesen in der Sowjetunion


  Vorg.: Besuch des Pg. Kienzlen bei SS-Obersturmbannführer Dr. Spengler im RSHA Anlg.: 1


  Anliegend wird in Ergänzung der mit Schreiben vom 2.12.41 übersandten Berichte über das Schulwesen in der Sowjetunion ein Bericht über das Analphabetentum in der UdSSR mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. Der Bericht wurde ebenfalls von der in der Südukraine eingesetzten Einsatzgruppe D des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD erstellt.


  I.A. v. Kielpinski1 SS-Sturmbannführer


  Analphabetentum in der UdSSR


  Laut Beschluss des 17. Parteitages und des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei vom 16.1.1936 wurde in der UdSSR der Kampf gegen das Analphabetentum aufgenommen. Aus vorgefundenen Revisionsberichten der Stadtabteilung für Bildungswesen der Jahre 1939 und 1940 wurden nachstehende Auszüge gefertigt: In den Vorrevolutionsjahren waren im Priwilnjansky-Rayon fast alle Einwohner noch Analphabeten, und gleich nach der grossen Oktoberrevolution soll der Kampf gegen das Analphabetentum begonnen haben. Den Auftakt bildeten Betriebs- und Dorfversammlungen, in denen die Fragen der Schulung des Analphabetentums besprochen wurden. Die Anwesenheit aller Analphabeten und Halbanalphabeten und ihre Bereitwilligkeit, die Schulen regelmäßig zu besuchen, wird in diesen Berichten ausdrücklich betont. Mit Hilfe der Parteifunktionäre wurden auf diesen Versammlungen die Arbeitspläne aufgestellt, die Lehrkräfte und Kulturarbeiter (ehrenamtliche Hilfslehrkräfte) bestimmt und zugleich die Räume festgelegt, in denen die Schulungen durchgeführt werden sollten. Aufschlussreich sind die Zahlen über den Bildungsstand der Bevölkerung, die in den einzelnen Berichten allerdings sehr auseinandergehen. Demnach wurden am 6.2.1940 in 29 Rayons noch 16.325 Analphabeten und 27.119 Halbanalphabeten gezählt und von den Schulen erfasst. Als bereits geschult wurden 608 Analphabeten und 1292 Halbanalphabeten gemeldet. Die Stadtgemeinde Nikolajew selbst hatte angeblich im Jahre 1939 noch 1519 Analphabeten und 3377 Halbanalphabeten, von denen bis zum 5.8.1939 817 Analphabeten und 985 Halbanalphabeten geschult wurden. 16 Analphabeten und 564 Halbanalphabeten wurden überhaupt nicht erfasst. Hier sind nähere Angaben nicht gemacht, und es wird angenommen, dass es sich um alte und nicht mehr bildungsfähige Personen handelt. Die Partei beschloss folgende Punkte: 1. Stadt- und Rayonskommissionen zu bilden. 2. Speziell für die Erwachsenen eigene Inspektoren aufzustellen. 3. Für die Pädagogen und Kulturarbeiter eigene Seminare zu organisieren. Das Zentralvollzugskomitee verpflichtete sich, die Arbeit bis zum 1.5.1941 zu vollenden.


  Um sich die Mithilfe der Parteistellen und Parteiorganisationen und anderer Stellen zu sichern, richteten die Lehrer des Gebietes von Nikolajew einen Aufruf an die Öffentlichkeit, der nachstehend wiedergegeben wird: Aufruf! Die Lehrer des Kasankower Rayons über die Liquidierung des Analphabetentums im Jahre 1940 an die Vorsitzenden der Dorfräte, Kollektive, Lehrer der Organisationen, Wirtschaftslehrer, Proforganisationen, Lehrer, Ärzte, Agronomen, Frauen der Ingenieurtechniker, Sowjetintelligenz des Nikolajewer Gebiets! Wir Lehrer des Kasankower Rayons haben beschlossen, uns mit einem offenen Brief an Euch zu wenden. Teuere Genossen! Im vergangenen Jahre feierten wir den 20. Jahrestag des Lenin-Dekrets über die Liquidierung des Analphabetentums. Tausende, Millionen haben schon seit 20 Jahren das Lesen und Schreiben gelernt. Der Sowjetstaat ist einer der kulturellsten Staaten der Welt. Der Führer, Genosse Stalin, hat vor dem Tribunal erklärt, daß alle Werktätigen des Schreibens kundig sein müssen. Um diese geschichtliche Aufgabe lösen zu können, muss mit dem Analphabetentum Schluss gemacht werden. Ungeachtet der grossen Aufgabe nimmt das Analphabetentum nicht ab, und wir rufen deshalb alle Obengenannten auf zum Kampfe gegen das Analphabetentum. Wir rufen Euch zu, bis zum ersten Mai, dem grossen Feiertag, das Analphabetentum zu liquidieren. Lehrer und Kulturarbeiter! Stellt Euch auf den ersten Platz und helft das Zarenüberbleibsel zu beseitigen. Genosse Lehrer, hilf dem Kulturarbeiter. Vorsitzende der Dorfräte, schafft günstige Arbeitsverhältnisse, damit der Schulbesuch hundertprozentig wird und das Analphabetentum verschwindet. Zeigt die von uns im Jahre 1938/39 gewonnene Wanderfahne als Beweis unserer guten Arbeit. Wir verpflichten uns, zum 1. Mai das Analphabetentum zu beseitigen und organisieren in unserem Gebiete einen sozialistischen Wettbewerb. Deshalb, Genossen, nehmt Eure Kräfte zusammen und helft mit, unsere Bauern, Werktätigen und Arbeiter in gebildete Menschen umzuwandeln. Die von uns übernommene schwere Arbeit werden wir in Ehre erfüllen. Unterschriften von 28 Lehrern.


  Wie schon aus dem Aufruf ersichtlich wird, schlossen die Schüler, Lehrer und Kulturarbeiter unter sich sozialistische Wettbewerbe ab, nach denen z.B. folgende Punkte berücksichtigt wurden: 1. Bis zum 10.2. sind alle Analphabeten zu überprüfen. 2. Die Analphabeten, die aus irgendeinem Grunde die Schule nicht besuchen können, sollen zu Hause unterrichtet werden. 3. Erfassung und Unterrichtung der zur Familie gehörenden Personen durch die Schule. 4. Neue und bessere Unterrichtsmethoden. 5. Weiterbildung der Kulturarbeiter u.a. Die besten Schulen, Lehrer und Schüler wurden entsprechend in der Presse gefeiert, und es kamen Prämien zur Verteilung und folgende Beträge zur Auszahlung: 1. Prämie 12.000 Rubel, 2. Prämie 8000 Rubel, 3. Prämie 5000 Rubel, 4. Prämie 2000 Rubel, 5. Prämie 1000 Rubel. Die besten Rayons wurden mit der Wanderfahne belohnt. In Nikolajew bestanden laut Revisionsbericht 54 Schulen für Analphabeten, 95 Schulen für Halbanalphabeten und ausserdem 87 Zirkel für Analphabeten und 24 Zirkel für Halbanalphabeten. Bis zum 1.4.39 hatte sich die Zahl der Werkschulen von 42 auf 196 erhöht. 2 Betriebe stellten im Laufe dieses Schuljahres ihre Tätigkeit wieder ein. Die meisten Schulen wurden von den Organisationen (Firmen und Betrieben) finanziert, während 14 Schulen von der Stadtabteilung für Bildungswesen unterhalten wurden. In den Schulen waren 90 Lehrer tätig, die vom Staat besoldet wurden, 111 Kulturarbeiter und mehrere Studenten des Pädagogischen Instituts, die als ehrenamtliche Schulhelfer arbeiteten. Die Mehrzahl der Lehrer hatte Mittelschulbildung mit längerer Schulpraxis. Allgemein wurde über die schlechte Versorgung mit Lehrmitteln und Schreibmaterial geklagt. Der Schulbesuch wird in einem Bericht mit 80% angegeben. Aus einem anderen Revisionsbericht kann jedoch entnommen werden, daß der Besuch sehr zu wünschen übrig liess und einige Schulen aufgelöst werden mussten, da überhaupt kein Schüler mehr zum Unterricht erschien. Einerseits wird den Betrieben und Organisationen die Schuld an dem schlechten Schulbesuch beigemessen, die diese Schüler weder von der Arbeit, noch von der Schichtarbeit befreiten. Andererseits wird behauptet, dass die Rayonkomitees sowie der Inspektor bei der Stadtabteilung für Bildungswesen der Schularbeit vollkommen gleichgültig gegenüberstanden. Aus einem Revisionsbericht ist zu entnehmen, dass eigens für Rekruten eine Analphabetenschule bestanden habe, die 100 Schüler zählte. Laut Bericht wurden die Analphabeten auch in Aufklärungsversammlungen kulturell geschult. Der Besuch von Museen, Kinos und Theater wurde ihnen unentgeltlich ermöglicht, und die Verbindung der Schulen mit den Bibliotheken soll sehr eng gewesen sein. Aus dem Programm, das die Stadtabteilung für Bildungswesen über die Liquidierung des Analphabetentums aufstellte, sind folgende Vorträge und Punkte interessant: 1. 100%ige Beseitigung des Analphabetentums, 2. Abrechnung auf dem Gebietstreffen über den Gang der Arbeit, so auch in den Organisationen, 3. Umregistrierung der Halb- und Analphabeten, 4. Lehrplangestaltung, 5. Vortrag über den internationalen Jugendtag, 6. Vortrag: „16 Jahre ohne Lenin“, 7. Vortrag: „Pariser Kommune“, 8. Kontrolle der Arbeit in den einzelnen Schulen.


  LVVA, 1018–1–42


  


  


  


  1 Walter von Kielpinski, geb. 1909, Germanistikstudium, 1933 SS, 1934 zum SD-HA, 1939 bei EG IV in Polen, Referatsleiter III C 5 (Presse, Schrifttum, Rundfunk) im RSHA, galt als Katholizismusspezialist, 1943 im RSHA mit der Katyn-Affäre beauftragt, 1944 Mitglied der Sonderkommission 20. Juli, seit Kriegsende vermißt; Wildt: Generation des Unbedingten, S.385, 425, 482f., 707.


  


  


  95) Lagebericht Außenstelle Libau des Kommandeurs der Sicherheitspolizei und des SD Lettland vom 31.12.1941


  
    
      	
        Sicherheitspolizei

      

      	
        Libau, den 31.Dezember1941

      
    


    
      	
        Aussenstelle Libau

      

      	
        

      
    

  


  An den SS- und Polizeistandortführer – SS-Obersturmbannführer Dr. Dietrich1 – in Libau


  In der Zeit vom 11. bis 30.12.41 sind im hiesigen Bezirk 26 aktiv gewesene Angehörige kommunistischer Organisationen festgenommen worden. Nach Verlegung des Konzentrationslagers Libau nach Frauenburg befinden sich in den hiesigen Gefangenenanstalten gegenwärtig 295 politische Häftlinge. Durchsuchungen und Kontrollen wurden an 20 Stellen durchgeführt. Vom 14. bis 16.12.41 wurden in Libau 2754 Personen exekutiert u. zw. 23 Kommunisten und 2731 Juden.2 Die Gesamtzahl der noch hier lebenden Juden kann erst nach einer in den Polizeirevieren demnächst stattfindenden Registrierung angegeben werden. Diese Exekution der Libauer Juden bildet immer noch das Gesprächsthema der hiesigen Bevölkerung. Vielfach wird das Los der Juden bedauert, und es sind zunächst wenig positive Stimmungen zur Beseitigung der Juden zu hören. U.a. ist das Gerücht im Umlauf, dass die Exekution gefilmt worden sei, um dadurch Material gegen die lettischen Schutzmannschaften in Händen zu haben. Dieses Material solle beweisen, dass nicht Deutsche, sondern Letten die Erschiessungen vorgenommen hätten. Es ist zu erwarten, dass über die erfolgte Regelung der Judenfrage in Libau in der Bevölkerung demnächst wieder Beruhigung eintreten wird. Nach einem weiteren in Libau kursierenden Gerücht hätten die deutschen Truppen 10 eroberte Städte wieder räumen müssen, darunter auch Reval. In Kürze erwartet man in Lettland eine Generalmobilmachung aller Männer von 18 bis 35 Jahren zum Einsatz an der Front. Hier liegen vertrauliche Meldungen vor, wonach sich Angehörige des lettischen Selbstschutzes auf dem flachen Lande geäussert hätten, dass es nichts ausmache, wenn sie ihre Waffen abgeben müssten. Dabei soll erklärt worden sein, dass man sich im Bedarfsfalle jederzeit Waffen beschaffen könne. Vertrauliche Ermittlungen sind eingeleitet. In Libau sind 3 Wehrmachtsangehörige, die in nahen Beziehungen zu Jüdinnen standen, festgenommen worden. Bei dem Hauptbeteiligten, der die Jüdin wiederholt in ihrer Wohnung besuchte und mit ihr Küsse getauscht hat, handelt es sich um einen Bannführer der HJ. Die Angelegenheit liegt in Händen des Gerichtsoffiziers.


  Kügler3

  SS-Untersturmführer


  LVVA, 83–1–26 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Dr. Fritz Dietrich, geb. 1898, 1914 Kriegsfreiwilliger, Philosophiestudium, 1923 Dr.phil., 1934 österreichische NSDAP u. als Organisator des NS-Putsches in der Steiermark ausgewiesen, 1936 zum SD-HA, 1937 Ustuf. u. Fhr. SD-UA Saar, 1938 Stabsfhr. SD-OA Süd, 1941 Ostubaf., bis 1943 SSPStF Libau, 1944 Polizeipräsident u. Kampfkommandant Saarbrücken, 1948 hingerichtet; BAB, BDC, SSO Dr. Fritz Dietrich; BAL, ZK: Dr. Fitz Dietrich.


  2 Vgl. Reichelt: Lettland unter deutscher Besatzung, S.188–194.


  3 Wolfgang Kügler, geb. 1909, Bankangestellter, 1931 NSDAP, 1935 zur Stapo-Stelle Liegnitz, 1941 zum EK 2, bis 1943 Leiter der Außenstelle Libau, 1959 Selbstmord in Untersuchungshaft; Vern. Wolfgang Kügler v. 25.11.1959, BAL, B 162/2622, Bl. 344–351; Urteil LG Hannover v. 14.10.1971, BAL, B 162/14.508.


  


  


  96) Berichtsfragment Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland: Juden (undat./Anfang 1942)


  II. Juden


  Entsprechend den gegebenen grundsätzlichen Richtlinien und Befehlen wird die Säuberung des Ostlands von Juden weiter durchgeführt. Estland ist nunmehr judenfrei. In Lettland gibt es Juden nur noch in Riga und in Dünaburg. In Litauen mußte angestrebt werden, das flache Land und die kleineren Städte vollständig von Juden zu säubern. Dies war neben grundsätzlichen Erwägungen besonders vordringlich, weil kommunistische Elemente – insbesondere Terrorgruppen und Kreise der polnischen Widerstandsbewegung – Verbindungen zu den Juden anknüpften und diese zur Arbeitssabotage und zum Widerstand aufhetzten. Die Juden wiederum versuchten mehrfach, in an sich aufbauwilligen litauischen Kreisen eine deutschfeindliche Stimmung zu erzeugen. Aus dem Ghetto in Kauen wurde mehrfach auf Wachposten geschossen. In einigen Orten in Litauen waren die Wohnbezirke der Juden infolge der schlechten Wohn- und Ernährungsverhältnisse zu Seuchenherden geworden. Durch Beseitigung der Juden wurde die Ausbreitung der in den Ghettos ausgebrochenen Krankheiten verhütet. In Litauen befinden sich nunmehr nur noch Juden, die für den Arbeitseinsatz dringend erforderlich sind. Sowohl in Lettland als auch in Litauen sind in zahlreichen Fabriken und Handwerksbetrieben als Spezialarbeiter nur Juden vorhanden. Einheimische Kräfte, die die Produktion übernehmen können, sind nicht vorhanden und müssen erst herangebildet werden. Im Interesse der Versorgung der Wehrmacht und der Polizeieinheiten kann zunächst auf die jüdischen Facharbeiter noch nicht verzichtet werden. Vereinzelt versuchen Juden immer wieder, sich dem Ghettozwang und der Kennzeichnung zu entziehen. In Kauen wurden im November 19 Juden ergriffen, die, ohne einen Stern zu tragen, ausserhalb des Ghettos Einkäufe getätigt hatten. Ein Jude hatte sich aus dem Ghetto entfernt und hatte sich bei einem katholischen Geistlichen taufen lassen. Als der Jude dem Priester erklärte, er habe sich unerlaubt aus dem Ghetto entfernt, meinte dieser, das mache nichts, er könne ruhig gelegentlich wiederkommen. Ein anderer Jude arbeitete ohne Erlaubnis im katholischen Priesterseminar und übernachtete dort.


  BAB, R 70 Sowjetunion/20


  


  


  97) Geschäftsverteilungsplan Einsatzgruppe B (undat./Anfang 1942)


  Einsatzgruppe B der Sicherheitspolizei und des SD, Führer: SS-Oberführer Naumann1


  Sonderkdo. 7a: SS-Ostubaf. Steimle2


  Sonderkdo. 7b: SS-Stubaf. Rausch


  Einsatzkdo. 8: SS-Stubaf. Dr. Bradfisch


  Einsatzkdo. 9: SS-Stubaf. Schaefer3


  Vorkdo. Moskau: SS-Stubaf. Bock4


  Vorkdo. d. Gruppe: SS-Stubaf. Klingelhöfer5


  1 Kp. Schutzpolizei: Hptm. d. Sch. Gantz6


  1 Kp. Waffen-SS: i.V. SS-Oscha. Bachmayer


  Chef d. Einsatzgruppe B: SS-Oberführer Naumann


  Adjutant: SS-Ustuf. Moosmann7


  Abteilung I, Leiter: SS-Stubaf. Schroeder


  1.) Vertretung des Leiters, 2.) Verbindung zur Wehrmacht, 3.) Militärischer Einsatz, 4.) Gruppenbefehle, 5.) Berichterstattung an RSHA usw.


  Abteilung II: SS-Ostubaf. Körting8


  1.) Organisation, 2.) Personalien, 3.) Verwaltung, 4.) Verpflegung, 5.) Bekleidung, 6.) Unterkunft, 7.) Truppenarzt, 8.) Zugeteilte Orpo, 9.) Zugeteilte Waffen-SS, 10.) Kraftfahrwesen, 11.) Funkwesen, 12.) Registratur


  Abteilung III: i.V. Ostuf. Dr. Mahnke9


  Alle anfallenden SD-Angelegenheiten


  Abteilung IV: SS-Stubaf. Holste10


  Alle anfallenden sicherheitspolizeilichen Angelegenheiten


  BA-ZA, ZR 920/52


  


  


  


  1 Ende Okt./Anfang Nov. 1941 wurde Nebe als Kdr. der EG B abgelöst durch Erich Naumann, geb. 1905, kaufmännischer Angestellter, 1929 NSDAP, 1930 SA, 1933 Fhr. des SA-Hochschulamtes in Dresden, 1935 als Stubaf. zur SS u. Abt.leiter im SD-HA, 1936 Fhr. SD-Abschnitt Nürnberg, 1937 dto. SD-OA Stettin, März–Aug. 1938 dto. SD-OA für Österreich, dann dto. SD-OA Ost u. IdS Berlin, 1939 Kdr. EG VI in Polen, danach wieder IdS Berlin, Kdr. EG B bis März 1943, dann zurück als IdS Berlin, seit Juni zusätzlich IdS Stettin, Sept. 1943 BdS Niederlande, Juni 1944 IdS Nürnberg, 1948 im Nürnberger EG-Prozeß zum Tod verurteilt, 1951 hingerichtet; BAB, BDC, SSO Erich Naumann; Affidavit dess. v. 27.6.1947, IfZ, Nbg.Dok. NO-4150; BAL, ZK: Erich Naumann.
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  98) Berichtsfragment Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Lettland: Judentum (undat./Jan. 1942)


  Judentum


  Bei Einmarsch der deutschen Truppen gab es in Lettland etwa 70.000 Juden. Zur Bolschewistenzeit lebten bedeutend mehr Juden in Lettland; ein großer Teil ist aber mit den Bolschewisten geflüchtet. Das Ziel, das dem Einsatzkommando 2 von Anfang an vorschwebte, war eine radikale Lösung des Judenproblems durch die Exekution aller Juden. Zu diesem Zwecke wurden im ganzen Einsatzgebiet durch Sonderkommandos unter Mithilfe ausgesuchter Kräfte der lettischen Hilfspolizei (meist Angehörige verschleppter oder ermordeter Letten) umfangreiche Säuberungsaktionen durchgeführt.1 Etwa Anfang Oktober betrug die Zahl der exekutierten Juden im Einsatzgebiet des Kommandos etwa 30.000. Dazu kommen noch einige Tausend Juden, die von den Selbstschutzformationen aus eigenem Antrieb beseitigt worden sind, nachdem ihnen entsprechende Anregungen gegeben worden waren. Die restlose Beseitigung der Juden in Lettland war mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Belange, insbesondere die Erfordernisse der Wehrmacht zunächst nicht möglich. Das Handwerk lag zum größten Teil in jüdischen Händen. Einzelne Berufe, wie Glaser, Klempner, Ofensetzer, wurden ausschließlich von Juden ausgeübt. Auch für den Wiederaufbau der zerstörten Städte wurden jüdische Handwerker herangezogen. Wehrmachtsdienststellen suchten ständig um Freigabe jüdischer Spezialarbeiter für Wehrmachtszwecke nach. Soweit lettische Fachkräfte nicht verfügbar waren, wurden daher die benötigten Handwerker und Spezialarbeiter zunächst von der Exekution zurückgestellt. Immerhin wurden bis Ende Oktober die ländlichen Gebiete Lettlands völlig gesäubert. Um die noch zur Arbeit benötigten Juden aus dem öffentlichen Leben weitgehend auszuschalten, wurden sie in Ghettos zusammengefaßt, die in Riga, Dünaburg und Libau errichtet wurden. Gleichzeitig wurde die Kenntlichmachung der Juden durch den Judenstern angeordnet. Die Sicherheitspolizei beschränkte sich hinsichtlich der Ghettos auf rein polizeiliche Aufgaben, während die Abgrenzung und Verwaltung der Ghettobezirke sowie die Entlohnung und Verpflegung der Insassen den Gebietskommissaren und der Arbeitseinsatz den Arbeitsämtern überlassen wurde. Anfang November 1941 gab es im Rigaer Ghetto nur noch etwa 30.000, in Libau etwa 4300 und in Dünaburg etwa 7000 Juden. Von diesem Zeitpunkt an wurden etwa 4–500 Juden im Zuge der Bearbeitung von Strafsachen wegen Nichttragens des Judensterns, Schleichhandels, Diebstahls, Betruges usw. exekutiert. Darüber hinaus wurden die Ghettos von nicht voll arbeitsfähigen und nicht mehr benötigten Juden im Zuge größerer Aktionen gesäubert. So wurden am 9.11.1941 in Dünaburg 11.034, Anfang Dezember 1941 durch eine vom Höheren SS- und Polizeiführer angeordnete und geleitete Großaktion in Riga 27.800 und Mitte Dezember 1941 auf Wunsch des Reichskommissars in Libau 2350 Juden exekutiert. Die restlichen Juden (in Riga 2500, in Dünaburg 950 und in Libau 300) wurden von dieser Aktion ausgenommen, da es sich um gute Facharbeiter handelte, deren Arbeitskraft auch weiterhin für die Aufrechterhaltung der Wirtschaft, insbesondere der Wehrwirtschaft, unentbehrlich ist. Seit Dezember 1941 treffen aus dem Reich in kurzen Abständen Judentransporte ein. Insgesamt sind bisher 19.000 Juden aus dem Reich und dem Protektorat nach Riga abgeschoben worden. Sie sind teils im Ghetto, teils in einem provisorisch aufgebauten Auffanglager, teils in einem neu errichteten Barackenlager in der Nähe von Riga untergebracht worden.2 Von diesen reichsdeutschen Juden ist nur ein geringer Teil arbeitsfähig. Zu etwa 70–80% handelt es sich um Frauen und Kinder sowie alte arbeitsunfähige Männer. Die Sterblichkeitsziffer steigt bei den evakuierten Juden ständig. Vor allem die alten und gebrechlichen Juden sind nicht mehr widerstandsfähig genug, um den außergewöhnlich harten Winter zu überstehen. Um jeder Seuchengefahr im Ghetto und in den beiden Lagern von vornherein zu begegnen, wurden in Einzelfällen ansteckend erkrankte Juden (Ruhr und Diphterie) ausgesondert und exekutiert. Um ein Bekanntwerden dieser Maßnahmen bei den hiesigen Juden und bei den Juden im Reich zu vermeiden, wurde der Abtransport als Verbringung in ein jüdisches Alters- und Krankenheim getarnt. Außerdem wurden einige geisteskranke Juden in derselben Weise ausgesondert. Der Bau des neuen Barackenlagers für die Juden aus dem Reich wird unter Einsatz aller arbeitsfähigen Juden, die in den bereits fertiggestellten Baracken untergebracht sind, weitergeführt. Das Lager wird im Frühjahr soweit ausgebaut sein, daß alle evakuierten Juden, die den Winter überstehen, in dieses Lager eingewiesen werden können.3
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  1 Vgl. Reichelt: Lettland unter deutscher Besatzung, S.106ff.


  2 Vgl. Gottwaldt/Schulle: Die „Judendeportationen“ aus dem Deutschen Reich 1941–1945, S.110ff.


  3 Dabei handelte es sich um das Lager Salaspils; vgl. Angrick/Klein: Die „Endlösung“ in Riga, S.246–270.


  


  


  99) Berichtsfragment Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Litauen: Juden (undat./Jan. 1942)


  Einsatzkommando 3/A


  Juden


  Auf altlitauischem Gebiet lebten zur Smetonazeit1 etwa 160.000 Juden. Nach dem Anschluss des Wilnaer Gebiets erhöhte sich die Gesamtzahl auf etwa 220 bis 230.000 Juden. 80% aller Juden waren im Handel und 20% als Handwerker beschäftigt. Vor der Errichtung des Sowjetregimes versuchte die litauische Regierung den Einfluss der Juden zurückzudrängen. Sie richtete Aktiengesellschaften für die Ernährung und Bekleidung, die über das ganze Land verteilt waren und den Einfluss der Handelsjuden etwas zurückgedrängt hatten, ein. Nach Errichtung des Sowjetregimes nahmen die Juden sofort ihre alten Stellungen in Handel und Industrie wieder ein, so dass es praktisch keinen Industriezweig gab, der nicht von ihnen beherrscht wurde. Die Juden erfreuten sich der wohlwollenden Unterstützung durch die Sowjets. Die Bolschewisten gingen nur gegen jüdische Großindustrielle vor, die zionistisch ausgerichtet waren. Auf dem gesamten Gebiete des Landes Litauen unterstützten Juden beiderlei Geschlechts die Tätigkeit des NKWD. Sie lieferten die Unterlagen für zahlreiche Verhaftungen von Litauern. Die Verschickung von 40.000 Litauern nach Sibirien ist auf die Vorarbeit jüdischer Spitzel zurückzuführen. Bei Ausbruch des deutsch-russischen Krieges trat besonders die jüdische Jugend, die in der kommunistischen Jugend straff organisiert war, aktiv hervor. Viele Städte, die von den deutschen Panzertruppen im wenig beschädigten Zustande durchfahren worden waren, wurden von der kommunistisch-jüdischen Jugend mit vorher bereitgestellten Benzinkanistern in Brand gesteckt. Während der Kampfhandlungen schossen Juden auf deutsche Soldaten und litauische Partisanen. Ab 2.Juli1941 rückte das EK 3 in Kauen ein. Die Vorfälle bei den ersten grösseren Aktionen am 4. und 6. Juli in Kauen, die nur durch litauische Schutzmannschaften (Partisanen) durchgeführt wurden, machten es erforderlich, ein eigenes Rollkommando aus zuverlässigen, weltanschaulich gefestigten Männern des EK 3 aufzustellen.2 Dieses Kommando, meist in der Stärke von 1/8, ging zunächst daran, in den Gefängnissen aufzuräumen und die dort einsitzenden besonders gefährlichen Bolschewisten und jüdische Elemente zu liquidieren. Im Laufe der Tätigkeit dieses Kommandos, die sich auf ganz Litauen erstreckte, wurde festgestellt, daß eine Stabilisierung des rückwärtigen Frontabschnittes mit der Liquidierung weniger Juden nicht zu erreichen war. Die Juden auf dem flachen Lande arbeiteten Hand in Hand mit russischen Partisaneneinheiten. Sie stellten somit einen erheblichen Beunruhigungsfaktor für die rückwärtigen Truppenteile dar. Diese Tätigkeit konnte nur mit drakonischen Maßnahmen unterbunden werden. Es wurde nunmehr systematisch Kreis für Kreis des litauischen Gebietes von Juden beiderlei Geschlechts gesäubert. Die litauischen Landkreise sind judenfrei. In vielen Einzelaktionen wurden insgesamt 139.346 Personen liquidiert. In dieser Zahl ist auch die Liquidierung von 3000 Personen enthalten, die von dem Kommando des EK 3 in Minsk durchgeführt wurde in der Zeit vom 28.9. bis 17.10.41. Auch bei diesen Aktionen zeigte sich die Gefährlichkeit des litauischen Judentums. Bei einigen Aktionen gingen die Juden tätlich gegen die eingesetzten Beamten und litauischen Partisanen vor. Der Widerstand wurde jedoch sofort gebrochen. Sogar vor den Liquidierungen zeigten viele Juden ihre bolschewistische Einstellung. Sie brachten Hochrufe auf Stalin aus und schmähten das nationalsozialistische Deutschland.


  Bildung von Ghettos


  Als das EK 3 in Kauen einrückte, bewegten sich die Juden noch völlig frei in den Haupt- und Kreisstädten. Als erste Maßnahme wurde die Kennzeichnung der Juden eingeführt und in Kauen die Bildung eines Ghettos in Angriff genommen. In der Zeit vom 15. Juli bis 15.August1941 hatten 35.000 Juden in Kauen das Stadtgebiet zu verlassen und in ein als Ghetto erklärtes Stadtviertel zu ziehen. Aus diesem Stadtviertel wurden 8–10.000 Litauer ausgesiedelt. Diese Aktion war noch vor dem 15.August1941 beendet.3 Die Ghettos in Wilna und Schaulen wurden einige Zeit später nach den Erfahrungen in Kauen gebildet. Die Insassen der 3 Ghettos sollten ebenfalls liquidiert werden. Dies war jedoch unerwünscht und musste abgestoppt werden. Die Juden wurden als Arbeitskräfte gebraucht. Durch Liquidierungen wurde die Zahl der Juden im Ghetto in Kauen auf etwa 15.000, in Wilna auf etwa 15.000 und in Schaulen auf etwa 4500 vermindert. Am Leben blieben einsatzfähige Juden mit ihren Familienangehörigen. Es hat sich als sehr zweckmäßig erwiesen, den Arbeitsjuden ihre Angehörigen vorläufig zu lassen. Die Arbeitsfreudigkeit wurde hierdurch wesentlich gehoben. Vom Ghetto in Kauen werden, je nach Witterung bis zu 8000 Juden in 3 Schichten auf dem Flugplatz zu Erdarbeiten und dergleichen eingesetzt. Weitere Juden arbeiten bei Stadtbehörden, Wehrmachtsdienststellen und beim Strassenbau. Z.Zt. ist mit der Errichtung von Auto- und Bekleidungswerkstätten und mit Wäschereien im Ghetto begonnen worden. In den Ghettos in Wilna und Schaulen werden die Juden mit ähnlichen wehrwirtschaftlichen Arbeiten beschäftigt. Eine Aufstellung der durchgeführten Aktionen ist aus der beigefügten Aufstellung – g.Rs. 2076/41/3 – ersichtlich. Nach dem 1.12.41 wurden in Kauen, Wilna, Wilkowiski und Rasainiai noch weitere 857 Juden liquidiert. Nach Errichtung der Zivilverwaltung wurde der Stadtkommissar in Kauen mit der Beschäftigung und Ernährung der Juden beauftragt. Die Oberaufsicht über das Ghetto blieb nach wie vor bei der Sicherheitspolizei. Dieses Verfahren hat sich auch in den übrigen Ghettos in Litauen bewährt. Es ist auch völlig ausgeschlossen gewesen, die Ghettos selbst zu verwalten, da der vorhandene Beamtenapparat nicht einmal zur Bewältigung der dringenden dienstlichen Arbeiten ausreicht.


  Mängel


  Die Bewachung des Ghettos in Kauen musste nach Abberufung des Res.Pol.Batl. 11 den litauischen Hilfspolizeiformationen (Partisanen) unter Aufsicht der deutschen Schutzpolizei übertragen werden. Die litauischen Einheiten haben sich jedoch als sehr unzuverlässig erwiesen. Es kam wiederholt zu Plünderungen und Überfällen auf Juden. Nachrichtenübermittlung, Schleichhandel und illegale Entfernungen aus dem Ghetto setzten ein. Die Umzäunung des Ghettos wurde stellenweise niedergerissen und die Juden aufgefordert, sich zu entfernen, sich mit Waffen zu versorgen, um zur gegebenen Zeit gegen die deutschen Stellen vorzugehen. In einer Besprechung mit den zuständigen Stellen ist jetzt die Bewachung des Ghettos einer NSKK-Kompanie4 übertragen worden. Seit dieser Zeit sind Übergriffe nicht mehr vorgekommen. Die Ernährung der Juden besteht z.Zt. aus 100Gramm Brot, etwas Kartoffeln und gefrorenem Kraut. Die unzureichende Ernährung hat dazu geführt, dass Juden, die bei den Stadtbehörden eingesetzt sind, bei mangelhafter Bewachung, zum Teil ohne Davidstern, weglaufen und in der Stadt Einkäufe tätigen, wobei sie den Händlern und Bauern für das Kilo Speck RM 10,– bezahlen. In Ermangelung des erforderlichen Bargeldes bieten die Juden dafür Uhren, Gold, Anzüge und dergleichen an. Die Schwarzhändler haben sich derart an das Treiben gewöhnt, dass sie auch von der litauischen Bevölkerung für das Kilo Speck RM 10,– verlangen. Diesem Treiben wurde energisch entgegengetreten. Den Arbeitsjuden, denen es bisher gestattet war, markenfreie Waren (Kartoffeln, Karotten) im geringen Umfange in das Ghetto zu nehmen, wurde die Einführung von Nahrungsmitteln in das Ghetto gänzlich untersagt. Juden, die wegen Schleichhandels eingeliefert wurden, sind, soweit sie den Davidstern trugen, mit Prügelstrafe belegt worden. Juden, die ohne Davidstern gingen, wurden regelmäßig erschossen. Durch die laufenden Liquidierungen im Ghetto ist die Stimmung bei den Juden sehr gedrückt. Sie sind in der grossen Masse arbeitswillig und führen die übertragenen Aufgaben besonders als Handwerker gut aus. Als Folge der Exekutionen ist bei einigen Juden die Neigung festzustellen, sich illegal aus dem Ghetto zu entfernen und sich mit falschen Pässen zu versehen. Im Monat Januar 1942 wurden wegen Passfälschung 6 Juden festgenommen und wegen der übrigen geschilderten Delikte 39 Juden. Im Ghetto in Wilna versuchen die Juden mit Hilfe der Polen besonders häufig in den Besitz falscher Pässe zu gelangen. Mit Hilfe dieser Unterlagen begeben sie sich nach Weissruthenien und in das Gouvernement.


  Verhalten der litauischen Bevölkerung gegenüber den Juden


  Die litauische Bevölkerung brachte den Maßnahmen der deutschen Sicherheitspolizei gegenüber den Juden am Anfang wohlwollendes Verständnis entgegen. Auf dem flachen Lande und im Stadtgebiet Kauen betätigten sich Partisaneneinheiten an der Liquidierung [eine Zeile fehlt] selten von den Bauern den Behörden ausgeliefert. Diese Unterstützung der einheimischen Bevölkerung zur Lösung der Judenfrage hat nachgelassen. Die intellektuellen Aktivistenkreise in Kauen, die ihre Unabhängigkeitsgedanken nicht verwirklicht sehen, wirken propagandistisch dahin, dass sich die einheimische Bevölkerung den Juden gegenüber wohlwollend verhalten soll. Sie erwähnen, dass der Kriegsausgang ungewiss sei und dass man nach dem Kriege nicht wissen könne, ob man für das Vorgehen gegen die Juden zur Rechenschaft gezogen werde. Mit Hilfe der einheimischen Bevölkerung gelingt es daher den Juden jetzt nicht selten, sich im Stadtgebiet heimlich aufzuhalten. In der vergangenen Woche wurden hier zwei Rechtsanwälte und ein Direktor in Haft genommen, weil sie Jüdinnen, die sich ohne Judenstern ausserhalb des Ghettos aufhielten, Unterstützung gewährten und Liebesverhältnisse mit ihnen unterhielten. Die am Leben verbliebenen Juden in den Ghettos Kauen, Wilna und Schaulen werden für längere Zeit zur Erledigung dringender Arbeiten gebraucht. Eine Säuberungsaktion ist nach Abschluss des Winters vorgesehen. Es wäre zu erwägen, ob die in Litauen am Leben verbliebenen männlichen Juden über 14 Jahre nicht sofort sterilisiert werden sollen. Der Sterilisation stehen besondere Schwierigkeiten nicht im Wege. Im Ghetto in Kauen sind z.B. noch über 100 Ärzte vorhanden, die diese Maßnahme unter Aufsicht weniger deutscher Ärzte durchführen könnten. Um eine Vermehrung der Juden auf litauischem Gebiet zu verhindern, wurde den jüdischen Ältestenräten zunächst mündlich eröffnet, dass eine Fortpflanzung unerwünscht ist, dass schwangere Jüdinnen mit ihrer Liquidierung zu rechnen haben und dass die Sicherheitspolizei Abtreibungsdelikte bei Juden nicht verfolge. Eine allgemeine Regelung in dieser Hinsicht wäre wünschenswert.
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  1 Bezieht sich auf das autoritäre Regime von Anastas Smetona 1926–1940.
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  100) Berichtsfragment Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien: Judentum (undat./Jan. 1942)


  Abt. II


  II. Judentum


  Wohl kaum ein Gebiet Russlands ist derart dicht mit Juden besiedelt wie gerade der weissruthenische Raum.1 Es ist dies eine Tatsache, die durch die geschichtliche Entwicklung Weissrutheniens bedingt ist und auf deren Ursachen in diesem Rahmen nicht eingegangen werden kann. In der gesamten weissruthenischen Republik wohnten bei Kriegsausbruch schätzungsweise 1500.000 Juden. Diese Zahl scheint zunächst zu hoch gegriffen, erhält aber durch folgendes eine erhebliche Wahrscheinlichkeit: Im Jahre 1926 wurden in der damaligen BSSR2 weit über 400.000 Juden gezählt. Die letzte polnische Volkszählung ergab in den damals noch zu Polen gehörenden Woiwodschaften Bialystok, Nowogrodek, Polesien und Wilna mehr als 500.000 Juden. Diese Zahlen sind für beide Gebiete ungenau. In Polen wurden nur diejenigen als Juden gezählt, die sich selbst als solche bekannten. Getaufte Juden und Mischlinge wurden durch diese Zählung nicht erfasst. In Sowjetrussland wurde bei der damaligen Zählung überhaupt nicht nach dem Religionsbekenntnis gefragt. Anhaltspunkte für die Zählung des Judentums ergaben die Angaben über die Muttersprache. Hierbei wurde festgestellt, dass weit mehr Personen „jiddisch“ als Muttersprache angaben, als im gleichen Zählbezirk angeblich Juden vorhanden waren. Während das Judentum ursprünglich über das ganze Land verteilt sass und vorwiegend kleine Orte bevorzugte, setzte nach dem 1. Weltkriege unter dem Ostjudentum eine Abwanderung in die Grosstädte ein, die bis zum jetzigen Kriege anhielt. Weitaus die Hälfte der Juden im weissruthenischen Siedlungsraum lebte bei Kriegsbeginn in den grösseren Städten wie Grodno, Bialystok, Brest, Baranowitsche, Pinsk, Gomel, Bobruisk und Mogilew. In ganz besonderem Maße war jedoch Minsk verjudet, wo es 1939 bei einer Einwohnerschaft von 238.000 rund 100.000 Juden gab.


  Die soziologische Struktur des ehemaligen polnischen Gebietes ist von der des eigentlichen weissruthenischen Siedlungsraums völlig verschieden. In dem ehemals polnischen Gebiete gehörte nur ein geringer Prozentsatz der Juden zu den führenden Schichten, jedoch ist dieser Anteil im Vergleich zu dem des Gastvolkes ausserordentlich hoch. Die Mehrzahl der Juden lebte also sehr ärmlich und verdiente seinen Lebensunterhalt im Kleinhandel und in kleinen Handwerksbetrieben. Dennoch gibt es in dieser armen Schicht der Juden nur wenige Arbeiter und fast gar keine Bauern. Die führenden Schichten des Judentums hielten im ehemals polnischen Gebiete fast alle Schlüsselstellungen der Wirtschaft sowie des geistigen und kulturellen Lebens inne. Universitäten und Schulen, Presse und Theater waren durchaus jüdisch ausgerichtet. In den Intelligenzberufen wie Ärzte, Rechtsanwälte u. dergl. bildeten die Juden eine überwältigende Mehrheit. Dagegen begleiteten die Juden in diesem Gebiete nur in geringem Umfange bedeutende politische Ämter, sondern beeinflussten das politische Leben auf Grund ihrer starken wirtschaftlichen Position. Die politischen Stellungen wurden in der überwiegenden Mehrzahl nur von getarnten Juden oder jüdischen Mischlingen bekleidet. Letztere waren gerade in dem in Frage stehenden Gebiete ausserordentlich zahlreich. Zu berücksichtigen ist noch, dass heute die polnischen Juden auf Grund ihrer verhältnismäßig weitaus stärkeren Intelligenz und ihrer größeren Aktivität als das weitaus gefährlichere Element anzusehen ist. In dem schon vor dem russ.-polnischen Kriege bolschewistischen Gebiete Weissrutheniens war die Lebenslage der unteren Schichten der Juden die gleiche wie in dem polnischen Sektor. Auch hier lagen ausgesprochen arme jüdische Siedlungsgebiete. Da die verstaatlichte Wirtschaft in Russland den Juden bei weitem nicht die Möglichkeiten bot, wie in anderen Ländern, ging das Bestreben der Juden dahin, im Staatsapparat selbst und in der kommunistischen Partei einen ganz maßgeblichen Einfluss zu gewinnen. Besonders begehrt waren natürlich die eigentlichen Machtzentren der Sowjets, die Zentralkomitees der Partei und die Politbüros. In welchem Maße die führenden Parteistellen mit Juden durchsetzt waren, zeigt folgendes Zahlenmaterial: Bei einem Anteil von 1,77% der Gesamtbevölkerung stellte das Judentum 5,2% aller Parteimitglieder, im Zentralkomitee der Partei waren die Juden mit 25,7% vertreten und im Politbüro mit 36,8%, eine Zahl, die sich am Schluss der Leninzeit auf 42,9% steigerte. Diese Zahlen gelten als Durchschnitt für das gesamte sowjetrussische Gebiet. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in einem Gebiet mit einer großen Judendichte wie bei Weissruthenien der Prozentsatz noch weit höher lag. Aber auch bei diesen Zahlen ist zu berücksichtigen, dass in dem zahlenmäßigen Vergleich nur diejenigen Juden erfasst werden konnten, die sich auch tatsächlich zum Judentum bekannten. Die getarnten Juden oder Mischlinge sind bei dieser Aufstellung nicht erfasst. Wenn auch in der Sowjetunion jede antisemitische Regung unterdrückt wurde – wurde doch schon die einfache Bezeichnung „Jude“ unter Strafe gestellt –, zogen es die Juden dennoch vor, sich weitgehendst zu tarnen. Auch die Haltung der Juden selbst ist in den beiden Teilen Weissrutheniens grundverschieden. Während der Jude im ehemaligen polnischen Gebiet seit unendlichen Zeiten verfolgt wurde und daher auch in den letzten Jahren nur ungern in den Vordergrund [sic], hatte der Sowjetjude in den 25 Jahren jüdisch-bolschewistischer Herrschaft ein ausserordentlich selbstbewusstes und arrogantes Wesen angenommen, dass er nach dem Einzug der deutschen Truppen diese Haltung beibehielt. Erst die von der Sicherheitspolizei und dem SD begonnene Lösung der Judenfrage konnte hier Wandel schaffen.


  Die Zahl der heute noch im Bereich des Generalkommissariates Weissruthenien vorhandenen Juden kann nur annähernd schätzungsweise angegeben werden, da darüber jegliche Angaben fehlen. Selbst das Generalkommissariat ist nicht in der Lage, eine ungefähre Zahl der noch vorhandenen Juden anzugeben. Es kann mit einer Gesamtzahl von rund 128.000 Juden gerechnet werden. Durch Exekutionen wurden, soweit dies durch das jetzige Kommando der Sicherheitspolizei und des SD festgestellt werden konnte, rund 41.000 Juden erschossen. Hierbei sind nicht erfasst die Zahlen der durch die früheren Einsatzkommandos durchgeführten Aktionen,3 ferner fehlen jegliche Unterlagen über die von der Wehrmacht durchgeführten Judenexekutionen. Nach schätzungsweisen Angaben sind von der Wehrmacht bis zum Dezember 1941 ungefähr 19.000 Personen als Partisanen und Verbrecher erschossen worden. Man wird nicht fehlgehen, wenn man annimmt, dass in dieser Zahl weit über die Hälfte Juden enthalten sind. Ein grosser Teil des Judentums ist jedoch beim Anrücken der deutschen Truppen ostwärts abgewandert. In Minsk selbst leben z.Zt. rund 18.000 russische und 7000 deutsche Juden. Die endgültige und grundlegende Bereinigung der Judenfrage im weissruthenischen Raume stösst insofern auf erhebliche Schwierigkeiten, als gerade hier das Judentum einen ausserordentlichen hohen Prozentsatz an Facharbeitern stellt. Diese sind für den wirtschaftlichen Aufbau des Ostraums vorerst unentbehrlich. Ein gewisser Prozentsatz dieser Fachkräfte wird vielleicht erst nach Jahren durch geeignete weissruthenische Facharbeiter ersetzt werden können. Zu berücksichtigen ist dabei, dass der Jude eine ausserordentlich billige Arbeitskraft darstellt. Demgegenüber steht die Tatsache, dass gerade das Judentum nach wie vor der verlässlichste Träger der bolschewistischen Idee ist und es auch bleiben wird. In allen Gegenden, in denen sich jüdische Siedlungsgebiete befinden, ist auch eine wesentlich verstärkte Aktivierung der russischen Widerstands- und Partisanenbewegung festzustellen. Wenn der Jude auf Grund seiner rassisch bedingten Charaktereigenschaften auch nicht selbst als Partisan tätig wird oder aktiv gegen die Deutschen vorgeht, so unterstützt er doch die Kräfte des Widerstandes nachrichtendienstlich und durch Stellung von Kleidung usw. Die Wehrmacht hat diesem Moment insofern Rechnung getragen, als alle die ihr nahestehenden Betriebe die Anweisung erhalten haben, die jüdischen Arbeitskräfte systematisch durch geeignete russische Kriegsgefangene zu ersetzen. Im Interesse einer allgemeinen Befriedung des Ostraumes ist die endgültige Lösung der Judenfrage unter entsprechender Berücksichtigung der wirtschaftlichen Erfordernisse unbedingt unerlässlich. Zwischen der Wehrmacht und dem Generalkommissariat bestehen in dieser Hinsicht grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten, da die Wehrmacht die Lösung der Judenfrage aus Gründen der allgemeinen Sicherheit für unbedingt notwendig erachtet, während die Zivilverwaltung im Hinblick auf die wirtschaftlichen Notwendigkeiten eine baldige Lösung der Judenfrage für unzweckmäßig hält. Die Abgrenzung der Juden in besonderen Ghettos ist in Weissruthenien nahezu abgeschlossen. Alle einigermaßen arbeitsfähigen Juden und Jüdinnen werden von den Dienststellen der Wehrmacht, der Zivilverwaltung und deutschen Behörden in weitgehendstem Maße herangezogen. Eine ganz erhebliche Schwierigkeit bildet die ausreichende Verpflegung der Juden im Interesse der erforderlichen Arbeitsfähigkeit. Dieses Problem ist gerade in Minsk nur in geringem Maße gelöst. Neben einem allgemeinen Nachlassen der Arbeitskräfte bildet eine zu stark unterernährte Judenschaft wegen der erhöhten Anfälligkeit gegenüber allen seuchenartigen Krankheiten einen erheblichen Gefahrenherd.


  Eine Sonderstellung innerhalb des Judenproblems in Weissruthenien nehmen die im Ghetto Minsk untergebrachten 7000 reichsdeutschen Juden ein.4 Diese sind transportweise in verschiedenen Vierteln des Ghettos untergebracht. Auf Wunsch des Generalkommissars wurden die Wohnviertel der deutschen Juden nach den russischen Judenvierteln hin durch Stacheldrahtverhaue abgesperrt, so dass sich heute folgende Lage ergibt: Die deutschen Juden sind zwar von den russischen Juden durch einen Stacheldrahtzaun abgetrennt, dagegen ist die Umzäunung des Gesamtghettos und damit die Abgrenzung gegen die weissruthenischen Wohnbezirke noch nicht durchgeführt. Wenn auch die reichsdeutschen Juden nur eine geringe Zahl Facharbeiter zu stellen vermögen, so sind sie doch auf Grund ihrer deutschen Sprache und ihrer grösseren Sauberkeit weit begehrter als die russischen Juden. Einen interessanten Einblick in die derzeitigen Verhältnisse geben folgende Zahlen: Das reichsdeutsche Ghetto Minsk hat einen Bestand von rund 7000 Personen. Davon sind rund 1800 Männer arbeitsfähig. Weit über 900 dieser arbeitsfähigen Männer sind jedoch z.Zt. nicht einsatzfähig, da sie infolge der Unterernährung krank sind. Die hauptsächlichsten Krankheiten sind 370 Fälle Hungerruhr, 102 Erfrierungen, 135 eitrige Wunden, 20 Augenbindehautentzündung, 25 Lungenentzündung, 63 Grippe und rheumatische Erkrankungen, 30 Blasenkatarrhe. Diesen Zahlen ist der Krankheitsstand vom 31.12.41 zugrundegelegt. Ähnlich den angeführten Zahlen liegen die Verhältnisse im russischen Ghetto, wobei zu berücksichtigen ist, dass dort die Zustände aufgrund der allgemeinen Gegebenheiten weit ungünstiger liegen. Die deutschen Juden in Minsk erfreuen sich der besonderen Fürsorge des Generalkommissars Herrn Gauleiter Kube.5 Bei einer Besichtigung des Ghettos im November 1941 erfuhr Gauleiter Kube u.a., dass sich im Ghetto Juden befinden, deren nächste Angehörige im Felde stehen. Gauleiter Kube zeigte sich sehr interessiert und erklärte, diese Fälle dem Führer berichten zu wollen. Im Berliner Teil des Ghettos hielt Gauleiter Kube zwei seiner Meinung nach arisch aussehende Mädchen an. Durch einen politischen Leiter liess er die Personalien der Mädchen feststellen und aufschreiben. Ein im Generalkommissariat vorwiegend für die Stenotypistinnen beschäftigter jüdischer Friseur hat die Erlaubnis, ohne Stern im Gebäude des Generalkommissariats zu arbeiten, um die Reichsdeutschen, die sich von den Juden frisieren lassen, nicht durch den dauernd vor Augen gehaltenen Stern so sehr vor den Kopf zu stossen. Der Älteste des deutschen Ghettos hat laufend Zutritt zum Generalkommissariat und man gibt ihm dort in hinreichendem Maße Gelegenheit, seine Beschwerden vorzubringen. Der Stellvertreter des Judenältesten hat sich kürzlich darüber beschwert, dass ihm ein Altparteigenosse gedroht hat, zu prügeln und ihm notfalls eine Kugel durch die Rippen zu jagen. Eine weitere schriftliche Beschwerde wurde von seiten des Judenrates über einen SS-Hauptsturmführer vom Stabe des SS- und Polizeiführers geführt, da dieser einen Juden wegen ungenügender Arbeitsleistung geprügelt hat. Auf Grund wiederholter Vorstellungen des deutschen Judenrates über die ausserordentlich ungünstige Verpflegung des deutschen Ghettos waren die Verhandlungen im Gange über die Übernahme des sogenannten Sonderghettos, d.h. die deutschen Juden, in die Wehrmachtsverpflegung. Ein Oberzahlmeister der Wehrmacht erklärte dabei, er verpflege derartig viele Personen, dass ihm die Verpflegung von 7000 Juden keinerlei Schwierigkeiten bereite. Die reichsdeutschen Juden fühlten sich bei ihrer Ankunft in Minsk durchaus als Ostpioniere und glaubten grösstenteils zur Lösung von kolonisatorischen Aufgaben herangezogen zu werden. Als sie dann aber ins Ghetto Minsk getrieben wurden und dort seit geraumer Zeit unter ausserordentlich ungünstigen Verhältnissen leben müssen, verbreitete sich unter ihnen die Ansicht, dass es sich bei dieser Umsiedlung nur um eine vorübergehende Maßnahme handele und sie nach Kriegsschluss wieder in das Reich zurückkehren würden. An diesem Gedanken richten sich die meisten Juden auf und ertragen leichter die derzeitigen Schwierigkeiten. Der geringe Teil der Juden, der über die Zukunft völlig klar sieht, lässt seine Meinung nicht laut werden. Mit der den Juden eigenen Anpassungsfähigkeit versuchen sie nun, ihr Leben den Umständen entsprechend erträglich zu gestalten. So haben z.B. die Brünner Juden Varietéveranstaltungen durchgeführt, die mit – soweit man das bei den Juden sagen kann – recht ordentlichen Kräften besetzt waren. Verschiedentliche Äusserungen von Juden lassen ferner darauf schliessen, dass sich im deutschen Ghetto ein lebhaftes Geschlechtsleben entwickelt hat. Ob der Geschlechtsverkehr nun um seiner selbst willen ausgeführt wird oder im Hinblick auf eine möglich[st] starke Nachkommenschaft, muss dahin gestellt bleiben. Die in allen Ghettos vorhandene Zusammendrängung einer grossen Anzahl Menschen auf kleinstem Raume bildet naturgemäß einen erheblichen Gefahrenherd für die Ausbreitung von Seuchen. Bei Beginn des Frühjahrs muss damit gerechnet werden, dass die Ghettos Ausgangspunkt seuchenähnlicher Krankheiten sind, durch die nicht nur die weissruthenische Bevölkerung, sondern auch die reichsdeutschen Behörden und die Wehrmacht in Mitleidenschaft gezogen werden. Die im Anfang Januar 1942 durchgeführte Pelzaktion innerhalb des deutschen Ghettos erbrachte folgendes Ergebnis: 329 Mäntel, 159 Jacken, 128 Felle, 300 Muffe, 2146 Pelzkragen, 100 Pelzkappen, 440 Boas. Liquidierungsaktionen grösseren Umfanges lassen sich – auch wenn es wirtschaftliche Belange gestatten – bei der derzeitigen Wetterlage nicht durchführen, da der tiefgefrorene Boden das Ausheben der Massengräber nicht zulässt.


  Burkhardt6

  SS-Obersturmführer und Krim.Kom.
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  1 Als Überblick: Enzyklopädie des Holocaust, Bd.3, S.1567–1573.


  2 Belorussische Sowjetrepublik.


  3 Der Autor bezieht sich hier auf die Exekutionen durch die Kdos. der EG B, die mittlerweile ostwärts weitergezogen waren u. ihr bisheriges Territorium an die EG A abgetreten hatten.


  4 Vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.747–761.


  5 Wilhelm Kube, geb. 1887, 1928 Gauleiter NSDAP-Gau Ostmark, 1941 Gen.kom. für Weißruthenien, gest. 1943.


  6 Kurt Burkhardt, geb. 1912, KK Stapo-Stelle Erfurt, 1941 Teilkdo.fhr. SK 1b, dann Leiter IV KdS Weißruthenien, gefallen 1942; BB CdS Nr.42 v. 19.9.1942, BAB, RD 19/2; BAL, ZK: Kurt Burkhardt.


  101) Berichtsfragment Sonderkommando 1b: Judentum (undat./Jan. 1942)


  II. Judentum:


  Auf Grund der zaristischen Gesetzgebung war es den Juden bis zum Weltkrieg nicht möglich, im Berichtsraum Fuss zu fassen. Dies änderte sich sofort nach der bolschewistischen Revolution vom Jahre 1917. Viele Juden, die in Leningrad beschäftigt waren, nahmen ihren Wohnsitz außerhalb der Stadt. In dem landschaftlich verhältnismäßig angenehmen Slutzk (Pawlowsk) hatten sich bereits 1941 10.000 Juden festgesetzt, und auch Puschkin war mit etwa 6000 Juden stark verjudet. Genaue Unterlagen über den prozentuellen Anteil der Juden an der Gesamtbevölkerung des Berichtsraumes waren nicht zu beschaffen. Jedenfalls ist die Mehrzahl der Juden beim Rückzug der Roten Armee mit nach Leningrad geflohen. Soweit noch Juden von den Kommandos der Einsatzgruppe vorgefunden wurden, erfolgte deren Beseitigung. Ein Teil der Juden hatte es binnen kurzer Zeit verstanden, sich in typisch jüdischer Weise als Dolmetscher bei den Wehrmachtsdienststellen unentbehrlich zu machen. Durch einzelne Verhandlungen mit den jeweiligen Truppenteilen kam es auch hier zu einer Bereinigung der Judenfrage. Trotz einer zweifellos latent vorhandenen antisemitischen Grundeinstellung nahm die Mehrzahl der Bevölkerung keine ausgesprochen judengegnerisch aktive Haltung ein. Es muß angenommen werden, dass jahrelange bolschewistische Propaganda jeden gesunden und natürlichen Antisemitismus des russischen Volkes, wenn auch nicht völlig ausgelöscht, so doch zumindest gebrochen hat.
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  102) Einsatzbefehl Sonderkommando 11b vom 12.1.1942


  Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD O.U., den 12.Januar1942 beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

  Sonderkommando 11b


  Einsatzbefehl1


  1.) Auf Befehl des AOK 11 – O-Qu – wird am 12.1.1942 um 11 Uhr schlagartig eine Aktion zur Erfassung unzuverlässiger Elemente (Partisanen, Saboteure, evtl. Feindtruppen, Fallschirmspringer in Zivil, Juden, führende Kommunisten usw.) durchgeführt.


  2.) AOK 11 – O-Qu – hat die Einsatzgruppe D – Sonderkommando 11b – der Sicherheitspolizei und des SD mit der Durchführung der Aktion beauftragt. Dem Skdo. 11b werden die dem Stadtverteidigungskommandanten zur Verfügung stehenden Kräfte in Stärke von 2320 Mann sowie 55 Mann der Feldgendarmerie und 20 Mann der GFP zur Verfügung gestellt.


  3.) Die Führung der Aktion hat der Führer des Sonderkommandos 11b, SS-Sturmbannführer Dr. Braune2. Die Befehlsstelle befindet sich in der Ortskommandantur.


  4.) Die Stadt wird in 6 Einsatzbezirke eingeteilt, die sich mit den Bezirken des Stadtverteidigungskommandanten und der Miliz decken. Bezirksführer sind: I. Bezirk Oberleutnant Wasikowsky, II. Bezirk Oberleutnant Teuerer, III. Bezirk Hauptmann Suchansky, Bezirk Hauptmann Salffner, V. Bezirk Hauptmann Giedel, VI. Bezirk Hauptmann Dr. Tominig.


  5.) Zur Durchführung des Einsatzes in diesen Bezirken stehen zur Verfügung: Bezirk I: 350 Wehrmachtsangehörige des eigenen Bezirks, 10 Feldgendarme, 3 Mann GFP, 1 Führer, 1 Dolmetscher, 6 Unterführer und Männer, 3 weitere Dolmetscher und 4 Lkw der Sicherheitspolizei und des SD. Bezirk II: 500 Wehrmachtsangehörige des eigenen Bezirks, 10 Mann Feldgendarmerie, 3 Mann Geheime Feldpolizei, 1 Führer, 1 Dolmetscher, 6 Unterführer und Männer, 3 weitere Dolmetscher und 3 Lkw der Sicherheitspolizei und des SD. Bezirk III: 250 Wehrmachtsangehörige des eigenen Bezirks, 9 Mann Feldgendarmerie, 3 Mann Geheime Feldpolizei, 1 Führer, 1 Dolmetscher, 6 Unterführer und Männer, 3 weitere Dolmetscher und 3 Lkw der Sicherheitspolizei und des SD. Bezirk IV: 300 Wehrmachtsangehörige des eigenen Bezirks, 7 Mann Feldgendarmerie, 3 Mann Geheime Feldpolizei, 1 Führer, 1 Dolmetscher, 6 Unterführer und Männer, 3 weitere Dolmetscher und 2 Lkw der Sicherheitspolizei und des SD. Bezirk V: 350 Wehrmachtsangehörige des eigenen Bezirks,150 Wehrmachtsangehörige des Bezirks I (Frontsammelstelle), 9 Mann Feldgendarmerie, 3 Mann Geheime Feldpolizei, 1 Führer, 1 Dolmetscher, 6 Unterführer und Männer, 3 weitere Dolmetscher und 5 Lkw der Sicherheitspolizei und des SD. Bezirk VI: 300 Wehrmachtsangehörige des eigenen Bezirks, 120 Wehrmachtsangehörige des Berück, 5 Mann Feldgendarmerie, 3 Mann Geheime Feldpolizei, 1 Führer, 1 Dolmetscher, 6 Unterführer und Männer, 3 weitere Dolmetscher und 2 Lkw der Sicherheitspolizei und des SD.


  6.) Um 9 Uhr findet eine Vorbesprechung bei den einzelne Bezirksführern statt. Daran nehmen teil: 1 Führer, 1 Dolmetscher, 6 Unterführer und Männer der Sicherheitspolizei und des SD, die Männer der Geheimen Feldpolizei und Feldgendarmerie sowie die evtl. einzusetzenden Führer für die Teilbezirke. Um 9.30 Uhr treten die eingesetzten Kräfte an folgenden Stellen an: Bezirk I: Im Park vor der Ortskommandantur, Bezirk II: Auf dem Bahnhofsplatz, Bezirk III: Auf dem Hof des Wiko.3 (Mendelewskaja), Bezirk IV: Wabereshnaja-ulica, Bezirk V: Malobessarnala-ulica 2, Bezirk VI: Nowo-Madonaja 14.


  7.) Von den Antreteplätzen aus werden die einzelnen Männer in möglichst unauffälliger Form an die Einsatzplätze gebracht; dort beginnt um 11 Uhr schlagartig der Einsatz.


  8.) Einzelheiten des Einsatzes bestimmen die Führer der Einsatzbezirke gemäß den in der Besprechung am 11.1.1942, 18 Uhr, erteilten Richtlinien. Es ist dabei folgendes zu beachten: Die einzelnen Bezirke sind vollständig abzuriegeln, nach Erfordernis in zwei oder mehrere Unterbezirke einzuteilen und dann straßenweise durchzukämmen. Soweit erforderlich und kräftemäßig möglich, sind die Häuser mit zu überholen. Sämtliche männlichen Straßenpassanten und evtl. verdächtige weibliche Personen (in den Häusern die Bewohner) sind zu überprüfen und alle verdächtig erscheinenden Personen zu den unter Ziffer 6.) angegebenen Antreteplätzen zu bringen. Dort werden sie einer zweiten eingehenden Überprüfung unter Zuhilfenahme orts- und personenkundiger Personen (Miliz, vertrauenswürdige Tataren usw.) unterzogen. Die dann noch verbleibenden Personen werden mit den zur Verfügung stehenden Lkws zum Dulag 241 – ulica Schigalinoy – gebracht, wo vom Sonderkommando 11b über ihre weitere Behandlung entschieden wird. Besonders wichtige verdächtige Personen, die sofort vernommen und überprüft werden müssen, werden von den Sammelplätzen der einzelnen Bezirke unmittelbar zum Sonderkommando 11b, Studentenstraße 12, gebracht.


  9.) Ausrüstung wie mündlich befohlen. Nach der Durchführung der Aktion treten die beteiligten Führer und Männer wieder auf den unter Ziffer 6.) angeführten Antreteplätzen an.


  10.) Die Führer der 6 Einsatzbezirke erstatten dem Sonderkommando 11b nach Durchführung der Aktion Erfolgs- und Erfahrungsbericht. Eine Durchschrift der Berichte ist dem Stadtverteidigungskommandanten einzureichen.


  Der Führer des Sonderkommandos 11b

  Dr. Braune

  SS-Sturmbannführer


  Verteiler:


  AOK 11–O-Qu: 2, Einsatzgruppe D: 1, Stadtverteidigungskommandant: 7, Ortskommandant: 1, Ic/AO: 1, Berück: 1, GFP: 1, Feldgendarmerie: 1 = 15
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  1 Bezieht sich auf die Stadt Simferopol.


  2 Dr. Werner Braune, geb. 1909, Jurastudium, 1931 NSDAP u. SA, 1932 Referendarexamen, 1933 Dr.jur., 1934 SS u. SD-HA, 1935 Ustuf. u. Leiter Hauptabt. II 22, 1938 Hstuf., Fhr. SD-UA Münster u. stellv. Leiter Stapo-Stelle Münster, 1939 zur Stapo-Stelle Koblenz u. Stubaf., 1940 Leiter Stapo-Stelle Wesermünde, 1941 dto. Stapo-Stelle Halle, Okt. 1941 Kdr. SK 11b, Juli 1942 zur Stapo-Stelle Halle zurück, 1943 Ostubaf. u. abgeordnet zur Reichsstudentenführung als Hauptgeschäftsfhr. des deutsch-akademischen Austauschdienstes, Jan. 1945 KdS Oslo, 1948 im Nürnberger EG-Prozeß zum Tod verurteilt, 1951 hingerichtet; BAB, BDC, SSO u. RuSHA Dr. Werner Braune; BAL, ZK: Dr. Werner Braune; Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.305ff., 417f., 445f., 490ff., 496ff., 581f., 722.


  3 Wirtschaftskommando.


  


  


  103) Befehl Reichssicherheitshauptamt I an Einsatzgruppen vom 19.1.1942


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

      

      	
        Berlin, den 19.1.1942

      
    


    
      	
        Amt I – Tgb.-Nr.85/42

      

      	
        

      
    


    
      	
        An die Chefs der Einsatzgruppen A–D

      

      	
        

      
    

  


  Die gesamte Personallage im Reich macht eine Verstärkung der Sicherheitspolizei im Osten durch reichsdeutsche Kräfte vorläufig unmöglich. Entgegen anfänglicher Ablehnung muss deswegen doch daran gedacht werden, die Sicherheitspolizei durch den Einsatz geeigneter einheimischer Kräfte zu verstärken. Ich bitte deshalb zu überprüfen, ob sich in dem Zuständigkeitsbereich der Einsatzgruppe nicht volkstumsmäßig und gesinnungsmäßig geeignete Elemente finden, die zur Aufstellung von besonderen Einheiten, die zur Ergänzung der Sicherheitspolizei dienen sollen, geeignet sind. Aufstellung, Ausbildung und Einsatz wäre anzulehnen an die im Reichskommissariat Ostland bereits aufgestellten sogen. Schutzmannschaften, eine Bezeichnung, die zweckmäßigerweise auch für die Einheiten der Sicherheitspolizei zu übernehmen wäre mit dem Zusatz „der Sicherheitspolizei“.1 Die zahlenmäßige Stärke dieser sicherheitspolizeilichen Schutzmannschaften richtet sich nach den örtlichen Verhältnissen. Es muss davon ausgegangen werden, daß nicht nur die Führung durch die deutsche Sicherheitspolizei, sondern auch die ständige zuverlässige Kontrolle dieser Einheiten durch die deutsche Sicherheitspolizei gewährleistet ist. Der Einsatz dieser Formationen darf demgemäß auch nur dort erfolgen, wo deutsche Angehörige der Sicherheitspolizei die Überwachung des Einsatzes übernehmen können. Das bei früherer Gelegenheit mit der Einsatzgruppe A festgelegte Stärkeverhältnis der Schutzmannschaften zur deutschen Sicherheitspolizei von 1 zu 1 wird hiermit aufgehoben. Bezüglich der Bekleidung und Ausrüstung der Schutzmannschaften muss ich auf die zur Verfügung stehenden Hilfsquellen der besetzten Ostgebiete hinweisen, da eine Bereitstellung von Material aus dem Reich nicht möglich sein wird. Hinsichtlich der Besoldung ist davon auszugehen, daß die Schutzmannschaften keinesfalls nach den für Reichsdeutsche geltenden Sätzen entlohnt werden dürfen. Ihre Entlohnung muss bewusst niedrig gehalten werden. Auch die z.Zt. im Land herrschende Teuerung darf nicht Anlass sein, den Schutzmannschaften zu hohe Löhne zu zahlen, die später, ohne Unzufriedenheit zu erregen, nicht reduziert werden können. Die gezahlten Sätze dürfen in der Regel 1/3 der für reichsdeutsche Hilfspolizisten vorgesehenen Sätze nicht übersteigen. Ich bitte zur Frage der Besoldung um Vorschläge im Zusammenhang mit der Meldung darüber, welche Elemente des dortigen Zuständigkeitsbereiches evtl. für die Bildung von Schutzmannschaften in Frage kommen.


  gez. Unterschrift


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Ruth Bettina Birn: Kollaboration und Mittäterschaft. Die Inkorporierung von einheimischem Personal in die Sicherheitspolizei in den besetzten Ostgebieten, in: Wildt: Nachrichtendienst, politische Elite und Mordeinheit, S.303–323.


  


  


  104) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 25.1.1942: Endlösung der Judenfrage


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

        847/41

      

      	
        Berlin, den 25.Januar1942

      
    

  


  An die Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD, die Inspekteure der Sicherheitspolizei und des SD, den Beauftragten des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD, Dienststellen Paris und Brüssel, die Einsatzgruppe der Sicherheitspolizei und des SD in Belgrad, die Dienststelle der Sicherheitspolizei und des SD in Athen, die Einsatzgruppen A–D


  Betrifft: Endlösung der Judenfrage1


  Bezug: Ohne, Anlage: 1 Fotokopie


  Als Anlage übersende ich Fotokopie eines Bestellungsschreibens des Reichmarschalls des Großdeutschen Reiches/Beauftragten des Vierteljahresplanes und Vorsitzenden des Ministerrats für die Reichsverteidigung vom 31.7.1941 mit der Bitte um Kenntnisnahme und Beachtung. Danach bin ich beauftragt, alle für eine Gesamtlösung der Judenfrage innerhalb des deutschen Einflußgebietes in Europa erforderlichen Vorbereitungen in organisatorischer, sachlicher und materieller Hinsicht zu treffen. Die vorbereitenden Arbeiten sind eingeleitet.


  gez.: Heydrich


  
    
      	
        Reichsmarschall des Großdeutschen Reiches

      

      	
        Berlin, den 7.19412

      
    


    
      	
        Beauftragter für den Vierjahresplan

      

      	
        

      
    


    
      	
        Vorsitzender des Ministerrats für die Reichsverteidigung

      

      	
        

      
    


    
      	
        An den Chef der Sicherheitspolizei und des SD, SS-Gruppenführer Heydrich, Berlin

      

      	
        

      
    

  


  In Ergänzung der Ihnen bereits mit Erlaß vom 24.1.393 übertragenen Aufgabe, die Judenfrage in Form der Auswanderung oder Evakuierung einer den Zeitverhältnissen entsprechend möglichst günstigen Lösung zuzuführen, beauftrage ich Sie hiermit, alle erforderlichen Vorbereitungen in organisatorischer, sachlicher und materieller Hinsicht zu treffen für eine Gesamtlösung der Judenfrage im deutschen Einflußgebiet in Europa. Soferne hierbei die Zuständigkeiten anderer Zentralinstanzen berührt werden, sind diese zu beteiligen. Ich beauftrage Sie weiter, mir in Bälde einen Gesamtentwurf über die organisatorischen, sachlichen und materiellen Vorausmaßnahmen zur Durchführung der angestrebten Endlösung der Judenfrage vorzulegen.


  Göring


  LVVA, 1026–1–3 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Heydrich hatte Photokopien von Görings Schreiben auch den Einladungen zu der am 20.1.1942 stattfindenden Wannsee-Konferenz beigelegt; vgl. Mark Roseman: Die Wannsee-Konferenz. Wie die NS-Bürokratie den Holocaust organisierte, München 2002; Browning/Matthäus: Die Entfesselung der „Endlösung“, S.580–592.


  2 Das Maschinenschreiben ist durch handschriftlichen Zusatz auf den 31.7.1941 datiert.


  3 Abgedruckt in: Rolf Vogel: Ein Stempel hat gefehlt. Dokumente zur Emigration deutscher Juden, München 1977, S.291.


  


  


  105) Schnellbrief Reichsführer-SS vom 29.1.1942: Braune Mappe für die Reichskommissariate Ostland und Ukraine


  
    
      	
        Der Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei

      

      	
        Berlin SW 11, den 29.Januar1942

      
    


    
      	
        im Reichsministerium des Innern

      

      	
        Prinz-Albrecht-Str. 8

      
    


    
      	
        S II A 2 Nr.87II/42 – 176

      

      	
        Fernsprecher 120.040

      
    


    
      	
        Schnellbrief

      

      	
        Abschrift

      
    

  


  Betrifft: Braune Mappe für die Reichskommissariate Ostland und Ukraine


  Vorgang: Hiesiges Schreiben vom 10.1.42 – S II A 2 Nr.295VIII/41


  Im Nachgang zu Ziffer 10 meines Schreibens vom 10.1.1942 übersende ich die von mir für erforderlich gehaltene Fassung der Richtlinien über die Behandlung der Judenfrage mit der Bitte um weitere Veranlassung.


  An den Herrn Reichsminister für die besetzten Ostgebiete in Berlin


  Abschrift Herrn Dr. Wetzel im Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete, Berlin, Rauchstraße 17, mit der Bitte um Kenntnisnahme


  Im Auftrage: gez. Dr. Bilfinger1


  Richtlinien über die Behandlung der Judenfrage2


  1. Allgemeines


  Alle Maßnahmen zur Judenfrage in den besetzten Ostgebieten sind unter dem Gesichtspunkt zu treffen, dass die Judenfrage für ganz Europa generell gelöst werden muss. Dabei sind in den besetzten Ostgebieten derartige Maßnahmen, die der endgültigen Lösung der Judenfrage und damit der Ausscheidung des Judentums dienen, in keiner Weise zu behindern. Gerade in den besetzten Ostgebieten ist eine recht baldige Lösung der Judenfrage anzustreben. Voraussetzung ist, dass die betreffenden Maßnahmen von Seiten der zuständigen Stellen veranlasst werden. Ein etwaiges Vorgehen der örtlichen Zivilbevölkerung gegen die Juden ist jedoch dann nicht zu hindern, wenn sich dies mit dem Gebot der Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung im Rücken der kämpfenden Truppe vereinbaren lässt.


  2. Bevölkerungsstand


  Das Judentum stellt in den einzelnen Reichskommissariaten und innerhalb dieser in den Generalkommissariaten einen sehr verschieden starken Anteil an der Gesamtbevölkerung. Zum Beispiel leben in Weissruthenien und der Ukraine Millionen von Juden, die hier seit Generationen ansässig sind. In den zentralen Gebieten der UdSSR dagegen sind die Juden zum weitaus grösseren Teil erst in der bolschewistischen Zeit zugezogen. Eine besondere Gruppe stellen die im Gefolge der Roten Armee 1939 und 1940 nach Ostpolen, der Westukraine, West-Weissruthenien, den baltischen Ländern, Bessarabien und Buchenland eingedrungenen Sowjetjuden dar. Zu diesen Juden treten nunmehr noch die deutschen Juden, die aus dem Reich in die besetzten Ostgebiete transportiert werden und mit der Verlegung ihres gewöhnlichen Aufenthalts gemäß §2 der 11. Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25.11.1941 – RG Bl. I S.722 – die deutsche Staatsangehörigkeit verlieren. Die noch vorhandene jüdische Bevölkerung ist durch Einführung der Meldepflicht zu erfassen. Alle Juden sind durch sichtbare Abzeichen (gelber Judenstern) zu kennzeichnen.


  3. Absonderung aus der übrigen Bevölkerung


  Solange Maßnahmen, die der Ausscheidung des Judentums dienen, noch nicht vorgenommen sind, sind die vorhandenen Juden streng von der übrigen Bevölkerung abzusondern. Dabei ist zu beachten, dass die Juden in der Sowjetunion, und zwar besonders in den Kerngebieten der Sowjetunion, seit der bolschewistischen Revolution es häufig versucht haben, sich zu tarnen. Zahlreiche Juden haben ihr mosaisches Bekenntnis aufgegeben und russische Familien-, Vor- und Vatersnamen angenommen. Es ist anzuordnen, dass alle zu Lebzeiten des Meldepflichtigen oder, soweit ihm bekannt, bei seinen Vorfahren erfolgten Namensänderungen von Juden zu melden und rückgängig zu machen sind. Das gleiche gilt für frühere Austritte aus der jüdischen Religionsgemeinschaft und Übertritte (häufig mehrfache) zu anderen Bekenntnissen. Jüdische Tarnungsversuche werden in den Reichskommissariaten Ostland und Ukraine, wo der grössere Teil der Juden seit Generationen ansässig ist, leichter zu verhindern sein als in den anderen Reichskommissariaten. Sowjetisches Archivmaterial ist, soweit erhalten, heranzuziehen. Auch dürfte es zweckmäßig sein, nach alten russischen Pässen zu forschen, da in den Pässen gewöhnlich ein Konfessionswechsel vermerkt war. Die Freizügigkeit ist für alle Juden sofort aufzuheben. Eine Überführung in Ghettos ist durchzuführen, die in Weissruthenien und in der Ukraine durch das Vorhandensein zahlreicher mehr oder weniger geschlossener jüdischer Niederlassungen erleichtert wird. Diesen Ghettos kann unter Aufsicht eine jüdische Selbstverwaltung mit jüdischer Polizei gegeben werden. Die Bewachung der Grenzen zwischen dem Ghetto und der Aussenwelt ist Sache der Polizei. Eine weitere Vermischung mit der übrigen Bevölkerung, z.B. durch Eheschliessung, geschäftliche Verbindungen u. dgl., ist zu vermeiden und zu verhindern.


  4. Wirtschaftliche Betätigung


  Die Maßnahmen, die der Ausscheidung des Judentums dienen, sind ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Belange durchzuführen. Soweit derartige Maßnahmen noch nicht angeordnet sind, ist eine Betätigung der Juden in öffentlichen Berufen und im Handel ausgeschlossen. Die Juden sind unter Aufsicht zu produktiver, weitgehend körperlicher Arbeit heranzuziehen (Strassen-, Eisenbahn-, Kanalbau, Landwirtschaft usw.). Jüdische Fabrikarbeiter, Handarbeiter und Heimarbeiter können ihrer Beschäftigung weiter nachgehen; dabei ist jedoch eine Zusammenfassung in rein jüdische Betriebe unter Aufsicht der Zivilverwaltung anzustreben. Wo jüdische Landwirtschaftsbetriebe (z.B. Kollektive) vorhanden sein sollten, haben diese unter straffer Aufsicht ihre Arbeit fortzusetzen. Das gesamte jüdische Vermögen ist anzumelden. Vermögensverschiebungen der Juden sind zu verhindern.


  5. Kulturelle Betätigung


  Eine kulturelle Betätigung der Juden innerhalb der übrigen jüdischen Bevölkerung kommt nicht in Betracht. Eine jüdische Presse ist nicht zuzulassen. Das Schächten ist zu verbieten.


  BAB, R 6/74


  


  


  


  1 Dr. Rudolf Bilfinger, geb. 1903, Jurastudium, 1923 NSDAP, 1937 SS u. zum HA Sipo, 1941 Ostubaf., 1943 KdS Toulouse, gest. 1996; BAL, ZK: Dr. Rudolf Bilfinger; vgl. Bernhard Brunner: Der Frankreich-Komplex. Die nationalsozialistischen Verbrechen in Frankreich und die Justiz der Bundesrepublik Deutschland, Göttingen 2004.


  2 Vgl. Dok. 37.


  


  


  106) Gesamtbericht Einsatzgruppe A für die Zeit vom 16.10.1941–31.1.1942 (undat./Febr. 1942) (Auszüge)


  Geheime Reichssache


  Einsatzgruppe A


  III. Juden1


  Die systematische Säuberungsarbeit im Ostland umfasste gemäß den grundsätzlichen Befehlen die möglichst restlose Beseitigung des Judentums. Dieses Ziel ist mit Ausnahme von Weissruthenien im wesentlichen durch die Exekutionen von bislang 229.052 Juden (s. Anlage) erreicht. Der in den baltischen Provinzen verbleibende Rest wird dringend zur Arbeit benötigt und ist in Ghettos untergebracht. Zur Erreichung dieses Zieles waren in den verschiedenen Gebieten des Ostlandes verschiedenartige Maßnahmen erforderlich. In den 3 baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen kam das Judentum erst nach der Machtübernahme durch den Bolschewismus entscheidend zur Geltung. Aber auch schon vorher waren der Einfluss der Juden einerseits und die antijüdischen Regungen der Bevölkerung andererseits sehr stark. Im Nachstehenden werden die verschiedenen Gebiete des Ostlandes getrennt behandelt.


  1.) Estland


  Da bis in die Mitte des vorigen Jahrhunderts Estland zu einer Sperrzone des russischen Reiches gehörte, in die der Zuzug jüdischer Elemente von auswärts verboten war, ist das Judentum im Lande zahlenmäßig stets unbedeutend gewesen. Zu Beginn des Jahres 1940 lebten in Estland rund 4500 Juden bei einer Gesamtbevölkerung von 1,2 Mill. Wesentlich stärker als der Anteil der Juden an der Gesamtbevölkerung war ihr Einfluss auf das Wirtschaftsleben des Landes. Die estnische Industrie war z.B. zu 11% in jüdischen Händen. Zur bolschewistischen Zeit wurde zwar das jüdische Privateigentum auch nationalisiert, die Juden selbst jedoch fast überall in ihren früheren Unternehmungen als Leiter belassen. Durch Verbindungen zum NKWD schafften sich die Juden eine sehr starke Position. Sie beherrschten die Presse, die Kulturinstitute, drängten sich in die freien Berufe und hatten als einzige völkische Minderheit, neben den Deutschen, das Recht einer eigenen Kulturselbstverwaltung. Mit dem Vormarsch der deutschen Truppen verliess die Mehrzahl der Juden, zusammen mit den sowjetrussischen Behörden, das Land. Etwa 2000 Juden verblieben im Lande zurück. Davon wohnten in Reval allein fast 1000. Der mit dem Anrücken der Wehrmacht gebildete estnische Selbstschutz begann zwar sofort Juden festzunehmen, doch unterblieben spontane Pogrome. Erst von Sicherheitspolizei und SD wurden die Juden nach und nach, soweit sie im Arbeitsprozess entbehrlich wurden, exekutiert. Heute gibt es in Estland keine Juden mehr.


  2.) Lettland


  Die Gesamtzahl der Juden in Lettland betrug im Jahre 1935: 93.479 oder 4,79% der Gesamtbevölkerung. Bei der bolschewistischen Machtübernahme in Lettland im Juni 1940 gelang es den sowjetrussischen Rassegenossen, den lettischen Juden, die vordem überwiegend zionistisch eingestellt waren, maßgebenden Einfluss zu verschaffen. Während es vor 1940 in Lettland keine Juden als Staatsbeamte gab und überhaupt kein Jude in der Staatsverwaltung tätig war, waren in der sowjetrussischen Republik schnell alle einflussreichen Staatsstellungen in den Händen der Juden. Die Hälfte aller Richter war jüdisch. In den höheren Instanzen, insbesondere im Tribunal, betrug die Zahl bis zu 80%. Ebenso stark war der Einfluss der Juden auf die Wirtschaft und im kulturellen Leben. Beim Einmarsch der deutschen Truppen gab es in Lettland noch 70.000 Juden. Der Rest war mit den Bolschewisten geflüchtet. Die verbliebenen Juden betätigten sich lebhaft als Saboteure und Brandstifter. So wurden in Dünaburg von den Juden derart viele Brände angelegt, dass ein grosser Teil der Stadt vernichtet wurde. Nach dem Terror der jüdisch-bolschewistischen Herrschaft – es wurden insgesamt 33.038 Letten verschleppt, verhaftet oder ermordet – wäre ein umfassendes Pogrom der Bevölkerung zu erwarten gewesen. Tatsächlich wurden jedoch durch einheimische Kräfte nur einige tausend Juden aus eigenem Antriebe beseitigt. Es war notwendig, in Lettland durch Sonderkommandos, unter Mithilfe ausgesuchter Kräfte der lettischen Hilfspolizei (meist Angehörige verschleppter oder ermordeter Letten) umfangreiche Säuberungsaktionen durchzuführen. Bis zum Oktober 1941 wurden durch diese Sonderkommandos rund 30.000 Juden exekutiert. Die restlichen, noch mit Rücksicht auf Wirtschaftsbelange unentbehrlichen Juden wurden in Ghettos zusammengefasst, die in Riga, Dünaburg und Libau errichtet wurden. Im Zuge der Bearbeitung von Strafsachen wegen Nichttragens des Judensterns, Schleichhandels, Diebstahls, Betruges, aber auch um der Seuchengefahr in den Ghettos vorzubeugen, wurden in der Folgezeit weiter Exekutionen durchgeführt. So wurden am 9.11.1941 in Dünaburg 11.034, Anfang Dezember 1941 durch eine vom Höheren SS- und Polizeiführer angeordnete und durchgeführte Aktion in Riga 27.800 und Mitte Dezember 1941 in Libau 2350 Juden exekutiert. Zurzeit befinden sich in den Ghettos (ausser den Juden aus dem Reich) lettische Juden in Riga rund 2500, Dünaburg rund 950, Libau rund 300. Diese sind als gute Fachkräfte für die Aufrechterhaltung der Wirtschaft z.Zt. noch unentbehrlich.


  3.) Litauen


  Bis zum Einmarsch der Bolschewisten lebten nach einer Zählung im Jahre 1923 in Litauen 153.743 Juden, die damit 7,58% der Gesamtbevölkerung darstellten. Während ihr Einfluss bis dahin im wesentlichen auf die Wirtschaft beschränkt war, nahmen die litauischen Juden, die auch vorher schon illegal für den Bolschewismus gearbeitet hatten, jetzt schnell einen beherrschenden Einfluss im öffentlichen Leben. Juden beiderlei Geschlechts unterstützten insbesondere die Tätigkeit des NKWD. Die Verschickung von 40.000 Litauern nach Sibirien ist auf die Vorarbeit der Juden zurückzuführen. Beim Einmarsch der deutschen Truppen führte der Hass der Litauer gegen die Juden zu wirksamen Pogromen, zumal die jüdisch-kommunistische Jugend noch viele Städte, die von den deutschen Panzertruppen in wenig beschädigtem Zustande durchfahren worden waren, mit vorher bereitgestellten Benzinkanistern in Brand gesteckt hatte. Bei den allerdings unter wesentlicher Mithilfe von Sipo und SD durchgeführten Pogromen von Litauern wurden in Kauen 3800, in den kleineren Städten rund 1200 Juden beseitigt. Soweit es Juden gelungen war, zu fliehen, wurden sie nicht selten von den Bauern den Behörden ausgeliefert. Diese spontanen Reinigungsaktionen reichten aber nicht aus, um den rückwärtigen Frontabschnitt zu stabilisieren, zumal der Eifer der einheimischen Bevölkerung auch alsbald nachliess. Daher wurden durch ausgewählte Kommandos – meist in der Stärke 1:8 – zunächst die Gefängnisse, dann systematisch Kreis für Kreis des litauischen Gebietes von Juden beiderlei Geschlechts gesäubert. In vielen Einzelaktionen wurden insgesamt 136.421 Personen liquidiert. Bemerkenswert ist, dass dabei mehrere Juden tätlich gegen die eingesetzten Beamten und litauischen Hilfskräfte vorgingen und vor der Exekution noch ihre bolschewistische Einstellung kundtaten, indem sie Hochrufe auf Stalin ausbrachten und Deutschland schmähten. Da die restlose Liquidierung der Juden aus Gründen des Arbeitseinsatzes nicht durchzuführen war, wurden Ghettos gebildet, die zurzeit wie folgt belegt sind: Kauen rund 15.000 Juden, Wilna rund 15.000 Juden, Schaulen rund 4500 Juden. Diese Juden werden im wesentlichen für wehrwichtige Arbeiten verwandt. So sind z.B. bis zu 5000 Juden in 3 Schichten auf dem Flugplatz bei Kauen zu Erdarbeiten und dergleichen eingesetzt.


  4.) Weissruthenien


  Der weissruthenische Raum ist von allen Ländern im Ostland am dichtesten mit Juden besetzt. Im Jahre 1926 wurden in der damaligen BSSR weit über 400.000 Juden gezählt. Die letzte polnische Volkszählung ergab in den damals noch zu Polen gehörenden Wojewodschaften Bialystock, Nowogrodek, Polesien und Wilna mehr als 500.000 Juden. Diese Zahlen sind jedoch ungenau und sicherlich zu niedrig gegriffen, was daraus hervorgeht, dass weit mehr Personen „jiddisch“ als ihre Muttersprache angegeben haben, als im gleichen Zählbezirk angeblich Juden vorhanden waren. Weitaus die Hälfte der Juden im weissruthenischen Siedlungsraum lebte bei Kriegsbeginn in den größeren Städten. In ganz besonderem Maße war Minsk mit Juden besetzt, wo es 1939 bei einer Einwohnerzahl von 238.000 rund 100.000 Juden gab. Die soziologische Struktur des Judentums zeigte sowohl im ehem. polnischen Gebiet, wie auch in dem schon vor dem russisch-polnischen Kriege bolschewistischen Gebiet Weissrutheniens eine breite Unterschicht ausgesprochen armer Juden. Die verhältnismäßig dünne Oberschicht beherrschte im ehem. polnischen Gebiet, insbesondere auf Grund ihrer starken wirtschaftlichen Position und im altrussischen Gebiet auf Grund ihres Einflusses in den führenden Parteistellen, schlechthin alle Lebensgebiete. Der Jude im ehemals polnischen Gebiet ist wegen seiner Intelligenz und Aktivität ein besonders gefährliches Element. Aber auch der sowjetrussische Jude hat in den 25 Jahren bolschewistischer Herrschaft ein sehr selbstbewusstes und arrogantes Wesen angenommen, das er sogar noch bei dem Einzug der deutschen Truppen beibehielt. Die endgültige und grundlegende Beseitigung der nach dem Einmarsch der Deutschen im weissruthenischen Raum verbliebenen Juden stösst auf gewisse Schwierigkeiten. Das Judentum bildet gerade hier einen ausserordentlich hohen Prozentsatz der Facharbeiter, die mangels anderweitiger Reserven im dortigen Gebiet unentbehrlich sind. Ferner hat die Einsatzgruppe A das Gebiet erst nach Eintritt des starken Frostes übernommen, der Massenexekutionen stark erschwerte. Eine weitere Schwierigkeit besteht darin, dass die Juden über das ganze Land weit verstreut wohnen. Bei den grossen Entfernungen, den schwierigen Wegeverhältnissen, dem Mangel an Kraftfahrzeugen und Benzin und den geringen Kräften der Sicherheitspolizei und des SD sind die Erschiessungen auf dem Lande nur unter Anspannung aller Kräfte möglich. Trotzdem wurden bisher 41.000 Juden erschossen. Hierin sind nicht die Zahlen der durch die früheren Einsatzkommandos durchgeführten Aktionen enthalten. Nach schätzungsweisen Angaben sind von der Wehrmacht bis Dezember 1941 ungefähr 19.000 Partisanen und Verbrecher, d.h. also in der Mehrzahl Juden, erschossen worden. Zurzeit kann für das Gebiet des Generalkommissariats noch mit einer Gesamtzahl von rund 128.000 Juden gerechnet werden. In Minsk selbst leben zurzeit – ohne Reichsdeutsche – rund 1800 Juden, deren Erschiessung mit Rücksicht auf den Arbeitseinsatz zurückgestellt werden musste. Der Kommandeur in Weissruthenien ist trotz der schwierigen Lage angewiesen, die Judenfrage baldmöglichst zu liquidieren. Ein Zeitraum von ca. 2 Monaten wird jedoch – je nach Witterung – noch notwendig sein. Die Abgrenzung der verbliebenen Juden in bes. Ghettos ist auch in den Städten in Weissruthenien nahezu abgeschlossen. Sie werden von Dienststellen der Wehrmacht, der Zivilverwaltung und deutschen Behörden zum Arbeitseinsatz in weitestgehendem Maße herangezogen. Die Ernährung der Juden in den Ghettos bildet besonders in Weisssruthenien, aber auch in Litauen, erhebliche Schwierigkeiten. Neben dem allgemeinen Nachlassen der Arbeitskraft liegt darin eine erhöhte Anfälligkeit gegenüber allen seuchenartigen Krankheiten.


  5.) Die Juden aus dem Reich


  Seit Dezember 1941 trafen aus dem Reich in kurzen Abständen Judentransporte ein. Davon wurden 20.000 Juden nach Riga und 7000 Juden nach Minsk geleitet.2 Die ersten 10.000 nach Riga evakuierten Juden wurden z.T. in einem provisorisch ausgebauten Auffanglager, z.T. in einem neu errichteten Barackenlager in der Nähe von Riga untergebracht. Die übrigen Transporte sind zunächst in einen abgetrennten Teil des Rigaer Ghettos eingewiesen worden.3 Der Bau des Barackenlagers wird unter Einsatz aller arbeitsfähigen Juden so weiter geführt, dass im Frühjahr alle evakuierten Juden, die den Winter überstehen, in dieses Lager eingewiesen werden können. Von den Juden aus dem Reich ist nur ein geringer Teil arbeitsfähig. Etwa 70–80% sind Frauen und Kinder sowie alte, arbeitsunfähige Personen. Die Sterblichkeitsziffer steigt ständig, auch infolge des aussergewöhnlich harten Winters. Die Leistungen der wenigen einsatzfähigen Juden aus dem Reich sind zufriedenstellend. Sie sind als Arbeitskräfte auf Grund ihrer deutschen Sprache und ihrer verhältnismäßig grösseren Sauberkeit mehr begehrt als die russischen Juden. Bemerkenswert ist die Anpassungsfähigkeit der Juden, mit der sie ihr Leben den Umständen entsprechend zu gestalten versuchen. Die in allen Ghettos vorhandene Zusammendrängung der Juden auf kleinstem Raum bedingt naturgemäß eine grössere Seuchengefahr, der durch den Einsatz jüdischer Ärzte weitestgehend entgegengewirkt wird. In einzelnen Fällen wurden ansteckend erkrankte Juden unter dem Vorwand, in ein jüdisches Altersheim oder Krankenhaus verbracht zu werden, ausgesondert und exekutiert.


  VI. Widerstandsbewegungen


  Die Sympathien und die Begeisterung, die den Deutschen beim Einmarsch in das Ostland entgegengebracht wurden, haben im Durchschnitt gesehen, nachgelassen. Hierfür sind mancherlei Gründe maßgebend. Die Enttäuschung national gesinnter Kreise, die auf eine völkische Selbständigkeit gehofft hatten, die allgemeine Verschlechterung der Lebenshaltung des einzelnen, die Zurücknahme der deutschen Frontlinien und der Kriegseintritt Amerikas bedingten u.a. eine allgemeine Stimmungsverschlechterung. Deshalb fand auch die russische Propaganda, die ausführte, dass Deutschland im Verlaufe des weiteren Krieges das gesamte bisher besetzte Ostgebiet wieder räumen müsse, fruchtbaren Boden. Drohungen, dass die kommunistische Partei dann mit den verschiedensten Mitteln gegen alle vorgehen würde, die das deutsche Heer oder deutsche Dienststellen unterstützen, erhielten umso stärkeren Nachdruck, als bekannt wurde, dass die Russen in den wieder besetzten Gebieten Terrormaßnahmen gegen die einheimische Bevölkerung, soweit sie deutschfreundlich war, durchgeführt haben. Es zeigte sich allgemein im Ostland eine gewisse Zurückhaltung, eine mindere Bereitwilligkeit zur Mitarbeit mit deutschen Dienststellen, eine Zunahme der Vergehen gegen die Bestimmungen der Zwangsbewirtschaftung, streikähnliches Fernbleiben von Arbeitsstellen, Unterstützung von Partisanen und Kommunisten, in Einzelfällen aber auch Sabotage und aktive Aufstandsversuche. Der Raum des Ostlandes ist ethnologisch, geschichtlich und wirtschaftlich so verschiedenartig, dass nur eine getrennte Betrachtung der einzelnen Länder einen umfassenden Überblick vermitteln kann.


  1. Estland


  Mit starker Unterstützung einheimischer Kräfte gelang es, in Estland alsbald nach dem Einmarsch die führenden kommunistischen Funktionäre festzunehmen, ehe sie ihre illegale Tätigkeit wirksam aufgenommen hatten. U.a. wurde schon damals der erste Sekretär des Zentralkomitees der kommunistischen Partei Estlands, Karl Säre, mit Anhang festgenommen. Im Januar d.Js. gelang es, auf der Insel Ösel den Kerntruppenchef des [unleserlich] Ausschusses der kommunistischen Partei, Wassili Oll, festzunehmen. Insgesamt wurden in Estland rund 14.500 Kommunisten festgenommen. Hiervon wurden bislang 4070 exekutiert und rund 5500 in KZ-Haft genommen. Mehrere 1000 mindestbelastete Mitläufer wurden wieder entlassen. Im Kreise Dorpat wurden schon frühzeitig einige Terrorgruppen ausgehoben und damit geplante Sabotageakte verhindert. Bemerkenswert ist, dass einer von diesen festgenommenen Terroristen je 1kg Zyankali und Arsenik mit sich führte mit dem Auftrage, Brunnen zu vergiften. Nachdem durch die zahlreichen Festnahmen von Funktionären die kommunistische Organisation in Estland zerschlagen wurde, ist mit einem Wiederaufleben kommunistischer Umtriebe in grösserem Umfange für Estland nicht mehr zu rechnen. Dagegen wurden schon zu wiederholten Malen an der estnischen Küste oder aber auch auf dem Luftwege Partisanen gelandet, die noch nicht restlos ermittelt werden konnten. Es dürfte auch in Zukunft mit einer starken Infizierung durch Partisanen in Estland zu rechnen sein. Eine organisierte nationale Widerstandsbewegung gibt es in Estland noch nicht. Zwar bestehen namentlich in Kreisen von Offizieren und stellungslosen Akademikern nationalistische Tendenzen, die in erster Linie auf estnische Selbständigkeit und wenn dies nicht möglich, auf Anschluss oder Zollunion oder Militärbündnis oder sonstige enge Verbindung mit Finnland hinzielen. Bislang wurde eine illegale Tätigkeit dieser Kreise nicht festgestellt.


  2. Lettland


  In Lettland sind insbesondere die grossen Städte ein günstiger Nährboden für die kommunistische Arbeit, während das flache Land verhältnismäßig wenig infiziert ist. Der politisch unruhigste Teil Lettlands liegt im Osten, in Lettgallen, bedingt durch die rassisch unterschiedliche Zusammensetzung der Bevölkerung, die zum grösseren Teil russisch ist. Auch die Stadt Libau, die schon vor der Russenzeit als röteste Stadt Lettlands galt, ist ein besonderer Unruheherd. Während nach der Besetzung und nach der Liquidierung der als Funktionäre in Erscheinung getretenen Personen zunächst eine allgemeine Beruhigung eintrat, wurde mit der Erstarrung der deutschen Front vor Leningrad wieder eine intensivere kommunistische Tätigkeit beobachtet. Ihre Unterstützung fand diese Bewegung durch kommunistische Funktionäre, die aus Sowjetrussland durch die deutschen Linien durchgeschmuggelt waren, und durch Partisanen. Diese kommunistischen Elemente waren organisatorisch zusammengeschlossen zu einer Organisation, deren Zentrale sich in Moskau befand. Als Ziel war ihnen angegeben, Sabotageakte aller Art, Befreiung von russischen Kriegsgefangenen und Unterstützung von Partisanen. Es ist gelungen, mehrere Gruppen zu erfassen. So war in Gorki (Russland) aus ehemaligen Angehörigen eines sowjetrussischen Korps, Milizangehörigen, Mitgliedern der kommunistischen Jugendorganisation und Arbeitern, die beim Zurückweichen der roten Armeen mit diesen geflohen waren, eine Gruppe gebildet worden. Die Männer wurden in einem 10-tägigen Kursus für ihre zukünftige Arbeit geschult und dann in verschiedenen Trupps zu bestimmten Aufgaben in bestimmten Punkten Lettlands eingesetzt mit der Auflage, jeweils in ihrem Bereich weitere kommunistisch gesinnte Leute als Anhänger zu gewinnen. Sie waren mit Gewehren, Pistolen, Handgranaten und Sprengstoff ausgerüstet. Als Kolchosen verkleidet [sic] haben sie den Weg durch die deutsche Front gemacht. Fast gleichzeitig mit dem Auftauchen dieser Truppe tauchte in Riga ein mit besonderen Spionageaufträgen betrauter Fritz Alba aus Ösel auf, der sich ihnen sofort anschloss. Es gelang, 18 Personen aus dieser Gruppe festzunehmen, darunter auch die führenden Köpfe. Weitere Gruppenbildungen gingen von einem ehemals geflüchteten, aber dann wieder zurückgekehrten Politruk aus. Diese immer kleinen Gruppen von 4–10 Personen erhielten jeweils einen Leiter, der über einen Mittelsmann mit der Zentrale in Verbindung stand. Die Leitung dieser Gruppen hatte der Politruk Watschenoks, der mit besonderen Vollmachten von der KP-Zentale ausgestattet war. Auch diese Gruppe hatte neben Sabotageplänen das Ziel, russische Kriegsgefangene zu befreien. Es ist ihnen tatsächlich in mehreren Fällen gelungen, eine Anzahl geflüchteter Kriegsgefangener durch die Front nach der UdSSR zu schaffen. Bemerkenswert ist, dass auch Juden sich an der Beschaffung von Geld, Kleidern, Waffen und Verpflegung für die illegale Organisation betätigten. U.a. wurden von Juden deutsche Deserteure aufgenommen, deren Uniform dann von ihnen an die KP-Organisation verkauft wurde. Mit diesen Uniformen haben die Angehörigen dieser Gruppe versucht, deutsche Wehrmachtskraftwagen mit Gewalt in ihren Besitz zu bringen, was jedoch misslang. Eine weitere hier erfasste KP-Gruppe beschränkt sich im wesentlichen darauf, russischen Kriegsgefangenen zu helfen, ihnen Unterkunft und Pässe zu besorgen und ihre Rückkehr nach der Sowjetunion zu ermöglichen. Insgesamt wurden bei der Zerschlagung dieser Organisationen bislang 136 Personen festgenommen. Sie setzten sich ihrer Nationalität nach zusammen aus Russen, Polen, Letten, Juden, Litauern, Griechen, Ukrainern, Weissruthenen, Esten und Tschechen. Im Zuge dieser Aktionen wurden bei Haussuchungen sichergestellt ein Minenwerfer, 5 Pistolen, 5 Handgranaten, Armeekarten, Kompasse, gefälschte Pässe, eine rote Fahne und eine grosse Menge kommunistischer Literatur. Die Verbindung von ortsansässigen Kommunisten und Partisanen ist ausserordentlich eng. So haben die Bewohner der Ortschaft Audrini in Lettgallen – zusammen 48 Familien – längere Zeit hindurch flüchtende Kriegsgefangene oder Kommunisten verborgen gehalten. Im Verfolg dieser Angelegenheit stiessen zu wiederholten Malen zahlenmäßig kleine Streifen der Hilfspolizei mit Rotarmisten zusammen, wurden beschossen und hatten Verluste. Zur Sühne wurde im Januar 1942 das Dorf Audrini abgebrannt und sämtliche Dorfbewohner erschossen. Obwohl die Häuser durchsucht waren, explodierten während des Brandes ständig noch verborgen gewesene Handgranaten und sonstige Munition. Die Exekution von 30 männlichen Dorfbewohnern wurde öffentlich auf dem Marktplatz in Rositten ausgeführt. Die Sühnemaßnahmen wurden in den in Lettland erscheinenden Tageszeitungen und durch Aushang von 6000 Plakaten in den Dörfern Lettlands bekanntgegeben. In ähnlicher Weise unterstützten Einwohner des Dorfes Horducki (ebenfalls in Lettgallen) geflüchtete Kommunisten und Rotarmisten. Ein Angehöriger der Ordnungspolizei wurde bei dem Versuch, Rotarmisten in diesem Dorf festzunehmen, erschossen. Daraufhin wurden sämtliche Bewohner des Dorfes, insgesamt 47 Personen, festgenommen und später exekutiert. Im Dorfe Krischi, Kreis Dünaburg, sollen nach einer zuverlässigen Meldung regelmäßig kommunistische Versammlungen stattfinden, an denen alle männlichen Dorfbewohner und auch entflohene russische Kriegsgefangene teilnehmen. Bislang war es nicht möglich, in diese Versammlung einzudringen. In Rositten wurde von Partisanen ein Flugblatt verteilt, das die Arbeiter Lettlands zur illegalen Mitarbeit aufforderte. Eine besondere Aktivität zeigten in Lettland auch die Partisanen, die mit Fallschirmen absprangen. Im November 1941 gelang es, 10 Partisanen, die 25km südlich von Walk abgesprungen waren, zu stellen. Hierbei fielen 2 lettische Polizisten im Kampf. In Libau wurden offenbar von Partisanen im Oktober und November 1941 deutsche Militärposten und der Posten der Aussendienststelle Libau beschossen. Der Leiter der Aussendienststelle Dünaburg erhielt kürzlich einen fernmündlichen Anruf des Inhalts, dass er für seine Schandtaten umgelegt werden würde. Verschiedenartige Meldungen lassen darauf schliessen, dass im Frühjahr mit einer verstärkten Partisanentätigkeit in Lettland gerechnet werden muss.


  Polnische Widerstandsbewegung: Unter der polnischen Bevölkerung Lettgallens, die etwa 50.000 Köpfe stark ist, nimmt die Gerüchtemacherei und Hetzpropaganda gegen die deutsche Wehrmacht und deutsche Zivilverwaltung zu. Es steht auch fest, dass dort mehrere Widerstandsbewegungen bestehen, von denen eine bislang einwandfrei ermittelt werden konnte. 14 Mitglieder dieser polnischen Widerstandsbewegung (POW) – Polska Organizacija Wojskowa –, die sich die Gründung eines neuen Polen mit Waffengewalt zum Ziele gesetzt hat, wurden festgenommen. In den Wohnungen der Festgenommenen wurden 50kg Sprengstoff (Tol), 50 Handgranaten, Sprengkapseln und 2kg Pulver gefunden. Im Dezember 1941 wurde anläßlich eines Artikels in einer Rigaer Zeitung betr. Polen und Juden in Dünaburg ein Flugblatt, das die Polen zum aktiven Widerstand auffordert, gefunden (S. Anlage).


  3. Litauen


  In Litauen traten kommunistische Terrorgruppen und Partisanen in stärkerem Umfange in Erscheinung. Die Mitglieder der kommunistischen Terrorgruppen setzten sich vor allem aus ehemals litauischen Staatsangehörigen russischer Nationalität sowie aus Sowjetrussen zusammen. Sie verfolgen in erster Linie das Ziel, den Nachschub im rückwärtigen Heeresgebiet zu stören. Zu diesem Zwecke werben sie zuverlässige Genossen, die sie im Umgang mit Waffen und Sprengstoff, in der Vorbereitung von Überfällen und Ausführung von Sabotageakten gegen kriegswichtige Betriebe und Verkehrswege schulen. Die bisher erfassten Terrorgruppen wurden ausnahmslos von Kauen aus geleitet. Eine solche Terrorgruppe von insgesamt 18 Personen wurde im Dezember 1941 liquidiert. Ihre 3 Anführer wurden in Kauen öffentlich gehängt. Am Exekutionsplatz fanden sich 25.000 Menschen ein. Der Führer dieser Terrorgruppe war zur bolschewistischen Zeit Hauskommandant im NKWD-Gebäude in Kauen gewesen und hatte nach seinem eigenen Geständnis eine große Anzahl antikommunistisch eingestellter Litauer ermordet. Die Leichenbefunde ergaben, dass die Ermordeten vor ihrem Tode in bestialischer Weise gequält worden sind. Eine zweite Terroristengruppe, von der bisher 67 Mitglieder festgenommen werden konnten, wurde ebenfalls im Dezember 1941 erfasst. Die Festgenommenen waren fast ausnahmslos im Besitz von Waffen, darunter auch Handgranaten und Sprengstoffen. Die Ende Dezember 1941 und Anfang 1942 in Litauen verübten Sabotageakte, insbesondere Brände in kriegswichtigen Betrieben, sind nach den bisherigen Feststellungen und Geständnissen im wesentlichen auf das Konto dieser Gruppe zu schreiben. Im Januar 1942 gelang es, in Kauen eine der aktivsten Terrorgruppen in Litauen zu zerschlagen. Der Führer dieser Gruppe, Malinauskas, hatte sich mit seinen Anhängern in einem Hause verschanzt, das mit Handgranaten ausgeräuchert wurde. Malinauskas wurde im Kampf getötet. Bei der Durchsuchung des Hauses wurden neben kommunistischem Propagandamaterial 12,5kg Sprengstoff, fertige Sprengkörper, Pulver, russischer Treibstoff, litauische Pässe, eine rote Fahne mit Hammer und Sichel sowie eine Anzahl gefälschter Stempel und Siegel deutscher Dienststellen mit der Aufschrift „Der Generalkommissar“ und „Kommando der Schutzpolizei“ gefunden. Neuerdings wurden ebenfalls in Kauen zwei weitere Terrorgruppen erfasst, die zurzeit noch durch V-Leute überwacht und alsbald ausgehoben werden können. Bei der Vernehmung der Terroristen wurde wieder die alte kommunistische Taktik beobachtet, möglichst wenig anzugeben. Selbst unter Anwendung schärfster Vernehmungsmethoden gaben die Festgenommenen frühestens am dritten Tage nach ihrer Vernehmung die Namen von Genossen bekannt. Es liegen Geständnisse darüber vor, dass die Genossen im Falle der Abwesenheit eines Kommunisten von mehr als drei Tagen seine Festnahme annehmen. Dadurch, dass die Festgenommenen die Namen ihrer Genossen einige Tage lang verschweigen, wollen sie erreichen, dass die Genossen Zeit zur Flucht gewinnen. Die in Litauen festgestellten Partisanengruppen bestehen in der Regel aus sowjetrussischen Soldaten, die sich beim Rückzug in den ausgedehnten Wäldern verbergen konnten, und aus zugelaufenen flüchtigen Kriegsgefangenen. Während diese Gruppen bis zum Beginn der kalten Jahreszeit ausschliesslich in den Wäldern hausten, suchen sie nunmehr zur Nachtzeit Unterkunft in entlegenen Dörfern und werden dabei von der einheimischen Bevölkerung teilweise unterstützt. Wenn diese Partisanengruppen meistens auch zahlenmäßig unbedeutend sind, so stösst ihre Bekämpfung infolge der Eigenart des Landes (dichte Wälder, Sümpfe) doch auf ausserordentlich grosse Schwierigkeiten. Besonders wichtig ist die genaue Erkundung des Standortes, der nur unter Heranziehung einheimischer V-Leute mit Erfolg durchgeführt werden kann. Mitte Dezember 1941 war etwa 22km nördlich von Kauen eine Gruppe von 23 Partisanen genau festgestellt worden. Da der Wehrmachtskommandant in Litauen keine militärische Einheit für die Bekämpfung dieser Gruppe einsetzen konnte, wurde ein Kommando des EK 3 in Stärke von 2:16 und 2 litauische Schutzmannschaftsbatl. mit insgesamt 730 Offizieren, Unteroffizieren und Mannschaften angesetzt. Obwohl durch den Frost das ansonsten durch Sumpfgebiete unzugängliche Gelände überall betreten werden konnte, konnte mit den zur Verfügung stehenden Kräften der Kessel, der ca. 14,5km umfasste, nicht überall lückenlos geschlossen werden. Bei der Berührung mit den Partisanen entspann sich ein Kampf, bei dem 9 Partisanen getötet wurden. Zwei Angehörige des Schutzmannschaftsbatl. und ein Unterführer des EK 3 wurden verwundet. Die Beute betrug 3 russische Maschinenpistolen mit Munition, 2 Inf.Gewehre, 12 Kisten Leuchtspurmunition, 3 russische Stielhandgranaten, 2 Revolver und eine Kiste mit 83 Sprengkapseln für Handgranaten. Die beabsichtigte Gefangennahme der gesamten Partisanengruppe konnte aber nicht erreicht werden. Bemerkenswert ist, dass die Partisanen zu den Terroristengruppen engste Verbindung unterhalten. In Kauen hatten die Terroristen u.a. eine Rote Hilfe organisiert, die durch Geldsammlungen den Partisanen Nahrungs- und Genussmittel beschaffte und eine ständige Kurierverbindung mit ihnen unterhielt. Fünf Bauern, denen die fortgesetzte Unterstützung der Partisanen nachgewiesen werden konnte, wurden standrechtlich erschossen. Durch rechtzeitiges Zufassen, unter Anwendung schärfster Mittel, konnten in Litauen mehrere geplante Anschläge auf Eisenbahnstrecken verhindert werden. Insgesamt wurden vom EK 3 in Litauen bisher 956 Bolschewisten exekutiert. Darunter befanden sich 1 Kommissar, 1 Oberpolitruk und 5 Politruks. Zu bemerken ist, dass die litauischen Hilfskräfte an der Bekämpfung des Bolschewismus einen maßgeblichen Anteil haben.


  Nationale Widerstandsbewegung: Wenn in Litauen teilweise von einem passiven und in der neuesten Zeit auch von einem aktiven Widerstand gesprochen werden kann, so sind Organisationen, die diesen Widerstand leiten, doch bislang nicht vorhanden. Ein mit der Aufschrift „Litauisches Volkskomitee“ versehenes Flugblatt lässt nicht darauf schliessen, dass tatsächlich eine wirksame Organisation am Werke ist. Anhänger der ehemaligen Regierungspartei, des Smetona-Regimes, versuchen, den litauischen Unabhängigkeitsgedanken im Volke wachzuhalten, stellen zuzeit eine tatsächliche Gefahr aber nicht dar. Polnische Widerstandsbewegung: Seit 1939 sind schätzungsweise 20–30.000 polnische Flüchtlinge in das Wilnaer Gebiet gekommen, von denen heute allein in der Stadt Wilna noch 10.000 vorhanden sind. Dieses Element neigt in Wilna und auch im übrigen Litauen stark zur Geheimbündelei. Sie wechseln ständig ihren Wohnsitz und sind nur schwer zu erfassen. Da sie im allgemeinen auch die deutsche Sprache beherrschen, versuchen sie teilweise mit Erfolg, in maßgebende Stellungen der Militär- und Zivilverwaltung zu gelangen. Es sind auch Anzeichen dafür vorhanden, dass sie mit kommunistischen Terrorgruppen zusammenarbeiten und den Widerstandsgedanken bei den Litauern populär zu machen versuchen. Zu diesem aktivsten polnischen Element kommen noch die alteingesessenen Polen und die polonisierten Litauer und Weissruthenen sowie die von der polnischen Regierung nach 1922 angesiedelten polnischen Militärbeamten. Von den zur sowjetrussischen Zeit im Wilnaer Gebiet tätigen polnischen Geheimorganisationen sind heute nachgewiesenermaßen noch folgende tätig: 1. POW–Organisation Polska-Wojskowa, 2. Mloda Polska–Junges Polen, 3. ZWP–Zwiazok-Wolnych-Polakow–Vereinigung der freien Polen, 4. Block des kämpfenden Polens. Diese Organisationen stehen meistens unter der Führung ehemaliger Offiziere. Doch hat auch die polnische Geistlichkeit einen erheblichen Führungsanteil. Die Hauptorganisation ist die POW, die ihre Einheiten militärisch schult und für den Partisanenkampf ausbildet. Ihr stehen zahlreiche Waffen, meist Handfeuerwaffen aus hinterlassenen russischen Beständen zur Verfügung, aber auch Sprengstofflager, die geschickt verborgen sind und von Zeit zu Zeit von einem Ort zum anderen gebracht werden. Ziel aller polnischen Organisationen ist die Wiedererrichtung eines unabhängigen polnischen Staates. Die polnischen Widerstandsgruppen führen zurzeit nach Anweisung aus London und Warschau wenig Sabotageakte durch und treten möglichst wenig in Erscheinung. Sie beschränken sich auf die Werbung von Mitgliedern, auf die Verbreitung von Greuelnachrichten, Gerüchten, Flugblättern und illegalen Zeitungen. Sie fertigen ausserdem in starkem Umfange Ausweispapiere für ihre Mitglieder an. Auf ihr Konto sind auch die in letzter Zeit häufiger beobachteten Überfälle auf Litauer und Weissruthenen zu setzen, die wohl den Zweck verfolgen, die Gruppenmitglieder in der Praxis zu schulen und gleichzeitig den Widerstandswillen der litauischen und deutschen Behörden zu erkunden. Die vorerwähnten Passfälschungen, die sich mit der Herstellung von polnischen, deutschen, weissruthenischen, sowjetischen und lettischen Pässen befassen, sind teilweise recht geschickt gemacht. Bemerkenswert ist, dass die polnisch-katholische Geistlichkeit die Fälschungen mit falschen Geburtsurkunden oder Papieren Verstorbener unterstützt. Diese Passfälschereien dienen neben der Tarnung der Mitglieder auch der Finanzierung der polnischen Organisationen. Die für gefälschte Pässe – u.a. auch von Juden – geforderten Beträge sind ausserordentlich hoch. Für eine Geburtsurkunde wurden 4–500,– RM, für einen Wehrmachtsreiseschein 120–200,– RM und für einen Paß 650–1000,– RM gefordert und bezahlt. Zur Unterrichtung der Mitglieder der illegalen Organisationen wird die Zeitung „Dla Polski“ herausgegeben. Eine eifrige Mundpropaganda verbreitet die Nachrichten ausländischer Sender. Wenn auch die Polen ihre Radioapparate verfügungsgemäß abliefern mussten, so sind doch noch viele Apparate in ihrem Besitz, mit denen die Londoner und Moskauer Instruktionen abgehört werden. Durch eingebaute Landsleute hat diese polnische Widerstandsbewegung auch eine zum Teil gut funktionierende Verbindung mit den deutschen Dienststellen. Mit Hilfe polnischen Eisenbahnpersonals wird eine ständige Kurierverbindung zwischen den Städten Wilna, Grodno, Bialystok, Minsk und Warschau aufrechterhalten. Ausserdem besteht eine zusätzliche Nachrichtenverbindung ins Generalgouvernement über Weissruthenien auf dem kirchlichen Sektor, da ein Teil der zur Diözese Wilna gehörenden Pfarreien im Wilnaer Gebiet, die übrigen aber in Weissruthenien liegen. Da die polnische Widerstandsbewegung sich auch der Wehrmachtslastkraftwagen bedient, um Personen mit Nachrichten und Schmuggelware zu befördern, wurde der Wehrmachtsbefehlshaber Ostland veranlasst, das Mitnehmen von Zivilpersonen grundsätzlich zu verbieten und die Einhaltung dieses Verbots durch ständige Streifen kontrollieren zu lassen. Die polnischen Widerstandsorganisationen unterhalten Zusammenhang mit kommunistischen Terrorgruppen und mit Juden. Es unterliegt keinem Zweifel, dass der Aufbau und die Organisation eine besondere Gefährdung bedeuten. Die besondere sicherheitspolizeiliche Arbeit richtet sich daher auf diesen Sektor.


  4. Weissruthenien


  Während die breite Masse der weissruthenischen Bevölkerung, die den deutschen Einmarsch als Befreiung vom sowjetischen Joch empfunden hat und entsprechende Erwartungen daran anknüpfte, heute bereits enttäuscht ist und in einer gewissen Erschlaffung oder auch passiven Resistenz verharrt, nimmt die kommunistische Zersetzungsarbeit in Weissruthenien zu. Die ehemaligen kommunistischen Funktionäre der Partei und des Staatsdienstes hatten sich beim Einmarsch der deutschen Truppen aus den Städten in kleinere Dörfer und Kolchosen zurückgezogen. Sie kehren aber nunmehr zurück und finden Anstellung in den für Deutschland arbeitenden Betrieben. Sie versuchen, kommunistische Zellen zu bilden, die den Ausgangspunkt für eine intensivere und umfassende deutschfeindliche Propaganda bilden. Mehrere derartiger Zellenbildungen wurden in dem wehrwirtschaftlich wichtigen Elektrizitätswerk Minsk, in der Nachrichten- und Gerätefabrik, in der Lederfabrik und in der Obsthandelsgesellschaft in Minsk festgestellt. Durch planmäßige Zersetzungsarbeit innerhalb der Betriebe sollen Arbeitsniederlegungen in grösserem Ausmaße erreicht werden. Darüber hinaus wird aber – zunächst noch in vorsichtiger Form – Sabotage getrieben, die sich bislang auf Werkzeugsabotage und Unbrauchbarmachung von Maschinen beschränkte. Kommunistischen Funktionären ist es gelungen, als Untersuchungsrichter im weissruthenischen Ordnungsdienst Eingang zu finden. Auf Veranlassung der deutschen Staatsanwaltschaft wurden in Minsk 3 solcher Untersuchungsrichter festgenommen. Als wichtiges Propagandamittel verbreiten die Kommunisten die Nachrichten des Moskauer Rundfunks. Der Nachrichtenempfang erfolgt zum Teil mittels verstärkter Empfänger, zum Teil aber werden die Nachrichten auch durch die vor Minsk liegenden Partisanengruppen abgehört und durch Kuriere übermittelt. In einem Falle wurden die Nachrichten sogar von dem in einem deutschen Kriegslazarett beschäftigten russischen Sanitätspersonal im Gemeinschaftsraum der deutschen Offiziere abgehört und von dort aus weitergeleitet. Bezeichnend für die Aktivität der kommunistischen Widerstandsbewegungen in Weissruthenien ist die Tatsache, dass für den 4.Januar1942 eine allgemeine Aufstandsbewegung in weitestgehendem Umfange vorbereitet worden war. Zu diesem Zeitpunkt sollten gleichzeitig in verschiedenen russischen Kriegslazaretten und Kriegsgefangenenlagern sowie Arbeitsstätten bewaffnete Aufstände losbrechen. In den Kriegslazaretten waren während der Nachtstunden bereits Stadtpläne und Karten über die Stadt und die Umgebung von Minsk angefertigt, in denen die Objekte, die überfallen werden sollten, u.a. das Gebäude der Sicherheitspolizei, genau vermerkt waren. Einer der Rädelsführer, ein gewisser Osorow, hatte 2 Kurzwellengeräte zur Verfügung, mit denen er 23 Tage Funkverbindung mit Moskau und Leningrad aufrechterhalten konnte. An verschiedenen Stellen waren Waffen zusammengetragen worden; darunter befanden sich 400 teils halbautomatische Gewehre, Maschinengewehre, Pistolen, Handgranaten und 3000 Schuss Munition. Die Aufständischen planten ein Zusammentreffen mit einer Partisanengruppe, etwa 20km von Minsk entfernt. Russische Fallschirmspringer sollten dann auf dem von den Aufständischen besetzten Flugplatz landen. Mit diesen und den Partisanen zusammen wollten die Aufständischen dann sämtliche in Minsk festgehaltenen Kriegsgefangenen befreien und in einer Gesamtstärke von etwa 10.000 Mann von Minsk einen Ausbruchsversuch auf die deutsche Front unternehmen. Diese Aufstandsbewegung zeigt die Zusammenarbeit und die Verbindung, die zwischen den Kriegsgefangenenlagern, den Partisanen und Abteilungen der russischen Wehrmacht und den ortsansässigen Kommunisten besteht. Es ist auch anzunehmen, dass sich bei Gelingen des Aufstandes ein grosser Teil der Zivilbevölkerung den Aufständischen angeschlossen hätte. Durch rasches und energisches Durchgreifen der Sicherheitspolizei und des SD wurde der Aufstand niedergeschlagen. 27 Haupträdelsführer wurden sogleich erschossen. Weitere Exekutionen werden nach Abschluss der noch erforderlichen Ermittlungen durchgeführt werden. Bei diesen Ermittlungen wurde beobachtet, dass die Beteiligten trotz mehrtägiger schärfster Vernehmungen zu keinem Geständnis zu bewegen waren. Seit November 1941 wurde am Minsker Sender, der in der Hauptsache aus amerikanischem Material besteht, für das Ersatzteile so gut wie gar nicht vorhanden und zu bekommen sind, dadurch wiederholt Sabotage verübt, dass einzelne Teile des Senders, die für die Aufrechterhaltung des Betriebes notwendig waren, spurlos verschwanden. Die sicherheitspolizeilichen Ermittlungen ergaben, dass der leitende russische Ingenieur des Senders und beim Sender beschäftigte russische Radiotechniker diese Sabotage ausgeführt haben. Es besteht der Verdacht, dass diese Männer auch mit den Anführern der Aufständischen in Verbindung standen. Neuerdings versucht die kommunistische Widerstandsbewegung statt grosse Organisationen zu schaffen, durch sogenannte Zehnergruppen Vorbereitungen für einen neuen Aufstand zu treffen. Man will erreichen, dass bei Aufdeckung irgendwelcher Verschwörungen immer nur ein kleiner Personenkreis ausfällt. Die vordem aggressive Tätigkeit der Partisanen wurde durch den strengen Winter etwas eingeschränkt. Sie benutzen die Zeit nun zur Werbung neuer Anhänger, zur Einrichtung von Verpflegungs- und Nachrichtenstützpunkten und zur Ausbildung der Einheiten. Bis zum Frühjahr sollen diese Vorbereitungen zum Abschluss gebracht sein, um dann in grossem Maßstab losschlagen zu können. Ein grosses Kontingent der neu angeworbenen Partisanen stellen die Kriegsgefangenen. Nicht nur die auf den Kolchosen und Sowchosen arbeitenden Kriegsgefangenen werden angeworben und teilweise mit Gewalt zum Beitritt gezwungen; auch in den Lagern und Lazaretten werden zuverlässige Leute, insbesondere Offiziere, bisher nicht erkannte politische Kommissare, Politruks und Funktionäre ausgesucht. Die Zahl der auf diese Weise in den Kriegsgefangenlagern und Lazaretten in Minsk angeworbenen Partisanen lässt sich auch nicht annähernd feststellen. Diese Partisanenwerbung ist durch die unzulängliche Beaufsichtigung der Lager, zum Teil aber auch durch die Unerfahrenheit oder das Unverständnis einzelner Wehrmachtsangehöriger bedingt. So stellte ein Wehrmachtsoffizier einen sogenannten Dauerausweis aus, der besagte, dass sich ein Kriegsgefangener „jederzeit zwischen 7 und 18 Uhr ausserhalb des Lagers, aber innerhalb des Stadtbezirks Minsk aufhalten könne, soweit dies wegen des Lagerarbeitsdienstes erforderlich sei“. Infolge unzulänglicher Bewachung entfliehen die neu angeworbenen Partisanen zum Teil in Uniform aus dem Lager und erhalten an vorher vereinbarten Treffpunkten Zivilkleidung und falsche Papiere. Diese Ausweispapiere stammen entweder aus dem beim Einzug der deutschen Truppen beiseite gebrachten Passmaterial oder wurden auch von Juden aufgekauft und den Erfordernissen entsprechend geändert. In anderen Fällen wurden die angeworbenen Partisanen durch russische Ärzte fälschlich krankgeschrieben und zunächst in das russische Kriegslazarett gebracht. Von hier aus gelang es ihnen dann, durch eine Rotes-Kreuz [unleserlich] zu fliehen. Den Abgang verschleierten die russischen Ärzte mit fingierten Aufzeichnungen über den Tod von Kriegsgefangenen. In letzter Zeit wurden mehrfach berittene Partisanentrupps festgestellt. Im Januar 1942 wurde auf der Strecke Michanowitschi–Zabolocki, etwa 35km südöstlich von Minsk, ein Güterzug beschossen, wobei der Lokführer verwundet wurde. Beim Absuchen der Strecke wurden ausserdem eingebaute Minen entfernt. Die gegen die Partisanen, die in der Umgebung des Tatorts in einer Abteilung von etwa 30 Mann gesehen worden waren, durchgeführte Aktion blieb erfolglos. Auf der Bahnstrecke nach Baranowitschi wurden zwei Streckenwärtern bei der Überprüfung von zwei verdächtigen Personen die Gewehre entrissen, der eine getötet und der andere verletzt. Die Täter flüchteten in ein in der Nähe des Tatortes liegenden Kolchos. Als Sühne wurden zwei Gehöfte nach Sicherstellung der Ernte und des Viehbestandes niedergebrannt. Vier als Kommunisten bekannte Personen wurden erschossen. Wie eng die Partisanenorganisationen mit den Kommunisten zusammenarbeiten, zeigt eine in Nieswitz bei Baranowitschi festgestellte Aufstandsbewegung. Die in den Dörfern um Nieswitz ortsansässigen Komsomolzen hatten aus den entlaufenen Kriegsgefangenen Partisanentrupps gebildet und planten, mit Hilfe weiterer im Raum von Sluzk liegenden Partisanenabteilungen u.a. ein Kriegsgefangenenlager zu befreien. In diesem Kriegsgefangenlager war ebenfalls eine gleichlaufende Aufstandsbewegung im Entstehen. Im Zuge der noch schwebenden Ermittlungen wurden bislang 60 Personen festgenommen, wovon bereits drei erhängt worden sind. Nach Abschluss der Erhebungen werden die übrigen erschossen werden. Der Schluss ist gerechtfertigt, dass auch in anderen Kriegsgefangenenlagern im weissruthenischen Raum die Zusammenarbeit mit den jeweils in der Nähe liegenden Partisanenabteilungen organisiert ist. In Zusammenarbeit mit der Wehrmacht wurde eine schärfere Bewachung aller Kriegsgefangenenlager veranlasst, soweit es im Rahmen der zur Verfügung stehenden Kräfte und Mittel möglich ist. Durch von der Wehrmacht durchgeführte Streifen in der Umgebung ihrer Standorte wurde das flache Land in weitgehendem Maße von verdächtigen Elementen gesäubert. Allein in der näheren Umgebung von Minsk wurden in der Zeit vom 14.–20.1.42 verdächtige Personen erhängt oder erschossen. Auf entsprechende Stellungnahme der Sicherheitspolizei und des SD wird auch das russische Kriegslazarett und das gesamte russische Personal des deutschen Lazarettes in Minsk liquidiert, um diese Gefahr zu beseitigen. Trotz der weltanschaulichen und politischen Gegensätze haben sich die russischen und polnischen Widerstandsbewegungen zur Zusammenarbeit gefunden. Eine Anzahl im russisch-polnischen Krieg gefangener Polen wurde vor allem im ehemals polnischen Teil Weissrutheniens als Fallschirmabspringer abgesetzt mit der Aufgabe, mit der polnischen Geheimorganisation „Swonsok walki stroinej“ Verbindung aufzunehmen und neue Partisanengruppen zu bilden. Um die Zusammenarbeit mit der gleichen Widerstandsbewegung im Generalgouvernement zu gewährleisten, wurden auch dort polnische Fallschirmspringer abgesetzt. Von den in Minsk mehrfach ausgehobenen Passfälscherorganisationen bestand eine innerhalb der Stadtverwaltung. Diese arbeitete mit Wissen des polnischen Leiters der Passabteilung und verfolgte als wesentlichstes Ziel, die nach Weissruthenien eingewanderten Polen als Weissruthenen zu tarnen. Die Zahl der gefälschten Ausweise kann allein in Minsk auf rund 1000 geschätzt werden. Wegen derartiger Fälschungen wurden bislang 54 Personen festgenommen, von denen 30 erschossen wurden. Ausser diesen wurden in den Monaten Dezember 1941 und Januar 1942 noch 120 Juden erschossen, die sich entweder selbst oder durch Dritte an der Passfälscherei beteiligt hatten.
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  [Anlage 1:]


  Gesamtstärke der Einsatzgruppe A am 1.Februar1942: 909


  85 Stapo (9,4%), 55 Kripo (6,1%), 37 SD (4,1%), 3 Sonderbeauftragte (0,3%), 26 Verwaltung (2,9%), 185 Kraftfahrer (20,3%), 125 SS-Reservisten (13,9%), 151 Akt. Waffen-SS (16,6%), 23 Funker (2,5%), 9 Fernschreiber (0,9%), 53 Notdienstverpfl. (5,8%), 22 Weibl. Angestellte (2,4%), 134 Ordnungspol. (14,8%)


  Standorte der Führer 1.Februar1942


  Zahl der Führer (ohne Verwaltung, Dolmetscher, Waffen-SS und Ordnungspolizei): Stab: 7, EK: 38


  Krasnoje Selo: 1, Puschkin: 1, Krasnogwardeisk: 4, Tosno: 1, Narva: 1, Reval: 5, Pernau: 1, Dorpat: 1, Pleskau: 1, Loknia: 1, Riga: 8, Mitau: 1, Libau: 1, Dünaburg: 1, Kauen: 6, Wilna: 2, Wilejka: 1, Minsk: 6


  Stärke der Kommandos am 1.Februar1942


  EK 1a: 105


  17 Stapo (16,2%), 11 Kripo (10,5%), 8 SD (7,6%), 26 Kraftf. (24,9%), 19 SS-Reserv. (18%), 3 Funker (2,8%), 1 Fernschr. (1%), 11 Notdienstv. (10,5%), 5 Weibl. Ang. (4,7%)


  EK 1b: 122


  15 Stapo (12,3%), 11 Kripo (9%), 5 SD (4,1%), 5 Verwalt. (4,1%), 36 Kraftf. (29,5%), 37 SS-Reserv. (30,3%), 7 Funker (5,8%), 1 Fernschr. (0,8%), 5 Notdienstv. (4,1%)


  EK 2: 165


  26 Stapo (15,7%), 14 Kripo (8,5%), 9 SD (5,5%), 5 Verwalt. (3%), 46 Kraftf. (26,8%), 30 SS-Reserv. (18,2%), 6 Funker (3,6%), 5 Fernschr. (3%), 21 Notdienstv. (12,7%), 5 Weibl. Ang. (3%)


  EK 3: 139


  24 Stapo (17,2%), 13 Kripo (9,3%), 9 SD (6,5%), 2 Verwalt. (1,5%), 44 Kraftf. (31,6%), 32 SS-Reserv. (23%), 3 Funker (2,2%), 2 Fernschr. (1,5%), 7 Notdienstv. (5%), 3 Weibl. Ang. (2,2%)


  [Anlage 7:]


  Von der Einsatzgruppe A durchgeführte Judenexekutionen


  Estland: 963, Altsowjetrussische Gebiete: 3600, Lettland: 35.238 (Ghetto Riga: 2500, Ghetto Dünaburg: 950), Litauen: 136.421 (Ghetto Kauen: 15.000, Ghetto Schaulen: 4500), Weißruthenien: 41.828 (geschätzte Zahl der noch vorhandenen Juden: 128.000)


  Zahlen der von Einsatzgruppe A bis 1.2.1942 durchgeführten Exekutionen


  [image: image]


  RGVA, 500–4–91 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 70.


  2 Zu den jeweiligen Transporten mit Abgangsorten: Gottwald/Schulle: Die „Judendeportationen“ aus dem Deutschen Reich 1941–1945, S.84–97, 110–136. Außerdem war der Bericht ungenau: Von den Transporten nach Minsk trafen alle – mit Ausnahme des letzten – bereits im Nov. in Weißrußland ein.


  3 Bezieht sich auf das Lager Salaspils u. das nach Jeckelns Mordaktion von lettischen Juden weitgehend geräumte Ghetto von Riga; vgl. Angrick/Klein: Die „Endlösung“ in Riga, S.246–270.


  4 Bis auf die Anlagen 1 u. 7 hier nicht abgedruckt.


  


  


  107) Funkspruch Reichssicherheitshauptamt IV E 3 an Einsatzgruppen vom 2.2.1942: Schweizerische Ärztekommission an der Ostfront


  
    
      	
        An die Chefs der Einsatzgruppen A, B, C, D

      

      	
        Berlin, Nr.7580

      
    

  


  Betr.: Schweiz. Aerztemission an der Ostfront


  Gegen einzelne Mitglieder der Schweizer Aerztemission, die an der Ostfront weilen, bestehen verschiedene Verdachtsgruende.1 So ist der Leiter einer Mission der Schweizer Oberstdivisionaer Dr. med. Eugen Bircher angebl. Hochgradfreimaurer und deutschfeindlich eingestellt.2 Der Schweizer Oberstdivisionaer Bergli, angebl. Meister einer Grossloge, hat sich nach Rueckkehr in die Schweiz abfaellig ueber das an der Ostfront Gesehene geaeussert. Ein Leuteneger, der zum Fahrpersonal gehoert, soll in Wirklichkeit Schweizer Oberleutnant und guter Zeichner sein. Der bereits einmal spionageverdaechtige Schweizer Oberleutnant und Ruestungsingenieur Gustav von Selve befindet sich als angebl. Arzt bei der Mission. Weiter werde ein Dr. Brunner und ein Rauch, die jetzt zur Ostfront seien, als spionageverdaechtig bezeichnet. Es ist zu vermuten, dass sich besonders unter dem Begleitpersonal, Kraftfahrer usw. Agenten des feindlichen Nachrichtendienstes befinden. Ich bitte daher im Rahmen der dortigen Moeglichkeiten und Zustaendigkeiten eine zweckmaeßige Ueberwachung des Personals der Schweizer Aerztemission anzuregen oder zu veranlassen.


  Reichssicherheitshauptamt IV E 3

  i.A. gez.: Dr. Fischer3


  RGVA, 504–2–4 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Im Okt. 1941 waren diese 37 Ärzte u. 30 Krankenschwestern auf freiwilliger Basis an die Ostfront gegangen, um bei Smolensk deutsche Verwundete zu versorgen. Zur Jahreswende 1941/42 wurden einige Angehörige dieser Mission wiederholt Zeugen von Hinrichtungen. Die dadurch ausgelösten deutschen Befürchtungen bestätigten sich, nachdem die Ärzte – z.T. ehemalige Sympathisanten des Dritten Reiches – als Zeugen von Mordaktionen geschockt von der Ostfront zurückkehrten u. aktive Propaganda gegen das Reich betrieben; vgl. Werner Rings: Schweiz im Krieg 1933–1945. Ein Bericht, Zürich 19.816, S.310–314.


  2 Oberstdivisionär Eugen Bircher (1882–1956) blieb aber – u. hier zeigt sich die eklatante Fehleinschätzung des SD – weiterhin in Treue dem Deutschen Reich verbunden u. wandte sich 1942 massiv dagegen, daß die Schweiz Flüchtlinge von dort aufnahm. Der Chirurg u. Schriftsteller gehörte lange der völkischen Bewegung als Mitglied des Schweizerischen Vaterländischen Verbandes an u. wurde 1942 Nationalrat; vgl. ebd., S.335f.; Daniel Heller: Eugen Bircher. Arzt, Militär, Politiker. Ein Beitrag zur Zeitgeschichte, Zürich 1988.


  3 Dr. Herbert Fischer, geb. 1904, als KR Referatsleiter IV E 3 im RSHA, dann Leiter IV EG B, 1945 angeblich gest.; BAL, ZK: Dr. Herbert Fischer.


  


  


  108) Funkspruch Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Litauen an Einsatzgruppe A vom 9.2.1942: Exekutionen bis 1.2.1942 durch Einsatzkommando 3


  An die Gruppe A in Riga


  Betr.: Exekutionen bis zum 1.Februar1942 durch das EK 31


  Bezug: Dortiges FS. Nr.1331 vom 6.2.42


  A: Juden 136.421,


  B: Kommunisten 1064 (darunter 1 Kommissar, 16 Oberpolitruk, 5 Politruk),


  C: Partisanen 56,


  D: Geisteskranke 653,


  E: Polen 45, russische Kriegsgefangene 28, Zigeuner 5, Armenier 1,


  Gesamtzahl: 138.272, davon Frauen 55.556, Kinder 34.464.


  gez. Jäger

  SS-Staf.


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 56, 90 u. 99.


  


  


  109) Rundschreiben Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 9.2.1942


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, SW 11, den 9.Februar42

      
    


    
      	
        IVA 1 b – B.Nr.90/42 g.

      

      	
        [Stempel: Geheim!]

      
    

  


  Zu Ihrer persönlichen Unterrichtung übermittle ich anliegend ein Schreiben an Reichsminister Rosenberg zur Frage der Erfassung von Material zur Erforschung der Tätigkeit der Gegner des Nationalsozialismus sowie der nationalsozialistischen Forschung im Allgemeinen durch die besonderen Einsatzstäbe von Reichsleiter Rosenberg. Bis heute ist ein Vertreter des Ostministeriums noch nicht erschienen.


  Im Auftrage: gez. Unterschrift


  Verteiler:


  An den Höheren SS- und Polizeiführer Nord (101), SS-O’Gruf. Jeckeln, Riga, Mitte (102), SS-O’Gruf. v. d. Bach, Mogilew, Süd (103), SS-O’Gruf. Prützmann, Kriwoj Rog, z.b.V., SS-Brif. Korsemann, Rowno, Chef der Einsatzgruppe A, SS-Brif. Dr. Stahlecker, Riga, Chef der Einsatzgruppe B, SS-Oberf. Naumann, Smolensk, Chef der Einsatzgruppe C, SS-Brif. Dr. Thomas1, Kiew, Chef der Einsatzgruppe D, SS-Oberf. Ohlendorf, Simferopol


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, SW 11, den 5.1.1942

      
    


    
      	
        B. Nr.IV–90/42

      

      	
        

      
    


    
      	
        Herrn Reichsleiter Reichsminister Rosenberg persönlich, Berlin

      

      	
        

      
    

  


  Sehr verehrter Herr Reichsleiter!


  Das OKH, Generalstab des Heeres, Generalquartiermeister, hat am 17.11.1941 eine Verlautbarung über den Einsatz Ihrer Sonderkommandos2 in der Ukraine herausgegeben.3 Daraus ersehe ich, dass zu den Aufgaben dieser Sonderkommandos gehört: a) die öffentlichen Bibliotheken und Archive sowie die Kanzleien der hohen Kirchenbehörden, die Freimaurerlogen und jüdischen Vereinigungen nach gegen das Reich gerichteten Vorgängen zu durchforschen und das in Betracht kommende Material beschlagnahmen zu lassen, b) alles Material zur Erforschung der Geschichte des Bolschewismus und seiner Gesamteinrichtungen sicherzustellen und beschlagnahmen zu lassen, c) die Kulturgüter aus dem Besitz von Juden, jüdischen Vereinigungen und Freimaurerlogen sicherzustellen und nach Deutschland abzutransportieren. Ich habe schon bei früheren Gelegenheiten darauf hingewiesen, dass die Erforschung und Bekämpfung der Staatsfeinde jeglicher Art und aller gegen das Reich gerichteten Bestrebungen alleinige und ausschließliche Angelegenheit der Sicherheitspolizei und des SD ist. Diese Erforschung und Bekämpfung kann aber nur dann mit der besonders im Kriege erforderlichen Intensität erfolgen, wenn das diesbezügliche Material nach den Erfordernissen der Exekutive generell und einheitlich erfasst und ausgewertet ist. Ich erhebe daher gegen die Aufgabenregelung Ihrer Einsatzkommandos Einspruch, da bei normaler Auslegung dieser Aufgaben eine Zersplitterung des für die Exekutive so notwendigen Grundlagenmaterials eintritt, die insbesondere während des Krieges nicht vertretbar ist. Ich wäre dankbar, wenn Sie einen Vertreter bestimmen würden, der sich mit dem von mir zu bestellenden Vertreter zwecks Schaffung einer geordneten Aufgabenstellung Ihrer Sonderkommandos in Verbindung setzt.


  Heil Hitler!

  Ihr gez. Heydrich


  LVVA, 1026–1–17 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Dr. Max Thomas, geb. 1891, Medizinstudium, 1914 Kriegsfreiwilliger, 1923 Dr.med., 1924 praktischer Arzt, 1933 NSDAP u. SS, 1935 zum SD-OA Rhein, 1936 Ustuf. u. Abt.leiter SD-UA Kassel, 1938 Stubaf., 1939 Ostubaf. u. SD-Fhr. OA Rhein, 1940 Beauftragter des CdS in Frankreich u. Belgien, Oberf. u. Brif., Mitte Nov. 1941 Nachfolger von Rasch als Kdr. EG C, März 1942 BdS Ukraine, Nov. 1942 Gruf., Aug. 1943 Amtsentbindung nach Flugzeugabsturz, Mai 1945 unter falschem Namen wieder Arzt, gest. Dez. 1945; BAB, BDC, SSO u. RuSHA Dr. Max Thomas; BAL, ZK: Dr. Max Thomas.


  2 Zum Einsatzstab Reichsleiter Rosenberg: Anja Heuss: Kunst- und Kulturgutraub. Eine vergleichende Studie zur Besatzungspolitik der Nationalsozialisten in Frankreich und der Sowjetunion, Heidelberg 2000.


  3 Heydrich konnte sich mit seinen Vorhaben – insbesondere bei „jüdischen Kulturgütern“ – nicht durchsetzen; vgl. rückblickend: Erlaß OKH/Gen.Qu./Abt. Kriegsverwaltung v. 30.9.1942: Einsatz von Sonderkommandos des Einsatzstabes Reichsleiter Rosenberg für die besetzten Gebiete, in: Ulrike Hartung: Verschleppt und verschollen. Eine Dokumentation deutscher, sowjetischer und amerikanischer Akten zum NS-Kunstraub in der Sowjetunion (1941–1948), Bremen 2000, S.72–75.


  


  


  110) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11 vom 12.2.1942: Beschlagnahmungen


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

        Einsatzgruppe D

        Tgb.-Nr.381/42

        An das AOK 11

      

      	
        O.U., den 12.Februar1942

      
    

  


  Betrifft: Beschlagnahmungen durch die Einsatzgruppe D


  Vorgang: Fernmündliches Gespräch zwischen Herrn Generalmajor Wöhler1 und SS-Hauptsturmführer Seynstahl2 am 12.12.42


  I.) Beschlagnahmte Uhren: Die bei den Judenaktionen beschlagnahmten Uhren sind ordnungsmäßig vereinnahmt worden. Die Uhren, die Wertgegenstände darstellen (goldene oder silberne Uhren), sind weisungsgemäß an die Staatskasse nach Berlin abgeführt worden.3 Die übrigen Uhren, deren Wert so gering ist, dass eine allgemeine Verwertung nicht sachdienlich erscheint, sind gegen eine Anerkennungsgebühr oder umsonst, je nach Lage des Falles, an Wehrmachtsangehörige (Offiziere und Mannschaften) und Angehörige der Einsatzgruppe D abgegeben worden. Voraussetzung für die Abgabe war der Nachweis, dass die eigene Uhr im Einsatz verloren oder unbrauchbar geworden war, oder aus dienstlichen Gründen benötigt wurde. Erfahrungsgemäß werden hier fast nur alte Uhren vorgefunden und ein grosser Teil ist unbrauchbar. Es sind im Augenblick noch eine Anzahl wiederhergestellter Uhren vorhanden, die nach dem oben genannten Maßstab abgegeben werden können.


  II.) Beschlagnahmte Rubel: Die im Rahmen der Judenaktionen sichergestellten Gelder sind ordnungsmäßig vereinnahmt und bis auf einen geringen Bestand, der für dienstliche Zwecke (Lohnauszahlungen usw.) benötigt wurde, weisungsgemäß bei der Reichskreditkasse zu Gunsten des Reiches eingezahlt worden. In einem Falle ist an mich die Frage herangetragen worden, ob zu Zwecken der Stadt Simferopol Rubelbeträge zur Verfügung gestellt werden können. Ich habe an die Reichskreditkasse verwiesen und im übrigen bemerkt, dass ich selbstverständlich bereit bin, gegen Quittung der Armee die Rubel zur Verfügung zu stellen. Ich bin jedoch nicht berechtigt, über die Gelder zu Gunsten eines Dritten, z.B. einer Stadtverwaltung, zu verfügen, da es sich um Mittel des Reiches handelt.


  Ohlendorf

  SS-Oberführer


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  


  1 Stabschef AOK 11.


  2 Hans Seynstahl, geb. 1912, 1940 Referent III A 4 im RSHA, Okt. 1941–Juni 1942 VO der EG D, Juli 1942 zum IdS Danzig, gefallen 1945; BAB, BDC, SSO Hans Seynstahl; BAL, ZK: Hans Seynstahl.


  3 Vgl. Martin Dean: Jewish Property Seized in the Occupied Soviet Union in 1941 and 1942: The Records of the Reichshauptkasse Beutestelle, in: HGS 14(2000), S.83–101.


  


  


  111) Bericht Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Litauen an Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland vom 20.2.1942: Schaffung eines Konzentrationslagers für den Generalbezirk Litauen


  
    
      	
        Der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Litauen

      

      	
        Kauen, den 20.2.1942

      
    


    
      	
        Tgb.Nr.409/42

      

      	
        

      
    


    
      	
        An den Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland – Riga

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Schaffung eines Konzentrationslagers für den Generalbezirk Litauen1


  Vorg.: Ohne


  Die Gefängnisse Litauens sind z.Zt. überfüllt. Es befinden sich dort sehr viele Personen, die den Bolschewismus unterstützt haben, gegen die aber nicht soviel vorliegt, dass eine Sonderbehandlung verantwortet werden könnte. Andererseits ist es mit Rücksicht auf die Sicherheit im rückwärtigen Heeresgebiet unmöglich, diese Personen in Freiheit zu setzen. Die einzigste Möglichkeit ist in diesen Fällen die Unterbringung in einem Konzentrationslager auf Kriegsdauer. Die Schaffung eines Konzentrationslagers für den Generalbezirk Litauen ist daher dringend erforderlich. Das Lager müsste 3–4000 Personen fassen können. Nach gewissenhafter Prüfung aller Möglichkeiten habe ich den Ort Pravenisciu, 20km östlich Kauen, für die Schaffung eines Konzentrationslagers geeignet befunden.2 Es befindet sich z.Zt. dort ein Arbeitslager, das 600 Personen fasst. In Pravenisciu kann, falls ein Konzentrationslager errichtet wird, ein ausserordentlich lukrativer Betrieb eingerichtet werden. Es befindet sich dort ein großes Torfvorkommen, das bisher noch nicht ausgebeutet wurde. Die Kosten des Lagers könnten ohne grosse Mühe durch Torfstich in nächster Umgebung aufgebracht werden. Die Bewachungsmannschaften können hier gestellt werden. Erforderlich wäre lediglich die Stellung eines Lagerführers mit einigen Leuten Stammpersonal aus dem Altreich. Sollte ein SS-Führer nicht zur Verfügung stehen, so halte ich es für ausreichend, wenn ein im Lagerwesen erfahrener Unterführer als Lagerführer gestellt wird. Die Angelegenheit ist äusserst dringend. Ich bitte daher, das Reichssicherheitshauptamt alsbald darüber zu unterrichten und eine entsprechende Anordnung herbeizuführen.


  Jäger

  SS-Standartenführer


  RGVA, 504–2–8 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 63.


  2 Zu Pravenisciu (litauisch Pravieniškis), einem Außenlager des KL Kaunas, vgl. Dean: The United States Holocaust Memorial Museum Encyclopedia of Camps and Ghettos, Bd.2, S.857f.


  


  


  112) Vermerk Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ukraine vom 22.2.1942: Bandera-Bewegung


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei

      

      	
        Rowno, den 22.Februar1942

      
    

  


  Betr.: Bandera-Bewegung1


  Mir ist ein Bandera-Bericht zugeleitet worden, der im offenen Geschäftsverkehr gelaufen ist. Sämtliche Bandera-Berichte sind ab sofort unter „Geheim“ zu fertigen. Die Exekutierung von Bandera-Angehörigen darf nur erfolgen, wenn ihre Zugehörigkeit zum NKWD erwiesen ist bezw. wenn sie sich eines Vergehens oder Verbrechens schuldig gemacht haben, auf Grund dessen notwendigerweise exekutiert werden muss. Bis auf Weiteres gelten jedoch noch bezüglich der Bandera-Bewegung die bisher vom Reichssicherheitshauptamt erlassenen Richtlinien. Diese besagen, dass besonders wichtige Angehörige dem Reichssicherheitshauptamt zur Verfügung gestellt werden müssen. Da die Transportlage dieses nur in den seltensten Fällen gestatten wird, sind sie in Haft zu halten und ein Vernehmungsprotokoll dann einzusenden, wenn dieses nach Lage der Dinge erforderlich erscheint. In sonstigen Fällen ist beim Befehlshaber der Sicherheitspolizei bezw. dem Chef der Einsatzgruppe Genehmigung zur Sonderbehandlung einzuholen. Die Bandera-Bewegung und ihr Verhältnis zum NKWD bilden eine Streitfrage zwischen Ostministerium und anderen Dienststellen des Reiches. Aus diesem Grunde ist bei Untersuchen und Maßnahmen besondere Vorsicht und Genauigkeit zu beachten. Falls bei einer Dienststelle besondere Vorgänge über die Bandera-Bewegung anfallen, bitte ich mich schlagwortartig durch Funk zu verständigen.


  Dr. Thomas

  SS-Brigadeführer und Generalmajor der Polizei


  OAS, 1151–1–14 u. USHMMA, 1996.A.0269


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 61, 117 u. 146. Zum sich vertiefenden Konflikt mit der OUN: Bruder: „Den ukrainischen Staat erkämpfen oder sterben!“, S.134ff., 153ff.


  


  


  113) Meldung Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11/Ic vom 26.2.1942: Bezeichnung und Standorte der Tatarenselbstschutzkompanien


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

        Einsatzgruppe D

        An AOK 11–Ic/AO

      

      	
        O.U., den 26.Februar1942

      
    

  


  Betrifft: Bezeichnung und Standorte der Tatarenselbstschutzkompanien1


  Die Tatarenselbstschutzkompanien der Einsatzgruppe D werden mit sofortiger Wirkung wie folgt bezeichnet: Kp. Simferopol als 1. T.S.Kp., Kp. Bijuk-Onlar als 2. T.S.Kp., Kp. Beschui als 3. T.S.Kp., Kp. Baksan als 4. T.S.Kp., Kp. Molbay als 5. T.S.Kp., Kp. Bij-Eli als 6. T.S.Kp., Kp. Aluschta als 7. T.S.Kp., Kp. Bachtschissaraj als 8. T.S.Kp., Kp. Kousch als 9. T.S.Kp., Kp. Jalta als 10. T.S.Kp., Kp. z.Zt. noch Jalta 11. T.S.Kp., Kp. Taraktasch als 12. T.S.Kp., Kp. z.Zt. noch Taraktasch 13. T.S.Kp., Kp. Dshankoj 14. T.S.Kp.


  I. V. Seibert

  SS-Obersturmbannführer


  BA-MA, RH 20–11/344


  


  


  


  1 Der EG D war Anfang Jan. 1942 vom AOK 11 die Rekrutierung von Krimtataren übertragen worden, die teils zum Frontdienst, teils gegen Partisanen zum Einsatz kommen sollten. Bis zum 15.2.1942 hatten sich 9255 Mann gemeldet, von denen 1632 zu Selbstschutzkompanien abgestellt wurden; vgl. EG D: Die Rekrutierung der Krimtataren. Stand: 15.2.1942, BA-MA, RH 20–11/433.


  


  


  114) Tätigkeits- und Lagebericht Einsatzgruppe B vom 1.3.1942 für die Zeit vom 16.–28.2.1942


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        Gr.St.Qu., den 1.3.1942

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        

      
    


    
      	
        Geheim!
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        8. Beschlagnahme von Schriftmaterial

      

      	
        

      
    

  


  I. [Militärische Lage und Standorte]


  1.) Militärische Lage:


  Die militärische Lage im Bereich der Heeresgruppe Mitte hat in der Berichtszeit keine wesentlichen Veränderungen erfahren. Die im letzten Bericht erwähnte Einkesselung von sechs Divisionen hat zur Vernichtung dieser Kräfte geführt. Der Vorstoß der Roten auf der Trennungslinie zwischen Heeresgruppe Mitte und Heeresgruppe Nord ist auf der im Bericht vom 15. II. 42 angegebenen Linie stehengeblieben. Es ist inzwischen gelungen, in Welish und Demidow eingeschlossene eigene Kräfte wieder freizukämpfen. Insgesamt betrachtet wird die militärische Lage nach wie vor als stabil angesehen.


  2.) Standorte:


  Gruppenstab: Smolensk, NKWD-Gebäude, Einsatzkommando 8: Mogilew, mit Trupps in Bobruisk, Gomel, Borissow, Orscha, Einsatzkommando 9: Witebsk, mit Trupps in Smolensk, Newel, Polozk, Lepel, Sonderkommando 7a: Klinzy, Sonderkommando 7b: Brjansk, mit Trupps in Orel, Kursk, Sonderkommando M: Roslawl.


  II. Innere Verwaltung:


  1.) Personalangelegenheiten:


  Stärkenachweis: In der Berichtszeit sind bei der Einsatzgruppe B 14 Zugänge und 8 Abgänge zu verzeichnen gewesen, worüber im einzelnen dem RSHA berichtet wurde. Unter den Abgängen ist ein Angehöriger des EK 9 (SS-Hauptscharführer Schmiedle), der bei einem Fliegerangriff durch Bombensplitter tödlich verwundet wurde. SS-Hauptsturmführer und Polizeirat Strube ist gemäß Erlaß des RSHA vom 23.1.42 als geschäftsleitender Verwaltungsbeamter der Einsatzgruppe B zugeteilt worden.


  2.) Wirtschaftsangelegenheiten:


  a) Unterkunft: Die im Tätigkeitsbericht vom 16.2.1942 erwähnte Abtretung eines im Erdgeschoß des NKWD-Gebäudes gelegenen Flügels führt jetzt zu großen Schwierigkeiten, da es infolge der engen Zusammenlegung des Gruppenstabes kaum noch möglich ist, neu zum Stab tretende Führer und Männer unterzubringen. Die Unterbringung von durchreisenden Gästen ist nur noch teilweise durchführbar. Das Quartieramt in Smolensk hat erneut eine Skizze über die vom Gruppenstab belegten Räume mit Größenangaben angefordert. Es muß daher damit gerechnet werden, daß dem Gruppenstab noch weitere Räume entzogen werden. Inzwischen ist mit dem Bau eines neuen Wachlokals, das ein Wachzimmer, einen Aufenthaltsraum, einen Schlafraum und einen Arrestraum enthalten soll, begonnen worden. Durch Bombenangriff wurde beim Einsatzkommando 9 in Witebsk die Garage zerstört und die Unterkunft der Angehörigen des Kommandos schwer beschädigt.


  b) Verpflegung: Die Verpflegungslage kann in der Berichtszeit als ausreichend bezeichnet werden. Infolge der zur Zeit stattfindenden größeren Partisanenaktion ist eine wesentliche Verringerung des eisernen Bestandes an Marschverpflegung eingetreten. Es wird versucht werden, den Mehrverbrauch durch Neuankauf auszugleichen und den festgelegten zehntägigen eisernen Vorratsbestand sicherzustellen. Der Verpflegungsempfang kann seit kurzer Zeit wieder beim Armee-Verpflegungslager in Grassnibor, etwa 10km von Smolensk entfernt, durchgeführt werden. Die Kartoffelzufuhr ist ausreichend. Die im Keller seit ca. 14 Tagen eingelagerten Kartoffeln, die bei der Anfuhr alle erfroren waren, tauen jetzt infolge der wärmeren Kellertemperatur allmählich auf. Hierdurch ist eine bedeutende Verschlechterung in bezug auf den Geschmack der Kartoffeln eingetreten. Die im vorigen Bericht erwähnten Schwierigkeiten beim Absatz des durch das RSHA beschafften französischen Branntweines – Marke „Old Brandy“ – bestehen nach wie vor. Von allen Kommandos wird immer wieder Klage über die Minderwertigkeit dieses Branntweines geführt. Es wird vorgeschlagen, künftig Einkäufe von Marketenderwaren durch Fachleute tätigen zu lassen. c) Bekleidung und Ausrüstung: Die Bekleidungslage kann als ausreichend angesehen werden. Schwierigkeiten dürften demnächst bei der Ersatzgestellung von Kniehosen (Stiefelhosen) und Braunhemden zu erwarten sein, da die hier noch vorhandenen Kniehosen zu groß und die Braunhemden zu klein sind. Die Zuweisung von gängigen Größen wird in Kürze beantragt. Die zur Zeit zur Bekämpfung der Partisanen mit eingesetzte Ukrainer-Kompanie in Stärke von etwa 120 Mann wurde von hier aus mit Brotbeuteln, Stahlhelmen, Kochgeschirren, Feldflaschen, Tornistern, Waffen und Munition ausgerüstet. Die Ausrüstungsstücke wurden von der Armee-Versorgungsstelle Smolensk zum Teil aus Beutebeständen zur Verfügung gestellt. Schwierigkeiten bestanden lediglich in der Beschaffung von Maschinenwaffen. d) Spenden: Außer der im Dezember 1941 an den Wehrmachtssender Smolensk abgeführten Spende in Höhe von RM 12.314,75 für das Kriegs-Winter-Hilfswerk 1941/42 wurden von den Angehörigen der Einsatzgruppe B als Sonderspende zum Tag der Deutschen Polizei RM 18.695,75 aufgebracht und dem Höheren SS- und Polizeiführer Rußland Mitte in Mogilew zur Weiterleitung überwiesen.


  3.) Kraftfahrwesen:


  a) Allgemein: In der Berichtszeit wurden der Einsatzgruppe B insgesamt 10 Pkw zugewiesen und zwar: Pkw Opel-Kapt. Pol 71.530 gem. Erl. des RSHA vom 31.1.42–II D 3 a Nr.135/42 und 9 Pkw von der Nachschubstelle Ost, die wie folgt verteilt wurden: SK 7a: Pkw Merc. 2,3 Ltr. Pol 71.576, Pkw Merc. 2,3 Ltr. Pol 38.254, Pkw Merc. 1,7 Ltr. Pol 38.279, Pkw Kübel Merc. 3,4 Ltr. Pol 47.812. SK 7b: Pkw Merc. 2,3 Ltr. Pol 71.573, Pkw Merc. 1,7 Ltr. Pol 71.079. EK 8: Pkw Opel-Kapitän Pol 35.881. EK 9: Pkw Wanderer Pol 46.270. SKM: Pkw Kübel Merc. 3,4 Ltr. Pol 47.817. Ferner wurde der Pkw Merc. 2,3 Ltr. Pol 71.466 dem Gruppenstab zugewiesen. Die am 23.2.42 in Smolensk eingetroffenen Gaswagen wurden wie folgt verteilt:1 EK 8: Lkw Saurer Pol 71.462. EK 9: Lkw Saurer Pol 71.457. Beide Fahrzeuge kamen defekt in Smolensk an und wurden nach Behebung der Defekte den Einsatzkommandos zugeteilt. Die beiden kleineren Gaswagen werden nach Abschluss des Einsatzes beim EK 8 dem SK 7a und dem SK 7b überwiesen.2 Der Bestand an Kfz ist nach Absetzung der verlorenen z.Zt. folgender: Stab (einschl. SKM): 19 Pkw, 4 Lkw, 3 Sonder-Kfz, 1 Krad (SKM 5 Pkw und 1 Funkstelle). SK 7a: 19 Pkw, 2 Lkw, 1 Sanka (davon 1 Funkstelle). SK 7a: 23 Pkw (davon 1 Funkstelle), 3 Lkw, 1 Sanka. EK 8: 35 Pkw, 3 Lkw, 1 Sanka, 1 Gaswagen. EK 9: 36 Pkw (davon 1 Funkstelle), 5 Lkw, 1 Gaswagen. Hiervon wurden durch Feindeinwirkung vernichtet: 10 Pkw. Weiterhin wurden stark beschädigt (einschl. 4 Beute-Lkw): 5 Lkw und 1 Krad Waffen-SS. Bei weiteren 7 Pkw, die z.Zt. nicht fahrbereit sind, müssen die Schäden noch festgestellt werden. Es ist jedoch damit zu rechnen, daß mehrere Pkw wieder fahrbereit gemacht werden können. Von den in Mogilew beim EK 8 untergestellten Kfz sind 1 Pkw und 1 Lkw bereits wieder instandgesetzt worden. Der Pkw wurde nach Smolensk überführt, während der Lkw in Mogilew verblieb, da mit diesem noch 2 Pkw, die hier nicht instandgesetzt werden können, nach Warschau transportiert werden sollen. Der Transport wird mit den Kfz vom EK 8, die ebenfalls in Warschau repariert werden sollen, gemeinsam durchgeführt. Damit beim wieder einsetzenden Vormarsch hinsichtlich der Besetzung der Kfz (insbesondere auch der Beute-Kfz) keine Schwierigkeiten entstehen, ist die Zuweisung von ca. 20 Fahrern erforderlich. Außerdem ist es beim Vormarsch unbedingt notwendig, alle schweren Lkw – wie Werkstattwagen, Omnibus, Gaswagen und Tankwagen – mit 2 Fahrern zu besetzen. Entsprechende Zuweisungsanträge werden gesondert gestellt. b) Ersatzteile: Die bereits geschilderten Schwierigkeiten hinsichtlich der Beschaffung von Ersatzteilen bestehen nach wie vor. Im Einvernehmen mit der OT konnten von hier einige dringend benötigte Ersatzteile wie Ventilfedern, Zündkabel, Rundbolzen und Muttern beschafft werden. c) Betriebsstoff: Infolge der Betriebsstoffknappheit in Smolensk erfolgt die Zuteilung nur im Rahmen der zur Verfügung stehenden Bestände. Bei den Kommandos liegen die Verhältnisse genauso. d) Bereifung: Im Hinblick auf die erst kürzlich zugeteilte Bereifung (51 Decken) und Reifenschecks (100 Stück) ist der notwendigste Bedarf zunächst gedeckt.


  4.) Funkwesen:


  Die Leitfunkstelle der Einsatzgruppe B hatte in der Berichtszeit 156 Ausgänge, 182 Eingänge und 28 Übermittlungen. Der Funkverkehr wickelte sich hauptsächlich mit Berlin und Warschau ab. Auch mit den Sonderkommandos – mit Ausnahme des SKM – wurde der Funkbetrieb wieder regelmäßig durchgeführt. Ebenso wurden mit den Funkstellen der übrigen Einsatzgruppen im Osten Funksprüche gewechselt. Der Funkbetrieb verlief normal und wurde ordnungsgemäß erledigt. Mängel an Apparaturen sind nicht aufgetreten.


  5.) Gesundheitszustand:


  Der Gesundheitszustand kann als normal bezeichnet werden. Es wurde erneut festgestellt, daß Abordnungen zum Einsatz ohne vorherige Prüfung der Einsatzfähigkeit der Beamten pp. angeordnet werden. Eine vorherige ärztliche Feststellung der Einsatzfähigkeit ist unerläßlich.


  IV. Polizeilicher Tätigkeitsbericht für die Zeit vom 16. bis zum 28.Februar1942:


  1.) Allgemeines:


  Bei Betrachtung der allgemeinen Sicherheitslage ist zu berücksichtigen, daß der Bereich der Einsatzgruppe B zu einem Teil noch partisanenfrei ist, während eine Reihe von Gebietsteilen partisanenbedroht, ja zum Teil auch ganz in der Hand der Partisanen sind. Lassen die Meldungen aus den partisanenfreien Gebieten erkennen, daß die Sicherheitslage den durch den Krieg und durch die Besetzung geschaffenen Verhältnissen entsprechend im allgemeinen normal ist – Meldungen aus Kursk und Witebsk z.B. besagen, daß die Stimmung der Bevölkerung im großen und ganzen ruhig ist –, ist sie in den partisanenbedrohten Gebieten nach wie vor gekennzeichnet durch die weiter zunehmende Tätigkeit der Partisanen, die sich dauernd durch freiwilligen Zulauf, insbesondere aus den Reihen ehemaliger Mitglieder der KP und der Jungkommunisten, oder durch zwangsweise Aushebung der waffenfähigen Männer in den von ihnen beherrschten Räumen verstärken. Dazu kommt auch an verschiedenen Stellen Verstärkung durch sowjetische Landetruppen. Diese Umstände führen naturgemäß zu einer Beunruhigung der Bevölkerung der benachbarten Gebiete. Die Partisanen verstärken sich aber nicht nur an Mannschaften, sondern in erheblichem Umfang auch an Waffen. Hierbei kommt ihnen das nicht unerhebliche Waffenmaterial zustatten, das nach den Kesselschlachten des vergangenen Jahres noch nicht geborgen werden konnte, z.Zt. auch nicht geborgen werden kann, und sich noch in den Wäldern befindet. Während die Partisanen früher im allgemeinen in größeren oder kleineren Gruppen, die meist nur im losen Zusammenhang standen, tätig wurden, ist in letzter Zeit in einzelnen Gebieten, so insbesondere südlich Wjasma, ostwärts Jelnja und bei Brjansk ihre Organisation dadurch straffer und damit gefährlicher geworden, daß sowjetische Offiziere die Leitung in die Hand genommen und aus Partisanen und regulären Truppen Einheiten gebildet haben, die nach militärischen Gesichtspunkten zusammengefaßt, ausgebildet und geführt werden. Die schon in den letzten Tätigkeitsberichten geschilderten Schwierigkeiten, die einer erfolgreichen Erkundung und damit einer wirkungsvollen Bekämpfung der Partisanen entgegenstehen und ihren Grund vor allem in den durch die Wetterlage beeinträchtigten Straßen- und Wegeverhältnissen haben, bestehen fort. Die Straßen zu den als Unterschlupf der Partisanen bekanntgewordenen Orten sind meistens derart vom Schnee verweht, daß diese Orte oft nur in Tagereisen auf Schlitten erreicht werden können. Bei der Vernichtung einiger Partisanenbanden bei Orel konnte festgestellt werden, daß die Verbindung zwischen den Partisanen häufig durch junge Mädchen oder Frauen aufrechterhalten wird, da die Partisanen beobachtet haben, daß weibliche Personen von deutschen Soldaten nur selten angehalten werden. Andererseits ist bei den Vernehmungen festgestellt, daß die Überführung der Partisanen oft erleichtert ist, wenn Frauen mit ihnen festgenommen sind, weil diese in den meisten Fällen eher zu einem Geständnis und zu weiteren Angaben zu veranlassen waren als Männer. Ferner geht aus den Einzelmeldungen der Kommandos hervor, daß die Juden immer noch in besonderem mit den Partisanen zusammenarbeiten, sei es, daß sie sie mit Lebensmitteln usw. unterstützen oder ihnen Unterschlupf gewähren, oder daß sie Kundschafterdienste leisten.


  Im einzelnen liegen unter anderem folgende Meldungen vor: Das SK 7b meldet: Im Monat Februar haben die Partisanen eine überaus rege Tätigkeit in Brjansk entfaltet. Ganz besonders gefährdet ist das Waldgebiet nördlich Brjansk. In diesem Raum befinden sich nach den bisherigen Feststellungen mehrere Befehlsstellen und zwar: a) 43km nordwestlich Brjansk in der Ortschaft Staraja-Lawschina, b) 40km nördlich Brjansk in Djadkowo, c) 11km südostwärts Djadkowo in Bapkowo. Diese drei Gruppen haben miteinander Verbindung und stehen unter einheitlicher Führung. Das Waldgebiet südlich Bytosch ist mit einer stärkeren Partisanengruppe besetzt (rund 1500 Mann), die mit l.I.G., Pak und Granatwerfern ausgerüstet ist. Diese Gruppe hat am 4.2. am südlichen Ausgang von Bytosch Sabotageakte und Feuerüberfälle durchgeführt. Die Bewegungen dieser Truppe sind weiter verfolgt worden mit dem Ergebnis, daß eine Abteilung von etwa 50 bis 60 Mann vernichtet werden konnte. Am Bahnkörper beim Bahnhof Palusje sind Sabotageakte und Überfälle durch Partisanen, die aus dem südlichen Waldgebiet und aus den Ortschaften Mal, Lowtscha und Soljatka kamen, ausgeführt worden. Über die Lage bei Brjansk ergeht hierneben Sonderbericht.


  Das EK 8 meldet: Aus dem Gebiet südlich der Straße Mogilew–Beresino wird gemeldet, dass 35 Partisanen auf Schneeschuhen in der Ortschaft Utno das Haus eines Ordnungsdienstmannes überfielen. Als er sich zur Wehr setzte, wurde er mit seinen beiden Kindern und einem Ordnungsdienstmann aus einem Nachbardorf, der sich bei ihm aufhielt, erschossen. Seine Frau konnte schwerverletzt flüchten. Im Bereich des Trupps Borissow gilt als besonders gefährdet das Gebiet nördlich der Rollbahn, wo Trupps in Stärke von 4 bis 50 Mann auftreten, die Dörfer überfallen und ausplündern. In Satschistje wurde ein Ordnungsdienstmann erschossen und die Gemeindekasse geraubt. Eine Partisanengruppe in Stärke von 60 bis 70 Mann, die gut bewaffnet ist, beunruhigt das Gebiet westlich der Straße Borissow–Lepel. Diese Gruppe hat ihren Stützpunkt in der Nähe des Peliksees, etwa 40km nordnordwestlich Borissow.


  Das EK 9 meldet: Partisanen sind aus den Gebieten bei Surash, Uswjati und Ljesno gemeldet. Die Wehrmachtsdienststellen haben die nötigen Maßnahmen in die Wege geleitet. Nach Meldung des EK 9 ist die Sicherheitslage in der Stadt Witebsk, obwohl noch Standortverteidigung angeordnet ist, als zufriedenstellend zu bezeichnen. Da während der starken Luftangriffe auf Witebsk Lichtsignale beobachtet worden waren, wurde vom Stadtkommandanten die Festnahme sämtlicher männlichen Personen im Alter von 15 bis 60 Jahren angeordnet. Es waren an dieser Aktion Wehrmacht, Feldgendarmerie, GFP und das Einsatzkommando beteiligt. Die Festgenommenen wurden sämtlich dem Gefangenenlager überstellt. Durch Lautsprecherwagen und Maueranschläge wurde die Bevölkerung von der Veranlassung der Festnahme in Kenntnis gesetzt, und es wurde gleichzeitig angekündigt, daß 100 festgenommene Personen sofort erschossen würden, wenn nochmals Lichtsignale beobachtet würden.


  Kriminalität: Fälle oder Beobachtungen, die eine von der in den früheren Berichten gegebenen abweichenden Beurteilung erforderlich machen könnten, liegen nicht vor. Auf dem Gebiet der Kriminalität überwiegen nach wie vor die Eigentumsdelikte, die in besonders schweren oder krassen Fällen durch die Einsatzkommandos geahndet werden, wenn dies zur Beseitigung oder zur Verhinderung einer Beunruhigung der Bevölkerung erforderlich erscheint.


  Sonderbehandelt wurden in der Berichtszeit vom SK 7b: 76 Personen, darunter 20 wegen Zugehörigkeit zu Partisanengruppen oder wegen Unterstützung von Partisanen, 12 Russen als ehemalige Funktionäre der KP, 1 Russe wegen wiederholten Straßenraubes, 1 Russe wegen Verächtlichmachung der deutschen Wehrmacht und wegen Widerstandes, 3 Russen wegen hetzerischer Äußerungen, 30 Juden. EK 8: 471 Personen, darunter 15 wegen Unterstützung von Partisanen, 3 Russen wegen hartnäckiger Arbeitsverweigerung, 403 Juden. EK 9: 3128 Personen, darunter 28 wegen Zugehörigkeit zu Partisanengruppen oder wegen Unterstützung von Partisanen, 17 Russen bzw. Juden wegen hetzerischer Äußerungen, 1 Russe wegen Diebstahls, 3073 Juden. Trupp Smolensk: 53 Personen, darunter 5 wegen Unterstützung von Partisanen, 3 als ehemalige Funktionäre der KP, 5 wegen Diebstahls, 1 wegen hetzerischer Äußerungen, 38 Juden.


  Gesamtzahl der Sonderbehandelten:
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  2.) Partisanenbekämpfung:


  Die im Tätigkeitsbericht vom 16.Februar1942 gemeldete größere Aktion im Raum um Klitschew ist noch nicht beendet. Über sie wird gesondert berichtet.


  Das EK 8 meldet: Trupp Orscha hat eine Aktion gegen Partisanen im Raume von Shitkow mit Unterstützung durch GFP und zwei Züge Wehrmacht durchgeführt. Es wurde zu Fuß und mit Schlitten in das partisanengefährdete Gebiet vorgestoßen. Dabei wurden die Orte Shitkow, Selischtsche, Kobylschtschina, Star-Jantschin, Brodowka und Pubelitschi überholt. In Brodowka wurden drei Partisanen ergriffen und erschossen. Ein planmäßiges Absuchen verdächtiger Waldstücke erwies sich wegen der ungünstigen Schneeverhältnisse als undurchführbar. Die Bevölkerung stand der Aktion außerordentlich passiv gegenüber. Entweder aus Angst oder aber aus Sympathie für die Partisanen scheute sie sich, nähere Angaben über Aufenthalt usw. zu machen. Der Ordnungsdienst in den Gemeinden wurde durch einwandfreie Personen verstärkt. Im Gebiet nördlich Nowoselki konnte eine verdächtige Person festgenommen werden, während es einer zweiten gelang zu entkommen. Bei der Durchsuchung ihrer Wohnungen wurden Waffen und geraubte Lebensmittel vorgefunden. Bei einer in der Frühe des 19.2.42 durchgeführten Überholung des Dorfes Nowoselki wurden der Bürgermeister, der Leiter des Ordnungsdienstes und vier weitere Personen wegen Verdachts der Verbindung mit Partisanen festgenommen. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen.


  Das EK 9 meldet: Von der Wehrmacht wurde im Bezirk Newel, wo verschiedentlich Partisanenbanden aufgetreten waren, eine größere Aktion durchgeführt, in deren Verlauf bei Ljochowo eine größere Bande von etwa 200 Mann restlos aufgerieben wurde. Ljochowo und die umliegenden Dörfer wurden niedergebrannt. In Witebsk konnte die Russin Lubowa Mayboroda überführt werden, mit Partisanen zusammengearbeitet und für sie Spitzeldienst geleistet zu haben. Sie wurde erschossen. Der Russe Simon Moloschnik und seine Ehefrau Anissja sowie der Russe Valentin Baranobski hatten sich sechs Monate lang in einem partisanenverseuchten Gebiet umhergetrieben. Sie wurden im Sicherungsbereich ohne Ausweispapiere angetroffen. Da sie nur unglaubwürdige und widersprechende Angaben machen konnten, musste angenommen werden, daß sie von Partisanen Ausspähungsaufträge erhalten hatten. Sie wurden erschossen. Der Russe Anatole Pabinski, der sich seit Anfang Januar 1942 ohne Ausweispapiere umhertrieb, gab zu, Jungkommunist gewesen zu sein und im Dienst der Partisanen zu stehen. Er wurde erschossen. Der Jude Moisej Kreimannu und der Halbjude Michael Romaschen gaben zu, als Rotarmisten bei Smolensk in deutsche Gefangenschaft geraten zu sein. Vor etwa zwei Monaten seien sie entflohen und hätten sich in Wäldern der Umgebung an ihnen unbekannte Personen angeschlossen. Da mit Sicherheit anzunehmen war, daß sie sich als Partisanen betätigt hatten, wurden sie erschossen. Die Russen Paul Silemin, Konstantin Wischnewski, Paul Rwdejew und Wassili Stepanow wurden überführt, mit Partisanen in Verbindung gestanden zu haben. Die Russin Jadwiga Prygun, die zugegeben hatte, sich seit Monaten in den Wäldern zwischen Newel und Witebsk umhergetrieben zu haben, nicht im Besitze von Ausweispapieren und auch nicht registriert zu sein, wurde überführt, für die Partisanen Spitzeldienste geleistet zu haben. Sie wurde erschossen. Von einem Wachbtl. wurden die Russen Tit Schurow, Kurganow und Nikolaj Kiln überstellt. Ein vierter Russe hatte sich der Festnahme durch die Flucht entziehen wollen und war dabei erschossen worden. Ein Ordnungsdienstmann, der auf einem Dienstgange von mehreren Partisanen bedroht war, hatte einen von ihnen erkannt und sich an die Wehrmachtseinheit um Hilfe gewandt. Bei der Durchsuchung wurde bei dem Festgenommenen ein als Pistole hergerichtetes Gewehr gefunden. Die Russen wurden erschossen. Die Brüder Iwan und Wassilij Fjedorenko, die Mitglieder der KP gewesen waren, hatten, wie sie zugegeben haben, die Anwesenheit von vier ihnen als Partisanen bekannte Personen im Dorfe Spitschino verschwiegen und ferner wiederholt Partisanen mit Lebensmitteln versorgt. Sie wurden erschossen.


  Trupp Smolensk meldet: Die Russen Anton Anissemow und Konstantin Repuchow wurden überführt, zu Partisanen in der Gegend von Rudnja Verbindung gehabt zu haben. Sie wurden sonderbehandelt. Die Russin Maria Skobelew wurde gelegentlich einer Säuberungsaktion im Gebiet von Alchowka festgenommen und überstellt. Sie hat zugegeben, Partisanen durch Gewährung von Unterkunft und Verpflegung unterstützt zu haben. Die Lebensmittel und andere Sachen hat sie wiederholt auf dem Markt in Smolensk beschafft. Sie wurde sonderbehandelt.


  3.) Exekutiv-polizeiliche Tätigkeit:


  SK 7b meldet: Der beim Ordnungsdienst in Ordshonekidsegrad beschäftigte Russe Wassily Klajin wurde festgenommen. K. hatte von seinem Vorgesetzten den Auftrag erhalten, einen früheren Sekretär der KP festzunehmen. Als K. den Festzunehmenden einige Tage später traf, nahm er ihn nicht fest, sondern setzte ihn von der angeordneten Festnahme in Kenntnis und veranlaßte ihn so zur Flucht. Weiter hatte K. das Gerücht verbreitet, daß alle Russen, die von Beruf Ingenieure seien, von den Deutschen festgenommen und erschossen werden sollten. K. wurde sonderbehandelt. In Ordshonekidsegrad wurde der KP-Funktionär Michael Pankow festgenommen, der sich jahrelang aktiv für die KP betätigt hatte. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. Bei einer Überholung von Konotop wurden mehrere NKWD-Angehörige, unter anderem der NKWD-Abschnittsleiter und politische Kommissar Maxim Miroschnitschenko, festgenommen. Bei der Durchsuchung fand sich bei ihm im Mantelfutter verborgen eine Meldehülse mit Notizstreifen. Nach seinen Angaben handelt es sich bei den auf dem Streifen aufgeführten Personen um NKWD-Angehörige und Bekannte, die sich in Charkow aufhalten sollen. Die Ermittlungen, insbesondere über eine Zusammenarbeit des NKWD-Netzes in Konotop und den NKWD-Angehörigen in Charkow, sind noch nicht abgeschlossen. In Kursk wurden drei KP-Mitglieder, von denen einer Parteisekretär und ein anderer 2 Jahre im Büro der KP tätig und als eifriger Propagandist bekannt war, festgenommen. Einer von ihnen widersetzte sich der Festnahme und schlug auf den Ordnungsdienstmann ein. Bei seiner Vernehmung schrie er u.a.: „Die deutschen Soldaten sind alle Räuber, sie stehlen alles weg. Ein Zusammenleben mit den Deutschen ist unmöglich!“ Sie wurden sonderbehandelt. Festgenommen wurde in Orel die Geheimagentin des früheren Polizeimeisters Stawitzki (NKWD-Agent), Katharina Arkadjewa, die unter der Angabe, Agentin der deutschen Polizei zu sein, Lebensmittel und Wertgegenstände erpreßt hatte. Ihr Ehemann Leonid Berkowski (Jude) ist geflüchtet. Er war KP-Funktionär und gehörte dem Vernichtungsbataillon in Orel an. Die Arkadjewa stand in dem dringenden Verdacht, mit Stawitzki auch nach der Besetzung noch für das NKWD gearbeitet zu haben. Eine Überführung in dieser Richtung war jedoch nicht möglich, weil Stawitzki nach seiner Festnahme Selbstmord verübte und weil die Arkadjewa jede Aussage in dieser Richtung verweigerte. Sie wurde sonderbehandelt. Der Russe Wassili Sabolotskij wurde sonderbehandelt, weil er in den umliegenden Dörfern fortgesetzt kommunistische Propaganda getrieben und dadurch die Bevölkerung in feindlichem Sinne gegen die deutsche Wehrmacht beeinflußt hatte. Er war Mitglied der KP seit 1930. In Orel wurden ferner 7 Juden beiderlei Geschlechts sonderbehandelt, weil sie sich als Plünderer oder in anderer Weise schädigend verhalten hatten. Unter ihnen befand sich der Jude Isaj Jodikowotsch, der als Münzenmacher in gewinnsüchtiger Weise deutsche Offiziere und Soldaten zu übervorteilen versucht und neben Lebensmitteln und anderen Gebrauchsgegenständen auch Edelmetalle als Arbeitslohn gefordert und erhalten hatte. Die Ordnungsdienstmänner Fjedor Ustimenko, Iwan Schebotka und Dimitri Melnik wurden wegen Raubes sonderbehandelt. Sie hatten die Zwangslage der Zivilgefangenen dadurch in übler Weise für sich ausgenutzt, daß sie ihnen gegen Hergabe von Bekleidungs- und Wertgegenständen geringe zusätzliche Verpflegung zukommen ließen, ihnen bei der Leibesvisitation das Bargeld abnahmen und es nicht ablieferten. In Brjansk wurden 7 Ordnungsdienstmänner festgenommen, die dem NKWD angehört haben sollen. Sie werden ferner verdächtigt, die russischen Flugblätter, die in Brjansk in letzter Zeit verbreitet sind und in denen u.a. die russische Zivilbevölkerung zum Eintritt in die Partisanengruppen aufgefordert wird, hergestellt zu haben. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen.


  Das EK 8 meldet: Mitte Januar wurde ein auf einem Abstellgleis in der Nähe des Dorfes Horobrowo stehender Eisenbahnwagen erbrochen aufgefunden. Es wurde festgestellt, daß aus ihm eine größere Anzahl Feldpostpäckchen gestohlen war. Bei der Durchsuchung des Dorfes wurde ein Teil der Päckchen gefunden. Es wurde eine Reihe von Personen festgenommen. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. In Orscha wurde der Kolchosleiter Wassili Michalski festgenommen, in dessen Kolchosen-Klubhaus eine Stalinbüste gefunden wurde. Ferner wurde bei ihm ein Kassiber eines im Gefängnis einsitzenden Juden gefunden, der die Mitteilung von der bevorstehenden Erschießung des Juden enthielt und an Gefangene des Stalag gerichtet war, sowie eine Londoner Adresse enthielt. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen.


  Das EK 9 meldet: Bei einer Streife, die die Orte Kabischpsche und Alexandrowo berührte, wurde festgestellt, daß dort ansässige Juden sich in deutschfeindlichem Sinne betätigt und unwahre Gerüchte über die Frontlage, die geeignet waren, Unruhe in die Bevölkerung zu tragen, verbreitet hatten. Sie wurden sonderbehandelt. Wegen Verbreitung wurde ferner in Witebsk die Jüdin Dora Fjodorowa sonderbehandelt. Der Bauer Fjedor Lawrentjew in Sui wurde sonderbehandelt, da er nach Verübung eines Getreidediebstahls auf einen Wächter zwei Schüsse aus einem russischen Militärgewehr abgegeben hatte. Der Bauer Nikolai Prowada in Sorka, Rayon Lepel, wurde festgenommen. Er wurde überführt, NKWD-Spitzel gewesen zu sein und als solcher die Bauern seines Wohnortes beim NKWD wegen angeblicher antibolschewistischer Umtriebe denunziert und an deren Verschickung maßgeblich mitgewirkt zu haben. Er wurde sonderbehandelt. Der Russe Iwan Bulow in Putschkowsk, der gegen die Anordnungen der deutschen Dienststellen gehetzt und andere Dorfeinwohner mit Erschießen bedroht hatte, falls sie den Deutschen helfen würden, wurde sonderbehandelt. Der Russe Nikolai Tomaschow wurde sonderbehandelt, da er die Anordnungen der deutschen Dienststellen böswillig nicht befolgte. Er hatte als Kolchos-Ältester als NKWD-Agent gearbeitet und war erheblich, u.a. wegen Raubüberfalles, versuchten Mordes, Diebstahls vorbestraft. 8 Juden in den Gemeinden Turitschino und Topory, die die Bevölkerung zum Ungehorsam gegen die deutschen Anordnungen aufgefordert hatten, wurden sonderbehandelt.


  Trupp Smolensk meldet: Der Russe Wladimir Scherdrow wurde sonderbehandelt, da er bei einer Wehrmachtseinheit einen Einbruch begangen hatte, wobei ihm größere Mengen Lebensmittel sowie eine Walther-Pistole und 75,– RM in die Hände gefallen waren. Der Russe Nikolai Denicenko wurde festgenommen, da er des fortgesetzten Pferdediebstahls überführt werden konnte. Er hat nach den Ermittlungen fast nur vom Diebstahl und dem Erlös aus dem Verkauf des Diebesgutes gelebt. Er wurde sonderbehandelt. Der Russe Makar Lohinoff wurde sonderbehandelt, weil er die Bevölkerung gegen die Anordnungen der deutschen Dienststellen aufgehetzt hatte. Er hatte die Bewohner seiner Straße in Smolensk aufgefordert, deutsche Soldaten nicht mehr zu beherbergen, da sie sonst evakuiert würden, und nicht mehr für die Deutschen zu arbeiten. Er gab zu, es getan zu haben, weil er gehört habe, daß die sowjetischen Truppen bald wieder nach Smolensk zurückkehren würden, und weil er gefürchtet habe, erschossen zu werden, wenn er sich zu sehr für die Deutschen eingesetzt habe. L. wurde sonderbehandelt. Der Jude Simon Hintschin war als Oberleutnant bei dem sowjetischen Inf.Regt. 114 gefangen genommen und bei einer Panzereinheit, der gegenüber er unter Verschweigung seiner Rassezugehörigkeit sich als Ukrainer ausgegeben hatte, längere Zeit als Dolmetscher tätig. Er gab weiter zu, Politruk gewesen zu sein. H. wurde sonderbehandelt. Bei einer Durchsuchung bei dem Russen Roman Wassiljew wurde NKWD-Material sowie etwa 3kg Sprengstoff gefunden. Zunächst gab er an, er habe ein Buch über den NKWD schreiben wollen und aus diesem Grunde das Material nicht abgeliefert. Später gestand er, Mitarbeiter beim NKWD gewesen zu sein. Den Sprengstoff wollte er schon mehrere Jahre im Besitz gehabt haben. W. war ferner Teilhaber einer Fabrik, in der Wolle für Bekleidungsstücke im Auftrage der Wehrmacht verarbeitet wurde. Einen großen Teil der für die Wehrmachtszwecke bestimmten Wolle hat er für Kindersachen und andere für Zivilpersonen geeignete Sachen verarbeiten lassen, mit denen er Lebensmittel für sich und seine Ehefrau eingehandelt hatte. Er und seine Ehefrau, die über alles unterrichtet war, wurden sonderbehandelt. Die Jüdin Maria Arschawskaja war von Anfang November 1941 bis zu ihrer Festnahme bei einer Dienststelle der OT unter Verschweigung ihrer Rassezugehörigkeit als Dolmetscherin tätig. Bei ihrer Vernehmung bestritt sie hier zunächst, Jüdin zu sein, wurde aber durch einen hier beschäftigten Dolmetscher überführt, der mit ihr an der gleichen Schule auf der Krim als Lehrer angestellt war. Die A. gab zu, Mitglied der KP gewesen zu sein. Sie wurde sonderbehandelt. Der Russe Nikolay Pietajew, der sowjetischer Kriegsgefangener war und in der Unterkunft des Gruppenstabes als Schlosser beschäftigt wurde, hatte mit einem anderen Kriegsgefangenen wiederholt Einbruchdiebstähle in dem Verpflegungs- und Marketenderraum einer im gleichen Gebäude untergebrachten Wehrmachtseinheit ausgeführt. Sie wurden bei einem Einbruchversuch überrascht, wobei der Mittäter erschossen wurde. P. wurde sonderbehandelt.


  4.) Sonderaktionen:


  Das SK 7b meldet: In der Zeit von Mitte Januar bis Mitte Februar 1942 wurde in Orel eine Organisation ausgehoben, in der sich Partisanen und illegale Propagandisten der KP zusammengeschlossen hatten. Sie hatte die Aufgabe, Sabotageakte an Wehrmachtseinrichtungen und Überfälle vorzubereiten und durchzuführen. Die Grundlage für diese Organisation war bereits vor der Besetzung Orels durch die deutschen Truppen vom NKWD vorbereitet worden. Unmittelbar vor dem Abmarsch der roten Truppen wurde der Russe Dimitri J. vom NKWD verpflichtet, nach der Besetzung Orels durch die Deutschen weiterhin die Belange der Sowjets zu wahren. Er will den Auftrag angenommen haben, weil er befürchtet habe, im Falle der Ablehnung erschossen zu werden. Es wurde ihm erklärt, daß zu gegebener Zeit ein Verbindungsmann mit Anweisungen für seine Tätigkeit sich bei ihm melden werde. Am 17.Januar1942 trat der Verbindungsmann an J. heran und erklärte ihm, er werde nunmehr mit Aufträgen versehen werden, über deren Ausführung er zu berichten habe. Kurz darauf wurde J. auf Grund der Mitteilung eines Agenten festgenommen. J., der bereitwillig zur Sache aussagte und sich zur Mitarbeit verpflichtete, wurde angewiesen, mit dem Verbindungsmann in Fühlung zu bleiben. Auf Grund der von J. überbrachten Nachrichten konnten die erforderlichen Maßnahmen eingeleitet werden, die dazu führten, daß die Organisation zerschlagen wurde, ihre Mitglieder festgenommen werden konnten und daß das Vorhaben im Keim erstickt wurde. Insgesamt wurden 9 Personen, unter ihnen 2 Frauen festgenommen. Die Feststellungen haben folgendes Bild ergeben: Der Russe Stepanow, der sich unter den Festgenommenen befindet, wurde im Oktober 1941 auf russischer Seite im Orte Plawsk von dem Parteisekretär der KP Schewtschenko angeworben und erhielt den Auftrag, in der Umgebung Orels eine kommunistische Organisation aufzubauen. Alle Kommunisten dieses Gebietes sollten neu erfaßt werden, ferner auch solche Nichtmitglieder, die infolge der veränderten Frontlage mit den Kommunisten sympathisierten. Die Mitglieder der Organisation sollten mit kommunistischem Propagandamaterial ausgerüstet werden, dieses Material vervielfältigen und unter die Bevölkerung verbreiten. Es war ferner geplant, durch Einzelaktionen Lagerräume und Magazine der deutschen Wehrmacht zu zerstören. Die wieder in Zellen zusammengefaßten Gruppen sollten im Fall eines Rückzuges der deutschen Truppen als Partisanengruppen in deren Rücken kämpfen. Stepanow war angewiesen, sich aus Tarnungsgründen eine Beschäftigung bei der deutschen Wehrmacht zu beschaffen und dort durch fleißiges Arbeiten das Vertrauen der deutschen Soldaten zu erwerben. Es werde ihm auf diese Weise leicht fallen, Passierscheine für die Nacht und auch nach anderen Orten zu erhalten. Er sollte sich ferner nach Möglichkeit mit deutschen Soldaten anfreunden, damit er unter deren Schutz in die einzelnen Dörfer fahren könne, um dort unauffällig seine Aufbauarbeit für die Organisation [zu] leisten. Für den Kurierdienst zu den einzelnen Zellen sollten möglichst junge Mädchen oder Frauen verwendet werden, da die deutschen Soldaten diese meist ungehindert passieren ließen. Es gelang Stepanow in kurzer Zeit, eine Beschäftigung bei einer Wehrmachtseinheit in Narischkino zu erhalten. Er hatte sich auch bald das Vertrauen deutscher Soldaten erschlichen und kam so in den Besitz eines Passierscheines. Er freundete sich besonders mit einem Soldaten dieser Einheit an, den er dazu benutzte, die ebenfalls festgenommene Kirsanowa in Loschakowo von seinen jeweiligen Plänen in Kenntnis zu setzen. Dieser Soldat, der jede Gelegenheit benutzte, um mit der Kirsanowa zusammensein zu können, hat die Zettel mit in russischer Sprache geschriebenen Nachrichten, die er nicht lesen konnte, ohne Widerspruch übermittelt. Durch diese Umstände begünstigt, war es Stepanow im Verlauf von nicht ganz zwei Monaten gelungen, den Grundstock zu der Organisation zu legen. Mitte Januar 1942 hatte Stepanow ein Flugblatt in Umlauf gesetzt, das die Mitglieder der Organisation vervielfältigen und in den Dörfern und in Orel öffentlich ankleben sollten. Das Flugblatt konnte erfaßt werden. Besondere Aufträge hatten von Stepanow die Kirsanowa und ein ebenfalls festgenommener Russe Kolzow erhalten, die u.a. in Narischkino ein Wehrmachtsmagazin unter Verwendung von Benzin in Brand setzten sollten. Die übrigen Mitglieder waren zunächst in erster Linie zur Anwerbung neuer Mitglieder und zur Verbreitung der Flugblätter verpflichtet. Nach dem Fortzug der Wehrmachtseinheit, bei der Stepanow beschäftigt war, konnte er trotzdem ungestört seinen Organisationsarbeiten nachgehen, da ihm von der Einheit weder die Passierscheine noch die Armbinde abgenommen worden waren. Ferner war dem Stepanow von einem deutschen Soldaten, der kurze Zeit in seinem Hause einquartiert war, ein Uniformrock geschenkt worden. So ausgerüstet mit einem deutschen Uniformrock, Armbinde und den erforderlichen Passierscheinen war es für ihn leicht, ungehindert und unauffällig zu arbeiten. Die Ermittlungen laufen weiter.


  Das EK 8 meldet: Auf Grund einer Meldung der Ortskommandantur in Slynka, daß die dort lebenden Juden mit Partisanen in Verbindung ständen und daß 12 Juden sich den Partisanen bereits angeschlossen hätten, wurde eine Aktion durchgeführt, bei der 190 Juden erschossen wurden. Aus gleichen Gründen wurden in Bobruisk 60 und im Rayon Ossipowitschi 46 Juden erschossen.


  Das EK 9 meldet: Die Standortkommandantur in Ljesno teilte mit, daß sich dort noch 36 Juden aufhielten, die durch Verbreitung von unwahren Gerüchten und durch aufwieglerische Redensarten die Bevölkerung in Unruhe brächten. Die Juden seien in einem Ghetto untergebracht, aus dem sie auszubrechen versuchten. Die Juden wurden sonderbehandelt. Aus denselben Gründen mußte in Rudnja eine Aktion durchgeführt werden, bei der 311 Juden sonderbehandelt wurden. Hier hatten die Juden erklärt, im Falle der Rückkehr der Sowjets wollten sie allen Deutschen das Hakenkreuz auf die Stirn und auf die Brust brennen. Auf Grund eines Schreibens des Bef. rückw. H.G. wurde Rudnja nach ortsfremden Personen überholt. Hierbei konnten 55 kommunistisch-jüdische Personen ermittelt werden, die sonderbehandelt wurden. Aus Beschenkowitschi und aus Tschaschniki wurde gemeldet, daß die Juden die sich in der Umgebung aufhaltenden Partisanen unterstützten und die russische Bevölkerung fortgesetzt durch Verbreitung unwahrer Gerüchte beunruhigten. In Beschenkowitschi wurden 855 und in Tschaschniki 1180 Juden sonderbehandelt. Z.Zt. der Durchführung der Aktion in Tsch. hielten sich auch zwei Angehörige einer Luftwaffeneinheit dort auf, die bei Juden Durchsuchungen vornahmen und einige Goldstücke und Kleider entwendeten. Der Vorgang wurde der GFP übergeben, die die Beschuldigten festgenommen hat. Weiter wurden in einer Reihe kleinerer Orte, in denen die Juden ebenfalls hetzerisch tätig waren, insgesamt 298 Juden sonderbehandelt.


  Trupp Smolensk meldet: Am 23. Februar wurde ein Teil der Ratschewka-Vorstadt in Smolensk mit Unterstützung der Wehrmacht, die ein Absperrkommando zur Verfügung gestellt hatte, überholt. Zwischenfälle ereigneten sich nicht. Die Aktion hat keinen Anlaß zu wesentlichen Beanstandungen gegeben.


  5.) Sonstiges:


  Trupp Smolensk meldet: Mit dem Arbeitsamt ist vereinbart worden, daß künftig Arbeitsscheue sowie andere Personen, die zwar einer strafbaren Handlung verdächtig sind, aber nicht einwandfrei überführt werden können, dem Arbeitsamt zwecks Einweisung in ein OT-Lager zur Verfügung gestellt werden. Diese OT-Lager befinden sich an den Rollbahnen, die von der OT instandgehalten werden müssen. Der Eintritt der Schlammperiode nach der Schneeschmelze wird eine erhebliche Mehrarbeit erfordern. In diesen Lagern stehen die eingewiesenen Personen unter Bewachung der OT. Auf diese Weise wird erreicht, daß auch diese Personen nutzbringende Arbeit leisten.


  6.) Organisatorische Maßnahmen:


  Das SK 7b meldet: Der Ordnungsdienst in Kursk, einer Stadt von z.Zt. 75.000 Einwohnern, umfaßt 260 Personen, von denen 140 Mann für die Vollzugstätigkeit zur Verfügung stehen, während die übrigen in der Verwaltung beschäftigt werden. Zum Leiter des Ordnungsdienstes wurde der ehemalige zaristische Offizier Dimitrio Michalovski ernannt. Trupp Smolensk meldet: Der bisherige Leiter des Ordnungsdienstes in Smolensk, der Radiotechniker Umnow, hat um seine Entlassung gebeten, um sich einem seiner Vorbildung entsprechenden Beruf zu widmen. An seiner Stelle wurde der ehemalige zaristische Offizier Nikolaj Svertschkow zum Leiter des Ordnungsdienstes der Stadt und des Bezirks Smolensk ernannt.


  7.) Beschlagnahme von Geldern, Wertgegenständen usw.:


  Das SK 7b meldet: Sichergestellt sind 6 goldene Zahnkronen (neu), ein goldener Ring, 5 Silberstücke (je ½ Rubel), eine 2-Dollar-Note und 1935 Papierrubel. Das EK 8 meldet die Sicherstellung von 36.507 Rubel. Das EK 9 meldet die Beschlagnahme von russischem Papiergeld im Werte von 5139,20 RM und die Sicherstellung von 14 Uhren und 21 Ringen. Trupp Smolensk meldet: Beschlagnahmt bzw. sichergestellt wurden 1581,65 RM (Kreditscheine), 7037,– Rubel, 61 Silbermünzen, 9 alte Kupfermünzen, 3 Taschenuhren, 1 Armbanduhr, verschiedene Ringe.


  8.) Beschlagnahme von Schriftmaterial:


  Das SK 7b meldet: Bei den in Brjansk angestellten Fahndungen nach Schriftmaterial gelang es, die Russische Encyklopädie, bestehend aus 39 Bänden, zu beschlagnahmen. In Kursk wurden die als Anlage 1 beigefügten russischen Flugblätter, die offenbar von Flugzeugen abgeworfen sind, beschlagnahmt. In und um Brjansk wurden die als Anlage 2 beigefügten Flugblätter, die von Flugzeugen abgeworfen sind, gefunden. Das EK 8 meldet: Am 18. und 21. Februar wurden im Stadtgebiet Mogilew eine Anzahl Flugblätter gefunden. In der Nähe der Flugzettel wurde eine etwa 25kg schwere, blaugrau angestrichene eiserne Trommel mit zwei schraubenartigen Flügeln gefunden. Es ist anzunehmen, daß die Flugschriften in dieser Trommel von einem Flugzeug abgeworfen sind. Einige Flugblätter sind als Anlage 3 beigefügt.


  Der Chef der Einsatzgruppe B

  i.V. Körting

  SS-Obersturmbannführer


  Verteiler:


  RSHA–IV A: 1, RSHA–VI:1, Höh. SS- u. Pol.-Führer: 3, EK 8:1, EK 9:1, SK 7a: 1, SK 7b: 1, SKM: 1, Abtlg. 1:1, Abtlg. II: 1, Abtlg. III: 1, Abtlg. IV: 1, Abtlg. V: 1, Abtlg. VI: 1, L: 1 = 17


  RGVA, 500–1–770 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.764–767.


  2 Damit verfügte die EG B über 4 Gaswagen: 2 kleinere Opel oder Diamond der ersten Baureihe mit einer Mordkapazität von jeweils bis zu etwa 40 Menschen sowie 2 neuere Saurer, in denen jeweils mindestens 60 Personen ermordet werden konnten; vgl. Urteil LG Hannover v. 7.6.1966, in: Justiz und NS-Verbrechen, Bd.23, Nr.632, S.621ff.


  


  


  115) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 2.3.1942: Sammlung von Einsatzbefehlen und sonstigen Anweisungen für den Osteinsatz


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 2.3.1942

      
    


    
      	
        IV A 1 b – B.Nr.67 B/42 g.Rs.

      

      	
        100 Ausfertigungen, 52. Ausfertigung

      
    

  


  Sammlung von Einsatzbefehlen und sonstigen Anweisungen für den Osteinsatz


  Inhalt:


  Erlaß vom 2.7.1941 (B.Nr.IV 1180 B/41 gRs.) Arbeitsrichtlinien.


  Einsatzbefehl Nr.1 vom 29.6.1941 (NÜ-Nr.101.294) Selbstreinigungsbestrebungen antikommunistischer und antijüdischer Kreise, Berichterstattung.1


  Einsatzbefehl Nr.2 vom 1.7.1941 (NÜ-Nr.101.990) Bereinigungsaktionen unter Bolschewisten und Juden.2


  Einsatzbefehl Nr.3 vom 1.7.1941 (NÜ-Nr.101.992) Taktik des Einsatzes.3


  Einsatzbefehl Nr.5 vom 3.7.1941 (NÜ-Nr.103.370) Sowjetische Zivilagenten und flüchtende Zivilbevölkerung.4


  Einsatzbefehl Nr.6 vom 4.7.1941 (NÜ-Nr.105.093) Arbeitsanweisung an die Einsatzkommandos.5


  Erlaß vom 17.7.41 (FT 5614) Einsetzung sogen. Volksgruppenstäbe.


  Einsatzbefehl Nr.8 vom 17.7.41 (B.Nr.21 B/41 gRs. IVA 1 c) Richtlinien für die in die Stalags und Dulags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sipo u.d. SD.6


  Einsatzbefehl Nr.9 vom 21.7.41 (B.Nr.21 B/41 gRs. IVA 1 c) Richtlinien für die in die Mannschaftsstammlager abzustellenden Kommandos des Chefs der Sipo u.d. SD.7


  Erlaß vom 4.8.41 (V 1690/41) Vermißte Flugzeugbesatzungen.


  Erlaß vom 23.8.41 (NÜ-Nr.5959) Sicherung des Aktenmaterials der Dienststellen. Einsatzbefehl Nr.10 vom 16.8.41 (B.Nr.IV B 3 a 34 B/41 gRs.) Behandlung der kirchlichen Frage in den besetzten Gebieten der Sowjetunion.8


  Erlaß vom 1.10.41 (FT Nr.6020) Zuschauer bei Exekutionen.


  Einsatzbefehl Nr.11 vom 13.9.41 (B.Nr.628 B/41g – IV A 1 b) Estnische Schutzmannschaftsbataillone.9


  Einsatzbefehl Nr.12 vom 10.9.1941 (B.Nr.753 B/41g – IVA 1 b) Mitarbeit der Sipo u.d. SD bei der Durchkämmung von Sumpfgebieten durch Reitereinheiten der Ordnungspolizei.10


  Erlaß vom 14.10.41 (B.Nr.910 B/41g – IV A 1 b) Erfassung von Abhöreinrichtungen bezw. Vorrichtungen.


  Einsatzbefehl Nr.13 vom 15.10.41 (B.Nr.45 B/41 gRs. – IV B 3) Theologische Fakultäten in den besetzten Gebieten.11


  Einsatzbefehl Nr.14 vom 29.10.41 (B.Nr.21 B/41 gRs. – IV A 1 c) Richtlinien für die in die Stalags und Dulags abzustellenden Kommandos des Chefs der Sipo und des SD.12


  Einsatzbefehl Nr.15 vom 1.11.41 (B.Nr.967 B/41g – IVA 1 b) Standortmeldungen.13


  Erlaß vom 14.2.42 (B.Nr.925 B/41g – IV A 1 b) Erfahrungen über die Arbeitsweise der Partisanen und ihre Bekämpfung.


  Erlaß vom 19.1.1942 (Amt I Nr.85/42) Richtlinien für die Aufstellung von Schutzmannschaften.


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 7.


  2 Vgl. Dok. 10.


  3 Vgl. Dok. 11.


  4 Vgl. Dok. 13.


  5 Vgl. Dok. 16.


  6 Vgl. Dok. 22.


  7 Vgl. Dok. 25.


  8 Vgl. Dok. 42.


  9 Vgl. Dok. 60.


  10 Vgl. Dok. 62.


  11 Vgl. Dok. 69.


  12 Vgl. Dok. 74.


  13 Vgl. Dok. 78.


  


  


  116) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 10.3.1942: Unternehmen „Zeppelin“


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 10. März 1942

      
    


    
      	
        IV A – 68 B/42 g.Rs.

      

      	
        [Stempel: Geheime Reichssache!]

      
    


    
      	
        453 Ausfertigungen, 71. Ausfertigung

      

      	
        

      
    

  


  1.) An alle Staatspolizei-leit-stellen. 2.) An die Kommandeure der Sipo und des SD Lublin, Krakau, Warschau, Radom und Lemberg. 3.) An den Verbindungsführer beim Befehlshaber der Kriegsgefangenenlager im Generalgouvernement, Lublin. 4.) An den Verbindungsführer beim Befehlshaber der Kriegsgefangenenlager im Wehrkreis I, Königsberg. 5.) An die Einsatzgruppe A: Sonderkommando 1a, Sonderkommando 1b, Sonderkommando 2, Sonderkommando 3.6.) An die Einsatzgruppe B: Sonderkommando 7a, Sonderkommando 7b, Sonderkommando 8, Sonderkommando 9, Sonderkommando „Moskau“. 7.) An die Einsatzgruppe C: Sonderkommando 4a, Sonderkommando 4b, Sonderkommando 5, Sonderkommando 6.8.) An die Einsatzgruppe D: Sonderkommando 10a, Sonderkommando 10b, Sonderkommando 11b, Sonderkommando 12


  Nachrichtlich an: 1.) den Höheren SS- und Polizeiführer Nord, 2.) den Höheren SS- und Polizeiführer Mitte, 3.) den Höheren SS- und Polizeiführer Süd, 4.) den Höheren SS- und Polizeiführer z.b.V., 5.) den Amtschefs I, II, III, V und VII, 6.) dem Inspekteur der Konzentrationslager, Oranienburg, 7.) allen Befehlshabern der Sicherheitspolizei und d. SD, 8.) allen Kommandeuren der Sicherheitspolizei u.d. SD – ausser den im Verteiler bereits aufgeführten –, 9.) allen Kriminalpolizei-leit-stellen, 10.) allen SD-Leitabschnitten, 11.) an das Einsatzkommando der Sicherheitspolizei und des SD beim AOK Norwegen, Befehlsstelle Finnland


  Betr.: Unternehmen „Zeppelin“1


  Der hartnäckige Widerstand und der Angriffswille der Sowjettruppen kann bekanntlich nicht nur etwa mit der Furcht vor den Kommissaren erklärt werden, vielmehr ist es den Sowjetmachthabern gelungen, durch propagandistische Beeinflussung einen Sowjetpatriotismus in gewissem Umfange zu entfachen. Es muss der Versuch gemacht werden, den Widerstandswillen der Sowjetbevölkerung zu brechen und zu zersetzen. Möglichkeiten zur politischen Zersetzung sind gegeben. Sie kann mit Hilfe von besonderen Trupps, die ins sowjetische Hinterland einzuschleusen sind, durchgeführt werden. Bei der Bildung dieser Trupps kann auf die unter den Kriegsgefangenen in grosser Anzahl befindlichen wertvollen Kräfte zurückgegriffen werden, die sich für den Einsatz hinter der sowjetrussischen Front bereit erklären und dazu geeignet sind. Es handelt sich hier vorwiegend um Angehörige nationaler Minderheiten, gelegentlich auch um Reste der ehemaligen zaristischen Führungsschicht sowie in Einzelfällen um Angehörige von Oppositionsgruppen. Auch in der Zivilbevölkerung der besetzten Gebiete sind zweifellos Kräfte vorhanden, die für Nachrichtenarbeit oder Zersetzungsaktionen eingesetzt werden können. Um diese Aufgaben durchzuführen, ist beim Amt VI (VI C) des Reichssicherheitshauptamtes ein Unternehmen „Zeppelin“ (Deckwort für die Zersetzungsaktion) in Angriff genommen worden, das von allen Dienststellen stärkstens zu fördern ist. Mit dem Oberkommando der Wehrmacht ist engste Zusammenarbeit auf diesem Gebiet vereinbart. Dabei will das Oberkommando der Wehrmacht das Unternehmen weitgehend fördern und entsprechende Weisungen seinen unterstellten Dienststellen, besonders den Kommandanten der Kriegsgefangenenlager, zukommen lassen. Diese Weisungen werden nach Bekanntwerden noch mitgeteilt.


  A. Für die Einsatzgruppen und -kommandos im Osten: 1. Die Einsatzgruppen und -kommandos stellen zur Durchführung dieser Zersetzungsaufgaben aus ihrem Bestand geeignete SS-Führer und Unterführer auf, die sich besonders dieser Aufgabe zu widmen haben („Zeppelin-Kommandos“). Soweit SS-Führer mit Unterführern und Dolmetschern seitens des Amtes VI zu den Einsatzgruppen für diese Aufgaben entsandt sind, sind möglichst diese hierfür einzusetzen. 2. Aufgabe der „Zeppelin-Kommandos“ ist die Auswahl von geeigneten Personen aus der Zivilbevölkerung und den Kriegsgefangenen für die Zersetzungsarbeit im russischen Hinterland, deren Ausbildung und Einsatz im russischen Hinterland. Besonderes Augenmerk ist hierbei auf nachstehende Personengruppen zu richten: a) nichtrussische Völkerschaften (kaukasische, zentralasiatische, mongolische Völkerschaften usw.), b) Kosaken, c) Angehörige kommunistischer Oppositionsrichtungen (Leninisten, Trotzkisten, Bucharin-Anhänger usw.). 3. Zwecks Ausbildung der Agenten errichtet jede Einsatzgruppe Sammellager. Zahl und Ort der Sammellager sind den örtlichen Bedingungen anzupassen. Für die Ausbildung und die Durchführung des Einsatzes ergehen nähere Richtlinien des Amtes VI.


  B. Für die Kommandos in den Stalags: 1. Die Kommandos bei den Stalags haben bei der Überprüfung der Kriegsgefangenen ihrer evtl. Eignung für den Einsatz im Unternehmen „Zeppelin“ besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Sie sollen somit gerade aus den wie bisher schon ermittelten positiven Kräften für diesen neuen Einsatz geeignete Kriegsgefangene auslesen. 2. Die Kommandos bei den Stalags haben bei den Lagerkommandanturen sicherzustellen, dass die in Betracht kommenden Kriegsgefangenen nicht in andere Lager überführt werden, nicht zum Arbeitseinsatz gelangen und, soweit dieses möglich, Vergünstigungen genießen. Der Abtransport wird im Einzelfall bestimmt. Da es sich bei dem vorbezeichneten Unternehmen um den Versuch handelt, die Ostfront – wenn auch nur in bescheidenem Maße – zu entlasten, so muss bei aller Würdigung des bereits jetzt vorhandenen Arbeitsanfalls auch von allen Dienststellen erwartet werden, dass sie sich dieser Aufgabe mit aller Energie und eigener Initiative widmen.


  gez. Müller


  BAB, R 58/400


  


  


  


  1 Als Überblick: Klaus-Michael Mallmann: Der Krieg im Dunkeln. Das Unternehmen „Zeppelin“ 1942–1945, in: Wildt: Nachrichtendienst, politische Elite und Mordeinheit, S.324–346.


  


  


  117) Runderlaß Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ukraine vom 23.3.1942


  Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD für die Ukraine Kiew, den 23.3.1942 B.Nr.–IV–12/42


  An die Kommandeure der Sipo u.d. SD Rowno, Kiew (1 Abdruck), Shitomir (1 Abdruck), Nikolajew, Dnjepropetrowsk, Tschernigow, SK 4a Charkow, SK 4b Gorlowka, SK b. Beh. d.r. Heeresgeb. Krementschug


  RSHA wurde um grundsätzliche Weisung für Behandlung von Bandera-Anhängern1 gebeten. Mit FS v. 17.3.42 erging folgende Entscheidung: „Auf die dortige Anfrage teile ich mit, dass Ukrainer, die lediglich Bandera-Anhänger sind und sich entsprechend der von dieser Organisation verfolgten Politik propagandistisch einsetzen, nicht zu exekutieren, sondern festzunehmen sind. Andererseits habe ich gegen eine Sonderbehandlung derjenigen Bandera-Anhänger keine Einwände erhoben, die sich nachweislich deutschfeindlich betätigt haben, sei es, dass sie Verbindungen zu Partisanen, zur polnischen Widerstandsbewegung oder zu sonstigen an einem Zusammenbruch Deutschlands interessierten Kreisen unterhalten haben. Vor der Durchführung der Sonderbehandlung bitte ich, mir jedoch in jedem Einzelfall zu berichten und die hiesige Stellungnahme einzuholen.“ Wird Entscheidung RSHA in einem Einzelfall notwendig, ist mir zu berichten.


  gez. Dr. Thomas

  SS-Brigadeführer


  OAS, 1151–1–14 u. USHMMA, 1996.A.0269


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 61, 112 u. 146.


  


  


  118) Arbeitsplan der Propagandisten beim Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ukraine/Einsatzgruppe C vom 29.3.1942


  Deckblatt zum Arbeitsplan der Propagandisten beim Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD – Einsatzgruppe C


  Dieser Arbeitsplan mit seinen Anlagen ist ein geheimer Gegenstand. Er ist stets unter Verschluss oder Bewachung zu halten, häufig auf seine Vollständigkeit zu überprüfen und im Notfall durch Feuer zu vernichten. Dieses Exemplar trägt von 12 hergestellten Ausfertigungen die Nummer 3.


  
    
      	
        O. U. 29. III. 1942

      

      	
        Der Befehlshaber d. Sicherheitspolizei und des SD – Einsatzgruppe C

      
    

  


  i.A. Merten1

  Hauptmann


  Arbeitsplan für ….. bei Einsatzkommando …..


  1. Verteilung von Druckschriften


  a) Allgemein: Große Massen in die geistig bedürfnislos gehaltene Bevölkerung zu werfen, ist unklug, da dadurch der Eindruck der Wertlosigkeit des Gebotenen entstehen kann. Alles Druckmaterial, besonders die Broschüren und Bücher müssen gewissermaßen als Geschenk, mit einigen verbindlichen Worten des Dolmetschers, überreicht werden. b) Kolchos-Sowchos: Es genügt vollständig, in jede Kolchose oder Sowchose höchstens je 3 verschiedene Druckschriften zu geben. Das Mitteilungsbedürfnis der Bevölkerung sorgt dann automatisch für rascheste Verbreitung des Gelesenen. So wird zwangsläufig die Aussprache über das Gelesene erreicht, und da erfahrungsgemäß das gesprochene Wort besser haften bleibt als das gelesene, ist der Nutzen für unsere Arbeit entsprechend grösser. c) Schulen: In Schulen und anderen Bildungsinstituten lediglich der Lehrkraft und dem bestgewachsenen, deutschen Bluteinschlag verratenden Schüler nach und nach – etwa in Wochenabständen – immer nur je eine Druckschrift schenken. Von der Lehrkraft ist durch den Dolmetscher Unterricht über das Gelesene zu fordern. Die Durchführung dieser Forderung ist durch Aushorchen der Schüler in jedem Falle zu prüfen. Dabei ist auch gewissenhaft die von den Lehrkräften gegebene Kommentierung zu ermitteln. Bei Nichtdurchführung dieser Forderung durch die Lehrkräfte und besonders bei abfälliger Kommentierung ist in jedem Falle dem Kommandeur des EK schriftliche Meldung zu erstatten. d) Fabriken und Zechen: Hier ist wie bei den Kolchosen zu verfahren. Jedoch ist vor dem Schenken des Materials genau zu prüfen, dass der Beschenkte vom Lande stammt. Dem ausgesprochen besitzlosen Proletarier das Material zu geben, ist zwecklos. Der besitzlose Slawe und Mongole hat keinen Sinn für aufbauende, zu Eigentum führende Lebensführung. Er wird unbelehrbar stets zersetzenden Lehren – im Gegensatz zum europäischen Arbeiter – lieber folgen, also Kommunist bleiben. Hier muss also in den Wohnungen gearbeitet werden. Ein Blick in die Einrichtungen, Betten und Kochtöpfe genügt, um festzustellen, ob man einen „echten Proletarier“ oder einen auch später „brauchbaren Arbeiter“ vor sich hat. e) Verwaltung und Miliz: Hier kann in jedem Ressort, besonders aber den Leitern in erweitertem Umfang das Material ausgehändigt werden. Aber hier ist auch in erweitertem Umfange, mit Vorsicht, aber desto gewissenhafter die Kommentierung zu überwachen. f) Ergänzung der Druckschriften: Bei bevorstehendem Ausgang des Materials haben die Propagandakräfte vom EK 4b und EK 6 beim Verteilerkopf Dnjepropetrowsk der Propagandaabteilung Ukraine, Breitestrasse 55, neues Material abzuholen oder als Bahngut kommen zu lassen, die Propagandakräfte vom EK 4a in Kiew beim Einsatzstab der Einsatzgruppe C.


  2.Plakatierung


  a) Plakate niemals selbst und heimlich in der Nacht anbringen. Es hebt den Wert der Texte, wenn den Bürgermeistern die bevorstehende Anbringung bekannt gemacht wird. Der Bürgermeister hat dann die Arbeitskräfte für die Anbringung, Leim und Nägel zu stellen und zum Ausdruck dessen, dass das Plakat nunmehr unter behördlichen Schutz gestellt ist, während der Plakatierung einen Milizmann mitzuschicken. b) Bei verbrecherischer Entfernung und abfälliger Kommentierung der Anschläge ist dem Kommandeur des EK schriftliche Meldung zu machen. Falls der Vorfall weit vom Sitz des Kommandos erfolgt ist, sind die Bürgermeister selbständig zu sofortiger strenger Untersuchung aufzufordern und ermittelte Täter bis zu ihrer Abholung durch den SD der nächsten Wehrmachtsdienststelle abzuliefern. c) Die Ergänzung der Plakate erfolgt wie zu Ziffer 1, Abs. f.


  3.Unterhaltung mit der Bevölkerung


  a) Allgemein: Wichtige Punkte, die in die Propaganda v. Mund zu Mund eingespurt werden müssen, werden den Propagandisten von Fall zu Fall mitgeteilt. Grundsätzlich niemals in die Defensive drängen lassen, sondern stets offensiv bleiben. Darum jede Unterhaltung über Kommunismus energisch ablehnen, da es unter der Würde eines zivilisierten Europäers und ausserhalb des Denkbereiches des kulturtragenden deutschen Volkes liegt, sich mit Lebenslehren des jüdischen Untermenschentums zu beschäftigen, die schon vor Jahrtausenden allen anderen Völkern, nur nicht ihm selbst, den Untergang gebracht haben. Das deutsche Volk – in sich durch den Nationalsozialismus geeinigt wie niemals in seiner Geschichte – baut Europa neu auf. In diesem Neuaufbau liegt allein das Glück der Völker des Ostens. Von ihrer Bereitwilligkeit, dem Führer handelnd und denkend zu folgen, hängt ausschliesslich die Art ihres späteren Zusammenlebens mit Europa ab. b) Ukraine: Solange sich die Propagandisten auf ukrainischem Boden befinden, werden nationale Ukrainer die Frage nach dem politischen Schicksal der Ukraine aufwerfen. Ihnen ist eindeutig zu sagen, dass jetzt Krieg sei und kein Platz für zweitrangige Fragen, die der Führer später gerecht lösen wird. Auch das nationale Schicksal der Ukraine hängt ausschliesslich von der Haltung ihrer Menschen im europäischen Freiheitskampf ab. c) Propagandapunkte für d. Propaganda v. Mund zu Mund: Diese gehen den Propagandisten von Fall zu Fall gesondert zu u. müssen diesem Arbeitsplan angeheftet werden, soweit sie durch den Briefkopf „Arbeitsplan Ziffer 3, Abs. c“ gekennzeichnet sind.


  4. Rundfunk, Drahtfunk, Theater, Musik, Film, Presse, Einzelkünstler


  a) Zu obigen Einrichtungen ist enge Verbindung aufzunehmen, schon weil sie im Reich dem Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda unterstellt sind. b) An Plätzen, wo sie durch die Initiative der Wehrmacht noch nicht arbeiten, ist ihre Wiederbelebung sofort in Gang zu bringen. Einerseits zur Unterhaltung der Bevölkerung, andererseits der deutschen Truppen. c) Einen Fachmann für die Organisation der Wiedererweckung findet man – falls noch keine Zeitung erscheint und der Drahtfunk noch schweigt – durch Anschläge an wichtigen Gebäuden, eventuell durch Flugzettel.


  5. Sicherstellung der Propagandamittel


  a) Der mit den SD-Einsatzkommandos vorgehende Propagandist ist für die Sicherstellung aller Propagandamittel verantwortlich. Sender, Zeitungs- und Buchverlage, deren Maschinen, Papiervorräte und sonstige Arbeitsmaterialien, Filmtheater, Filmherstellungsbetriebe, Büchereien, Ausstellungen sind vor nachträglichen Zerstörungen und Plünderungen mit allen verfügbaren Mitteln zu schützen. Gefangene russische Pioniere sind sofort mit dem Auftrag der Entminung in die diesbezüglichen Gebäude zu schicken. In die Keller u. oberen Geschosse werden im Benehmen mit dem Kommandeur des EK jüdische u. durch ihre Lebenshaltung als KP-freundlich erkannte russische Familien bis zur einwandfreien Entminung eingeschlossen. Vor dem Zugriff durch eigene und verbündete Truppen schützen vorbereitete Hausanschläge des Inhalts: „Sichergestellt durch SD-Einsatzkommando C/IVa (IVb, VI u. s. w.) für Zwecke des OKW/WPr. und Reichsminister für Volksaufklärung u. Propaganda/Gen.Ref. Ostraum. Betreten durch Unbefugte verboten“. b) Die Inbetriebnahme, mindestens der Zeitung u. des Drahtfunks, muss möglichst schon am Tage nach der Besetzung [unleserlich] direkte Sendung gleichen Inhalts an Reichsminister für Volksaufklärung u. Propaganda, Generalreferat Ostraum, z.Hdn. von ORR Dr. Taubert auf dem schnellsten Weg bringen (Kurierflugzeug, Lazarettzug). c) In Gesprächen mit Gefangenen, der Bevölkerung u. durch feindliche Sender aufgefangene Propagandaparolen sofort schriftlich festhalten u. gemeinsam mit dem Kommandeur des EK entsprechende wirksame Gegenpropaganda entwerfen und gemäß Ziffer 3, Absatz e verfahren.


  
    
      	
        O.U. am 29.3.1942

      

      	
        Der Befehlshaber d. Sicherheitspolizei und des SD – Einsatzgruppe C

      
    

  


  i.A. Merten

  Hauptmann


  Anlage 1 zu Arbeitsplan v. 29. III. 42, Ziffer 3, Abs. c


  Betrifft: Klagen unzufriedener Ukrainer


  Nationale Extremisten haben in die Bevölkerung – trotz des gegenwärtigen Kampfes von weltgeschichtlichen Ausmaßen um die Erhaltung und Vertiefung höchster Kulturgüter gegen das organisierte internationale Untermenschentum – ein Misstrauen gegen uns Deutsche hineingetragen mit dem Ziel, eigene egoistische Pläne schon jetzt durchzuführen. Dass die Urheber dabei die Geschäfte Stalins besorgen – bewusst oder unbewusst –, muss der Bevölkerung in der Propaganda von Mund zu Mund immer wieder gesagt werden. Dass die Urheber solcher Pläne die 23-jährige Leidenszeit der Ukraine zum grossen Teil in der sicheren Emigration in Berlin, Wien, Prag, Paris, London u. New York gut verdienend „erduldeten“, muss immer wieder gesagt werden. Dass viele dieser Emigranten getarnte Beauftragte Stalins und seiner jüdischen Hintermänner waren und heute noch sind, muss ebenfalls – besonders in Bauernhirne – getrommelt werden. Einen grossen Teil derjenigen, die schon jetzt ihre egoistischen Pläne verwirklichen wollen, stellt auch die „sogenannte Westukraine“, also die Bukowina und Galizien. Diese Gebiete gehörten bis 1918 zur K.u.K.-Monarchie, dann grösstenteils zu Polen bis 1939. Nur knapp 2 Jahre standen sie unter sowjetischer Macht. Den wirklichen Segen der Sowjetunkultur haben sie nicht erlebt. Aber die Ukrainer aus diesen Gebieten haben über ein ganzes Jahrhundert (nach den drei polnischen Teilungen 1772–1795) sehr stark von der Kultur Westeuropas profitiert und halten sich persönlich für edler und besser als ihre Volksgenossen der Ostukraine, die unter der Knute der Zaren und der geistigen Verflachung durch den Kommunismus naturgemäß unkultivierter und unzivilisierter geblieben sind. Aus dieser Tatsache heraus leiten sie ihre Führungsansprüche ab und propagieren ihre in der jetzigen Kriegszeit wahnsinnigen Ideen. Der Ukrainer, der alle verfrühten Pläne ablehnt und sich gläubig mit seiner Arbeit am Wiederaufbau des zerstörten Landes hinter den Führer Adolf Hitler stellt, liegt allein richtig. Der Führer wird nach dem sicheren Sieg über den Bolschewismus und die mit diesem verbündete Plutokratie das spätere Schicksal der Ukraine gerecht bestimmen. Die Mitarbeit der Landesbewohner an diesem Wiederaufbau wird für die späteren Entscheidungen des Führers ausschlaggebend sein.


  
    
      	
        O.U. am 30. III. 42

      

      	
        Der Befehlshaber d. Sicherheitspolizei und des SD – Einsatzgruppe C

      
    

  


  i.A. Merten

  Hauptmann


  Anlage 2 zu Arbeitsplan v. 29. III. 42, Ziffer 3, Abs. c


  Betrifft: Klagen unzufriedener Ukrainer


  Gewissenlose Hetzer bringen die Einverleibung Galiziens ins Reich (Generalgouvernement) und eines Teiles der Bukowina in Rumänien in Zusammenhang mit ihren egoistischen Führungsplänen oder prokommunistischen Propagandaparolen. Nur dort, wo die Propagandisten auf derartige Bemerkungen stossen, ist wie folgt Stellung zu nehmen: Der Führer will ein in alle Zukunft befriedetes Europa schaffen. Das schliesst aus, dass sich auf engem Raume viele Völker kämpferisch stossen. Aus diesem Grunde wurden schon Hunderttausende deutscher Familien aus Ferngebieten ausgesiedelt und in den deutschen Siedlungsraum umgesiedelt. Die Bukowina und Galizien sind solche Engräume, in denen sich Angehörige vieler Völker stiessen. Hier schon jetzt eine klare Linie geschaffen zu haben, ist ein Verdienst des Führers, dessen segensreiche Auswirkung für das ukrainische Land mit seinen reichen, noch vielfach ungenutzten Flächen bestimmt einmal später klar verstanden und bestimmt begrüsst werden wird. Falls notwendig ist hinzuzufügen, dass – namentlich in der Zeit des Kampfes um die Führung in Deutschland – manche Maßnahmen und Entscheidungen des Führers von seinen eigenen Mitkämpfern nicht verstanden und kritisiert worden sind. Später – oft erst nach langer Zeit – mussten sie dann beschämt erkennen, dass nur so entschieden werden konnte.


  
    
      	
        O.U. am 30. III. 42

      

      	
        Der Befehlshaber d. Sicherheitspolizei und des SD – Einsatzgruppe C

      
    

  


  i.A. Merten

  Hauptmann


  [Anlage 3 fehlt]


  Anlage 4 zu Arbeitsplan v. 29. III. 42, Ziffer 3, Abs. c


  Betrifft: Hungersnot


  In erster Linie durch die sehr geschickte rote Propaganda, in zweiter Linie erst durch den quälenden Hunger in selbständiger und folgerichtiger Auswirkung seines Wesens, das den Schuldigen zur Rechenschaft fordert, werden wir Deutsche für die diesbezügliche Not verantwortlich gemacht. Dass dagegen immer wieder energisch Stellung zu nehmen ist, dürfte selbstverständlich sein: 1) Hungersnöte sind zu allen Zeiten logische Folge von Kriegen. Es ist Krieg! 2) Der Führer wollte den Krieg nicht! Beweise in erdrückender Schwere. 3) Stalin und der jüdische Bolschewismus bereiteten den Weltbrand seit Jahrzehnten vor. Beweis: die ständigen Reden aller führenden Kommunisten und das Programm selbst, die immer u. nur von der Weltrevolution und von Kulturbolschewismus faselten. Weiterer drückender Beweis: die seit zwei Jahrzehnten aufgebaute und nach Westen zum Überfall ausgerichtete Kriegsmaschine. 4) Die Völker des Ostens fanden nicht die Kraft gegen diesen Wahnsinn sich aufzulehnen! Lieber hungerten sie, um Tanks u. Flugzeuge statt genügend Brot u. Wurst u. Schinken zu fabrizieren. Sie sind so mitschuldig am Krieg u. damit am Hunger! 5) Selbst als das nationalsozialistische deutsche Volk u. sein Führer u. mit ihm Europa als Retter gegen diesen roten Kriegswahnsinn die westlichen Grenzen überschritten, fanden die Völker Osteuropas immer noch nicht den Mut, das Joch Stalins u. seiner jüdischen Brotgeber energisch abzuschütteln. 6) Sie fanden noch nicht einmal den Mut, die roten Kommissare an der Vernichtung aller Lebensmittelvorräte u. vieler Arbeitsstätten zu verhindern, als die siegreichen Armeen des Westens die jüdische Kriegsmaschine nach Osten schoben u. zum Teil schon zerstört hatten. 7) Stalin u. die Juden liessen die Lebensmittel, die Ernte u. teilweise das Saatgut unter sturer Duldung der Landesbewohner zerstören. Im Gegensatz dazu: mit der siegreichen deutschen Armee marschiert ein Heer von Bauern, das des Führers Auftrag hat, die Landwirtschaft wieder herzustellen und dem Manne des Ostens, dem man das Land einst gestohlen hat, wieder den Boden zu eigen zu geben. 8) Diesem deutschen Bauern, der gekommen ist zu helfen, gilt es zu folgen, damit wieder Arbeit u. Brot wird im Lande. 9) In dem von Adolf Hitler gestalteten Europa wird keine Hungersnot mehr sein, weil kein Krieg mehr durch Juden angestiftet werden kann. Arbeit, Saat u. Ernte u. ihre Erhaltung stehen dann, neben dem Führer, nur noch in Gottes Hand.


  
    
      	
        O.U. am 5. IV. 42

      

      	
        Der Befehlshaber d. Sicherheitspolizei und des SD – Einsatzgruppe C

      
    

  


  i.A. Merten

  Hauptmann


  Anlage 5 zum Arbeitsplan v. 29. III. 42, Ziffer 3, Abs. c


  Betrifft: Misstrauen zur Agrarreform


  Von einigen als Aktivpropagandisten tätigen Mitarbeitern wird von verschiedenen Plätzen aus gleichlautendes Misstrauen der Bauern gegen das Agrargesetz gemeldet. Gegenargumente: 1) Misstrauen an sich ist eine wenig produktive Tätigkeit! Wer zuviel denkt, kommt nicht zu regelrechter Arbeit! Und ausserdem ist Denken Glücksache! Nur planmäßige Arbeit bringt das bitternotwendige Brot! Das Brot, das man sich selbst zerstören liess, durch die Roten und Juden, … als man es dummerweise unterliess, ein wenig an die Rettung durch den Führer zu denken. 2) Aus langer Erfahrung wissen wir Soldaten des Führers, dass ein von ihm sanktioniertes Gesetz damit „Recht“ geworden ist. Und da wir wissen, dass mit uns und dass unser Kampf und unser Sieg „Das Recht“ ist, wird der fleissige Bauer Osteuropas sein Land als Eigentum bekommen! 3) Wer daran herumdeutelt, misstrauisch ist und dadurch faul wird, ist entweder ein Dummkopf oder ein roter Verbrecher. 4) Als Dummkopf bekommt er natürlich kein Land. Nur der fleissige Bauer darf Gottes Erde beackern. 5) Als roter Verbrecher – das heisst, wenn er bewusst Misstrauen gegen den Führer und damit gegen uns deutsche Soldaten sät – bekommt er selbstverständlich kein Land. Er wird als Schädling, mit Hilfe einer Kugel, als Düngemittel dem Acker dienstbar gemacht. 6) Wer solche bolschewistischen Schädlinge den Deutschen zur Meldung bringt, kämpft gegen Stalin und damit für den Führer. Sein Eigentum kann durch den dieserart ausgerichteten Kampf nur grösser werden (Wo so propagiert wird, besonders scharf auf Denunziationen achten!)


  
    
      	
        O.U. am 10. IV. 1942

      

      	
        Der Befehlshaber d. Sicherheitspolizei und des SD – Einsatzgruppe C

      
    

  


  i.A. Merten

  Hauptmann


  BAL, B 162/Vorl. Dok.Slg. UdSSR 405


  


  


  


  1 Sonderfhr. Herbert Merten, im Dez. 1941 als Propagandist zur EG C abgeordnet vom RVP; vgl. Dok. 93.


  


  


  119) Funkspruch Sonderkommando 4a an Einsatzgruppe C vom 29.3.1942: Bandera-Gruppe


  
    
      	
        Charkow Nr.268

      

      	
        29.3.42

      
    

  


  An die Einsatzgruppe C mit der Bitte um Weiterleitung an Kommandeur Shitomir


  Betrifft: Bandera-Gruppe


  Lagebericht der Einsatzgruppe erwähnt, dass dort umfangreiches Material über Bandera-Gruppe sichergestellt, wobei auch Verbindung nach Charkow angeführt. Für kurze Unterrichtung soweit Charkow betreffend wäre [ich] dankbar.


  Kommandeur Sonderkommando 4a

  gez. Dr. Weinmann

  SS-Obersturmbannführer


  OAS, 1151–1–14 u. USHMMA, 1996.A.0269


  


  


  120) Fernschreiben Reichssicherheitshauptamt VI C/Z an Leiter VI C vom 31.3.1942


  
    
      	
        RSHAVI C/Z–B.Nr.51.056/42

      

      	
        Berlin, den 31.3.42

      
    


    
      	
        1.) Fernschreiben: Dringend! Sofort vorlegen!

      

      	
        

      
    

  


  An den Kommandeur d. Sipo u.d. SD f.d. Distrikt Warschau m.d. Bitte u. Weiterltg. an SS-Stubaf. Dr. Gräfe1


  Bezug: Blitz-FS. Nr.640 v. 31.3.42


  Grundsätzlich verläuft Unternehmen2 planmäßig. Gill3 soll am 7.4.42 in Sudauen sein. Brief von Dr. Schindowski an Lagerkommandanten Sudauen wegen weiterer Verwendung des Gill bereits abgegangen. Liebehenschel noch in Breslau. Z.Zt. noch Schwierigkeiten seitens Wehrmacht wegen Verpflegung und Einrichtung des Lagers. Gemäß FS. von Czurda verhandelt Carstens z.Zt. noch mit MIG4 wegen Lager Majdan. Quarantäne über Stalag Majdan wird am 7.4. aufgehoben. Funk von Prast5, Gruppe D, aus Simferopol. Verbindung mit 11. Armee erfolgreich aufgenommen. Darf Kriegsgefangenenlager betreten und Insassen entnehmen. Gute Unterstützung durch Ic. Bisher 534 Aktivisten formularmäßig gemeldet. Davon 88 Kaukasier, die übrigen überwiegend Russen, der Rest für Cielonka bestimmt. In Sachsenhausen bisher 98 Aktivisten eingeliefert, in Auschwitz 31.6 Weitere Transporte sind unterwegs. Kurmis wurde wie angeordnet in Marsch gesetzt.


  RSHAVI C/Z–B.Nr.52.056/42

  I.A. Grauer7

  SS-Stubaf.


  Zusatz: Soeben ein gegen Unternehmen „Z“ gerichtetes Schreiben des Stapoleiters Tilsit – Böhme – abschriftl. von Amt IV hier eingegangen. Angeordnete Rücksprache bei SS-Ostubaf. Schellenberg8 kann erst morgen wahrgenommen werden, da dieser z.Zt. nicht erreichbar. Inhalt ist Ihnen bereits bekannt u. neulich von Ihnen in Frühbesprechung erörtert worden.


  TsDAHO, 3676–4–480 u. USHMMA, RG31.002M


  


  


  


  1 Dr. Heinz Gräfe, geb. 1908, Jurastudium, 1932 Referendarexamen, 1933 SS, 1935 zum SD-OA Elbe, 1936 stellv. Leiter Stapo-Stelle Kiel, 1937 Chef Stapo-Stelle Tilsit u. Fhr. SD-Abschnitt Gumbinnen, 1939 Stubaf., Herbst 1939 Kdr. EK V/1 in Polen, April 1941 Gruppenleiter VI C (Sowjetunion, Naher u. Ferner Osten) im RSHA, Chef des Unternehmens „Zeppelin“, Jan. 1944 tödlich verunglückt; BAB, BDC, SSO Heinz Gräfe; BAL, ZK: Heinz Gräfe; Mallmann/Böhler/Matthäus: Einsatzgruppen in Polen, S.34f., 42, 102.


  2 Bezieht sich auf die Anfänge des Unternehmens „Zeppelin“.


  3 Wladimir Rodionov, Kampfname Gill, ehem. Oberstleutnant der Roten Armee, stellte sich als Kriegsgefangener dem Unternehmen „Zeppelin“ zur Verfügung, Kdr. des Bataillons Drushina, das im „Bandenkampf“ eingesetzt wurde, ging im Aug. 1943 zu den Partisanen über; vgl. Alexander Dallin/Ralph S. Mavrogordato: Rodionov: A Case-Study in Wartime Redefection, in: American Slavic and East European Review 18(1959), S.25–33.


  4 Militärbfh. im Generalgouvernement.


  5 Otto-Ernst Prast, geb. 1913, Kaufmännischer Angestellter, 1930 NSDAP u. SA, 1934 SS u. zum SD-Abschnitt Potsdam, 1937 Ustuf., 1940 Hstuf., 1941 als Anwärter des Leitenden Dienstes Teilkdo.fhr. SK 10a, 1942 beim Unternehmen „Zeppelin“, 1944 Stubaf. u. Chef Kripo-Leitstelle Dresden, 1973 zu 4 Jahren u. 6 Monaten Haft verurteilt; Vern. Otto-Ernst Prast v. 6.4.1961, BAL, B 162/1216, Bl. 676–680; Urteil LG München I v. 23.3.1973, BAL, B 162/14.509.


  6 Dabei handelte es sich nicht um die KL, sondern um die dort angelegten „Zeppelin“-Vorlager.


  7 Gustav Grauer, geb. 1909, 1941 stellv. Kdr. EK 3, 1942 zum Unternehmen „Zeppelin“; BAL, ZK: Gustav Grauer.


  8 Walter Schellenberg, geb. 1910, Jurastudium, 1933 NSDAP u. SS, 1936 Assessorexamen, danach zum SD-HA, 1938 Hstuf., 1941 als Ostubaf. faktischer Amtschef VI im RSHA, 1943 offiziell dazu ernannt, 1944 Brif., gest. 1952; BAB, BDC, SSO Walter Schellenberg; BAL, ZK: Walter Schellenberg; vgl. Walter Schellenberg: Memoiren, Köln 1956.


  


  


  121) Bericht Einsatzgruppe D an Armeeoberkommando 11 vom 16.4.1942: Tätigkeit seit 1.2.1942


  
    
      	
        Der Beauftragte des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        O.U., den 16.April1942

      
    


    
      	
        beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Süd

      

      	
        

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe D

      

      	
        

      
    


    
      	
        Tgb.-Nr.1118/42

      

      	
        

      
    


    
      	
        An das AOK 11–über Ic/AO–

      

      	
        

      
    

  


  Betrifft: Tätigkeit der Einsatzgruppe D seit 1.Februar1942


  Vorgang: Hiesiger Bericht vom 31.1.1942, Anlagen: 2


  Über die Tätigkeit der Einsatzgruppe D auf der Krim und im Raum Taganrog–Fedorowka sowie über den geplanten weiteren Einsatz wird nachfolgender Bericht mit der Bitte um Kenntnisnahme überreicht:


  I. Tätigkeit seit 1.Februar1942


  1. Die Standorte und Arbeitsräume der Kommandos sind gegenüber den Angaben im Bericht vom 31.1.1942 unverändert geblieben. Die Tätigkeit des Einsatzkommandos 12 mit Sitz in Fedorowka wurde in der Berichtszeit weiter durch den harten Winter eingeschränkt. Soweit die anhaltenden Schneestürme einen Aussendienst zuließen, musste er mit Pferdegespann und Schlitten durchgeführt werden. Trotzdem konnten der Arbeitsbereich durch Verlegung von Teilkommandos nach Nowo-Slotopol, Gulja-Pole und Stary-Kermentschik ausgedehnt und weitere 27 Ortschaften durchgekämmt werden. Ein Teilkommando, das, wie angekündigt, für die Säuberung der Mittelkrim eingesetzt war, ist nach einer vorübergehenden, durch das erneute Auftreten von Partisanen bedingten Verlegung nach Cherson inzwischen zum Einsatzkommando 12 zurückgekehrt. Das Teil-Kdo. des Sonderkommandos 10b in Dshankoj wurde nach Eintritt der besonderen, durch Luftangriffe und Fallschirmabsprünge gefährdeten Lage im Einvernehmen mit Ic/AO voll zur Sicherung des Eisenbahngeländes eingesetzt. Teile der Tatarenselbstschutzkompanie, die ständig vom Kommando kontrolliert werden, sind Tag und Nacht an den gefährdetsten Punkten des Gleisdreiecks 5km nördlich Dshankoj stationiert.


  [II.] Sicherheitspolizeiliche und SD-Arbeit:


  a) Die allgemeine Lage und Stimmung der Bevölkerung auf der Krim war in der Berichtszeit von den Faktoren der militärischen Ereignisse und der Ernährungsschwierigkeiten bestimmt. Nach einer Beruhigung im Februar sank die Stimmung mit Einsetzen der Großangriffe an den Landfronten der Krim, dem Auftauchen feindlicher Kriegsschiffe an der Südküste und den gesteigerten Luftangriffen Ende Februar merklich ab. Die Verteidigungsmaßnahmen, vor allem der Bau von Bunkern und Schießscharten in Simferopol, riefen allgemein ein Gefühl der Bedrückung und Furcht hervor. Seit etwa Mitte März hat jedoch die Tatsache, dass die Roten trotz größter Anstrengungen ihr Ziel, die Eroberung der Krim, nicht erreicht haben, sondern mit blutigsten Verlusten abgewiesen wurden, die Bevölkerung zunehmend beruhigt. Insbesondere hob das Erscheinen neuer deutscher Truppen, vor allem der Panzer, sichtlich die Stimmung und stärkte das Vertrauen zur deutschen Führung. Mit einer Rückeroberung der Krim durch die Roten wird kaum mehr gerechnet. Vielmehr sieht der Großteil der Bevölkerung der deutschen Frühjahrsoffensive mit gespannten Erwartungen und grosser Hoffnung entgegen. Die Verlogenheit der roten Propaganda, die in Flugblättern und durch Mundpropaganda die Besetzung von Städten und Teilgebieten die Krim als bereits vollzogen verbreitet hatte, hat dazu beigetragen. Gedrückte Stimmung und Furcht vor den Bolschewisten besteht ausser in Frontnähe an einigen Küstenstreifen und in den luftgefährdeten Gebieten. Hier findet auch die Flüsterpropaganda immer wieder Boden, zumal wenn örtliche Mißstände oder Fehler amtlicher Stellen sie begünstigen. Die Ernährungslage zeigt ein unterschiedliches Bild. Auf dem Lande bestehen im allgemeinen keine ernsten Ernährungsschwierigkeiten. Hier hat die Bevölkerung größtenteils noch soviel Lebensmittel zurückbehalten, dass sie bis zur neuen Ernte nicht ernsthaft hungergefährdet erscheint. In den Städten dagegen, vor allem in Simferopol und Jalta sowie an einigen Küstenstreifen, bestehen ernste Versorgungsschwierigkeiten. Die Zuteilung an Lebensmitteln ist hier äußerst knapp. Die Heranschaffung von Vorräten aus anderen Gebieten scheitert meist an den fehlenden Transportmöglichkeiten. Die Brotrationen mussten teilweise herabgesetzt werden. Die in Volksküchen ausgegebenen Eintopfessen sind durchschnittlich schlecht und haben wenig Nährwert. Die Hoffnungen auf den Fischfang haben sich infolge der auch in der Berichtszeit anhaltenden kalten Witterung nicht erfüllt. Dennoch kann von einer ausgesprochenen Hungersnot z.Zt. nicht die Rede sein. Insoweit von den Behörden sichtbare Maßnahmen zur Verbesserung der Lage und zu einer gerechten Verteilung, wie z.B. Einführung von Brotkarten, ergriffen worden sind, bringt die Bevölkerung den kriegsbedingten Schwierigkeiten der Ernährungslage meist Verständnis entgegen. Schleichhandel, Hamsterei und Preissteigerungen blühen aber weiterhin. Die grosse Wanderungsbewegung von der Südin die Nordkrim hält weiter an. Grossem Interesse begegnet die Ankündigung der Aufhebung des Kollektivsystems. Während man jedoch die Umwandlung der Kollektivwirtschaften in Gemeinwirtschaften als lediglich eine Namensänderung beargwöhnt, hat die Bekanntmachung der Armee von der Land- bzw. Prämienzuteilung für Verdienste bei der Bekämpfung der Partisanen und Kommunisten grosse Freude ausgelöst. Insgesamt kann über die Haltung der Bevölkerung folgendes gesagt werden: Grosse Teile des Volkes und die Reste der alten Intelligenz sehen nach wie vor die deutsche Wehrmacht als die Befreierin vom jüdisch-bolschewistischen Joch an und gründen auf sie die feste Hoffnung auf eine bessere Zukunft. Daneben gibt es eine zahlenmäßig nicht unbedeutende Schicht, die die Ereignisse abwartet und sich der neuen Ordnung gegenüber völlig passiv verhält. Sie gibt sich gerne gegnerischen Flüsterparolen hin. In Stadt und Land verfolgt man sehr aufmerksam die militärische Lage; es besteht der Eindruck, dass erst mit dem Fall von Sewastopol und Kertsch die Zweifel an dem endgültigen Verbleib der deutschen Wehrmacht beseitigt würden. Aus dem Bereich des Einsatzkommandos 12 werden eine anhaltend positive Einstellung der ausschliesslich ukrainischen Bevölkerung und auch keinerlei Ernährungsschwierigkeiten gemeldet. b) Die intensive sicherheitspolizeiliche Bearbeitung des Einsatzgebietes bewirkte, dass jetzt alle Ortschaften auf der Krim 1-mal durchgekämmt sind. Vielfach wurden Gebiete, in denen sich erfahrungsgemäß immer wieder unzuverlässige Elemente sammeln, wie die Landengengebiete, mehrmals durchgekämmt. Die sicherheitspolizeiliche Überholung stützt sich dabei auf eine nachrichtenmäßige Breitenarbeit. Zu diesem Zweck wurden die Orts-Milizen gesäubert und ausgerichtet, das V-Männer- und Meldekopfsystem ausgebaut und schließlich auch meist die tätige Mitarbeit der Bevölkerung erreicht. Nachdem so die Krim von Widerstandsnestern und gegnerischen Gruppen aller Art im wesentlichen gesäubert wurde, werden im steigenden Maße auch die untergetauchten und getarnten bolschewistischen Funktionäre unschädlich gemacht. Einen bemerkenswerten Erfolg hatte – im Gegensatz zu den früher durchgeführten Großaktionen – eine schlagartige Durchkämmung der Stadt Feodosia. In 4 Gross-Razzien in der Zeit vom 5. bis 20.3.42 wurden insgesamt 52 NKWD-Agenten, kommunistische Funktionäre und Partisanen gefasst. Der Erfolg dieser Aktion beruht auf der gründlichen Vorbereitung und methodischen Durchführung, die in einem Sonderbericht (Anlage 1) näher dargestellt ist.


  Bei der Säuberung der Krim wurden in der Berichtszeit im einzelnen folgende Ergebnisse erzielt: 1.) Von Juden ist die Krim freigemacht.1 Nur gelegentlich tauchen, besonders in den nördlichen Gebieten, noch kleinere Gruppen auf. Wo sich Juden als Einzelpersonen mittels falscher Ausweise usw. tarnen konnten, werden sie früher oder später doch erkannt, wie die Erfahrung zeigt. Die Bevölkerung, die die Maßnahmen gegen die Juden weit überwiegend begrüßt hat, hilft dabei durch Anzeigen tätig mit. Dies ist nur verständlich, wenn man bedenkt, dass die Krim eine besondere Domäne des Judentums war. Über die Entwicklung und den Einfluss des Judentums auf der Krim ist ein ausführlicher Bericht beigefügt (Anlage 2).


  2.) In den Landengengebieten wurden einige Widerstandsnester ausgehoben, darunter in Taganasch eine Gruppe von 5 Kommunisten, die von der Roten Armee übergelaufen waren, um eine Widerstandsbewegung zu organisieren. Sie hatten bereits Gleichgesinnte in Vertrauensposten eingesetzt, verschiedene Sabotageakte durchgeführt und durch Maueranschläge Beunruhigung hervorgerufen. Eine andere Gruppe von 6 Personen verfolgte national-ukrainische Bestrebungen, ohne daß Beziehungen zur OUN oder Bandera-Gruppe festgestellt werden konnten. In Geheimsitzungen wurden Maßnahmen gegen die Anordnungen der deutschen Wehrmacht festgelegt, und durch umfangreiche Propaganda wurde die Bevölkerung beunruhigt. Weiter wurden in Sally 5 NKWD-Angehörige, darunter 3 Leutnante, festgenommen. An kommunistischen Funktionären wurden u.a. unschädlich gemacht: Der Ukrainer Schterban Prakowy, der als Führer einer Zerstörungsabteilung in Genitschesk zurückgelassen worden war. Sch. hat noch während des deutschen Einmarsches eine Großmühle durch Brand vernichtet und weitere Zerstörungen vorbereitet. Eine Durchsuchung seiner Wohnung förderte große Mengen an Waffen, Munition und Sprengstoffen zutage. Der Ukrainer Samara Fedor, NKWD-Mitarbeiter in Genitschesk, der ebenfalls grosse Fabriken, u.a. eine der größten Baumwollfabriken, in Brand gesetzt hatte. S. war von einer Wehrmachtseinheit bereits wieder als Direktor einer Baumwollfabrik eingesetzt. Der Rotarmist Kosjanow, der den Auftrag hatte, den Bahnhof Nowo-Alexjewka zu sprengen und weitere Bahnanlagen mit einer gleichfalls ausgehobenen Partisanengruppe zu zerstören. Obwohl die systematische Durchkämmung der Mittel-Krim wegen der Wegeverhältnisse besonders schwierig war, wurde hier ebenfalls Ort für Ort politisch befriedet. Dabei wurde die Beobachtung gemacht, dass sich eine Anzahl Kommunisten von der Südkrim aufs flache Land zurückgezogen hatten, in der Annahme, dass ihnen dort keine Gefahr mehr drohe. In dem Rayonzentrum Bijuk-Onlar wurden 5 Russen erschossen, die sich aktiv an der Verschickung der Volksdeutschen beteiligt hatten. Gerade die ehemaligen volksdeutschen Dörfer scheinen gewisse Sammelbecken für bolschewistische Elemente zu sein. In Friedensthal wurde eine Anzahl von Verbindungsleuten und Handlangern von Partisanen- und Terrorgruppen erschossen. In Suja und 2 Dörfern der Umgebung wurde eine Terror- und Sabotagegruppe, die über zahlreiche Waffen und Sprengstoffe verfügte und die Bevölkerung sehr beunruhigt hatte, ausgehoben. Sie war von dem angeblich aus deutscher Kriegsgefangenschaft entlassenen Rotarmisten Tur organisiert worden, und ihr gehörte auch der Bürgermeister des Dorfes Kentugej an. Beide sowie weitere 19 Mitglieder der Bande wurden exekutiert. In Simferopol wurde u.a. ein Spionageapparat aufgedeckt. Die Festnahme des Agenten Ustimow (Deckname „Schurow“) führte zur Ermittlung des Iren Obern und der Russin Skorzowa, die Anlaufstellen für Agenten waren und auf bestimmte Parolen hin militärische Nachrichten lieferten. Alle 3 Personen wurden nach der Feststellung, dass es sich um einen Spionagefall handelt, der Geheimen Feldpolizei übergeben. Im Südwestteil der Krim wurde eine Reihe von Dörfern gesäubert, die als ausgesprochene Stützpunkte der Kommunisten bekannt wurden. Es stellte sich dabei in der Regel heraus, dass kommunistische Elemente in diesen Orten erst kurz vor dem Einmarsch der deutschen Wehrmacht, offenbar auf höheren Befehl, Zuflucht gesucht hatten. Allein in dem Ort Bijuk-Usenbasch, der militärisch nicht besetzt ist, wurden 17 durchwegs langjährige Parteimitglieder in leitenden Stellungen festgenommen. Weiter wurden der als NKWD-Agent ermittelte Bürgermeister von Kotschka-Eli sowie eine aus Sewastopol zugereiste Kommunistin, die Stadtratsvorsitzende war, erschossen. Im gleichen Raum wurden zahlreiche Personen von außerhalb ohne Passierschein sowie 3 gefälschte Passierscheine festgestellt. An führenden Kommunisten wurden u.a. unschädlich gemacht: Ibralmow Alba, Chef der Fahndungsabtlg. des NKWD, Tairow Jussoff, der die Lebensmittellager in Bachtschissaraj in Brand gesetzt hatte, Amedow Assan, Kommissar des Vernichtungsbatl. Albat, Pitworko Konstantin, Führer d. Part.Abt. Sewastopol, Gurijenko, Stabschef d. Partisanenabt. Sewastopol. Diese Personen sowie eine Partisanenagentin wurden als abschreckendes Beispiel in Bachtschissaraj öffentlich erhängt. Weiter wurden gefasst: Schabedien Mamutow, Kommissar des Vernichtungsbataillons Bachtschissaraj und Instrukteur des Bildungswesens im Rayon B., Dschelilow, Angehöriger des Vernichtungsbtl., der bereits wieder als Bürgermeister tätig war. Er hatte in 5 Ortschaften des Rayons Albat ein Nachrichtennetz zur Verbindung mit den Partisanengruppen aufgezogen, als deren Agenten zuverlässige, aber parteilose Dorfeinwohner bestimmt waren; 20 von ihnen konnten festgenommen werden. Nakowsky, NKWD-Agent aus dem Dorfe Duwankoij, der seit 1918 Parteimitglied war und bei der Entkulakisierung ein bestialisches Verhalten gezeigt hatte, Aliew, Parteisekretär und Politruk im Vern.Btl., Tschausch, Mitglied des Oberrates der Krim, Memetow, Chef der Roten Miliz von Bachtschissaraj. An der Südküste wurde in Jalta eine nach der Säuberung der Stadt sich neu bildende Komsomolzenzelle im Keim erstickt und die führende Komsomolzin Lissa Nowa exekutiert. In Simeis wurde der Mitbegründer der Sowjetherrschaft auf der Krim Jagja Chalij gefasst. In Alupka wurden als besonders gefährliche Kommunisten der Fotograf Pitin und seine Tocher Tamara P. ermittelt und festgenommen. Pitin war Bildberichterstatter der „Tass“, Direktor des Roten Fotografenverbandes und NKWD-Fotograf. Er war im Besitz einer Bescheinigung der Ortskommandantur Alupka, die ihn zum Fotografieren in Alupka und Umgebung berechtigte. Tamara Pitin war bei der Ortskommandantur Alupka als Übersetzerin und Dolmetscherin tätig. Sie hatte eine Reihe von Schriftstücken der O.K., darunter Kommandanturbefehle und leere Bogen mit Dienststempeln beiseitegebracht, die bei der Hausdurchsuchung gefunden wurden. Außerdem hatte sie eine Anzahl von Gesuchen der Zivilbevölkerung an die Ortskommandantur zurückgehalten, um einen Druck auf die Antragsteller ausüben zu können. Im Ostteil der Krim wurden ausser der bereits erwähnten Großaktion in Feodosia auf der Landenge der Halbinsel Kertsch, in der Nähe der Front, 6 NKWD-Agenten, die sich in kleineren Orten versteckt hielten, ermittelt. Sie hatten Tausende von Verschickungen und Ermordungen veranlasst. Einer von ihnen, Buriak, war zuletzt Beamter des NKWD in Charkow. Während seiner Amtstätigkeit wurden etwa 5000 Menschen erschossen und über 10.000 zwangsverschickt. Ausserhalb der Krim wurde im Bereich des Einsatzkommandos 12 der Kommissar Hennus festgenommen, der mehrere Zerstörer- und Sabotagegruppen aufgestellt und ausgebildet hat. Dem Kommando gelang es außerdem, einen sowjetrussischen Geheimsender in Polugi, der bis zuletzt Verbindung mit den Roten Truppen hatte, und einen weiteren Geheimsender in Melitopol, nach dem die Wehrmacht seit langem fahndete, auszuheben und unversehrt sicherzustellen.


  3.) Besonders intensiv war auch in der Berichtszeit der Einsatz der Kommandos zur Bekämpfung der Partisanen. Die Partisanenbewegung auf der Krim ist trotz der Schläge, die ihr auch in den Monaten Februar und März versetzt wurden, keineswegs im Abklingen begriffen. Zwar ist die Zahl der Überfälle auf deutsche und rumänische Wehrmachtsfahrzeuge und einzelne Soldaten infolge der Sicherungsmaßnahmen zurückgegangen. Die Aktivität der Partisanen hat sich dafür aber in Richtung auf Aktionen und Massenangriffe auf Dörfer zur Beschaffung von Lebensmitteln verlagert. Die Ernährungslage der Partisanen ist nach den Gruppen sehr verschieden. Während von einzelnen Gruppen furchtbare Hungererscheinungen bekannt wurden, sind andere noch gut verproviantiert und ausgerüstet. In letzter Zeit wurden die Gruppen zunehmend aus Roten Flugzeugen mit Lebensmitteln, Ausrüstungsgegenständen und Nachrichtengeräten versorgt. Insgesamt besteht der Eindruck, dass die Partisanengruppen durch eine gewisse Zurückhaltung und durch ständigen Wechsel ihrer Standorte im Westteil bzw. durch sorgfältige Verbergung und Bewachung ihrer grossen befestigten Lager im Ostteil des Jailagebirges sich bis in den Frühling vor der Entdeckung und Zerschlagung retten wollen, da ihnen die warme Jahreszeit bessere Bedingungen für Verbergung, Versorgung und Überfalltätigkeit bietet. Daß die im Vergleich zu den Vormonaten eingetretene grössere Ruhe trügerisch ist, beweist der Überfall am 26.3.42 nördlich Gursuff, bei dem 1 Feldwebel und 5 Mann einer Pioniereinheit aus Jalta, die Holz abfuhren, von Partisanen getötet und zum Teil ausgeplündert wurden. Die Tätigkeit der Einsatzgruppe zur Bekämpfung der Partisanen erstreckte sich in der Hauptsache auf 3 Gebiete: die nachrichtenmäßige Erkundung der Partisanenlager und -gruppen für die Unternehmungen der Wehrmacht; die Erkundung und Bekämpfung von Stützpunkten, Versorgungsbasen und Nachrichtenverbindungen der Partisanen durch Ansetzung von V-Männern und eigene Aufklärung; die Sicherung von durch die Wehrmacht nicht belegten partisanengefährdeten Ortschaften oder Nachschubstrassen durch Tatarenselbstschutzkompanien. a) Fast sämtliche Partisanenlager und -gruppen sind inzwischen, oft bis in die Einzelheiten, von den Kommandos erkundet. Die Unterlagen wurden jeweils dem Stab für Partisanenbekämpfung beim AOK 11 zur Verfügung gestellt und bildeten die Grundlage für erfolgreiche Unternehmungen deutscher und rumänischer Truppen, denen außerdem fast stets wegekundige Führer und Tatareneinheiten beigegeben werden konnten. Darunter fallen folgende Unternehmungen: Im Raum Karasubasar wurden unter Einsatz von Rumänen und Tataren mehrere Lager ausgehoben, 68 Partisanen getötet, 12 Erdhütten vernichtet und zahlreiche Waffen und Material erbeutet. Südlich Bachtschissaraj wurden bei einer ähnlichen Aktion 73 Partisanen, darunter 30 Rotarmisten, getötet, 6 grosse Stützpunkte und Kasernen vernichtet sowie zahlreiches Material erbeutet. Nordwestlich Sudak wurden ein befestigtes Lager der Partisanen vernichtet und 42 Partisanen getötet. Westlich Feodosia wurden 16 Partisanen, darunter 1 Bataillonskommissar und 3 Offiziere einer NKWD-Einheit, gefangengenommen. Bei einer Großaktion gegen die Partisanengruppen in der Gegend Ailjanma, Tschermalyk und Beschui wurden 353 Partisanen getötet sowie eine Menge von Lebensmitteln erbeutet oder vernichtet. b) Bei eigener Aufklärung der Kommandos, die meist zusammen mit Tatarenselbstschutzeinheiten unternommen wurde, wurden zahlreiche kleinere Stützpunkte und Gruppen der Partisanen vernichtet, Waffen und Ausrüstungsgegenstände erbeutet sowie Versorgungsbasen den Partisanen entzogen. Auch eine Anzahl von Nachrichtenverbindungen wurde durch Ermittlungen und Festnahme von Verbindungspersonen ausgeschaltet. So wurde u.a. am 5.3.42 bei dem Dorfe Nikolajewka im Bajdarybecken von einigen Kommandoangehörigen der gesamte Aufklärungstrupp der „Balaklawa“-Abteilung im Nahkampf vernichtet. In einer Schlucht 4km nordwestlich Feodosia wurden am 31.3.42 von einem Teilkommando nach kurzem Gefecht ein Batterie-Kommissar gefangengenommen und 4 Partisanen, darunter 2 Offiziere, getötet. Im Nordteil der Krim wurde eine Partisanengruppe von 7 Mann gefasst, die sich zur Ukraine durchschlagen wollte, um angeblich in Nikolajew besondere Aufträge zu empfangen. Im gleichen Gebiet wurden ferner bei einer Aktion 15 Partisanen ergriffen und 1 Waffenlager erbeutet. Mehrfach wurden durch sofortige Vorstöße der Kommandos mit Fallschirmen gelandete Gegenstände erbeutet. So verhinderte am 3.2.42 ein Teilkommando bei der Landung von 6 Fallschirmspringern das Mitnehmen abgeworfener Batterien und Sprengmittel durch diese. Nördlich Simeis wurde von einer Aufklärungsgruppe eine Sendung vollkommen neuer Waffen, darunter MG und Granatwerfer sowie Munition, nach dem Abwurf in einem sofort gestarteten Unternehmen erbeutet. Im Raum Aluschta konnte ein Fallschirm mit Lebensmitteln auf gleiche Weise sichergestellt werden. In den Dörfern Nikolajewka, Skelja und Sawatka wurden in Häusern verborgene Lebensmittelvorräte der Partisanen in nächtlichen Aktionen erbeutet. Gegen das Dorf Laki bei Bachtschissaraj, das ständig Verbindung mit Partisanengruppen hielt, ihnen nachts Quartier gewährte und sie mit Lebensmitteln versorgte, wurde am 23.3. zusammen mit der Wehrmacht eine Strafaktion durchgeführt. Diese förderte eine derartige Fülle von Lebensmitteln zutage, daß die Partisanen bis zur neuen Ernte davon hätten leben können. Die 15 Hauptbeteiligten, darunter der Bürgermeister, wurden erschossen, die Einwohnerschaft evakuiert und das Dorf niedergebrannt. Im Rayon Aluschta gelang es, einen der Hauptverbindungsmänner zu dem zentralen, etwa 2000 Mann starken Partisanenlager südlich Baksan in der Person des vom Wiko Krim als Waldhüter eingesetzten Iwanenko festzunehmen. Insgesamt wurden durch eigene Aufklärungsvorstösse der Kommandos und ausserhalb von Aktionen 1263 Partisanen von der Einsatzgruppe D erledigt. c) Die Aufstellung von Tatarenselbstschutzkompanien in von der Wehrmacht nicht belegten Berggebieten erwies sich als guter Schutz partisanengefährdeter Ortschaften und Strassen. Die Tatarenfreiwilligen haben sich bei der Durchführung dieses Schutzes bestens bewährt.2 Am 1.2.42 wurde das Dorf Kasanly von Partisanen besetzt. 1 T.S.Kp. befreite es und erschoß 6 Partisanen und 2 Kommissare. Ein Versuch, das Dorf Ortalan zu besetzen, wurde von der dortigen T.S.Kp. abgeschlagen. In der Nacht vom 7. zum 8.2.42 wurde das Dorf Kousch von 300 Partisanen angegriffen und dabei 8 Häuser in Brand gesteckt. Eine Wehrmachtseinheit und die dortige T.S.Kp. schlugen den Angriff zurück. Ein am 8./9.2.42 geplanter Überfall auf das Dorf Tschokrak zur Befreiung von 40 Kriegsgefangenen wurde durch rechtzeitige Erkundung verhindert. Kleinere Überfälle auf die Dörfer Sawatka, Skelja und B.-Usenbasch wurden von dortigen Tatarenfreiwilligen abgewehrt. Am 9.3.1942 griffen 500 Partisanen die Ortschaft Baksan an. Die dortige T.S.Kp. hielt das Dorf in mutiger Verteidigung viele Stunden lang, bis deutscher Entsatz eintraf. Sie hatte dabei 8 Tote und 3 Schwerverletzte. 200 Partisanen, die am 24.3.42 das Dorf Beschui überfielen, wurden von der dortigen T.S.Kp. noch vor Eintreffen deutscher Verstärkungen in die Flucht geschlagen. Teile der T.S.Kp. Jalta bewährten sich im ständigen Einsatz bei der Sicherung der Küstennachschubstrasse und bei der Abriegelung der ins Gebirge führenden Wege.


  4.) Die Werbung von tatarischen Freiwilligen und Aufstellung von Tatarenselbstschutzeinheiten wurde in der Berichtszeit fortgeführt. Über die gesamte Tataren-Aktion ist dem AOK am 27.2.42 ausführlich berichtet worden. Die Zahlen der Freiwilligen erhöhten sich gegenüber dem Zeitpunkt dieses Berichtes unwesentlich. In Durchführung der aus dem Schreiben des Herrn Oberbefehlshabers vom 4.2.42 sich ergebenden Anregungen wurden in Anlehnung an ihre Heimatdörfer weitere Tatarenselbstschutzeinheiten aufgestellt. Die Zahl der Kompanien hat sich dadurch auf 16 erhöht, 2 weitere in Bijuk-Usenbasch und Kokosi sind im Aufbau begriffen.


  [III.] Geplanter weiterer Einsatz der Kommandos3


  1.) Die im Raum Taganrog und Fedorowka eingesetzten Kommandos 10a und 12 setzen ihre Tätigkeit fort und stehen im übrigen für den weiteren Vormarsch bereit.


  2.) Das Sonderkommando 10b mit Sitz in Feodosia und Teil-Kds. in Sudak und Dshankoj bearbeitet weiter den zugeteilten Raum und steht für Kertsch zur Verfügung.


  3.) Das Sonderkommando 11a verlegt nunmehr nach Erledigung seiner Aufgaben in den nördlichen Teilen des Einsatzraums das Hauptkommando von Bachtschissaraj nach Kokosi, um in näherer Verbindung mit seinen Teilkommandos in Kousch, Jalta und Simeis sich der weiteren Säuberung der Gebirgsgegenden beiderseits des Jailakamms und der Bekämpfung der Partisanen widmen zu können. Das Sonderkommando 11a steht im übrigen für Sewastopol zur Verfügung.


  4.) Das Sonderkommando 11b mit Sitz in Simferopol und Teilkommandos in Eupatoria, Karasubasar und Aluschta bearbeitet weiterhin seinen Raum und steht wie 10a und 12 für den weiteren Vormarsch bereit.


  I.V. Seibert

  SS-Obersturmbannführer
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  Die Beobachtungen, die vom Sonderkommando 10b bei der Durchführung der sicherheitspolizeilichen Arbeit gemacht wurden, ließen darauf schließen, daß sich im Stadtgebiet von Feodosia noch viele unzuverlässige und feindlich eingestellte Elemente aufhalten. Infolge der Nähe der Front und der Küstenlage der Stadt erschien es daher unbedingt notwendig, das Stadtgebiet zu durchkämmen mit dem Ziel, alle unzuverlässigen Personen aufzugreifen und unschädlich zu machen. Daß gerade hier in Feodosia, einer Stadt von rund 26.000 Einwohnern (1939: 46.000 Einwohner), noch so verhältnismäßig viele feindlich eingestellte Personen vorhanden sind, dürfte hauptsächlich folgende Gründe haben:


  1.) Im Frieden war Feodosia ein Stützpunkt der Roten Marine, die bekanntlich einen besonderen Pfeiler des Bolschewismus bildet. Die Bevölkerung hatte wirtschaftliche Vorteile durch die Anwesenheit der Roten Marineangehörigen. Außerdem bestanden zwischen den Einwohnern und den Marineangehörigen enge persönliche und familiäre Bindungen.


  2.) Die Arbeit der Sipo und des SD mußte seinerzeit wegen des Einbruchs der Sowjets unterbrochen werden. 3.) Mit der Wiederbesetzung der Stadt durch die Bolschewisten kamen viele fanatisch eingestellte Kommunisten und dgl. aus den von den Roten noch gehaltenen Gebieten nach Feodosia, wo sie zum Teil auch nach der Wiederbesetzung durch die deutschen Truppen blieben. 4.) In der Stadt halten bzw. hielten sich noch Angehörige der Roten Armee, besonders Matrosen, auf, die versprengt worden waren und nicht mehr flüchten konnten. 5.) Partisanen, die sich in den an das Stadtgebiet angrenzenden Bergen versteckt halten bzw. hielten, hatten Verbindungsleute in der Stadt, die ihnen Unterschlupf gewährten und sie mit Nahrungsmitteln und Nachrichten versorgten. 6.) Die Rote Armee sendet immer wieder Spione von Kertsch aus durch die Front ins rückwärtige Armeegebiet. Diese Spione suchen erfahrungsgemäß gern in Feodosia Unterschlupf. Es mußte daher die Durchkämmung des Stadtgebietes in Angriff genommen werden. Da weiter in Feodosia viele arbeitsfähige Leute sich nicht zum Arbeitseinsatz meldeten und dadurch die Aufbauarbeit des Ortskommandanten sabotierten und ferner die Gefahr bestand, daß die Sowjets erneut eine Landung in Feodosia versuchen werden, wurde mit der Durchkämmung sofort begonnen. Infolge der geringen Stärke des S.Kdo. 10b konnte die gesamte Stadt nicht auf einmal durchsucht werden. Es wurde daher vielmehr das Gebiet in 4 Bezirke eingeteilt, die dann zu verschiedenen Zeiten durchkämmt wurden. Die Durchkämmung selbst war wie folgt geplant: Der äussere Gürtel eines jeden Bezirkes soll in den Morgenstunden schlagartig von Wehrmachtseinheiten abgesperrt werden. An allen größeren Straßen innerhalb des zu durchkämmenden Bezirkes werden Wehrmachtsteile aufgestellt, die das Hinüberwechseln von der einen Seite zur anderen Seite der Straßenzüge zu verhindern haben. Es soll vermieden werden, daß es vereinzelt Personen möglich ist, aus noch nicht durchsuchten Stadtteilen in durchsuchte Wohnviertel hinüberzuwechseln und umgekehrt. Der zu durchsuchende Bezirk selbst wird dann von einer größeren Anzahl von Fahndungstrupps durchsucht. Zu diesem Zwecke wird jedem Fahndungstrupp ein bestimmter Stadtteil, bestehend aus mehreren Häuserblocks, zugewiesen. Dieser Stadtteil wird vom Fahndungstrupp ebenfalls schlagartig mit der Durchkämmung zu beginnen haben, kann mit großer Sicherheit damit gerechnet werden, daß alle anwesenden Personen erfaßt werden [sic]. Die angetroffenen Leute sind dann vom Fahndungstrupp nach folgenden Gesichtspunkten zu überprüfen: Besonderes Augenmerk ist zu richten auf: Wehrfähige Männer ohne Arbeit, Zivilpersonen ohne Ausweispapiere, Personen, die sich bei der Bürgermeisterei noch nicht registrieren ließen, Wehrmachtsangehörige ohne Ausweis. Beim geringsten Verdacht haben die Fahndungstrupps die Leute festzunehmen. Die Angehörigen des Fahndungstrupps sind gehalten, die Festgenommenen sofort körperlich zu durchsuchen und sodann zu einem Sammelplatz zu verbringen. Der Fahndungstrupp ist weiter verpflichtet, die ihm zugewiesenen Häuser u. dgl. nach Waffen, Hamster- und Plünderwaren zu durchsuchen und evtl. vorgefundene Sachen sicherzustellen. Der Fahndungstrupp selbst besteht aus einem Fahndungstruppführer, der jeweils aus den Reihen der Angehörigen des Kommandos der Sipo und des SD bestimmt wird, aus einem Feldgendarmen, einem Milizmann und ca. 10 Wehrmachtsangehörigen. Der als Fahndungstruppführer bestimmte Kommandoangehörige ist für die Durchführung der Durchkämmung persönlich verantwortlich. Die ihm zugeteilten Männer haben seinen Anordnungen unbedingt Folge zu leisten. Der Fahndungstruppführer ist weiter verpflichtet, besondere Vorfälle sofort dem Sonderkommando zu melden. Nach Beendigung der Durchsuchung hat sich der Fahndungstrupp sofort beim S.Kdo. zu melden. Da der von der Wehrmacht abgesperrte Bezirk räumlich ziemlich ausgedehnt ist und um den Fahndungstrupps den oft sehr weiten Transportweg der Gefangenen zur Dienststelle zu ersparen, wird ein Sammelplatz errichtet. Dieser Platz wird so gewählt, dass er möglichst in der Mitte des abgesperrten Bezirks liegt. Zu diesem Platze werden von den einzelnen Fahndungstrupps die Festgenommenen laufend gebracht und dort abgeliefert. Wenn ein grösserer Trupp von Arrestanten am Sammelplatz angelaufen ist, wird dieser zum S.Kdo. 10b zur weiteren bzw. endgültigen Überprüfung gebracht. Der Sammelplatz wird durch eigens bestimmte Wehrmachtsangehörige (ca. 30 Mann) betreut, die auch die Begleitmannschaften für die Gefangenentransporte vom Sammelplatz zur Unterkunft des S.Kdos. stellen. Ein Wehrmachtsangehöriger wird als Führer des Sammelplatzes bestimmt. Die vom Sammelplatz zum Kdo. verbrachten Festgenommenen werden hier erneut von Kommandoangehörigen, die als Prüfer eingesetzt werden, überprüft. Für diese Überprüfung werden insgesamt 6 SS-Unterführer eingeteilt. Die endgültige Entscheidung darüber, was mit den Arrestanten zu geschehen hat, fällt sodann nach Vortrag des Prüfers der Kommandoführer. Wenn alle Fahndungstruppführer mit der Durchkämmung fertig sind, wird die Beendigung der Absperrung den Absperrmannschaften durch 3 weisse Leuchtkugeln angezeigt.


  II. Durchführung der Aktion


  Nachdem die Planung der Durchkämmungsaktion in groben Zügen fertig war, wurde sofort mit der Ausführung begonnen. Die 1. Razzia wurde am 5. März 1942 durchgeführt. Am Vortage fand zunächst im engsten Einvernehmen mit dem Truppenkommandanten von Feodosia eine Besprechung mit den Einheitsführern der Absperrmannschaften statt. Dabei wurden die Aufgaben der Absperrmannschaften genau besprochen und an Hand eines Stadtplanes jeder Einheit die ihr zugeteilte Absperrungsgrenze bekanntgegeben. Zur leichteren Unterrichtung der Absperrungsmannschaften wurde jedem Einheitsführer eine Anzahl von „Merkblätter für Absperrmannschaften“ mitgegeben. Diese sollten an die Unterführer verteilt werden. Anschliessend an diese Besprechung fand eine Schulung und genaue Einweisung der Fahndungstruppführer statt. Um diesen später bei der Aktion das Arbeiten zu erleichtern, wurde ihnen am Schlusse der Schulung ein „Merkblatt für Fahndungstrupps“ ausgehändigt. Den Fahndungstruppführern wurde zur Pflicht gemacht, am Tage der Aktion vor Beginn ihre Leute selbst zu schulen. Im Anschluss an diese Schulung wurden noch die als Prüfer eingeteilten SS-Unterführer eingehend für diesen Zweck eingewiesen. Am 5. März 1942 begann dann schlagartig die Razzia. Durchsucht wurde der Bezirk I (siehe Karte). Für die Absperrung und Durchkämmung standen rund 380 Soldaten zur Verfügung. Durch die Fahndungstrupps wurden 351 Personen festgenommen und über den Sammelplatz zum S.Kdo. 10b verbracht. Von diesen Personen wurden 64 arbeits- und wehrfähige Männer dem Kriegsgefangenenlager in Feodosia überwiesen, weil sie sich ohne Arbeit in der Stadt herumtrieben. 13 Personen, darunter 4 Frauen, wurden in das Gefängnis eingeliefert, der Rest am gleichen Tage wieder entlassen. Von den festgenommenen 13 Personen waren: 4 Juden, davon 2 mit gefälschten Pässen (angebl. selbst gef.), 3 Jüdinnen, davon 2 mit gefälschten Pässen (angebl. vom Ehemann gef.), 1 Partisan, 1 NKWD-Angehöriger, 1 Mann, der Partisanen verborgen hielt, 1 Frau, die Partisanen verborgen hielt und pflegte, 1 Angehöriger der komm. Partei, der keine Arbeit annahm, 1 Mann, der bei der Besetzung von Feodosia als Zivilist deutsche Soldaten ermordete und ausplünderte und nach dem das Sonderkommando 10b bereits fahndete. Sämtliche 13 Personen wurden später exekutiert. Der Mann, der die Soldaten ermordete, wurde am Marktplatz öffentlich erhängt. Bei der Razzia konnte eine Menge verschiedenster Wehrmachts- und Hamstergüter sichergestellt werden. Um 18.30 Uhr war die Aktion beendet. Die 2. Razzia wurde für den 9.3.42 angesetzt. Zu durchkämmen war der Bezirk II (siehe Karte). Diesmal setzte bereits um 8 Uhr schlagartig die Durchkämmung ein. Für die Durchkämmung bzw. Razzia waren vom Truppenkommandanten ca. 360 Wehrmachtsangehörige zur Verfügung gestellt worden. 447 Personen wurden festgenommen und den Prüfern beim S.Kdo. 10b zur eingehenden Ermittlung überstellt. 57 Personen, alles wehr- und arbeitsfähige Männer, wurden, da ohne jede Arbeit, dem Kriegsgefangenenlager überstellt. 15 Personen, darunter 5 Frauen, wurden zur besonderen weiteren Behandlung in das Gefängnis eingeliefert. Alle übrigen Verhafteten konnten am gleichen Tage wieder entlassen werden. Die 15 Personen setzten sich zusammen aus: 6 Juden, davon 3 mit von dem NKWD gefälschten Pässen, 3 Jüdinnen, 1 Frau, die Wehrmachtsgüter in grösserem Umfange geplündert hatte, 1 Oberleutnant der russischen Armee in Zivil (versprengt, vermutlich jedoch Partisan), 2 Angehörige des NKWD, 1 Spionin, 19 Jahre, die mit Feindaufträgen durch die Front gekommen war; nach ihr wurde bereits seit einigen Tage gefahndet, 1 Angehöriger der kommunistischen Partei, der früher sehr aktiv war und jetzt die Arbeit verweigerte. Alle 15 Personen wurden nach eingehendem Verhör erschossen. Auch bei dieser Razzia konnten verschiedene Wehrmachts-, Hamster- und Plünderwaren beschlagnahmt werden. Um 17 Uhr war die 2. Razzia beendet. Die 3. Razzia erfolgte am 13. März 1942. Diesmal wurde der Bezirk III (siehe Karte) durchkämmt. Der Razzia gingen die üblichen Besprechungen am Vortage mit den Einheitsführern der Wehrmacht, den Fahndungstruppführern und den Prüfern wieder voraus. An Wehrmacht standen rund 350 Mann zur Verfügung. Punkt 8 Uhr morgens setzte wieder schlagartig die Durchkämmung ein. 257 Personen wurden den Prüfern zugeführt. Hiervon wurden 23 arbeits- und wehrfähige Männer, die ohne Arbeit waren, dem Gefangenenlager überstellt. 17 Personen wurden ins Gefängnis verbracht und der Rest am gleichen Tage wieder entlassen. Von diesen 17 Personen waren: 3 Juden, 8 Jüdinnen und Kinder, 1 Politruk (in Zivilkleidung – versprengt), 3 Angehörige des NKWD, 2 Männer, die geplündert hatten. Von diesen 17 Personen wurden später 15 exekutiert. 2 wurden wieder entlassen, da die Plünderung nicht nachweisbar war. Auch bei der 3. Razzia wurden verschiedene Mengen von Hamster- und Plündererwaren sichergestellt. Um 16 Uhr war diese 3. Razzia beendet. Am 20.3.1942 wurde der IV. und zugleich letzte Bezirk mit rund 350 Soldaten durchkämmt. Bei dieser 4. Razzia wurden 54 Personen den Prüfern zugeführt. 11 Männer davon wurden als arbeitslos dem Gefangenenlager überwiesen. 7 Personen wurden ins Gefängnis eingeliefert. Diese 7 Personen setzten sich zusammen aus: 3 Juden, 3 Kommunisten und Arbeitsverweigerer, 1 führender Angehöriger des NKWD. Sämtliche 7 Personen wurden nach eingehenden Verhören später hingerichtet. Bei dieser Aktion konnte nur geringes Hamstergut sichergestellt werden. Um 13 Uhr war die Aktion bereits beendet. Damit war die Durchkämmung der Stadt Feodosia abgeschlossen. Das Ergebnis kann, im großen gesehen, als zufriedenstellend bezeichnet werden.


  III. Erfahrungen


  Vom sicherheitspolizeilichen Standpunkt aus gesehen, wurden praktisch die Häuser der ganzen Stadt durchsucht und alle Personen überprüft. Die unzuverlässigen Elemente wurden aus der Stadt herausgezogen und unschädlich gemacht. Dadurch erhöhte sich die Sicherheit in der Stadt bedeutend. Im Falle eines plötzlichen Angriffs auf die Stadt durch die Sowjets ist dadurch der deutschen Truppenführung eine grössere Rückenfreiheit gewährleistet. Auch im erzieherischen Sinne hat sich die Durchkämmung günstig auf die Bevölkerung der Stadt ausgewirkt. Bereits bei der letzten Razzia konnte einwandfrei festgestellt werden, dass sich die arbeitsfähige Bevölkerung durchwegs um Arbeit umgesehen hat. Der Ortskommandant sieht sich deshalb in die Lage versetzt, in viel grösserem Umfange als vorher an Aufbauarbeiten heranzugehen.
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  Betrifft: Entwicklung und Einfluß des Judentums auf der Krim


  1.) Ansiedlung und Festsetzung der Juden auf der Krim


  Die ersten nennenswerten jüdischen Ansiedlungen auf der Krim gehen auf das Ende des 18.Jahrhunderts zurück, als den Juden von der russischen Regierung eine jüdische Ansiedlungszone zugewiesen wurde, innerhalb deren sie sich nur ansiedeln durften. Zu ihr gehörte mit Taurien auch die gesamte Krim, ausgenommen Sewastopol und die kaiserliche Sommerresidenz Jalta. Als das Judentum versuchte, sich im asiatischen Teil der UdSSR das jüdische autonome Gebiet „Birodshan“4 zu schaffen, wurde zu gleicher Zeit unter großzügiger Bereitstellung von Geldmitteln durch amerikanische Juden mit Hilfe der jüdischen Organisationen „Agrodjoint“ und „Oset“ der Versuch unternommen, dem Judentum auch im europäischen Teil der UdSSR auf der Krim ein möglichst geschlossenes Siedlungsgebiet zu schaffen. Zur Überwachung der Tätigkeit der Organisationen wurde von den Roten der „Komset“ als eine Unterabteilung des NKWD eingesetzt. Bezeichnend für den Einfluß des Judentums in der UdSSR ist, daß auch dieser „Komset“ nach kurzer Zeit vollständig von den Juden beherrscht wurde. Genauso wie in „Birodshan“ mißlang auch auf der Krim der Versuch, aus dem jüdischen Volk ein Bauernvolk zu machen. Abgesehen davon, daß sich, verglichen mit den über 5Millionen Juden in der UdSSR, nur ein völlig bedeutungsloser Bruchteil auf der Krim ansiedelte, konnten sie auch hier ihr jüdisches Wesen und ihre Abneigung gegen jede schwerere Arbeit nicht verleugnen. 1939 lebten von den 65.000 Juden auf der Krim allein 44.000, also fast 70%, in den Städten Simferopol (22.791), Sewastopol (6040), Kertsch (5573), Jewpatoria (4229), Jalta (2109) und Feodosia (2922). Für die Krimbevölkerung aber bedeutete diese Ansiedlung eine starke Belastung. Die Tataren haben es den Bolschewisten bis heute nicht vergessen, daß diese ihnen damals die besten Ländereien wegnahmen und den Juden gegeben haben. Besonders stark aber litt das Deutschtum unter der Judenansiedlung. Die Deutschen hatten die besten Höfe, sie waren das begehrteste Objekt für die Juden. Zahlreiche deutsche Bauernfamilien mußten ganze Dörfer, Haus und Hof verlassen und wurden verschickt, zumal mit der Judenumsiedlung zeitlich die Periode der Aufhebung der NEP und die verstärkte Durchsetzung der Kollektivwirtschaft zusammenfiel. Insbesondere im westlichen und mittleren Teil der Steppe (Rayon: Freidorf, Larendorf, Djankoye und Kurman-Kemeltschi) mußten ganze deutsche Dörfer geräumt und den Juden überlassen werden. Die soziale Struktur der Juden wird allein schon gekennzeichnet durch ihren beherrschenden Einfluß auf das Partei-, Staats- und Wirtschaftsleben. Sie hatten die bestbezahltesten und einflußreichsten Stellen inne und da, wo Juden in freien Berufen standen, waren sie, dank des Wohlwollens ihrer Rassegenossen in den führenden Stellungen, wirtschaftlich immer gut gestellt. Sie nutzten als gewissenlose Geschäftemacher den Mangel an vielen Bedarfsgegenständen aus, kauften von ihren Rassegenossen in den Verteilungsstellen und Magazinen einen Teil der Mangelwaren auf, verkauften ihn dann auf dem Markt oder unter der Hand zu doppelten und dreifachen Preisen. Auf dem Lande beteiligten sie sich auch in erster Linie als Verwalter großer Lager und Verteilerstellen und konnten von dort aus wiederum den Juden helfen, die sich in einer wirtschaftlich ungünstigeren Lage befanden. Ihr beherrschender Einfluß auf den bolschewistischen Staat machte sich aber auch auf der Krim in erster Linie in den Städten bemerkbar, in der sie neben der Partei- und Staatsführung die Wirtschaft, das kulturelle Leben, das Gesundheitswesen, Presse und Propaganda, Rechtsprechung usw. – kurz: sämtliche Lebensgebiete eindeutig beherrschten. Oft waren zwar die Vorsitzenden der Kommissariate keine Juden, dafür aber die Vertreter oder die 1. Sekretäre, die die eigentliche Politik machten. Die nachfolgend zahlenmäßigen Verhältnisse geben den Beweis dafür.


  2.) Jüdische Herrschaft in allen Lebensgebieten


  Es wurde zunächst versucht, für die Hauptstadt der Krim, Simferopol, ein möglichst umfassendes Bild der jüdischen Macht in den einzelnen Lebensbereichen – mit Angabe der jüdischen Vertreter selbst – zu geben. Daß die jüdische Herrschaft sich in den anderen Städten und Rayonen ebenfalls durchgesetzt hatte, zeigen die weiteren Angaben: Hauptstadt Simferopol: (16% der Bevölkerung = Juden)


  a) Partei-Komitee für die Krim (60% Juden): 1. Sekretär: Bulatow – Tatare, 2. Sekretär: Leschiner – Jude, 3. Sekretär: Janpolsky – Jude, 4. Sekretär: Beroskin – Russe, 5. Sekretär: Menschikow – Jude. Stadt-Partei-Komitee Simferopol (33% Juden): 1. Sekretär: Martinow – Russe, 2. Sekretär: Sewriew – Tatare, 3. Sekretär: Margulis – Jude. Zentral-Rayon-Parteikomitee Simferopol (100% Juden): 1. Sekretär: Amelinow – Jude, 2. Sekretär: Cutmann – Jude, 3. Sekretär: Pali – wahrscheinlich – Krimtschak. Bahnhofs-Rayon-Parteikomitee (33% Juden): 1. Sekretär: Ewflanow – Russe, 2. Sekretär: Bramberg – Jude, 3. Sekretär: Ljaschenko – Russe. Neustadt-Rayon-Parteikomitee (66% Juden): 1. Sekretär: Kogan – Jude, 2. Sekretär: Frau Loschkarowa – Russin, 3. Sekretär: Name unbekannt – Jude, Hauptinspektor des Sanitätswesens: Hechtmann – Jude, Leiter d. Medizinwesens: Osipow – Russe, Leiter d. Personalabteilung: Janpolski – Jude, Leiter d. Verwaltung: Starin – Jude, Leiter Abt. f. med. Nachwuchs: Frau Adaniska – Jüdin, Leiter Heilanstalten: Dimarksi – Jude, Leiter Abt. f. Mutter u. Kind: Eppstein – Jude. Volkskommissariat für die Landwirtschaft (80% Juden): Vorsitzender: Ametschaew – Tatare, (davor: Wachsmann, der erst in letzter Zeit in das Volkskommissariat für die Krim versetzt wurde – Jude), 1. Stellvertr.: Rabinowitsch – Jude, 2. Stellvertr.: Dschemilow – Tatare, 3. Stellvertr.: Friedmann – Jude, Leiter d. Agronomabtlg.: Lifschitz – Jude, Leiter d. techn. Abtlg.: Kremmetzki – Jude, Leiter d. 1. Verw.Abtlg.: Taranda – Russe, Vertreter: Joffe – Jude, Leiter d. 2. Verw.Abtlg.: Araw – Jude, Leiter d. 3. Verw.Abtlg.: Zapp – Jude, Leiter d. Finanzabtlg.: Closmann – Jude, Leiter d. Brennstoffabt.: Aliew – Tatare, Leiter d. Viehzuchtabt.: Chachlow – Russe, 1. Buchhalter d. Koates: Sokolow – Jude. Bei den übrigen Angestellten des Kommissariats betrug der Anteil der Juden ca. 40%, der Tataren ca. 20%, der Russen und Ukrainer ca. 40%. Volkskommissariat für den Handel (60% Juden): Vorsitzender: Schwetzow – Russe, 1. Stellvertr.: Litwinow – Jude, 2. Stellvertr.: Jbadula – Tatare, Leiter d. Warenhauptverteilungsstelle: Weijner – Jude, 1. Kontrolleur der Warenhauptverteilungsstelle: Prieg – Jude. Bei den übrigen Angehörigen des Kommissariats betrug der Anteil der Juden etwa 70%, der Russen und Ukrainer etwa 20% und der Tataren etwa 10%. Volkskommissariat für die Finanzen (25% Juden): Vorsitzender: Sebin – Russe, 1. Stellvertr.: Jefimow – Jude, 2. Stellvertr.: Kerimow – Tatare, 3. Stellvertr.: Dementjew – Russe, Leiter d. Einzahlungsabtlg.: Schmilow – Jude, Leiter d. Steuerabteilung: Kajmakanow – Tatare, Leiter d. Personalabteilung: Donzewitsch – Russe, Leiter d. Geheimabteilung: Kowalenko – Russe. Im übrigen: Anteil der Juden etwa 50%, Anteil der Tataren etwa 25%, Anteil der Russen und Ukrainer 25%. Volkskommissariat für die Justiz (30% Juden): Vorsitzender: Kasimow – Tatare, 1. Stellvertr.: Chalilow – Tatare, 2. Stellvertr.: Alikberow – Tatare, 3. Stellvertr.: Donschenko – Russe, Vorsitzender des Obersten Sowjetgerichtes für die Krim: Beljalew – Tatare, Stellvertreter: Frau Brodowa – Russin, Leiter d. Abtlg. f. Sonderangelegenheiten: Sejzew – Jude, Leiter d. Revisionsabteilung: Frau Jasimskaja – Russin, Leiter d. Politabtlg.: Schmerkowitsch – Jude, Leiter d. Kriminalabtlg.: Schemschedinow – Tatare, Leiter d. Schulungsabt.: Frau Priekmann – Jüdin. Die übrigen Angehörigen des Kommissariats setzten sich aus 55% Tataren, 30% Juden und 15% Russen und Ukrainern zusammen. Volkskommissariat für das NKDW (40–45% Juden): Vorsitzender: Karznadse – Grusiner, Stellvertr.: Fokin – Jude. Der Prozentsatz der Juden im NKWD wird auf 40–45% geschätzt.


  b) Wirtschaft: Volksbank für die Krim (75% Juden): Vorsitzender: Mischirin – Russe, 1. Stellvertr.: Kolbalansky – Jude, 2. Stellvertr.: Waskowsky – Jude, Leiter d. Pers.Abt.: Grimberg – Jude, Leiter d. Wirtsch.: Golperin – Jude, Leiter d. Geh.Abt.: Kurjatschi – Russe, Leiter d. Kasse: Lutschanski – Jude, 1. Buchhalter: Losew – Jude. Im übrigen: Anteil der Juden etwa 50%, Anteil der Russen und Ukrainer etwa 40%, Anteil der Tataren etwa 10%. Sowjetwerkstätten der Krim (50% Juden): Vorsitzender: Brodski – Jude, 1. Stellvertr.: Amstow – Tatare, 2. Stellvertr.: Terichow – Russe, Leiter d. Verw.Abt.: Pewitschanski – Jude, Leiter d. Finanzabt.: Jegorow – Russe, Leiter d. Kulturabt.: Frau Notschadlowskaja – Jüdin, Leiter d. Rechnungsbüros: Jasinew – Jude, Leiter d. Organisat.Abtlg.: Sacharewitsch – Jude/Pole, Leiter d. Personalabtlg.: Schlaposchnikow – Jude, Leiter d. Planungsabtlg.: Chramzowski – Russe. Die übrigen Angestellten setzten sich aus etwa 60% Juden, 10% Tataren und 50% Russen und Ukrainern zusammen.


  c) Kulturelles Leben: Theater der Krim: Direktor: Lobow – Russe, Vertreter: Wenstock – Jude. Unter den Artisten befanden sich nur einige Juden, z.B. Sualenski, Blum und Blank sowie Frau Orlowa. Auch unter den Verwaltungskräften befanden sich nur wenige Juden. Der Prozentsatz der Juden am Theater der Krim wird mit 10–15 v.H. geschätzt. Lichtspielbetriebe in Simferopol (60% Juden): 1.) Lichtspiele Bolschewik: Inh. Name unbek. – Russe, 2.) Lichtspiele Spartakus: Nomerowski – Jude, 3.) Lichtspiele Jungsturm: Inh. Name unbek. – Jude, 4.) Lichtspiele Subchi: Ableiew – Tatare. Die Zuteilung der Filme erfolgte durch den Kino-Trust. Leiter des Trustes: Michailowski – Jude, Stellvertreter: Israelowski – Jude. Die Angestellten waren zu 40% Juden.


  Stadt Bachtschissaraj: (0,7% der Bevölkerung Juden)


  a) Politische Führungsstellen: 24 Juden = 29,3%, 19 Russen, 36 Tataren, 1 Deutscher.


  b) Ärzteschaft: 7 Juden = 30,4%, 10 Russen, 5 Tataren, 1 Deutscher. c) Mittleres medizinisches Personal: 12 Juden = 10,2%, 20 Russen, 16 Tataren. d) Lehrerschaft: 9 Juden = 10,2%, 23 Russen, 41 Tataren, 2 Deutsche. e) Agronomen: 0 Juden = 0%, 18 Russen u. Ukrainer, 4 Tataren, 2 Griechen, 1 Ukrainer.


  Rayon Bachtschissaraj: (0,7% der Bevölkerung Juden)


  a) Politische Führungsstellen: sind in den Zahlen der Stadt enthalten. b) Ärzteschaft: 1 Jude = 10,9%, 3 Russen, 4 Tataren, 1 Grieche. c) Mittleres med. Personal: 17 Juden = 28,9%, 20 Russen, 15 Tataren. d) Lehrerschaft: 12 Juden = 3,8%, 25 Russen, 198 Tataren, 3 Deutsche. e) Agronomen: 0 Juden = 0%, 29 Russen u. Ukrainer, 11 Tataren, 2 Deutsche.


  Stadt Jalta: (5,8% d. Bevölkerung Juden)


  a) Politische Führungsstellen: 1800 Juden = 55%, 650 Russen, Tataren u.a. b) Ärzteschaft: 195 Juden = 40%, 300 Tataren, Russen u.a. c) Mittleres med. Personal: 600 Juden = 50%, 560 Russen, Tataren u.a., 40 Tataren [sic]. d) Lehrerschaft: 5 Juden = 3,8%, 130 Russen, Tataren u.a.


  Rayon Jalta: (2,1% d. Bevölkerung Juden)


  a) Politische Führungsstellen: 400 Juden. b) Ärzteschaft: 187 Juden =38%, 300 Russen, Tataren u.a. c) Lehrerschaft: 3 Juden = 2,1%, 19 Tataren, 121 Russen u.a.


  Rayon Karasubasar: (1,4% der Bevölkerung Juden)


  Im Rayon Karasubasar gab es 1939 unter 33.000 Einwohnern nur 471 Juden und Krimtschaken, die bei der Volkszählung offenbar als Juden erfaßt wurden. Annähernd 400 davon waren Krimtschaken und der Rest Juden im engeren Sinne. Trotzdem war der Rayonsekretär der Partei, Kapplun, z.Zt. Partisanenführer einer Gruppe, Jude. Im Rayonvollzugskomitee sassen 5 Juden, in der Stadtverwaltung 2 Juden, unter den Ärzten waren 3 Juden und an Lehrern 11, so daß über 20% der im Rayon ansässigen Juden in entscheidenden Schlüsselstellungen der Partei und des Staates tätig waren. Darüber hinaus beteiligte sich der Rest der Juden vorwiegend im Handel und Handwerk.


  Rayon Aluschta: (1,1% der Bevölkerung Juden)


  Im Rayon Aluschta lebten bei Kriegsausbruch etwa 240 Juden und zwar ausschließlich in der Stadt Aluschta. 60–70% von ihnen waren im Handel tätig, der Rest waren Ärzte, Angestellte und Führer von Wirtschaftsbetrieben. In der KP waren von 855 Parteimitgliedern 171 Juden, das bedeutet, daß über 70% aller Juden in diesem Rayon Parteimitglieder waren. Dementsprechend war auch ihr Einfluß auf die Parteiführung und das öffentliche Leben. Rayonvorsitzender war zwar ein judenhöriger Tatare, aber im Rayonvollzugskomitee saßen 6 Juden. Von 6 Ärzten waren 3 Juden, von 10 Fabriksdirektoren 5 Juden, von 26 Angestellten in öffentlichen Betrieben 20 Juden.


  Stadt Jewpatoria: (9% der Bevölkerung Juden)


  Auch in Jewpatoria lag die politische und wirtschaftliche Führung zu 80% in den Händen der Juden. Die Stadtverwaltung war sogar 100%-ig jüdisch besetzt. Bürgermeister war der Jude Zipkin, seine sämtlichen 6 Abteilungen standen unter der Führung eines Juden.


  Stadt Feodosia: (6,5% der Bevölkerung Juden)


  Wie überall in den bisher bearbeiteten Gebieten waren auch hier die Juden in allen einflußreichen Stellungen. So waren in Feodosia, wo ca. 1200 Juden und 600 Krimtschaken ansässig waren, der wesentlichste Teil mit Handel und in der Wirtschaft tätig. So z.B. waren der Leiter der Druckerei, der Leiter des einzigen Großkaufhauses, der Leiter der Staatsapotheke, des staatlichen Kaufhauses, des Schlachthofes und des Kartellunternehmens „Sygliene“, das eine Dachorganisation für kleine Handwerksbetriebe (Friseure, Schuster usw.) war, Juden. Sämtliche Handelsunternehmungen kleineren und größeren Ausmaßes waren in den Händen der Juden. Ebenso waren die Leiter der wichtigsten Abteilungen des NKWD, der Stadtverwaltung und der Prokurator ebenfalls Juden. Der Vorsitzende der Partei in Feodosia war ein Russe, der jedoch vollständig unter dem Einfluß seiner jüdischen Abteilungsleiter stand. Das Theater in Feodosia befand sich ebenfalls unter jüdischer Leitung.


  Zu den eigentlichen Juden kommen auf der Krim noch die Krimtschaken, die von der Bevölkerung allgemein zu den Juden gerechnet werden. Sie lebten ausschließlich auf der Krim und zwar in einer Gesamtzahl von etwa 6000, davon etwa 2500 in Simferopol und über 500 in Karasubasar, also die gute Hälfte aller Krimtschaken in diesen beiden Städten.


  Besetzung der Führungsstellen mit Juden auf der Krim


  V. K. f. die Krim: 40%, Oberster Sowjet: 50%, V.K. f. Bildung: 80%, V.K. Gesundheit: 80%, V.K. Landwirtschaft: 80%, Juden auf der Krim: 5,8%.


  BA-MA, RH 20–11/488


  


  


  


  1 Vgl. Norbert Kunz: Die Krim unter deutscher Herrschaft 1941–1944. Germanisierungsutopie und Besatzungsrealität, Darmstadt 2005, S.179–204.


  2 Vgl. Dok. 113.


  3 Zur Tätigkeit der Kdos.: Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.497–520.


  4 Gemeint ist Birobidschan.


  122) Runderlaß Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 16.4.1942: Neuordnung der Bearbeitung der besetzten Ostgebiete im Reichssicherheitshauptamt


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

      

      	
        Berlin, den 16.April1942

      
    


    
      	
        II A 1 Nr.218/42 –151– Rußl.

      

      	
        

      
    

  


  An alle Dienststellen des Reichssicherheitshauptamtes – Verteiler C –, die Einsatzgruppen und -kommandos in den besetzten Ostgebieten


  Betrifft: Neuordnung der Bearbeitung der besetzten Ostgebiete im Reichssicherheitshauptamt


  Vorgang: Erlaß II HB Nr.11II/41 – g.Rs. vom 3.7.19411


  Der Aufbau der Zivilverwaltungen im Reichskommissariat Ostland und der Ukraine sowie die bei den Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD über die sicherheitspolizeiliche Tätigkeit hinaus immer stärker werdende nachrichtendienstliche Arbeit macht es erforderlich, daß die einzelnen Ämter des Reichssicherheitshauptamtes die sachliche Bearbeitung der von den Einsatzgruppen und von anderen Dienststellen eingehenden Berichte in den zuständigen Gruppen und Referaten selbst vornehmen. Um jedoch eine einheitliche, besonders politische Steuerung der Ostarbeit von Höheren SS- und Polizeiführern und Sicherheitspolizei und SD und um eine einheitliche Linie insbesondere gegenüber dem Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete und gegenüber der Ostverwaltung zu gewährleisten, sowie zur Durchführung der einheitlichen Berichterstattung ist eine laufende gegenseitige Unterrichtung und Fühlungnahme der einzelnen Ämter des Reichssicherheitshauptamtes erforderlich. Ich ordne daher mit Wirkung vom 16.4.1942 an:


  1. Jedes Amt setzt einen Referenten ein, der die Ostarbeit der einzelnen Referate seines Amtes zusammenfasst.


  2. Der bisher bei IV A gebildete Kommandostab wird umgestaltet.


  3. Die Ostreferenten der Ämter sowie der Verbindungsführer des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD zum Reichsminister für die besetzten Ostgebiete bilden den Kommandostab, der mir persönlich und unmittelbar untersteht. Mit meiner Vertretung beauftrage ich während meiner Abwesenheit den Amtschef IV.


  4. Eingänge, die die besetzten Ostgebiete betreffen, gehen nicht mehr über den Kommandostab, sondern werden von der Haupteingangsstelle unverzüglich gemäß Geschäftsverteilungsplan unmittelbar an die Ämter verteilt. Sofern die Berichtsdoppel nicht ausreichen, sind bei Zuständigkeit mehrerer Ämter Abschriften zu fertigen.


  5. Der Kommandostab tritt zu regelmäßigen Besprechungen zusammen. Hierbei tragen die einzelnen Referenten der Ämter die wichtigsten anfallenden Fragen vor und stimmen sich zur Bearbeitung gegebenenfalls mit den anderen Ämtern ab.


  6. Die bisherigen „Ereignismeldungen UdSSR“ werden umgeändert in „Meldungen aus den besetzten Ostgebieten“.2 Diese werden einmal wöchentlich erstellt und bestehen aus zwei Hauptteilen: einem lebensgebietsmäßigen Teil, der vom Amt III federführend erstellt wird, und einem Teil über Gegner- und Exekutivfragen, der vom Amt IV federführend erstellt wird. Soweit die anderen Ämter Berichtsmaterial beitragen können, werden den „Meldungen aus den besetzten Ostgebieten“ entsprechende Anlagen beigefügt. Die Endredaktion der „Meldungen aus den besetzten Ostgebieten“ erfolgt durch den Kommandostab in mündlicher Besprechung. Die Meldungen sind mir oder meinem Vertreter vor Ausgang zur Genehmigung vorzulegen.


  7. Zum Geschäftsführer des Kommandostabes bestimme ich den SS-Sturmbannführer Oberregierungsrat Noßke.3 Dieser ist für die Durchführung der regelmäßigen Besprechungen und die Herausgabe der „Meldungen aus den besetzten Ostgebieten“ verantwortlich. Er hat ferner die Entwicklung der Lage in den besetzten Ostgebieten und die von anderen Dienststellen und Ministerien vorgesehenen Planungen laufend auf die Notwendigkeit einer Einschaltung von Sicherheitspolizei und SD zu beobachten.


  8. Die laufende Unterrichtung von Einsatzgruppen und -kommandos über alle für deren Arbeit wichtige Fragen erfolgt durch das jeweils fachlich federführende Amt nach Beratung im Kommandostab. Das Gleiche gilt für die Führung und Steuerung der sicherheitspolizeilichen und SD-mäßigen Arbeit der nachgeordneten Dienststellen in den besetzten Ostgebieten. Der Geschäftsführer ist mir dafür verantwortlich, daß in Fällen unklarer Zuständigkeit die Unterrichtung bzw. Führung und Steuerung nicht unterlassen wird. Ich erwarte von allen Mitgliedern des Kommandostabes eine enge kameradschaftliche Zusammenarbeit. Nur durch eine gemeinsam konzentrierte Arbeit aller mit der Bearbeitung von Ostfragen beschäftigen Referenten und Sachbearbeiter können die der SS und Sicherheitspolizei im Besonderen gestellten Aufgaben im Ostraum gelöst werden.


  gez. Heydrich


  BA-ZA, ZR 920/62


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 15.


  2 Vgl. Mallmann/Angrick/Matthäus/Cüppers: Die „Ereignismeldungen UdSSR“ 1941, S.7ff.


  3 Gustav Adolf Nosske, geb. 1902, Jurastudium, 1930 Referendarexamen, 1933 NSDAP u. SA, 1934 Assessorexamen, 1935 Gestapa, 1936 SS u. stellv. Leiter Stapo-Stelle Aachen, Sept. 1936 Chef Stapo-Stelle Frankfurt/Oder, 1938 Stubaf. u. Leiter Stapo-Stelle Graz, Mai 1941 dto. Stapo-Stelle Aachen, Kdr. EK 12 bis März 1942, danach Referent IV D 5 (Besetzte Ostgebiete) im RSHA u. Leiter des Kdo.Stabes im RSHA, Okt. 1943 als Ostubaf. Chef Stapo-Leitstelle Düsseldorf, 1944 Waffen-SS bis Kriegsende, 1948 im Nürnberger EG-Prozeß zu lebenslanger Haft verurteilt, 1952 Entlassung aus dem Gefängnis; BAB, BDC, SSO u. RuSHA Gustav Adolf Nosske; Affidavit dess. v. 29.6.1946, IfZ, Nbg.Dok. NO-4146; Vern. dess. v. 9.4.1962, BAL, B 162/1149, Bl. 1010ff.; dto. v. 13.3.1969, BAL, B 162/968, Bl. 2188ff.; BAL, ZK: Gustav Adolf Nosske.


  


  


  123) Rundschreiben Reichssicherheitshauptamt Amtschef VII an Einsatzgruppen vom 21.4.1942: Material für das Amt VII


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

      

      	
        Berlin, den 21.4.42

      
    


    
      	
        Amt VII–B.Nr.5249/42

      

      	
        

      
    


    
      	
        An alle Einsatzgruppen und Sonderkommandos im Osten

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Material für das Amt VII1


  Von verschiedenen Sonderkommandos wurden an das Amt VII Anfragen gerichtet über Sichtung und Transport von Material, das für das Amt VII bestimmt ist (Büchereien, marxistische-Gottlosen-Museen usw.). Es ist daher beabsichtigt, einen Führer des Amtes VII mit dieser Aufgabe zu betrauen. Um einen möglichst zweckmäßigen Einsatz zu gewährleisten, wird gebeten, dem Amtschef VII umgehend eine Aufstellung über den Umfang und die Art des bei den einzelnen Dienststellen lagernden Materials zu übersenden.


  gez. Six

  SS-Oberführer


  BAB, R 58/7148


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 88.


  


  


  124) Funkspruch Chef der Sicherheitspolizei und des SD an Einsatzgruppe A vom 27.4.1942: Partisanenbekämpfung


  Berlin Nue 71.217 27.4.42 1420 –Br–

  An den Chef der Einsatzgruppe A SS-Brif. Jost1 – Riga – Einsatzbefehl Nr.16 – Geheim


  Betrifft: Partisanenbekaempfung


  Die Einsatzgruppen haben bei der Bekaempfung der Partisanen mit eigenen sicherheitspolizeilichen Kraeften grosse Erfolge aufzuweisen gehabt. Der fuehlbare Personalmangel wurde durch diese Taetigkeit noch erhoeht, so dass bei der Durchfuehrung der eigentlichen sicherheitspolizeilichen und sicherheitsdienstlichen Arbeit vielfach Schwierigkeiten entstanden. Aus diesem Grunde haben sich die Sicherheitspolizei und der SD in Zukunft bei der Bekaempfung der Partisanen lediglich die Fuehrung vorzubehalten. Darunter faellt in erster Linie die nachrichtendienstliche Erforschung der Partisaneneinheiten, die Beratung der Fuehrung der zur Bekaempfung dieser Partisaneneinheiten eingesetzten Verbaende und die Heranfuehrung an den Gegner (Siehe Bericht ueber „Erfahrungen ueber die Arbeitsweise der Partisanen und ihre Bekaempfung“ vom 14.2.42 – Bnr. Roem. 4 A 1 Klein B – Owt B/41 – Klein G). Die Durchfuehrung der Kampfhandlungen gegen die Partisanen liegen bei den zugeteilten Schutzmannschaften, den militaerischen Einheiten der Ordnungspolizei2 und bei groesseren Aktionen bei der Wehrmacht. Die Bekaempfung der Partisanen mit eigenen Kraeften muss daher auf jeden Fall vermieden werden und darf nur in dringenden Ausnahmefaellen erfolgen.


  – CdS – Roem. 4 A 1 Klein B – Bnr. 2564/B/42 – Klein G – Gez. Unterschrift


  BAL, B 162/Vorl. Dok.Slg. UdSSR 402


  


  


  


  1 Heinz Jost, geb. 1904, Jurastudium, 1927 Referendarexamen u. NSDAP, 1929 SA, 1930 Assessorexamen, 1931 Rechtsanwalt, 1933/34 Polizeidirektor in Worms u. Gießen, 1934 SS u. als Stubaf. zum SD-HA, 1936 Staf. u. Leiter Zentralabt. III/1 u. III/2, 1938 Chef der EG Dresden beim Einmarsch ins Sudetenland, 1939 Brif., April–Sept. 1942 BdS Ostland, danach zum RMO, 1948 im Nürnberger EG-Prozeß zu lebenslanger Haft verurteilt, 1951 zu 10 Jahren Gefängnis begnadigt, gest. 1964; BAB, BDC, SSO Heinz Jost; BAL, ZK: Heinz Jost.


  2 Gemeint sind die im Besatzungsgebiet eingesetzten Polizeibataillone; vgl. Curilla: Die deutsche Ordnungspolizei und der Holocaust im Baltikum und in Weißrußland 1941–1944.


  


  


  125) Berichtsfragment Einsatzgruppe B: Religiöses Leben (undat./Mai 1942)


  
    
      	
        Betr.: 4. Religiöses Leben

      

      	
        Geheim!

      
    

  


  Vorg.: Sicherheitspolizei u. SD – Einsatzgruppe B. Tätigkeits- und Lagebericht der Einsatzgruppe B f.d. Zeit v. 1.–15.Mai1942, S.23–38


  I. Allgemeine Entwicklung des religiösen Lebens in der Sowjetunion1


  Mit Beginn der bolschewistischen Revolution 1917 begann gleichzeitig der Kampf des Kommunismus gegen die Kirche. Neben vielen Erschießungen von Priestern, die schon damals durchgeführt wurden, setzte gleichzeitig eine wilde Hetze gegen die Kirche durch Presse und Propaganda ein. Die Angriffe der Presse waren sehr plump, aber äußerst schroff und gemein gehalten. Im Jahre 1922 verfiel die kommunistische Staatsführung auf einen schlauen Kniff, um einerseits der Kirche einen Hieb zu versetzen und andererseits dem Staate zu Gold zu verhelfen. Unter Hinweis auf eine überaus heftige Hungersnot, die zu dieser Zeit gerade im Wolgagebiet ausgebrochen war, wurde ein Aufruf erlassen, daß alle Wertsachen der Kirche abzuliefern seien, um die Not der Bevölkerung in den Wolgagebieten lindern zu können. Gegen diesen Aufruf bzw. diese Anordnung legten zunächst die Popen von Moskau Protest ein. Der Versuch, dem Staate Widerstand entgegenzusetzen, endete damit, daß 6 oder 7 Popen von Moskau, darunter auch ein Episkop, öffentlich erschossen wurden. Gegen den Patriarchen selbst wagte der Kommunismus derzeit noch keinen Vorstoß. In der Folgezeit ebbte der entbrannte Kampf zwischen Kirche und Staat einigermaßen ab. Der Kommunismus trat einen Rückzug an und gestattete sogar jedem, auch weiterhin Anhänger seines Glaubens zu sein. Unvermindert aber hielt die Bespitzelung der Geistlichen durch die inzwischen eingebauten Vertrauenspersonen an. Zugleich, es war noch zur Regierungszeit Lenins, unternahm der Kommunismus den Versuch, die Lehre der Kirche vom geistigen und wissenschaftlichen Standpunkt aus zu bekämpfen und zu widerlegen. Der Russe Lunatscharski, Kommissar für das Bildungswesen, baute seine in der Presse veröffentlichten Aufsätze auf rein materieller Grundlage auf und versuchte so, die weltanschauliche Auseinandersetzung mit der Kirche anzubahnen. Als Gegenspieler des L. trat der Pope Wedensky auf. Auch diesem ließ man freie Meinungsäußerung und Verteidigungsfreiheit. Das zwischen den beiden geführte Duell in Aufsätzen und Zeitungsberichten brachte dem Kommunismus nicht den gewünschten Erfolg. Der kirchlich gebundene Teil des russischen Volkes hielt weiterhin an seinem förmlich vererbten Glauben fest und ließ sich durch derartige Versuche der Gegenseite nicht überreden. Die meisten davon konnten auf Grund ihrer primitiven Grundeinstellung diesem Ränkespiel auch nicht folgen. In der Zwischenzeit wurde der Patriarch aus dem Kreml ausgewiesen. Er verzog in das Kloster Daniel bei Moskau und starb dann kurze Zeit später eines natürlichen Todes. Die Vertretung des verstorbenen Patriarchen übernahm der älteste Episkop, dem allerdings die Errichtung eines Sitzes im Kreml untersagt war.


  Als Stalin in die Regierung kam, wurde der Kampf mit verschärften Mitteln weitergeführt. Stalin sagte der Kirche offenen Kampf an. Nach Angaben des Priesters Wsewolod, Roslawl, sind schätzungsweise 250.000 Geistliche in Rußland erschossen worden bzw. verschickt worden. Seiner persönlichen Meinung nach sind nur 10% der Popen in Rußland leben geblieben und nur deshalb, weil es ihnen gelungen sei, unter den verschiedensten Vorspiegelungen sowie Aufenthalt in fremden Gebieten ihre ehemalige Tätigkeit zu verheimlichen. Mit der Ausschaltung der Geistlichkeit waren bis zum Jahre 1938 auch alle Kirchen in Sowjetrußland geschlossen worden. Stalin bediente sich dabei eines besonderen Tricks. Eine Stadt war in verschiedene Kirchenrayons eingeteilt, d.h. zu jeder Kirche gehörte ein gewisses abgegrenztes Stadtgebiet mit den dazugehörigen Einwohnern. Wenn nun die Absicht bestand, eine Kirche zu schließen, so wurde im betreffenden Rayon eine Unterschriftensammlung durchgeführt. Eine bestimmte Anzahl von Unterschriften genügte, um das Vorhaben dann „gesetzmäßig“ durchführen zu können. Der Kirche selbst war dadurch jede Kontrolle entzogen worden. Die Unterschriften, die von der Partei für die Schließung einer Kirche gesammelt wurden, reichten in vielen Fällen nicht aus. Es wurden dann einfach Unterschriften von Kommunisten aus anderen Stadtteilen (Kirchenrayons) beigefügt. So kam es auch, daß eine Kirche früher, die andere später geschlossen wurde. Verzögerungen traten nur ein, wenn die Unterschriften spärlich eingingen. Wenn ein Stadtteil besonders „widerspenstig“, war, so schreckte man auch nicht zurück, als Strafe dafür der gesamten Bevölkerung des betreffenden Gebietes z.B. die Brotzuteilung zu schmälern. Schwere Arbeit hatte der Kommunismus auf kirchlichem Gebiet auf dem Lande. Der Bauer auf dem Lande war an sich schon bedeutend religiöser eingestellt als der Städter. Er war zugleich den wirtschaftlichen Repressalien des Staates nicht so ausgesetzt. Um auch in den Dörfern Fuß fassen zu können, schritt der Kommunismus zur Gründung von sogenannten Armenkomitees. Die Ärmsten der Armen wurden in diesen Komitees vereinigt und erhielten gewisse Vorzugsrechte. Bei Plünderungen von Gütern, Klöstern und Kirchen erhielten in erster Linie Angehörige dieser Vereinigung. Mit diesen Mitteln schuf sich der Kommunismus in jeder Siedlung eine Keimzelle und damit einen Kreis von politischen Anhängern. Es handelte sich hierbei keinesfalls um überzeugte Kommunisten, sondern lediglich um Leute, die aus rein materiellen Gründen infolge der billigen Erlangung von Besserstellung sich für alle Vorhaben der Regierung einspannen ließen. So mehrten sich auch auf dem Lande die Unterschriften, die für die Schließung der Kirche die Aussprache übernahmen. So wurden auch die Dorfkirchen der Reihe nach geschlossen.


  II. Die Glaubenslehren und Kirchenreformen in der Sowjetunion


  Der Kirchenverfolgung unterlagen in der Sowjetunion die Organisationen sämtlicher Bekenntnisse, ganz gleich, ob es sich um orthodoxe, katholische, evangelische Kirchengemeinden oder irgendwelche Sekten handelte. Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die christlichen Kirchen in Osteuropa national aufgegliedert sind, sich also, von Einzelfällen abgesehen, die deutsche Bevölkerung zur evangelischen, die polnische Bevölkerung zur röm.-katholischen und die russische, ukrainische und weißruthenische Bevölkerung zur orthodoxen Kirche bekennt, spielt naturgemäß die Zerschlagung der orthodoxen Kirche in der Sowjetunion die Hauptrolle.


  Da die ersten Terrormaßnahmen, Raub der wertvollsten Kirchengüter, Verhaftung verschiedener Popen, u.a. auch die vorübergehende Inhaftierung des Patriarchen Tychon, bei den kirchengläubigen Russen, die besonders den Patriarchen in starkem Maße verehrten, eine antibolschewistische Bewegung ausgelöst hatten, versuchte Lenin im Jahre 1923 durch Gründung eines neuen kirchlichen Zentrums, der sogenannten „Lebenden Kirche“ oder „Neuerer-Bewegung“ eine den Bolschewisten gefügige Kirche ins Leben zu rufen. Die neue Bewegung nannte sich anfangs „Revolutionärer Klerus“ und „Klerus der Arbeiter und Bauern“ und hatte sich zur Aufgabe gestellt, die Bolschewisierung der Kirche in Rußland durchzuführen. Neben rein bolschewistischen Gedanken wurden auch verschiedene kirchliche Reformideen vertreten, z.B.: 1. Die Einführung des neuen Kalenderstils. 2. Die Umänderung der Gottesdienstsprache in Russisch statt Kirchenslawisch. 3. Die Verkürzung der Fastenzeit. 4. Die Abschaffung des Mönchtums. 5. Die Abschaffung der nichtproletarischen Heiligen. 6. Die Erlaubnis der mehrmaligen Heirat für alle Priester. 7. Einige Neuerungen im Ritual. Auf einem Konzil (im Jahre 1923 nach Moskau einberufen) wurde beschlossen: 1. Die Zusammenarbeit der „Lebenden Kirche“. 2. Eine Bestätigung der Absetzung des Patriarchen Tychon. 3. Die Ordination neuer Bischöfe nach den Regeln der „Lebenden Kirche“. Auf diesem Konzil wurde der Priester Alexander (Wedensky) zum Metropoliten der „Lebenden Kirche“ ernannt. In der Folgezeit erfuhr die „Lebende Kirche“ zunächst die größte Unterstützung der Bolschewisten, was sich vor allem in der Übertragung des Besitzrechtes über zahlreiche Kapellen, Kirchen und Reliquien zeigte. Die „Lebende Kirche“ zeigte sich dafür als eine treue Dienerin des Sowjetstaates. Die Popen priesen in ihren Predigten die bolschewistischen Maßnahmen und versuchten ihr Privatleben nach sowjetischen Normen zu gestalten. Der NKWD warb viele rote Priester unter Druck als Agenten an und schuf sich hierdurch sichere Nachrichtenquellen über den kirchlichen Sektor. Zunächst schien der Zustrom des russischen Volkes zur neuen Kirche groß zu sein. Bald aber ließ der Zustrom stark nach. Man konnte sich mit der Umwandlung der Dinge auf religiösem Gebiet nicht vertraut machen und erkannte vor allem die Priester nicht als vollgültig an, da sie nicht mehr dem Patriarchen unterstanden und somit nach Auffassung der griech.-orthodoxen Kirche keine Berechtigung zur Segenserteilung hatten. Zum anderen befürchtete man auch, daß durch offenes Reden in der Kirche Nachteile entstehen könnten. Die sogenannten Priester wurden von der Bevölkerung als NKWD-Spitzel erkannt und somit auch peinlichst gemieden. Unter der Priesterschaft verteilten sich die Anhänger der beiden Hauptrichtungen auf etwa 50%. Der Prozentsatz verschob sich jedoch bald zu Gunsten der alten tychonischen, der „Rechtsgläubigen“ Kirche.


  In der Erkenntnis, daß auch durch den Aufbau einer roten Staatskirche die Glaubensfrage nicht gelöst werden konnte, entzog der Sowjetstaat etwa ab 1927 auch der „Lebenden Kirche“ die bisher gewährte Unterstützung. Vorübergehende Spaltungen der „Lebenden Kirche“ in die Autokephale Kirche (Hrapowitzky), Arbeiterkirche (Antonin), Altapostolische Kirche (Wedensky), Lebende Kirche (Krasnitzky) vermochten ihr Schicksal nicht zu wenden. Im Gegenteil verstand es der Patriarch Tychon bzw. die „Rechtsgläubige Kirche“ die Spaltungen auszunutzen und die Massen großen Teils wieder ihrer Kirche zuzuführen. Die Abspaltungen der „Lebenden Kirche“ vereinigten sich später wieder unter dem Namen „Obnowlenzy“ (Erneuerer). An ihre Spitze trat der Metropolit Vitalius (Wedensky). Die reformatorischen Ideen wurden angeblich fallen gelassen, doch behielt man das Recht der Priester auf mehrmalige Heirat und das Recht der Heiraten von Bischöfen bei. Die „Obnowlenzy“ suchten durch die Propagierung eines neuen kirchlichen Willens die Gunst des Staates erneut zu erwerben. Ihre Bemühungen waren vergeblich. Zwar konnte die rote Kirche ihre Tätigkeit in beschränktem Rahmen fortsetzen, während die Unterdrückungsmaßnahmen gegen die „Rechtsgläubige Kirche“ bereits in den Jahren 1931/32 größtenteils zur Schließung der Kirchen und Einstellung der Gottesdienste geführt hatten. Aber auch die roten Priester wurden den verschiedenen Schikanen (Verurteilung zur Zwangsarbeit wegen angeblich konterrevolutionärer Betätigung oder wegen Nichtzahlung hoher Steuern) ausgesetzt. Sie gaben daher vielfach ihren Priesterberuf auf und nahmen Staatsstellungen ein, welche die Sowjets ihnen großzügig gewährten. Mancher rote Priester (bisher Agent der NKWD) trat jetzt hauptamtlich zum NKWD über. Ein Verbot, Gottesdienste abzuhalten, bestand zwar nicht. Durch Verschickung der Priester und insbesondere Auferlegung hoher Steuern wurde bis 1938 dennoch die Schließung aller Kirchen erreicht. Nur wenige nicht verschickte Priester, die sich als Schuster, Tischler usw. ihr Brot verdienten, hielten bis zum Ausbruch des Krieges für einen kleinen Kreis von Gläubigen Gottesdienste in Privathäusern ab. Aber auch hier wurden sie durch Spitzel des NKWD bewacht und mußten sorgfältig jedes Wort abwägen, das sie sprachen. Trägerin des geistigen Kampfes gegen die Kirche im Sowjetstaat waren die Schulen, die Partei, die Jugendbewegung und Gottlosenbewegung. Sie arbeiteten im Einzelnen nach einem Bericht aus Klinzy wie folgt: In der Schule hatte die antireligiöse Propaganda jegliche Freiheit, ja besonders zu diesem Zweck war der „Propagandadienst“ eingesetzt. Er hatte die Aufgabe, mit den Kindern zu spielen und sie in ihrer Freizeit durch Unterhaltung, Kinovorträge usw. dermaßen zu beschäftigen, daß ihnen für Kirchengang überhaupt keine Zeit blieb. Die Kinder waren vom Frühstück bis zum Abendessen, ausgenommen eine kurze Mittagspause, dem Elternhaus fern und somit dem elterlichen und kirchlichen Einfluß entzogen. Den übrigen Lehrern der Schule war es zur Pflicht gemacht, „antireligiöse Momente“ in den Unterricht zu bringen. So mußte z.B. in der Literatur Puschkin, der sich in seinen Werken wiederholt in spöttischer Weise über die Kirche verbreitet, besonders hervorgehoben werden. In der Biologie stand im Mittelpunkt der Darwinismus, die Heraufentwicklung der Lebewesen vom Einzeller bis zur Entwicklung des Menschen, im Gegensatz zur kirchlichen Lehre von der Erschaffung des Menschen durch Gott, in der Geographie die Entstehung der Erde nach dem Kent-La Placéschen System, wieder im Gegensatz zur kirchlichen Lehre usw. Die Partei hielt große Versammlungen „aufklärenden Inhalts“ besonders vor Ostern und Weihnachten ab. In der Jugendbewegung stand neben der politischen, technischen und sportlichen Ausrichtung die antireligiöse Erziehung: Der junge Mensch muß antireligiös sein. Die Kirchen arbeiten mit dem Kapitalismus zusammen und seien von diesem bezahlt. Außerdem seien die Kirchen rückschrittlich, die Religion verdumme die Menschen. Z.B. bei Wassernot sei es ein Unsinn, mit dem Popen zu sprechen oder einen Bittgang zu machen. Es sei besser, den Agronomen zu Rate zu ziehen. Allerorts entstanden Spötteleien über die Geistlichen wie über die Gläubigen. Nebenbei begann man mit der Verächtlichmachung der Popen durch Plakate: z.B. die dumme Bauersfrau trägt dem vollgefressenen Popen Eier ins Haus usw. Ferner wurden Witze und Rätsel über die Popen in Umlauf gesetzt, und schließlich gab es noch eine Zeitung antireligiösen Inhalts, die vermutlich vom Zentralkomitee in Moskau herausgegeben wurde. Die Gottlosenbewegung arbeitete in ganz Russland nicht sehr erfolgreich. Ihre Haupttätigkeit entfaltete sie durch Versammlungen und Plakate, vorwiegend in der Zeit vor Weihnachten und Ostern.


  III. Entwicklung des religiösen Lebens seit der Besetzung durch die deutschen Truppen


  Zur Zeit der Besetzung durch die deutschen Truppen war jede kirchliche Tätigkeit im Raum des rückwärtigen Heeresgebietes Mitte lahmgelegt. Die in zaristischer Zeit äußerst zahlreichen Kirchen (Mogilew hatte bei einer Bevölkerungszahl von etwa 50.000 Einwohnern 70 Kirchen einschließlich der sogenannten Hauskirchen in Schulen und Betrieben) waren in Gottlosenmuseen, Kinos, Speicher oder sonstige gewerbliche Betriebe verwandelt worden, soweit sie nicht überhaupt abgerissen worden waren.


  Die ersten kirchlichen Handlungen und Gottesdienste sah und erlebte die Bevölkerung erst bei katholischen und protestantischen Wehrmachtsgeistlichen. In großer Zahl fand sich die Bevölkerung bei Feldgottesdiensten ein und bat kniefällig, daran teilnehmen zu dürfen (Smolensk, Borissow). Wehrmachtspfarrer richteten Gottesdienste für die Zivilbevölkerung ein, z.B. der röm.-kath. Wehrmachtsdekan Pr. Walter in Witebsk, oder nahmen Taufen und Trauungen vor, wie der kath. Heerespfarrer Schafran in Polozk. Das Entgegenkommen von den Wehrmachtspfarrern führte aber auch zu gemischten Gottesdiensten zwischen der Bevölkerung und der Wehrmacht und brachte dadurch eine Untergrabung der notwendigen Distanz zwischen deutschen Soldaten und der Bevölkerung. Der Führererlaß vom 6.8.41, der folgenden Wortlaut hat: „Der Führer hat für das Verhalten der Wehrmacht in religiösen Fragen gegenüber der Bevölkerung in den besetzten Ostgebieten folgende Richtlinien: 1. Religiöse oder kirchliche Betätigung der Zivilbevölkerung ist weder zu fördern noch zu verhindern. Wehrmachtsangehörige haben sich solchen Veranstaltungen der Einwohnerschaft unbedingt fernzuhalten. 2. Die Wehrmachtsseelsorge ist ausschließlich für die deutschen Wehrmachtsangehörigen bestimmt. Den Wehrmachtspfarrern sind jegliche kirchliche Amtshandlungen oder religiöse Propaganda verboten. 3. Es ist ferner verboten, Zivilgeistliche aus dem Reich oder aus dem Auslande in die besetzten Gebiete zuzulassen oder heranzuziehen. 4. Diese Anordnungen gelten nicht für das von rumänischen Truppen besetzte bessarabische Gebiet und nicht für die finnische Front“, brachte die erforderliche Klarheit sowohl im Hinblick auf die religiöse Betätigung der Wehrmachtsgeistlichen als auch hinsichtlich der Wiederbelebung des Kirchenlebens für die Zivilbevölkerung. Die öffentlichen Aufrufe von Feld- und Ortskommandanturen bereits vor Bekanntwerden des Führererlasses, in denen der christlichen Bevölkerung mitgeteilt wurde, daß ihr nunmehr wieder das Recht zur öffentlichen Betätigung ihres Glaubens und die Benutzung der Kirchen gestattet sei und daß jede Gemeinde Kirchenräte zu wählen und diese den deutschen Kommandanturen zu melden hatte, fanden bei der Bevölkerung allgemeinen Widerhall.


  Wie stark die Voraussetzungen für die Wiederaufnahme des kirchlichen Lebens in der griechisch-orth. russischen Bevölkerung waren, hatte die Tatsache gezeigt, daß beim Durchzuge deutscher Truppen durch fast jede Stadt und jedes Dorf bei der Bevölkerung, insbesondere bei den Bauern, bisher verborgene Heiligenbilder zum Vorschein kamen. Als Zeichen ihrer Loyalität wurden diese Gegenstände von den Bauern an den Weg der vorbeiziehenden deutschen Soldaten gestellt. Ebenso wurde beobachtet, wie bereits vor der Vornahme kirchlicher Handlungen zahlreiche Einwohner vor den Kirchen, die von den Sowjets als Garagen, Abstellräume, Werkstätten und Gottlosenmuseen verwandt wurden, kniend beobachtet und die vorbeikommenden Deutschen fragten, wann sie denn wieder in ihre Kirchen dürften. Auch Priester fanden sich schnell in der nötigen Zahl; Männer, die oft 20 Jahre lang anderen Berufen nachgegangen waren, meldeten sich zur Wiederaufnahme der priesterlichen Tätigkeit. Durch Überprüfung der Geistlichen und Kirchenräte in abwehrmäßiger Hinsicht durch die Ortskommandanturen einerseits und in polizeilicher Hinsicht durch die örtlichen zuständigen Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei und des SD andererseits wurde sichergestellt, daß nur zuverlässige Personen bestellt und eingesetzt wurden. Im Zuge dieser Entwicklung wurden nach bisher vorliegenden Meldungen 36 Kirchen wieder eröffnet: Welikije Luki 2 Kirchen mit 2 Priestern (2/2), Welish 1/3, Witebsk 1/2, Smolensk 6/8, Roslawl 1/1, Ljudinowo 1/1, Brjansk 4/5, Karatschew 3/3, Orel 2/2, Klinzy 4/3, Tschernigow 2/2, Bobruisk 3/6, Mogilew 4/5, Borissow 1/1 und Plisa 1/1.


  Bei den Kirchen handelt es sich fast ausschließlich um griech.-orth.Kirchen, deren Anhang überall den weitaus größten Teil stellt. Als Beispiel das Ergebnis einer vom Stadtamt Borissow durchgeführten Zählung, die folgendes Bild zeigt: 19.317 Anhänger der griech.- orth. Kirche, 6255 Anhänger der röm.-kath Kirche, 130 Anhänger der evangelischen, 23 Mohammedaner, 894 Glaubenslose und Anhänger anderer Kirchen. Auch aus Smolensk liegt eine Statistik über die Verteilung der Glaubensbekenntnisse unter der Einwohnerschaft vor: Griech.-orth. 24.100 = 94,6%, katholisch 849 = 3,4%, evangelisch 259 = 1,0%, Mohammedaner 24 = 0,1%, andere Religionen 272 = 1,0%, keiner Kirche angehörig 201 = 0, 8%. Auf Grund der Statistik wurde verfügt, daß die kleine katholische Gemeinde keine eigene Kirche zu beanspruchen hätte und ihre seinerzeit mit Hilfe eines katholischen Feldgeistlichen eingerichtete Kirche an die gr.-orth. Gemeinde abzugeben sei, da hier besondere Raumschwierigkeiten bestehen. Um die katholische Gemeinde unter Aufsicht zu halten, wurde ihr ein Betraum zugewiesen. Ein katholischer Geistlicher ist hier nicht vorhanden; es werden allein regelmäßig Betstunden abgehalten. Ein stärkerer katholischer Bevölkerungsanteil wurde westlich Witebsk in Drissa, Lepel und Uschatschti festgestellt. Nach Angaben des Bürgermeisters von Witebsk soll es sich hierbei um etwa 20.000 durch ihren Katholizismus stark polnisierte Weißruthenen handeln, die aber dennoch fast nur weißruthenisch sprechen. Da die Zahlenangaben in keiner Weise belegt sind, wurde bisher hier eine kirchliche Betätigung versagt, was unter den betroffenen weißruthenischen Katholiken Unzufriedenheit hervorgerufen hat. An Sekten sind im Gebiet bisher lediglich Baptisten in Erscheinung getreten und zwar in Ordshonikidsegrad. Hier hatte ein gewisser Matuchin als Beauftragter der ev. christl. Baptistengemeinde um die Eröffnung eines eigenen Bethauses nachgesucht. Sein Antrag wurde abgelehnt. M. ist in unbekannter Richtung verzogen. Außerdem besteht in Bobruisk eine Sekte „Evangelische Christenheit“. Die Anhänger dieser Sekte sind meist Frauen, etwa 30–35 Personen, die sich jeden Sonntag beim Leiter der Sekte versammeln. Das Glaubensbekenntnis entspricht der evangelischen Lehre. Benutzt werden Bibel und Gesangbücher der zaristischen Zeit.


  IV. Die Entwicklung der griechisch-orthodoxen Kirche seit der deutschen Besetzung


  Eine bedeutende Rolle spielt also im Raume der Einsatzgruppe nur die orthodoxe Kirche. Hier ergeben sich Schwierigkeiten aus den kirchlichen Organisationsfragen. Unter den Priestern bildete sich eine Anzahl von Gruppen, deren Differenzen rein machtpolitischer bzw. egoistischer Art waren. So meldete Orel, daß sich seit längerer Zeit 2 Gruppen von Geistlichen herausgebildet haben, die sich aufs Erbittertste bekämpfen. Auf der einen Seite befindet sich der Oberpriester Kutepoff mit seinen Anhängern. K. war der erste Priester, der für die Wiederherstellung einer Kirche sorgte und jetzt in ihr Gottesdienste abhält. Seine Vergangenheit ist insofern umstritten, als er mehrere Gefängnisstrafen verbüßte. Auf der anderen Seite stehen die Mitglieder der sogenannten Kirchenverwaltung, die sich als Freunde des früheren Bürgermeisters selbst gewählt hatten, mit einem harmlosen Dorfgeistlichen Makawejeff an der Spitze. Treibende Kraft war der Sekretär der Kirchenverwaltung, Nesteroff, der früher angeblich roter Priester und Agent des NKWD gewesen sein soll. Beide Parteien denunzieren sich ständig. Kutepoff wurde die Abhaltung weiterer Gottesdienste durch die Kirchenverwaltung verboten, da er sich den Anordnungen nicht fügen wollte. Es wurde versucht, ihn zu hindern, zu Führers Geburtstag zu predigen. Seine Gegner drangen in die Kirche ein und stellten Kutepoffs priesterliche Gewänder und kirchliche Geräte sicher. Der Bürgermeister erlaubte Kutepoff die Fortsetzung seiner priesterlichen Tätigkeit. Die Kirchenverwaltung kümmerte sich darum nicht und behauptete, daß ihr als kirchlicher Behörde weder deutsche noch russische Behörden etwas zu sagen hätten. Es drohte ein Skandal auszubrechen. Nach Verständigung mit dem Ortskommandanten schritt das EK der Sipo und des SD ein, löste die Kirchenverwaltung auf und verwarnte die Parteien eindringlichst. Bis zur Ernennung eines Kirchenältesten wurde Kutepoff mit dieser Funktion betraut. Die Priester drängen auf Grund dieser Differenzen immer mehr selbst auf die Gründung einer festen Organisation der Kirchenverwaltung, die dieses Durcheinander klären und die verschiedenen Wünsche koordinieren soll. Am häufigsten ist wohl die Bestrebung unter den Priestern nach einem neuen Patriarchen, den die meisten in der Person des Berliner Metropoliten Ephraim sehen, um von diesem Direktiven über einen kirchlichen Neuaufbau zu erhalten. Bisher wurden überörtliche Kirchenorganisationen durch die Sicherheitspolizei und den SD unterbunden, um einer endgültigen Lösung der Kirchenfrage in Rußland alle Wege offen zu lassen. Die kirchliche Tätigkeit der Russen wurde weder gefördert noch behindert.


  Neben diesem wichtigen Problem ist entscheidend für die Beurteilung der Lage auf dem religiösen Sektor die Einstellung des russischen Volkes zur Kirche als Trägerin eines religiösen Gedankens und Wahrerin uralter Traditionen. Die Russen, die jünger sind als 40 Jahre, haben ein nichtbolschewistisches Rußland bewußt nicht mehr erlebt. Viele von ihnen waren keine aktiven Kommunisten, hatten aber nur den Bolschewismus kennengelernt. Trotz der scharfen antireligiösen Propaganda zeigen jedoch die gemachten Erfahrungen, daß die Russen bis zu 40 Jahren keineswegs grundsätzlich als Kirchengegner anzusprechen sind. Aber Glaubensfragen lassen bis zu einem gewissen Grade gleichgültig und sind aus dem Kreis wichtiger Lebensfragen für sie ausgeschieden. Anders die ältere Generation. Sie hatte ihre Heiligenbilder sorgfältig aufbewahrt (der Besitz war zwar nicht verboten; viele konnten sie jedoch nicht zeigen, da sie in irgendwelcher Form vom Staate abhängig waren und sich dadurch schon verdächtig gemacht hätten). Sie strömten in die Kirchen, brachten Gegenstände für die Ausstattung derselben, wie Ikonen, Ölbilder und Tücher zum Ausschmücken, ja selbst Kirchengeräte, die sie vergraben hatten (Wjasma) und lobten die Deutschen als Befreier und Wiedererneuerer des religiösen Lebens. Bereits die ersten Gottesdienste im Spätsommer 1941 zeigten stärkste Besucherzahl und größte Anteilnahme. So sagte Mogilew: Obwohl der Gottesdienst erst am Vorabend angekündigt werden konnte, erwies sich die Kirche vor Beginn als zu klein für die Versammelten. Über 300 Personen, meist Frauen und ältere Männer, sowie Kinder von 4–12 Jahren füllten den Raum und standen zum Teil noch vor der Kirche. Die Anteilnahme aller Besucher an der kirchlichen Handlung war über alle Maßen groß. Etwa 10 von den Roten aus ihrem Kloster vertriebene Nonnen hatten sich sofort zu einem Chor zusammengefunden und waren unermüdlich in dem liturgischen Gesang. Die Anteilnahme einzelner älterer Frauen war so groß, daß andere Besucher den Geistlichen während seiner kirchlichen Handlung vor dem lästigen Abküssen seiner Hände und dem ständigen Andrängen der Besucher schützen mußten. Fast ununterbrochen ertönte während der zweistündigen Messe das vor Freude und Ergriffenheit immer wieder neu ausbrechende Schluchzen der Frauen. In seiner Predigt führte der Geistliche etwa folgendes aus: „Wir danken den Leuten, die zu uns gekommen sind, daß sie uns die Wiedereröffnung der Kirche und die Abhaltung des Gottesdienstes erlaubt haben.“ Die Gemeinde möge ruhig sein. Die Leute, die gekommen waren, hätten versprochen zu helfen und würden dies tun. Man dürfe nur nicht alles auf einmal verlangen. Es sollen sich alle Leute an die Arbeit begeben, nicht plündern und besonders auf das staatliche Gut achten, daß es nicht auseinandergeschleppt würde. Er schloß mit den Worten: „Jetzt wollen wir zum Dank die Liturgie lesen.“ Welish meldete: Die Gottesdienste werden sehr stark besucht. Es nehmen daran sowohl die Stadt- wie auch die Landbevölkerung zu etwa gleichen Teilen teil. Bauern aus der Umgebung legten 30km zurück, um am Gottesdienst teilnehmen zu können. Auch hier stellt den Hauptteil der Gottesdienstbesucher die alte Generation, vor allem Frauen. Die Jugend im Alter von 16–22 Jahren ist äußerst schwach vertreten. Es ist unter den wenigen noch zurückgebliebenen jungen Männern eine gewisse Scheu festzustellen, die Kirche zu besuchen. Sie beherrschen die Zeremonien nicht mehr; die alte Generation versucht, sie ihnen beizubringen. In Wjasma kam es bei der Wiedereröffnung bisher geschlossener Kirchen zu starken Gefühlsausbrüchen der Anwesenden. Die Bevölkerung drückte nach Schluß des ersten Gottesdienstes ihre Freude und ihren Dank gegenüber Wehrmachtsangehörigen aus. Welish, Witebsk und Mogilew berichten über bis zu 100 Nachtaufen an Sonntagen nach der Wiedereröffnung der Kirchen. Auch eine Anzahl Nachtrauungen wurden damals vorgenommen. In Welish wurden sogar von Bauern schon vor Monaten bestattete Leichen ausgegraben, um sie nachträglich durch den Pfarrer segnen zu lassen. In Zusammenarbeit mit der Ortskommandantur wurde Vorsorge getroffen, daß derartige Exhumierungen nicht mehr stattfinden. Wie groß der Drang zur Kirche ist, zeigen am deutlichsten die Feierlichkeiten anläßlich des Osterfestes. Der Zustrom nahm ganz besondere Ausmaße an. Vielfach waren die Kirchen überfüllt, und ein Teil der Besucher drängte sich vor der Kirche, um auf diese Weise wenigstens an den Feierlichkeiten Anteil zu haben. So erreichte in Witebsk der Frühgottesdienst in den griech.-orthod. Kirchen die bisher höchste Besucherzahl seit Wiedereröffnung der Kirchen. In Smolensk waren etwa 5000 Personen anwesend. Auch in Mogilew strömten die Gläubigen zu Tausenden in die Kirchen. Ebenso berichtet Brjansk von einer völligen Überfüllung. Ljudinowo schreibt von 5000 Personen, die zum Abendmahl gegangen seien, davon 30% bis zu 25 Jahren, 70% 26 Jahre und älter.


  Das großzügige Entgegenkommen der deutschen Dienststellen bei der Durchführung des Osterfestes führte auch propagandistisch zu einem deutschen Erfolg. Das wird durch einen Bericht des Oberpriesters Schilowski von der Kathedrale Smolensk über den Verlauf des Osterfestes bestätigt, der u.a. schreibt: „Die deutsche Wehrmacht hat eine neue Zukunft dem russischen Volke eröffnet, weil sie ihm das Recht gab, seinem Glauben nachzufolgen. Die Militärorganisationen haben der Kathedrale eine große Aufmerksamkeit erwiesen (Erlaubnis einer Sammlung für die Wiederherstellung der Kathedrale, Erteilung des Weines für den Gottesdienst und Unterhaltung der Ordnung außerhalb und innerhalb der Kathedrale).“ Daß darüber hinaus auch die von den Geistlichen gehaltenen Predigten im Einzelfall geeignet sein konnten, die Haltung der Bevölkerung im deutschen Sinne zu beeinflussen, beweist die am 6.4.42 in Lepel von dem Erzpriester Johann Titowitsch gehaltene Predigt, die – neben anderen – in der Witebsker Zeitung „Der Neue Weg“ veröffentlicht wurde. Darin heißt es nach einer scharfen Abrechnung mit dem Bolschewismus und einer Schilderung der religiösen Verhältnisse z.Zt. des Bolschewismus u.a.: „Endlich kam das Ende seiner (Gottes) Geduld: Der Gott beschloß, der jüdisch-kommunistischen Macht ein Ende zu machen. Zu seiner Waffe hat Gott das deutsche Volk und seinen großen Führer Adolf Hitler mit seiner tapferen Armee ausgewählt. Nur dank dieser Tatsache haben wir heute die Möglichkeit, unsere Kirche zu eröffnen. Und danken wir dem Führer des deutschen Volkes und seiner Armee, weil sie uns von dem jüdischkommunistischen Joche befreit haben. Beten wir zu Gott, daß er dem deutschen Volke und seinen Waffen den Sieg über alle seine Feinde gibt.“ Bei den Kirchenbesuchern zu den Osterfeierlichkeiten waren alte Personen und Frauen vorherrschend (Smolensk). Wenn vereinzelt auch eine größere Zahl von Jugendlichen aufgefallen ist (Mogilew), so darf nicht verkannt werden, daß deren Teilnahme nicht aus innerem Bedürfnis, als vielmehr wegen des gesamten Feiertagsbetriebes erfolgt ist. Falls daher im geeigneten Einzelfall propagandistische Arbeit im deutschen Sinne auf dem Weg über Geistlichkeit oder Kirchen geleistet werden soll, so muß dabei berücksichtigt werden, daß der erfaßte Personenkreis altersmäßig begrenzt ist. Gerade die junge Generation, deren Mitarbeit auf allen Gebieten wesentlich ist, würde auf diesem Wege nicht angesprochen werden. Abschließend ist [3 Zeilen unleserlich] Organisation erforderlich erscheint. Z.Zt. stehen noch zu sehr örtliche Organisationsfragen im Vordergrund, und die Bevölkerung selbst ist noch zu stark durch den Umschwung gefühlsmäßig angesprochen, um sich jetzt schon mit der zukünftigen Gestalt ihrer früheren „Nationalen Kirche“ zu befassen. Auf die Dauer dürfte jedoch die Schaffung einer überörtlichen kirchlichen Organisation erforderlich erscheinen und nicht zu verhindern sein, da sonst eine von deutscher Seite nicht kontrollierbare illegale Organisation geschaffen werden würde. Es empfiehlt sich jedoch mehr, die – an sich notwendige – Organisation unter deutscher Aufsicht und mit deutscher Genehmigung aufbauen zu lassen, da nur so eine dauernde Kontrolle gewährleistet ist.
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  1 Zur sowjetischen Religions- u. Kirchenpolitik vgl. Jay Klinghoffer: Red Apocalypse. The Religious Evolution of Soviet Communism, Lanham 1996; Christoph Gassenschmidt/Ralph Tuchtenhagen (Hrsg.): Politik und Religion in der Sowjetunion 1917–1941, Wiesbaden 2001; Manfred Hildermeier: Geschichte der Sowjetunion 1917–1991. Entstehung und Niedergang des ersten sozialistischen Staates, München 1998, S.328–333.


  


  


  126) Tätigkeitsbericht Zug Waffen-SS beim Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 17.5.1942


  
    
      	
        II. Zug

      

      	
        Minsk, den 17.Mai1942

      
    

  


  Tätigkeitsbericht1


  Die Tätigkeit des Zuges, d.h. 1 Unterführer und 10 Mann, bestand, nachdem Sie abgereist waren, zunächst darin, die Aushebung von Gruben 22km vor Minsk zu leiten bezw. zu beaufsichtigen.2 Die Arbeiten dauerten acht Tage und endeten mit einer Aktion am 30.4.42, an der der gesamte Zug teilnahm (Ausräumung des Gefängnisses). Am 4.5. gingen wir bereits wieder daran, neue Gruben, in der Nähe des Gutes vom Kdr.3, selbst auszuheben. Auch diese Arbeiten nahmen 4 Tage in Anspruch. Am 11.5. traf ein Transport mit Juden (1000 Stück) aus Wien in Minsk ein und wurden gleich vom Bahnhof zur obengenannten Grube geschafft. Dazu war der Zug direkt an der Grube eingesetzt. Am 13.5. beaufsichtigten 8 Mann die Ausgrabung einer weiteren Grube, da in nächster Zeit abermals ein Transport mit Juden aus dem Reich hier eintreffen soll. Am 16.5. begleitete ich mit neun Mann einen Felltransport der Handelsgesellschaft „Ost“ von Minsk nach Unzden und zurück. Der SS-Rttf. Puck und der SS-Strm. Hering wurden auf Ersuchen von SS-Ostuf. Heuser zur Betreuung des neuen Hausgefängnisses abkommandiert. Der SD übernahm von einer Einheit der Waffen-SS einen 16-jährigen Russen mit Namen Lubinski und übergab ihn uns zur Betreuung. Lubinski ist völlig ausgerüstet und versieht mit uns den Dienst. Der SS-Strm. Hampe übernahm für drei Wochen die Sanitätsstelle des Kommandos, da Strm. Lukas sich auf Urlaub befindet. SS-Strm. Hanemann wird am 18.5. auf Befehl von Ostuf. Störtz nach Reval in Marsch gesetzt. Damit endet mein heutiger Bericht.


  Arlt

  SS-Unterscharführer


  VUA, Btl. d. Waffen-SS z.b.V. u. USHMMA, RG48.004M


  


  


  


  1 Dabei handelte es sich um die Teile des 2. Zuges der 1. Komp. Batl. Waffen-SS z.b.V., die unmittelbar zum KdS Weißruthenien abgestellt u. mit Unterabt. in Weißrußland eingesetzt waren (vgl. Dok. 137, 138 u. 156); abgedruckt in: Unsere Ehre heißt Treue, S.236; zum Kontext Gerlach: Kalkulierte Morde, S.683ff.


  2 Vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.270–275.


  3 Gemeint war Maly Trostinez; vgl. Petra Rentrop: Tatorte der „Endlösung“. Das Ghetto Minsk und die Vernichtungsstätte von Maly Trostinez, Berlin 2011, S.185–227.


  


  


  127) Funkspruch Reichssicherheitshauptamt Amtschef IV an Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Litauen vom 18.5.1942: Endgültige Lösung der Judenfrage


  Riga Ft. Nr.1533

  Geheim


  An den Kommandeur Sipo u. SD Litauen, SS-Standartenfuehrer Jaeger


  Im Auftrage des Befehlshabers der Sipo und des SD gebe ich folgendes Ft. zur Kenntnis: Geheime Reichssache


  Betrifft: Entgiltige [sic] Loesung der Judenfrage


  Nach Mitteilung des OKH sind beim HKP1 630 in Minsk als Fachhandwerker beschaeftigte Juden trotz gegenteiliger Zusage kuerzlich Sonderbehandlungen unterzogen worden, wodurch angeblich Leistungspotential dieser Stelle wesentlich beeintraechtigt wurde. Zutreffendenfalls bitte ich kuenftig in Ausfuehrung einer generellen Anordnung des Reichsführers SS und Chefs der deutschen Polizei, arbeitsfaehigen Juden und Juedinnen im Alter von 16 bis 32 Jahren bis auf weitere Weisung von Sondermaßnahmen auszunehmen. Diese Juden sind dem geschlossenen Arbeitseinsatz zuzufuehren. KZ oder Arbeitslager.


  i.V. gez. Mueller

  SS-Gruppenfuehrer


  RGVA, 500–1–25 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Heereskraftfahrzeugpark


  


  


  128) Rundschreiben Reichssicherheitshauptamt VI C/Z vom 23.5.1942: Regelung des Befehls- und Meldewegs


  
    
      	
        VI C/Z

      

      	
        Berlin, den 23.Mai1942

      
    


    
      	
        B.Nr.51.056/421

      

      	
        

      
    

  


  1.) An die Einsatzgruppe A, z.Hd. v. H’Stuf. Fendler, Krasnogwardeisk. 2.) An den Befehlshaber der Sipo und des SD, z.Hd. v. H’Stuf. Matysiak, Riga. 3.) An die Einsatzgruppe B, z.Hd. v. H’Stuf. Wadel, Smolensk. 4.) An den Befehlshaber der Sicherheitspolizei und Chef der Einsatzgruppe C, z.Hd. v. Stubaf. Hoins, Kiew. 5.) An das Einsatzkommando, z.Hd. v. H’Stuf. List, Charkow. 6.) An das Einsatzkommando, z.Hd. v. H’Stuf. Kortkampf, Kramatorskaja. 7.) An das Einsatzkommando, z.Hd. v. H’Stuf. Bussinger, Stalino. 8.) An das Einsatzkommando, z.Hd. v. H’Stuf. Prast od. Haußmann, Taganrog. 9.) An die Einsatzgruppe D, z.Hd. v. Stubaf. Kurreck o.V.i.A., Simferopol.


  Nachrichtlich an:


  1.) Sonderlager Jablon, z.Hd. v. Stubaf. Dr. Schindowski, Jablon bei Lublin. 2.) Hauptlager Jewpatoria über Einsatzgruppe D, z.Hd. v. H’Stuf. Girgensohn. 3.) An das Lager Legionowo, z.Hd. v. H’Stuf. Carstens, Legionowo bei Warschau. 4.) An das Waldlager Oswitz, z.Hd. v. Stubaf. Kleinert, Oswitz bei Breslau. 5.) An das KZ Auschwitz, z.Hd. v. O’Stuf. Mayr, Auschwitz. 6.) An das KZ Sachsenhausen, z.Hd. v. O’Stuf. Schneider, Sachsenhausen. 7.) An das KZ Buchenwald, z.Hd. v. O’Stuf. Janssen, Weimar-Buchenwald.


  Betr.: Regelung des Befehls- und Meldewegs


  Zur Erzielung der notwendigen Schlagkraft des Unternehmens Zeppelin sind die eingesetzten SS-Führer und Unterführer den jeweiligen Einsatzgruppen und -kommandos sowie Befehlshabern nur zugeteilt, aber nicht direkt unterstellt worden. Dies besagt selbstverständlich nicht, daß sie nicht ständig diese über den Fortgang des Unternehmens zu unterrichten und auch Weisungen von ihnen entgegenzunehmen haben. Es wird sich auch empfehlen, Berichte über die Chefs der Einsatzgruppen und -kommandos nach Berlin zu leiten, soweit hierdurch nicht eine zeitliche Verzögerung eintritt. Im Rahmen des Unternehmens Zeppelin werden die Befehle auch weiterhin direkt vom Stab Berlin an die eingesetzten SS-Führer und Unterführer geleitet. Allgemeine Weisungen an die Einsatzgruppen und -kommandos können ebenfalls als Weisungen des Reichssicherheitshauptamtes, Amt VI, an die Chefs der Einsatzgruppen und -kommandos gehen. Soweit SS-Führer Einsatzkommandos zugeteilt sind, wie z.B. bei der Einsatzgruppe C, haben diese von ihren Berichten und Meldungen ständig den bei der Einsatzgruppe stationierten SS-Führer des Unternehmens Zeppelin zu unterrichten, der seinerseits den Einsatzgruppenchef zu unterrichten hat. Es darf hierdurch jedoch keinerlei zeitliche Verzögerung eintreten. Auch wird das direkte Unterstellungsverhältnis unter Berlin hierdurch nicht berührt. Ich erwarte von allen eingesetzten SS-Führern, daß sie die notwendige Disziplin und den erforderlichen Takt aufbringen und dafür sorgen, daß dem Unternehmen Zeppelin Verständnis und Unterstützung entgegengebracht wird. Entgegen der ursprünglichen Planung wird die zentrale Leitung des Unternehmens Zeppelin bis auf weiteres in Berlin verbleiben müssen und nicht nach dem Hauptlager Jablon gelegt werden.


  VI C/Z

  SS-Sturmbannführer


  BA-ZA, ZR 920/51


  


  


  


  1 Bei den Empfängern handelte es sich um das gesamte Führerkorps des Unternehmens „Zeppelin“ außerhalb der Berliner Zentrale.


  


  


  129) Tätigkeitsbericht Waffen-SS bei Außenstelle Wilejka des Kommandeurs der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 27.5.1942


  Tätigkeitsbericht von SS-Unterscharführer Lipps, Aussenstelle Wilejka1 Wilejka, 27.5.42 An SS-Untersturmführer Burgdorf, Minsk


  Die Tätigkeit der Gruppe der Waffen-SS erstreckt sich immer noch auf Aktionen gegen Partisanen und Juden. Die Tage, an denen wir nicht ausrücken, werden durch mannigfachen Arbeitsdienst ausgefüllt. Dazu gehören Waffenreinigen, Kleiderinstandsetzen usw. Auch landwirtschaftliche Arbeiten werden von unseren Männern ausgeführt, soweit solche bei unserem Kommando nötig sind. Auf dem Gelände der Aussenstelle Wilejka wurden Hafer und Kartoffeln angebaut. Die Arbeiten selbst werden zwar grösstenteils von Häftlingen ausgeführt, doch müssen diese bewacht und die Arbeiten von SS-Männern, welche zuhause Landwirte sind, fachmännisch geleitet werden. Vorkommnisse, welche zu beanstanden wären, gab es in den letzten Wochen innerhalb der SS-Gruppe keine. SS-Mann Geiss kommt am 31. Mai vom Urlaub zurück. Mit SS-Mann Geiss ist der letzte Mann der hiesigen Gruppe in Urlaub gefahren, der zu Weihnachten nicht zuhause war. Da die Angehörigen vom SD z.Zt. in Urlaub fahren, sind auch SS-Männer wegen Urlaub an mich herangetreten. Ich habe dies abgelehnt mit dem Hinweis, dass ich dafür nicht zuständig bin und Ihre Entscheidung abwarten müsste.


  Bei Aktionen gegen Partisanen und Juden war unsere Gruppe wiederholt eingesetzt. Die alarmierenden Berichte über Partisanen erwiesen sich meist als übertrieben. Oft war es ein blinder Alarm. So waren unsere Erfolge auf diesem Gebiete nicht sehr gross. Am 20. April waren wir in Rabun, wo wir Kriegsgefangene, die partisanenverdächtig waren, sicherstellten. Rabun liegt etwa 15km ostwärts Wilejka. Am 26. April wurden wir auf die Fuchsfarm Ludwinowo gerufen. Der auf der Farm tätige Sonderführer Graf war von Partisanen ermordet worden. Die Holzbrücke über den Serwecz in der Nähe von Ludwinowo war abgebrannt. Von den Partisanen fanden wir nichts mehr. Mit Panje-Wagen fuhren wir tags darauf weiter über Dolhinow nach Krzywice. Hier führten wir am 28.4. eine Judenaktion durch. Am 29. und 30.4. führten wir dann in Dolhinow unsere zweite Judenaktion durch. Bei unserer ersten Judenaktion in Dolhinow war es uns nur gelungen, einen Teil der Juden zu erfassen. Unterdessen hatte man in Dolhinow ein Ghetto eingerichtet. Die Aktion in Dolhinow war insofern bemerkenswert, als sich die Juden regelrechte Bunker als Verstecke ausgebaut hatten. Zwei Tage mussten wir suchen und ausräumen, z.T. unter Zuhilfenahme von Handgranaten. Es gab Verstecke, die unter der Erde dreistöckig angelegt waren. Am 30. April kehrten wir nach Wilejka zurück. Erst am 9. Mai starteten wir zu einer neuen Aktion. Diesmal ging es in die Gegend von Wolozyn und Wolozyn selbst. Dort waren am Tage zuvor vier Forstschutzleute erschossen worden. In der Nähe von Wolozyn gelang es uns, die Partisanen in einem Walde zu stellen. Wir waren verstärkt durch das Forstschutzkommando.2 Es kam zu einer kurzen Schiesserei. Ein Oberförster musste dabei sein Leben lassen. Einen Toten und drei Verwundete liessen die Partisanen zurück. Zwei weitere Mann von der Bande schoss die Schutzmannschaft ab. Am 10.5. führten wir dann die Judenaktion in Wolozyn durch. Hier waren die Juden nicht so eingerichtet wie in Dolhinow. Die nächsten Tage widmeten wir wieder den Partisanen in Perazaye und Umgebung. Der Erfolg blieb jedoch aus. Am 14.5. Rückkehr nach Wilejka. In der Nacht vom 20. zum 21.5. waren wir wieder in Dolhinow. Hier hatte eine in der Nähe liegende Partisanentruppe den Entstörungstrupp der Luftwaffe angegriffen. Wir wachten vergebens. Am Morgen führten wir dann unsere dritte Aktion gegen die Juden in Dolhinow durch. Damit war die Judenfrage in dieser Stadt entgültig gelöst. Am Pfingstsonntag morgens wurden wir wieder alarmiert. Wir mussten nach dem Gut Luban, das angeblich von Partisanen überfallen wurde. Unser Kommen erwies sich als völlig unnötig. Damit schliesse ich meinen heutigen Bericht, in dem ich alles Wesentliche aus der Zeit vom 20. April bis heute angeführt habe.


  Lipps

  SS-Unterscharführer


  VUA, Btl. d. Waffen-SS z.b.V. u. USHMMA, RG48.004M


  


  


  


  1 Abgedruckt in: Unsere Ehre heißt Treue, S.237–239. Die Einheit entstammte ursprünglich ebenfalls dem Btl. Waffen-SS z.b.V., dessen 3 Komp. Ende Juli 1941 die EG A,B u. C personell verstärkten u. fortan maßgeblich an den Mordaktionen beteiligt waren, vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.271–275.


  2 Zu den Forstschutzkommandos, die Göring in seiner Eigenschaft als Reichsjägermeister unterstanden, u. ihrem Einsatz im Rahmen der deutschen Vernichtungspolitik im Osten vgl. Philip W. Blood: Securing Hitler’s Lebensraum. The Luftwaffe and Bialowieża Forest, 1942–1944, in: HGS 24(2010), S.247–272; Konrad Kwiet: Forstschutz, in: Wolfgang Benz/Hermann Graml/Hermann Weiß (Hrsg.): Enzyklopädie des Nationalsozialismus, Stuttgart 1997, S.465f.


  


  


  130) Bescheinigung Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Lettland an Standesamt Riga vom 28.5.1942: Benachrichtigung von Todesfällen


  
    
      	
        Kommandeur der Sicherheitspolizei u.d. SD Lettland

      

      	
        Riga, den 28.Mai1942

      
    


    
      	
        II D B.Nr.357/42 g

      

      	
        [Stempel: Geheim!]

      
    


    
      	
        An das Rigaer Standesamt in Riga

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Benachrichtigung von Todesfällen


  Bezug: Ohne. Anlg.: 7


  Ich bescheinige hiermit, daß die in beigefügter Anlage aufgeführten 243 unheilbaren Geisteskranken am 14.4.1942 verstorben sind.


  In Vertretung: gez. Kirste1

  SS-Sturmbannführer


  LVVA, 252–1–28 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Arnold Kirste, geb. 1901, KR Stapo-Stelle Liegnitz, 1941 zum EK 2, dann Leiter IV beim KdS Lettland; BAL, ZK: Arnold Kirste.


  


  


  131) Fahndungsliste Einsatzgruppe C vom 30.5.1942


  
    
      	
        Der Sonderbeauftragte der Sicherheitspolizei und des SD bei der Armee

      

      	
        O.U., den 30.Mai1942

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe C

      

      	
        

      
    

  


  An a) die Einsatzgruppe C Kiew, b) den Ic/AO beim AOK 17, z.H. Herrn Major Werner, c) das Aussenkommando I, d) das Aussenkommando II, e) das Aussenkommando III


  Betr.: Fahndungsliste 1


  Anlagen: 1


  Anliegend übersende ich die hiesige Fahndungsliste 1 zur Kenntnis und Mitfahndung.


  Haensch1

  SS-Sturmbannführer


  Fahndungsliste Nr.1 des Sonderbeauftragten der Sicherheitspolizei und des SD bei der Armee Einsatzgruppe C


  1. Andrijanow, langjähriger Milizangehöriger, stellvertr. Leiter der Miliz in Rykowo, nach Evakuierung des Dimitruk mit der weiteren Leitung der Miliz beauftragt, altes KP-Mitglied, Aktivist. 2. Alymow, Alexej, Mitglied des ZK in Kiew, wohnhaft gewesen in Rykowo. 3. Arschinow, Pawel Michajlowitsch, ca. 42–44 Jahre alt, Revierleiter im Schacht 8a, alter Kommunist, seit 8 Jahren Träger des Leninordens, wohnte in Neu-Gorlowka, 17. Strasse Nr.? 4. Aschischtschenko, Techniker im Spec-cech (Geheimabteilung). 5. Bahatschow, Feodor, altes Parteimitglied und Agitator, wohnhaft in Rykowo. 6. Balakin, etwa 38–40 Jahre alt, Eisenbahnsekretär, hauptamtlicher Parteisekretär bei der Eisenbahn, evakuiert, in Nikitowka wohnhaft gewesen. 7. Bojtschenko, 40 Jahre, Chef des NKWD in Rykowo, seit 1939 wohnhaft gewesen in Rykowo. 8. Borisenka, Wassili, wohnhaft gew. in Gorlowka (Baracken), KP-Mitglied seit 1933, liess sich nicht registrieren. 9. Burba, Maxim, hat Leninorden, wohnhaft gewesen in Rykowo. 10. Burzowa, Leiterin und Organisatorin des Komsomol, wohnhaft gewesen in Rykowo. 11. Dawydow, Gregori, geb. 21.2.1903 in Howorosick, wohnte im Dorf Bachmut, Kujbischewa 46. D. ist Jude und gibt sich als Ukrainer aus. 12. Dichtjarow, Iwan, altes KP-Mitglied und Angehöriger des Stadtrates, Agitator, wohnhaft in Rykowo. 13. Dichtjarow, Michajl, altes KP-Mitglied und Angehöriger des Stadtrates, Agitator, wohnh. in Rykowo. 14. Dimitrowa, Warwara, wohnte in Neu-Gorlowka, Krasnidomickistr. Nr.?, seit 1937 KP-Mitglied, liess sich nicht registrieren. 15. Dimitruk, etwa 35 Jahre, altes KP-Mitglied, war bis zum Abzug der Sowjets Chef der Miliz in Rykowo, soll mit allen Angehörigen der Miliz und des NKWD aus Rykowo nach Woroschilowgrad evakuiert sein, bis zum Abzug der Roten Leiter des Vernichtungs-Batl. in Ryk. 16. Dirkatsch, Feodor, ca. 42–44 Jahre alt, wohnte im Chutor Schmid, Kontorist und Parteisekretär von Schacht 8a. 17. Djerunow, Wasil, Lehrer, Sekretär einer Parteizelle, wohnh. gewesen in Rykowo. 18. Doroschenko, Peter, 45 Jahre alt, Lokomotivheizer, stellv. Vorsitzender einer Parteizelle in Bairak, altes KP-Mitglied. 19. Dubnia, Jude, 36–40 Jahre, Parteisekretär des Bezirks Rykowo. 20. Dulepa, alter Kommunist, Parteisekretär. 21. Filipowski, ?, wohnte in Neu-Gorlowka, Krasnidomickistr. ?, seit 1938 KP-Mitglied, liess sich nicht registrieren. 22. Fomischow, Wassili, besonderer Aktivist. 23. Hnisdjlow, Michajl, Mitglied der KP und Angehöriger eines Vernichtungs-Batl., Redakteur der Bezirkszeitung, wohnh. in Rykowo, Neues Dorf. 24. Hubkin, etwa 33–35 Jahre alt, war alter Komsomolist und zuletzt KP-Mitglied, Aktivist, evakuiert?, Aufenthalt jedenfalls jetzt nicht bekannt. 25. Hutjow, Chasbulak, Kommunist, Leiter des Bahnhofs in Nikitowka. 26. Iloninko, ?, Partisan, hat Aufträge erhalten. 27. Iwanowa, Nina, Sekretärin des Komsomol, wohnhaft gewesen in Rykowo. 28. Iwanuschin, Mitglied der KP seit 1917, hat von 1933 bis 1938 im NKWD und in der Miliz gearbeitet, machte Vernehmungen, war in den letzten 5 Jahren Direktor der Ziegelfabrik. 29. Jeromin, etwa 45 Jahre alt, altes KP-Mitglied, nicht registriert, war Direktor des Staatsgutes Nr.23, hielt sich auch jetzt noch in Rykowo, Rasdalowka auf, soll Partisan sein. 30. Katjelnikow, Jakow, altes KP-Mitglied, Aktivist, Mitglied des Stadtrates, wohnh. in Rykowo. 31. Kolesnikow, Feodor Antonowitsch, ca. 45–50 Jahre alt, wohnte in Nikitowka, Swertlowa-Str. 37/7, Aktivist, Vorsitzender der Konsum- und Kreditgenossenschaft und des Armenkomitees in Jatzkow. Aktiv an der Kollektivisierung und Entkulakisierung beteiligt. Ist vermutlich nach Tatschkan bei Rostow evakuiert. 32. Kolesnikow, Piotr, altes KP-Mitglied und Parteisekretär, wohnhaft in Rykowo. 33. Konuchow, Polinar, etwa 45 Jahre alt, Leiter der Sägefabrik in Rykowo, alter Kommunist und Ordensträger, wohnhaft gewesen in Rykowo, Bolnitschnaja 52.34. Kolesnikow, Semen, soll sich in Gorlowka im Versteck aufhalten. War Vorsitzender des Dorfrates in Sajzewo, alter Kommunist. 35. Kontratow, Iwan, Wassiliwitsch, wohnte in Gorlowka, Schacht 19/20, Siedlung Perwomaiski 20. K. soll Anfang Mai 42 durch die Front gekommen sein. 36. Kopitko, Inspektor der Miliz, wohnhaft gewesen in Rykowo. 37. Kotow, ?, ca. 35–37 Jahre alt, wohnte in der Kolonie Dschersinsk, Schachtaufseher und Mitglied vom Parteikomitee. 38. Krapiwnij, Peter, war in der Miliz Neu-Gorlowka beschäftigt, KP-Aktivist. 39. Krasnikow, Wasil, Chef der Werkpolizei, wohnhaft gewesen in Rykowo. 40. Kusmin, Andrej, Kommunist, wohnhaft in Nikitowka. 41. Kutitzki, Vater und Sohn Alexander, beides Parteimitglieder und Aktivisten, Sohn auch Agitator, beide wohnhaft in Rykowo, der Vater wahrscheinlich evakuiert. 42. Lebedjew, Aktivist der KP, wohnhaft gewesen in Rykowo, Uritzkajerstr. 9/I. 43. Malychin, ?, Partisan und mit Aufträgen versehen. 44. Martschenko, Wassilij, 35 Jahre alt, Elektriker, Mitglied der KP seit 1910, war in der Roten Armee und Politruk, wohnhaft in Rykowo, Samkowka. 45. Mednow, ?, Schlosser, aktiver Kommunist, wohnhaft Schacht 5.46. Michijewa, Lydia, Sekretärin des Komsomol, wohnhaft gewesen in Rykowo, 40. Linie. 47. Mironenko, leitender Mann der geheimen Miliz, altes KP-Mitglied, Aktivist, evakuiert. 48. Neida, ?, wohnhaft in Gorlowka, Siedlung Stienkin, aktiver Kommunist, Versammlungsredner und Mitglied des Stadtsowjets. 49. Nowikow, Filip, Meister in Domony-cech, aktiver Kommunist. 50. Odinzow, Wasil, Schachtverwalter, aktiver Kommunist, Schacht 5, eigenes Haus. 51. Olenikow, Michajl, Mitglied der KP und Angehöriger des Vernichtungs-Batl., hat sich an der Aussiedlung der Volksdeutschen beteiligt, wohnt in Rykowo, Dörfchen 20 Häuser. 52. Otroschenko, Jakow, etwa 40 Jahre alt, wohnhaft gewesen in Bairak, altes KP-Mitglied, Aktivist. 53. Ostrouschko, 42 Jhr., Direktor der Zuchthäuser im Bezirk Rykowo, nicht registriert, KP-Mitglied seit 1918, soll sich in Kriegsgefangenschaft befunden haben, von dort entlassen worden sein und sich in Rykowo aufhalten. 54. Pankow, Isaak, Inspektor der Eisenbahnstation Nikitowka, altes KP-Mitglied. 55. Panschenko, Iwan, Geheimagent der Miliz, wohnhaft gewesen in Rykowo. 56. Piernikow, Wladimir, Parteisekretär, wohnhaft gewesen in Rykowo. 57. Potitko, Vorsitzender einer Parteizelle in der Zeche, altes KP-Mitglied. 58. Polakow, 32 Jahre alt, aktiver Kommunist, war als Politruk bei der Roten Armee, hält sich in Rykowo, Schacht Buna auf. 59. Reutzki, Iwan Maksimowitsch, Parteisekretär, wohnhaft gewesen in Schacht 5.60. Rokutko, Nikolai, 27–28 Jahre alt, Geheimagent der Miliz Rykowo, Kokerstroy, Baracke 12 oder 13, soll sich in Gorlowka aufhalten. 61. Roschkow, Wasil, Vorsitzender des Gewerkschafts-Komitees, wohnhaft gewesen in Rykowo. 62. Salchin, Wassil, Parteimitglied und Aktivist, wohnhaft in Rykowo, Frunse. 63. Sardarow, besonderer Aktivist, wohnhaft gewesen in Rykowo. 64. Scheladin, etwa 50 Jahre alt, Leiter der Einkaufsabteilung der Metallurgischen Fabrik, KP-Mitglied, Mitglied des Vernichtungs-Batl., wohnt in Rykowo. 65. Schkurski, Feodor, wohnte in Neu-Gorlowka, Haus Nr.10, Agitator. 66. Sergejew, Wasili, Leiter einer Geheim.-Abtl., wohnhaft gewesen in Rykowo. 67. Silajew, Leiter eines Depots, sehr aktiver Kommunist. 68. Sinschenko, Wassili, Milizmann der 2. Abtl. Gorlowka, Diebstahl, mit seiner Bescheinigung als V-Mann Gorlowka unbekannt verlassen. 69. Solowjow, Leiter der sowjetrussischen 1. Milizabteilung, evakuiert. 70. Solombeken, Aktivist, wohnhaft gewesen in Rykowo. 71. Sotnikow, Serb.Alex., Leiter des Werkkomitees, Partisan, mit Aufträgen versehen. 72. Ssajenko, Nikifor Alexejewitsch, ca. 35 Jahr alt, geb. im Dorf Nowo Bachmutowka. Leiter des NKWD in Tschernigow. 73. Tarasnikow, Leiter der Kartenausgabe am Bahnhof Nikitowka, Kommunist. 74. Tscherkasow, Mitglied seit 1905, ist als Propagandaredner aufgetreten, wohnhaft gewesen in Rykowo. 75. Tschernow, etwa 30 Jahre alt, Schlosser, altes KP-Mitglied, Angehöriger eines Vernichtungs-Batl., wohnhaft in Rykowo, nicht registr. 76. Tschorni, Alexander, Aktivist, wohnhaft gewesen in Rykowo, ist angeblich aus der Evakuierung zurückgekehrt. 77. Trihubinko, Iwan, Parteisekretär, Leiter des kommunistischen Stadtkomitees und Vernichtungs-Batl., wohnhaft gewesen in Rykowo. 78. Truchanow, Iwan, 35–38 Jahre alt, weitere Personalien unbekannt, alter Kommunist und Aktivist, wohnhaft in Rykowo, Bolnitschnaja. 79. Trusch, Komsomol-Organisator. 80. Truschkin, Michael, wohnhaft gewesen in Rykowo, Spasatilna-Kolonie. T. war Komsomolist, ist freiwillig mit der Roten Armee über die Grenze gegangen und zurückgekehrt, vermutlich mit Sonderaufgaben. 81. Tupalzow, Kusimar, Propagandist, wohnhaft gewesen in Rykowo, ist angeblich aus der Evakuierung zurückgekehrt. 82. Turutjn, Wassili, 30 Jahre, Matrose, alter Komsomolist, seit 5 Jahren KP, Partisanenführer. 83. Uboschenko, altes KP-Mitglied, Direktor des Don-Narpit, Ordensträger, wohnhaft gewesen in Rykowo. 84. Vlasenko, Akim, etwa 35 Jahre alt, altes KP-Mitglied, alter Partisan, Mitglied des Vernichtungs-Batl., Kontorist, wohnt in Rykowo, Dörfchen Sarutjna, Neue Plane. 85. Wasilschenko, Iwan Petrowitsch, Mechaniker, aktiver Kommunist, wohnhaft Schacht 5.86. Witrenko, Iwan, etwa 54 Jahre alt, altes KP-Mitglied, war von 1934–1938 Chef der Miliz in Rykowo. Bis Abzug der Roten Leiter des Vernichtungs-Batl. in Rykowo. 87. Wolodin, Michael, KP-Mitglied seit 1920, nicht registriert, 1937–1939 NKWD-Chef in Kasakstan, ist am 17.4.42 auf dem Markt in Rykowo gesehen worden. Wolodin soll während des Krieges als Kommissar bei der Roten Armee gewesen sein und sich bei Kiew der Gefangennahme entzogen haben. 88. Wosdirkow, Iwan Grigoriwitsch, ca. 40 Jahre alt, wohnte in Gorlowka, 1. Maistrasse ?, evakuiert, Leiter des Schachtes 8a, altes Parteimitglied.


  TsDAHO, 3676–4–309 u. USHMMA, RG31.002M


  


  


  


  1 Dr. Walter Haensch, geb. 1904, Jurastudium, 1930 Referendarexamen, 1931 NSDAP, 1933 SA, 1934 Assessorexamen, 1935 zum SD-OA Elbe, 1936 SS u. zum SD-HA, 1939 Stubaf. u. Leiter des Referats I D 2 (SS-Dienststrafsachen) im RSHA, März–Juni 1942 Kdr. SK 4b, dann als Ostubaf. Gruppenleiter I D im RSHA, 1948 im Nürnberger Einsatzgruppenprozeß zum Tod verurteilt, dann zu 15 Jahren Haft begnadigt, 1956 entlassen; BAB, BDC, SSO Dr. Walter Haensch; BAL, ZK: Dr. Walter Haensch.


  


  


  132) Fernschreiben Reichssicherheitshauptamt VI C/Z an Einsatzgruppe C vom 3.6.1942: Unternehmen „Zeppelin“


  
    
      	
        VI C/Z

      

      	
        Berlin, den 3.6.42

      
    


    
      	
        B. Nr.51.056/42

      

      	
        

      
    


    
      	
        I. FS

      

      	
        

      
    

  


  An die Einsatzgruppe C, Kiew üb. Rowno, z.Hd. v. H’Stuf. Rühl


  Betr.: Unternehmen Z


  Vorg.: Dort. FS Nr.620 v. 2.6.42


  Die Vereinbarungen mit dem OKW über die Tätigkeit des UZ in den Armeegebieten bestehen aus folgenden Punkten:


  1.) Die vom SD einzusetzenden Agenten erhalten keinerlei militärische Aufträge und werden nur im Tiefeneinsatz und nicht bei der Roten Armee tätig.


  2.) Abwehr- und SD-Beauftragte suchen gemeinsam geeignetes Personal aus. Verantwortung und Leitung hat Abwehr. Einzelheiten regeln Dr. Gräfe und Major Baun.


  3.) Die Ausbildung für die Sonderzwecke des SD wird von diesem vorgenommen.


  4.) Der SD teilt jeden beabsichtigten Einsatz unter Angabe der Zielpunkte der Befehlsstelle des OKW Amt Abwehr-Ausland, Stab Walli mit.


  5.) Major Baun, Stab Walli, überprüft die Einsatzmöglichkeiten und orientiert von Fall zu Fall die Ic’s der Heeresgruppen bezw. AOK’s, die alsdann die Durchschleusung durchführen.


  6.) Die Agenten des SD melden ihre Ergebnisse durch Funkgeräte und verbleiben im Allgemeinen in den feindlichen Räumen.


  7.) Für den Fall, daß Agenten zurückkehren, werden diese unmittelbar dem zuständigen Ic zugeführt, der die erforderliche militärische Befragung vornimmt und sie sodann unverzüglich dem nächsten SD-Kommando zuleitet.


  8.) Der SD gibt in jedem Fall dem Ic Mitteilung über die Ergebnisse der einzelnen Einsätze soweit militärische Interessen in Betracht kommen.


  Ich bitte die ausführliche und aufschlußreiche Berichterstattung auch weiterhin nach Möglichkeit beizubehalten.


  I. A. Grauer

  SS-Stubaf.


  BA-ZA, ZR 920/51


  


  


  133) Einsatzbefehl Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 5.6.1942


  
    
      	
        Der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien

      

      	
        Minsk, den 5.Juni1942

      
    

  


  Einsatzbefehl


  I. In den Waldgebieten im Dreieck Uzda, Kopyl und Stolpce befindet sich eine größere Partisaneneinheit, die im Zusammenwirken von Wehrmacht, Ordnungspolizei und Sicherheitspolizei vernichtet werden soll. Zu diesem Zweck werden am Sonnabend, d. 6.Juni1942, 1 Batl. Wehrmacht, 1 Batl. lit. Schutzmannschaft und 1 Batl. lettische Schutzmannschaft eingesetzt. Der Gesamteinsatz steht unter der Führung des Oberstleutnants Müller. Der Angriff soll von dem Batl. Wehrmacht von Uzda aus in südwestlicher Richtung vorgetragen werden, während die beiden Batl. Schutzmannschaft von Kopyl und Stolpce vorrückend den u.U. entweichenden Feind stellen. Nähere Einzelheiten über den militärischen Einsatz sind bei den Batl.Kommandeuren in Erfahrung zu bringen.


  II. Die Sicherheitspolizei ist an der Aktion wie folgt beteiligt: Zu je einem Batl. der lit. und lettischen Schutzmannschaft tritt je 1 Kdo. von 3 Führern, 6 Unterführern und 6 Dolmetschern sowie 8 Mann Waffen-SS. Die Aufgabe der Kommandos besteht darin, im Vormarsch mit dem Batl. entweder selbst Gefangene zu machen und diese zu vernehmen oder aber ihnen von den Formationen zugeführte Gefangene zu vernehmen. Die Vernehmungen dienen dem Ziel, den Standort der Partisanen möglichst genau zu erforschen, weiterhin die Stärke der Gruppe und ihre Bewaffnung. Die Ermittlungsergebnisse sind auf dem kürzesten Wege dem Stab in Uzda bekannt zu geben. Ebenfalls ist der Batl.Kommandeur über die Ermittlungsergebnisse sofort zu unterrichten.


  III. Das erste Kommando – im Nachstehenden Kommando A genannt – steht unter der Führung des SS-Hauptstuf. Dr. Kunz, das zweite Kommando – im Nachstehenden Kommando B genannt – unter der Führung von SS-Oberstuf. Dr. Heuser. Das Kommando A begibt sich nach Stolpce und stellt sich dem dort. Batl.Kommandeur, Hauptmann Sichert vom lett. Pol.Batl. 18, das Kommando B nach Kopyl und stellt sich dem Batl.Kommandeur des lit. Batl. III, Hauptmann Jakob, zur Verfügung.


  IV. Zum Kommando A treten folgende SS-Führer und Unterführer: SS-Oberstuf. Schlegel und Wilke sowie die Unterführer Much, Frolik, Cramer, Schröder, Schäfer, Lauterborn und Schramm sowie die Dolmetscher Romanowski, Weblowski, Michelson, Gortschkow, Bankin und Egger sowie 8 Mann der Waffen-SS unter der Führung von SS-Unterscharf. Lipps. Zum Kommando B treten folgende SS-Führer und Unterführer: SS-Oberstuf. Maywald und Burkhardt, die Unterführer: Grampp, Zug, Miller, Stelzner, Joppen, Schmidl, Weller, die Dolmetscher: Schire, Heitmann, Arejs, Petrowski, Eiche, Amolintsch, Skurbe sowie 8 Mann Waffen-SS unter Führung von SS-Unterscharf. Arlt.


  V. Die Kommandos A und B werden in Teilkommandos aufgeteilt, und zwar Teilkommando A1 mit SS-H’Stuf. Dr. Kunz, SS-Unterführer: Schäfer und Lauterborn, Dolmetscher: Willumson, Michelson, Gortschkow. Teilkommando A2 mit SS-O’Stuf. Schlegel, SS-Unterführer: Frolik, Schramm, Dolmetscher: Romanowski, Weblowski, Waffen-SS: SS-U’Scharf. Lips, Kotz, Lengl, Pribier. Teilkommando A3 mit SS-O’Stuf. Wilke, SS-Unterführer: Cramer, Schröder, Dolmetscher: Bankin, Egger, Simanowitsch, Waffen-SS: Moser, Geiß, Prowald, Hasenkamp. Teilkommando B1 mit SS-O’Stuf. Dr. Heuser, SS-Unterführer: Grampp, Keller, Dolmetscher: Amolintsch, Skurbe. Teilkommando B2 mit SS-O’Stuf. Burkhardt, SS-Unterführer: Müller, Stelzner, Schmidl, Dolmetscher: Petrowski, Eiche, Grasowski, Waffen-SS: SS-Unterscharf. Arlt, Teichmann, Skrowanek und Auer. Teilkommando B3 mit SS-O’Stuf. Maywald, SS-Unterführer: Joppen, Zug, Dolmetscher: Schire, Heitmann, Arejs.


  VI. Das Teilkommando A1 tritt zum Batl. Gefechtsstand in Stolpce, das Teilkommando B1 zum Batl. Gefechtsstand in Kopyl. Die Teilkommandos A2 und A3, B2 und B3 werden je einer Komp. der lit. bezw. lett. Schutzmannschaft zugeteilt. Die Zuteilung erfolgt durch die Führer der Kommandos A und B im Einvernehmen mit den Batl.Kommandeuren. Mit den Batl. Kommandeuren ist zu vereinbaren, daß die 3. Komp., denen keine Teilkommandos zugeteilt werden konnten, ihre Gefangenen umgehend den Teilkommandos A1 und B1 übergibt.


  VII. Bewaffnung: Die Bewaffnung erfolgt beim Appell um 14.45 Uhr. Sie wird durch die Kommandoführer befohlen. Jedoch werden den Teilkommandos A2 und A3, B2 und B3 je 2 LMG’s zugeteilt. Die Nachrichtenverbindung erfolgt von den Kommandos zum Stab in Uzda in der Hauptsache durch Funk. Der Meldeweg wird durch die Kommandoführer sichergestellt.


  VIII. Ich persönlich befinde mich beim Stab in Uzda. Zu mir treten SS-Oberstuf. Lütkenhus, SS-Unterscharf. v. Toll. Mein Aufenthalt wird den Kommandoführern von Fall zu Fall bekanntgegeben.


  IX. Der Transport erfolgt durch 2 Lkw’s und 2 Pkw’s. Ein weiterer Pkw mit 2 Funkern der Ordnungspolizei geht als Funkwagen nach Kopyl. Die Pkw’s stehen den Führern der Kommandos A und B zur Verfügung.


  X. Als Verpflegung wird Marschverpflegung für 3 Tage ausgegeben. Die Brennstoffversorgung ist u.U. durch Verhandlung mit den Wehrmachts- bezw. Polizeistäben geregelt.


  XI. Der Abmarsch erfolgt am Freitag, d. 5.Juni1942, 15.00 Uhr, ab Dienststelle. Beendigung des Einsatzes wird vom Kommandeur befohlen.


  gez. Strauch1

  SS-Obersturmbannführer


  RGVA, 500–1–769 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Eduard Strauch, geb. 1906, Jurastudium, 1931 NSDAP u. SS, 1934 zum SD, 1935 Fhr. SD-UA Arnsberg, dann dto. SD-Abschnitt Dortmund, 1939 SD-Fhr. EG II in Polen, 1941 Fhr. SD-LA Königsberg, Nov. 1941 zur EG A, Febr. 1942 KdS Weißruthenien, 1943 Ic beim Chef der Bandenkampfverbände, 1944 KdS Wallonien, 1955 gest. in belgischer Haft; BAB, BDC, SSO Eduard Strauch; BAL, ZK: Eduard Strauch.


  


  


  134) Vermerk Reichssicherheitshauptamt II D 3 a vom 5.6.1942: Technische Abänderungen an den im Betrieb eingesetzten und an den sich in Herstellung befindlichen Spezialwagen


  
    
      	
        II D 3 a (9) – Nr.214/42 g.Rs.

      

      	
        Berlin, den 5.Juni1942

      
    


    
      	
        Einzigste Ausfertigung

      

      	
        [Stempel: Geheime Reichssache!]

      
    

  


  I. Vermerk:


  Betrifft: Technische Abänderungen an den im Betrieb eingesetzten und an den sich in Herstellung befindlichen Spezialwagen1


  Seit Dezember 1941 wurden beispielsweise mit 3 eingesetzten Wagen 97.000 verarbeitet, ohne daß Mängel an den Fahrzeugen auftraten. Die bekannte Explosion in Kulmhof ist als Einzelfall zu bewerten. Ihre Ursache ist auf einen Bedienungsfehler zurückzuführen.2 Zur Vermeidung von derartigen Unfällen ergingen an die betroffenen Dienststellen besondere Anweisungen. Die Anweisungen wurden so gehalten, daß der Sicherheitsgrad erheblich heraufgesetzt wurde. Die sonstigen bisher gemachten Erfahrungen lassen folgende technische Abänderungen zweckmäßig erscheinen:


  1.) Um ein schnelles Einströmen des CO unter Vermeidung von Überdrucken zu ermöglichen, sind an der oberen Rückwand zwei offene Schlitze von 10 × 1cm lichter Weite anzubringen. Dieselben sind außen mit leicht beweglichen Scharnierblechplatten zu versehen, damit ein Ausgleich des evtl. eintretenden Überdruckes selbsttätig erfolgt.


  2.) Die Beschickung der Wagen beträgt normalerweise 9–10 pro m2.3 Bei den großräumigen Saurer-Spezialwagen ist eine Ausnutzung in dieser Form nicht möglich, weil dadurch zwar keine Überlastung eintritt, jedoch die Geländegängigkeit sehr herabgemindert wird. Eine Verkleinerung der Ladefläche erscheint notwendig. Sie wird erreicht durch Verkürzung des Aufbaues um ca. 1 m. Vorstehende Schwierigkeit ist nicht, wie bisher, dadurch abzustellen, daß man die Stückzahl bei der Beschickung vermindert. Bei einer Verminderung der Stückzahl wird nämlich eine längere Betriebsdauer notwendig, weil die freien Räume auch mit CO angefüllt werden müssen. Dagegen reicht bei einer verkleinerten Ladefläche eine erheblich kürzere Betriebsdauer aus, weil freie Räume fehlen. Bei einer Besprechung mit der Herstellerfirma wurde von dieser Seite darauf hingewiesen, daß eine Verkürzung des Kastenaufbaues eine ungünstige Gewichtsverlagerung nach sich zieht. Es wurde betont, daß eine Überlastung der Vorderachse eintritt. Tatsächlich findet aber ungewollt ein Ausgleich in der Gewichtsverteilung dadurch statt, daß das Ladegut beim Betrieb in dem Streben nach der hinteren Tür immer vorwiegend dort liegt. Hierdurch tritt eine zusätzliche Belastung der Vorderachse nicht ein.


  3.) Die Verbindungsschläuche zwischen Auspuff und Wagen rosten des öfteren durch, da sie im Innern durch anfallende Flüssigkeiten zerfressen werden. Um dieses zu vermeiden, ist der Einfüllstutzen nunmehr so zu verlegen, daß eine Einführung von oben nach unten erfolgt. Dadurch wird ein Einfließen von Flüssigkeiten vermieden.


  4.) Um eine handliche Säuberung des Fahrzeuges vornehmen zu können, ist der Boden in der Mitte mit einer dicht verschließbaren Abflußöffnung zu versehen. Der Abflußdeckel mit etwa 200 bis 300mm ø erhält einen Syphonkrümmer, so daß dünne Flüssigkeit auch während des Betriebes ablaufen kann. Zur Vermeidung von Verstopfungen ist der Krümmer oben mit einem Sieb zu versehen. Dicker Schmutz kann bei der Reinigung des Wagens durch die große Abflußöffnung fortgespült werden. Der Boden des Fahrzeuges ist zur Abflußöffnung leicht zu neigen. Hierdurch soll erreicht werden, daß alle Flüssigkeiten unmittelbar zur Mitte abfließen. Ein Eindringen der Flüssigkeiten in die Röhren wird somit weitgehendst unterbunden.


  5.) Die bisher angebrachten Beobachtungsfenster können entfallen, da sie praktisch nie benutzt werden. Bei der Fertigung weiterer Fahrzeuge wird durch den Fortfall der Fenster mit Bezug auf die schwierige Anbringung und dichte Abschließung derselben erhebliche Arbeitszeit eingespart.


  6.) Die Beleuchtungskörper sind stärker als bisher gegen Zerstörungen zu sichern. Das Eisengitterwerk ist so hoch gewölbt über den Lampen anzubringen, daß eine Beschädigung der Lampenfenster nicht mehr möglich ist. Aus der Praxis wurde vorgeschlagen, die Lampen entfallen zu lassen, da sie angeblich nie gebraucht werden. Es wurde aber in Erfahrung gebracht, daß beim Schließen der hinteren Tür und somit bei eintretender Dunkelheit immer ein starkes Drängen der Ladung nach der Tür erfolgte. Dieses ist darauf zurückzuführen, daß die Ladung bei eintretender Dunkelheit sich nach dem Licht drängt. Es erschwert das Einklinken der Tür. Ferner wurde festgestellt, daß der auftretende Lärm wohl mit Bezug auf die Unheimlichkeit des Dunkels immer dann einsetzt, wenn sich die Türen schließen. Es ist deshalb zweckmäßig, daß die Beleuchtung vor und während der ersten Minuten des Betriebes eingeschaltet wird. Auch ist die Beleuchtung bei Nachtbetrieb und beim Reinigen des Wageninnern von Vorteil.


  7.) Um eine schnelle und leichte Entladung des Fahrzeuges zu erreichen, ist ein ausfahrbarer Rost anzubringen. Er ist auf kleinen Rädern in U-Eisen-Schienen zu führen. Das Aus- und Einfahren hat mit einer unter dem Wagen angebrachten Drahtseilzugwinde zu geschehen. Die mit der Anbringung beauftragte Firma hält diese Ausführungsart wegen Kräfte- und Materialmangel z.Zt. für undurchführbar. Die Ausführung ist bei einer anderen Firma anzuregen.4


  Vorstehende technische Änderungen sind an den im Betrieb befindlichen Fahrzeugen nur dann nachträglich auszuführen, wenn jeweils ein Fahrzeug einer anderen größeren Reparatur unterzogen werden muß. An den in Auftrag gegebenen 10 Saurer-Fahrgestellen sind die vorstehenden Abänderungen soweit als möglich zu berücksichtigen. Da die Herstellerfirma gelegentlich einer Rücksprache betonte, daß konstruktive Abänderungen z.Zt. nicht oder nur für kleinste Abänderungen möglich sind, ist bei einer anderen Firma der Versuch zu unternehmen, mindestens eines dieser 10 Fahrzeuge mit allen Neuerungen und Abänderungen, die sich bisher aus der Praxis ergaben, auszustatten. Ich schlage vor, die Firma in Hohenmauth mit der Einzelausführung zu beauftragen. Nach den Umständen ist bei diesem Fahrzeug mit einer späteren Fertigstellung zu rechnen. Es ist dann nicht nur als Muster-, sondern auch als Reserve-Fahrzeug bereitzuhalten bzw. einzusetzen. Bei Bewährung sind die übrigen Fahrzeuge nacheinander aus dem Betrieb zu ziehen und dem Musterfahrzeug entsprechend umzubauen.


  II. Gruppenleiter II D SS-Obersturmbannführer Rauff5 mit der Bitte um Kenntnisnahme und Entscheidung vorgelegt.


  I.A. Just6


  BAB, R 58/871


  


  


  


  1 Vgl. Mathias Beer: Die Entwicklung der Gaswagen beim Mord an den europäischen Juden, in: VZG 35(1987), S.403–417; Eugen Kogon/Hermann Langbein/Adalbert Rückerl u.a. (Hrsg.): Nationalsozialistische Massentötungen durch Giftgas. Eine Dokumentation, Frankfurt/M. 1983; Günter Morsch/Bertrand Perz (Hrsg.): Neue Studien zu nationalsozialistischen Massentötungen durch Giftgas. Historische Bedeutung, technische Entwicklung, revisionistische Leugnung, Berlin 2011; Christopher R. Browning: Fateful Months. Essays on the Emergence of the Final Solution, New York-London 1991, S.57–67.


  2 Vgl. Vern. Anton Sukkel v. 21.8.1961, HStAH, Nds. 721 Hannover Acc. 97/99–10, Bd.23; dto. Harry Wentritt v. 10.11.1961, ebd., Bd.24.


  3 Gemeint sind 9–10 Personen pro m2 Ladefläche; die Begriffe „Stückzahl“ u. „Ladegut“ beziehen sich gleichfalls auf Vergasungsopfer.


  4 Die vorgeschlagene Konstruktion eines ausfahrbaren Wagenbodens wurde letztlich wegen des erheblichen Konstruktionsaufwandes nicht umgesetzt; vgl. RSHA II D 3 a an Gaubschat v. 23.6.1942, BAB, R 58/871; Gaubschat an CdS v. 18.9.1942, ebd.; dto. v. 24.9.1942, ebd.


  5 Walther Rauff, geb. 1906, 1924–1937 Kriegsmarine, zuletzt als Kapitänleutnant, 1937 NSDAP, 1938 SS u. als Hstuf. Referent I/1 im SD-HA, 1939 Stubaf., 1940/41 Chef einer Minensuchflottille an der Kanalküste, 1941 Ostubaf. u. als Gruppenleiter II D u. VI F (Technische Angelegenheiten) im RSHA zuständig für die Entwicklung der Gaswagen, Sommer 1942 Kdr. des EK der Panzerarmee Afrika, Nov. 1942 als Chef des EK Nordafrika nach Tunis, Sommer 1943 Sipo-Einsatz in Korsika, danach Kdr. Sipo-Kdo. Oberitalien-West, 1944 Staf., Dez. 1946 Flucht aus britischem Gefangenenlager, 1948/49 Berater für den syrischen Geheimdienst, Dez. 1949 Flucht nach Ecuador, 1958 Chile, 1959–1962 Mitarbeiter des Bundesnachrichtendienstes, gest. 1984; BAB, BDC, SSO Walther Rauff; Vern. dess. v. 28.6.1972, BAL, B 162/3637, Bl. 76–91; BAL, ZK: Walther Rauff; Klaus-Michael Mallmann/Martin Cüppers: Halbmond und Hakenkreuz. Das Dritte Reich, die Araber und Palästina, Darmstadt 2006, S.138–147, 202–207, 242–245; Martin Cüppers: Immer davongekommen: Wie sich Walther Rauff dauerhaft seinen Richtern entzog, in: Mallmann/Angrick: Die Gestapo nach 1945, S.71–89.


  6 Willy Just, geb. 1899, 1920 zur Preußischen Schutzpolizei, 1937 Übernahme ins HA Sicherheitspolizei, seit 1940 beim Sachgebiet Kfz-Beschaffung im RSHA II D 3 a (Sipo-Fahrzeugpark) tätig u. in dieser Funktion auch mit den Gaswagen befaßt, 1942 technischer Oberinspektor u. Hstuf., Festnahme 1961, Verfahrenseinstellung 1965; Vern. Willy Just v. 18.2.1961, BAL, B 162/5066, Bl. 260t–y; Beschluß LG Hannover v. 31.8.1965, HStAH, Nds. 721 Hannover Acc. 97/99–10, Bd.16.


  


  


  135) Bericht Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland an Reichskommissar Ostland vom 16.6.1942: Partisanenüberfall in Baranowitsche


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei u.d. SD Ostland

      

      	
        Riga, den 16.6.1942

      
    


    
      	
        Abt. I P Tgb.Nr.1919/42

      

      	
        [Stempel: Geheim]

      
    


    
      	
        An den Herrn Reichskommissar für das Ostland–Riga

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Partisanenüberfall in Baranowitsche1


  Das Kommando Baranowitsche des Kommandeurs der Sicherheitspolizei und des SD Weissruthenien war in Stärke von 8 deutschen Führern und Unterführern, 2 Angehörigen des Gebietskommissariats Nowogrodek, 1 Leutnant und 1 Wachtmeister der Gendarmerie und 15 Litauern und Russen zu einer Judenaktion ausgerückt und traf am 9.6.1942 gegen 17.00 Uhr bei Naliboki nördlich Stolpce ein. Das Dorf liegt in einem grösseren Waldgebiet; vor dem Dorf befindet sich jedoch eine grössere, völlig freie und ebene Fläche. Als die Pkw und Lkw des Kommandos den Wald verlassen hatten und in das Dorf einfahren wollten, erhielten sie von zwei Seiten Feuer durch sMG. Das Kommando verliess die Wagen und versuchte das Dorf zu stürmen. Auf der freien Fläche war es jedoch starkem Feuer ausgesetzt. Ausser dem ungünstigen Gelände, in dem sich keine Deckungsmöglichkeit bot, war das Kommando auch deswegen stark benachteiligt, weil die mitgeführten Waffen gegenüber der Feuerkraft der Partisanen eine zu geringe Reichweite hatten. In dem ungleichen Kampf fielen nach und nach alle Kommandoangehörigen; lediglich ein SS-Oberscharführer und ein SS-Mann sowie 4 Dolmetscher bezw. Fahrer konnten sich zurückziehen und lebend durchschlagen. Hierbei wurde noch ein Dolmetscher verwundet. Am 10.6.1942 rückte der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weissruthenien mit fast allen Kräften seines Kommandos nach Baranowitsche ab. Er erhielt Verstärkung durch motorisierte Gendarmerie und einheimische Schutzmannschaft. Er fand in Naliboki 15 Tote vor, wie sie im Kampf gefallen waren. Allen Gefallenen waren die Stiefel ausgezogen; die SS-Männer hatte man darüber hinaus bis auf die Unterhosen entkleidet und ihnen sämtliche Ausweise und Erkennungsmarken geraubt. Einem SS-Obersturmführer waren ein Hakenkreuz und ein Sowjetstern in die Brust eingebrannt worden. Durch Vernehmung von Dorfbewohnern wurde festgestellt, dass 4 Deutsche, und zwar wahrscheinlich zwei SS-Unterführer und die beiden Gendarmeriebeamten, gefangen und auf dem von den Partisanen geraubten Lkw durch Naliboki geführt worden waren. Man hatte ihnen in die zusammengebundenen Hände rote Fahnen gesteckt. Dazu erklärten die Partisanen höhnisch: „Seht an, das sind Eure Herren!“ Die Partisanenbande bestand aus 90–100 Russen, darunter auch Fallschirmjägern, die russische Uniformen trugen. Sie war mit schweren Waffen ausgerüstet und besass Funkgerät. Durch weitere Vernehmung der Dorfbewohner ist festgestellt, dass die vier entführten Beamten am 9.6.1942 in einem Wald in der Nähe von Naliboki erschossen worden sind. Suchaktion nach den Leichen ist eingeleitet. Die zur Bekämpfung der Partisanengruppe notwendigen Maßnahmen sind unverzüglich in Angriff genommen, jedoch blieb infolge der schwachen Kräfte bislang der Erfolg noch aus.


  I. A. gez. Stüber2

  SS-Sturmbannführer


  BAB, R 6/354


  


  


  


  1 Vgl. Alexander Brakel: Unter Rotem Stern und Hakenkreuz. Baranowicze 1939 bis 1944. Das westliche Weißrussland unter sowjetischer und deutscher Besatzung, Paderborn u.a. 2009, S.280–298.


  2 Josef Stüber, geb. 1906, Jurist, 1937 NSDAP, ab 1939 Abt.Leiter bei Stapo-Stelle Troppau, dann dto. Hannover, 1942 Leiter IV beim BdS Ostland, 1944 Leiter Stapo-Stelle Oppeln, gest. 1972; BAL, ZK: Josef Stüber.


  


  


  136) Tätigkeitsbericht 2. Zug Waffen-SS beim Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 16.6.1942


  
    
      	
        II. Zug Waffen-SS1

      

      	
        Minsk, den 16.Juni1942

      
    

  


  Tätigkeitsbericht2


  Mein letzter Bericht schloß mit der Kommandierung Hanemanns nach Reval am 18.5.1942. Am 19.5.42 begleiteten drei unserer Männer einen Transport von Pferden und landwirtschaftlichen Maschinen für das Gut des Kdr’s von Motyl ungefähr 150km nach Minsk. Uscha. Ponsel und Rttf. Luck setzten sich am 20.5. nach Loknja in Marsch. Die noch verbleibenden Männer 1:8 beaufsichtigten am 20.5. die Aushebung einer Grube in der Nähe des Gutes. Am 21.5. Waffenreinigen und Sachen instandsetzen. Am 26.5. traf ein Transport mit 1000 Juden aus dem Reich in Minsk ein und wurde gleich zu der oben erwähnten Grube gebracht.3 Dazu war die Waffen-SS wieder an der Grube eingesetzt. Am 28.5. wurde der SS-Strm. Otto als Fleckfieberverdächtiger in das SS-Lazarett eingeliefert. Er befindet sich heute noch dort. Lebensgefahr ist nicht mehr vorhanden. Am 25. und 29.5. wurde eine weitere Grube ausgehoben. Am 30.5. besuchte Reichsminister Rosenberg die Stadt Minsk. Die Dienststelle hatte die Sicherung der Person des Herrn Reichsministers übernommen. Am 1.6. traf wieder ein Transport mit Juden hier ein. Am 4.6. wurde eine Großaktion gegen Partisanen in [unleserlich] vorbereitet. Dazu traf die Gruppe Uschaf. Lipps aus Wilejka hier ein. Am 5.6. begann die Aktion in Zusammenwirken mit Sicherungseinheiten in Stärke von 300 Mann. Die Waffen-SS war in M.G.-Gruppen aufgeteilt. Die Gruppen unter meiner Führung hatten einen Abschnitt von 2km zu sichern. Luftwaffe und Wehrmacht durchkämmten das Partisanengebiet von Panzern unterstützt, blieben jedoch ohne Feindberührung. Die Aktion dauerte bis 8.6. Am 9.6. Waffenreinigen und Sachen instandsetzen. Am 10.6. kehrte die Gruppe Lipps wieder nach Wilejka zurück. Am 11.6.42 meldete die Außenstelle Baranowitsche den Überfall auf ein Kommando von 28 Mann.4 Dem Überfall fielen 10 Deutsche und 11 Litauer zum Opfer, darunter auch SS-Ostuf. Grünzfelder. Am gleichen Tage noch setzte sich ein Bergungskommando bestehend aus Waffen-SS 1:7 und 45 Unterführern und Männern des Sicherheitsdienstes unter Führung des Kommandeurs nach Baranowitsche in Marsch. An der Bergungsaktion, die von Baranowitsche aus am 12.6. begann, nahmen außer dem Kommando noch Polizei und Gendarmerieeinheiten in Stärke von ca. 200 Mann teil. Wir erreichten ohne Zwischenfälle den Überfallort, ein größeres Dorf von Wald umgeben etwa 150km westlich von Baranowitsche. Nach Erkundung und Verhör der Bewohner wurden die Partisanen, die den Überfall durchgeführt hatten und dabei einen Lkw und einen Pkw erbeutet hatten und angeblich zwei Stunden vor unserer Ankunft weitergefahren waren, zwei Tage, d.h. einen Nachmittag und den nächsten Vormittag, verfolgt. Doch der Erfolg blieb aus, die Bande war nicht ausfindig zu machen. Am 13.6. kehrten wir nach B. zurück. Am 14.6. war die Beisetzung der gefallenen Kameraden auf dem Heldenfriedhof in Baranowitsche, woran wir und die Gruppe Lipps als Ehrenzug teilnahmen. Nach der Beisetzung kehrten wir nach Minsk zurück. Am 15.6. traf abermals ein Transport mit 1000 Juden aus Wien hier ein. Am 16.6. trifft die Gruppe Lipps wieder in Minsk ein, um mit uns als Ehrenzug an der Beisetzung des am 14.6.42 bei einer Aktion gegen Partisanen in der Nähe von Kojdanov gefallenen Ostuf. Burkhardt teilzunehmen. Am 17.6. findet die Beisetzung des Ostuf. Burkhardt auf dem neuangelegten Friedhof auf dem Gut des Kdr’s statt. Meine Gruppe hier in Minsk ist nur mehr 1:7 stark. Es ist im Moment nicht möglich, auch nur einen Mann auf Urlaub zu schicken. Kann ich, wenn es die Umstände wieder erlauben, Jahresurlaub, d.h. 21 Tage, geben? Weiter bitte ich Sie, auch mir einen Urlaub zu genehmigen. Mein letzter Urlaub war im August 1941. Uscha. Lipps erklärt sich bereit, mich während dieser Zeit zu vertreten.


  Arlt

  Unterscharführer


  VUA, Btl. d. Waffen-SS z.b.V. u. USHMMA, RG48.004M


  


  


  


  1 Der Zug wurde im Rahmen der Aufteilung des Btl. Waffen-SS z.b.V. Ende Juli 1941 der EG A zugeteilt; vgl. Cüppers:Wegbereiter der Shoah, S.271–275.


  2 Abgedruckt in: Unsere Ehre heißt Treue, S.240f.


  3 Zu diesen u. den folgenden aus Wien eingetroffenen Deportationszügen vgl. Gottwaldt/Schulle: Die „Judendeportationen“ aus dem Deutschen Reich 1941–1945, S.230–240.


  4 Vgl. Dok. 135.


  


  


  137) Tätigkeitsbericht Waffen-SS-Gruppe Wilejka vom 18.6.1942


  
    
      	
        Tätigkeitsbericht von SS-Unterscharführer Lipps1

      

      	
        Wilejka, 18.Juni1942

      
    


    
      	
        Gruppe Wilejka

      

      	
        

      
    


    
      	
        An SS-Untersturmführer Burgdorf!

      

      	
        

      
    

  


  Mit dem 24.5.42 schloss mein letzter Tätigkeitsbericht. Die Zeit vom 24.5.42 bis 18.6.42 war ausgefüllt mit mehr oder weniger erfolglosen Aktionen gegen Partisanen, die sich in den letzten Wochen in den hiesigen Gegenden sehr unangenehm bemerkbar machen. Am 30.5.42 brachten wir zwei Fallschirmspringer ein, die sich allerdings freiwillig gestellt hatten. Vom 1.6. bis 3.6. verlegten wir unsere Tätigkeit in die Gegend von Dolhinow. Dort sollte Berichten nach eine grössere Bande, die im Walde ein befestigtes Lager haben sollte, ihr Unwesen treiben. Am dritten Tage fanden wir auch das Lager, doch war es bereits am Tage vorher von den Partisanen geräumt worden. Am 4.6. wurde die ganze Gruppe der Waffen-SS nach Minsk kommandiert. In der Gegend von Minsk sollte eine Grossaktion gegen Partisanen steigen. Am 5.6. fuhren wir nach Stolpce, 75km SW von Minsk. Am 6.6. kamen wir wieder nach Minsk zurück, um am 7.6. abermals nach Stolpce zu fahren. Am 8.6. stieg dann die Aktion. Das Aufgebot war ein großes. Die Vorbereitungen hatten mehrere Tage in Anspruch genommen. Der Erfolg war auch danach, nämlich gleich null! Ein Lager, das wir auffanden, war leer. Alle unsere Unternehmungen gegen die Partisanen in Gemeinschaft mit der Wehrmacht schlugen fehl, weil der Apparat zu langsam funktioniert. In der Nacht zum 9.6. kamen wir wieder in Minsk an und fuhren am 10.6. weiter nach Wilejka. Am Abend dieses Tages kam der Befehl, neuerlich nach Minsk zu kommen. Am frühen Morgen des 11.6. setzten wir uns in Marsch. Über Wilna–Lida–Nowogrodek ging der Weg nach Mir, wo wir tags darauf mit dem Kommando Minsk zusammentrafen. Man hatte uns gerufen, weil am Tage vorher eine Abteilung vom Kommando Baranowitschi von Partisanen überfallen worden war.2 Es war ein unglückliches Treffen, bei dem fünfzehn der Unseren – meist Litauer – fielen. Sechs weitere, darunter vier Deutsche, wurden von den Partisanen gefangen. In Baranowitschi erfolgte am 13.6. die Beisetzung der Toten. Darauf kehrten wir nach Minsk zurück. Am 14.6. kamen wir wieder nach Wilejka und erhielten am gleichen Abend wieder Befehl zum Marsch nach Minsk. SS-Obersturmführer Burkhardt war leider im Kampfe gegen Partisanen gefallen. Die Gruppe setzte sich am 15.6. abermals in Richtung Minsk in Marsch, nahm an der Trauerfeier für den toten Obersturmführer teil und kehrte am 17.6. nach Wilejka zurück. Damit habe ich die wichtigsten Vorkommnisse zwischen dem 24.5. und dem 18.6. berichtet. Innerhalb der Gruppe kamen keine Vorfälle vor, die zu Beanstandungen Anlass geboten hätten.


  Lipps

  SS-Unterscharführer


  VUA, Btl. d. Waffen-SS z.b.V. u. USHMMA, RG48.004M


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 129.


  2 Vgl. Dok. 135.


  


  


  138) Vermerk Reichssicherheitshauptamt VII B 1 b vom 25.6.1942: Sichergestelltes Judenmaterial im baltischen Raum


  
    
      	
        VII B 1 b

      

      	
        Berlin, den 25.6.1942

      
    


    
      	
        An SS-Sturmbannführer Braune1 im Hause

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Sichergestelltes Judenmaterial im baltischen Raum


  Auf der vom 17.–30.9.422 durchgeführten Dienstreise wurden folgende Kisten mit Material sichergestellt: Riga: Etwa 45 Kisten, enthaltend Archiv und Bibliothek des jüdischen Historikers Dubnow.3 Dorpat: 80 Kisten, enthaltend jüdische Literatur aus der Dorpater Gemeinde sowie aussortiertes Material des jüdischen Clubs in Reval. Die 45 Kisten in Riga befinden sich in dem ehemaligen NKWD-Gebäude. Über ihren Abtransport ist meines Erachtens bereits ein Schriftwechsel zwischen Riga und SS-Stubaf. Braune bzw. SS-H’stuf. Stein geführt worden.


  Unterschrift

  SS-Obersturmführer


  BAB, R 58/7148


  


  


  


  1 Walter Braune, Leiter der Geschäftsstelle Amt VII im RSHA; vgl. Wildt: Generation des Unbedingten, S.292, 373, 377.


  2 Schreibfehler; gemeint ist 1941.


  3 Simon Dubnow, geb. 1860, Historiker u. Mitbegründer des jüdischen nationalen Autonomismus in der Diaspora, Dez. 1941 in Riga erschossen; vgl. ders.: Buch des Lebens. Erinnerungen und Gedanken. Materialien zur Geschichte meiner Zeit, 3 Bde., hrsg. v. Verena Dohrn, Göttingen 2004–2005.


  


  


  139) Jahresbericht 1941/42 Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Estland vom 1.7.1942 (Auszüge)


  
    
      	
        Der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Reval, den 1.7.1942

      
    


    
      	
        für den Generalbezirk Estland1

      

      	
        Antonisberg 16

      
    


    
      	
        

      

      	
        Geheim! Sofort vorlegen!

      
    

  


  Jahresbericht Juli 1941–30.6.1942


  I. Personalangelegenheiten


  1.) Standorte


  a) Zusammenstellung des Kommandos


  Das Einsatzkommando 1a wurde am 20.6.41 in Bad Schmiedeberg zusammengestellt. Das Hauptkommando, wie auch die Teilkommandos, gingen mit der kämpfenden Truppe in die wesentlichen Städte, organisierten, soweit es sich nicht um den altrussischen Raum handelte, sofort Selbstschutz, Aussen- und Politische Polizei, um mit deren Hilfe sämtliche bolschewistischen Elemente zu erfassen. Vielfach war es auf Grund besonderer Verhältnisse notwendig, dass die Kommandos im Rahmen der Vorausabteilung des Heeres an den Kämpfen teilnahmen, so z.B. beim Häuserkampf in Riga und Dorpat.


  b) Marschroute


  Anmarsch über Lopow bei Landsberg, Karthaus, Königsberg, Memel. Von dort am 25.6.41 Inmarschsetzung eines Teilkommandos zur 92. ID nach Prekuln bei Libau. Durch dieses polizeiliche Aktionen im Raum Skuodas/Litauen. Einmarsch mit 92. ID am 27.6.41 nach Libau, dort sicherheitspolizeiliche und SD-mäßige Sofortmaßnahmen. Kdo.-Führer mit weiterem Teilkdo. am 29.6.41 über Schaulen zur Vorausabteilung Lasch (I. AK, Riga, Mitauer Vorstadt). Am 29./30.6.41 im Rahmen der Vorausabt. Lasch Teilnahme an den Kämpfen in der Mitauer Vorstadt. Am 1.7. mit Vorausabt. Ullersperger unter persönlicher Führung des Einsatzgruppenchefs nach Riga. Vom 1.–5.7. in Riga, polizeiliche und SD-mäßige Sofortmaßnahmen (Sicherung bolschewistischer Gebäude, Akten und Schriften, Einleitung der Verhaftung aller Bolschewisten). Aufstellung der Bearbeitung von Riga an das inzwischen nachgerückte Einsatzkommando 2. Am 6.7.41 Kdo.-Führer mit Teilkdo. zur 61. ID nach Wenden, Wolmar, Rujen (überall sicherheitspolizeiliche Sofortmaßnahmen). Dort Anschluss an Vorausabteilung von Solle, mit dieser am 7.7.41 über die estnische Grenze nördl. Rujen bei Fellin. Gleichzeitig weiteres Teilkdo. mit XXXVIII. AK auf Rollbahn Riga–Pleskau. Sicherheitspolizeiliche Sofortmaßnahmen in Pleskau am 10.7. (Einnahme Pleskaus am 9.7. durch Panzergruppe 4 aus Richtung Ostrow). Gleichzeitig Inmarschsetzung zweier weiterer Teilkdo’s mit Vorausabt. Ullersperger nach Pernau (erreicht am 12.7.41) und mit Vorausgruppe Burdach nach Dorpat (erreicht am 15.7.). In allen Orten die üblichen Sofortmaßnahmen. In Dorpat vom 15.–25.7. während der Kämpfe innerhalb der Stadt Dorpat engste Zusammenarbeit mit Vorausgruppe Burdach, laufende Späh- und Stosstruppenunternehmungen neben eigener üblicher sicherheitspolizeilicher Arbeit, insbesondere sofortige Aufstellung von Polizei und Ausrichtung des bereits bestehenden Selbstschutzes. Von Dorpat aus mit Teilkdo’s nach Kallaste, [unleserlich] (Peipussee) und Oberpahlen, Turgel (29.7.41). Von Turgel mit XXXI. AK über Weissenstein, Teps, Wesenberg (einschl. Kurda), Sonda, Kiviöli, Kohtla-Jerwe (im Ölschiefergebiet in 1. Linie Sicherung der Ölschieferindustrie durch Aufstellung des estn. Selbstschutzes und genaue Anweisungen an diesen noch während der Kämpfe, insbesondere um Sabotageakte von Vernichtungsbataillonsangehörigen zu verhindern), Jöhvi und […] (Ölschieferwerke), Narwa (17.8.). Gleichzeitig Pleskauer Teilkdo. mit 58. ID über Gdow nach Gostiny (SD-Erkundung, Partisanenbekämpfung im Partisanengebiet ostw. der Pljussa), nachgezogen am 19.8. nach Narwa. In Dorpat, Pernau und Narwa einzelne Männer als ortsfeste Aussendienststellen zurückgelassen. Hauptkdo. von Dossaberg mit XXXXII. AK über Anija, […] nach Kautjala mit 61. ID am 28.8. vormittags nach Reval. In engster Zusammenarbeit mit Wehrmachtskommandanten sofortige Sicherungsmaßnahmen polizeilicher und kultureller Art (kulturelle Baudenkmäler im Rahmen des Führerauftrages, z.B. Schloss Katharinental, Schloss Demberg, Mitterhaus, Schwarzhäupterhaus, Rathaus usw. durch Waffen-SS-Männer), sofortige Gründung des Selbstschutzes und der Polizeipräfekturen durch mitgebrachte und vorbereitete Kräfte. Gründlichste und erfolgreiche Fahndung nach Bolschewisten, Sicherstellung von Materialien. Am 2.9.41 mit Teilkdo. nach Baltischport und Hapsal, am 2.9.41 Teilkdo. mit 61. ID über […] nach Ösel. Am 19.8.41 mit grösserem Teilkdo. mit 61. ID über Narwa, Kingisepp nach Duterhof (10.9.) und Krasnoje-Selo (12.9.). Von dort aus bis heute sicherheitspolizeiliche und SD-mäßige Bearbeitung des gesamten Gefechtsgebietes westlich der Linie Uritzk, Duterhof, Krasnogwardeisk (insbesondere Küstenstrasse Uritzk, Peterhof und Gefechtsgebiet südl. des Oranienbaumer Kessels). Im Winter 1941/42 mit ortsfesten Dienststellen Luga (ab 10.12.41) und Kingisepp (ab 10.12.41) Bearbeitung dieser Gebiete, insbesondere von Luga aus, im März/April 1942 auch von Gdow aus mit Jagdkommandos Partisanenerkundung und -bekämpfung.


  2.) Besondere Vorkommnisse


  Während des Vormarsches und auch während der Zeit der Stabilisierung der Dienststelle Reval und der Aussendienststellen hatte sich gezeigt, dass eine Reihe von Führern, Unterführern und Männern, die nach beruflicher Vorbildung und Dienststellung keineswegs besondere Leistungen erwarten liessen, weit über sich hinausgewachsen sind und sowohl beim verschiedentlich notwendigen Kräfteeinsatz, als auch bei der sachlichen Bearbeitung von Polizei- und SS-Vorgängen Hervorragendes leisteten. Insbesondere bewährten sich einige Führer und Unterführer bei der Zusammenarbeit zwischen Deutschen und Esten, da sie es besonders verstanden, ein zahlenmäßig grosses Kontingent einschl. fachlich hervorragender Beamter und höherer militärischer Dienstgrade zu führen und anzuleiten. Andererseits hat sich gezeigt, dass Führer, Unterführer und Männer und zwar vor allem der Sicherheitspolizei, aber auch SD-Angehörige, die die an und für sich notwendigen Voraussetzungen mitbrachten, vollkommen versagten. Es erwies sich immer wieder, dass es in einem Raum, wie dem estnischen, wo weitgehend mit landeseigenen Kräften gearbeitet werden kann, bei der Personalstärke der deutschen Sicherheitspolizei und des SD ausschliesslich auf Qualität (führungsmäßige und fachliche), nicht aber auf die Quantität der eingesetzten Kräfte ankommt. Die hier zu leistende deutsche Führungsaufgabe kann gut von relativ wenigen, gut qualifizierten Männern versehen werden. Ein schlecht Qualifizierter (selbst bei gutem Willen) schadet dem deutschen Ansehen mehr, als 10 Gute wieder ausgleichen können.


  […]


  Zahlenmäßige Aufstellung von Angehörigen der deutschen und estnischen Sicherheitspolizei im gesamten Kommandeursbereich, einschließlich der Aussenstellen und SD-Erkundungskommandos im altrussischen Raum: 1.) Bei der Dienststelle Reval sowie Hauptaussen- und Aussenstellen und SD-Erkundungskommandos tätige Deutsche (ausser Waffen-SS-Angehörigen der Komp. Störtz) = 139.2.) Hilfskräfte bei den deutschen Dienststellen = 102 Esten. 3.) Bei der estnischen Sicherheitspolizei insgesamt = 673 Esten. 4.) Bei den SD-Erkundungskommandos und einer zum Nachschub für diese Kommandos sowie das EK 1b gebildeten Sonderkompanie als Waffenträger = 259 Esten.


  […]


  4.) Schulung, Erziehung und Ausbildung


  a) Wöchentlich einmal als SS-Dienst Schulung aller deutschen Dienststellenangehörigen der Dienststelle Reval. Die Schulung umfasst Kurzberichte über militärische und politische Lage, Fachvortrag über ein Arbeitsgebiet und allgemein weltanschaulicher Vortrag. b) Schon während des Vormarsches in Estland wurden estnische Offiziere und politisch einwandfreie Beamte aus der früheren Polizei und Verwaltung zur Mitarbeit herangezogen. Diese von uns ausgebildeten Vertrauenspersonen organisierten einen eigenen estnischen Polizeiapparat, der zunächst ausreichte, um die sich noch versteckt haltenden und sonst noch frei herumbewegenden Bolschewisten zu erfassen und abzuurteilen. Insbesondere wurden einzelne Offiziere und leitende Beamte mit Vollmachten ausgestattet, die es ihnen ermöglichten, auch in Aussenbezirken, den jetzigen Hauptaussen- und Aussenstellen, eine estnische Politische und eine estnische Kriminalpolizei aufzuziehen. Die Auswahl der einzelnen führenden Personen bei der Politischen, als auch bei der Kriminalpolizei erfolgte derart, dass ständig in unseren Diensten stehende höhere estnische Offiziere und Polizeibeamte die Betreffenden vorschlugen, eine politische Beurteilung einholten, anschliessend die Einsetzung durch die deutsche Sicherheitspolizei erfolgte. Von Anfang an wurden alle Probleme der Bolschewistenbekämpfung in kameradschaftlicher Weise mit den direkt bei uns tätigen oder späterhin bei der estnischen Sicherheitspolizei beschäftigten Esten besprochen und jeweils neue Richtlinien für die Bearbeitung aller politischen Fragen festgelegt. Besonderer Wert wurde auf ein enges, ausserdienstliches, kameradschaftliches Verhältnis gelegt, das naturgemäß das persönliche Vertrauensverhältnis steigerte. Im Laufe der Zeit ermöglichte dieses Verhältnis eine reibungslose Zusammenarbeit, die es uns gestattete, mit wenig Führern und Unterführern den grossen estnischen Sicherheitsapparat zu führen und zu leiten. Sogar auf dem besonders heiklen Gebiet der nationalen Opposition arbeitet der deutsche Sachbearbeiter ständig weitgehend mit estnischen Mitarbeitern. Auf diesem Gebiet hat sich allerdings bisher erst eine kleine Zahl wirklich 100%-ig geeigneter estnischer Mitarbeiter finden lassen.


  Einzelnes


  Im Dezember 1941 wurde unter ständiger deutscher Aufsicht in Reval eine estnische Sicherheitspolizeischule mit folgendem Lehrprogramm gegründet: 6-monatiger Grundlehrgang, 8-tägige Sonderlehrgänge für Ass. d. Pol.Pol., 2-wöchige Fortbildungslehrgänge für Ass. d. Pol.Pol., 1-monatiger Fortbildungslehrgang für Ass. d. Pol.Pol. Bis zum 1.7. besuchten 189 Esten die verschiedenen Lehrgänge in der Sicherheitspolizeischule Reval. Vom RSHA wurden 5 leitende Beamte der estnischen Sicherheitspolizei für die Zeit vom 27.6.–6.7.42 zur Information nach Berlin berufen. 30 leitende Beamte der estnischen Sicherheitspolizei wurden ab 1.7. für einen mehrwöchentlichen Lehrgang nach der Führerschule Charlottenburg einberufen. 130 Esten wurden am 30.4.42 zu einem dreimonatigen Lehrgang zur Sicherheitspolizeischule Fürstenberg einberufen. In der Zeit vom 28.5.–1.6.42 fand eine gemeinsame deutsch-estnische Sicherheitspolizeitagung in Reval statt. Teilnehmer: Abteilungsleiter, Referenten und Sachbearbeiter der deutschen und estnischen Dienststellen Reval, deutsche und estnische Hauptaussen- und Aussenstellenleiter. Gemeinsame deutsch-estnische Sonnwendfeier am 23.6.42 in Reval. Teilnehmer: Alle Angehörigen der deutschen und estnischen Sicherheitspolizei, Standort Reval. Ab 29.6.42 achttägig laufende Sportlehrgänge der Angestellten der estnischen Sicherheitspolizei im Polizeisportheim Brigitten bei Reval.


  […]


  II. Organisation, Verwaltung und Recht


  1.) Organisatorische Fragen


  Aus den beim Vormarsch in verschiedenen Orten zurückgelassenen Kommandos wurden Aussen- bezw. Hauptaussenstellen. Bei der estnischen Sicherheitspolizei wurde die Angleichung entsprechend vorgenommen. Näheres aus Anlage 1, 2, 3 und 4. Sofort nach dem Einmarsch wurde der örtliche Selbstschutz, die estnische Politische, die estnische Kriminalpolizei und z.T. auch die estnische Aussenpolizei von den einzelnen Kommandos aufgezogen. Sämtliche Sparten dienten dem schnellen Aufgreifen von Bolschewisten. Die estnische Politische und Kriminalpolizei gliederte sich zunächst in einzelne Präfekturen mit einer sog. Inspektur an der Spitze, die wiederum ihre vorgesetzte Dienststelle in der estnischen Sicherheitspolizei mit Politischer und Kriminalpolizei unter der Leitung des estnischen Sicherheitspolizeiamtes mit Sitz in Reval [hatte]. Die estnische Sicherheitspolizei ist der deutschen Sicherheitspolizei eingegliedert; lediglich nach aussen hin wurde eine formale Unterstellung der estnischen Sicherheitspolizei unter den Ersten Landesdirektor Dr. Mäe bekanntgegeben, um das dringend notwendige Vertrauensverhältnis der estnischen Bevölkerung zur estnischen Sicherheitspolizei nicht zu beeinträchtigen. Die Gliederung der estnischen Sicherheitspolizei mit Hauptaussen- und Aussenstellen sowie einer Dienststelle mit 6 Abt. in Reval ist der Gliederung der deutschen Sicherheitspolizei angeglichen.


  2.) Rechtssetzung


  a) Auf dem Gebiet des Polizeirechts


  Wesentliche polizeirechtliche Ereignisse sind nicht zu berichten. Die Verfolgung politisch-polizeilicher Vergehen erfolgt nach wie vor durch die Abteilung IV meiner Dienststelle in dem vor Einsatzbeginn befohlenen Verfahren. Hierbei wird allerdings grösster Wert auf exakteste und genaueste Feststellung, auf genaue Vernehmung des Beschuldigten, der Zeugen usw. gelegt. Aus personellen Gründen liegt der weitaus grösste Teil dieser Exekutivmaßnahmen in der Hand estnischer Sicherheitspolizeibeamter. Sie werden von meiner Abteilung IV (Geheime Staatspolizei) laufend angewiesen und kontrolliert. Sie haben sich im Grossen und Ganzen sehr bewährt.


  Nachdem nach Einführung der Zivilverwaltung ein Sondergericht und ein Deutsches Gericht eingerichtet wurden, wurden vereinzelte politische Straftaten, soweit das Sondergericht zuständig, dem Sondergericht überwiesen. In Zweifelsfällen erfolgte vorherige Rücksprache mit Generalkommissar Litzmann.2 Auch soweit das Sondergericht an sich zuständig war, werden solche politischen Vergehen nicht an das Sondergericht überwiesen, die nach ihrer Natur oder wegen der Notwendigkeit einer raschen und harten Bestrafung erfahrungsgemäß für das Sondergericht sich nicht eignen. Ein Standgericht im Sinne der Verordnung des RMfdbO vom 12.1.42 ist im Generalbezirk Estland bisher nicht gebildet worden. Polizeiverordnungen sind bisher von mir nicht ausgearbeitet worden, da bisher, teils wegen der ungeklärten Verhältnisse zwischen Zivilverwaltung und SS und Polizei, teils, weil der Generalkommissar selbst kein eigenes wesentliches Verordnungsrecht hatte, die Notwendigkeit zum Erlass von Polizeiverordnungen sich andererseits noch nicht ergeben hatte, eine akute Notwendigkeit nicht bestand. Nachdem vor kurzem die Generalkommissare im Reichskommissariat Ostland weitergehende Rechtssetzungsbefugnisse erhalten haben für solche Fragen, die nur in einem Generalbezirk des Ostlandes zu regeln sind oder in den einzelnen Generalbezirken verschieden zu regeln sind, beabsichtige ich nunmehr, auf diesem Gebiet eine starke Initiative zu entwickeln. Mit dem zuständigen Referenten des Befehlshabers der Sicherheitspolizei in Riga habe ich verabredet, dass er bezüglich einzelner besonders geeigneter Materialien in Kürze Entwürfe für polizeiliche Verordnungen der Generalkommissare übersendet – differenziert nach Generalbezirken – mit dem ausdrücklichen Hinweis, dass diese Materie innerhalb der Generalbezirke des Ostlandes verschieden geregelt werden müssten (dass also die juristische Voraussetzung für die eigene Rechtssetzungsbefugnis der Generalkommissare insoweit vorliege). Es besteht keinerlei Zweifel daran, dass dann die von uns erforderlich gehaltenen Polizeiverordnungen von Generalkommissar Litzmann erlassen werden und dass unsere Federführung bei der Sachbearbeitung dieser Angelegenheiten von ihm anerkannt wird. Die bisherige Zurückhaltung auf diesem Gebiet ist übrigens auch darauf zurückzuführen, dass der SS- und Polizeiführer eine Zurückstellung dieser Fragen wünschte, insbesondere deshalb, weil in der Besetzung des Kommandeurs der Ordnungspolizei seit rd. 3 Monaten ein Wechsel vorgesehen war, der erst jetzt durchgeführt wurde, der SS- und Polizeiführer den KdO aber bei der grundsätzlichen Erörterung dieser Fragen mitbeteiligen wollte. Vor Einführung der Zivilverwaltung habe ich in zwei Fällen den Erlass sicherheitspolizeilicher Verordnungen über den Befehlshaber des rückw. Heeresgebiets bzw. die damals schon im Amt befindliche estn. Selbstverwaltung veranlasst (über die Einziehung kommunistischer Druckschriften und über Verbot des Wohnens und des Aufenthaltes an bestimmten Orten).


  […]


  Auf Anordnung des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD und auf Grund von Ausführungsbestimmungen des Befehlshabers Riga wurden sodann als nächster Schritt die estn. Politische Polizei und die estn. Kriminalpolizei aus dem estn. Innendirektorium herausgelöst und personell, finanziell und fachlich meiner Dienststelle angeschlossen, jedoch in der Form, dass in allen personellen, verwaltungstechnischen und wirtschaftlichen Fragen die Bestimmungen der estn. Verwaltung weiter in Kraft bleiben und dass nach aussenhin im Hinblick auf das dienstlich dringend notwendige Vertrauensverhältnis zwischen der estn. Sicherheitspolizei und der Bevölkerung die Loslösung der estn. Sicherheitspolizei aus der estn. Verwaltung nicht in Erscheinung tritt, vielmehr nach aussenhin so dargestellt wird, als ob die estn. Sicherheitspolizei als selbständige Behörde unmittelbar dem Ersten Landesdirektor Dr. Mäe – zu dem bekanntlich ein vollstes politisches Vertrauensverhältnis besteht – unterstünde. Intern sind Sicherheitspolizei und SD in Estland seit 1.5.1942 wie folgt organisiert: Gruppe A: Deutsche Sicherheitspolizei im engeren Sinne. Gruppe B: Estnische Sicherheitspolizei. Gruppenleiter A: Kein ständiger Vertreter, z.Zt. SS-Stubaf. Dr. Ullmann.3 Gruppenleiter B: Der frühere Leiter der estn. Politischen Polizei, Major (estn.) Mere4, der nach aussenhin, d.h. im Verhältnis zur Bevölkerung und zu den Behörden der estn. Verwaltung, als „Leiter der estn. Sicherheitspolizei“ in Erscheinung tritt. Den deutschen Hauptaussenstellen („Hauptaussenstellen A“) innerhalb Estland, nämlich Dorpat, Narwa, Pernau, entsprechen estnische Hauptaussenstellen („Hauptaussenstellen B“);beide sind weitgehend gekoppelt: Dem estn. Hauptaussenstellenleiter unterstehen in jedem estn. Kreise estn. Aussenstellen mit je einem Referat der Politischen und Kriminalpolizei (vgl. Organisationsplan in Anlage). Dieses Aufbausystem hat sich bisher ausgezeichnet bewährt und wird zweckmäßigerweise mindestens für die Dauer des Krieges, d.h. bis zur Klärung der künftigen politischen Gestalt Estlands, beibehalten. Durch starken persönlichen kameradschaftlichen und dienstlichen Konnex besteht mit den maßgebenden Männern der estn. Sicherheitspolizei ein unbedingtes persönliches und politisches Vertrauensverhältnis, das sich auch in schwierigsten und heikelsten Fragen bewährt hat.


  III. Lebensgebiete Estlands


  1. Allgemeine Lage und Stimmung der Bevölkerung


  In dem Sommerfeldzug des vorigen Jahres hat die estnische Bevölkerung den Deutschen, vor allem den deutschen Soldaten, mit jubelnder Begeisterung als Befreier begrüsst. Sorgen und Nöte des Alltages haben die erste Ernüchterung eintreten lassen. Heute mehren sich die Anzeichen wachsender Mißstimmung und von Bestrebungen, die auf eine Gestaltung der Zukunft Estlands ausserhalb des unmittelbaren deutschen Machtbereiches abzielen. Die seit je recht apolitische, vor allem auf die Besorgung ihrer Wirtschaft bedachte Landbevölkerung weist, namentlich seitdem ihr die von den Bolschewisten enteigneten Höfe zur Nutzung zurückgegeben worden sind, eine bessere und stabilere Stimmung als das Gros der Stadtbevölkerung auf. Es lässt sich aber auch hier, allerdings in schwächerem Maße, ein Abnehmen des den Deutschen entgegengebrachten Vertrauens feststellen. Bis in den Winter hinein war allgemein in der Bevölkerung die Betrachtung politischer Momente durch persönliche Wirtschaftssorgen des Einzelnen in den Hintergrund gedrängt. Lediglich die Ablösung der Militärverwaltung durch die Zivilverwaltung, wovon man sich eine spürbare Erleichterung der Kriegslasten versprach, bildete ein über die persönlichen Nöte hinausgehendes, viel erörtertes Thema. An die Einführung der Zivilverwaltung, die am 5.12.1941 an die Stelle der Militärverwaltung trat, knüpfte man die grössten Hoffnungen, die zum Teil mit einer falschen Einschätzung der vorhandenen Möglichkeiten verbunden waren. Die aussergewöhnlichen Schwierigkeiten des zurückliegenden Winters, die infolge der bolschewistischen Vernichtungen schmerzlichen Ernährungs-, Heizungs-, Transport- und sonstigen Versorgungsnöte haben den ersten Grundstein zu einer negativen Kritik gelegt. Hinzu kommt eine persönliche Enttäuschung durch den deutschen Menschen. Die hohe Auffassung, die die Esten von früher her trotz aller demokratischen Hetze allgemein von den charakterlichen, organisatorischen und geistigen Eigenschaften des Deutschen gehabt haben und die im Erlebnis der ersten Tage durch den Typus des deutschen Frontsoldaten bestätigt wurde, wurde erstmalig schon zu Zeiten der Militärverwaltung ins Wanken gebracht, als die Bevölkerung Gelegenheit erhielt, an Angehörigen rückwärtiger Dienststellen Hamsterei, Schleichhandel, Selbstsucht, Zwietracht und Kompetenzstreitigkeiten untereinander usw. zu beobachten. Später kam beim weiteren Ausbau der Verwaltung noch der subalterne Fachbeamte hinzu, dessen Art als kleinlich und bürokratisch empfunden wurde und dem man häufig einen die Abwicklung der Geschäfte behindernden Mangel an Verantwortungsfreudigkeit unterschob. In solchen einzelnen Fällen deutschen Versagens hat die estnische Bevölkerung, stark beeinflusst durch das überkommene Minderwertigkeitsgefühl dem Deutschen gegenüber, Vergleiche zu ziehen begonnen; hier und da bewiesene persönliche und sachliche Überlegenheit hat mit zum Erwachen des sich verstärkenden estnischen Selbstbewußtseins beigetragen, zumal der Este in seinem Denken wenig über einen lokalen Horizont hinauszugreifen gewohnt ist. Zeitweilig ist die Entwicklung solcher Zweifel auch von den Winterkämpfen an der Ostfront beeinflusst worden. Hervorgehoben werden muss aber in diesem Zusammenhang, dass die höchste deutsche Führung, vor allem der Führer, im estnischen Volke ein Vertrauen besitzt, das bis jetzt trotz aller negativen Kritik an der neuen Ordnung nicht erschüttert worden ist. Der am 5.12.41 in Estland eingesetzte Generalkommissar SA-Obergruppenführer Litzmann hat es verstanden, in kurzer Zeit in weitgehendem Maße Vertrauen und persönliche Sympathie der Bevölkerung zu erwerben. Die Schwierigkeiten zwischen ihm und dem Reichskommissariat sind in das Volk gedrungen und man ist der Überzeugung, dass vieles im Lande besser stände, wenn nicht gewisse zentrale Stellen in Riga oder Berlin hinderlich in Erscheinung treten würden. In beachtlichem Maße hat zum Wiedererwachen und zur Stärkung eines estnischen völkischen Selbstgefühls das Bewußtsein beigetragen, besonders bei der Überwindung der Schwierigkeiten des Winters eine auch deutscherseits anerkannte Einsatzbereitschaft bewiesen zu haben. Die Entsendung von etwa 16.000 estnischen Freiwilligen zum Einsatz an der Front oder zur Sicherung der rückwärtigen Gebiete, die äusserst erfolgreiche Durchführung der Wollsachen- und Buntmetallsammlung in Estland sowie eine Reihe weiterer Aktionen werden als Beweise einer weitgehenden Bereitwilligkeit und Fähigkeit zur Selbsthilfe angesehen. Zu der bald nach der Einnahme Revals vom Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebiets kommissarisch eingesetzten estnischen Verwaltung hat die Mehrzahl der Bevölkerung noch kein klares Verhältnis gefunden. Im Allgemeinen sieht man sie nur als ausführendes Organ der deutschen Verwaltung an. Dem Ersten Landesdirektor Dr. Mäe wird immer wieder seine zu grosse Nachgiebigkeit deutschen Stellen gegenüber vorgeworfen; bei den Anhängern der alten Eigenstaatlichkeit ist er als scharfer Gegner des ehemaligen Staatspräsidenten Päts unbeliebt. Dagegen erfreut sich der Wirtschaftsdirektor Dr. Wends einer grossen Popularität, da er es verstanden habe, das Volk zur Selbsthilfe in Bezug auf die Versorgungsschwierigkeiten des Winters (Holzaktion, Fischaktion usw.) anzuhalten. Man sieht in ihm den Vertreter des Gedankens einer autonomen estnischen Wirtschaft.


  Nach der Vertreibung der Machtträger des Bolschewismus aus Estland hat dieser im Lande keine wesentliche Bedeutung mehr. Einerseits geht dies auf die fast einmütige antibolschewistische Haltung des estnischen Volkes zurück, andererseits darauf, dass das im Lande zurückgelassene Zentrum einer illegalen Widerstandsorganisation mit den führenden Köpfen der Kommunistischen Partei Estlands an der Spitze unmittelbar nach der Einnahme Revals durch die Sicherheitspolizei mit hervorragender Unterstützung der estnischen Polizei ausgehoben und unschädlich gemacht werden konnte. Im Winter wurde von der bolschewistischen Seite eine grössere Aktion zur Absetzung von Fallschirmspringern auf estnischem Territorium durchgeführt, die jedoch keinen wesentlichen Erfolg gehabt hat. Als stärkste Auswirkung einer noch vorhandenen kommunistischen Wühlarbeit macht sich die Verbreitung von zersetzenden Gerüchten bemerkbar, die zum grössten Teil auf das Abhören der Moskauer Rundfunksendungen in estnischer Sprache zurückzuführen sind. Ein nationaler Widerstand hat sich erst in letzter Zeit zu bilden begonnen. Am Verbreitetsten bei denjenigen Kreisen, die eine Distanzierung des estnischen Volkes vom deutschen betreiben, ist die Tendenz des Anschlusses Estlands an Finnland. Von dort führt die Linie weiter über Schweden nach England. Die Zuneigung zu Finnland ist in den Kreisen des Mittelstandes, vor allem in der niederen Intelligenz und beim wohlhabenden Grossbauerntum und besonders in der sich daraus rekrutierenden Selbstschutzführung verbreitet. Über diese Kreise hinaus ist der Gedanke an die wiederkehrende Geltung Englands nach gegenseitiger Ausblutung Deutschlands und der UdSSR das Leitmotiv für die unzufriedenen Angehörigen der ehemaligen eigentlichen Führungsschicht. Dort ist man auch geneigt, Vergleiche mit der politischen und militärischen Situation von 1918, aus der heraus mit Hilfe der Westmächte die estnische Staatsgründung möglich wurde, zu ziehen. Der reale Sinn der Esten hat die am Jahrestag dieser Staatsgründung am 24. Februar ds. Js. vom Generalkommissar Litzmann vorgenommene Klarstellung auf diesem Gebiet richtig verstehen lassen. Erst die Unzufriedenheit mit den kriegsbedingten Schwierigkeiten und das Gefühl, von deutscher Seite immer wieder zurückgesetzt zu werden, hat zusammen mit den allmählichen Auswirkungen der bis Anfang 1942 betriebenen Propaganda des Finnlandsenders im Laufe der Zeit dazu geführt, dass man in dem zukünftigen Europa, dessen Führung durch Deutschland im Allgemeinen nicht bestritten wird, seinen Platz möglichst am Rande oder gar ausserhalb des deutschen Bereichs suchen will. Es bedarf einer sehr grosszügig angelegten Erziehungsarbeit auf weite Sicht, um solchen Bestrebungen entgegenzuwirken. Am besten hat sie sich dort bewährt, wo es gelungen ist, mit Esten neben sachlicher Arbeit auch in unmittelbaren persönlichen Kontakt zu kommen, wobei dort, wo den Esten durch richtige Behandlung das Gefühl des Anerkanntwerdens gegeben werden konnte, die besten Erfolge erzielt worden sind.


  […]


  3. Kirchen in Estland


  […]


  4) Juden5


  In Estland waren nach der letzten Volkszählung im Jahre 1934 4381 Juden vorhanden. Diese Zahl erhöhte sich durch Zuzug aus Österreich, der Tschechoslowakei und Polen, so dass es im Jahre 1940 etwas mehr als 5000 Juden in Estland gab. Während die Juden in Estland in Regierungsstellen keine politische Macht besassen, gelang es ihnen desto mehr in exponierte Stellungen der Wirtschaft einzudringen. Nach der Besetzung Estlands durch die UdSSR kamen eine grosse Anzahl Juden hierher, die sich besonders aktiv an der politischen Umorganisierung beteiligte. In führenden Stellungen der Kompartei, NKWD, als Kommissare und Politruks kontrollierten sie die Gesinnung und Stimmung des estnischen Volkes und beteiligten sich aktiv an der Verschleppungsaktion. Auch in den im Juni 1941 aufgestellten Vernichtungsbataillonen hatten sie führende Stellungen inne, so dass vor ihrem Abzug nach Russland bezw. ihrer Vernichtung ein grosser Teil der Opfer Estlands auf ihrem Konto zu buchen ist. Bei Kriegsbeginn emigrierte die Mehrzahl der Juden unter Mitnahme ihres Eigentums nach Russland, so dass nach der Befreiung Estlands noch 921 (468 männliche und 453 weibliche) Juden zurückblieben, die sämtlich der Sonderbehandlung unterzogen wurden. Estland ist heute judenfrei.


  […]


  IV. Gegnerkreise in Ingermanland


  […]


  4. Juden


  In Ingermanland lebten bis zur Besetzung des Landes etwa 5400 Juden, die sich als besitzende Klasse dem gesamten Volke aufdrängten und es verstanden, ihren Einfluss im ganzen Wirtschaftsleben geltend zu machen. Sie verstanden es, die Presse, Literatur, Film, Theater und Rundfunk zu beherrschen und dadurch die öffentliche Meinung kommunistisch zu beeinflussen. Die gesamte Führung der Juden hatte der russische Jude Jaagoda, der politisch eine grosse Rolle spielte. Der grösste Teil der Juden war Mitglied der KP und gehörte der Freimaurerei an. Dem Gottlosenverband gehörten allein im Ingermanland 22% der Juden an. In den Betrieben versuchten sie in die führenden Stellen zu gelangen. Kurz vor der Besatzung zeigten die Juden durch Greuelpropaganda im Radio und in der Presse ihre wahre Gesinnung. Der Bevölkerung gegenüber traten sie brutal und rücksichtslos auf und erpressten von den Gefangenen unter grausamsten Folterungen Geständnisse. Nach der Besetzung durch die deutschen Truppen flüchteten sie mit ihrem Hab und Gut in die Sowjetunion. Nur kranke und hilflose Juden blieben zurück, die der Sonderbehandlung unterzogen wurden. Dasselbe geschah mit den aus dem Kriegsgebiet nach Ingermanland evakuierten Juden. In Ingermanland sind z.Zt. keine Juden mehr vorhanden.


  […]


  Anlage 11


  Jahresstatistik 1941/42 über die Tätigkeit der Sicherheitspolizei (Geheime Staatspolizei, Abt. IV) in Estland
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  Anlage 12


  Jahresstatistik 1941/42 über die Tätigkeit der Sicherheitspolizei (Geheime Staatspolizei, Abt. IV) in Ingermanland
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  1 Vgl. Birn: Die Sicherheitspolizei in Estland 1941–1944.


  2 Karl Litzmann, SA-Ogruf., Gen.kom. in Estland seit 5.12.1941.


  3 Dr. Eduard Ullmann, 1942 stellv. KdS Estland.


  4 Ain Mere, Leiter der estnischen Sicherheitspolizei 1941–1943.


  5 Vgl. Anton Weiss-Wendt: Murder without Hatred. Estonians and the Holocaust, Syracuse 2009.


  


  


  140) Schnellbrief Chef der Sicherheitspolizei und des SD vom 4.7.1942: Einsatzbefehl Nr.20


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 4.Juli1942

      
    


    
      	
        IV D 5 – B.Nr.2686 B/42 g.

      

      	
        Geheim!

      
    


    
      	
        Kommandostab

      

      	
        

      
    

  


  Einsatzbefehl Nr.20


  Betr.: Gesamtübersicht über Sonderbehandlung von Personen


  Die Einsatzgruppen und die Kommandeure der Sicherheitspolizei und des SD sowie die Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD weisen ab 1.7.1942 nach folgender Aufteilung monatlich die Zahl der im Rahmen der sicherheitspolizeilichen Befriedungsaktionen sonderbehandelten Personen nach: 1. Partisanen, 2. Kommunisten und Funktionäre, 3. Juden, 4. Geisteskranke, 5. sonstige reichsfeindliche Elemente, Gesamtzahl, bisheriger Stand, endgültige Gesamtzahl. Die Einsatzkommandos geben ihre Meldungen an ihre Einsatzgruppe zur Zusammenstellung und Erstellung der monatlichen Gesamtstatistik. Die Kommandeure der Sicherheitspolizei und des SD geben ihre Meldungen zwecks Beschleunigung der Zuleitung unmittelbar an den Kommandostab unter gleichzeitiger Unterrichtung ihrer Befehlshaber. Die Meldungen sind möglichst der allgemeinen Berichterstattung beizufügen. Da in früheren Meldungen von einigen Dienststellen eine Unterscheidung nicht vorgenommen worden ist zwischen Sonderbehandlungen, die von den Dienststellen der Sicherheitspolizei und des SD selbst und solchen, die im Zuge anderer Unternehmungen erfolgt sind und daher dem eigenen Arbeitserfolg nicht zugerechnet werden können, sind in einer abschließenden Gesamtübersicht die bis zum 30.6.1942 erfolgten Sonderbehandlungen zu melden. Hierbei ist nach Möglichkeit die für die späteren Meldungen vorgesehene Aufgliederung einzuhalten. Die Gesamtübersicht bis zum 30.6.1942 bitte ich bis zum 1.10.1942 zu übersenden.


  i. V. gez. Müller


  Verteiler: An die Chefs der Einsatzgruppen B und D mit Überdrucken f.d. Einsatz- und Sonderkommandos, an die Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD in Riga und Kiew, an sämtl. Kommandeure der Sicherheitspolizei und des SD im Ostland und in der Ukraine


  BAB, R 58/3568


  


  


  141) Vermerk Persönlicher Stab Reichsführer-SS vom 5.7.1942


  Vermerk für SS-Obersturmbannführer Dr. Brandt1


  Beim Wehrmachtsführungsstab unter Vorsitz von Herrn Oberst von Tippelskirch findet am 6.7.18.00 Uhr eine Besprechung über die vom Führer befohlene Evakuierung der Russen aus der Krim statt.2 SS-Obergruppenführer Wolff3 läßt Sie bitten, den Reichsführer-SS davon in Kenntnis zu setzen und ihm mitzuteilen, daß Herr Oberst Tippelskirch darum bitten läßt, daß ein Beauftragter des Reichsführers-SS an der Besprechung teilnimmt. Besprechungsgegenstand ist neben der Anlage von Sammellagern, der Umsiedlung, der rassischen Musterung und über die im Zusammenhang mit der Umsiedlung nötigen Sicherungskräfte, der Bewachung von Lagern, der Liquidierung durch Einsatzkommandos das Gesamtproblem alle berührenden Fragen [sic]. SS-Obergruppenführer Wolff bittet den Reichsführer-SS, seinen Vertreter für diese Besprechung zu bestimmen und seine rechtzeitige Abstellung zu befehlen.


  
    
      	
        Sonderzug „Heinrich“, den 5.7.1942, 9 Uhr

      

      	
        Meine

        SS-Obersturmführer

      
    

  


  BAB, NS 19/3415


  


  


  


  1 Dr. Rudolf Brandt, geb. 1909, Persönlicher Referent RFSS, 1942 Ostubaf., 1944 Staf., 1947 im Nürnberger Ärzte-Prozeß zum Tod verurteilt, 1948 hingerichtet; Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, S.671.


  2 Das KTB des AOK 11/O.Qu. hielt am 3.7.1942 fest: „Auf Führerbefehl seien sofort ‚alle Russen, Armenier u. sonstigen Bolschewisten‘ von der Krim zu entfernen. Es blieben auf ihr nur noch Tataren u. Volksdeutsche“, BA-MA, RH 20–11/422. Noch am selben Tag war dort allerdings auch zu lesen, daß der Befehl inzwischen zurückgezogen, jedoch angeordnet sei, „daß zunächst das ‚Großstadtgesindel‘ vom SD entfernt werde […] Das AOK hat also zunächst mit der Räumung der Krim nichts zu tun“, ebd.


  3 Karl Wolff, geb. 1900, Kaufmann, 1936 Chef Persönlicher Stab RFSS, 1939 VO der SS zu Hitler, 1942 Ogruf., 1943 Höchster SSPF Italien, 1964 zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt; Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, S.729.


  


  


  142) Fahndungsersuchen Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ukraine vom 7.7.1942


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD für die Ukraine B.Nr.IV-33/42 g

      

      	
        Kiew, den 7.7.42

      
    

  


  An die Kommandeure der Sicherheitspolizei und des SD in Kiew, Rowno, Shitomir, Tschernigow, Nikolajew, Dnjepropetrowsk, Charkow, Stalino, SK 4a Charkow, SK 4b Gorlowka, EK 6 Stalino, Kdo. b. Befh. d.r. H. Krementschug


  Betr.: Schütze Fritz Waehlte wegen Sabotageverdachts


  Hier ist nachstehendes Fahndungsersuchen eingegangen: „Betr.: Flucht des sabotageverdächtigen Schützen Fritz Waehlte, Feldpost-Nr.27.867, Krad Marke DKW, Kennzeichen 18.730. Waehlte ist verdächtig, im Zusammenhang mit dem Anschlag auf Truppentransport am 21.6.42 an der Eisenbahnstrecke Dirschau–Konitz zu stehen. Er wurde als verdächtiger Motorradfahrer in Wehrmachtsuniform angehalten und die vorgenannten Kennzeichen festgestellt. Es gelang Waehlte, in Richtung Osten zu flüchten. Es wird gebeten, alle Polizeidienststellen zu benachrichtigen. Abwehrstelle Ukraine Br. Nr.9247/42 III H. I.A. gez. Harriers.“ Ich bitte um weitere Veranlassung.


  I.A. gez. Vollmer1

  SS-Sturmbannführer


  TsDAHO, 3676–4–443 u. USHMMA, RG31.002M


  


  


  


  1 Walter Vollmer, geb. 1909, Jurist, 1938 zur Stapo-Leitstelle Stuttgart, 1939 zum HA Sipo, dann RSHA (Zentrale Sichtvermerk- u. Pressestelle), Juni 1941 stellv. Leiter Stapo-Stelle Trier u. Fhr. EK Luxemburg, April–Dez. 1942 Leiter IV beim BdS Ukraine, 1943/44 Waffen-SS, Juni 1944 zum RSHA-Amt I, gest. 1983; BAL, ZK: Walter Vollmer.


  


  


  143) Fernschreiben Reichssicherheitshauptamt VI C/Z an Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ukraine vom 11.7.1942: Unternehmen „Zeppelin“


  
    
      	
        VI C/Z

      

      	
        Berlin, den 11.Juli1942

      
    


    
      	
        B.-Nr.: 51.056/42

      

      	
        Geheim! Dringend!

      
    

  


  1.) Fernschreiben: An den Befehlshaber der Sipo und des SD in Kiew, z.Hd. v. SS-Sturmbannführer Hoins


  Betrifft: Unternehmen Zeppelin


  In Ergänzung meines gestrigen FS an SS-Brigadeführer Dr. Thomas über die grundsätzliche Neuregelung der Zusammenarbeit mit der Wehrmacht teile ich noch folgendes mit: Als Verbindungsführer zur Abwehrgruppe bei der Heeresgruppe mit dem vorläufigen ständigen Sitz in Poltawa wird Ihnen SS-Hauptsturmführer Löchelt zugeteilt. L. wird sich im Laufe der nächsten Woche bei Ihnen melden. Ich bitte, ihn sodann in Poltawa einzuführen. Sie selbst bleiben bis auf weiteres beim Sitz der Heeresgruppe C, also in Kiew. L. – wie überhaupt alle im Bereich der Einsatzgruppe künftig für Unternehmen „Zeppelin“ tätigen SS-Führer und Unterführer – sind Ihnen unterstellt und haben künftig über Sie nach Berlin zu berichten. L. wird zugeteilt: der bisher bei SS-Hauptsturmführer Kortkampf tätige SS-Unterführer (vermutlich Fischer?) sowie der Kraftfahrer K.’s mit dessen Wagen. Kortkampf selbst ist durch FT angewiesen, mit diesen beiden und dem Wagen sich alsbald bei Ihnen zu melden und sodann nach Berlin zurückzukehren. Ein Nachfolger für Kortkampf wird nicht eingesetzt. Soweit K. noch Aktivisten zur Verfügung hat, müssen diese vorläufig nach Kiew gebracht werden und sollen künftig in das von SS-Hauptsturmführer Löchelt zu errichtende Durchgangslager gebracht werden.


  SS-Obersturmführer Bussinger erhält von mir FT-Anweisung über Kiew, wo er seine Dienstgeschäfte abzugeben hat, mit Fahrer und Wagen über Jablon nach Berlin zurückzukehren. SS-Hauptsturmführer List erhält von hier FT-Anweisung, zunächst den Versuch zu machen, mit dem ihm zugeteilten Dolmetscher Heftler nach Woronesch zu fahren, um dort Ausrüstungsgegenstände und Ausweise zu beschaffen. Er hat sodann nach Kiew zurückzukehren und steht Ihnen zur Verfügung. Er ist hauptsächlich für die Fragen der Gefangenenauslese und der Ausrüstungsbeschaffung einzusetzen und kann für diese Zwecke auch von Fall zu Fall zu den Einsatz- und Sonderkommandos in Marsch gesetzt werden. SS-Untersturmführer Brachmüller erhält FT-Anweisung, nach Berlin zurückzukehren. SS-Untersturmführer Czurda hat nach Abschluss seiner jetzigen Ausleseaktion sich zwecks anderweitiger Verwendung in Berlin zu melden. Das übrige Personal an SS-Unterführern, Dolmetschern und Kraftfahrern einschliesslich Wagen steht Ihnen zur Verfügung. Das gilt insbesondere für die von SS-Hauptsturmführer Rühl und SS-Obersturmführer Bussinger bisher zugeteilten Hilfskräfte. SS-Hauptsturmführer Rühl tritt zum Leitenden Dienst zurück und soll bis zum 20.7.1942 nach Berlin zurückkehren. Wagen mit Fahrer bleibt vorläufig bei Ihnen. Um eine Übereinstimmung der hier geführten Personalliste mit den dortigen Unterlagen zu erzielen, wird gebeten, mit nächstem Kurier die künftige Personalaufstellung des Unternehmens „Zeppelin“ bei der Einsatzgruppe C nach SS-Führern, Unterführern, Dolmetschern, Kraftfahrern etc. nach den mit diesem FS gegebenen Anweisungen hierherzugeben.


  Zum FS des BdS Kiew Nr.1777 vom 10.7.1942 verweise ich auf mein gestriges FS an SS-Brigadeführer Dr. Thomas. Obwohl ich in meiner Mitteilung über die Absicht der Besprechung in Poltawa ausdrücklich darum gebeten hatte, dass der Vertreter des BdS sich mit mir über den Ic/AO bezw. die Abwehrgruppe in Verbindung setzen möchte, hat sich dort niemand gemeldet. Ich habe während meiner nur zweistündigen Anwesenheit in Poltawa versucht, die dortige Dienststelle telefonisch zu erreichen; die Leitungen waren jedoch ständig gestört. Ausserdem habe ich einen auf dem Flugplatz – angeblich auf SS-Brigadeführer Dr. Thomas wartenden – Kraftfahrer davon unterrichtet, dass ich bei der Abwehrgruppe zu erreichen sei.


  RSHAVI C/Z

  SS-Sturmbannführer

  (Dr. Gräfe)


  BA-ZA, ZR 920/51


  


  


  144) Bericht Hauptsturmführer Haußmann an Reichssicherheitshauptamt VI C/Z vom 16.7.1942: Unternehmen „Zeppelin“ beim Einsatzkommando 12


  
    
      	
        Emil Haußmann1

      

      	
        Berlin, den 16.Juli1942

      
    


    
      	
        SS-Hauptsturmführer

      

      	
        

      
    

  


  An das Reichssicherheitshauptamt VI C/Z, z.Hd. SS-Sturmbannführer Dr. Gräfe, Berlin


  Betr.: Unternehmen „Z“ beim EK 12 – Erfahrungsbericht


  Anl.: 1


  Nach meiner Rückkehr bin ich mehr denn je von der Notwendigkeit und der Wirksamkeit des Unternehmens „Z“ überzeugt. Die Zeit ist reif zu größerem Einsatz. Das ergibt sich allein aus der wachsenden Zahl der überlaufenden Sowjetarmisten und Zivilisten und der Gleichartigkeit ihrer Angaben über Front und Hinterland. Ich habe dies im Einzelnen in meinen Überläuferberichten niedergelegt. Drohende Hungersnot, Evakuierungen, Zwangsschanzarbeit, Einberufung von Frauen und Halbtauglichen, ja von politischen Gefangenen, Steuererhöhungen, Verbot des Verkehrs von Soldaten mit der Zivilbevölkerung, Medikamentenmangel usw. haben die defaitistische Stimmung anwachsen lassen. Der Befehl Stalins, daß die Deutschen 1942 vom Territorium der UdSSR vertrieben werden müßten und würden, kann nicht erfüllt werden, weil die Deutschen mächtiger sind als Stalin. Das ist die Erkenntnis, die sich durchsetzt. „Die Deutschen sind ein Volk mit Kultur – sie können niemals die Greuel ausführen, wie man sie ihnen bei uns in die Schuhe schieben will. Drum bin ich ohne Furcht übergelaufen! Viele werden noch kommen! Schießt Flugblätter herüber – aber zielt genauer“ (Ausspruch eines übergelaufenen sowjetrussischen Feldwebels). Es ist vielleicht deshalb gar nicht so sehr notwendig, alles auf die Herbeiführung innenpolitischer Schwierigkeiten auszurichten, als auf die Unvermeidlichkeit der Niederlage der Bolschewisten durch die bessere Ordnung, welche die Deutschen bringen. Die Leistungen der Deutschen in den besetzten Gebieten sind im Übrigen gar nicht so unbekannt.


  Im Einzelnen möchte ich folgende Erfahrungen anführen: 1. Ich bedaure, daß die Landdurchschleusung fallengelassen wurde. Bei entsprechender Vorbereitung und intensiver Fühlungnahme mit den Fronteinheiten ist es möglich, Stellen zu finden, wo ein Übergang ins feindliche Hinterland Erfolg verspricht. Wertvolle Fingerzeige dazu geben ja die täglich ankommenden Überläufer aus der gegenüberliegenden Stellung bzw. aus dem Hinterland. Ich glaube nicht, daß man irgendwo von hermetischer Abriegelung durch NKWD usw. sprechen kann. Wie wäre es dann möglich, daß Zivilisten aus dem weitesten Hinterland sich durch alle feindlichen Sperren und Ketten durchschlagen, ohne dies als etwas Besonderes zu empfinden?


  2. Naheinsätze zu starten, um aus dem gegenüberliegenden Hinterland Nachrichten zu erhalten, halte ich natürlich auch für falsch, da hierzu die Überläufer bzw. Gefangenenaussagen ausreichen, die genauso aktuell sind, ohne viel dafür aufs Spiel gesetzt zu haben. Dagegen halte ich es für richtig, ins weitere Hinterland Agenten starten zu lassen, die frisch gefangen wurden, da sie die Lage genau kennen und sich daher ungezwungener bewegen werden, als wären sie seit Monaten im Reichsgebiet gefangen. Nur muß man mit der Auswahl sorgfältiger und der Schulung konzentrierter verfahren, als ich es selbst in den Vor- bzw. Hauptlagern im Reich sah. Zwei Freunde zusammen gehen zu lassen ist ratsamer, als jeden allein. „Wir wollen keine Waffen mithaben, lieber erwürgen wir den Posten!“ Geld fällt drüben kaum auf, da um große Beträge gespielt wird und die Preise sehr hoch sind. Proviant braucht nicht mitgenommen zu werden; die Agenten sollen sich vorher toll und voll „fressen“ – das reicht durch die Front, im Hinterland wird gestohlen. Landkarten nicht notwendig – vorher studieren lassen! Die Russen sind große und ausdauernde Wanderer mit fabelhaftem Orientierungssinn. Ausweise werden drüben vielfach mit Bleistift und unleserlichen Stempeln ausgefertigt. Das Ausweiswesen ist zwar bürokratisch, aber uneinheitlich. Seit Kriegsbeginn keine Änderungen. Fälschungen dürfen daher nicht zu raffiniert gemacht werden. Die grundlegenden Änderungen im Melde- und Ausweiswesen usw. sind bereits seit Beginn des russisch-finnischen Winterkrieges durchgeführt.


  3. Ich bedaure, daß in den Dulags im Operationsgebiet in Zukunft niemand mehr tätig sein soll, denn hier ist die beste Möglichkeit, die neuesten Berichte und Papiere für Flugzeug- und Landeinsätze herzubekommen. Manches Mal ist es richtig, aus einer Situation heraus zu handeln, beispielsweise nach einem abgeschlagenen Angriff an der gleichen Stelle zu schleusen. Dafür ist aber die Anwesenheit im Operationsgebiet Voraussetzung. Allerdings müßte die Verbringung von Berichten und Material nach Berlin schneller vor sich gehen. Zu diesem Zweck müßten in zentral gelegenen Orten, wie z.B. in Stalino, Kuriere mit Reisevollmachten versehen zur Verfügung stehen.


  4. Als beste Stelle zur Entfaltung größter Wirksamkeit halte ich die Division. Wenn der Beauftragte des UZ und der jeweilige Ic der Division aufeinander eingespielt sind und weisungsgemäß, aber allein verantwortlich handeln können, ist alles in Ordnung. Der Ic verfügt über sämtliche Überläufer und Gefangene seiner Division und kennt jeden Winkel des Frontabschnitts seiner Division. Die Verantwortlichkeit des Ic der Division sollte mindestens so hoch sein, Durchschleusungen in Zusammenarbeit mit dem Beauftragten des UZ von Anfang bis Ende selbst durchzuführen. Die Befragung der Ic’s der AK’s bzw. Armeen, die oftmals Hunderte von Kilometern auseinander gelegen sind und dennoch die Vorstellung jedes einzelnen Agenten verlangen, bedeutet eine unnötige Verzögerung der Arbeit. Irgendwelche Berechtigung dazu ist schwer denkbar. Jedenfalls sind zwei mir bekannte Ungeschicklichkeiten bei Durchschleusungen nicht von uns, sondern von der Wehrmacht geschehen. Ich halte, wie gesagt, Landdurchschleusungen nach wie vor für möglich, nur ist ein entsprechender Einsatz des beauftragten Führers notwendig. Beispiel einer Durchschleusung siehe Anlage. Die Russen verzichten ihrerseits ja nicht nur nicht auf den Landeinsatz, sondern führen ihn in großem Umfang durch.


  5. Eine Gefahr sehe ich darin, daß das UZ schon so lange geht, ohne daß der Haupteinsatz gestartet worden ist. Es ist anzunehmen, daß die Russen über das Unternehmen Bescheid wissen, denn es steht fest, daß das Hauptinteresse der russischen Agenten sich auf die Feststellung der Tätigkeit der Sicherheitspolizei im Operationsgebiet konzentriert.


  6. Die Wurzel aller Schwierigkeiten seitens der Wehrmacht sehe ich darin, daß sich die Abwehr nicht mehr mit der rein militärischen Zwecken dienenden Erkundung zufriedengeben will. Es sind Äußerungen da, etwa des Inhalts, daß die Wehrmacht von heute ja eine totale Wehrmacht sei, die notwendigerweise auch den politischen Nachrichtendienst im Feindgebiet mit einschließe.


  7. Die Beauftragten des UZ müßten von den Kommandos völlig unabhängig gemacht werden, dann würden sich solche Mißstände wie in Stalino nicht ergeben können. Ferner hätte an die Kommandoführer usw. ein deutlicher Hinweis gerichtet werden müssen, daß es nicht angeht, daß sich der einzelne Kommandoführer bzw. jeder Teilkommandoführer hinsichtlich des UZ in aller Offenheit eine eigene Stellungnahme erlaubt und nach seinem Gutdünken die Sache unterstützt oder nicht. Bemerkenswert ist, daß sehr oft über das UZ abfällige Äußerungen fallen, ohne daß entsprechende Begründungen vorhanden sind. Ein derartiges Verhalten wäre bei der Wehrmacht undenkbar. Das Beste wäre, es ließe sich eine Synthese erreichen zwischen den Aktionen der Abwehr und dem UZ. Ist es nicht möglich, daß Wehrmacht und Sicherheitspolizei im Hinblick auf die Wichtigkeit der Sache gemeinsam ein Werk aufbauen und zu Ende führen, wobei beide Teile ihre Erfahrungen und Wünsche anbringen und aller unnötiger Wettstreit hinsichtlich des Agentenmaterials usw. zu verschwinden hat?


  Haußmann

  SS-Hauptsturmführer


  BA-ZA, ZR 920/51


  


  


  


  1 Emil Haußmann, geb. 1910, Volksschullehrer, 1933 HJ, 1936 NSDAP u. SS, Judenreferent SD-OA Südwest, 1941 als Hstuf. zum EK 12, 1947 Selbstmord als Angeklagter des Nürnberger EG-Prozesses; BAB, BDC, SSO Emil Haußmann; BAL, ZK: Emil Haußmann.


  


  


  145) Bericht Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Lettland an Reichssicherheitshauptamt II C 3 vom 21.7.1942: Errichtung eines erweiterten Polizeigefängnisses und Arbeitserziehungslagers in Lettland (Auszug)


  
    
      	
        Abt. I C

      

      	
        Riga, den 21.Juli1942

      
    


    
      	
        B.Nr.

      

      	
        Moltke-Str. 1

      
    


    
      	
        An das Reichssicherheitshauptamt II C 3

      

      	
        Abschrift

      
    


    
      	
        z.Hd. von SS-Standartenführer Dr. Siegert in Berlin

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Errichtung eines erweiterten Polizeigefängnisses und Arbeitserziehungslagers in Lettland1


  Vorg.: FS-Erlaß vom 22.6.42 und FS-Bericht des Befehlshabers der Sipo u.d. SD Ostland vom 25.6.42 – II 478/42


  Der Bau eines erweiterten Polizeigefängnisses, das zugleich als Arbeitserziehungslager Verwendung findet, ist im September 1941 in Angriff genommen worden. Durch den Einsatz von kriegsgefangenen Russen und von Juden und mit Hilfe eines Rigaer Baubüros ist der Bau des Lagers nunmehr soweit fortgeschritten, daß es Unterbringungsmöglichkeiten für 1000 Häftlinge bietet. In dem Lager sind gleichzeitig Werkstätten errichtet worden, um die Häftlinge, die nicht zur Außenarbeit oder bei den Bauarbeiten im Lager verwendet werden, nutzbringend einzusetzen. Der Bau des Lagers wird im Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten weitergeführt, so daß, falls keine Stockungen in der Lieferung des Baumaterials eintreten, in 2 Monaten 1500–2000 Häftlinge im Lager untergebracht werden können. Die bisher aufgewendeten Kosten belaufen sich auf rund 350.000 RM. Ein Grundrißplan des gesamten Lagers ist als Anlage beigefügt.2 Die schwarz ausgefüllten Rechtecke bezeichnen die bereits fertiggestellten Baracken. Die zurzeit im Bau befindlichen Baracken sind durch schraffierte Rechtecke bezeichnet. Von den aus dem Reich evakuierten Juden befinden sich z.Zt. noch 400 in dem Lager und werden bei Transport- und Erdarbeiten eingesetzt. Die übrigen nach Riga evakuierten Juden sind anderweitig untergebracht worden.


  […]


  RGVA, 504–2–8 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 26, 63.


  2 Hier nicht abgedruckt.


  


  


  146) Rundschreiben Reichssicherheitshauptamt IV D 3 a vom 3.8.1942: Organisation Ukrainischer Nationalisten – OUN


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt

      

      	
        Berlin, den 3.August1942

      
    


    
      	
        IV D 3 a – 2510/42

      

      	
        

      
    

  


  Betrifft: Organisation Ukrainischer Nationalisten – OUN1


  Nach der Eingliederung der westukrainischen Gebiete in den polnischen Staat gründeten Angehörige der aufgelösten ukrainischen Armee die geheime Ukrainische Militärorganisation – UWO –, die sich die Wiedererrichtung eines selbständigen ukrainischen Staates zum Ziel gesetzt hatte. Ihr Führer wurde Eugen Konowalec, der die Organisation weiter ausgebaut hat. Auf diese Weise entstand 1929 die umfassendere Organisation Ukrainischer Nationalisten – OUN. Die Jugend war in der OUN stark vertreten und besonders aktiv. Da ereigneten sich häufig Überfälle auf polnische Postämter, Sparkassen, Eisenbahnzüge usw., um Gelder für die OUN zu beschaffen. Der polnische Staat seinerseits antwortete dem Treiben der OUN mit militärischen und polizeilichen Strafexpeditionen, bei denen vielfach die Einwohner ganzer Dörfer hingemordet wurden. Konowalec musste seinen Wohnsitz nach Deutschland verlegen, wo es ihm durch Vermittlung des ehem. österreichischen Rittmeisters Rico Jary2 gelang, mit deutschen Behörden in Verbindung zu treten. Jary selbst wurde von Konowalec zu seinem Vertreter für Deutschland und Verbindungsmann zu deutschen amtlichen Stellen eingesetzt. Konowalec hoffte für den Fall einer militärischen Auseinandersetzung zwischen Deutschland und Polen die Loslösung der ukrainischen Gebiete von Polen und die Beschaffung eines selbständigen Staates durchzusetzen. Die OUN unterhielt in zahlreichen anderen Staaten Stützpunkte, die zumeist als Pressebüros oder legale Emigrantenorganisationen getarnt waren. Die Arbeit dieser im Ausland bestehenden OUN-Vertretungen bestand in erster Linie darin, Geldmittel zu beschaffen und Propaganda für eine selbständige Ukraine zu betreiben. Im Reich gehörten viele OUN-Funktionäre der für das Reichsgebiet behördlich zugelassenen Ukrainischen Nationalen Vereinigung – UNO – als Mitglieder an. Ihre Zugehörigkeit zur OUN wurde streng geheim gehalten. In der Westukraine, in der die OUN besonders stark vertreten war, stand an der Spitze der Landesleiter. Weiter gliederte sich die Organisation in Rayons, Kreise, Ortskommandanturen, Fünfer- und Dreiergruppen. Zur Durchführung besonderer Aufgaben stand dem Landesleiter eine aus besonders zuverlässigen Männern bestehende Exekutive zur Verfügung.


  Landesleiter der OUN für die Westukraine war Stefan Bandera, der 1934 wegen des Verdachts, den polnischen Innenminister Pieracki ermordet zu haben, von den Polen verhaftet wurde. Der eigentliche Mörder war nach Deutschland geflüchtet, wurde jedoch ausgeliefert. Ausserdem erhielten die Polen umfangreiches Beweismaterial gegen die OUN, das der Organisationsleiter Senyk in seiner Prager Wohnung verwahrt hatte, wo es bei einer Haussuchung gefunden und von der tschechischen Polizei den polnischen Behörden überlassen wurde. Bandera wurde zum Tode verurteilt, dann aber zu lebenslänglichem Gefängnis begnadigt. Er wurde im September 1939 beim Herannahen deutscher Truppen von seinen Anhängern aus der Festung Brest-Litowsk befreit. Inzwischen war der Führer der OUN Konowalec durch einen GPU-Agenten in Rotterdam ermordet worden.3 Aufzeichnungen darüber, wer sein Nachfolger werden sollte, waren nicht vorhanden. Senyk4 gab daraufhin ein mündliches Testament des Konowalec bekannt, durch das Oberst Andrej Melnyk zum Führer der OUN bestimmt wurde.5 Im August 1939 fand in Rom der zweite Kongress der OUN statt, bei dem Melnyk zunächst von allen maßgeblichen Funktionären als Führer der OUN anerkannt wurde. Im Dezember 1939 forderte jedoch Jary von Melnyk die sofortige Absetzung seines Sekretärs, Jaroslaw Baranowski. Das Misstrauen gegen Baranowski wurde damit begründet, dass dessen älterer Bruder Roman als V-Mann für die polnische Polizei gearbeitet hatte6; Melnyk hielt aber an Baranowski fest. Dadurch entstanden Gegensätze, die sich noch mehr verschärften, als der aus der polnischen Haft befreite Bandera in den Meinungsstreit eingriff. Bandera warf Melnyk und seinem Anhang vor, Emigrantenpolitik zu betreiben und nichts für die ukrainische Sache zu leisten. Melnyk berief daraufhin im Sommer 1940 das Organisationsgericht, das Bandera, Jary und andere aus der OUN ausschloß. Bandera seinerseits bildete einen neuen Führungsstab der OUN, liess Melnyk, Senyk und Baranowski ausschliessen und sich selbst zum Führer der OUN ausrufen. Damit war die Spaltung innerhalb der OUN vollzogen. Die Funktionäre der Bandera-Gruppe entfalteten in der Folgezeit eine rege Propaganda. Julian Petretschko verbreitete von Berlin aus die illegale Flugschrift „Ukrainski Robotnik“. Sie wurde sicherheitspolizeilich verboten. Weiter wurde mit allen Mitteln versucht, die Ukrainer zum Austritt aus der OUN zu bewegen, um sie für die Bandera-Gruppe zu gewinnen. Der Herausgeber des Ukrainischen Pressedienstes in Berlin, Wolodimir Stachiw, beantragte im April 1941 die behördliche Zulassung einer neuen, von Bandera geleiteten ukrainischen Organisation, die die Bezeichnung Ukrainischer Nationalistischer Verband in Deutschland führen sollte. Dem Antrage wurde nicht entsprochen. Die Bandera-Gruppe verfügt somit im Reich über keine legale Organisation.


  Bei Ausbruch des Krieges mit der SU wurden sofort Maßnahmen getroffen, um die Funktionäre der im Reich bestehenden Emigrantenorganisationen an der Ausreise nach dem Operationsgebiet im Osten zu hindern. Dennoch gelang es den Emigrantenverbänden, einzelne ihrer Anhänger als Dolmetscher getarnt in das Operationsgebiet zu bringen, wo sie unter der ukrainischen Bevölkerung Propaganda für ihre Organisation und die Schaffung einer selbständigen Ukraine betrieben. Besonders aktiv waren die Anhänger der von Melnyk und Bandera geleiteten OUN-Gruppen. Bandera-Anhänger hatten bereits bei Besetzung Lembergs durch die deutsche Armee versucht, einen selbständigen ukrainischen Staat auszurufen und eine aus Bandera-Funktionären bestehende ukrainische Regierung zu bilden. Als diese Bestrebungen unterbunden wurden, gingen die Bandera-Anhänger dazu über, deutsche Maßnahmen öffentlich zu kritisieren, zum Widerstand gegen deutsche Anordnungen und zur Beseitigung missliebiger politischer Gegner aufzufordern. Die Folge dieser Hetze war, dass im östlichen Operationsgebiet eine Anzahl Melnyk-Anhänger, unter ihnen die Spitzenfunktionäre Senyk und Sciborskyj, rücklings beseitigt wurden. Im Interesse der Aufrechterhaltung der Sicherheit im rückwärtigen Operationsgebiet sowie der Befriedung der ukrainischen Bevölkerung mussten am 12.9.41 einschneidende Maßnahmen gegen die Bandera-Gruppe getroffen werden. Bandera und sämtliche Funktionäre wurden wegen Verdachts der Mittäterschaft an der Ermordung der Melnyk-Anhänger in Schutzhaft genommen. Gleichzeitig wurden alle bekannten Geschäftsstellen der Bandera-Gruppe nach eingehender Durchsuchung geschlossen. Von den Dienststellen der Sicherheitspolizei und des SD in der Ukraine und im Generalgouvernement wurde inzwischen umfangreiches Material beschlagnahmt, aus dem ersichtlich ist, dass die Bandera-Anhänger mit ausführlichen Weisungen für den Fall eines Kriegsausbruches mit der SU versehen worden waren. Es wurde festgestellt, dass die Bandera-Gruppe unmittelbar hinter der vorgehenden deutschen Wehrmacht bewaffnete Marschgruppen folgen ließ, die die Aufgabe hatten, Druckereien, Schulen usw. für die OUN sicherzustellen und sofort mit der propagandistischen Bearbeitung der einheimischen Bevölkerung zu beginnen. Von Bandera-Anhängern wurden auch Bürgermeisterposten und wichtige Verwaltungsstellen besetzt. Weiter wurde festgestellt, dass die bei der Wehrmacht als Dolmetscher beschäftigen Bandera-Anhänger Durchschriften ihrer für Wehrmachtsstellen gefertigten Berichte an ihre Organisation sandten. Im Verlauf der Ermittlungen ergaben sich Anhaltspunkte dafür, dass Bandera-Anhänger zur Bolschewistenzeit dem NKWD Melnyk-Anhänger in die Hände gespielt und später der deutschen Wehrmacht Melnyk-Leute als sowjetische Fallschirmspringer übergeben hatten. Durch Vernehmung verschiedener festgenommener Partisanenmädchen konnte in Erfahrung gebracht werden, dass der NKWD daran interessiert war, Verbindungen zu Bandera-Anhängern anzuknüpfen. Schliesslich wurde eine Instruktion der Bandera-Gruppe erfasst, aus der hervorgeht, dass man in Bandera-Kreisen die politische Lage noch für ungeeignet hielt, um mit dem offenen Kampf zu beginnen. Den Bandera-Anhängern wurde deshalb die Durchführung von Terror- und Sabotageakten untersagt. Gleichzeitig wurde angeordnet, besonderes Augenmerk auf den beschleunigten Ausbau der Organisation sowie die Aufstellung und Bewaffnung ukrainischer Formationen zu betreiben. In der Instruktion wurde schließlich zum Ausdruck gebracht, dass weitere Weisungen gegeben würden sobald man Klarheit habe, ob die Deutschen als Verbündete oder Gegner zu betrachten sind. Das Verhältnis zwischen Bandera- und Melnyk-Gruppe erfuhr während der letzten Zeit eine weitere Verschärfung, da sich ihre Anhänger bei den deutschen Behörden in steigendem Maße gegenseitig der Deutschfeindlichkeit bezichtigten. Seit der Inhaftierung der maßgeblichen Funktionäre der Bandera-Gruppe ist die Tätigkeit der Bandera-Bewegung im Reich und im Generalgouvernement nahezu zum Stillstand gekommen. Im Reichskommissariat Ukraine dagegen verfügt die Bandera-Bewegung noch über einige Positionen, von denen aus die illegale Arbeit weiter betrieben wird. Es ist festgestellt worden, dass sich die noch arbeitenden Bandera-Funktionäre in kleinere Orte und in unzugängliches Gelände zurückgezogen haben, um vor dem Angriff der Sicherheitspolizei sicher zu sein. Neuerdings wird hauptsächlich versucht, Bandera-Anhänger als Lehrer einzubauen, um auf diese Weise Einfluss auf die ukrainische Jugend zu gewinnen.


  Über die Haltung der Melnyk-Gruppe kann vorerst ein abschliessendes Urteil nicht abgegeben werden. Immerhin wird es für notwendig gehalten, der Melnyk-Bewegung grösstes Augenmerk zu schenken, da es nicht ausgeschlossen ist, dass die Melnyk-Bewegung, die als das Endziel ihrer ganzen Arbeit ebenfalls die Wiedererrichtung eines selbständigen ukrainischen Staates ansieht, einmal die illegale Tätigkeit der Bandera-Bewegung ersetzen wird.


  In Vertretung

  gez. Müller


  Verteiler:


  An alle Staatspolizei(leit)stellen (für Staatspolizeileitstelle Hannover: zum FS-Bericht v. 22.6.42-Nr.54/52), die Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD in Strassburg und Metz, den Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD in Luxemburg, in der Untersteiermark, in den besetzten Gebieten Kärntens und Krains


  Nachrichtlich:


  Den Höheren SS- und Polizeiführern, den Einsatzgruppen C und D, den Inspekteuren der Sicherheitspolizei und des SD, den Befehlshabern der Sicherheitspolizei und des SD, den Kommandeuren der Sicherheitspolizei und des SD im Generalgouvernement, den SD-(Leit)Abschnitten


  BStU, ZM 1602/2


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 61, 87 u. 112.


  2 Rico Iarii (auch Jari u. Yary), Vertrauter von OUN-Führer Konowalec, der bereits in der Weimarer Republik Verbindungen zur Reichswehr aufgebaut hatte. 1933 Gebietsführer der OUN im Reich, Leiter des Büros in Berlin-Wilmersdorf, Verbindungsmann zum AA u. schon damals für die Abwehr tätig. Für diese an den Vorbereitungen zum Überfall auf Polen beteiligt. Nach der Aufspaltung der ukrainischen Nationalbewegung zum Kontaktmann der OUN-B für das OKW ernannt. Er verfügte so über gute Kontakte zu Prof. Hans Koch u. Theodor Oberländer. Im Vorfeld des Überfalls auf die Sowjetunion verhandelte er seit Jan. 1941 mit Brauchitsch u. Canaris über die Ausbildung ukrainischer Soldaten, die in zwei Legionen im Osten zum Einsatz gelangen sollten. Dies lag im Interesse der OUN, die sich somit dem Aufbau einer eigenen Armee nähergekommen glaubte. Iarii leitete im April 1941 das Rekrutierungsbüro in Saubersdorf/Wiener Neustadt. Bedingt durch die fehlgeschlagene Proklamation einer eigenständigen Ukraine in Lemberg unmittelbar nach dem Einmarsch sah die Gestapo das Wiener Rekrutierungsbüro als Bedrohung an. Iarii u. andere Führer wurden am 16.9. verhaftet; vgl. Aktennotiz v. 9.7.1941 u. Schreiben AOK 11 v. 26.7.1941, beides BA-MA, RH 20–11/485; biographisch: Frank Grelka: Die ukrainische Nationalbewegung unter deutscher Besatzungsherrschaft 1918 und 1941/42, Wiesbaden 2005, S.129, 131, 153, 266; vgl. Wolodymyr Kosyk: The Third Reich and Ukraine, Frankfurt/M. u.a. 1993, S.23, 34, 54f., 83, 128ff.


  3 Zur Vorbereitung u. Durchführung des Attentats gegen Konowalec aus der Sicht des Mörders: Pawel Anatoljewitsch u. Anatolij Sudoplatow: Der Handlanger der Macht. Enthüllungen eines KGB-Generals, Düsseldorf u.a. 1994, S.53–60.


  4 Omeljan Senyk, geb. 1891, Bindeglied zwischen den ukrainischen Exilanten im Reich u. in Polen, im Berliner Exil Redakteur des Kampfblattes „Surma“, Mitglied im parteiübergreifenden Führungsgremium PUN (Provid Ukrainskych Nacionalistiv). Zum Zeitpunkt der Ermordung von Konowalec befand sich Senyk allerdings in Südamerika; insofern taugte die Geschichte des mündlichen Testaments früh zur Legendenbildung. Von Bandera-Anhängern 1941 als Gegner exekutiert; vgl. Golczewski: Deutsche und Ukrainer 1914–1939, S.435, 441, 798–803.


  5 Melnyk (1888–1967), Schwager von Konowalec, bis dahin kein Angehöriger des Führungszirkels der OUN oder gar des PUN, sollte als Kompromißkandidat die auseinanderstrebenden Flügel der OUN zusammenhalten; vgl. ebd., S.802–804.


  6 Zu den berechtigten Spionagevorwürfen gegen Jaroslaw u. Roman Baranowski vgl. ebd., S.445, 565f.


  


  


  147) Befehl Kommandostab Reichsführer-SS vom 7.8.1942: Unterdrückung der Bandentätigkeit in Weißruthenien


  
    
      	
        Der Reichsführer-SS

      

      	
        Hauptquartier, den 7. Aug. 1942

      
    


    
      	
        Kommandostab

      

      	
        30 Ausfertigungen

      
    


    
      	
        Abt. Ia, Tgb.Nr.Ia 490/42 g.Kdos.

      

      	
        4. Ausfertigung

      
    

  


  Kommandobefehl


  Betr.: Unterdrückung der Bandentätigkeit in Weißruthenien


  1.) Die Bandentätigkeit in Weißruthenien wird in den nächsten Wochen grundsätzlich bereinigt. Das Unternehmen läuft unter dem Kennwort „Sumpffieber“ ab.1


  2.) Mit der Gesamtaktion beauftrage ich den Höheren SS- und Polizeiführer Ostland, SS-Obergruppenführer und General der Polizei Jeckeln.


  3.) Die truppenmäßige Führung hat unter seinem Befehl für die Kräfte der Ordnungspolizei SS- und Polizeiführer Minsk, SS-Oberführer Schimana2, der Waffen-SS, SS-Brigadeführer und Generalmajor der Waffen-SS von Treuenfeld3.


  4.) Der Chef der Ordnungspolizei wird angewiesen, dem Höheren SS- und Polizeiführer Ostland alle erforderlichen Kräfte zur Durchführung dieser Aktion zuzuführen.


  5.) Das SS-Führungshauptamt ist angewiesen, die Kräfte der Ordnungspolizei mit allenfalls notwendigen schweren Waffen zu unterstützen. Anforderungen sind beschleunigt über Kommandostab/O.Qu. zu leiten.


  6.) Der Chef der Ordnungspolizei meldet mir fernschriftlich die bereitgestellten Kräfte an Truppenpolizei einschl. Schutzmannschaftsbataillonen und Gendarmerieverstärkung.


  7.) Die Sicherheitspolizei und der SD verstärken die Einsatzkräfte für diese Aktion, soweit dies nicht schon geschehen ist, mit sofortiger Wirkung und haben die Aufgabe, die Vernichtung der Banden durch sicherheitspolizeiliche Erkundungen und Maßnahmen vorzubereiten.


  8.) Die Führung des sicherheitspolizeilichen Einsatzes in Weißruthenien übernimmt der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland, SS-Brigadeführer und Generalmajor der Polizei Jost.


  9.) Das Reichssicherheitshauptamt sorgt für die Ausstattung der Sicherheitspolizei mit allen technischen Mitteln. Insbesondere ist auf die Ausstattung mit Straßenpanzerwagen, Reizgas- und Betäubungskörpern Bedacht zu nehmen.


  10.) Die Höheren SS- und Polizeiführer Ukraine und Ostpreußen haben die erforderliche Abriegelung der Grenze Weißrutheniens im Rahmen ihrer Befehlsbereiche in engster Zusammenarbeit mit dem Höheren SS- und Polizeiführer Ostland mit allen verfügbaren Mitteln zu unterstützen.


  11.) Das OKW hat den zuständigen Wehrmachtsbefehlshaber angewiesen, Absperrungsund Sicherungsaufgaben auf Anfordern des Höheren SS- und Polizeiführers in dem Umfang zu übernehmen, wie es ihre militärischen Sicherungsaufgaben erlauben. Die Befehlsführung liegt beim Höheren SS- und Polizeiführer (Planskizze mit der Gliederung der Truppen des Wehrmachtsbefehlshabers Weißruthenien und Ukraine Nord siehe Anlage).


  12.) Genst. d.H./Gen.Qu. hat den Wehrmachtsbefehlshaber Rußland Mitte angewiesen, die notwendige Abriegelung der Ostgrenze Weißrutheniens nach Maßgabe von im Rückwärtigen Heeresgebiet verfügbaren Kräften weitgehendst zu unterstützen.


  13.) Für die erforderliche Luftaufklärung für dieses Unternehmen stehen 6 Aufklärungsflugzeuge zur Verfügung. Anforderung dieser hat über Kommandostab zu erfolgen.


  14.) Die Gesamtaktion ist nur zweckvoll, wenn sie gemäß meiner am 9.7.42 mündlich gegebenen Richtlinien schnell, sorgfältig und verschwiegen vorbereitet, hart und rücksichtslos durchgeführt wird. Allem voran steht das Interesse des Deutschen Reiches; das zu erreichende Ziel ist die totale Befriedung der unter deutscher Verwaltung stehenden Gebiete und damit die völlige und sichere Gewährleistung, diese Gebiete restlos für die Reichsverteidigung nutzbar zu machen. Die diesem Befehl beiliegenden Richtlinien für das Unternehmen „Enzian“ gelten sinngemäß auch für diese Aktion.


  15.) Der Höhere SS- und Polizeiführer Ostland meldet mir den frühesten Termin für den Beginn dieser Aktion mit ihrem aktiven truppenmäßigen Einsatz bis zum 15.8.1942.


  gez. H. Himmler


  Verteiler:


  Reichsführer-SS (Pers. Stab) 1.–3. Ausfertigung, Kommandostab „Hegewald“ (Chef d. Stabes, Ia u. O.Qu.) 4.–6. Ausfertigung, SS-Führungshauptamt 7. Ausfertigung, Hauptamt Ordnungspolizei 8. Ausfertigung, Hauptamt Sicherheitspolizei 9. Ausfertigung, Höherer SS- und Polizeiführer Nordost 10.–12. Ausfertigung, Höherer SS- und Polizeiführer Ukraine 13.–15. Ausfertigung, Höherer SS- und Polizeiführer Mitte 16.–18. Ausfertigung, Höherer SS- und Polizeiführer Ostland 19.–21. Ausfertigung m. Nebenabdr. für BdO und BdS, SS- und Polizeiführer Minsk 22. Ausfertigung


  Nachrichtlich:


  Oberpräsident Ostpreußen 23. Ausfertigung, Reichskommissar Ostland 24. Ausfertigung, Reichskommissar Ukraine 25. Ausfertigung, OKW/W.F.St. 26. Ausfertigung, OKH/Gen.Qu. 27. Ausfertigung, VO RF-SS b. OKH 28. Ausfertigung, Reserve 29.–30. Ausfertigung


  NARB, 370–6–190 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.884ff.; zum Unternehmen „Sumpffieber“ ebd., S.930–933.


  2 Walter Schimana, geb. 1898, Kaufmann, 1926 NSDAP, seit 1931 Grenzschutz-, dann Gendarmerieoffizier, 1942 als Generalmajor der Polizei u. Brif. SSPF Weißruthenien, 1943/44 HSSPF Griechenland, 1948 Selbstmord; BAB, BDC, SSO Walter Schimana; BAL, ZK: Walter Schimana.


  3 Karl von Treuenfeld, geb. 1885, Juli–Nov. 1942 Kdr. 1. SS-Infanterie-Brigade, Selbstmord 1946; vgl. Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, S.723; Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.71, 92, 118, 128.


  


  


  148) Bericht Sonderkommando Plath an Befehlshaber Heeresgebiet B vom 15.8.1942: Tätigkeit anläßlich der Bereinigung des nördlichen Teiles des Heeresgebietes


  
    
      	
        SD-Kdo. d. Beauftr. d. Chf. d. Sipo

      

      	
        

      
    


    
      	
        u.d. SD b. komm. Gen. d. Sich.Trupp.

      

      	
        O.U., 15.8.1942

      
    


    
      	
        u. Bfh. H.Geb. B1

      

      	
        Geheim!

      
    


    
      	
        An den Befehlshaber Heeresgebiet B

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Bericht über die Tätigkeit des Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei und des SD anlässlich der Bereinigung des nördlichen Teiles des Heeresgebietes


  Das Sonderkommando der Sicherheitspolizei und des SD nahm am 9.7.42 mit der Überprüfung des Interniertenlagers in Konotop seine Tätigkeit auf. Gleichzeitig wurden in Konotop überprüft die Ray. Jaswoja, Konotop, Buryn und Krolowez sowie Teile der anschliessenden Ray. und insbesondere die Gebiete an der Marschstr. 17 und an der Eisenbahnlinie Bachmatsch–Woroshba. Insgesamt wurden in Konotop 808 Personen überprüft, wovon 318 erschossen wurden. Nach Vorbereitung der Überprüfung der Rayons Schostka, Jampol, Sseredina Buda und Chiltschitschi wurde am 16.7. die Überprüfung der Ray. vorgenommen. Es erfolgten 658 Festnahmen, von denen 215 erschossen wurden. Am 20.7. begab sich das Kommando nach Jampol, um diesen Rayon zu bearbeiten.


  Gegen 19.00 Uhr wurde dem SD-Kommando das Auftreten starker Partisanengruppen in der Waldspitze südlich des Bahnhofs Jampol gemeldet. Sofort angesetzte Spähtrupps des SD stellten fest, dass es sich um die Bande Kolpak handelte, die in Stärke von ca. 700–1000 Mann in dem Walde Aufstellung genommen hatte, um nach Norden abzurücken. Das SD-Kommando bezog daraufhin am Bahndamm zwischen Jampol und Bahnhof Jampol und dem Dorfe Usok Stellung und hatte nach Einbruch der Dunkelheit ein kurzes Feuergefecht mit den Vortrupps der Banditen. Meldung über das Auftreten der Banditen erfolgte sofort über die OK Jampol an die 105. ung. le. Inf. Div. Die Bande Kolpak zog dann zwischen 6 und 8 Uhr in voller Stärke zwischen den Dörfern Usok und Bardijowka in den Wald auf Richtung Schatrischtschi.


  Da durch das Auftreten der Bande Kolpak die meisten Dörfer des Rayons Jampol feindbesetzt waren, wurde die sicherheitspolizeiliche Aktion zunächst verschoben und das SD-Kommando einer Kompanie des Turkestaner-Btl. des Herrn Majors Bergen angeschlossen. Am 24.7. erfolgte auf Befehl des Herrn Generals Friderici eine Teilung des Kommandos. Eine Gruppe wurde der Kampfgruppe Timar zugeteilt, während die andere Gruppe der Kampfgruppe Zwissler angeschlossen wurde. Am 26.7. erfolgte die Überholung von Nowgorod-Ssoworskij, wo von 39 festgenommenen Personen 15 erschossen. wurden. Im gleichen Ort wurden in Zusammenarbeit mit der GFP die Evakuierten aus den Gebieten um Snob überholt und insgesamt 186 Personen erschossen. Im zeitweiligen Zusammenwirken mit der Aktion der Kampfgruppe Zwissler wurde der Rayon Ponorniza überholt und 91 Personen festgenommen, von denen 41 erschossen wurden. Bei der Überholung der übrigen Gebiete im Operationsraum der Kampfgruppe Zwissler stellte sich heraus, dass alle dort noch ansässigen politischen Funktionäre ausschliesslich Banditengruppen angehören. Die Bearbeitung konnte deshalb der GFP überlassen werden. Da inzwischen Oberstleutnant Zwissler einen motorisierten Verband aufgestellt hatte, übernahm das Kommando die Aufklärung dieser Gruppe. Bei dieser Tätigkeit wurde jeweils der Standort der Banditen und deren Marschroute genau festgestellt und nach dem Aufklärungsergebnis des SD das motor. Btl. eingesetzt. Das Teilkommando bei der Gruppe Timar, das unter Führung des SS-Untersturmführers Hüsch operierte, nahm an 3 Gefechten der Gruppe Timar aktiven Anteil. 84 Banditen wurden dabei erschossen. Danach erfolgte die sicherheitspolizeiliche Überprüfung der Ray. Chiltschitschi, Jampol und Sseredina Buda. In diesen 3 Rayons wurden 1758 Personen festgenommen, wovon 649 erschossen wurden.


  Bisher wurden in dem vom Sonderkommando der Sicherheitspolizei und des SD bereinigten Teilen des nördlichen Heeresgebietes festgenommen: 3624, davon 1508 erschossen. 2116 Personen konnten wieder entlassen werden. Bei 423 Erschossenen handelte es sich um Personen, die entweder als Banditen mit der Waffe in der Hand gekämpft hatten oder aber als Nachrichtenträger und Verpflegungsstützpunkte den Bandengruppen Dienste geleistet hatten. Die übrigen waren politische Funktionäre, die nach den Richtlinien der Sicherheitspolizei zu beseitigen waren. Im Übrigen konnte einwandfrei festgestellt werden, dass mit der Erschiessung der politischen Funktionäre den Banditen wichtige Nachrichtenquellen und Unterstützung überhaupt entzogen wurde, da sich bekanntlich die Banditen ausschliesslich aus dem politischen Sektor zusammensetzen und rekrutieren. Bericht über die Banditen nach den Erfahrungen und Vernehmungen des SD-Kommandos ist in der Anlage beigefügt.


  Der Führer des Sonderkommandos

  gez.: Unterschrift

  SS-Hauptsturmführer


  BA-MA, RH 22/66


  


  


  


  1 Das SK wurde abgeordnet vom BdS Kiew und unterstand Hstuf., dann Stubaf. Julius Plath, geb. 1910, SD-HA, dann Amt VI des RSHA, Okt. 1941 zur EG C, gefallen 1943; BAL, ZK: Julius Plath.


  


  


  149) Notiz Einsatzkommando 1a/Außenstelle Wolossowo vom 23.8.1942: Personalstand


  
    
      	
        Sicherheitspol. und SD – Einsatzkommando 1a – Aussenstelle Wolossowo

      

      	
        Wolossowo, den 23.8.1942

      
    

  


  [image: image]


  Schaal

  SS-Scharfuehrer


  BAL, B 162/Vorl. Dok.Slg. UdSSR 245 Aj


  


  


  


  1 Ordnungspolizei.


  


  


  150) Einsatzbefehl SS- und Polizeiführer Weißruthenien vom 31.8.1942: Unternehmen im Raume Naliboki-Wald


  
    
      	
        Der SS- und Polizeiführer Weißruthenien

      

      	
        Minsk, den 31.8.1942

      
    


    
      	
        Ia 5105 Tgb.Nr.383/42(g)

      

      	
        [Stempel: Geheim]

      
    

  


  Einsatzbefehl Nr.4


  Betr.: Unternehmen im Raume Naliboki-Wald1


  1.) Gegner: In den letzten Tagen sind im nachstehenden Raume stärkere Räuberbanden festgestellt worden, der begrenzt ist durch folgende Orte: Iweniec (Pol.Qu. 2317) – Rudnia (Pol.Qu. 2304 am Flußlauf des Islocz in westlicher Richtung) – Bjalokorzec (Pol.Qu. 2290) – Mazurka (Pol.Qu. 2289) – weiter in südwestlicher Richtung am Islocz – Bialy-Brzeg (Pol.Qu. 1664) – Jagodnia (Pol.Qu. 1664) – Koniki (Pol.Qu. 1677) – weiter in ostwärtiger Richtung über Borsucze (Pol.Qu. 1677) – Rudnia-Naliboka (Pol.Qu. 2315) – weiter an der Straße entlang in ostwärtiger Richtung bis Kamien (Pol.Qu. 2317). Dazu Karte 1:100.000 = Großblatt Nr.333 und 334.


  2.) Auftrag: a) Rgt. Binz hat den Auftrag, in der Linie Bjalokorzec am Islocz in südwestlicher Richtung entlang bis Jagodnia einschließlich so abzuriegeln, daß ein Entweichen des Gegners beim Angriff der SS-Brigade Treuenfeld aus ostwärtiger Richtung verhindert wird. b) Rgt. Barkhold, dem auch die Gend.-Züge (mot.) 11 und 12 unterstellt werden, hat den Auftrag, in der Linie Jagodnia ausschließlich über Koniki-Borsucze in östlicher Richtung über Rudnia-Naliboka an der Straße entlang in ostwärtiger Richtung bis ausschließlich Kamien abzuriegeln und ein Entweichen des Gegners beim Angriff der SS-Brigade Treuenfeld zu verhindern.


  3.) Die Besetzung der Absperrlinie ist durch beide Regimenter am 2.9.42 bis 20.00 Uhr – spätestens – durchzuführen.


  4.) Um das Unternehmen zum vollen Erfolg zu führen, hat erhöhte Aufklärung und Erkundung durch die beiden Regimenter ebenfalls zu erfolgen.


  5.) Höchste Aufmerksamkeit und Alarmbereitschaft muß auch des nachts während des Unternehmens gewährleistet sein.


  6.) Das Unternehmen wird voraussichtlich am 4.9.42 seinen Abschluß finden.


  7.) Die Aufhebung der Abriegelung erfolgt erst auf meinen Befehl.


  8.) Der Angriff durch die SS-Brigade Treuenfeld erfolgt aus ostwärtiger Richtung. Zeit des Angriffs wird rechtzeitig bekanntgegeben (Voraussichtlich am 3.9.42 – 5.00 Uhr).


  9.) Auf die Zusammenarbeit mit dem SD weise ich besonders hin. a) Rgt. Binz setzt sich mit dem Führer des SD-Aufklärungskommandos, SS-Untersturmführer Grabe, in Wolocyn in Verbindung, um festzustellen, wo sich geeignete Wege im Absperrgebiet befinden, auf denen der Gegner in westlicher Richtung entweichen könnte. b) Rgt. Barkhold setzt sich mit dem Führer des SD-Aufklärungskommandos, SS-Hauptsturmführer Liebram, in Rudnia-Naliboka in Verbindung, um gleichfalls festzustellen, wo sich geeignete Wege im Absperrgebiet befinden, auf denen der Gegner in westlicher bzw. südlicher Richtung entweichen könnte.


  10.) Dörfer, in denen die Bevölkerung die Banden unterstützt oder mit diesen sympathisiert, sind abzuriegeln; Mittäter sind zu liquidieren. Es ist mit schärfsten Mitteln durchzugreifen. In Zweifelsfällen ist meine Entscheidung durch Ft. herbeizuführen.


  Verteiler:


  Rgt. Binz mit Batl. 4 Stck, Rgt. Barkhold mit Batl. und Gend.-Zügen (mot.) 11 und 12 6 Stck, Einsatzstab SS-Obergruppenführer Jeckeln 1 Stck, BdO Ostland 1 Stck, Kdr. d. Ordnungspolizei 1 Stck, Abt. Ia Major Mühlmann 1 Stck, Abt. III 1 Stck, Abt. N 1 Stck, Abt. II 1 Stck, Leutn. Reich 1 Stck, Reserve 5 Stck


  gez. Schimana

  SS- und Polizeiführer Weißruthenien


  BAB, R 70 Sowjetunion/36


  


  


  


  1 Der Einsatz war Teil des Großunternehmens „Sumpffieber“; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.252–255.


  151) Tätigkeits- und Lagebericht Einsatzgruppe B vom 1.9.1942 für die Zeit vom 16.8.–31.8.1942 (Auszüge)


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        O.U., den 1. Spt. 1942

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        Geheim!

      
    


    
      	
        Tgb.Nr.

      

      	
        

      
    

  


  Tätigkeits- und Lagebericht der Einsatzgruppe B für die Zeit vom 16.8.–31.8.1942


  III. SD-Berichterstattung


  1. Allgemeine Lage und Stimmung der Bevölkerung


  Die allgemeine Lage und Stimmung der Bevölkerung im Bereich der Einsatzgruppe B ist nicht einheitlich. Je nach der Entwicklung der stimmungsbildenden Hauptfaktoren, der Ernährungslage und der Partisanentätigkeit konnte in der Berichtszeit von einer zuversichtlichen, gedrückten oder schwankenden Stimmung gesprochen werden. Die Ernährungslage hat sich besonders in den südlich der Autobahn gelegenen Gebieten durch die einsetzende Gemüse- und Kartoffelernte gebessert. Die Märkte wiesen eine stärkere Beschickung auf dem Ernährungssektor auf, was wiederum ein erhebliches Absinken der Lebensmittelpreise zur Folge hatte. Anders im Raum um Witebsk, Wjasma und Rshew. Hier ist eine weitere Verschlechterung eingetreten, so daß nicht nur eine erhebliche Kürzung der Lebensmittelzuteilung bei der Zivilbevölkerung, sondern auch der Angestellten bei deutschen und russischen Dienststellen durchgeführt werden musste. Zurückzufuhren ist diese schwierige Lage in erster Linie auf den Partisanenterror, der Städte und ganze Gebiete mehr und mehr abschließt und jede Zufuhr unmöglich macht. Allein um Witebsk herum hat die Wehrmacht täglich 20 Tote im Partisanenkampf. In ganzen Bezirken wird das Getreide von den Partisanen ungestört ausgedroschen und zur eigenen Front bei Welish gebracht. Überfälle, Verminungen von Strassen und Bahnsprengungen sind an der Tagesordnung. Es ist naheliegend, daß in diesen Gebieten trotz der großen militärischen Erfolge im Süden der Ostfront, die sonst auf die Bevölkerung einen tiefen Eindruck machen und sie bereits von einem militärischen und politischen Zusammenbruch der Sowjets reden lassen, immer wieder die Frage aufgeworfen wird, warum keine durchgreifenden Maßnahmen gegen die Partisanengefahr ergriffen werden und weshalb es im Mittelabschnitt nicht vorangehe. Zusammenfassend ist festzustellen, daß jede Besserung der Ernährungslage, jede Abnahme und wirksame Bekämpfung des Partisanenterrors das Gefühl der Beruhigung und Sicherheit in der Bevölkerung vertieft und verbreitert und für eine zuversichtliche, prodeutsche Stimmung sorgt.


  2. Kulturelle Gebiete


  A. I. Kurze Übersicht über das Schulwesen zur Zarenzeit


  Die allgemeine Schulpflicht wurde in Russland erst 1905 und zwar aufgrund der damals erlassenen Verfassung eingeführt. Die praktische Durchführung war jedoch mangels einer genügenden Anzahl von Lehrpersonen und Gebäuden unmöglich. Der Schulbetrieb blieb deshalb im allgemeinen nach wie vor ein Vorrecht bemittelter Kreise. An Schultypen gab es zur zaristischen Zeit die 3-klassige Volksschule auf den Dörfern und die 4- und 6-klassige Volksschule in den Städten, die zum Teil privat geleitet wurden. In den Städten bestanden ferner 7-klassige Handelsschulen, 7-klassige Realschulen und das 8-klassige Gymnasium. Die Beendigung des Gymnasiums berechtigte zum Besuch der Universität, die Beendigung der Realschule zum Besuch einer technischen Hochschule. Ferner gab es die verschiedensten Arten geistlicher Schulen, Kadettenschulen und höhere Töchterschulen, wobei letztere speziell Sprachlehrerinnen ausbildeten. Die große Anzahl von Privatschulen, der Mangel an Lehrkräften und Lehrmaterial brachte es u.a. mit sich, daß eine einheitliche Regelung des Schulwesens bis zur Revolution von 1917 nicht durchgeführt werden konnte. Allerdings bestanden im zaristischen Russland einzelne gute Schulen, die vor allem eine gute Ausbildung in der Erlernung von Fremdsprachen vermittelten. Das Volk jedoch wurde durch diese Privatschulen keineswegs erfasst. Die Zahl der Analphabeten war deshalb ungeheuer groß.


  II. Jugenderziehung und Schulwesen in der UdSSR1


  1. Entwicklung von 1917 bis 1923: Sofort nach der Niederwerfung des zaristischen Regimes durch den Bolschewismus wurde das gesamte Schulwesen im kommunistischen Sinne umgebaut. Das Programm der komm. Partei forderte das allgemeine unentgeltliche Pflichtschulsystem bis zum 17. Lebensjahr, die Schaffung von Kindergärten, eine „einheitliche Arbeitsschule“, die Einrichtung von Bibliotheken, Erwachsenen- und Volkshochschulen, ein dem Kommunismus entsprechendes Berufsschulwesen und eine völlige Reorganisierung des Hochschulwesens. Die neuen Pläne, die von den bolschewistischen Machthabern ausgearbeitet wurden, konnten allerdings in den Jahren 1917 bis 1923 mangels Lehrmaterial, Schulgebäuden und entsprechend geschulten Lehrern nicht zur Durchführung gelangen. Schließlich waren auch die aufgestellten Unterrichtspläne selbst äußerst widerspruchsvoll und erwiesen sich als praktisch undurchführbar.


  2. Zeit der NEP-Periode (neue ökonomische Politik) 1923–28: Im Hinblick auf die Fehlschläge im Aufbau des Schulwesens in der vergangenen Periode wurden 1923 die Schulpläne in der UdSSR völlig geändert und neu gestaltet. Die neuen, sogenannten Komplexprogramme wurden von der N. K. Krupskaja, der Witwe Lenins, ausgearbeitet. Es erwies sich aber, daß auch diese Pläne zu theoretisch waren und sich in der Praxis nicht bewährten. Im großen und ganzen bestand der Unterricht in einem Meinungsaustausch zwischen Lehrern und Schülern über politische Fragen. Wiederum war eine radikale Änderung der Schulpläne bzw. des Unterrichtsprogramms unumgänglich.


  3. Änderung der Schulpläne im Hinblick auf die Industrialisierung und die Durchführung der 5-Jahrespläne in der Sowjetunion 1929–1931: Die einsetzende Industrialisierung der Sowjetunion und die Schaffung von Fünfjahresplänen stellten dem Schulwesen in der UdSSR neue Aufgaben. Die große Zahl der immer noch vorhandenen Analphabeten musste verschwinden, dem katastrophalen Mangel an Lehrkräften musste gesteuert werden und man war bestrebt, eine nunmehr endgültige Form des Schulwesens zu finden. 1932 wurden unter dem Volkskommissar für das Bildungswesen Bubnoff völlig neue Schultypen geschaffen.


  a) Schultypen: 1. die 4-klassige Anfangsschule (Grundschule), 2. die 7-klassige (unvollendete) Mittelschule, 3. die 10-klassige (vollendete) Mittelschule. Seit 1936 mußten bei Beendigung der 4., 7. und 10. Klasse der genannten Schulen Examen abgelegt werden. Auf dem Lande war der Besuch der Anfangsschulen obligatorisch. Nach Beendigung der unvollendeten Mittelschule konnten verschiedene Spezialschulen besucht werden, so z.B. Panzerschulen, Musikschulen, Kunstschulen, Landwirtschaftsschulen, Technika für Maschinen-, Flugzeug-, Hoch- und Tiefbau, für Pharmazeuten, Buchhalter, Krankenschwestern, Flußschiffahrt, Schauspieler, Grundschullehrer usw. Die Beendigung der vollendeten Mittelschule berechtigte nach bestandener Aufnahmeprüfung zum Besuch der Hochschulen. Die immer mehr und mehr um sich greifende Industrialisierung und der starke Zuzug vom Dorf zur Stadt veranlasste das Volkskommissariat für das Bildungswesen besonders auch die Erwachsenenerziehung in immer größerem Ausmaße zu fördern. So wurden im Jahre 1938 Abendschulen in den Städten und Abendkurse in den Dörfern eröffnet. Mittelschullehrern wurde der Unterricht übertragen, den die Lehrer zunächst zu ihren sonstigen Unterrichtsstunden gegen geringes Entgelt erteilen mussten. Das Schlusszeugnis der Abendschule berechtigte zur Teilnahme an der Aufnahmeprüfung für die Hochschule. Die Abendschulen fanden in der Bevölkerung anfänglich gute Aufnahme; später ließ jedoch das Interesse nach, da anstelle des bisher unentgeltlichen Unterrichts Schulgeld eingeführt wurde. Die Zahl der Schüler war 1940 bereits derartig gering, daß zur Aufrechterhaltung der Abendschulen ein Zwang insbesondere auf KP-Angehörige ausgeübt werden mußte. Die Zahl der Schulen befand sich seit 1932 im Ansteigen. Vor allem war die Verbreitung von Spezialschulen sehr groß. So besaß Orel u.a. (Einwohnerzahl 113.000) bei Kriegsbeginn folgende Schulen: 1. 8 Volksschulen, 2. 20 Mittelschulen, 3. 10 Fachschulen, 4. 1 Schule für Taubstumme, 5. 1 Schule für Blinde, 6. 1 Schule für zurückgebliebene Kinder. In Sytschewka bestanden bei Kriegsbeginn: 1.3 10-klassige Mittelschulen, 2. 2 4-klassige Anfangsschulen, 3. 1 2-klassige Gewerbeschule, 4. 1 Technikum. Im Rayon Sytschewka: 1. 17 7-klassige Mittelschulen, 2. 65 4-klassige Anfangsschulen. Smolensk (Einwohnerzahl 179.999) meldet folgende Zahlen von Schulen im Frühjahr 1941: 1. 30 7- und 10-klassige Mittelschulen, 2. 6 Technika (Elektrotechnik, Verbindungswesen, Finanztechnikum, Pädagogisches Technikum, Feldschertechnikum usw.), 3. 1 Blindenschule, 4. 2 Gewerbeschulen, 5. 5 Erwachsenenschulen, 6. 5 Hochschulen. Die Gesamtzahl der Grundschulen, unvollendeten Mittelschulen und vollendeten Mittelschulen in der UdSSR belief sich in den Jahren 1923 und 1939 nach sowjetischer Statistik auf: Grundschulen: 1923: 82.560, 1939: 121.733. Unvollendete Mittelschulen: 1923: 3521, 1939: 36.261. Vollendete Mittelschulen: 1923: 2504, 1939: 12.469. Der für die Durchführung der neuen Schulpläne notwendige Bau von Schulgebäuden wurde mit Beginn der Industrialisierung und der Einführung der 5-Jahrespläne ebenfalls in Angriff genommen. So wurden z.B. in Brjansk (Einwohnerzahl 85.000) gebaut: 1933 1 Gebäude für 440 Schüler, 1935 4 Gebäude für 1600 Schüler, 1936 2 Gebäude für 1280 Schüler, 1937 2 Gebäude für 1280 Schüler, 1938 1 Gebäude für 400 Schüler. Die vorhandenen Schulgebäude reichten allerdings trotzdem nicht aus. So konnten – ebenfalls einer Meldung aus Brjansk zufolge – 1938 nur 10.320 Schüler von insgesamt 18.700 unterrichtet werden.


  b) Stundenplan: Der Stundenplan der russischen Schule sah folgende Unterrichtsgegenstände vor: Von der 1. bis zur 4. Klasse: 1. Russische Sprache, 2. Arithmetik, 3. Naturkunde, 4. Geographie, 5. Zeichnen, 6. Körperkultur (Fiskultur). Von der 5. bis zur 10. Klasse: 7. Russische Sprache, 8. Literatur, 9. eine l Fremdsprache, und zwar entweder Deutsch, Französisch oder Englisch, 10. Physik, 11. Chemie, 12. Algebra, 13. Geometrie, 14. Trigonometrie, 15. Zoologie, 16. Botanik, 17. Verfassungsgeschichte der SSSR [sic], 18. Geschichte der Kommunistischen Partei, 19. Zeichnen, 20. Körperkultur, 21. Geschichte (vornehmlich Geschichte Rußlands).


  c) Schulgeld – Stipendium: Der Schulbesuch war ursprünglich kostenlos; auch auf den Hochschulen war kein Schulgeld zu bezahlen. Nur Kindern von Kulaken und Kaufleuten wurden gelegentlich Sondersteuern auferlegt. Im Jahre 1940 erfolgte eine allgemeine Änderung. Es wurde von der 8. Klasse an (vollendete Mittelschule) Schulgeld in Höhe von 150 Rubel jährlich gefordert. Für den Besuch der Hochschule mußten jährlich 300 Rubel gezahlt werden. Im November 1940 wurde auch für die Abendschule die Gebührenpflicht eingeführt. Eine Schulgeldbefreiung erhielten nach 1940 nur noch die Vorzugsschüler (otlitschni), die Kinder von Invaliden und Schüler, die im Komsomol hervorragend tätig waren. Bis 1940 erhielt jeder Student auf den Fachschulen und an den Hochschulen ein Stipendium. Später wurde dieses nur noch in beschränktem Maße und in Ausnahmefällen gewährt.


  d) Lehrkräfte und Lehrerbesoldung: Die Lehrerausbildung sah planmäßig vor, daß Lehrer für die 4-klassige Grundschule die unvollendete Mittelschule und ein 3-jähriges Lehrerseminar besucht haben mußten. Für Lehrer der unvollendeten Mittelschule war die Beendigung der vollendeten Mittelschule und ein zweijähriger Kursus im pädagogischen Institut Pflicht, während für Lehrer der vollendeten Mittelschule die Beendigung der vollendeten Mittelschule und ein vierjähriger Besuch des pädagogischen Instituts vorgeschrieben war. Allerdings wurde dieser aufgestellte Ausbildungsplan wegen des großen Lehrermangels weitgehend umgangen. Viele Lehrer an den vollendeten Mittelschulen hatten nur die Grundschule oder der unvollendete Mittelschule und einen 6-monatlichen Schnellkursus besucht. Außer der beruflichen Arbeit waren die Lehrer verpflichtet, sich rege an der „kulturell-politischen Arbeit“ der Schule und der Partei zu beteiligen, auch wenn sie nicht KP-Mitglieder waren. Zahlenmäßig belief sich der Lehrerstand in der UdSSR nach sowjetischer Statistik auf: Grundschulen: 1923: 161.787 Lehrer, 1939: 321.902 Lehrer. Unvollendete Mittelschulen: 1923: 30.276 Lehrer, 1939: 392.496 Lehrer. Vollendete Mittelschulen: 1923: 30.885 Lehrer, 1939: 304.415 Lehrer. Die Bezahlung der Lehrerschaft war außerordentlich schlecht. Die Gehälter waren nach Kategorien gestaffelt. So erhielt ein Lehrer: 1. Kategorie (Lehrberechtigung bis zur 10. Klasse) monatlich 425,– Rubel, 2. Kategorie (Lehrberechtigung bis zur 7. Klasse) monatlich 330,– Rubel, 3. Kategorie (Lehrberechtigung bis zur 4. Klasse) 270,– Rubel. Aus den niedrigen Gehältern erklärte sich, daß an den Schulen ein überwiegend großer Prozentsatz Frauen als Lehrkräfte eingesetzt war, da der Mann des besseren Verdienstes wegen mehr in den technischen Berufen tätig war. Hatte ein Lehrer das 60. Lebensjahr erreicht und besaß 25 Dienstjahre, so hatte er Anspruch auf eine Altersrente. Der höchste Pensionssatz betrug jedoch nur 125 Rubel monatlich. Da mit diesem geringen Gehalt ein Auskommen nicht möglich war, arbeiteten die Lehrer vielfach bis an ihr Lebensende. Zweimal im Jahr wurden an die Lehrer Prämien verteilt und zwar am 1. Mai und am Tage der Oktoberrevolution. Diese Prämien, die aus einem dafür geschaffenen Fonds bezahlt wurden, erreichten die Höhe eines halben Monatsgehaltes.


  e) Lehrmittel und Lehrerfolge: Große Schwierigkeiten bereitete der Sowjetunion die Beschaffung einheitlicher Lehrbücher. In der ersten Zeit wechselten die Schulbücher sehr häufig, und erst nach 1932 hörte der Wechsel auf. Eine neue Schwierigkeit ergab sich allerdings daraus, daß der Bedarf an Lehrbüchern nicht gedeckt werden konnte. Häufig kam auf 5 bis 8 Schüler ein Lehrbuch. Die Lehrmittel erhielten die Schüler bis 1937 unentgeltlich. Nach 1937 mußten sie gekauft werden. Das Kenntnisniveau war bei den Schülern sehr niedrig. Schüler der 4. Klasse machten bei kurzen Diktaten z.B. bis zu 35 und 65 Rechtschreibungsfehler. Die Kenntnisse in Mathematik waren im allgemeinen besser, dafür aber in Geographie und allgemeiner Geschichte äußerst schwach. Der Tiefstand des Wissens bei den Schülern lag zu einem großen Teil darin begründet, daß die Lehrer nur sehr mangelhaft ausgebildet waren; außerdem stand die Werbung für den Kommunismus im Mittelpunkt jeglichen Unterrichtes. In einer Meldung aus Brjansk heißt es u.a.: „Von den 42 Schülern einer 1. Klasse waren in der 4. Klasse noch 35 und in der 7. Klasse noch 22 Schüler vorhanden. Von diesen 22 Schülern gingen 3 in Spezialschulen, 2 hörten mit dem Schulbesuch auf, so daß 17 Schüler die 8. Klasse (vollendete Mittelschule) begannen. Von diesen 17 bestanden 10 Schüler das Abschlußexamen.


  f) Schüler: Die Einführung des obligatorischen Unterrichtes hatte ein gewaltiges Ansteigen der Schülerzahl zur Folge. Als Vergleich mit der zaristischen Zeit folgen die Schülerzahlen von 1914/15 und denen von 1938/39 (sowjetische Statistik): 1914/15 7.896.249 Schüler, 1938/39 31.517.375 Schüler. Die Schülerzahl in einer unteren Klasse durfte 40, in höheren Klassen 35 nicht übersteigen. Die Disziplin in den Schulen ließ im allgemeinen zu wünschen übrig. Es kam vor, daß die Schüler Schnaps mit in die Schule brachen und sich betranken oder erst ohne Aufgabe [sic] eines Grundes zur 2. oder 3. Unterrichtsstunde erschienen. Die Lehrer aber hatten keinerlei Druckmittel, um ihren Willen durchsetzen zu können. Als einzige Strafe gab es den Verweis und eine schriftliche Mitteilung an die Eltern. Die Schülergesundheit ließ stark zu wünschen übrig. Sechs Prozent der Schüler waren durchschnittlich krank. 1930 führte die schlechte Ernährung zu Hungersgeschwülsten und täglichen Ohnmachtsanfällen in den Schulen. In den letzten Jahren vor dem Krieg wurden in einigen Schulen Butterbrote gegen Bezahlung verabreicht. Die Bekleidung der Schüler war schlecht. Besonderer Mangel bestand an Schuhwerk und Winterkleidung. Oft konnte ein Schulbesuch mehrerer Geschwister nur so durchgeführt werden, daß mit den gleichen Bekleidungsstücken der eine am Vormittag und der andere am Nachmittag zur Schule ging.


  g) Politische Jugendverbände (Pionier und Komsomol): Schulpflichtige Kinder vom 8. bis zum 10. Lebensjahre wurden Oktoberkinder genannt. Schüler vom 10. bis zum 14. Lebensjahre waren automatisch Pioniere. Die Aufgabe dieser kommunistischen Jugendorganisation war die Erziehung der Kinder im bolschewistischen Sinne und darüberhinaus die Erreichung einer Leistungssteigerung in der Schule. Für die Pioniere wurden Versammlungen abgehalten, bei denen Parteifunktionäre oder Komsomolzen sprachen. Nach einer gewissen Bewährungsfrist bekam jeder Pionier und jede Pionierin das sog. Pioniertuch, ein rotes Halstuch mit einer Art Schnalle als Halter, die eine rote Flamme und die Worte: „Sei bereit“ trug. Bewährte sich ein Pionier nicht, dann wurde ihm das Halstuch entzogen. Der Komsomol – ebenfalls ein kommunistischer Jugendverband – umfaßte die Jugendlichen vom 15. bis zum 26. Jahre. Der Beitritt war freiwillig, wurde aber in den häufigsten Fällen in geschickter Weise erzwungen. So berichtet eine Buchhalterin: „Im Komsomol war ich bis 1937 nicht Mitglied; später wurde ich aber dafür geworben und zwar in einer Weise, die eine Weigerung unmöglich machte. Anläßlich einer Betriebsfeier, bei der die ganze Gefolgschaft in einem Saal an Tischen Platz genommen hatte, saßen die mit dem Prädikat „otlitschni“ ausgezeichneten Arbeiter am Tisch des Vorstandes, wo die Direktoren, Abteilungsvorstände und Parteigrößen Platz genommen hatten. Da die Partei bestrebt war, alle tüchtigen Kräfte in ihre Arbeit einzuspannen, brachte der Vorsitzende der Parteiorganisation einen Trinkspruch auf meine guten Leistungen und meinen Eintritt in den Komsomol aus. Eine Weigerung, den Eintritt zu vollziehen, wäre mir sehr übel genommen worden und hätte mich meine Stellung gekostet. Ich entschloß mich daher, zu studieren, denn als Studentin war ich von der üblichen Komsomol-Stoßarbeit verschont.“ Der Komsomol hatte in den Schulen für die Hebung der Disziplin und der Leistungen Sorge zu tragen. Die Schulkinder hatten die Aufgabe, den Komsomol zu unterstützen und für ihn tüchtige Schüler zu werben. Die Schüler, die Mitglied im Komsomol waren, nahmen in der Schule eine Sonderstellung ein und die Lehrer hüteten sich, gegen diese Schüler irgendwie vorzugehen, da sie in ständiger Angst lebten, von ihnen dem NKWD wegen politischer Unzuverlässigkeit angezeigt zu werden. Der Leiter einer Schule, an der ein Komsomol bestand, mußte mit dem Sekretär des Komsomol alle wichtigen Schulfragen besprechen.


  III. Entwicklung des Schulwesens seit der Besetzung durch deutsche Truppen


  1. Wichtige Verwaltungsanordnungen der deutschen Militärbehörden über die Regelungen des russischen Schulunterrichts im besetzten Gebiet: Vom Militärbefehlshaber des mittleren Frontabschnittes erging unter dem 24.7.1941 eine VO, nach der „sämtliche Schulen und Lehranstalten im besetzten Gebiet bis auf weiteres geschlossen bleiben“. Bei den militärischen Dienststellen erkannte man jedoch sehr bald, welche Gefahren die nunmehr ohne Beaufsichtigung und Erziehung heranwachsende russische Jugend für die Befriedung des von den deutschen Truppen besetzten Gebietes bildete. Aus dieser Erkenntnis erließ der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes am 21.10.1941 eine neue VO, die sich mit der Wiederaufnahme des Schulunterrichtes im besetzten Gebiet beschäftigte. In dieser Verordnung heißt es u.a.: „Die bisher nur sowjetisch erzogene Jugend bildet ohne Beaufsichtigung und Erziehung eine stete Gefahr für die öffentliche Sicherheit und für die Partisanen ein willfähriges Werkzeug. Daher ist die Einrichtung eines geordneten Schulwesens durch die FK (Kriegsverwaltungsgruppen) in Angriff zu nehmen … Zunächst ist nur der Wiederaufbau der 7-klassigen Schule als Volksschule durchzuführen. Zu diesem Zwecke wird die allgemeine Schulpflicht für die arischen Kinder vom vollendeten 8. bis vollendeten 15. Lebensjahre eingeführt … Der Lehrplan ist auf folgenden Fächern aufzubauen: Erlernung der Heimatsprache; in Gebieten mit überwiegend weißrussischer Bevölkerung kommt nur Weißrussisch, in Gegenden mit überwiegend russischer Bevölkerung kommt nur Russisch in Betracht. Die Erlernung der Sprache umfaßt Lesen, Schreiben, Rechtschreibung und Grammatik. Vorschläge für die Gestaltung eines einheitlichen Lehrplanes sind bis spätestens 15.11.41 dem Befehlshaber im rückwärtigen Heeresgebiet, Abt. VII, einzureichen. Der Schulbeginn kann, unabhängig von der Festlegung des vorgenannten Lehrplanes, sofort nach Beendigung der Vorarbeiten erfolgen …“ Auf den Vorschlag des Beauftragten des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD, Einsatzgruppe B, zunächst noch eine Reihe grundsätzlicher Fragen bei den zuständigen Stellen zu klären und erst dann mit der Eröffnung der Schulen zu beginnen, erließ der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Mitte eine diesbezügliche Verwaltungsanordnung, in der es wörtlich heißt: „a. Mit dem Schulbetrieb darf erst begonnen werden, wenn der Befehlshaber seine Genehmigung dazu erteilt hat … b. Vorbereitende Maßnahmen für die Aufnahme des Schulbetriebes sind auch auf dem platten Lande durchzuführen. c. In einigen Städten stößt die Wiedereinrichtung des Schulbetriebes mit Rücksicht auf die fehlenden Räume auf Schwierigkeiten. Es ist trotzdem anzustreben, diese Schwierigkeiten durch behelfsmäßige Unterbringung der Schulen in von der Wehrmacht nicht in Anspruch genommenen Gebäuden Sorge zu tragen. Insbesondere sind kurz vor der Vollendung stehende Bauten beschleunigt für Schulzwecke auszubauen.“ In einer weiteren VO vom 27.11.1941 wird im Hinblick auf den zunächst vom Befehlshaber gebilligten Religionsunterricht und das ausgesprochene Verbot des Privatunterrichtes eine Änderung durchgeführt: „Unter Abänderung der Verwaltungsanordnung Nr.9 II wird folgendes bestimmt: Religionsunterricht darf in der Schule nicht erteilt werden. Im Rahmen von genehmigtem Privatunterricht können Religionsstunden abgehalten werden. Das Verbot des Privatunterrichtes wird aufgehoben. Jedoch haben die Veranstalter von Privatunterricht die Genehmigung der zuständigen FK dafür einzuholen. Die Zustimmung ist im Benehmen mit dem zuständigen EK der Sicherheitspolizei nur zu erteilen, wenn die Veranstalter und die Lehrkräfte politisch zuverlässig und fachlich geeignet sind.“ Hinsichtlich der Überwachung des Schulbetriebes erging vom Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Mitte unter dem 7.1.1942 folgende Verwaltungsanordnung: „Um den Schulunterricht wirksam zu gestalten, sind den Lehrkräften durch vorgebildete Offiziere oder Beamte Lehranweisungen zu erteilen. Inhalt soll vor allem die Belehrung über die politischen und kulturellen Verhältnisse des Deutschen Reiches sein. Lehrkräfte und Schulbetrieb sind laufend zu überwachen. Außerdem sind die Schulkinder durch Vertrauensleute unauffällig über ihre Unterweisung zu befragen.“ Große Sorge bereitete nicht nur den deutschen militärischen und politischen Stellen die Heranschaffung geeigneten Lehrmaterials; auch die russischen Verwaltungen brachten ihre Sorge über das Fehlen von Lehrbüchern usw. zum Ausdruck. Verschiedentlich bemerkten russische Lehrer, daß ihnen zwar von den Deutschen die Aufgabe gestellt sei, möglichst schnell wieder den Schulunterricht zu eröffnen, sie (die Russen) wüßten aber nicht, wonach und womit sie lehren sollten (Smolensk). Am 29.4.42 erließ deshalb der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes Mitte folgende VO: „Von der Propaganda-Abt. W wird die Herausgabe einer Schulzeitung in russischer Sprache vorbereitet. Die Zeitung geht mit anderem Propagandamaterial den Divisionen und Brigaden zur Verteilung zu. Die Schulzeitung ist sofort zur Verwendung als Lehrmittel den öffentlichen Schulen zuzuleiten.“ Schließlich befaßte sich eine VO am 20.5.1942 mit der Frage der Schulferien. Hier heißt es u.a.: „Die FK (Kriegsverwaltungsgruppen) bestimmen für ihren Bereich den Zeitpunkt von Ferienbeginn und Schulanfang … Den örtlichen Bedürfnissen, insbesondere der Landwirtschaft, ist Rechnung zu tragen. Es bestehen keine Bedenken dagegen, daß die Ferien für die einzelnen Klassen der gleichen Schule zu verschiedenen Zeitpunkten beginnen … In den Ferien sind die Lehrkräfte zur Ausarbeitung eines Lehrplanes für das kommende Schuljahr heranzuziehen … Die Lehrkräfte sind durch die Rayonschulämter anzuweisen, während der Ferien die aus den sowjetischen Schulbüchern zu entfernenden Stellen, die bisher nur durchgestrichen waren, nunmehr durch Übertuschen oder Herausschneiden völlig unleserlich zu machen. Durch Einschaltung der Arbeitsämter ist anzustreben, daß die Lehrkräfte in den Ferien auch zum anderweitigen Arbeitseinsatz in den Städten und auf dem Lande herangezogen werden.“ Im Hinblick auf den Geschichtsunterricht und den Deutschunterricht wurden auf einer Tagung der Kriegsverwaltungsgruppen am 24.5.42 folgende Ausführungen gemacht: 1. Der Geschichtsunterricht an russischen Schulen ist verboten. 2. Die Einführung des Deutschunterrichtes soll möglichst unterbunden werden. 2. Wiederaufnahme des Schulunterrichtes im besetzten Gebiet: Für die Wiedereröffnung der Schulen im besetzten Gebiet war deutscherseits der Gesichtspunkt ausschlaggebend, dadurch zur Beruhigung der Verhältnisse beizutragen, die Jugend von der Straße zu bringen und zur Ordnung zu erziehen sowie ihr endlich ein Mindestmaß an Kenntnissen und praktischen Fertigkeiten zu vermitteln. Russischerseits bestand an der Wiedereröffnung der Schulen großes Interesse, was viele Anfragen an die militärischen und politischen Dienststellen bewiesen, wurde doch allgemein die Wiederaufnahme des Schulbetriebes als ein erster Schritt zur Normalisierung der Lebensverhältnisse im besetzten Gebiet aufgefaßt.


  a) Schwierigkeiten bei der Durchführung der Wiederaufnahme des Schulunterrichtes im besetzten Gebiet: Die russischen Stadt- und Rayonverwaltungen gingen sofort nach Veröffentlichung der verschiedenen Verwaltungsanordnungen des Befehlshabers des rückwärtigen Heeresgebietes dazu über, geeignete Möglichkeiten für einen raschen Schulbeginn zu schaffen (Smolensk, Mogilew, Witebsk, Klinzy, Brjansk, Roslawl, Borissow). Allerdings konnte nur in wenigen Städten bereits im Jahre 1941 mit dem Schulunterricht begonnen werden, da es fast überall an geeigneten Räumen infolge Zerstörung oder Belegung durch deutsche Truppen mangelte (z.B. Witebsk, Sytschewka, Orel, Roslawl, Smolensk). Hinzu kam der Mangel an Lehrmitteln, Lehrbüchern, Inventar usw. Während in verschiedenen Städten und Rayons diese Schwierigkeiten im Laufe der Monate behoben werden konnten (Mogilew, Klinzy, Borissow, Brjansk, Roslawl), fehlen in anderen Städten und Rayons trotz aller Bemühungen, Eingaben bei den zuständigen militärischen Stellen usw. die erforderlichen Räume, Material zur Wiederherstellung wie Fensterglas, die Einrichtung wie Tische, Bänke, Stühle, Schreibgerät, Papier u.a.m. noch heute (z.B. Smolensk).


  b) Lehrkräfte: Die für den Schulunterricht notwendigen Lehrer waren überall in ausreichender Zahl vorhanden (Klinzy, Mogilew, Borissow, Smolensk, Roslawl, Brjansk, Sytschewka). Von den Stadt- und Rayonverwaltungen wurden die Lehrer und Lehrerinnen auf ihre politische Zuverlässigkeit überprüft, ihre Personalien und ihr Bildungsgang aufgenommen. Die Überprüfung der Lehrer ergab in den meisten Fällen keine Mitgliedschaft bei der KP. Altersmäßig betrachtet, stehen überwiegend Junglehrer und Junglehrerinnen zur Verfügung. Eine Aufstellung aus dem Rayon Potschinok zeigt hinsichtlich der Altersgliederung der Lehrkräfte folgendes Bild: Lehrer über 60 Jahre 2, Lehrer über 55 Jahre 7, Lehrer über 50 Jahre 6, Lehrer über 45 Jahre 7, Lehrer über 40 Jahre 16, Lehrer über 35 Jahre 7, Lehrer über 30 Jahre 11, Lehrer über 25 Jahre 12, Lehrer im Alter 25 Jahre 4, Lehrer im Alter 24 Jahre 5, Lehrer im Alter 23 Jahre 8, Lehrer im Alter 22 Jahre 9, Lehrer im Alter 21 Jahre 12, Lehrer im Alter 20 Jahre 8, Lehrer im Alter 19 Jahre 1. Die Lehrkräfte von 30 Jahren und jünger sind fast ausschließlich Frauen. Um die russischen Lehrkräfte für die Wiederaufnahme des Schulunterrichtes vorzubereiten, sind im ganzen Bereich mehrwöchentliche Schulungslehrgänge zum Teil bereits durchgeführt, zum Teil noch im Gange. Die Leitung der Kurse lag in den Händen von zur Wehrmacht eingezogenen Lehrern in Zusammenarbeit mit den bei den Stadt- und Rayonverwaltungen eingesetzten Schuldezernenten. Im Laufe der Zeit haben sich bei dieser Schulungsarbeit folgende Kernprobleme ergeben: 1. Aufklärung und Richtigstellung bezüglich deutscher Verhältnisse und der nationalsozialistischen Politik. 2. Antikommunistische Propaganda und zugleich Werbung für die deutsche Ideenwelt und für die kommenden Aufgaben Europas. 3. Vorbereitung für einen allgemeinen Wiederaufbau als Gegenmaßnahme für die Bildung geistigen und praktischen Partisanentums. 4. Ausbildung der Lehrkräfte für die Wiederaufnahme des Unterrichts. Es ist dabei notwendig, vorurteilslos von den vorhandenen politischen, weltanschaulichen und geistigen Anschauungen auszugehen. Es kann dabei als Tatsache angesehen werden, daß die Bevölkerung in dieser Hinsicht nicht homogen ist. Ein großer Teil, insbesondere der jüngeren Kreise, steht noch innerlich zum Kommunismus, der andere Teil verhält sich neutral und abwartend. Doch sind Anzeichen einer sympathischen Haltung gegenüber der deutschen Sache erkennbar. Der problematische Charakter der Russen einerseits, als auch die langjährige ebenso brutale wie raffinierte bolschewistische Propaganda ergab bei dieser Schulungsarbeit eine Situation, die es erforderlich machte, vorschichtig, aber auch unmißverständlich vorzugehen. Die Themen, die beispielsweise während der Lehrgänge in Orel behandelt wurden, waren folgende: 1. Die nationalsozialistische und die kommunistische Revolution. Die marxistische Revolte und die ns.-Erhebung in Deutschland. 2. Das Bild des neuen Deutschland. Vorgänge in Deutschland nach dem Weltkrieg bis zum Jahre 1933. 3. Der deutsche Aufbau, und zwar: Der politische Aufbau, der wirtschaftliche Aufbau, der kulturelle Aufbau, der soziale Aufbau. 4. Der Nationalsozialismus und der deutsche Bauer. Der Nationalsozialismus und der deutsche Arbeiter. Der Nationalsozialismus und der deutsche Lehrer. 5. Nationalsozialismus und Volk. 6. Das deutsche Bildungswesen im allgemeinen. 7. Die deutsche Schule im besonderen. 8. Die Bedeutung der Arbeit im völkischen Staat. Privateigentum und Staatseigentum. Das Problem des 4ten Standes. 9. Wichtige Gesetzgebungen im neuen Deutschland. 10. Wichtige Organisationen in Deutschland: Die Partei, die Deutsche Arbeitsfront, „Kraft durch Freude“, Frauenschaft, Hitlerjugend. 11. Die Judenfrage: Die Juden in der Welt. Die Vorherrschaft der Juden im Kulturleben Deutschlands. Juden und Kunst. Die Freimaurerei. 12. Der deutsche Bauer. Das Erbhofgesetz. Die Agrarreform für die besetzten Gebiete. Erbhof und Kollektiv. 13. Neugestaltung Europas. Die Geschichte Mitteleuropas. Der deutsche Führungs- und Ordnungsstaat. Abriß der russischen Geschichte. Das alte Kulturland Europa. Gefahren für Europa in Geschichte und Gegenwart. 14. Großraumgestaltung auf der Erde. Die Großräume der Erde. Der Kontinent Europa. 15. Aufgaben des russischen Lehrers im Wiederaufbau der besetzten Gebiete. Zusammenfassung des Kurses. Erkenntnis und Erlebnis als Grundlagen des Wiederbeginns. Die Kurse erstreckten sich über einen Zeitraum von 2 Monaten. Außer den Vorträgen, die in der Woche viermal 2 Stunden dauerten, fand einmal wöchentlich eine Filmvorführung statt, die jeweils im Zusammenhang mit den behandelten Themen statt. Es kann festgestellt werden, daß schon die Schulungsarbeit von einem gewissen Erfolg begleitet war. Die Schulungsteilnehmer zeigen sich als sehr aufmerksame Zuhörer und haben immer eine Reihe von Fragen zu stellen. Diese Fragen kehren in verschiedenen Variationen immer wieder. Sie dokumentieren das Mißtrauen der Russen; zum anderen zeigen sie, wie verständnislos sie einem System gegenüberstehen, in dem Nationalismus und Sozialismus zu einer Synthese verschmolzen sind. Es hat sich herausgestellt, daß die Darstellung äußerer Dinge nicht genügt, um überzeugend zu wirken, sondern daß immer wieder auf die fundamentalen Unterschiede hingewiesen werden muß. In vielen Einzelaussprachen zeigte es sich recht deutlich, daß die Russen zwar die ausgesprochenen Mängel des bolschewistischen Systems wohl erkennen, doch auf der anderen Seite der deutschen Ideenwelt mit größter Reserviertheit gegenüber stehen. Die geplante Entsendung von Lehrerabordnungen ins Reich, die erstmalig im Oktober d. J. stattfinden soll, wird dazu beitragen, die Russen von den Leistungen des Nationalsozialismus wirklich zu überzeugen. Das Interesse, an diesen Abordnungen teilnehmen zu können, ist außerordentlich groß. Bei den Schulungskursen hat sich weiter gezeigt, daß die Vorbildung und die Kenntnisse eines großen Teiles, namentlich der jüngeren Lehrer, sehr dürftige sind. Sie sind zwar selbst von ihrem Können sehr überzeugt und werfen mit Phrasen und Schlagworten nur so um sich. Immer wieder verlangen sie Programme und Pläne, ohne die sie glauben, nicht unterrichten zu können. Die deutsche Auffassung von einem Lehrer, Erzieher und nicht nur Wissensvermittler zu sein, ist ihnen völlig ungeläufig. Allgemein gehen sie jedoch mit Eifer an die Arbeit und sind froh, wieder Lohn und Brot zu erhalten.


  c) Lehrpläne: Mit der Eröffnung der Schulen wurden gleichzeitig von den russischen Stadt- und Rayonverwaltungen Lehrpläne ausgearbeitet, die durch das Fehlen einer einheitlichen Weisung durch die deutschen Dienststellen sehr unterschiedlich sind. Fast jede Stadt hat ihren eigenen Plan, den sie nach Vorlage und Genehmigung bei der zuständigen Ortskommandantur durchzuführen bemüht ist. Bei der Aufstellung der Lehrpläne kam es dabei häufig vor, daß Lehrfächer, die vom Befehlshaber des Heeresgebietes Mitte als Schulfächer untersagt waren (z.B. Religionsunterricht), trotzdem in den Stundenplan aufgenommen wurden. Die Lehrpläne zeigen übrigens deutlich den überwiegend großrussischen Charakter des Einsatzgruppenbereiches. Nur in Witebsk und den an das Generalkommissariat Weißruthenien angrenzenden Gebieten Borissow und Bobruisk wurde im Unterrichtsplan auf das Weißruthenentum Rücksicht genommen. Im einzelnen haben die Lehrpläne etwa folgende Abfassung:


  Brjansk: Stundenplan für eine 4-klassige Grundschule (Anfangschule):


  [image: image]


  In Kletnja umfaßt der Lehrplan für die Schulen des Rayons (7-klassige Volksschulen) folgende Unterrichtsstunden: 1. und 2. Klasse: Lesen, Schreiben, Rechnen, Singen, Leibesübungen, Werkunterricht. 3. und 4. Klasse: Lesen, Schreiben, Grammatik der russ. Sprache, Rechnen, Singen, Leibesübungen, Werkunterricht, deutsche Sprache ab 4. Klasse. 5. und 7. Klasse: Rechnen je 5 Wochenstunden, russ. Sprache je 5 Wochenstunden, deutsche Sprache je 5 Wochenstunden, Zoologie, Botanik je 2 Wochenstunden, Algebra (6. u. 7. Kl.) je 3 Wochenstunden, Geometrie (6. u.7. Kl.) je 3 Wochenstunden, Physik (6. u. 7. Kl.) je 2 Wochenstunden, Heimatkunde (5. bis 7. Kl.) je 1 Wochenstunde, Singen (5. bis 7. Kl.) je 1 Wochenstunde, Leibesübungen (5. bis 7. Kl.) je 1 Wochenstunde, Werkunterricht (5. bis 7. Kl.) je 1 Wochenstunde.


  Sytschewka hat in den Schulen des dortigen Bereiches folgenden Lehrplan eingeführt:
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  Lehrpläne für höhere Schulen sind mehrfach ausgearbeitet worden, doch ist deutscherseits eine Errichtung derartiger Schulen zunächst nicht beabsichtigt.


  d) Lehrmittel: Für den Unterricht muß zunächst auf die alten sowjetischen Schulbücher zurückgegriffen werden, die allerdings auch nur in völlig ungenügender Zahl vorhanden sind. Zu beanstandende Stellen sind überklebt, gestrichen oder herausgeschnitten worden. Vielfach benutzen die Lehrer auch die von deutscher Seite herausgegebenen Zeitungen in russischer Sprache und sonstiges Propagandamaterial und werten sie im Unterricht aus. So ist z.B. das bebilderte Aufklärungsmaterial aus dem Leben des Führers bei Lehrer und Schüler sehr beliebt (Sytschewka, Witebsk). Gut bewährt haben sich auch besondere Schulzeitungen, eine Einrichtung, die bereits zu Sowjetzeiten existierte und bei den Kindern starkes Interesse fand. Die seit Mai 1942 in Smolensk monatlich erscheinende Schulzeitschrift „Der Schüler“ soll künftig im gesamten Gebiet Verbreitung finden. Die Schaffung geeigneter Lehrbücher, die den deutschen Anforderungen entsprechen, ist eine der vordringlichsten Aufgaben.


  e) Schulfreudigkeit und Schulbesuch: Im Bereich des Heeresgebietes Mitte sind z.Zt. ca. 400 Schulen eröffnet. Genaue Angaben können noch nicht gegeben werden, da laufend Schulen dazu kommen. Soweit eine Beschulung möglich ist, wird allgemein sowohl bei den Kindern als auch bei den Eltern eine sehr große Schulfreudigkeit festgestellt. Trotzdem sind die Schulversäumnisse teilweise recht erheblich (Orel gibt sie z.B. mit 60–80% an). Die Versäumnisse werden weniger auf den Mangel an gutem Willen, als vielmehr auf die angespannte Ernährungslage und die Bekleidungsfrage zurückgeführt. So schreibt z.B. Sytschewka: Infolge der angespannten Ernährungslage sind viele Eltern gezwungen, ihre Kinder auf Erwerb oder über Land zu schicken. Des weiteren brauchen die Eltern infolge Mangels an Arbeitskräften ihre Kinder bei Feld- und Erntearbeiten. Mogilew berichtet, daß Eltern den Schulbesuch ihrer Kinder mit der Begründung verweigern, sie hätten für diese nichts zum Anziehen oder sie benötigten die Kinder im Haushalt, zur Beaufsichtigung jüngerer Geschwister usw. Da im Heeresgebiet Mitte, soweit Schulen vorhanden, Schulpflicht besteht, können bei unbegründeten Schulversäumnissen oder Vermeidung des Schulbesuches die Eltern im Verwaltungswege zu Geldstrafen herangezogen werden. Infolge der Mittellosigkeit bleibt diese Möglichkeit jedoch häufig nur theoretisch.


  Zusammenfassung: Das Schulwesen wird vielfach von russischer Seite als Angelpunkt zur Ausweitung der russischen Selbstverwaltung und zur Wiedererringung einer politischen Machtstellung betrachtet. Hierfür sind vor allem die Bestrebungen zur Errichtung höherer Schulen bezeichnend. Die Schule steht im hiesigen Raum mehr oder weniger im Dienste des gesamtrussischen Gedankens. Die weißruthenische Sprache kann sich, soweit eine Einführung überhaupt möglich war, nur schlecht halten und steht dem Russischen gegenüber immer im zweiten Glied. Die Ausschaltung des Politischen aus dem ganzen Unterrichtsbetrieb und damit zusammenhängend das Fehlen eines wirklichen Erziehungsprogramms erschweren eine positive Schulpolitik. Die Lage auf dem Schulsektor trägt so mehr einen provisorischen Charakter. Russischerseits wird dieser Zustand deshalb besonders störend empfunden, weil der Russe durch die 25 Jahre bolschewistischer Schulung gewöhnt ist, in erster Linie in Zielvorstellungen und Programmen zu denken.


  B. Jugendverwahrlosung


  I. Die Verwahrlosung der Jugend zur Sowjetzeit


  1. Die Ursachen der Verwahrlosung: Die Verwahrlosung der Jugend in der Sowjetzeit ist auf folgende Ursachen zurückzuführen: a) Bürgerkrieg mit seinen Begleiterscheinungen, b) Kollektivierung und Entkulakisierung, c) Untergrabung der Autorität des Elternhauses – Entziehung der Strafgewalt für Eltern und Lehrer, d) Arbeitsaufnahme durch Frauen und Mütter und e) Wohnungsnot. Der Bürgerkrieg hatte über weite Gebiete Rußlands Hungersnöte und Epidemien gebracht. Hierdurch war eine große Anzahl der männlichen und weiblichen Jugend obdach- und elternlos geworden und versuchte, sich auf jede nur mögliche Weise die Mittel für den Lebensunterhalt zu verschaffen. Auch die 1929 einsetzende Kollektivierung der Landwirtschaft und die Entkulakisierung, die eine starke Landflucht, Verschickungen und Hungersnöte (1931/32) u.a. im Gefolge hatten, nahmen einer weiteren Anzahl Minderjähriger das Elternhaus und die Ernährer. Die Jugend aber, die hiervon nicht betroffen und in der Obhut ihrer Familien geblieben war, zeigte vor allem in den Städten erhebliche Verwahrlosungserscheinungen. Diese hatten ihre Ursache einmal in der Untergrabung der Autorität des Elternhauses und der Schule durch die mit der kommunistischen Revolution einsetzende politische Bearbeitung der Jugend. Zum anderen in der Entziehung der Strafgewalt für Eltern und Erzieher. Hinzu kam, daß in den Familien die Beaufsichtigung der Minderjährigen nicht in dem erforderlichen Maße durchgeführt werden konnte, da infolge der geringen Einkommensverhältnisse in den meisten Fällen die Frau gezwungen war, durch Annahme einer Beschäftigung mit zum Unterhalt beizutragen. Während der Hauptstunden des Tages blieben so die Kinder sich selbst überlassen. Einen maßgeblichen Einfluß bei der Verwahrlosung der Jugendlichen spielten ferner die Wohnungsverhältnisse. In den z.T. infolge der Industrialisierung sprunghaft angewachsenen Städten zwang die Wohnungsnot vielfach die ganze Familie, in einem Zimmer zu wohnen. Den Kindern wurde hierdurch schon im frühesten Alter voller Einblick in das Eheleben der Eltern gegeben.


  2. Verwahrlosungserscheinungen: Das auffälligste Merkmal der Verwahrlosungserscheinungen war das Problem der „Besbrisorny“ [handschriftlich am Rande: „Ohne Aufsicht“]. Da für eine Betreuung der infolge des Bürgerkrieges und der Kollektivierung bzw. Entkulakisierung eltern- und heimatlos gewordenen Minderjährigen zunächst staatlicherseits sämtliche Voraussetzungen fehlten, streiften diese Jugendlichen ziellos umher, verschafften sich den Lebensunterhalt durch Betrügereien und Diebstähle. Sie verloren so immer mehr das Gefühl für die Begriffe Recht und Unrecht und schreckten schließlich auch nicht vor Verbrechen zurück. Im Laufe der Jahre wirkten sich die Besbrisorny zu einer wahren Landplage aus. Plünderungen von Eisenbahnzügen, Überfälle, ja Morde durch Angehörige dieser Banden waren bald keine Seltenheit mehr. Auch die Verhältnisse in den Städten, entstanden durch Wohnungsnot, ungeeignete Erzieher usw., blieben nicht ohne Wirkung auf die Moral der Jugend. Auch die Besbrisorny bildeten häufig einen Anreiz für die unter der Obhut ihrer Eltern gebliebenen, aber durch mangelnde Beaufsichtigung infolge der Berufstätigkeit der Mütter und durch die Untergrabung der Autorität des Elternhauses bereits gefährdeten Minderjährigen. Während der Hauptstunden des Tages standen sie unter keiner Beaufsichtigung und waren ganz sich selbst überlassen, so daß durch die Berührung mit vagabundierenden Jugendlichen bald der Zügellosigkeit Tür und Tor geöffnet war. Als infolge der Wohnungsnot diesen Jugendlichen überdies Einblick in das Eheleben der Eltern gegeben war, verlor ein Großteil jegliche Hemmungen in sittlicher Beziehung, wozu in nicht unerheblichem Maße noch die Lektüre minderwertiger Schriften, meist jüdischer Schriftsteller, beitrug. Alkohol- und Nikotinmißbrauch waren dazu keine Seltenheit. Die Verwahrlosung bei der weiblichen Jugend war nicht im gleichen Maße vorhanden wie bei den männlichen. Gewiß kam es hier zu kleineren Diebstählen und Betrügereien usw., ein Teil schloß sich der vagabundierenden männlichen Jugend an, aber zum größten Teil war die Lebensführung einwandfrei. Vor allem gilt dies für die ländlichen Gebiete. In den Städten konnte man jedoch gleichfalls feststellen, daß es das sowjetische System trotz seiner Ehegesetzgebung nicht vermocht hat, die gesunden Instinkte der weiblichen Jugendlichen zu zersetzen.


  3. Maßnahmen der Sowjets zur Beseitigung der Jugendverwahrlosung: Zur Beseitigung der Verwahrlosung wurden von den Sowjets die verschiedensten Maßnahmen durchgeführt. Zunächst begann man staatlicherseits Kinderheime und Lager einzurichten, in die man die aufgegriffenen Minderjährigen hineinsteckte. In den letzten Jahren der Sowjetherrschaft hatte man folgende Arten von Lagern bzw. Heimen: a) Auffang- und Verteilungslager für verwahrloste Kinder, b) Kinderheime für verwahrloste Vorschulpflichtige, c) Kinderheime für verwahrloste Schulpflichtige, d) Sowchosen für verwahrloste Jugendliche und e) Kolonien für verwahrloste Jugendliche. Die verwahrlosten Minderjährigen wurden von der Miliz dem NKWD und den Mitarbeitern der Auffang- und Verteilungslager überstellt und in Karzern eingesperrt. Durch Vernehmungen wurde festgestellt, ob das Kind elternlos war oder nicht. Nichtverwaiste Kinder wurden an die Eltern durch die Lagerleitung zurückgeschickt, die die Reisekosten dem Lager zu ersetzen hatten. Elternlose Kinder wurden durch die Gebietsabteilungen für Volksbildung mit einer Freifahrkarte in ein Kinderheim geschickt. Für jugendliche Verbrecher wurden geschlossene Kolonien eingerichtet, in welche die Jugendlichen von den Auffang- und Verteilungslagern sowie auch von den Kinderheimen, die durch das NKWD geleitet wurden, eingeliefert wurden. Die Kolonien waren in der Regel dem Volkskommissariat des Innern (NKWD) unterstellt, während nach außen hin das Volkskommissariat für die Justiz zuständig war. Die Reisekosten für die Unterbringung in eine Kolonie mußten von Moskau angefordert werden. Die Kolonien hatten ein ähnliches Gepräge wie Gefängnisse. Bis 1938 war die Jugendkriminalität derart gestiegen, daß es keine Stadt oder keinen Rayon mehr gab, in dem nicht ein Kinderheim, eine Kolonie oder ein Arbeitslager bestand. Zum geregelten Arbeitseinsatz wurde auch ein Großteil der verwahrlosten Jugendlichen auf Sowchosen und in den Kollektivwirtschaften untergebracht. Auf den Sowchosen betreuten Erzieher und Erzieherinnen die Insassen. Der Sowchos bot genug Arbeitsmöglichkeiten im Rahmen landwirtschaftlicher, gewerblicher und handwerklicher Betätigung (Ausbesserung und Anfertigung von Maschinen und Handwerkszeug). Die Verpflegung ergab sich aus den Leistungen des Sowchos und war im allgemeinen gut. In den Kollektivwirtschaften mußte die Verpflegung von den Bauern übernommen werden. Für die Verpflegung der Minderjährigen in den Heimen war ein Tagessatz von 3 Rubel festgesetzt, was jedoch bei weitem nicht zum Unterhalt reichte. Die Leitung und das Aufsichtspersonal lebten außerdem auf Kosten der Kinderverpflegung, so daß die ausgegebenen Essensrationen sowohl quantitativ wie qualitativ denkbar dürftig waren. Aus diesem Grunde war auch der Gesundheitszustand in den Anstalten recht schlecht. Der Großteil der Insassen war mit Tuberkulose, Blutarmut, Dyskrasie und venerischen Krankheiten behaftet. Das vorhandene Sanitätspersonal kümmerte sich kaum um die kranken Kinder. Infolge der schlechten Verpflegung und Behandlung kam es verschiedentlich zu Meutereien in den Heimen und Kolonien. Während solcher Aufstände zog sich das Aufsichtspersonal zurück und überließ die Wiederherstellung der Ordnung dem NKWD. Die Insassen der Kinderheime für verwahrloste Schulpflichtige wurden nach Ableistung der Schulpflicht als Lehrlinge in Fabriken vermittelt. Die erzielten Ergebnisse der Erziehungsarbeit in den Heimen waren gleich Null. Die Insassen der Kolonien, Jugendliche im Alter von 12–16 Jahren, die wegen Mord, Diebstahl usw. vom Volksgericht zu Gefängnis verurteilt worden waren, wurden von der Außenwelt streng abgeschlossen gehalten. Zur Ausbildung und Betreuung waren verschiedene Werkstätten eingerichtet sowie eine Schule mit 7 Klassen und technischen und Kraftfahrkursen. Im Bereich des heutigen Heeresgebietes Mitte waren nach der bisherigen Übersicht Kolonien u.a. in Witebsk mit 800 Knaben, in Mogilew mit ca. 400 Insassen, Kinderheime in fast jeder Stadt und Sowchosen für Verwahrloste in fast jedem Rayon vorhanden. Da die Erziehungsmaßnahmen der Sowjets nicht den erwarteten Erfolg brachten, die Jugenddelikte im Gegenteil im Laufe der Jahre immer zahlreicher wurden, sah sich der Sowjetstaat gezwungen, durch Gesetz vom 25.10.1935 die Verantwortlichkeit der Jugendlichen schon ab 12. Lebensjahr festzusetzen. Diese Maßnahme bewirkte, daß die strafbaren Handlungen Jugendlicher nachließen.


  II. Stand der Jugendverwahrlosung seit der Besetzung des Gebietes durch die deutsche Wehrmacht


  Bei Ausbruch des Krieges wurden die Kolonien im Bereich der Einsatzgruppe B evakuiert und die Insassen zum größten Teil in das Hauptlager Botschma in der Karakumwüste/Sibirien verschickt. Die Jugendlichen der Kinderheime auf dem Lande verteilte man auf die Gemeinden der Rayons zwecks Arbeitsleistung in der Landwirtschaft, während man sie in der Stadt ihrem Schicksal überliess. Beim Rückzug der roten Truppen schloß sich ein großer Prozentsatz der Jugendlichen den Truppen oder Partisanen an. Ein anderer Teil wurde mit den Belegschaften der Industriewerke evakuiert, so daß ein großer Teil der ursprünglich als verwahrlost geltenden Jugendlichen bei Übernahme des Gebietes durch die Wehrmachtsverwaltung nicht mehr anwesend war. Trotzdem hat die Zahl der verwahrlosten Minderjährigen nicht wesentlich abgenommen, denn infolge der Kriegshandlungen mit ihren Folgeerscheinungen wie Auseinanderreißen der Familien, Flucht aus den Städten, Heimatloswerden durch Vernichtung der Wohnungen, Verwaisen durch Kriegseinwirkung und besonders durch die schlechte Ernährungslage in den Städten nahm das Vagabundieren Jugendlicher wieder beträchtlich zu. Vielfach, besonders aus den Städten, wanderten Jugendliche selbst längste Strecken (bis zu 180km), um sich an für die Ernährung günstigeren Stellen durch Tausch oder Kauf Lebensmittel zu beschaffen. Wenn die Wanderungen teilweise auch nicht in schlechter Absicht begonnen worden waren, so blieb die Verlockung unterwegs doch nicht aus, sich durch Diebereien, Raub und sogar Mord die Lebensverhältnisse günstiger zu gestalten, so daß es gegenwärtig wieder eine große Anzahl herumstreifender Jugendlicher gibt, die durch kein Zwangsmittel in die Schule zu bringen sind und sich zu asozialen Elementen entwickeln müssen. Bei der in der Stadt bzw. in den Gemeinden verbliebenen Jugend ist die Kriminalität im Vergleich zu früher etwas zurückgegangen, da fast alle Jugendlichen zu leichteren Arbeiten herangezogen wurden. Hinzu kommt, daß durch die deutsche Besetzung die Eltern die ihnen bis dahin entzogene Strafgewalt über ihre Kinder wieder in ihre Hand bekamen. Das Rauchen und Schnapstrinken und in letzter Zeit auch das Glücksspiel gehören aber auch heute wieder zu den Gewohnheiten der Jugend. So berichtet z.B. Witebsk, daß der größte Teil der in Witebsk noch unbeschäftigten Jugend sich regelrecht als Händler auf den Märkten betätigt und auf diese Weise oft sehr viel Geld in die Hand bekommt. Mit dem Geld wisse die Jugend sich immer wieder Alkohol zu verschaffen und bewege sich dann oft betrunken in aller Öffentlichkeit (ähnlich Roslawl). Aufgrund der bisherigen Erfahrungen müsse angenommen werden, daß ein großer Teil dieser Minderjährigen von den Eltern regelrecht zum Handeln und Heranschaffen von Lebensmitteln, gleichgültig auf welche Weise, angehalten würde. Man müsse hierbei berücksichtigen, daß die schwierigen Lebensverhältnisse entscheidenden Anteil an der Untergrabung der Begriffe für Recht und Unrecht sowie für Moral überhaupt haben. So wurden denn auch von der Bevölkerung die vorkommenden Diebstähle – neben Gelegenheits- und Notdiebstählen insbesondere Taschendiebstähle –, das Herumlungern auf den Märkten und Straßen kaum noch beachtet, sondern als unabänderliches Übel hingenommen. An krassen Fällen von Verwahrlosung sind u.a. folgende bekannt geworden: Zwei Jungen im Alter von 13 und 14 Jahren raubten gemeinsam am Tage zwei Wohnungen in Polozk aus, die von den Bewohnern bei Fliegeralarm verlassen worden waren. Sie stahlen 700 Rubel, 1Liter Schnaps, Zigaretten und Brot. Aus Brjansk wird die Unschädlichmachung einer Diebesbande gemeldet. Die Täter standen im Alter von 17 bis 21 Jahren. Welche Gefahren die Jugendverwahrlosung mit sich bringen kann, zeigt die Tatsache, daß einzelne Partisanengruppen die Verbindung untereinander durch die vagabundierenden Kinder und Jugendlichen aufrechterhalten (Bobruisk, Klinzy, Roslawl). Auch zu Erkundungsaufträgen bedienen sich die Partisanen dieser Jugendlichen. So meldet Klinzy, daß in mehreren Rayons Jugendliche im Alter von 10–15 Jahren festgenommen wurden, die mit Aufträgen von Partisanen versehen waren; sie stammten aus dem kurz vor dem Einmarsch der deutschen Truppen geräumten Kinderheim in Trubtschewsk und waren in die Hände der Partisanen geraten, die sie für Kundschafterdienste und für die Durchführung einfacher Sabotageakte geschult hatten. Den Kindern war aufgegeben, für den Fall der Festnahme den harmlosen Jugendlichen zu spielen und anzugeben, nach dem Kinderheim Gomel unterwegs zu sein. Im einzelnen hatten sie folgende Aufträge: a) in verschiedenen Orten die Stärke und Bewaffnung der deutschen Truppen festzustellen, b) die Bahnlinie Gomel–Brjansk zu erkunden, für Sprengungen und sonstige Sabotageakte geeignete Stellen festzustellen und in Skizzen festzulegen, c) Bahnüberführungen, Signale und andere technische Einrichtungen der Bahn auf Skizzen festzuhalten und, soweit möglich, Schaden an solchen Anlagen anzurichten, d) in der Nähe von großen Brücken gelegene Bunkerstellungen auf Skizzen festzuhalten. Aus den Aussagen der Jugendlichen ergab sich, daß mehrere bereits erfolgreich tätig gewesen waren. Die Verwahrlosung bei der weiblichen Jugend des heutigen Heeresgebietes Mitte ist im allgemeinen gesehen gering. Vereinzelte Erscheinungen sind zum allergrößten Teil auf die bittere Notlage zurückzuführen. Witebsk berichtet z.B., daß man immer wieder mit Erstaunen feststellen müsse, daß es das sowjetische System mit seiner verderblichen Ehegesetzgebung usw. nicht vermocht hat, die gesunden Instinkte der weiblichen Jugendlichen zu zersetzen. Die russischen Mädchen bewiesen vielmehr durch ihr ganzes Auftreten, daß sie bis auf einen geringen Prozentsatz unverdorben seien. In letzter Zeit machen sich jedoch, wie z.B. Orel meldet, Anzeichen bemerkbar, daß die heimliche Prostitution unter den Jugendlichen zunimmt. Auch kommen kleinere Diebstähle und Betrügereien weiblicher Jugendlicher vor, sie erreichen aber bei weitem nicht die Zahl der Vergehen der männlichen Jugend.


  III. Maßnahmen der deutschen Dienststellen zur Beseitigung der Jugendverwahrlosung


  Die bisher von deutschen Stellen ergriffenen Maßnahmen zur Beseitigung der Verwahrlosung der Jugendlichen sind in erster Linie: a) Heranziehung zu einer geregelten Arbeit, b) Wiedereröffnung einer Anzahl von Kinderheimen, c) Einrichtung von Lagern, d) Prügel- und Freiheitsstrafen, e) Wiederaufnahme des Schulunterrichtes und f) Schaffung einer geregelten Lehrlingserziehung. Die Heranziehung der umherstreifenden Jugendlichen zu einer geregelten Arbeit konnte unmittelbar nach dem Einmarsch der deutschen Truppen fast allerorts durchgeführt werden. Die Erfassung beschränkte sich jedoch auf gewisse Altersklassen (durchschnittlich ab 16 Jahre). Die jüngeren Jahrgänge in geregelte Arbeit zu bringen, war schon schwieriger, da für sie in erster Linie eine Lehrlingsausbildung infrage kam, für die aber zunächst in großem Umfange die Voraussetzungen fehlten. In einigen Gebieten des Gruppenbereiches konnten Kinderheime und Lager zur Aufnahme der verwahrlosten Vorschulpflichtigen und Schulpflichtigen wiedereröffnet werden. So berichtet Mogilew, daß die Stadtverwaltung Mogilew in zwei Waisenhäusern etwa 50 Jugendliche untergebracht habe, die zum Schulbesuch angehalten werden und auch sonst erzieherisch beeinflußt sollen. Im Rayon Smolensk wurden Kinderheime in Sosh und Koloduga eingerichtet. In dem erstgenannten Heim sind 21 Knaben und Mädchen, in dem letztgenannten 7 Knaben untergebracht. Kindererziehungslager sind in Nekrasowka, Bereich Orel, auf dem Sowchos Nepol im Rayon Sytschewka und auf dem Gut Juschinow vorhanden. Das Lager auf dem Gut Juschinow wird vom SK 7a, das Lager in Nekrasowka vom SK 7b geleitet. Während in den beiden vom SK 7a und b geleiteten Lagern eine planvolle Betreuung vorgenommen und auch für die Ausbildung der Insassen durch Einsetzung von Erziehern und Erzieherinnen, Einrichtung von Lehrlingswerkstätten unter Leitung eines Gewerbelehrers u.a. gesorgt wird, liegen die Verhältnisse im Lager Nepol sehr im Argen: Die im Lager einsitzenden Waisen können nur dürftigst ihr Leben fristen. Die Kinder im Alter von 1 1/2–14 Jahren sind nicht in der Lage sich selbst zu helfen und ernähren sich von Kräutern und Abfällen. Sie sind verlaust und mit Krätze behaftet. Irgendwelche Waschmittel oder Kleidungsstücke sind nicht vorhanden. Die Erzieher haben in der letzten Zeit versucht, aus alten Säcken Kleidungsstücke herzustellen, der Erfolg war aber nicht zufriedenstellend. Obwohl sich der Einheitsführer der Wehrmacht alle Mühe gibt, die Zustände zu mildern, wird den anwesenden Jugendlichen keine Heimstätte geboten, die sie an sich binden könnte. So kommt die Insassen, wenn sich irgendeine günstige Gelegenheit bietet und sie halbwegs können, die Lust an, zu entweichen, herumzuvagabundieren und Abenteuer zu suchen. Besonders die älteren Jahrgänge (über 10 Jahre) laufen einfach davon. In den Bezirken, in denen keine Lager oder Heime vorhanden sind, hilft man sich mit Prügel- und Freiheitsstrafen, um die Verwahrlosung einzudämmen (Roslawl, Witebsk). Alle Maßnahmen, die von deutschen Stellen ergriffen wurden, konnten nur zum Teil das Grundübel beseitigen. Das wichtigste und erfolgversprechende Mittel zur Entfernung der Jugendlichen von der Straße war bzw. ist die Wiedereröffnung des Schulbetriebes (siehe Lagebericht vom gleichen Termin). In Erkenntnis der Wichtigkeit dieses Erziehungsfaktors bemühten sich die deutschen Stellen, möglichst schnell die Unterrichtsaufnahme in Gang zu bringen. Aber erst mit dem 1.Februar1942 gelang es, die Eröffnung der Schulen, allerdings auch nur in einem Teil des Bereichs, durchzusetzen. In vielen Orten scheiterte eine vollständige oder teilweise Wiederaufnahme des Unterrichts zunächst an der Gebäudefrage, Inventarfrage, Lehrmittel- und Lehrpersonalfrage. Hierdurch unterlag der Unterricht laufend Stockungen und Verschiebungen. Zurzeit sind jedoch die Schulen im gesamten Heeresgebiet in großem Umfang trotz aller Schwierigkeiten wieder eröffnet worden. Die Schulfreudigkeit der Kinder ist im allgemeinen gut. Wie schon bei der Heranziehung der Jugendlichen zur Arbeit erwähnt, war die Unterbringung der jüngeren Jahrgänge schwieriger, da für sie in erster Linie die Lehrlingsausbildung (siehe Lagebericht vom 1.7.42) infrage kam. Da es zurzeit des Sowjetregimes eine Lehrlingsausbildung im reichsdeutschen Sinne nicht gab, mußten die deutschen Stellen vollständig neue Planungen treffen. Mit einer vorläufigen Lehrlingsordnung, die der Befehlshaber des Heeresgebietes Mitte am 31.1.1942 herausgab, wurden die Ausbildungsrichtlinien geschaffen. Die Durchführung der Lehrlingsordnung ist in vielen Bezirken des Einsatzgebietes über die Vorbereitungsarbeiten und ersten Anfänge noch nicht hinausgekommen. Das Interesse an der Lehrlingsausbildung wird am besten an den Meldeergebnissen aufgezeigt. Diese sind mit Ausnahme von Mogilew, Bobruisk und Roslawl im ganzen Gruppenbereich sehr spärlich. Als Ursache der geringen Meldungen wird angegeben: geringe Neigung, mangelnde Ernährung, mangelnde Bekleidung und schließlich ungenügende Propaganda. Wenn sich schon ein Lehrling meldet, dann meistens nur für solche Berufe, die nicht mit grossen körperlichen Anstrengungen verbunden sind. Die Abneigung gegen Berufe mit grösserer körperlicher Beanspruchung wird weniger auf die Unlust als auf die außerordentlich schlechte Ernährungslage und das dadurch bedingte physische Unvermögen zurückgeführt. Eine zahlenmäßig starke Lehrlingsausbildung ist nur dort angelaufen, wo Fachschulen oder gute Lehrlingswerkstätten bestehen (Mogilew, Bobruisk, Roslawl). Zusammenfassung: Zusammenfassend kann gesagt werden, dass durch die von deutschen Stellen ergriffenen Maßnahmen die infolge des Krieges verstärkt hervorgerufenen Zustände wenigstens teilweise behoben sind. Eine weitestgehende Beseitigung verspricht man sich erst von einem völlig geregelten Schulbetrieb in allen Teilen des Bereiches der Einsatzgruppe und der Schaffung von weiteren Heimen und Anhaltelagern für die elternlosen und vagabundierenden Elemente. Ohne Besserung der Ernährungslage der Bevölkerung werden aber auch diese Maßnahmen keinen vollen Erfolg haben. Die Erziehbarkeit der Jugendlichen überhaupt infrage zu stellen, besteht zur Zeit kein Anlaß.


  3. Wirtschaft


  Obstkulturen


  […]


  Zusammenfassung: Die bisher getroffenen Vorarbeiten zur Hebung der Obstkulturen berechtigen bei weiterer Intensivierung zu der Hoffnung, daß die wenigen noch bestehenden Pflanzungen erhalten bleiben und ausgebaut werden können. Es ist zu erwarten, daß die Landzuteilung aufgrund der Agrarordnung sich verbessernd auch auf den Anbau und die Pflege der Kulturen auswirken wird. Darüberhinaus ist die Einführung winterharter Obstbaumsorten bzw. eine Züchtung derartiger Sorten erforderlich. Wenn auch die gesamten Kulturen keine wesentliche Besserung der Versorgungslage bringen werden, so ist dennoch eine erhöhte Obstversorgung aus rein gesundheitlichen Gesichtspunkten wünschenswert.


  Polizeilicher Tätigkeits- und Lagebericht für die Zeit vom 16. bis 31.8.1942


  I. Allgemeine Sicherheitslage


  Die Allgemeine Sicherheitslage, im Bereich der Einsatzgruppe B, die in früheren Berichten eingehend aufgezeichnet wurde, ist auch in dieser Berichtszeit durch die nicht geminderte Bandentätigkeit beeinflusst. Die bisher angesetzten Säuberungsaktionen in verschiedenen Gebieten bestätigen immer wieder, daß derartige Unternehmungen nur dann Erfolg haben, wenn mit genügenden Kräften eine Einkesselung und Vernichtung der Banden durchgeführt werden kann. Ergebnislose Teilunternehmungen müssen zwangsläufig dazu führen, dass der Gegner auch innerlich gestärkt wird und seine günstige Situation propagandistisch bei der russischen Bevölkerung ausnutzt. Die großen Erfolge der deutschen Wehrmacht im Südabschnitt der Ostfront und die Vorverlegung der Front im Raume bei Shisdra haben die Sicherheitslage besonders in den Rayons Karatschew und Brjansk bisher günstig entwickelt. Es scheint, dass diese militärischen Ereignisse hemmend auf die Aktivität der Banden gewirkt haben. Es mehrt sich auch in diesem Raume die Zahl der Überläufer, insbes. aus der Masse der zu den Banden gepressten männlichen Bevölkerung. Zur Bekämpfung des Bandenunwesens und zum besseren Schutz der Eisenbahnstrecken sind die militärischen Stellen dazu übergegangen, umfangreiche Abholzungen entlang der Strecken in einer Tiefe von 100 bis 150m vorzunehmen und das Gebiet rechts und links der Strecken als „Niemandsland“ zu erklären sowie jegliches Betreten zu verbieten. Diese Anordnung wird von der Bevölkerung als hart, aber auch als notwendig angesehen. Es zeigt sich immer wieder, dass eine propagandistische Aufklärung der Bevölkerung über die wirkliche militärische Lage und über die in Zukunft beabsichtigte agrarpolitische Gestaltung des Raumes einen nicht zu unterschätzenden Faktor in der Unschädlichmachung der Räuberbanden darstellt. Es wird aber von der zurückgebliebenen deutschfreundlichen Bevölkerung befriedeter Gebiete als Ungerechtigkeit empfunden, wenn die Wehrmacht bei den zurückgebliebenen Einwohnern Viehaushebungen vornimmt, während die feindlich gesinnte Bevölkerung beim Auftauchen der deutschen Wehrmacht mit dem Vieh in die Wälder geflüchtet sein [sic]. Die die militärischen Unternehmungen begleitenden Kommandos der Sicherheitspolizei und des SD legen daher immer wieder den Schwerpunkt ihrer Tätigkeit auf eine sicherheitspolizeiliche und propagandistische Arbeit und haben dabei bisher gute Erfolge erzielt. Die Säuberung der Verwaltung von ehemaligen Kommunisten und anderen unzuverlässigen Elementen wird im Rahmen des Möglichen fortgesetzt, wodurch eine Festigung der Sicherheitslage zu beobachten ist. Das unter dem bolschewistischen Regime geförderte Denunziantentum erschwerte jedoch die Arbeit der sicherheitspolizeilichen Organe. Der Stand der Kriminalität gibt zu ernsten Besorgnissen keinen Anlass; wohl hat sich nach den bisherigen Feststellungen die Prostitution ziemlich ausgebreitet. Genaue Angaben können jedoch noch nicht gemacht werden, da die Erhebungen nicht abgeschlossen werden konnten.


  II. Bandenlage


  Die in früheren Berichten aufgezeichnete Aktivität der Bandengruppen hat nach den eingelaufenen Meldungen eine weitere Steigerung erfahren. Tägliche Überfälle auf Transportmittel aller Art, auf Dörfer und Unterkünfte der OD2-Leute sowie Zusammenstösse zwischen militärisch organisierten Banden und OD- oder Wehrmachtsstreifen, bei denen die Banden infolge Überzahl und zum Teil besserer Ausrüstung im Vorteil sind, sind nicht mehr wegzudenken. Sie fühlen sich sogar so stark, dass sie auch stärkere Kolonnen und Stützpunkte angreifen. Hierfür nur einige Beispiele: Am 22.8.1942 wurde eine von Witebsk nach Lepel fahrende Kolonne von 8 Lkws im Walde westlich Ostrowno gegen 16.00 Uhr von beiden Seiten der Strasse durch Granatwerfer, MG, MP und Gewehre beschossen. Sämtliche 8 Fahrzeuge, darunter ein mit Marketenderwaren beladener LKW, der sogar von der Bande mitgenommen wurde, gingen verloren. Auf deutscher Seite wurden 14 Mann getötet. Der Feuerüberfall setzte in dem Augenblick ein, wo ein Wagen auf eine Mine lief und die Begleitmannschaften der übrigen Wagen ihren Kameraden Hilfe leisten wollten. In der Nacht zum 29.8.1942 griffen stärkere Banden die beiden Stützpunkte des NSKK und der Polizei in Nikonowitschi (15km südostw. Stary-Bychow) und in Pribor (11km südostw. Stary-Bychow) an, wobei 9 Männer getötet und 6 verwundet wurden. Die Banden waren mit schweren Infanteriewaffen, Paks und schweren Granatwerfern ausgerüstet. Sie sollen in einer Stärke von etwa 300 Mann aufgetreten sein. Eine Abteilung der Luftwaffe wurde am Tage etwa 2km nördlich Ossinowka im Rayon Boguschowskoje an der PK-Strasse Orscha–Witebsk überfallen, wobei deutscherseits 13 Tote und 6 Verwundete zu beklagen waren. Die sicherheitspolizeiliche Aufgabe im Zuständigkeitsbereich der Einsatzgruppe B liegt daher nach wie vor fast ausschliesslich auf dem Gebiete der Erkundung und Erfassung der Bandengruppen. Stärkere Kommandos wurden zu jeder Säuberungsaktion, die von der Wehrmacht bzw. vom Höheren SS- und Polizeiführer angesetzt wurde, abgestellt. Beim Einsatzkommando 8 wurden bisher weit über 130 Erkundungsergebnisse erzielt, die bereits schon jetzt ein verhältnismäßig gutes Bild der Bandentätigkeit im Raume von Mogilew für das zurzeit laufende Unternehmen „Breslau“ geben. Über die im Anschluss an das Unternehmen „Adler“, worüber eingehend bereits berichtet wurde, in der Zeit vom 16. u. bis 29.8.1942 durchgeführte Aktion „Greif“ liegt ein abschließendes Ergebnis noch nicht vor. Ziel dieses Unternehmens war, den Raum beiderseits der Strasse Orscha–Witebsk, und zwar nördlich der Rollbahn, zu befrieden. Der Einsatz deutscherseits erfolgte mit drei kriegsstarken Regimentern; Sicherheitspolizei und SD war durch Abstellung eines grösseren Kommandos beteiligt. Die Führung der Bandengruppen hat es sich, wie schon in früheren Berichten ausgeführt, zum Ziel gesetzt, die Einbringung der Ernte zu stören, um Schwierigkeiten auf dem Gebiet der Versorgung der Wehrmacht und der deutschen Dienststellen hervorzurufen. Es werden besondere Trupps und Kavallerieabteilungen mit der Aberntung des Getreides beauftragt, die die Vorräte in Läger der Banden zu bringen haben. So wurde beobachtet, wie eine grössere Bande am 17.8.1942 in der Nähe des Dorfes Shukowo – 24km südwestl. Newel – mit der Aberntung von Roggen beschäftigt war, worauf Feldgendarmerie, Wehrmacht und OD-Leute von Newel und Jeseritsche entsandt wurden. Die Spitze der Truppe stieß auch bei Shukowo auf etwa 70 bewaffnete Banditen, die bereits einen Teil der Felder abgeerntet hatten. Da eine Umzingelung der Bande misslang, konnte sie sich in den nahegelegenen Wald zurückziehen. Bei allen Dorfüberfällen wird die Bevölkerung unter Drohungen mit Erschiessungen aufgefordert, Getreide und Heu für die Deutschen nicht abzustellen. Die Erfassung der Erntevorräte und sonstiger Lebensmittel wird daher immer schwieriger. So stehen in Newel und Umgebung z.B. schon allein 32.000Hektar Nutzfläche unter dem Einfluss der Banden, die für die Sicherstellung der Ernährung vollständig ausfallen. Die bei dem Abernten der Getreideflächen beigegebenen Wachen von OD-Leuten werden von der Bande beschossen, wodurch eine merkliche Störung der Arbeit hervorgerufen wird. Von anderen Gebieten wird gemeldet, dass die Banden der Bevölkerung in deutschfreundlichen Gebieten sämtliche landwirtschaftlichen Geräte zur Einbringung der Ernte abnehmen, die sie dann in von ihnen besetzt gehaltene Dörfer bringen. Mit Hilfe der dortigen Kräfte werden dann die Äcker abgeerntet, das Getreide wird gedroschen und auch sogleich fortgeschafft (Rayon Pogar). Zur Frage der Organisation der Banden liegen neuerdings aus verschiedenen Gebieten Meldungen vor, dass grössere Bandengruppen Versorgungsstäbe mit Schlächtereien, Schustereien, Getreidesammelstellen usw. gebildet haben (Rayon Jeseritsche und Stary-Bychow). Grössere Gruppen sind sogar dazu übergegangen, eine Art von Gruppenbetreuung in Form von Kinodarbietungen, Kameradschaftsabenden und weltanschaulichen Vorträgen durchzuführen (Rayon Surash). Neben den ständig zu beobachtenden Zwangsrekrutierungen unter der männlichen Bevölkerung zur Auffüllung und Verstärkung ihrer Banden werden sogar Mobilisierungsscheine in den Dörfern verteilt, wonach sich die männliche Bevölkerung im Zentrum der Siedlung einzufinden habe. Auf den Scheinen ist vermerkt, dass bei Nichterscheinen die Wehrpflichtigen als Deserteure erklärt und nach den Gesetzen des Krieges bestraft würden. Alle Männer würden durch die Front zur Roten Armee gebracht. Befreiungsgründe gäbe es keine. Zum letzten Male würde die Bevölkerung gewarnt, und bei Nichterscheinen zu der angegebenen Zeit würden das vorhandene Vermögen konfisziert und die Gebäude niedergebrannt werden (Rayon Witebsk). Sehr erheblich scheinen die Verstärkungen zu sein, die die Banden durch Fallschirmspringer in der letzten Zeit erhalten haben. So sollen in der Nacht zum 21.8.1942 nordwestlich von Brissow an der Westseite der Beresina ca. 200 russische Fallschirmjäger abgesetzt worden sein. Im Rayon Jarzewo wurden in einer Nacht etwa 50 Fallschirmspringer bei der Ortschaft Shotonowa abgesetzt, die bereits einen Sprengstoffanschlag auf die Bahnanlagen bei Miloschowo, 8km ostwärts vom Bahnhof Jarzewo, versucht haben. Der Anschlag konnte jedoch von einer Wehrmachtsstreife verhindert werden. Die Bandengruppe bei Nawlja wird auf 6 bis 7000 Mann geschätzt. Die Versorgung erfolgt durch Flugzeuge, die regelmäßig im Bezirk landen. Durch sie werden auch Propagandamaterial, Zeitschriften und Post überbracht. Ausserdem werden Betriebsstoff für die Fahrzeuge der Banden, Gewehre, MG, Pak, Munition und angeblich sogar Flakgeschütze und leichte Panzer ausgeladen. In der Nacht vom 13. zum 14.8.1942 kreiste ein Flugzeug über der Gegend von Okop (18km südostwärts von Klinzy). Als von der Erde aus Blink- und Leuchtsignale gegeben wurden, wurden diese vom Flugzeug aus erwidert. Im gleichen Augenblick sprangen 7 Fallschirmjäger ab, deren Verbleib nicht festgestellt werden konnte. Eine neuerliche Beobachtung geht dahin, dass verschiedene Bandengruppen von Personen geführt werden, die deutsche Uniform tragen (Rayon Unetscha). Es sollen sogar ganze Trupps in deutscher Uniform auftreten. So berichtet ein Agent über seinen Erkundungsgang im Rayon Wladimirskoje, dass er im Dorfe Kusinino eine Bande in Stärke von 10 Mann in deutscher Uniform festgestellt habe, deren Anführer sogar ein deutscher Soldat sei. Zu seiner deutschen Uniform trägt er einen russischen Offiziersriemen und ist mit einer Nagan bewaffnet (nach der Beschreibung kann es sich um einen Gefreiten „Fritz“ handeln, der verschiedentlich schon aufgetaucht ist). Diese Bande trägt den Namen „Tod dem Faschismus“, soll etwa 400 Mann stark sein und ihren festen Wohnsitz im Dorfe Kurbatowo haben. Nach einer weiteren Meldung wurde im Dorfe Witnetschki desselben Rayons eine Gruppe von Banditen in Stärke von 30 Mann festgestellt, die ebenfalls deutsche Uniformen trugen. Der Führer, der beritten ist, soll die Rangabzeichen eines Obersturmführers tragen. Ob es sich um einen Deutschen handelt, konnte bisher nicht ermittelt werden. Ausgerüstet soll die Bande ausschliesslich mit deutschen Maschinenpistolen sein. Zu der Frage, wie sich die Banden in den Besitz deutscher Uniformen setzen können, mag folgende Feststellung eine Erklärung abgeben: Im Dorfe Kukujewa im Rayon Ywaschkowo konnte der ehemalige Kolchosvorsitzende Iwan Schochlow festgenommen werden. Er hatte eine Bande organisiert und die Gräber zweier deutscher abgestürzter Flieger öffnen und deren Bekleidung rauben lassen. Um was für eine Bestie es sich bei diesem Bandenführer handelt, wird beleuchtet durch die Tatsache, dass er im Winter zwei deutschen Verwundeten, die in die Hände der Roten gefallen waren und auf Schlitten zurückgebracht werden sollten, mit den Fingern die Augen ausgestossenhat. K. wurde sonderbehandelt. Auffallend ist auch die jetzt zu beobachtende Tatsache, dass sich bei den Banden Frauen aufhalten, die die Raubzüge mitmachen, während sie früher nur zur Nachrichtenübermittlung und zur Ausspähung verwandt wurden. Dagegen konnten als Bandenhelfer Zigeuner beiderlei Geschlechts und Jüdinnen festgestellt werden (Borissow). Während im allgemeinen der OD seine ihm übertragenen Pflichten erfüllt und auch einsatzbereit ist, kommen immer wieder Fälle vor, wo er zum Verräter wird. So wurde der Wehrmachtsstützpunkt Saronowo – 25km nordwestlich Witebsk – von OD-Angehörigen überfallen, wobei zwei Soldaten getötet wurden. Der Stützpunkt war mit einem Feldwebel, 3 Soldaten und 21 OD-Männern besetzt. Letztere hatten sich freiwillig gemeldet und wurden von der Wehrmacht militärisch ausgebildet. Der Überfall setzte schlagartig gegen 22.00 Uhr ein; der Aufenthaltsraum der deutschen Soldaten wurde mit MG- und Gewehrfeuer belegt. Auch eingesetzte Russen in verantwortlichen Stellen erweisen sich in vielen Fällen als unzuverlässig; so konnte der Bürgermeister der Gemeinde Kutowo – Breschow – entlarvt und festgenommen werden, weil er in seiner Eigenschaft Bandenmitgliedern Unterkunft in dem Staatsgut Wymno ermöglichte (Surash). In einem anderen Falle ging ein einer Wehrmachtseinheit entlaufener Dolmetscher zu den Banden über, wo er deren Führer wurde. Während bei den Plünderungszügen durch die Banden bisher nur Lebensmittel aller Art mitgenommen wurden, konnte jetzt jedoch festgestellt werden, dass sie darüber hinaus Wert auf die Erlangung von Bekleidungsstücken, Wäsche und Stiefeln legen. Überläufer erzählen, dass bei den Banden grösster Mangel an Unterwäsche usw. herrsche (Rayon Wigenitschi). Bei einem Überfall auf das Dorf Sintscha im Rayon Gorka wurde nach der Ausraubung der Bevölkerung auf dem Gemeindebüro ein Flugblatt mit folgendem Inhalt hinterlassen: „Bauern! Erwartet nicht von den Deutschen, den Bluthunden, Eure Freiheit, sondern erwartet von Euren Brüdern der Roten Armee Eure Freiheit. Hitler hat seinen Plan verloren, bald verliert er auch den Verstand. Erwartet nicht, dass die Deutschen zurückgehen. Der Tod der Bluthunde wird auf unserer heimatlichen Erde stattfinden. Freiwillige und Polizisten finden den Tod durch unsere russische bäuerliche Rote Armee und durch die Partisanen. Wir werden brennen und hängen, nicht nur sie, sondern auch ihre Eltern. Wollt Ihr den Deutschen noch hören?!“ Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Überfälle auf Transportmittel jeglicher Art, auf deutsche Stützpunkte sowie die Verminung der Strassen und Eisenbahnstrecken einen Umfang angenommen haben, der zu den grössten Besorgnissen Anlass gibt. Die Zahl der den Banden zum Opfer gefallenen Soldaten und Angehörigen beläuft sich bei einem Kommando in der Berichtszeit auf 30 Gefallene und 40 teils leicht oder schwerer Verletzte. Auch hat sich die Zahl der getöteten und verwundeten russischen Bürgermeister und OD-Männer in demselben Zuständigkeitsbereich erhöht. Die Überfälle auf die Dörfer werden mit einer grossen Brutalität durchgeführt, die Bevölkerung dem Verhungern preisgegeben. In der Ortschaft Shastkow (Rayon Surash) brannten die Banditen 110 Häuser nieder und trieben 300 Schafe, 40 Pferde und 60 Kühe ab. Ein Augenmerk muss auch auf die Evakuierten geworfen werden, die aus den Frontgebieten der Landbevölkerung im Bezirk Karatschew zugewiesen werden bzw. worden sind. Diese bilden überhaupt einen ständigen Unruheherd, fallen den ortsansässigen Bauern zur Last, verzehren ihre Lebensmittel, ohne ihnen bei den Erntearbeiten zu helfen. Um die Unzufriedenheit zu steuern und die Gefahr des Überlaufens zu den Banden zu verringern, ist man dazu übergegangen, den Evakuierten unter militärischem Schutz die Einbringung ihrer Ernte wenigstens teilweise zu ermöglichen. Diese grosszügige Maßnahme hat auch zu einer Verbesserung des Verhältnisses zwischen ortsansässiger Bevölkerung und Evakuierten geführt. Im Gebiet Jeseritsche sollen nach vertraulichen Meldungen die Banden in einigen Dörfern und Gemeinden die Sowjetverwaltung wieder hergestellt und Kommissare eingesetzt haben. Der Bevölkerung wurde eröffnet, dass sich die Deutschen auf dem Rückzuge befänden. Als Verwaltungspersonal wurden ehemalige Lehrer, Kommunisten, politische Leiter und sonstige vertrauenswürdige Personen eingestellt; die sich neutral verhaltende Bevölkerung wird terrorisiert. Etwa 2/3 der Bevölkerung soll zwar noch auf der Seite der Deutschen stehen, aber unter dem Druck der Banden für diese arbeiten. Auch im Raume um Smolensk konnte eine besondere Aktivität der Banden festgestellt werden. Die bisher durchgeführten militärischen Aktionen waren jedoch nicht umfassend genug, um in den durchgekämmten Gebieten die Banden grundsätzlich auszurotten. So ist besonders in den nördlichen Gebieten von Smolensk beobachtet worden, dass nach Abzug der deutschen Truppen die Banden sich erneut formierten und in verstärktem Maße ihr Unwesen weiter trieben. Es ist daher verständlich, dass bei der Bevölkerung das Vertrauen in die deutsche Wehrmacht und der Glaube an eine bessere Zukunft schwinden. In der Berichtszeit konnten vom Trupp Smolensk wieder illegale Gruppen schlagartig ausgehoben und zahlreiche Waffen und Sprengstoffe sichergestellt werden. So wurden an einer Stelle erbeutet: 26 Granaten für leichte Granatwerfer, 2 Maschinengewehre, 1 Gewehr, 2 Nagan, 1 Photoapparat. An anderer Stelle wurden sichergestellt: 159 Zündkapseln, 39 Schachteln mit deutschen Sprengkapseln, 70 Schachteln mit russischen Sprengkapseln, 4 Gewehre, 810 Schuss MG-Munition, 750 Schuss Gewehr-Munition sowie 1 große Kabelrolle mit Zündschnur. Ein Kundschafter, der eine konspirative Abteilung in Smolensk anlief und von einer Bande mit wichtigen Aufträgen versehen war, konnte festgenommen werden. Hierdurch konnte gleichzeitig eine Fälscherzentrale für Dokumente im Dulag 126 in Smolensk ausgehoben werden. Der Kundschafter sollte in Smolensk den Standort der einzelnen Wehrmachtseinheiten, deren Stäbe und deren Läger ausfindig machen. Weiter sollte er bestimmte Personen, u.a. einen OD-Mann, werben, ein Verzeichnis der OD-Abteilung IV und ihrer Stützpunkte anfertigen und ausserdem eine Liste der von der Sicherheitspolizei bereits festgenommenen Banditen aufstellen. Der Kundschafter hatte bereits Aufzeichnungen u.a. über die Gebäude der Sicherheitspolizei, der Abwehr III und der Stadtverwaltung gemacht. Die Zeichnungen wurden im Stiefelschaft gefunden. Er war ferner im Besitze von Ausweisen, auf denen Stempel und Unterschrift gefälscht waren; die Ausweise selbst stammten aus dem Dulag 126. Erwähnenswert ist noch folgender Vorgang: Aus dem Kriegsgefangenenlager aus Roslawl versuchten 9 Kriegsgefangene einen Ausbruch. Die sicherheitspolizeilichen Erhebungen ergaben folgenden Sachverhalt: Es war geplant, den Wachraum des Lagers zu überfallen, die dort befindlichen Waffen und Ausrüstungsgegenstände an sich zu nehmen, dann die Mitgefangenen zu befreien und mit ihnen geschlossen zu den Banden überzugehen. Bei einigen der Kriegsgefangenen wurden im Bett Handgranaten versteckt aufgefunden. Unter dem Fussboden befand sich ein Brecheisen. Über die Herkunft der Handgranaten liess sich einwandfrei ermitteln, dass diese von einem Banditen, einem Kriegsgefangenen, der im Lager grösste Freiheit genoss und sogar ohne Begleitung in das angrenzende Dorf gehen durfte, übergeben worden waren. Die Vermittlung hatte der im Dorf wohnhafte 15-jährige Bruder des Banditen übernommen, der auch nach geglückter Flucht die Kriegsgefangenen seinem Bruder zuführen sollte. Im Rayon Potschinok konnten bei einer Teilaktion 37 Banditen festgenommen und 25 Kühe und 40 Pferde, die sich die Banditen angeeignet hatten, zurückgebracht und dem Kreislandwirt zur Verfügung gestellt werden.


  III. Sicherheitspolizeiliche Tätigkeit


  1. Allgemeines


  Auf sicherheitspolizeilichem Gebiete hat bei fast allen Kommandos die Bearbeitung von Anträgen auf Überprüfung von Lehrkräften, OD-Männern, bei Wehrmachtsstellen beschäftigten Russen usw. in einem Umfange zugenommen, der eine gründliche Bearbeitung unmöglich macht, sollten nicht wichtigere Aufgaben dadurch hintan gestellt bleiben. Trotzdem kann und darf die Notwendigkeit derartiger Überprüfungen nicht von der Hand gewiesen werden, wie allein an folgendem Beispiel beleuchtet wird: Vom Trupp Wjasma wurden aus 3 Rayons insgesamt 188 Lehrkräfte überprüft. Dabei wurde festgestellt, dass die Junglehrerinnen überwiegend dem Komsomol angehört hatten. Die Überprüfung ergab ferner, dass einige kommunistische Elemente für den Schulunterricht vorgesehen waren.


  2. Kommunismus


  Auch in der Berichtszeit konnten keine Beobachtungen gemacht werden, wonach illegale Organisationen auf der Grundlage des bolschewistischen Parteiapparates aufgebaut werden sollten. Einige Personen, die früher aktiv hervorgetreten waren und jetzt versuchten, deutschfeindliche Propaganda zu treiben, konnten festgenommen werden.


  3. Kriminalität


  Der Stand der Kriminalität hat sich im allgemeinen nicht verändert. Bis auf 2 Raubmorde (Brjansk) und einen Fall fahrlässiger Tötung in Gomel, wo zwei Angehörige des OD in betrunkenem Zustande während der Ausübung des Dienstes durch leichtsinniges Umgehen mit der Dienstwaffe einen Mann töteten, sind Kapitalverbrechen nicht bekannt geworden. Dagegen ist die Zahl der Eigentumsdelikte, vor allem die der Taschendiebstähle auf Märkten, und Pferdediebstähle weiter angewachsen. Weiter konnte in der letzten Zeit beobachtet werden, dass Lebensmittel- und Viehdiebstähle erheblich zugenommen haben; der Grund hierfür ist zweifellos in der katastrophalen Lage der Ernährung zu suchen. Glücksspielveranstaltungen sind in einigen Fällen beobachtet worden. Welche Kreise diese Veranstaltungen erfassen, was verspielt und welcher Umsatz erzielt wird, konnte noch nicht festgestellt werden. An Einzelvorgängen erscheinen folgende Fälle erwähnenswert: In Jarzewo wurden 4 OD-Männer festgenommen, die beschuldigt werden, Geld und Wertgegenstände von Gefangenen unterschlagen zu haben. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. Roslawl meldet: Ein 16-jähriger Russe, der mit zwei weiteren Jugendlichen mit einem auf dem Felde gefundenen Gewehr spielte, schoss aus Versehen einen seiner Spielkameraden an und verletzte ihn leicht. Aus Furcht vor Strafe gab er einen weiteren Schuss auf den Verletzten ab, der diesen jedoch nur am Oberarm traf; darauf gab er zwei weitere Schüsse in den Kopf ab, die tödlich waren. Das Gewehr legte er dann neben den Getöteten, ging mit dem anderen Jugendlichen in das Dorf zurück und erzählte der Mutter des Getöteten, ihr Sohn habe sich erschossen. Nachdem der wahre Sachverhalt durch Vernehmungen des anderen Jungen klargestellt werden konnte, legte auch der Täter ein Geständnis ab. Er wurde sonderbehandelt. Die im Brjansker Bezirk zur Partisanenbekämpfung eingesetzten Milizverbände gehen oft selbst zu Plünderungen über, so dass die Wehrmacht Prügelstrafen eingeführt hat.


  V. Festgenommen wurden vom


  Sonderkommando 7a 124 Personen, darunter 57 Juden, 9 Kommunisten, 18 Bandenzugehörige u. Helfer, 8 Kriminelle, 30 Zigeuner, 2 Geisteskranke,


  Sonderkommando 7b 63 Personen, darunter 10 Juden, 48 Zigeuner, 4 KP-Funktionäre, 1 Geisteskranker,


  Sonderkommando 7c3 47 Personen, darunter 3 Juden, 7 Kommunisten, 33 Banditen, 1 Geisteskranker, 3 sonstige reichsfeindliche Elemente,


  Einsatzkommando 8 160 Personen, darunter 32 Juden, 10 Kommunisten, 65 Kriminelle, 63 Zigeuner,


  Einsatzkommando 9 150 Personen, darunter 18 Juden, 67 Bandenmitglieder, 9 Kommunisten, 4 Kriminelle, 52 Zigeuner u. Asoziale,


  Trupp Smolensk 115 Personen, darunter 98 Bandenmitglieder u. Helfer, 16 Juden, 1 Zigeuner.


  [image: image]


  Der Chef der Einsatzgruppe B

  Naumann

  SS-Oberführer und Oberst der Polizei


  NARB, 655–1–3 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Vgl. Sheila Fitzpatrick (Hrsg.): Cultural Revolution in Russia 1928–1931, Bloomington 1978; dies.: Education and Social Mobility in the Soviet Union 1921–1934, Cambridge 1979; Bernhard Chiari: ‚Nationale Renaissance‘, Belorussifizierung und Sowjetisierung. Erziehungs- und Bildungspolitik in Weißrußland 1922–1944, in: JGO 43(1994), S.521–544.


  2 Ordnungsdienst (einheimische Hilfspolizei).


  3 Das VKM, das während der Winterschlacht 1941/42 vom Stab der EG B getrennt u. von Smolensk südostwärts nach Roslawl verlegt worden war, wurde Anfang 1942 in SK 7c umbenannt, da die alte Bezeichnung angesichts der militärischen Lage nicht mehr am Platze schien; Abschlußbericht ZSL v. 10.1.1964, BAL, B 162/4126, Bl. 225ff.


  


  


  152) Weisung Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland an Erkundungskommando Wilke vom 2.9.1942


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei u.d. SD Ostland

        Einsatzstab

      

      	
        Minsk, den 2.September1942

      
    

  


  An das Erkundungskommando SS-Hauptsturmführer Wilke1


  Nach vorläufigem Abschluss des Unternehmens „Sumpffieber-Süd“ ist mit einem Einsatz der 1. SS-Brigade und der Regimenter der Ordnungspolizei während der nächsten 10 Tage nicht zu rechnen. Die Kommandos Kraus und Wilke verbleiben am bisherigen Standort und führen die Erkundungsarbeit im bisher zugewiesenen Erkundungsraum weiter. Das Erkundungskommando Dr. Heuser ist am 2.9.1942 zurückgezogen worden. Für die weitere Erkundungsarbeit der Kommandos Kraus und Wilke ist folgendes angeordnet: Aktionen zur Bekämpfung auch kleinerer Partisanentrupps sind nicht durchzuführen. Die uniformierten Kräfte der Kommandos verbleiben an den Standorten, soweit sie nicht zur Hilfeleistung bei Überfällen oder dergleichen dringend benötigt werden. Die Arbeit der Zivilerkunder ist in verstärktem Maße weiterzuführen. Darüber hinaus ist anzustreben, durch Werbung geeigneter V-Männer ein möglichst ausgedehntes Nachrichtennetz zu errichten. Die Partisanengruppen müssen den Eindruck erhalten, dass die zu ihrer Bekämpfung eingesetzten Kräfte abgezogen sind. Die Erkundungskommandos sind als Verstärkung der örtlichen Gend.Einheiten zu tarnen. Durch Mundpropaganda und Erteilung entsprechender Aufträge an die Zivilerkunder ist dies auch an die Partisanentrupps heranzubringen. Nach etwa 10 Tagen ist mit erneutem Truppeneinsatz im Erkundungsraum zu rechnen. Es ist darauf hinzuarbeiten, bis zu diesem Zeitpunkt möglichst genaue Erkundungsergebnisse zu erzielen, damit die Gewähr gegeben ist, dass die Partisanenbanden durch stoßtruppartige Einzelunternehmen gefasst werden. Die Berichterstattung hat aus Gründen der Geheimhaltung bis auf weiteren Befehl ausschliesslich durch Kuriere zu erfolgen. Sie ist auf das wesentlichste zu beschränken.


  Jost

  SS-Brigadeführer u. Generalmajor d. Polizei


  RGVA, 500–1–769 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Artur Wilke, geb. 1910, Theologiestudium, dann Lehrer, 1931 NSDAP, 1933 SA, 1938 hauptamtlich zum SD, 1942 zum KdS Weißruthenien, 1963 zu 10 Jahren Zuchthaus verurteilt; BAL, ZK: Artur Wilke.


  


  


  153) Tätigkeits- und Lagebericht Einsatzgruppe B für die Zeit vom 1.9.–15.9.1942 (Auszüge)


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        

      
    


    
      	
        Tgb.Nr.1319/42

      

      	
        Geheim!

      
    

  


  Tätigkeits- und Lagebericht der Einsatzgruppe B für die Zeit vom 1.9.–15.9.1942


  SD-Berichterstattung


  1. Allgemeine Lage und Stimmung


  Die allgemeine Lage und Stimmung der Bevölkerung hat auch in dieser Berichtszeit keine wesentliche Änderung erfahren. Von den hauptsächlichsten Punkten, die zur Stimmungsbildung beitragen – dem militärischen Geschehen, der Ernährungslage und dem Bandenterror – tritt lediglich der eine oder andere, und zwar örtlich unterschiedlich, mehr oder weniger in den Vordergrund. So sind in vielen Teilen des Einsatzgruppenbereichs die militärischen Ereignisse in den letzten Wochen mehr als bisher diskutiert worden. Dabei werden die deutschen Erfolge im Süden der Ostfront zumeist unter dem Blickwinkel betrachtet, ob Stalin nach Verlust des rohstoffreichen Kaukasusgebietes noch in der Lage sei, den Krieg fortzusetzen. Viele glauben bei einem erfolgreichen Abschluß der Operationen im kaukasischen Raum ein baldiges Kriegsende prophezeien zu können. Die Überzeugung von einem deutschen Endsieg im Rußlandfeldzug setzt sich immer weiter durch. Nur in den unmittelbaren Frontgebieten ist die Angst vor einer Rückkehr der Bolschewisten noch immer nicht geschwunden. Die anhaltenden schweren und wechselvollen Kämpfe bei Rshew und der Abbruch der deutschen Angriffshandlungen bei Orel, verbunden mit zahlreichen feindlichen Fliegerangriffen, haben zu einer erheblichen Beunruhigung geführt und das Vertrauen in die deutsche Schlagkraft geschwächt. Die Ernährungslage hat in den letzten Wochen durch die Einbringung der Ernte und den reichlicheren Gemüseanfall weiter eine geringe Auflockerung erfahren. Vereinzelt konnten bereits die Brotrationen etwas heraufgesetzt werden. Auch die Märkte sind wesentlich besser beschickt worden. Wenn auch noch in keiner Weise von einer Sicherung der Gesamternährungslage gesprochen werden kann, so hat sich doch der früher unter dem Eindruck der ständig wachsenden Versorgungsschwierigkeiten eingetretene Depressionszustand innerhalb der Bevölkerung weitgehend gelegt und einer hoffnungsvolleren Stimmung Platz gemacht. Die Bevölkerung ist für die kleinste Erhöhung der Zuteilungen dankbar und bereit, die hierin zum Ausdruck kommende deutsche Hilfsbereitschaft anzuerkennen. Bedauerlicherweise wird das Vertrauensverhältnis der Bevölkerung zu den deutschen Stellen häufig durch das verantwortungslose Handeln einzelner Wehrmachtsangehöriger gestört, die der Einwohnerschaft aus den Hausgärten oder Feldern Kartoffeln oder Gemüse entwenden oder Lebensmittel und Hausgerät ohne Bezahlung requirieren. Stimmungsverschlechternd wirken sich auch nach wie die Spekulationspreise auf den Märkten aus. Die Bevölkerung ist vielfach gezwungen, ihr letztes Hab und Gut, besonders Kleidungsstücke, zu verhandeln, da das geringe Einkommen nicht ausreicht, den Lebensbedarf zu decken. Hinzu kommt, daß russisches Geld nur ungern angenommen oder nur mit Verlust eingetauscht wird. Der Bandenterror hält noch immer unvermindert an. Aus einzelnen Gebieten wird sogar ein weiteres Anwachsen gemeldet. Täglich erfolgen Überfälle auf Transportmittel, Straßen-, Brücken- und Eisenbahnsprengungen, Überfälle und Plünderungen von Dörfern durch bewaffnete Banditen. Die Sicherheitslage wird vielfach als besorgniserregend gekennzeichnet. Immerhin haben aber die Bekämpfungsaktionen der letzten Zeit dazu beigetragen, innerhalb der Bevölkerung das Gefühl zu vertiefen, daß etwas geschieht und daß die verantwortlichen deutschen Stellen gewillt sind, den inneren Frieden herzustellen und zu sichern. Insgesamt betrachtet ist eine leichte Besserung der Stimmung innerhalb der Bevölkerung festzustellen. Besonders die Auflockerung der Ernährungslage hat dazu geführt, daß sich die Bevölkerung auch mit anderen Fragen befasst und ein erhöhtes Interesse am politischen und militärischen Geschehen zeigt. Dabei steht die Frage der Beendigung des Krieges, nicht die der staatlichen Zukunft Rußlands im Vordergrund. Man ist bereit, den deutschen Sieg als Ergebnis des Krieges anzuerkennen und erwartet ein baldiges Kriegsende, um mit deutscher Hilfe an die Aufbauarbeiten gehen zu können.


  2. Recht und Verwaltung


  Unklarheit über die Behandlung der von deutschen Soldaten gezeugten unehelichen Kinder russischer Mädchen (Einzelmeldung)1


  Im letzten Monat wurden beim Standesamt Orel fünf uneheliche Kinder angemeldet, die angeblich von deutschen Soldaten gezeugt worden sind. Da in nächster Zeit die Zahl dieser „Soldatenkinder“ sich voraussichtlich erhöhen wird, erhebt sich die Frage, wie die rechtliche Behandlung dieser Fälle erfolgen soll. Zunächst bereitet die Feststellung der Vaterschaft nicht unbedeutende Schwierigkeiten. Die Mütter sind meistens nicht in der Lage, die genauen Personalien des Kindesvaters anzugeben. Eine Nachprüfung ist wegen der zwischenzeitlich erfolgten Ablösung der einzelnen Truppenteile meist nicht möglich. Es kann somit auch kaum festgestellt werden, ob die Vaterschaft eines deutschen Soldaten überhaupt vorliegt. Zeugen für den Geschlechtsverkehr mit einem Deutschen dürften wohl in den seltensten Fällen beizubringen sein. Da entsprechende Vorschriften nicht vorliegen, handelt das Standesamt Orel nach eigenem Ermessen folgendermaßen: Kann die Kindesmutter den Namen des Vaters angeben, so wird dieser mit allen Personalien eingetragen. Ist der Vatersname nicht bekannt, so lautet die Eintragung: Vater unbekannt, angeblich deutscher Soldat. Nachprüfungen werden seitens des Standesamtes nicht vorgenommen. Als Familienname des Kindes wird der Name der Mutter registriert. Deutsche Namen (Karl, Wilhelm usw.) werden als Vornamen zugelassen, doch macht der Standesbeamte im Einzelfalle darauf aufmerksam, dass nach orthodoxem Ritus die Kinder nur auf russische Namen getauft werden. Infolge Fehlens jeder Überprüfung besteht nun die Gefahr, dass Kinder russischer Eltern widerrechtlich als Deutschstämmige (von Vaterseite her) angegeben und auch eingetragen werden oder dass deutsche Soldaten, deren Namen den Kindesmüttern zufällig bekanntgeworden sind, als Väter bezeichnet werden, ohne daß ihre Vaterschaft überhaupt vorliegt. Die Frage der Unterhaltungspflicht ist zwar noch völlig ungeklärt, doch dürften sich russische Mütter besondere Vorteile daraus versprechen, daß ihre Kinder deutsche Väter aufweisen können. Man ist deshalb in Wehrmachtskreisen teilweise der Ansicht, daß man die von deutschen Soldaten gezeugten Kinder gar nicht als solche anerkennen, sondern sie von vornherein als außereheliche russische Kinder betrachten soll. Im Standesamtsregister dürfe die Vaterschaft eines deutschen Soldaten nicht vermerkt werden, auch müsse man den Gebrauch von deutschen Vornamen generell verbieten. Andererseits vertritt man den Standpunkt, daß man zur Hebung unserer Volkskraft auf das den Kindern vererbte deutsche Blut nicht verzichten dürfe. Diese Kinder seien in vielen Fällen biologisch nicht weniger wertvoll als die eindeutschungsfähigen Polen. Eine genaue Registrierung wäre notwendig, damit man diese Kinder später auf ihre Eindeutschungsfähigkeit überprüfen könne. Eine grundsätzliche Klärung dieses Problems wird im Hinblick auf seine allgemeine Bedeutung bald erfolgen müssen.


  Rechtspflege und Rechtsprechung im besetzten Gebiet durch Organe der landeseigenen Verwaltung


  I. Die Rechtspflege zur Sowjetzeit


  1. Aufbau des Gerichtswesens


  a. Gerichtswesen und Staatsanwaltschaft der Sowjetunion waren zentralisiert; die ordentlichen Gerichte unterstanden in dienstlicher Beziehung dem Volkskommissariat für Justiz, die Prokuroren (Staatsanwälte) der Prokuratur der UdSSR in Moskau. Das ordentliche Gericht unterster Instanz, das etwa mit dem deutschen Amtsgericht verglichen werden kann, war das Volksgericht, das seinen Sitz in der Rayonhauptstadt hatte. Es war örtlich für den Rayon und sachlich sowohl für Zivil-, als auch für Strafsachen zuständig, soweit nicht gesetzlich oder durch besondere Erlasse die sachliche Zuständigkeit eines höheren oder Sondergerichts begründet war. Die Abgrenzung der Zuständigkeit erfolgte bei Zivilprozessen nach der Höhe des Streitwertes; an Strafrechtsfällen fielen im allgemeinen nur die mit geringen Strafen bedrohten Delikte in die Kompetenz des Volksgerichts. Das Volksgericht amtierte regelmäßig in Kollegien von einem Berufs- und zwei Laienrichtern. In der Verfassung der UdSSR von 1936 war zwar die unmittelbare Wahl der Richter des Volksgerichts vorgesehen, doch erfolgte auch noch in letzter Zeit [Zeile fehlt] und zwar im Einvernehmen mit dem Rayonvollzugskomitee der Kommunistischen Partei. Die beisitzenden Laienrichter wurden von den Dorf- und Stadtsowjets des Rayons gewählt und meist für zehn Gerichtstage im Jahr einberufen. Das Gericht wurde tätig über Anklageerhebung durch den Prokuror, bei Erhebung der Privatklage – z.B. bei Vermögensdelikten, die sich nicht gegen „sozialistisches Eigentum“ richteten – und bei Privatklagen. Gegen das Urteil des Volksgerichtes stand Berufung an die nächste Instanz, das Gebietsgericht, offen. Das Gebietsgericht, das seinen Sitz in der Hauptstadt des Gebietes hatte und örtlich für den Bereich des Gebietes zuständig war, entschied als Berufungsinstanz endgültig über angefochtene Urteile des Volksgerichtes und war Gerichtshof 1. Instanz für Zivil- und Strafsachen, soweit sie nicht in die Kompetenz eines Sondergerichts fielen. Das Gebietsgericht konnte seine Zuständigkeit auch in Fällen begründen, die in der Kompetenz des Volksgerichts lagen. Das Gebietsgericht arbeitete in zwei Kollegien, je einem für Zivil- und Strafrechtsangelegenheiten. Die Kollegien waren mit einem Berufsund zwei Laienrichtern besetzt, als Berufungsgericht entschied ein Senat von drei Berufsrichtern. Die Berufsrichter wurden im Einvernehmen mit dem Gebietsvollzugskomitee der Kommunistischen Partei ernannt, die Beisitzer wurden der Zahl der von den Dorf- und Stadtsowjets gewählten Laienrichtern für alljährlich einige Sitzungstage entnommen. Die Berufungsinstanz gegen Entscheidungen des Gebietsgerichts war das Oberste Gericht der jeweiligen Bundesrepublik, das gleichzeitig auch oberste Aufsichtsbehörde für alle Gerichte dieser Republik war. Das Oberste Gericht war als Gerichtshof 1. Instanz für eine kleine Zahl von Zivil- und Kriminalsachen, insbesondere solche mit politischem Einschlag, zuständig. Das Oberste Gericht der Sowjetunion war der Oberste Gerichtshof der UdSSR in Moskau, der als Berufungsinstanz über angefochtene Urteile der Obersten Gerichtshöfe der Bundesrepubliken entschied. Ferner wurden vor dem Obersten Gerichtshof der UdSSR Staatsprozesse von besonderer Wichtigkeit („Schauprozesse“) und ebensolche Prozesse in Wirtschaftsangelegenheiten, z.B. Streitigkeiten über die Auslegung von Konzessionen, verhandelt.


  b. Sondergerichte: Von der Einrichtung von Sondergerichten war in verhältnismäßig großem Ausmaß Gebrauch gemacht worden. Von den zahlreichen Sondergerichten unterstanden folgende dem Volkskommissariat für Justiz: Die Schöffen- und Kameradengerichte, Schiedsgerichte in dörflichen Gemeinschaften und größeren Betrieben, die mit Laien besetzt und für Bagatellsachen zuständig waren, Militärgerichte zur Aburteilung von straffällig gewordenen Angehörigen der Roten Armee, Eisenbahngerichte, die Verstöße gegen die Eisenbahnbetriebsordnung durch Angestellte der Bahnen zu ahnden hatten, ferner Binnenschiffahrts- und Seeschiffahrtsgerichte zum Schutz der See- und Binnenschiffahrt. Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen staatlichen und genossenschaftlichen Organisationen und Unternehmungen aus wirtschaftlichen Verträgen aller Art waren bei den Gebietsvollzugskomitees der Gebietsverwaltung, bei den Räten der Volkskommissare der Republiken und beim Rat der Volkskommissare der Sowjetunion Schiedsgerichte gebildet. Die Zuständigkeit dieser Schiedsgerichte bestimmte sich nach der Höhe des Streitwertes; besetzt waren sie mit einem Vorsitzenden und delegierten Beisitzern der betreffenden Organisation, bei welcher das Verfahren durchgeführt wurde. Die Schiedsgerichte waren dem Volkskommissariat für Justiz nicht unterstellt. Im Jahre 1937, mit Beginn der Aufrüstung in ganz großem Ausmaß und der gleichzeitig durchgeführten „Säuberungsaktion“, wurden, ohne gesetzliche Grundlage, in den Gebietshauptstädten sogenannte Troikas eingerichtet, Dreierkollegien, die aus dem Sekretär des Gebietsvollzugskomitees der Kommunistischen Partei, dem Chef der örtlichen NKWD-Verwaltung und dem Prokuror bestanden. Diese Troikas waren ausschließlich für politische Delikte zuständig; der Urteilsspruch erfolgte ohne mündliche Verhandlung aufgrund der Aktenlage und war unanfechtbar. 1938 wurden die Troikas des NKWD in Militärtribunale überführt, die auf gesetzlicher Grundlage arbeiteten und mit Angehörigen der „Besonderen Abteilung“ des NKWD besetzt waren.


  2. Richter, Rechtsanwälte und Prokuroren


  Zur Ausübung eines juristischen Berufs war das Studium der Rechtswissenschaften in der Sowjetunion nicht Voraussetzung. Die Zahl der Rechtsstudenten war auch dementsprechend niedrig; eine sowjetische Statistik aus dem Jahre 1934 gibt den Hundertsatz der Juristen mit 1,1 an, eine Zahl, die sich in den letzten Jahren noch verringert haben dürfte. Das Rechtsstudium setzte die Absolvierung einer 10-klassigen Mittelschule voraus und dauerte 4 Jahre. Es mußten Vorlesungen über folgende Gebiete gehört werden: Grundlagen des Marxismus und Leninismus, dialektischer Materialismus, politische Ökonomie, Strafrecht, Zivilrecht, Straf- und Zivilprozeßrecht, Bodenrecht, Arbeitsrecht, Arbeitspolitik, Geschichte der Staatsgesetze, Staatsrecht, Völkerrecht, Internationales Privatrecht, Kriminalstatistik und Praxis des Strafvollzuges. Über Römisches Recht wurde nicht gelesen, wohl aber etwas Latein gelehrt, um die gebräuchlichsten lateinischen Fachausdrücke verstehen zu können. Nach Beendigung des Studiums stand dem absolvierten Juristen praktisch nur die Rechtsanwaltslaufbahn offen, denn Richter, Prokuroren und Verwaltungsbeamte wurden ohne Rücksicht auf ihre Vorbildung ernannt, Richter häufig aus den Kreisen ehemaliger Laienbeisitzer. Von den 19 zur Sowjetzeit in Smolensk amtierenden Richtern sei z.B. kein einziger absolvierter Jurist gewesen. Die ernannten Justizpersonen erwarben die nötigsten Kenntnisse in einem Schnellkursus oder durch eine kurze praktische Tätigkeit in der Kanzlei eines Rechtsanwaltes. Zu Richtern wurde in der Regel, zu Prokuroren immer Parteikommunisten bestellt; unter den Prokuroren habe es einen hohen Hundertsatz Juden gegeben. Das Einkommen eines Richters am Volksgericht habe etwa 750,– bis [Ziffer unleserlich] Rubel monatlich betragen, das der Richter an höheren Gerichten entsprechend mehr. Die Rechtsanwälte waren gebietsweise zu Kollegien zusammengeschlossen, deren Präsidien die Berufung neuer Anwälte vornahmen. Die Absolvierung der juristischen Studien war dafür nicht Bedingung. Das Rechtsanwaltskollegium war gewissermaßen das Arbeitsvermittlungsamt seiner Mitglieder; die Klienten hatten dort die Anwälte anzufordern, und das Präsidium wies einen für den Rechtsfall geeigneten Mann zu, da sich die Anwälte durchweg spezialisiert hatten. Es gab z.B. Spezialisten für eherechtliche Fragen, für bestimmte kriminelle und politische Delikte, für boden- und arbeitsrechtliche Fragen. Das Honorar war an das Kollegium zu bezahlen, das 1/3 davon einbehielt und den Rest dem betreffenden Anwalt überwies.


  3. Rechtsprechung


  a. Zivilgerichtsbarkeit: Die materiell-rechtliche Grundlage der Zivilrechtsprechung bildete das Zivilgesetzbuch von 1922 mit späteren Ergänzungen über Grundrecht, Arbeitsrecht und Familienrecht und einer Reihe von Novellierungen. Die Verhandlungen wurden mündlich in Anwesenheit der Parteien oder der Vertreter durchgeführt; die Beisitzer waren in der Regel den Kreisen entnommen, denen die Streitparteien angehörten. Das Gericht entschied durch Urteil, für das Einstimmigkeit des Kollegiums erforderlich war. Die Urteile werden als im allgemeinen schlecht geschildert; der Hundertsatz an Fehlentscheidungen sei sehr hoch gewesen. Die Ursache dafür habe in der mangelhaften oder auch gänzlich fehlenden juristischen Ausbildung [Worte fehlen] juristischen Ausbildung der Richter gelegen. Über die Korrektheit der sowjetischen Gerichte liegen widersprüchliche Angaben vor, die im einzelnen so weit gehen, daß z.B. einerseits behauptet wird, man habe jedes sowjetische Gericht kaufen können, es sei dies nur eine Frage der Höhe der Bestechungssumme gewesen, während andererseits die Meinung vertreten wird, daß Korruption in Richterkreisen praktisch unbekannt gewesen sei, dies schon aufgrund der strengen Kontrolle, die von Partei und Staat über die Rechtsprechung der Gerichte ausgeübt wurde.


  b. Strafgerichtsbarkeit: Die Strafrechtsprechung erfolgte aufgrund des Strafgesetzbuches der Sowjetunion, das im Laufe der Jahre zahlreiche Änderungen und Novellierungen erfahren hat. Strafmündigkeit trat vom 16. Lebensjahr an, in besonderen Fällen bereits vom 12. an ein. Der Strafprozeß wurde von einem Untersuchungsrichter vorbereitet; bei der Verhandlung vertrat der Prokuror die Anklage, aber nur in Fällen, in denen das Interesse des Staates oder der Kommunistischen Partei unmittelbar oder mittelbar berührt wurde. Die Verhandlungen wurden mündlich und öffentlich in Gegenwart des Angeklagten durchgeführt, der das Recht hatte, einen Verteidiger beizuziehen. Dem Strafverteidiger mußte Akteneinsicht gewährt werden; bis 1940 konnte er auch den in Untersuchungshaft einsitzenden Angeklagten ohne Zeugen sprechen. Die Strafen waren bis 1940 bei nichtpolitischen kriminellen Delikten sehr milde; auch von der gesetzlichen Möglichkeit der Strafaussetzung und der Bewährungsfrist wurde viel Gebrauch gemacht. An Strafarten sah das sowjetische Strafrecht bei kriminellen Delikten folgendes vor: Freiheitsstrafen von 1 bis 10 Jahren, Zwangsarbeit bei verkürztem Lohn, Geldstrafe, Zahlung von Schadenersatz und Schmerzensgeld, öffentliche Rüge und Verwarnung. Zur Wahrung der gesundheitlichen Interessen der Arbeiterklasse konnte das Gericht die zwangsweise ärztliche Behandlung des Angeklagten oder seine Überführung in eine Heilanstalt beschließen. Seit dem Jahre 1940 wurden aufgrund einer Weisung der Prokuratur der UdSSR die Urteile wesentlich verschärft – für den geringsten Diebstahl wurde z.B. in der Regel ein Jahr Gefängnis verhängt –, ohne damit jedoch die Kriminalität merkbar senken zu können. Trotz der strengen Strafen seien namentlich die Fälle von Diebstahl sehr zahlreich gewesen; sie hätten in Smolensk etwa 30% der abgeurteilten Kriminaldelikte betragen. Aufgrund eines Erlasses des Volkskommissariats für Justiz wurden seit 1941 Verletzungen der Arbeitsdisziplin vom Volksgericht bestraft, das in diesem Fall verfassungswidrig mit einem einzelnen Berufsrichter besetzt war. Politische Delikte – „Konterrevolutionäre Verbrechen“ wie Heimatverrat, Spionage, Sabotage usw. – wurden verfassungsmäßig vor den Gebietsgerichten verhandelt, doch hat das NKWD diese Delikte namentlich in den Jahren 1937 und 1938 durch seine Troikas selbst abgeurteilt; später wurden sie an Militärtribunale, die mit NKWD-Angehörigen besetzt waren, abgetreten. Die Strafen für politische Delikte waren ausnahmslos sehr hart. Gesetzlich waren vorgesehen: Freiheitsstrafe bzw. Konzentrationslager bis zu 2 Jahren, Entziehung der politischen und bürgerlichen Rechte, Verschickung aus einer Republik, Verbot der Ausübung eines bestimmten Berufs, Vermögenskonfiskation und Todesstrafe durch Erschießen. Die Strafen konnten z.T. auch nebeneinander verhängt werden. Das NKWD hatte ferner die Möglichkeit, politisch unzuverlässige Personen im Verwaltungsweg zu verschicken und das Verbot des Betretens bestimmter Städte und Gebiete auszusprechen, eine Möglichkeit, von der in großem Umfange Gebrauch gemacht wurde. Die Voruntersuchung lag bei politischen Delikten in Händen des NKWD, das über zu diesem Zweck besonders ausgebildete Mitarbeiter verfügte. Ein „Leutnant der Staatssicherheit“, eine 24-jährige Russin, Absolventin der Fakultät des Nachwuchses der „Besonderen Abteilung“ der Leningrader politisch-militärischen Schule „Krupskaja“, gab an, daß die Studenten dieser Fakultät während der Ausbildungszeit in den „Besonderen Abteilungen“ der NKWD-Gebietsverwaltungen praktizierten, um die Verhörs- und Untersuchungsmethoden kennenzulernen. Aus eigener Erfahrung sei ihr aus dieser Praxis an Mitteln, um verdächtige Personen zum Sprechen und Beschuldigte zu einem Geständnis zu veranlassen, außer Schlägen, Einzelhaft, stundenlanges Stillstehen, Stehen bis an die Knie in kaltem Wasser und längeres Sitzen auf einem Eisblock bekannt. Die Urteile der ordentlichen Gerichte in Kriminalprozessen litten an den gleichen Mängeln wie die Zivilprozesse. Die ungenügende Ausbildung der Richter habe sich stark bemerkbar gemacht, Fehlurteile seien häufig gewesen. Der Einfluß des Prokurors auf den Gang der Verhandlung und das Urteil sei in der Regel groß gewesen; die wenigsten Richter hätten sich ihm zu entziehen verstanden. Die Urteile der Troikas und in vielen Fällen auch die der Militärtribunale seien reine Willkürakte gewesen, bei denen es ausschließlich darauf angekommen sei, eine möglichst große Zahl angeblicher politischer Gegner als liquidiert melden zu können. Der Strafvollzug war in allen Fällen dem NKWD übertragen, das die Todesurteile vollstreckte und eigene Abteilungen für die Gefängnis- und Straflagerverwaltung besaß.


  II. Der gegenwärtige Zustand auf dem Gebiet der Rechtspflege


  1. Zivilrechtsprechung


  Aufgrund einer Anordnung des Befehlshabers des Heeresgebietes Mitte wurden in den Stadt- und Einheitsgemeinden bzw. bei den Rayonverwaltungen Schlichtungsstellen zur Regelung bürgerlicher Rechtsstreitigkeiten der Zivilbevölkerung eingerichtet. In der hierzu erlassenen Verfahrensordnung vom 19.11.1941 wurde über den Aufbau der Schlichtungsstellen, die Rechtsgrundlagen und das anzuwendende Verfahren folgendes verfügt: Die Schlichtungsstellen bestehen aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem, einem stellvertretenden Vorsitzenden und Beisitzern. Stellvertretender Vorsitzer und Beisitzer – Männer oder Frauen – müssen zuverlässig sein, über einen entsprechenden Bildungsgrad verfügen, das 30. Lebensjahr vollendet haben und seit zwei Jahren in dem Gemeindebezirk ansässig sein. Sie dürfen untereinander und mit dem Bürgermeister weder verwandt noch verschwägert sein, werden vom Bürgermeister berufen und durch die zuständige Ortskommandantur bestätigt bzw. ihres Amtes enthoben. Die Schlichtungsstellen arbeiten in der Besetzung von einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern, deren Tätigkeit eine ehrenamtliche ist. Die Gemeindeverwaltungen sind jedoch berechtigt, ihnen eine angemessene Entschädigung für den aus der Wahrnehmung dieses Amtes entstandenen Verdienstausfall zu gewähren. Die Schlichtungsstellen sind sachlich zuständig für alle Vermögensstreitigkeiten aus Verträgen aller Art, insbesondere Kauf-, Miet-, Pacht- oder Darlehensverträgen, aus Besitz- und Eigentumsverhältnissen, aus Familien- und Erbschaftsverhältnissen. Sie haben nach freiem Ermessen eine nach gesundem Volksempfinden gerechte Entscheidung zu treffen. Örtlich zuständig ist die Schlichtungsstelle der Gemeinde, in deren Bezirk der Beklagte seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat. Das Verfahren wird öffentlich und mündlich in Anwesenheit der Parteien oder deren bevollmächtigtem Vertreter durchgeführt. Zunächst ist zu versuchen, eine gütliche Einigung herbeizuführen. Scheitert dieser Versuch, so ist nach Aufklärung des Sachverhalts ein Schiedsspruch nach den allgemeinen Grundsätzen von Recht und Billigkeit zu fällen. Gegen den Schiedsspruch können Rechtsmittel nicht eingelegt werden; er unterliegt aber, ebenso wie die vor der Schlichtungsstelle geschlossenen Vergleiche, einer Nachprüfung durch den zuständigen Rayonbürgermeister, der alle Fälle, in denen der Streitwert 2000,– Rubel übersteigt, sowie wichtige grundsätzliche Rechtsfragen überhaupt mit seiner Stellungnahme versehen der Feldkommandantur zur Bestätigung vorlegt. Alle übrigen vom Rayonbürgermeister bestätigten oder abgeänderten Schiedssprüche sind der Ortskommandantur zur Einsichtnahme zuzuleiten. Die Zwangsvollstreckung aus einem für vollstreckbar erklärten Schiedsspruch oder Vergleich erfolgt durch den Bürgermeister oder durch die von ihm hierzu bestimmten Organe. Die gemeindlichen Schlichtungsstellen blicken heute durchweg auf eine mehrmonatliche Tätigkeit zurück. Sie haben sich in dieser Zeit bei der Bevölkerung allgemein gut eingeführt; ihre Amtsführung bot bisher keinen Anlaß zu Beanstandungen irgendwelcher Art. In der Besetzung der Schlichtungsstellen mit Fachleuten – im Gegensatz zur Praxis der Sowjetzeit – wird die hauptsächliche Ursache des einwandfreien Arbeitens dieser Einrichtung gesehen. Die Vorsitzenden der städtischen und Rayonschlichtungsstellen sind in der Regel Juristen, vor allem ehemalige Rechtsanwälte. In Smolensk ist der Vorsitzende der Schlichtungsstelle der Bürgermeister und Rechtsanwalt Menschagin, sein Stellvertreter der Rechtskonsulent der Stadt, der Rechtsanwalt Posharijski (Smolensk). In der Abteilung VII der Standortkommandantur Orel wurde bereits im Dezember 1941 in der Stadt ein Friedensgericht eingerichtet. Leiter dieses Gerichts ist ein Jurist, der im Jahre 1916 die Moskauer Universität beendet hat. Außerdem ist am Oreler Friedensgericht noch ein weiterer Jurist beschäftigt, der die Zivilsachen bearbeitet (Orel). Leiter des juristischen Büros der Stadtverwaltung Mogilew und gleichzeitig Vorsitzender des Straf- und Zivilgerichts ist ein Richter, der noch zur Zarenzeit in Warschau studierte und 1912 als Assessor nach Mogilew gekommen ist (Mogilew). Die drei hier tätigen Richter haben abgeschlossene Hochschulbildung, zwei von ihnen sind bereits seit 30 Jahren juristisch tätig (Gomel). Die Bevölkerung zeigt sich mit den Entscheidungen der Schiedsgerichte, soweit sie in der Öffentlichkeit bekannt werden, einverstanden, und die aufsichtführenden Wehrmachtsdienststellen fanden nur in den seltensten Fällen Ursache, einen Schiedsspruch aufzuheben. Bestechlichkeit und Korruption sind, trotz der verhältnismäßig niedrigen Einkommen der richterlich tätigen Personen und der hohen Lebensmittelpreise, bisher unbekannte Erscheinungen geblieben. Über die Tätigkeit der Schlichtungsstellen wird im einzelnen folgendes berichtet: In der vergangenen Periode wurden von der Schlichtungsstelle der Stadtverwaltung Smolensk 190 Zivilklagen behandelt, von denen nur eine zu einer Beschwerde an die Kommandantur führte, hier aber als unbegründet abgelehnt wurde (Smolensk). Das Friedensgericht der Rayonverwaltung Smolensk, das seit etwa zwei Monaten in Tätigkeit ist, hat bisher rund 100 Zivilrechtsfälle behandelt, die überwiegend durch Vergleich beigelegt wurden. Nur in 7 Fällen mußte ein Schiedsspruch gefällt werden (Smolensk). In Witebsk, wo das Friedensgericht am 1.12.1941 eingerichtet wurde, sind seit dem 1.1.1942 dort 641 Zivilsachen anhängig gemacht worden, wobei in 30 Fällen eine friedliche Beilegung erzielt werden konnte (Witebsk). Das Schiedsgericht für den Rayon Lepel hat seit dem 1.4.1942 wöchentlich durchschnittlich fünf Zivilrechtsfälle behandelt. Im Rayon Roslawl waren es seit dem Monat März d.J. [Ziffer unleserlich] und zwar in der Hauptsache arbeitsrechtliche Streitigkeiten. Das Schiedsgericht der Stadt Roslawl hat bisher insgesamt 159 Zivilrechtsfälle bearbeitet, darunter 140 vermögensrechtlicher Natur, und in der Stadt Orel sind seit Januar d.J. 94 zivilrechtliche Streitigkeiten erledigt worden.


  2. Die Strafgerichtsbarkeit der landeseigenen Verwaltung


  a. Die Ordnungsstrafgewalt der Bürgermeister: Übertretungen aller Art, Steuervergehen, Untreue usw. werden gegenwärtig hauptsächlich auf administrativem Wege von den Bürgermeistern bestraft. Die Bürgermeister der Einheitsgemeinden haben Ordnungsstrafgewalt bis 1000,– Rubel Geldstrafe, 14 Tage Haft oder 14 Tage Zwangsarbeit, die Rayonleiter bis 4000,– Rubel Geldstrafe, 2 Monate Haft oder 1 Monat Zwangsarbeit. Die von den Bürgermeistern und Rayonleitern verhängten Ordnungsstrafen bedürfen der Bestätigung durch die zuständige Kommandantur. Die den Bürgermeistern übertragene administrative Strafgewalt hat Nachteile, die sich daraus ergeben, daß Strafen von Personen verhängt werden, die in der Regel über keine Erfahrung in der Strafgerichtspraxis verfügen. Häufig werden daher auch die städtischen Schieds- und Friedensgerichte um Rat und Auskunft in Strafangelegenheiten angegangen.


  b. Die Strafgerichtsbarkeit der städtischen Schieds- und Friedensgerichte: Die Strafgerichtsbarkeit ermangelt einer einheitlichen Regelung, wie sie für die Zivilrechtsprechung getroffen wurde. In den Städten des Heeresgebietes und der Armeegebiete werden geringfügigere Delikte über Auftrag der zuständigen Kommandanturen teils von den städtischen Schiedsgerichten, teils auch von eigenen Friedensgerichten bestraft, die auf Weisung der Wehrmachtsdienststellen eingerichtet wurden. Die Bestrafung von Kapitalverbrechen obliegt den Kommandanturen bzw. der Sicherheitspolizei. Die Besetzung der Schieds- und Friedensgerichte wird im allgemeinen nach der Verfahrensordnung vom 19.11.1941 über den Aufbau von Schlichtungsstellen zur Regelung bürgerlicher Rechtsstreitigkeiten der Zivilbevölkerung vorgenommen; das Gericht erkennt daher in Dreier-Senaten. Materielle Grundlage der Rechtsprechung bildet das natürliche Rechtsempfinden, da das bolschewistische Recht weltanschaulich ungeeignet und das Strafrecht der Vor-Revolutionszeit veraltet ist. Der Mangel einer geeigneten Verfahrensvorschrift und entsprechender Gesetzestexte wird gerade im Strafgerichtsverfahren allgemein unangenehm empfunden und der Wunsch nach Abhilfe geäußert. Die Prozeßvorbereitung liegt in der Regel beim OD, dessen Vertreter auch mitunter die Rolle des Staatsanwalts übernimmt. Die Stadtverwaltung Brjansk z.B. hat eine Untersuchungsabteilung eingerichtet, deren Leiter bei Gericht die Anklage erhebt. Art und Höhe der Strafen, die von den Schieds- und Friedensgerichten verhängt werden können, sind örtlich verschieden: Das russische Gericht in Mogilew ist berechtigt, Strafen bis zu 14 Tagen Haft und 100,– Rubel Geldstrafe zu verhängen. Die Urteile müssen vom Bürgermeister bestätigt werden. Geht das Urteil über obiges Strafmaß hinaus, so bedarf es der Bestätigung durch die Orts- oder Feldkommandantur. Bei den kriminellen Delikten handelt es sich in erster Linie um Diebstähle und Schlägereien; auch wegen Nichtausführung von Befehlen des Bürgermeisters werden viele Russen straffällig (Mogilew). Über die Strafbefugnisse des Friedensgerichts in Orel sind genaue Richtlinien erlassen worden. Bestraft werden Körperverletzung, Diebstahl, Veruntreuung, Zuwiderhandeln gegen Verwaltungsanordnungen, gegen Preisbestimmungen sowie gegen Übertretungen des Verbots des Schleichhandels und der Hamsterei. Es können Geldstrafen bis zu 5000,– Rubel und Gefängnis bzw. Zwangsarbeit bis zu 8 Monaten verhängt werden, bei Preistreiberei, Schwarzschlachtungen usw. Geldstrafen in unbeschränkter Höhe und Gefängnis bzw. Zwangsarbeit bis zu einem Jahr. Die Urteile werden von der Abteilung VII der Standortkommandantur überprüft; mit der Unterschrift des Abteilungsleiters erwachsen sie in Rechtskraft (Orel). Das Friedensgericht Witebsk urteilt folgende Kriminalsachen ab: Übertretungen geringfügiger Art wie Beleidigungen, Prügeleien, leichte Körperverletzungen, Verleumdungen usw. Es werden an Strafe Gefängnis bis zu 15 Tagen, Zwangsarbeit bis zu einem Monat und Geldstrafen bis zu 1000,– Rubel verhängt. Die Aufsicht über die Rechtsprechung liegt bei der Feld- bzw. Ortskommandantur (Witebsk). Über die Aufnahme der Strafgerichtsurteile in der russischen Bevölkerung gilt das über die Zivilrechtsprechung Gesagte: Die Bevölkerung bringt den Gerichten Vertrauen entgegen, da die gefällten Urteile als gerecht empfunden werden.


  Zusammenfassung: Die Zivilrechtsprechung aufgrund der Verfahrensordnung vom 19.11.1941 genügt den gegenwärtigen Anforderungen. Einer Erweiterung der landeseigenen Zivilgerichtsbarkeit, wie sie mit der zunehmenden Normalisierung des wirtschaftlichen Lebens notwendig werden wird, steht allerdings ein Mangel an Fachjuristen von gediegenem Wissen und einwandfreier Lebensführung entgegen. Den juristischen Berufen fehlt auch praktisch jeder Nachwuchs, da das Rechtsstudium zur Sowjetzeit keinerlei Anreiz hatte. Die Strafrechtsprechung leidet vor allem daran, daß auf diesem Gebiete noch keine einheitliche Regelung getroffen wurde und daß sich gerade hier das Fehlen der nötigsten Gesetzestexte viel unangenehmer bemerkbar macht als auf zivilrechtlichem Gebiet. Die Ausarbeitung entsprechender Verfahrensvorschriften und Gesetzestexte wird sich daher nicht vermeiden lassen, wenn auf geordnete und kontinuierliche Rechtsprechung der Organe der landeseigenen Verwaltung Wert gelegt wird.


  3. Wirtschaft


  a) Ernährungslage (Übersicht über die Entwicklung von Mitte Juli bis Mitte September 1942)2: Die zuletzt im Lagebericht vom 1.8.42 geschilderte anhaltend schlechte Ernährungslage hat Ende Juli/Anfang August d. J. in den meisten Gebieten des Einsatzgruppenbereiches ihren tiefsten Stand erreicht. Die Vorräte in den Städten waren größtenteils erschöpft, die neue Ernte noch nicht schnittreif. Teilweise konnten auch wegen des Bandenterrors keinerlei Zufuhren aus den Landgebieten erfolgen. Nochmalige Kürzungen der Lebensmittelrationen und einschneidende Maßnahmen waren die Folge. So mußten z.B. in Witebsk die Brotrationen für die arbeitende männliche Bevölkerung von 1620 gr. auf 1500 gr. herabgesetzt werden. In Roslawl konnten außer einer geringen Brotzuteilung überhaupt keine anderen Lebensmittel ausgegeben werden. In Polozk reichten die vorhandenen Lebensmittel nur noch zur Versorgung der Volksdeutschen, der Alters- und Kinderheime und der städt. Speisehäuser aus. In Karatschew wurde die Brotzuteilung an Familienangehörige gestrichen. Auch die in den Speisehallen täglich zu einer Suppe verabreichten 100 gr. Brot kamen in Wegfall. In Bolchow mußte die ganze nichtarbeitende Bevölkerung von der Brotzuteilung überhaupt ausgeschlossen werden, sodaß hier 7000 Menschen im wahrsten Sinne des Wortes „brotlos“ wurden. Große Teile der städtischen Bevölkerung mußten sich daher auf eigene Faust durchschlagen. Sie waren nur auf evtl. eigene Erzeugnisse an Gemüsen oder auf die wenigen Lebensmittel auf den Märkten angewiesen, für die sie infolge der Wucherpreise oft ihr letztes Hab und Gut veräußern mußten. Der Drang, sich auf dem Lande Lebensmittel zu verschaffen, führte zu derartigen Massenwanderungen, daß in verschiedenen Städten, u.a. in Witebsk und Bolchow, das Passierscheinverfahren eingeführt werden mußte. Die Landbevölkerung war naturgemäß hinsichtlich der Ernährung bessergestellt, soweit nicht auch hier besondere Umstände vorlagen. So traten in den von Banden beherrschten Gebieten durch fortlaufende Plünderungen erhebliche Notstände ein. Betroffen werden vor allem diejenigen Kreise, die sich nicht offen zu den Banden bekennen. In anderen Rayons führte die große Zahl von Flüchtlingen und Evakuierten, die die beschränkten Vorräte der Bauern mit verzehren halfen, zu Ernährungsschwierigkeiten. Z.B. wurden in den Rayons Kromy, Soskowo und Smijewka, die teils stark mit Truppen belegt sind und ausserdem für die Städte Kromy und Orel zu sorgen haben, über 12.000 Evakuierte untergebracht. Die etwa ab Mitte August einsetzende Gemüse- und Getreideernte brachte nach und nach eine geringe Auflockerung der Ernährungslage. Die Lebensmittelrationen konnten teilweise wieder etwas erhöht werden. Die zugeteilten Mengen sind örtlich jedoch sehr verschieden. In Newel wurde die Versorgung der Stadtbewohner nach zweimonatlicher Unterbrechung wieder aufgenommen. Es kamen 6kg Brotgetreide pro Kopf im Monat zur Verteilung. In Klinzy konnte die Brotzuteilung für die arbeitende Bevölkerung auf 400 gr., für nicht arbeitende Familienangehörige auf 200 gr. täglich festgesetzt werden. Auch in Borissow besserte sich die Ernährungslage. Nachdem vorher nur die Arbeitenden 250 gr. Brot pro Tag bekamen, konnten jetzt auch Kinder bis zum 14. Lebensjahre 100 gr. Brot und außerdem sogar Invaliden 150 gr. Brot pro Tag erhalten. In Orel wurden ebenfalls die Invaliden neu in die Verpflegung aufgenommen. Sie bekamen als Zusatzverpflegung für die 1. Dekade 3kg Kartoffeln, für die 2. Dekade 3kg Linsen. Ihre Kinder erhalten zusätzlich 100 gr. Graupen. Bei der Stadtverwaltung beschäftigte Personen sowie 250 Evakuierte erhalten nach ihrer Wahl entweder 400 gr. Brot oder 200 gr. Brot und 200 gr. Graupen täglich. Karatschew hat ab 1.9.42 für alle in Arbeit stehenden Personen feste Zuteilungen für eine längere Periode festgelegt. Die Dauer wurde noch nicht angegeben.
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  Durch die Zuteilung von Lebensmitteln für einen längeren Zeitraum will man der Bevölkerung ein Gefühl der Sicherheit geben. Gleichzeitig soll die neue Regelung auf eine Besserung der Ernährungslage hinauslaufen. In Sytschewka wurden die Bewohner in 3 Kategorien eingeteilt. Sie erhalten ihrer Leistung entsprechend: 1. Kategorie: Arbeiter, Angestellte, Lehrer und Beamte pro Kopf 15kg Mehl pro Monat, 2. Kategorie: Bei der Wehrmacht beschäftigte Personen pro Kopf 12kg Mehl pro Monat, 3. Kategorie: Alle nicht Arbeitenden (auch Kinder, Frauen, Greise) pro Kopf 8kg Mehl pro Monat. Die Beamten und Arbeiter der Gemeinde erhalten aus den städt. Gemüsegärten Kohl, Rote Rüben, Tomaten, Gurken usw. Kindern und Kranken werden monatlich 3l Vollmilch zugeteilt. Lehrer, Ärzte und die Angestellten kommunaler Betriebe (Wasser-, Eltwerk, OD, Feuerwehr) erhalten noch zusätzlich Verpflegung aus der Ortskommandantur. Wjasma verteilt an die Bevölkerung Mehl. Jede in Arbeit stehende Person erhält 9kg, alle Nichtarbeiter 6kg pro Monat zugeteilt. Eine weitere Entlastung der Ernährungslage brachte in verschiedenen Städten die Einrichtung von Werksküchen und Speisehäusern. Die dort ausgegebene Verpflegung wird allerdings als sehr unterschiedlich und teilweise zu hoch im Preis bezeichnet. Z.B. wird in Orel das Essen im Speisehaus der Stadtverwaltung bemängelt. Es bestehe nur aus Suppen von Sojabohnen, und der Preis von 4,50 Rubel sei in keiner Weise gerechtfertigt. Dagegen sei das Essen der Bezirksverwaltung in Orel, die für ihre Angestellten ein eigenes Speisehaus unterhält, sehr gut, zumal der Preis hier nur 2 Rubel betrage. In der in Karatschew für die Angestellten der Stadtverwaltung eröffneten Gemeinschaftsküche kostet eine Mahlzeit 5,80 Rubel. Dieser Preis sei im Vergleich zum Lohn der Angestellten so hoch, daß es denselben gar nicht möglich sei, täglich dort zu essen. Auch die Belieferung der Märkte wurde in den letzten Wochen wesentlich reichhaltiger. Neben Gemüse und Kartoffeln stehen Eier, Brot, Milch, manchmal auch Mehl, zum Teil sogar in ausreichender Menge zum Verkauf (Brjansk, Ordshonikidsegrad, Mogilew). Trotz des erhöhten Angebotes und trotz Festsetzung von Höchstpreisen ist aber eine merkliche Senkung des Preisniveaus nicht eingetreten. Nach wie vor werden Wucherpreise verlangt, so daß die Erzeugnisse nur für einen kleinen Teil der Stadtbevölkerung erschwinglich sind. Ein Kilo Brot kostet z.B. 45–50 Rubel, 1/2Liter Butterschmalz 300 Rubel. Ein städtischer Angestellter, der durchschnittlich 300 Rubel verdient, kann sich also für sein Gehalt ganze 6kg Brot oder 1/2Liter Butterschmalz kaufen. Die sowohl von der Bevölkerung als auch den verantwortlichen Stellen gehegte Hoffnung auf eine gute Ernte scheint sich zu erfüllen. Nach den bisherigen Schätzungen ist die Ernte in den bandenfreien Gebieten trotz aller technischen Schwierigkeiten (Mangel an Gerät, Zugvieh, Treibstoff usw.) zu einem erheblichen Prozentsatz des Solls eingebracht. Bedeutende Ausfälle traten jedoch in den von Banden verseuchten Gebieten ein, die nicht zu unterschätzen sind. So wurden in der Nähe von Klinzy den Bewohnern der Dörfer Chaussy, Sabitschi und Slutschwesk von einer Banditengruppe sämtliche zur Einbringung der Ernte erforderlichen landwirtschaftlichen Maschinen und Geräte abgenommen. Die Banditen schleppten die Maschinen in die von ihnen besetzten Dörfer, wo sie unter Mitwirkung der Dorfbevölkerung das von ihnen abgeerntete Getreide dreschen und in ihre Lager abschleppen. In Ewdokolje haben die Partisanen bereits 300ha Roggen abgeerntet, gedroschen und weggebracht. Im Rayon Newel konnte die für Ende August geplante Aberntung der in den Bandengebieten gelegenen Felder wegen zu geringen militärischen Schutzes nicht durchgeführt werden. Besonders bezeichnend ist die Lage im Rayon Surash. Nach einer vorsichtigen Schätzung sollte die gesamte Ernte dort mindestens 8000 to erbringen, wovon die Bevölkerung rund 3000 to abliefern sollte. Durch die Entwicklung der Bandentätigkeit wurden insgesamt 600 to, also weniger als 1/12 der Schätzung eingebracht. Ob daher in allen Gebieten die Sicherstellung der Ernährung über den Winter möglich sein wird, ist noch nicht zu übersehen.


  Eine grundlegende Neuregelung der Nahrungsversorgung hat der Kommandierende General der Sicherungstruppen und Befehlshaber im Heeresgebiet Mitte mit der Verwaltungsanordnung vom 3.9.42 getroffen. Es heißt darin einleitend: Die Sicherstellung der Lebensmittel für die Ernährung der städtischen Werktätigen und nichtwerktätigen Bevölkerung erfolgt für das Versorgungsjahr 1942/43 durch die Wi In3 Mitte, Chefgruppe La. Von dieser ist den bäuerlichen Gemeinwirtschaften eine Kriegsabgabe auferlegt worden, bei der der Bedarf der städtischen Zivilbevölkerung auf Grund der von den FK und OK übermittelten Bevölkerungszahlen berücksichtigt worden ist. Die Verteilung der Lebensmittel an die gesamte werktätige und nichtwerktätige städtische Zivilbevölkerung ist Sache der Stadtverwaltung (Ernährungsabteilungen). Zur werktätigen Bevölkerung zählen auch die bei den deutschen Dienststellen und Unternehmungen tätigen Landeseinwohner. Die OK müssen durch richtige Einschaltung und Überwachung der Stadtverwaltungen für eine gerechte zweckentsprechende Lebensmittelausgabe sorgen. Die VWA befasst sich weiter mit dem Aufbau und der Sichtung des Personals der Ernährungsabteilungen, mit den Bedarfsmeldungen bei den Kreislandwirten sowie der Abholung und Einlagerung der Lebensmittel. Sie kommt dann zur Verteilung der Lebensmittel an die städtische Bevölkerung und führt dazu aus: Grundsatz ist, daß nur derjenige von der Stadtverwaltung Lebensmittel erhält, der arbeitet oder unverschuldet nicht arbeitet. Der Nachweis für die Arbeitsfähigkeit bezw. die unverschuldete Arbeitsunfähigkeit wird durch die von den Arbeitsämtern ausgegebenen Meldekarten geführt. In weiteren Ausführungen wird dann die Vorschaltung der Arbeitsämter für die Ermittlung der zum Lebensmittelbezug Berechtigten und für die Kennzeichnung der Schwer- und Schwerstarbeiter behandelt. Die Ausgabe der Lebensmittel selbst erfolgt auf Grund von Karten. Dazu heißt es in der VWA wörtlich: Ausgabe von Lebensmittelkarten: Entsprechend der auf der Rückseite der Meldekarte erfolgten Eintragung erhalten die Inhaber der Meldekarte Lebensmittelkarten. Die Bezugskarten verleihen keinen Anspruch auf Zuteilung bestimmter Lebensmittelmengen. Die Zuteilung erfolgt zwar unter Berücksichtigung der festgelegten Höchstsätze, muß sich aber nach den vorhandenen Lebensmittelmengen richten. Die in den Höchstsätzen festgesetzten Rationen sind daher auf den Bezugskarten nicht verzeichnet. Einteilung von Bezugskarten: Folgende Bezugskarten sind einzuführen: Brotkarte und zwar Gruppe I (Kinder unter 14 Jahren), Gruppe II (Nichtarbeitende), Gruppe III (Arbeiter), Gruppe IV (Schwerarbeiter), Gruppe V (Schwerstarbeiter). Lebensmittelkarten: Die Lebensmittelkarte für die Gruppen I–V dient zum Bezug aller restlichen voraussichtlich zur Verteilung kommenden Lebensmittel. Die linken 4 Abschnitte verteilen sich auf 4 Wochenrationen an Gemüse (Kohl, Rote Rüben). Die mittleren Abschnitte werden besonders aufgerufen, falls Fleisch, Wurst, Fett, Nähr- und andere Lebensmittel zur Verfügung stehen. Die bei den Schlächtereikompanien aufkommenden Fleischabfälle werden jeweils den Städten für die Versorgung der Bevölkerung zugeteilt. Volksküchenkarte: Die Karte berechtigt zum Bezug einer warmen Mahlzeit täglich in einer städtischen Volksküche. Die Mahlzeit wird so bereitet, daß sie die vorgesehenen bezw. jeweils zur Verteilung gelangenden Mengen an Kartoffeln, Gemüse sowie gegebenenfalls Fleisch, Wurst, Fett und Nährmitteln enthält. Wer in der Volksküche ißt, erhält keine Lebensmittelkarte. Es folgen in der VWA dann weitere Punkte über den Druck der Karten, die Ausgabe, die Kontrolle der Lebensmittelverteilung. Die festgelegten Höchstsätze an Lebensmitteln für die einzelnen Gruppen sind folgende: Gruppe I: (Kinder unter 14 Jahren) Roggen 553 gr. pro Woche, Hirse, Buchweizen oder Graupen 88 gr., Kartoffeln 1250 gr. Gruppe II: (Nichtarbeitende) Roggen 1105 gr. pro Woche, Hirse, Buchweizen oder Graupen 175 gr., Kartoffeln 2500 gr., Fleisch, Fett, Magermilch, Gemüse für Gruppen I und II je nach Anfall und Freigabe durch die Wehrmacht sowie unter Berücksichtigung der Werktätigen. Gruppe III: (Arbeiter) z.B. weibliche Personen, die leichte Hausarbeit zu verrichten haben, Wochenrationssätze: Roggen 1300 gr., Hirse und Buchweizen 200 gr., Kartoffeln 3000 gr., Fleisch, Fett und Gemüse je nach Anfall und Freigabe durch die Wehrmacht. Gruppe IV: (Schwerarbeiter) z.B. für Männer im Wehrmachtsgefolge, Fabrikarbeiter usw., Wochenrationssätze: Roggen 1400 gr., Buchweizen und Hirse 225 gr., Kartoffeln 3500 gr., Fleisch 75 gr., Fett 60 gr., Magermilch 0,5 l. Gruppe V: (Schwerstarbeiter) für außergewöhnlich harte Arbeit, Wochenrationssätze: Roggen 1580 gr., Buchweizen oder Hirse 250 gr., Kartoffeln 4000 gr., Fleisch 100 gr., Fett 60 gr., Magermilch 0,5 l. Die Ausgabe und Verteilung der Lebensmittel nach dem Kartensystem und den neuen Sätzen tritt mit Wirkung vom 1.10.42 in Kraft.


  Zusammenfassend ist festzustellen, daß zwar von einer Sicherung der Gesamternährungslage noch nicht gesprochen werden kann, daß aber doch in den letzten Wochen bereits eine Auflockerung in der bis aufs äußerste angespannten Lebensmittelversorgung eingetreten ist. Der unter dem Eindruck der noch bis Anfang August ständig größer werdenden Versorgungsschwierigkeiten bei der Bevölkerung eingetretene Zustand der Niedergeschlagenheit und Hoffnungslosigkeit hat sich weitgehend gelegt und einer hoffnungsvolleren Stimmung Platz gemacht. Über die Aufnahme der Neuregelung der Lebensmittelversorgung der städtischen Bevölkerung sowie über die Auswirkung derselben kann noch nichts gesagt werden.


  b) Industriewirtschaft: Energie- und Wasserversorgung


  […]


  Zusammenfassung: Allgemein kann die Wasserversorgung nach Überbrückung aller Schwierigkeiten und unter Anwendung aller verfügbaren Hilfsmittel als soweit fortgeschritten bezeichnet werden, daß mit dem jetzigen Leitungsnetz der Bedarf, den Umständen entsprechend, gewährleistet ist. Die Vorbereitungen und Arbeiten beschränken sich zurzeit im wesentlichen auf die Fertigstellung wichtiger Wasseranlagen und den Ausbau des Leitungsnetzes, damit für den kommenden Winter die Wasserversorgung sichergestellt ist. Trotzdem erscheint ein Ausbau der gesamten Wasserversorgung mit Rücksicht auf den bevorstehenden weiteren Aufbau der Industrie dringend notwendig.


  Polizeilicher Lagebericht für die Zeit vom 1. bis 15.9.1942


  I. Allgemeine Sicherheitslage


  Die allgemeine Sicherheitslage wird nach wie vor in weitaus überwiegendem Maße durch das Auftreten mehr oder minder starker Banden in fast allen Teilen des Heeresgebietes Mitte bestimmt. Die in früheren Lageberichten niedergelegte Auffassung, daß eine Besserung der Sicherheitslage nur durch eine umfassende Bekämpfung und Zerschlagung der Banden – nicht zuletzt auch durch geschickte propagandistische Einwirkung auf ihren inneren Zusammenhalt – möglich sei, hat sich erneut bestätigt. Die Sicherheitslage hat sich in allen Teilen des Heeresgebietes Mitte gebessert, in denen eine systematische Bekämpfung der Banden durchgeführt wurde. In der Berichtszeit fanden wieder mehrere Säuberungsaktionen statt, die teils von der Wehrmacht, teils von dem Höh. SS- und Polizeiführer Rußland-Mitte angesetzt und durchgeführt wurden. Ein erfolgreiches Unternehmen fand im Raum von Mogilew–Rogatschew statt, das vom Höh. SS- und Polizeiführer persönlich geleitet wurde und sich zu einer Säuberungsaktion größeren Ausmaßes entwickelte.4 Hier wurden neben einigen Schutzpolizeieinheiten russische und ukrainische Formationen unter der Führung weniger deutscher Polizeioffiziere und Unterführer eingesetzt, die die ihnen übertragenen Aufgaben mit Erfolg durchgeführt haben. Das Unternehmen wurde durch eingehende Erkundung, die vom Chef der Einsatzgruppe B persönlich geleitet wurde und ein ganz genaues Bild der Feindlage ergab, vorbereitet und sodann militärisch durchgeführt. Die Banden, die sich nach Zerschlagung der Hauptgruppen um Klitschew im Unternehmen „Adler“ wieder gesammelt hatten und in den letzten Wochen mit Menschen und Material aus der Luft und durch Zwangsrekrutierungen aufgefüllt waren, können als zerschlagen angesehen werden.5 Die Lager sind zum Teil ausgehoben und vernichtet worden. Da sich die Angriffe der Banden in zunehmendem Maße gegen die für den Nachschub wichtigen Eisenbahnstrecken und Rollbahnen richten, ist seitens der Sicherungskräfte dem Schutz dieser Anlagen besonderes Augenmerk gewidmet worden. Welche Erfolge bei einer umfassenden Durchführung von Sicherungsmaßnahmen erreicht werden können, zeigt folgender Fall: Das der Einsatzgruppe B zugeteilte Russen-Batl. und die Ukrainer-Komp. waren vor Beginn des oben erwähnten Unternehmens zunächst mit der Aufgabe betraut, die überaus wichtige Eisenbahnstrecke Shlobin–Rogatschew–Mogilew–Orscha mit allen Mitteln gegen die Banden zu sichern, was ihnen auch schon am ersten Tag ihres Einsatzes vollkommen gelungen ist. Erfolgten noch im August allein auf der Strecke Rogatschew–Mogilew täglich Sprengungen und andere Anschläge, die schließlich die Lahmlegung des Verkehrs zur Folge hatten, so konnte nach Einleitung der Sicherungsmaßnahmen die Strecke am ersten Septembertage wieder voll in Betrieb genommen werden. Störungen irgendwelcher Art haben inzwischen nicht mehr stattgefunden. Die Sicherheitslage in den näher zur Front gelegenen Gebieten kann im allgemeinen nicht ungünstig angesehen werden, wenn auch verschiedentlich eine gewisse Unsicherheit unter der Bevölkerung festzustellen ist, die auf deutschfeindliche Flüsterpropaganda und auf vermehrten Abwurf von sowjetischen Flugblättern zurückzuführen ist. Anders liegen dagegen die Verhältnisse im nordwestlichen Teile des Heeresgebietes Mitte, in dem die Sicherheitslage eine weitere wesentliche Verschlechterung erfahren hat. Überfälle und Anschläge auf Straßen, Brücken, Eisenbahnanlagen usw. nehmen außerordentlich zu. Hier sind umfassende Sicherungsmaßnahmen erforderlich, um einer weiteren Steigerung der Bandenangriffe wirksam entgegentreten zu können.


  II. Bandenlage


  In der Berichtszeit wurden in verschiedenen Gebieten Säuberungsaktionen verschiedenen Ausmaßes erfolgreich durchgeführt. Kommandos der Einsatzgruppe waren an allen Unernehmungen zur Durchführung der erforderlichen Erkundungstätigkeit und Auswertungsarbeit beteiligt. Verschiedene Räume konnten bandenfrei gemacht werden. Im Laufe der Aktionen konnte auch umfangreiches Sprengmaterial erbeutet bezw. vernichtet werden. So wurden z.B. bei der Durchführung eines Unternehmens „Eule“ im Raume nördlich Mogilew zwischen der Rollbahn Minsk–Smolensk und Schklow in der Zeit vom 3.9.–7.9. drei verschiedene Lager der Banden ausgehoben und Waffen und Muniton vorgefunden: 1. Lager: 20 schwere Minen, 10 Kisten Gewehrmunition, 50 russ. Handgranaten, davon 30 geschärft, 80 bis 100 Wurfminen (scharf), ca. 2000 Einzelmunition, 50 Leuchtspurmunition. 2. Lager: 2 sMG, 2 lMG, Pak- und MG-Munition, Handgranaten, Minen, größere Mengen Sprengstoff sowie große Mengen Verbandsstoff, Getreide usw., 1 Lkw und mehrere Panjewagen. 3. Lager: 180 bis 200 schwere Minen, 40 bis 50 Zentner Sprengstoff in Kisten, 300 russ. Handgranaten, 300 Wurfminen, große Mengen Gewehrmunition, Verbandsstoff, Medikamente. Dieser Erfolg ist ausschließlich auf eine sicherheitspolizeiliche Tätigkeit zurückzuführen. In einem Dorf ca. 20km westlich Propoisk, das bereits sicherheitspolizeilich überprüft worden war, hielt sich ein Ortsfremder auf, der vom Bürgermeister dem dort tätigen Trupp der Sich.Pol. und des SD übergeben wurde. Bei der eingehenden Vernehmung stellte es sich heraus, daß dieser Mann von den Banden zwangsrekrutiert worden war und ca. 10 Tage einer Bandengruppe angehört hatte. Bei dem allgemeinen Rückzug der Banden in das unzugängliche Wald- und Sumpfgelände konnte er flüchten. Er machte glaubwürdige Angaben über die Lage der sehr gut versteckten Läger und erklärte sich auch bereit, diese zu zeigen. Mit nur geringer militärischer Unterstützung führte der fragliche Trupp das Unternehmen der Aushebung der Lager ohne eigene Verluste durch. Die nur zur Bewachung von den Banden zurückgelassenen Posten konnten überraschend überwältigt und erledigt werden. Es konnte bei den Aktionen auch verschiedentlich die Feststellung gemacht werden, daß die Stimmung bei den Bänden im ständigen Absinken begriffen ist und daß in der letzten Zeit sehr viele kriminelle und asoziale Elemente zu den Banden gestossen sind.


  Aus dieser Tatsache heraus dürften die bei im Kampf erschossenen Banditen gefundenen Befehle und der Text eines sogenannten „Partisaneneides“ zu erklären sein, der folgenden Wortlaut hat: Partisaneneid: „Ich, Bürger der Großen Sowjetunion, treuer Sohn des heroischen Sowjetvolkes und roter Partisanen, schwöre den Partisaneneid vor meinen Kampfkameraden – den roten Partisanen –, daß ich kühn, diszipliniert, entschieden und unerbittlich gegenüber den Feinden sei und die Waffe nicht eher aus der Hand legen werde, bis das letzte faschistische Reptil auf unserem Sowjetboden vernichtet ist. Ich schwöre, daß ich niemals meine Abteilung, meine Offiziere, Kommissare und Partisanenkameraden verraten und immer das Partisanengeheimnis wahren werde, auch wenn ich das mit meinem Leben bezahlen müsste. Ich verpflichte mich, unbedingt die Befehle meiner Offiziere und Vorgesetzten auszuführen und die militärische Disziplin streng zu wahren. Ich schwöre, daß ich mit allen Mitteln der Roten Armee helfen werde, die tollen Hitler-Hunde zu vernichten, ohne dabei mein Blut und mein Leben zu schonen. Für die verbrannten Städte und Dörfer, für den Tod unserer Kinder, für die Folterung, Vergewaltigung und Verhöhnung unseres Volkes schwöre ich, mich am Feinde grausam, unerbittlich und unermüdlich zu rächen. Blut um Blut, Tod um Tod! Ich schwöre, daß ich eher im grausamen Kampf mit dem Feinde sterben, als daß ich mich, meine Familie und das ganze Sowjetvolk der Sklaverei des hinterlistigen Faschismus ausliefern werde. Ich werde bis zum Ende meines Lebens meiner Heimat, der Partei und meinem Führer, Lehrer und Kameraden Stalin treu bleiben! Wenn ich aber aus Schwachheit, Feigheit oder bösem Willen diesen heiligen Partisaneneid verletzen und die Interessen des Volkes verraten sollte, dann möge mich als Feind der Heimat und des Volkes die harte Partisanenstrafe ereilen.“ Unterschrift.


  Die seit August 1942 festgestellte und in früheren Berichten eingehend beleuchtete erhöhte Aktivität der Banden findet durch diese Befehle nunmehr eine gewisse Erklärung. Über Führung, Organisationen und Zusammensetzungen der Banden und Gruppen wurde früher eingehend berichtet; es ist jedoch ergänzend nachzutragen, daß im Abschnitt einer Sicherungsdivision der Heeresgruppe Mitte eine Trennung in aktive Bandengruppen (Aufgabe: Überfälle, Sabotage in bestimmten Räumen) und inaktive Bandengruppen (Werbung neuer Bandenmitglieder) festgestellt werden konnte. Eine sogenannte 2. Bandenarmee besteht aus: 1. Regulärer Truppe, teils durch die Front geschleust, teils aus Flugzeugen abgesetzt, mit Granatwerfern und automatischen Gewehren ausgerüstet, beauftragt, sich vorläufig verborgen zu halten, Einsatzbefehl abzuwarten und nur in kleinen Abteilungen Wehrmachtsangehörige zu überfallen und Sabotage zu verüben. 2. Zivilbanden, die sich zusammensetzen aus zwangsweise eingezogenen Bewohnern der betreffenden Gegend, geführt von durch die Front gebrachten Offizieren und örtlichen Kommissaren, zunächst nur mit an Ort und Stelle beschafften Waffen ausgerüstet, beauftragt mit der „Säuberung“ von Ortschaften von in kommunistischem Sinne unzuverlässigen Elementen und der freiwilligen, soweit nicht möglich zwangsweisen Aushebung für die Rote Armee. Die Augehobenen werden in Lagern gemustert, ausgebildete Leute zurückbehalten und unausgebildete durch die Front zur Roten Armee in Marsch gesetzt. Neu ist auch die straffe Zusammensetzung zuverlässiger eingeführter Kommunisten in kleinen Trupps, deren besondere Gefährlichkeit nicht zuletzt in ihrer heiligen [sic] Zersetzungsarbeit liegt. Die Sollstärke jedes Trupps ist auf 11 Personen festgesetzt, der Trupp selbst ist folgendermaßen untergliedert: 1 Truppführer, 1 Feldscher (auch Frauen), 2 Sprengspezialisten, 2 Funker, 5 Erkundungs- und Verbindungsagenten, von ihnen unbedingt 2 Frauen, nach Möglichkeit mit deutschen, ungarischen oder italienischen Sprachkenntnissen. Die Ausrüstung besteht aus Maschinenpistolen, Handgranaten, Pistolen, Leuchtpistolen mit Munition, Sprengstoffen, Empfangs- und Sendegerät sowie Lebensmitteln für 15 bis 20 Tage. Nach Möglichkeit sollen die einzelnen Angehörigen dieser Trupps echte deutsche Ausweise und Passierscheine sowie getarnte Aufzeichnungen der Bandenstützpunkte und Orte, an denen bei Abzug der Roten Armee Waffen und Kriegsgerät vergraben worden waren, bei sich führen. Zu den Aufgaben dieser Trupps zählen neben Sprengstoffanschlägen auf Eisenbahnen, Militär-, Munitions- und Brennstoffzüge sowie Nachschublager aller Art Werbung und Ausbildung der Leute an Ort und Stelle zur Durchführung solcher Sabotagehandlungen, vornehmlich das Vertrauen der Deutschen zu erwerben, sich als Mitarbeiter in den Polizeidienststellen und Gemeindeämtern einzuschleichen oder sich als Starosten, Dorfschreiber, Kolchosleiter usw. einsetzen zu lassen. Ihre Stellung sollen sie dann systematisch dazu benutzen, die Aufbauarbeit der Besatzungsbehörde insgeheim zu sabotieren, aufrichtige Mitarbeiter an der deutschen Sache zu kompromittieren und unmöglich zu machen und die Bevölkerung stimmungsmäßig gegen Deutschland aufzuhetzen. Die Terrorisierung der Bevölkerung in den von den Banden beherrschten Gebieten hält unvermindert weiter an. Es muß als Einzelfall bezeichnet werden, wenn z.B. der Führer der Bande „Kuibaschew“, die im nordwestlichen Teil des Rayons Sytschewka ihre Lager hat, in einem Befehl hervorhebt, daß bei Lebensmitteleintreibungen nur das Notwendigste requiriert und verarmte Dörfer überhaupt verschont werden sollen. Von Feindflugzeugen wurden im Oreler Gebiet Tauben abgelassen, an denen kleine Sprengladungen befestigt waren, die beim Niedergehen der Tauben explodieren sollten. In einem Falle wurde eine solche Explosion beobachtet, als eine Taube auf freiem Felde niederging. 2 andere Tauben mit unversehrter Sprengladung konnten eingefangen und der zuständigen Wehrmachtsdienststelle übergeben werden.


  Folgende Einzelmeldungen mögen hervorgehoben werden: Der Trupp Wladimirskoje hat aufgrund von Bandenerkundungen zusammen mit Wehrmachtseinheiten Säuberungsaktionen durchgeführt, wobei schwere und leichte Infanteriewaffen, Munition und Minen, 2 Lkws und ein leichter Panzer erbeutet sowie 28 Kühe und 12 Pferde mit Panjewagen sichergestellt werden konnten. Eine größere Anzahl Banditen konnte erschossen werden. Der Trupp Dorogobusch konnte aufgrund der Aussagen eines Jugendlichen ein Munitionslager der Banditen bei Baraschewo sicherstellen. Bei der Durchsuchung der Räume des Bürgermeisters wurden ferner eine Kiste mit Spreng- und Granatwerfermunition, ein IMG und andere Waffen entdeckt. Im Rayon Jelnja wurden durch OD-Männer 2 Russen festgenommen, die einer Banditengruppe angehörten und bei der Festnahme im Besitze von Waffen waren. Einer von ihnen war – wie sich später bei der Vernehmung herausstellte – von 1932 bis 1941 als Bevollmächtigter Kommissar mit der Leitung der Kriminalabteilung für den Rayon Smolensk beauftragt. Am 3.9.42 überfiel eine militärisch organisierte Bande das Dorf Jasen-Kamenka, ca. 20km nordwestl. Bobruisk, in einer Stärke von etwa 100 Mann; sie führten Panjefahrzeuge mit sich und waren teilweise beritten, teilweise mit Fahrrädern ausgerüstet. Die Uniformierung war verschieden. Dem Aussehen nach konnten die Banditen Armenier gewesen sein. Das Dorf wurde umstellt und geplündert. Ein vom Dienstgang zurückkehrender OD-Mann wurde vom Wachposten der Banditen festgenommen, entwaffnet, entkleidet und gefesselt. Er wurde gezwungen, die Wohnungen der Familien der anderen OD-Männer anzugeben. 3 weitere OD-Männer wurden von den Banditen noch aus den Wohnungen geholt, ebenfalls entkleidet, die 4 Männer wurden am Dorfausgang erschossen. Anschließend wurden die Häuser der OD-Männer geplündert. Aus dem Rayon Mglin wird gemeldet, daß Bandengruppen dort auftreten, die die Angehörigen der in Deutschland im Arbeitseinsatz stehenden Russen berauben. Am 2.9.42 wurde ein 9km ostwärts von Chotinsk gelegener Stützpunkt eines deutschen Pol.Batl. von Banden überfallen; bei dem Feuergefecht wurden 1 Leutnant und 21 Schutzpolizeibeamte getötet.


  III. Sicherheitspolizeiliche Arbeit


  1. Auf sicherheitspolizeilichem Gebiete konnten trotz der starken Inanspruchnahme aller Kräfte und Trupps für die Bandenbekämpfung Erfolge erzielt werden. So konnte in Orel eine Gruppe von Personen festgenommen werden, die an der Herstellung und Verbreitung von Flugblättern beteiligt war, in denen für eine unabhängige russ. Republik Propaganda gemacht wurde. Die Flugblätter waren handschriftlich abgesetzt und wurden in der Stadt an Häuser geklebt. Es konnte ferner festgestellt werden, daß der Inhalt dieser Flugblätter und die propagierte Idee in den Intelligenzkreisen der Stadt zustimmende Aufnahme gefunden hatte. Die Ermittlungen sind noch nicht restlos abgeschlossen. Das Flugblatt hat folgenden Wortlaut: „Lies und gib es weiter. Aufruf. An die Bürger der Stadt Orel und des Oreler Bezirks. Die Republikaner-Gruppe. Bürger, es vergingen bisher schon mehrere Jahre, seitdem Deutschland unter der Führung Hitlers den Krieg führt gegen die Unabhängigkeit von mehreren Staaten, indem sie die ganze Welt vernichten und alle besiegten Völker zu Sklaven machen wollen, welche nur für den Sieger arbeiten werden, in diesem Falle für die Deutschen. Solche Fälle haben wir schon genügend vor unseren Augen und zwar die gewaltsame Verschickung der Jugend nach Deutschland, die unmenschliche Behandlung dort, für jedes Vergehen wird geschlagen und die Verpflegungsration gekürzt, das viehische Benehmen den Arbeitern gegenüber, welche bei Gemeinschaftsarbeiten beschäftigt waren. Das ist bloss der Anfang eurer groben Ausnützung, welche die Deutschen im Falle eines Sieges einsetzen werden. Deutschland hat zur Zeit den Bauern das Land zurückerstattet, um die Bauern auf ihre Seite zu bekommen. Das ist eine Falle, genau wie es die Bolschewiken machten, als sie die NEP6 einführten, um den Bauern die Möglichkeit zu geben, die Wirtschaft zu heben und die Freiheit zur freien Haltung von Vieh, gaben den Handel in Stadt und Land, gleichzeitig den Bauern aber das Messer in den Rücken vorbereiteten [sic]. Im Jahre 1928 war der erste Schlag für die Bauern und die Stadtbevölkerung, genauso will es Deutschland jetzt machen. Stalin strebt genau wie Hitler nach der Weltherrschaft. Er strebt auch danach, alle Völker der Welt zu besiegen, um dasselbe schreckliche Vergehen zu machen wie er es mit dem russischen Volke machte, auch den übrigen Völkern zu machen. Das Vergangene kehrt nicht mehr zurück, Hitler kann in Zukunft auch nicht sein, wenn wir dagegen kämpfen, wenn nicht offen, dann z.Zt. im geheimen mit den deutschen Okkupanten, damit sie nicht Herr unseres Landes und unserer Häuser werden. Wir haben unseren Herrn – den Russen. Alle wir ehrlichen Bürger müssen bemüht sein, den Deutschen von russischer Erde zu vertreiben, mit ihm die ihm schon anvertrauten Leute, welche Russland und das russische Volk verkaufen, und gleichzeitig müssen wir Hilfe leisten der Organisation der freien unabhängigen russischen Republik. Weg mit dem Krieg. Der deutsche Nationalismus ist zur Ausnützung des Menschen von Menschen aufgebaut. Weg mit Stalin und all seinen Anhängern! Es lebe das unabhängige Russland und sein russisches Volk! Es lebe die unabhängige russische Republik! Tretet alle in unsere Reihen! Im Kampf gegen Hitler und Stalin! 21.8.42 im Auftrage der Gruppe ‚Dimitri‘, ‚Wasili‘, ‚Peter u. Michael‘“.


  In Polozk wurde ein OD-Mann festgenommen, weil er in dem Auffanglager für freiwillige Arbeiter nach Deutschland in unerhörter Weise die Lagerinsassen dahin zu beeinflussen suchte, nicht nach Deutschland zu fahren, weil sie dort hungern müssten und schlecht untergebracht wären. Ferner bedrohte er die Dolmetscherin mit Umbringen, falls sie über seine Handlungsweise etwas verlauten lassen würde. Er wurde sonderbehandelt. Im Rayon Surash konnte eine Russin festgenommen werden, weil sie einen Volksdeutschen aus persönlichem Rachegefühl angezeigt hatte. Sie bezichtigte ihn der Bandenzugehörigkeit und hatte in seinem Garten ein abgeschnittenes Gewehr vergraben. Ferner wurden 3 weitere Russen überführt, aus persönlichem Rachegefühl eine Anzahl von Personen zu Unrecht angezeigt zu haben. Sie hatten in einem Falle nach Festnahme einer angeschuldigten Person Munition in deren Haus geschmuggelt und dasselbe angezündet. Ein Russe konnte überführt werden, an 2 Elektromotoren des Wasserwerkes von Surash Sabotage verübt zu haben. In verstärktem Maße wurde am Auf- und Ausbau des OD und an der Schaffung eines V-Männernetzes gearbeitet sowie die Bildung von Sicherungskommandos eingeleitet.


  2. Kommunismus


  Auch in der Berichtszeit konnten keine Beobachtungen gemacht werden, wonach illegale Organisationen auf der Grundlage des bolschewistischen Parteiapparates aufgebaut werden sollten. Personen, die früher aktiv hervorgetreten oder Mitglieder des NKWD waren und jetzt versuchten, deutschfeindliche Propaganda zu treiben, konnten festgenommen werden, so u.a. auch der ehemalige Politruk Alexei Tscherenow in Sytschewka, der nach Aussage von anderen Gefangenen bei seiner russ. Einheit während politischer Schulungsstunden seinen Leuten stets erklärte, keine deutschen Gefangenen zu machen, sondern sie alle zu erschießen.


  3. Kriminalität


  Die Ausmaße der Kriminalität sind auch in dieser Berichtszeit ziemlich unverändert geblieben. Bis auf einen Mord (Orel) sind Kapitalverbrechen auf krimineller Grundlage nicht gemeldet. Weiter angewachsen ist jedoch die Zahl der Eigentumsdelikte; Orel meldet insbesondere eine Zunahme der Marktdiebstähle. Folgende Einzelfälle mögen hervorgehoben werden: Ein Bürgermeister nahm unberechtigt Durchsuchungen vor und unterschlug die sichergestellten Sachen; ferner brannte er laufend Schnaps und ließ sich Getreide als abgeliefert bestätigen, wobei er gefälschte Quittungen ausgab. Er wurde sonderbehandelt. Im Ort Orel läuft z.Zt. ein Ermittlungsvorgang gegen verschiedene russische Angehörige des OD, die unter Ausnutzung ihrer Amtseigenschaft sich bei Bauern Lebensmittel verschafft haben mit dem Versprechen, dafür Salz zu liefern, dem sie jedoch nicht nachkamen. Zwei weitere OD-Männer nahmen einer Frau auf dem Markt eine Flasche Cognac ab, die diese als Entgelt für geleistete Arbeit von einer deutschen Dienststelle bekommen hatte und gegen Mehl eintauschen wollte. Sie nahmen die Frau auch zum Schein fest. Ein in der Nähe der Ortschaft Kapustino, Rayon Sytschewka, notgelandetes deutsches Bombenflugzeug wurde von den Ortsbewohnern ausgeraubt. Die Hauptbeschuldigten konnten ermittelt und festgenommen werden. Im gesamten Zuständigkeitsbereich ist eine zunehmende Verwahrlosung der russ. Jugend festzustellen, insbesondere hat auch die Kriminalität unter den Jugendlichen stark zugenommen. Da die Jugendlichen auf Märkten ihr Unwesen treiben und Lebensmittel stehlen sowie Taschendiebstähle ausführen, so ist die Ortskommandantur in Brjansk dazu übergegangen, das Betreten des Marktes von Jugendlichen bis zu 16 Jahren zu verbieten. Um die Jugendverwahrlosung zu steuern, ist Mogilew dazu übergegangen, Jugendliche in Waisenhäusern unterzubringen und sie zum Schulbesuch anzuhalten.


  IV. Sonderbehandelt wurden vom:


  Sonderkommando 7a: 54 Zigeuner7, 21 Banditen, 10 Kommunisten, 3 Kriminelle, 1 Geisteskranker,


  Sonderkommando 7b: 46 Zigeuner, 3 Kommunisten, 13 Geisteskranke,


  Sonderkommando 7c: 90 Zigeuner, 101 Banditen, 19 Kommunisten, 9 Asoziale u. Geisteskranke,


  Einsatzkommando 8: 3 Zigeuner, 70 Banditen, 25 Kommunisten, 8 Kriminelle, 5 Geisteskranke,


  Einsatzkommando 9: 10 Zigeuner u. Asoziale, 79 Banditen, 1 Kommunist, 10 Kriminelle, Trupp Smolensk: 98 Zigeuner, 43 Banditen, 3 Kommunisten, 12 Asoziale u. Kriminelle.


  Anlage 1


  Briefumschlag: Streng geheim. Dem Kommandierenden/o Bulanow Nr.29 operierenden Gruppe der 4. (kämpfenden) Armee


  Briefinhalt: NKO–S.S.S.R.–/Volkskommissariat SSSRStreng geheim. Exempl. Nr.10 Operierende Gruppe der Partisanenbewegung bei dem Kommando der 4. Stoßarmee


  Den Kommandeuren und den Kommissaren der Partisanenbrigaden/Dem Genossen Bulanow


  7.August1942/Nr.29


  Hiermit übersende ich den Befehl Nr.0018 des Befehlshabers des Hauptstabes der Partisanenbewegung im Hauptquartier des Oberkommandos v. 1.8.42. Ich schlage vor, alle Kommandeure und soweit es die Umstände erlauben, auch alle Kommissare der Brigaden zu bestellen; auch die für sich arbeitenden Gruppen von Kirpatsch und Ulanow sind mit diesem Befehl bekannt zu machen, was mit eigenhändiger Unterschrift zu bestätigen ist. Nach Kenntnisnahme des Befehls müssen alle Mitglieder Gruppe damit bekannt gemacht werden [sic]. Über die Durchführung ist die operierende Gruppe beim Kommando der 4. kämpfenden Armee in Kenntnis zu setzen. Nach dem Durcharbeiten des Befehls ist dieser mit der Bestätigung zurückzusenden. Der Befehlshaber der kämpfenden Gruppe der Partisanenarmee bei dem Kommando der 4. Stoßarmee. Älterer Bataillonskommissar/Unterschrift/Sokolow. Abgedruckt: 10 Exemplare/7.8.42 tr.


  Anlage 2


  Streng geheim/Exempl. Nr.


  Befehl des Befehlshabers des Kampfstabes der Partisanenbewegung im Hauptquartier des Oberkommandos


  Inhalt: Verstärkung der Tätigkeit der Partisanengruppen im rückwärtigen Gebiet des Feindes


  
    
      	
        Nr.0018

      

      	
        1.August1942, Moskau

      
    

  


  Die Rote Armee, die heldenhaft für ihre Heimat kämpft, verteidigt verbissen jeden Meter ihres sowjetischen Landes und fügt dem Feind ungeheure Verluste an Menschen und Material zu. Der Feind, der dagegen Reserven aus den weiten rückw. Gebieten und aus anderen Frontgebieten zuführt, bedroht weiterhin die lebenswichtigen Zentren unseres Landes. Sehr viele neue Divisionen des Feindes aus Frankreich, Belgien, Holland und Deutschland mit Artillerie und Panzern laden, nachdem sie Tausende von Kilometern wegen der Untätigkeit einzelner Partisanengruppen passiert haben, unaufhörlich an der Frontlinie aus und treten mit der Roten Armee in den Kampf ein. Hunderte von Eisenbahnzügen und Kraftfahrzeugen des Feindes führen weiter Kriegsmaterial, Lebensmittel usw. zu, ungeachtet dessen, daß überall unsere Partisanengruppen vorhanden sind. Die Teile der Roten Armee, die heldenhaft an der Front mit dem wild gewordenen Feind kämpfen, erwarten in den nächsten Tagen mehr Hilfe von den Partisanengruppen, die im rückw. Heeresgebiet des Feindes operieren. Ich befehle allen Befehlshabern der Stäbe der Partisanenbewegung bei den Frontkommandos – Frontkriegs-Sowjets –, den Befehlshabern der operierenden Truppen bei den Kommandos der Armee – Kriegs-Sowjets der Armee –, allen Partisanen, Kommandeuren und Kommissaren der Partisanengruppen, unter Überwindung aller Schwierigkeiten und den Tod verabscheuend, folgendes: 1.) Die Pflicht der Heimat gegenüber zu erfüllen, zu erfüllen alle Aufgaben, die der Genosse Stalin den Partisanen gestellt hat, den Partisanenkrieg im rückw. Gebiet der deutschen Okkupanten zu verstärken, das Nachrichtennetz und den Nachschub bezw. den Transport zu stören, die Stäbe und technischen Mittel zu vernichten, keine Kugel „Gegen die Unterdrücker unserer Heimat“ zu schonen. 2.) Sofort die härtesten Schläge gegen die Nachschublinien des Feindes durchzuführen und sich zur Aufgabe zu stellen, keinen Zug mit Menschen, Lebensmitteln und technischen Mitteln zur Frontlinie durchzulassen; dieses ist durchzuführen durch systematische und planmäßig organisierte Entgleisungen, Sprengungen und Brände. Die Schläge sind unaufhörlich im rückw. Gebiet des Feindes so durchzuführen, indem die eigenen Kräfte an den Hauptpunkten der Straßen und Eisenbahnverbindungen aufzustellen sind. 3.) Man darf sich nicht nur mit der Sprengung der Fahrstrecke, mit der Entgleisung der Lokomotive oder eines Teiles des Zuges begnügen, sondern es muß unbedingt die Besatzung vernichtet werden; insbesondere sind die Lokomotiven durch Sprengung, Verbrennung oder Durchschießung der Dampfkessel mit durchschlagbaren Kugeln, Sprengung und Verbrennung der Behälter nachhaltig zu zerstören. Brennstoff ist durch Beschießung und Vernichtung der Besatzungen der Transporte und der Bewachung der Eisenbahnen zu vernichten. 4.) Der Versorgungsnachschub des Feindes ist zu erschweren durch Vernichtung der Brücken, Straßenverbindungen, Transportknotenpunkte, Ausrüstungs-, Lebensmittel- und Brennstoffläger. 5.) Unbedingt mit dem Warten und der Untätigkeit aufhören, was noch bei manchen Partisanen der Fall ist, sich mit der ganzen Energie auf den Feind stürzen. Alle Kommandeure und Kommissare der Partisanengruppen haben sofort die ganze Gruppe der Partisanen für jeden Zug, den sie zur Entgleisung bringen, zu den höchsten staatlichen Orden und Belohnungen vorzuschlagen. Falls ein Vorschlag unmittelbar nicht durchzuführen ist, sofort dokumentarisch diese Heldentat notieren und nachträglich vorschlagen. Dieser Befehl ist zur Kenntnis aller Partisanengruppen zu bringen. p.n. Befehlshaber des Haupt(Zentral)-Stabes der Partisanenbewegung im Hauptquartier des Oberkommandos (P. Ponamarenko). Stimmt mit dem Original überein: Der Befehlshaber der operierenden Gruppe der Partisanenbewegung beim Kdo. der 4. Stoßarmee. Älterer Btl.-Kommissar Sokolow. Gedruckt: 10 Exemplare/7.8.42 t.w.


  Anlage 3


  Der Kommandeur der Partisanengruppe Bulanow


  Ich befehle der operierenden Gruppe der Partisanenbewegung sofort Angaben über die Kampffähigkeit und Personenzahl nach dem bereits früher zugesandten Formular einzusenden. Zu bezeichnen ist der Wirkungskreis. Der Befehlshaber der operierenden Gruppe der Partisanenbewegung beim Kommando Kriegssowjet der 4. Stoßarmee. Älterer Batl.-Kommissar Sokolow


  4.8.42


  Anlage 4


  Dem Kommandeur der Partisanengruppe Genosse Bulanow


  Nach den Bestimmungen des Hauptstabes der Partisanenbewegung sind beim Stabe der Partisanenbewegung KF-Kurse zur Heranbildung der Kommandeure der Partisanengruppen, Befehlshaber der Stäbe und Leiter der Divisionsgruppen gebildet worden. Es sind aus den zuverlässigsten, politisch entwickeltsten, moralisch standhaftesten und restlos der sozialistischen Heimat ergebenen Kämpfern, die sich auch bereits in den Kämpfen bewährt haben, 5 Personen auszusondern. Von ihnen 2 für den Kommandeur der Gruppe, 2 für den Befehlshaber des Stabes und 1 für den Leiter der Divisionsgruppen. Die Ausgesonderten zur Heranbildung für den Befehlshaber der Stäbe müssen eine allgemeine Bildung von 7 Klassen besitzen. Die ausgesonderten Leute mit kämpferischen Veranlagungen sind der operierenden Gruppe der Partisanenbewegung beim Kommando (Kriegssowjet) der 4. Stoßarmee zum 8.8.42 zuzuführen. Der Befehlshaber der operierenden Gruppe der Partisanenbewegung beim Kommando (Kriegssowjet) der 4. Stoßarmee. Älterer Batl.-Kommissar Sokolow


  3.8.42


  Der Chef der Einsatzgruppe B

  Naumann


  SS-Oberführer und Oberst der Polizei


  Verteiler:


  RSHA, Kommandostab: 17, Höh. SS- u. Pol.-Führer: 1, Kommandeur d. Sipo u. d. SD Minsk: 1, EK 8: 1, EK 9: 1, SK 7a: 1, SK 7b: 1, SK 7c: 1, Abt. I: 1, Abt. II: 1, Abt. III: 1, Abt. IV: 1, Abt. V: 1, Abt. VI: 1, Leiter: 1 = 34


  NARB, 655–1–3 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Vgl. Regina Mühlhäuser: Eroberungen. Sexuelle Gewalttaten und intime Beziehungen deutscher Soldaten in der Sowjetunion 1941–1945, Hamburg 2010.


  2 Vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.301ff.


  3 Wirtschaftsinspektion.


  4 Zu den Teilaktionen im Rahmen des Unternehmens „Sumpffieber“ mit insgesamt mehr als 10.000 Todesopfern, darunter mehr als 8300 Juden, vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.932f.; Pohl: Die Herrschaft der Wehrmacht, S.283ff.


  5 Das Unternehmen „Adler“ (15.7.–ca. 7.8.1942) hatte 1381 Todesopfer gefordert; Gerlach: Kalkulierte Morde, S.899.


  6 Neue Ökonomische Politik.


  7 Zur Ermordung der Sinti und Roma in der Sowjetunion vgl. Michael Zimmermann: Rassenutopie und Genozid. Die nationalsozialistische „Lösung der Zigeunerfrage“, Hamburg 1996, S.259–276; Gerlach: Kalkulierte Morde, S.1063–1067.


  


  


  154) Kriegstagebuch Nr.1 Höherer SS- und Polizeiführer Ostland, Einsatzstab Minsk, für das Unternehmen „Sumpffieber“ (undat./21.9.1942) (Auszüge)


  Kriegstagebuch Nr.1 des Höheren SS- und Polizeiführers für das Ostland, Einsatzstab Minsk


  Begonnen: 22.8.1942. Abgeschlossen: …


  Einsatzstab Minsk unterstand vom 22.8.42 bis … dem Kdo.-Stab RF-SS.


  Das Kriegstagebuch wurde geführt vom 22.8.42 bis 21.9.1942 durch SS-Ostuf. Biermeier. Auf Befehl des RF-SS wird unter dem Kennwort „Sumpffieber“ von Kräften der Waffen-SS, Ordnungspolizei und Sicherheitspolizei eine Säuberungsaktion im Generalbezirk Weißruthenien durchgeführt.1 Ziel der Aktion: Restlose Vernichtung der sogenannten Partisanen und Räuberbanden im weißruthenischen Raum. Führung der Gesamtaktion: Höherer SS- und Polizeiführer für das Ostland SS-Obergruppenführer und General der Polizei Jeckeln. Zur Durchführung der Aufgabe werden unterstellt: Kräfte der Waffen-SS, Führung: SS-Brigadeführer und Generalmajor der Waffen-SS v. Treuenfeld, Kräfte der Ordnungspolizei, Führung: SS-Oberführer und Oberst der Gendarmerie Schimana, SS- und Polizeiführer Weißruthenien, Kräfte der Sicherheitspolizei und des SD, Führung: SS-Brigadeführer und Generalmajor der Polizei Jost, Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland.


  22.8.1942 (Haus der Flieger, Minsk, Hauptstr.): Zur einheitlichen Führung wird ein Einsatzstab aufgestellt und mit einer Pol.-Nachrichten-Kp. von Riga (Sitz des Höh. SS- und Pol. Fhr. f.d. Ostland) nach Minsk verlegt. Eintrefftag: 22.8.1942. SS-Obergruppenführer und General der Polizei Jeckeln trifft noch am gleichen Tage in Minsk ein. Gefechtsstand: Haus der Flieger, Minsk, Hauptstraße. Am Nachmittag finden Besprechungen mit den unterstellten Kommandeuren statt. Der Gegner soll in konzentrischen Operationen vernichtet werden. Erstes Operationsgebiet ist der Raum nördlich Minsk, ostwärts begrenzt von der Grenze des rückwärtigen Heeresgebietes, nördlich von der Linie Glebokie–Witebsk, westlich von der Linie Postawy–Molodetschno, südl. von der Linie Molodetschno–Borissow. Mit Aufklärung und Erkundung über Aufenthalt, Stärke und Bewaffnung der Banden werden Sicherheitspolizei und SD beauftragt, mit der Vernichtung der Banden Einheiten der Waffen-SS und der Polizei.


  23.8.1942: Bis zum 23.8. waren im Operationsraum nördlich Minsk versammelt und einsatzbereit von der Waffen-SS: 1. SS-Inf.-Brigade mit 1.) Brigade-Stab, Nachr.-Kp., Feldgend.Trupp, Kradschtz.-Kp., s.Pz.Jgr.Kp. (alle Teile mot), 2.) SS-Inf.-Rgt. 8 mit: Stab, Nachr.-Zug, Kradsch.-Zug., Pi.-Zug (alle Teile mot), I. und II. Btl., 13. u. 14. Kp., Flak-Battr. (Teile [mot] nur Kfz. für 1 Btl.), Gefechtsstärke: insgesamt ca. 2300 Führer, Unterführer und Mannschaften. Von der Ordnungspolizei durch SS- und Polizei-Führer Weißruthenien: Pol.Rgt. Binz mit Pol.Btl. I./Pol. 23, lit. Schm.Btl. 3, lett. Schm.Btl. 24, Pol.Rgt. Barkholt mit Pol.Btl. I./24, lett. Schm.Btl. 18 und 26, lit. Schm.Btl. 15, 2 Komp. lett. Schm.Btl. 266 (E), mot. Gend.-Züge 6, 7, 11, 12, 13, 19, 21, Gefechtsstärke: insgesamt ca. 3570 Offz., Uffz. und Mannschaften. Von der Sicherheitspolizei und SD durch Bfh. der Sipo und SD Ostland: 32 Führer, 244 Uffz. und Mannschaften, dazu: 350 Letten und 100 Russen. Die Banden, meist in Zivil, gut bewaffnet mit zahlreichen automatischen Waffen (M.Pi.), auch schwere Inf.-Waffen, – ausreichend Munition und Sprengmittel – in kleineren und größeren Trupps bis zu 500 Mann in versteckten Waldlagern, die dauernd und rasch gewechselt werden, in schwer gangbarem Gelände; von dort aus planmäßige Überfälle, Sprengungen, Terrorakte zur Störung der langen Versorgungswege zur Front und zur Beunruhigung der Bevölkerung.


  […]


  4.9.1942: Das Unternehmen gegen Banden im Naliboki-Wald wurde am 4.9.42 fortgesetzt und hat in einzelnen Fällen zu kurzen Feindberührungen geführt. Vorgefunden wurden 5 verlassene Lager, erbeutet 5 Gewehre und 3 Panje-Wagen mit Geschirr und Küchengerät. Das Unternehmen ist noch nicht abgeschlossen. Am 2.9.42 stieß eine mot. Gend.Streife südlich Sluzk in Gegend Miciajewicze auf eine stärkere Bande, die im Wald lagerte. Nach Eingreifen der sofort entsandten verfügbaren Kräfte des Gend.-Gebietsführers in Sluzk und einer Komp. lett. Schm.Btl. 15 aus Kopyl räumten die Banditen am 3.9.42 früh nach einem Feuergefecht fluchtartig ihre Stellungen unter Hinterlassung von 70 Toten.


  5.9.1942: Die Aktionen im Naliboki-Wald wurden auch am 5.9.42 fortgesetzt und stehen vor dem Abschluß. Feststellungen ergaben, daß die Dorfbewohner in diesem Gebiet zum größten Teil mit den Banden in Verbindung stehen und gemeinsame Sache machen, ja daß sogar aus ihnen sich zahlreiche Banditen rekrutieren. Die Banden selbst waren geschlossen nicht mehr zu fassen, sie haben sich aufgelöst und halten sich in den Sümpfen und Wäldern verborgen oder aber befinden sich als harmlose Bauern getarnt in den Dörfern und Gehöften. Um dieses seit 10 Jahren als Unterschlupf und Unruheherd bekannte Gebiet zu befrieden, hat daher SS-Obergruppenführer Jeckeln befohlen, daß die vorgenannten Dörfer und Gehöfte abgebrannt, die banditenverdächtigen Personen liquidiert und das ganze Gebiet evakuiert wird. Die Aktion ist im Gange. Sie findet weitgehendst die Zustimmung des Reichs- und Generalkommissars.


  6.9.1942: Die Aktionen im Naliboki-Wald wurden am 6.9. abends abgeschlossen. Zur Befriedung des als Unruheherd bekannten Gebietes wurden sämtliche Dörfer und Gehöfte, deren Einwohner mit den Banden gemeinsame Sache machten, abgebrannt und vernichtet. 204 banditenverdächtige Personen wurden abgeurteilt, 121 Personen wurden evakuiert.


  7. u. 8.9.1942: Verlegung der unterstellten Verbände in den Raum südwestlich Baranowicze. Einsatzstab wurde am 8.9.42 nach Baranowicze verlegt und trifft dort um 14.00 Uhr ein. Im Raum südlich der Linie Slonim–Baranowicze bis zur Linie Niechaczewo–Telechany sind Banden festgestellt. Als Hauptlager sind südlich Slonim die Orte Kosow, Bulla, Rafalkowa, Wilcze Nowy, Czyzyki gemeldet. Die für jedes Lager gemeldeten Stärken mit 300–400 Mann dürften allerdings stark übertrieben sein. Jedoch häufen sich Sabotageakte in diesem Gebiet, auch Minenanschläge und Überfälle, wodurch der Nachschubverkehr auf der Bahnlinie Brest–Baranowicze und der Rollbahn (Dg. VII) Brest–Sluzk nach Osten, die mitten durch das bandenverseuchte Gebiet führen, erheblich gestört wurde. Das ganze Gebiet soll gründlich gesäubert werden. Bis zum 9.9.42 waren die zur Verfügung stehenden Kräfte aufmarschiert. Im Norden unter Führung des SS- u. Pol.Fhr. Weißruthenien die Rgts.-Gruppen Binz, Schröder und Barkholt (mit je 3 Btl.), im Süden 1. SS-Inf.-Brigade (mot) mit SS-I.R. 8 und SS-I.R. 10 (mit je 2 Btl.). In Einzelaktionen soll zunächst, in engster gegenseitiger Zusammenarbeit das Gebiet an der äusseren Grenze des so gebildeten Einschließungsringes gesäubert werden und danach im konzentrischen Vorgehen zur Mitte des Einschließungskreises vorgestoßen, die Banden zusammengedrängt, gestellt und vernichtet werden.


  9.9.1942: Noch am 8.9. abends hatte die Gruppe Binz Feindberührung mit 2 Banden in Stärke von je 30 Mann und vernichtete davon 19 Banditen. 6 Fuhrwerke, 7 Pferde, 3 Fahrräder, Lebensmittel und Munition wurden erbeutet. Gruppe Barkholt hatte in den Morgenstunden des 9.9.42 bei Horodyscze schwache Feindberührung; die Banden versuchten nach Norden auszubrechen. Im Abschnitt der 1. SS-Inf.-Brigade wurde der Ort Kosow schlagartig umstellt und 12 verdächtige Personen festgenommen. Banden hatten Kosow bereits verlassen. In einer Besprechung am 9.9.42 in Bialystok hat BdO Königsberg während der Dauer des Unternehmens „Sumpffieber-Südwest“ Unterstützung durch Abschirmung der Grenze gegen das Gebiet Weißruthenien zugesagt.


  […]


  11.9.1942: Im Laufe des Tages kam es verschiedentlich zu Zusammenstößen mit Banditen, zum Teil Uniformträger, die gut bewaffnet waren. Im Rahmen der Einengung des Kessels südlich der Linie Slonim–Baranowicze wurden südlich der Rollbahn Brest–Sluzk bei verschiedenen Einzelaktionen insgesamt 66 Banditen erschossen, mehrere Stützpunkte der Banditen ausgeräuchert. Geringe Beute an Waffen, Munition und Lebensmitteln. Im Waldgebiet zwischen Rollbahn Wygonowskie-See Feindberührung mit Uniformträgern. Säuberung des Gebietes ist im Gange. Weitere Einengung des Einschließungsringes wird fortgesetzt mit dem Ziel, die Banden zusammenzudrängen und restlos zu vernichten.


  13.9.1942:


  […]


  Eine stärkere Bande überfiel am 13.9.42 früh am Nordausgang des Oginskie-Kanals (am Wygonowskie-See) das SD-Kommando des SS-Hstuf. Liebram, das einen Erkundungsauftrag durchzuführen hatte. Dabei sind 6 SS-Männer, darunter Hstuf. Liebram, und 4 lett. Schutzmänner gefallen.


  14.9.1942: Gegner stellt sich nicht zum Kampf, sondern löst sich in ganz kleine Trupps auf – oft nur Einzelpersonen – und versucht in die fast undurchschreitbaren weiter südostwärts gelegenen Sumpfgebiete zu entkommen. Das Vorwärtskommen der eigenen Truppe in den unwegsamen und fast ungangbaren Sumpf- und Waldgebieten ist äußerst schwierig und stellt an den einzelnen Mann große Anforderungen. Im Waldgebiet zwischen der Rollbahn Brest–Sluzk und Wygonowskie-See und Bobrowickie-See hat konzentrisch vorgehender Absperring stellenweise Feuer erhalten. Ein größeres Lager mit frischgeschlachtetem Vieh, Fahrrädern und Lebensmitteln im Walde etwa 7km südlich Wolka sowie 5 Lager bei Punkt 154 5km südostwärts Wolka wurden am 14.9. festgestellt; das Lager des Anführers mit Funkstelle. Nach Aussagen der gefangengenommenen Freundin des Hauptmannes und Anführers soll Anführer am 11.9.42 abends Befehl gegeben haben, dieses Lager zu beziehen. Bei Feindangriff Rückzug nach den Pripjet-Sümpfen oder Aufteilung in kleinste Gruppen. Feind hält sich in den dichten Sumpf- und Waldteilen versteckt, schießt auf 3m Entfernung, um alsdann ungesehen zu entkommen. 11 Banditen wurden im Kampf erschossen. Erbeutet wurden: 1 Funkgerät, 9 Fahrräder, wichtige Papiere, 18 Panje-Wagen und 11 Pferde. Die als Bandenunterkünfte bekannten am Bobrowickie-See gelegenen Ortschaften Bobrowicze und Tupice wurden niedergebrannt und etwa 80 Personen erschossen. Weitere 12 Personen wurden wegen Unterstützung der Bandentätigkeit abgeurteilt und erschossen. Die Einheiten des SS- u. P.F. Weißruthenien haben im Zuge der Einengung des Kessels mit den Gruppen Barkholt und Schröder neue Ausgangsstellungen bezogen. Weitere 48 Personen, die mit den Banden sympathisiert haben, wurden in Podosowce erschossen, 11 Stützpunkte der Banditen niedergebrannt. Säuberung des Gebietes südlich der Linie Slonim–Baranowicze wird fortgesetzt. SD hat am 12.9.42 350 Juden exekutiert.


  15.9.1942: Sonderunternehmen 1. SS-Inf.-Brigade zwischen Rollbahn Brest–Sluzk und Wygonowskie-See wurde am 15.9. abgeschlossen. 1. SS-Inf.Brigade bezieht neue Absperrlinie für Unternehmen nördlich der Rollbahn Iwacewicze–Czemioly und stellt sich mit Teilen zum Angriff nach Norden bereit. Die Einheiten des SS- u. P.F. Weißruthenien beziehen bei weiterer Einengung des Kessels im Vorgehen nach Westen neue Ausgangsstellungen. Sonst keine besonderen Vorkommnisse.


  16.9.1942: Einheiten bei weiterer Einengung des Kessels südlich Slonim–Baranowicze neue Ausgangsstellungen für Angriff am 18.9. bezogen. 2 verdächtige Personen erschossen.


  17.9.1942: Bei weiterer Säuberung wurden 21 Banditen erschossen, 5 Gehöfte als Bandenstützpunkte niedergebrannt.


  18.9.1942: Unternehmen gegen festgestellte Bandenlager im Raum Iwacewicze und ostwärts des Hrywda-Baches am 18.9. begonnen. Unternehmen wurde stark behindert durch äußerst zahlreiche Baumsperren, die den mot. Vormarsch um viele Stunden aufhielten. Feindberührung fand bei 1. SS-Inf.Brigade und Pol.-Gruppe Schröder statt. Feind weicht aus, ist jedoch nach allen Seiten abgeriegelt. Erbeutet wurden 12 Fahrräder, mehrere Radioapparate und anderes Gerät. 5 Banditen bei Ausbruchversuchen erschossen. Unternehmen wird am 19.9.1942 weitergeführt.


  19.9.1942: Bei Säuberung des Einsatzraumes wurden am 19.9.42 81 bewaffnete Banditen und 200 Sympathisierende erschossen. Der Bandenunterschlupfort Zacisze (ca. 10km südwestlich Iwacewicze) wurde zerstört. Das Unternehmen im südlichen Teil des Kessels war in den Abendstunden beendet, die eingekesselten Feindgruppen in der Mehrzahl vernichtet.


  20.9.1942: Im Laufe des 20.9.1942 wurde die Säuberung des Raumes begrenzt im Norden durch die Gitterlinie 02, im Osten bezw. Südosten durch die Szczara bis zur Rollbahn, dann die Rollbahn bis Niechaczewo, im Westen allgemeine Linie Kosow–Busiac–Urzecze durch 1. SS-Inf.-Brigade beendet. Nach Beendigung erfolgte zur Befriedung des Gebietes eine Aufteilung der Einheiten der Brigade über den gesamten Raum. SS- u. P.F. Weißruthenien säubert mit seinen Gruppen Binz, Schröder und Barkholt am 20.9.42 im konzentrischen Vorgehen den abgeschirmten Raum, der nach Süden durch die Gitterlinie 02 begrenzt wird; dabei wurden noch 9 Banditen erschossen. Der Ort Wygonoszcza, südlich des Wygonowskie-Sees, wurde durch Kräfte des SD als Sühne für den feigen Überfall auf das Kdo. Liebram, das durch Einwohner dieses Ortes verraten wurde, niedergebrannt.


  21.9.1942: Das Unternehmen „Sumpffieber“ findet gemäß mündlichem RF-Befehl mit Wirkung vom 21.9.1942 seinen Abschluß. Zur weiteren Befriedung und Säuberung der fraglichen Gebiete verbleibt 1. SS-Inf.-Brigade bis auf weiteres im Einsatzraum Baranowicze–Slonim–Kosow–Wygonowskie-See. Der SS- u. P.F. Weißruthenien hat Befehl erhalten, seine Verbände in die noch gefährdeten Gebiete zu verlegen und dort in Einzelaktionen die Banditen zu vernichten. Mit Wirkung vom 22.9.1942 wird der Einsatzstab aus Baranowicze und Minsk zurückgezogen und alle Abteilungen des Höh. SS- u. P.F. für das Ostland wieder nach Riga verlegt. Während der Großaktionen gegen Banden in Weißruthenien in der Zeit vom 25.8.–21.9.1942 wurden: a) 49 Bandenlager, Bunker und Stützpunkte sowie mehrere in den Sumpfgebieten gelegene Ortschaften, die als Unterschlupforte dienten, ausgeräuchert und zerstört, b) 389 bewaffnete Banditen im Kampf erschossen, 1274 Verdächtige abgeurteilt und erschossen, 8350 Juden exekutiert,2 c) 1217 Personen evakuiert, d) 3 Panzerabwehrgeschütze, 2 schwere Maschinengewehre, 3 leichte Maschinengewehre, 1 Funkgerät (Sender und Empfänger), mehrere Radiogeräte, Gewehre und sonstige Handfeuerwaffen, größere Mengen Sprengstoff und Munition, Handgranaten, T-Minen, Ausrüstungsgegenstände und sonstiges Gerät sowie 1 Lkw, 1 Pkw, 42 Fahrräder, 80 Panje-Fahrzeuge, 62 Pferde, 5 Kühe sowie Lebensmittel erbeutet. Abgeschlossen am 21.9.1942.


  BAB, R 70 Sowjetunion/16


  


  


  


  1 Vgl. Dok. 147. Zum Ablauf u. den Opfern des Unternehmens: HSSPF Ostland v. 6.11.1942: Abschlußbericht „Sumpffieber“, VUA, Kdo.Stab/K 19, A 133; Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.252–255.


  2 Laut Gerlach: Kalkulierte Morde, S.931f., hatte Jeckeln die Ermordung der Juden im Ghetto Baranowicze als Teil des Unternehmens „Sumpffieber“ angeordnet, „[u]m seine eigene Mordbilanz ‚aufzubessern‘“ u. den Eindruck eines Fehlschlags zu verwischen, der durch die geringe Beute u. das Fehlen eigener Verluste unterstrichen wurde.


  


  


  155) Tätigkeitsbericht Gruppe Arlt des Bataillons der Waffen-SS z.b.V. vom 25.9.1942


  
    
      	
        Gruppe Arlt1

      

      	
        Minsk, den 25.September1942

      
    

  


  Tätigkeitsbericht2


  Die erste Augusthälfte verlief, mit Ausnahme von zwei Judentransporten, ziemlich eintönig.3 Nach dem 15.8.42 wurde mit den Vorbereitungen zu der großen Aktion gegen Banden und Partisanen im Raume Weißruthenien begonnen.4 Dazu waren verschiedene Kommandos aus Riga, Danzig und Posen in Minsk eingetroffen. Meine Gruppe, d.h. die Männer Skowranek, Teichmann, Hampe, Auer und ich selbst, wurde dem Aufklärungskommando Dr. Heuser5 zugeteilt. Der Strm. Hering, der am 18.8.42 vom Urlaub zurückgerufen wurde, verblieb in Minsk und vertrat den Waffenwart Gennert. Das Kommando Heuser, 75 Mann stark, der größte Teil davon Letten, ausgerüstet mit einem schweren, sowie einem leichten Granatwerfer, einem M.G., vier l.M.G.s, M.P.s und Karabinern, setzten sich am 23.8.42 nach Schazk, 75km von Minsk in Richtung Sluzk, in Marsch. Dort angekommen galt es die Unterkünfte flott zu machen; wir waren in einem ehem. Krankenhaus untergebracht. Von dort aus starteten täglich die Erkundungsunternehmen nach den umliegenden Dörfern. Wir erzielten dabei oft gute Erkundungsergebnisse. Einmal gelang es sogar, einen Partisanen mit Karabiner und Handgranaten ausgerüstet zu schnappen, als er gerade in einen Wald verschwinden wollte. Am 27.8.42 wurde das ganze Kommando gegen ein P.Lager, das sich angeblich an einer bestimmten Stelle in einem Sumpf befinden sollte, angesetzt. Die Aktion verlief negativ. Wir waren, nachdem wir eine Stunde durch den Wald gestreift waren, in einen Sumpf geraten, in dem es uns unmöglich war, weiter zu kommen. Nachdem die Granatwerfer 15 Minuten lang wahllos in den Sumpf gefeuert hatten, zogen wir uns zurück. Eine einen Tag später durchgeführte Nachtaktion verlief auch erfolglos, da sich die im Dorfe befindlichen Partisanen so gut versteckt hatten, daß wir sie nicht finden konnten. Der Dorflehrer, der, nachdem er vernommen war, flüchten wollte, wurde von Strm. Hampe auf der Flucht erschossen. Am 31.8.42 wurde gegen 5.00 Uhr nachm. eine drei Mann starke P.Gruppe aus einem Dorfe, 10km von Schazk, gemeldet, die sich dort Verpflegung holte. Sofort wurden zwei Pkws klar gemacht und fuhren los. Als wir nach einer halben Stunde am Dorfrand angekommen waren und nach links und rechts sichernd vorgingen, bemerkte die rechte Sicherung, Strm. Auer und ich, vorerst einen Mann, den wir für einen Bauern hielten. Als derselbe von Strm. Auer, der bis auf 15Meter an ihn herangekommen war, angerufen wurde, wurde er durch einen in Deckung liegenden M.P.-Schützen und ich von einem Gewehrschützen aus nächster Nähe beschossen. Wir warfen uns in Deckung und eröffneten sofort das Feuer, worauf sich die Partisanen sofort, gut gedeckt durch ein Kornfeld und abwechselnd auf uns feuernd, zurückzogen. Inzwischen waren auch Ostuf. Heuser, Hampe, Teichmann und Skowranek mit dem M.G. sowie Gennert und Exner herangekommen, die auch sofort in das Gefecht eingriffen. Im Laufe des Gefechtes, das 17 Minuten dauerte, wurde ein P. erschossen; die beiden anderen konnten sich in den nahen Buschwald, anscheinend verwundet, retten. Auf unserer Seite traten keinerlei Verluste an Verwundeten oder Toten ein. Wie von der I. SS-Brigade am nächsten Tag festgestellt wurde, befand sich in demselben Wald 1km weiter ein Lager von ca. 30 Mann. Bei dem Gefecht wurde eine Frau, die in der Nähe auf dem Felde arbeitete, verwundet. Nach noch einigen Aufklärungsmärschen kreuz und quer durch den Raum um Schazk überließen wir das Weitere den dort eingesetzten Einheiten der I. SS-Brigade und setzten uns am 4.9.42 nach Byten, ca. 140km vor Brest-Litowsk, in Marsch. Wir kamen noch am selben Tage über Baranowitsche dort an und richteten uns in einer Schule ein. Am gleichen Tage um 9.00 Uhr abends wurde die in der Nähe eines Waldes gelegene Ortsseite von Partisanen angegriffen und acht Häuser in Brand geschossen. Die zur Sicherung des Orts aufgestellten litauischen M.G.-Posten erwiderten das Feuer. Die nächstfolgenden Tage verliefen ruhig; es wurden die Waffen gereinigt, Vernehmungen und kleine Erkundungsfahrten gemacht. Am 8.9.42 rückten wir weiter nach Nihatschewo, an der Rollbahn 130km vor Brest gelegen, vor. Wir fanden dort vorbereitete Quartiere vor. Am nächsten Tag stießen wir mit Einheiten der I. SS-Brigade nach dem angeblich von Partisanen besetzten Städtchen Kossow, 12km nördlich von Nihatschewo vor. Die Partisanen waren abgezogen und hatten über 40 Häuser abgebrannt. Die Bevölkerung wurde vernommen und zwölf verdächtige Personen dem Ic der Brigade überstellt. Am Abend kehrten wir wieder in unser Quartier nach Nihatschewo zurück. Die nächsten Tage verliefen ruhig und ohne Einsatz. Am 12.9.42 kehrten wir wieder in unser altes Quartier nach Byten zurück. Am 13.9.42 wurde um 1.00 Uhr nachm. eine aus fünf Fahrzeugen bestehende Kolonne, die zu uns nach Byten wollte, 6km vor dem Ort von Partisanen überfallen. Scharf. Tietz, der im ersten Wagen fuhr, wurde sofort tödlich getroffen und starb. Der Fahrer des Wagens, Hptscharf. Jenner, wurde an beiden Händen verwundet. Der im selben Wagen sitzende Monteur, ein Jude, rettete Jenner mit einem Lkw und fuhr mit demselben zu unserer Dienststelle nach Byten. Strm. Hampe leistete den Verwundeten erste Hilfe. Ein Bergungskommando von 40 Mann machte sich sofort auf den Weg zur Überfallstelle. Zur gleichen Zeit kamen von der entgegengesetzten Seite zwei Gruppen der von dem Fahrer des letzten Wagens aus Mironim herbeigerufene mot. Gendarmerie an, von denen einige beim letzten Wagen stehen blieben und den nach Einschüssen untersuchten. Wir, durch die Sonne geblendet und in der Meinung, Partisanen beim Plündern des Wagens vor uns zu haben, eröffneten das Feuer. Die Gend. warf sich in Deckung und beschoß uns ebenfalls. Nach fünf Minuten wurde der Irrtum klar und das Feuer eingestellt. Verluste gab es nicht. Der Tote wurde nach Byten gebracht und dort aufgebahrt, die Fahrzeuge abgeschleppt. In Byten angekommen mußten wir feststellen, daß ein Mann unseres Kommandos, Uscha. Kirchner, fehlt. Sofort einsetzende Suchaktionen hatten keinen Erfolg. Eine am nächsten Tag stattfindende Suchaktion hatte ebenfalls keinen Erfolg. Nach Aussagen eines Bauern, der in der Nähe wohnt, hat sich Kirchner allein aufgemacht, um Partisanen zu fangen. Nach Aussagen von gefangenen Partisanen wurde Kirchner bei lebendigem Leibe verbrannt. Die nächsten Tage verliefen mit Ausnahme einiger Kurierfahrten nach Baranowitsche ruhig. Am 22.9.42 rückten wir über Baranowitsche nach Minsk ab und kamen dort um 9.00 Uhr abends an. Am 23.9.42 fand auf dem Heldenfriedhofe am Gut die Beisetzung der toten Kameraden vom Kommando Hauptstuf. Liebram statt. Gauleiter Kube sowie der Gend.Führer von Weißruthenien waren anwesend. Am 25.9.42 trifft wieder ein Transport Juden hier ein. Die SS-Sturmmänner Auer, Otto und Hering wurden mit Wirkung vom 15.9.42 zum SS-Rottenführer ernannt. Ich bin für die Zeit vom 25.9.bis 20.10.42 beurlaubt und habe den SS-Rttf. Auer zu meinem Stellvertreter bestimmt. Für die gleiche Zeit befinden sich auch die Strm. Hampe und Wyngra im Urlaub. Der SS-Sturmmann Teichmann befindet sich seit dem 5.9.42 im Urlaub und kommt am 28.9.42 wieder zurück. Der SS-Rttf. Otto meldete sich am 25.9.42 vom Urlaub zurück. Der Lkw Borgward, der sich im H.K.P. in Lida befindet, ist fertiggestellt und wird von Uscha. Bartz abgeholt.


  gez. Arlt

  SS-Unterscharführer


  VUA, Btl. d. Waffen-SS z.b.V. u. USHMMA, RG48.004M


  


  


  


  1 Dabei handelte es sich um die Teile des 2. Zuges der 1. Kompanie des Bataillons Waffen-SS z.b.V., die unmittelbar zum KdS Weißruthenien abgestellt waren.


  2 Abgedruckt in: Unsere Ehre heißt Treue, S.244–247.


  3 Vgl. Gottwaldt/Schulle: Die „Judendeportationen“ aus dem Deutschen Reich 1941–1945, S.230–245.


  4 Dabei handelte es sich um das Unternehmen „Sumpffieber“.


  5 Georg Heuser, geb. 1913, Jurastudium, 1936 Referendarexamen, 1938 zur Kripo Berlin, 1941 KK u. Ustuf., Sept. 1941 zum SK 1b, dann Leiter IV beim KdS Weißruthenien, 1944 Hstuf. u. Kdr. EK 14 der EG H, 1958 Leiter Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz, am 21.5.1963 vom LG Koblenz zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt, gest. 1989; Jürgen Matthäus: Georg Heuser – Routinier des sicherheitspolizeilichen Osteinsatzes, in: Mallmann/Paul: Karrieren der Gewalt, S.115–125.
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  Tätigkeits- und Lagebericht für die Zeit vom 16. bis 30.September1942


  III. SD-Berichterstattung


  1. Allgemeine Lage und Stimmung


  Die allgemeine Lage und Stimmung in der Bevölkerung hat während der Berichtszeit keine wesentlichen Änderungen erfahren. Von den stimmungsbildenden Faktoren sind die Ernährungslage und das militärische Geschehen gegenüber dem Bandenterror in verschiedenen Gebieten des Einsatzgruppenbereiches etwas zurückgetreten. In der Ernährungslage hat der allgemein günstige Ausfall der Ernte sowie deren gute Einbringung die Aussichten auf eine ausreichende Versorgung verbessert und bei der Bevölkerung zu einer Hebung der Stimmung beigetragen. Es ist dabei zu berücksichtigen, daß die Bevölkerung Entbehrungen und schwierigste Lebensverhältnisse gewöhnt ist und sich dadurch für auch noch so geringe Besserung ihrer Lebenshaltung, besonders auf dem Ernährungssektor, dankbar erweist. So zollte man bereits den Maßnahmen, die zur Sicherung der Lebensmittelversorgung der Stadtbevölkerung für die gesamte Ernährungsperiode 1942/43 nach und nach zur Durchführung kommen, Anerkennung und zog Vergleiche zum bolschewistischen Regime, das besonders in Kriegszeiten die Armee zu versorgen suche, sich aber um die Zivilbevölkerung wenig kümmere. Die Bevölkerung sieht hinsichtlich der Ernährungslage allgemein vertrauensvoll in die Zukunft. Befürchtungen werden dagegen wegen der unzureichenden Versorgung mit Brennmaterial für den kommenden Winter geäußert. Soweit die militärische Lage diskutiert wird, steht dabei meist die Frage nach der Widerstandskraft der Sowjets im Mittelpunkt. Hinter der zumeist skeptischen Beurteilung der russischen Aussichten steht allerdings weniger der Wunsch nach einem deutschen Sieg oder überhaupt eine prodeutsche Einstellung, als vielmehr die Sehnsucht nach einer baldigen Beendigung des Krieges und nach geordneten Verhältnissen. Auch im Frontgebiet, z.B. Wjasma–Rshew, setzt sich selbst bei pessimistisch veranlagten Einwohnern langsam die Gewissheit durch, daß die Deutschen die Situation trotz aller massierten Einsätze der Roten Armee vollkommen beherrschen. Dagegen ist im Gebiet von Orel, hervorgerufen neben häufigen Fliegerangriffen, durch zahlreiche von gegnerischen Elementen verbreitete Gerüchte über deutsche Verluste, Niederlagen, Rückzugsabsichten sowie größere Erfolge der im rückwärtigen Gebiet befindlichen bewaffneten Banden, immer noch eine Beunruhigung in der Bevölkerung vor einer Rückkehr der Roten festzustellen. Der Bandenterror hält noch immer unvermindert an. Aus verschiedenen Gegenden liegen Meldungen über ein weiteres Anwachsen vor. Zwangsrekrutierungen, Beschlagnahme von Vieh und landwirtschaftlichen Erzeugnissen, Überfälle auf lebenswichtige Einrichtungen, Mord und Brandschatzung sind an der Tagesordnung. Die Verminung der Straßen und der Autobahnen hat noch größeren Umfang angenommen. Teilweise kommen die Banden bis in nächste Nähe der Städte. Sie suchen und unterhalten außerdem Verbindung mit unzuverlässigen Elementen in den Städten, um auch hier Störungen und Sabotageakte herbeizuführen. Die Bevölkerung, insbesondere auf dem Lande, ist gegen die Banden eingestellt und an einer energischen Bekämpfung stärkstens interessiert. Der politische Einschlag des Bandenwesens verliert sich auch im Bewusstsein der Bevölkerung mehr und mehr und macht einer kriminellen Beurteilung des ganzen Problems Platz. Die Bezeichnung „Räuberbande“ für die in der sowjetischen Propaganda als Nationalhelden herausgestellten Partisanen ist aus allen Kreisen der Bevölkerung immer häufiger zu hören. Das einzige Gegengewicht gegen die stimmungsmäßigen Auswirkungen des Bandenterrors bildet das Bekanntwerden deutscher Gegenunternehmungen. Dabei wird besonders der Einsatz russischer Freiwilligenverbände begrüßt, von denen man sich aufgrund eigener Schulung im Bandenkrieg bessere Erfolge verspricht als von rein deutschen Aktionen. Zusammenfassend ist festzustellen, daß ein Teil der Bevölkerung der deutschen Führung aufbau- und arbeitswillig zur Seite steht, aus der Erkenntnis heraus, daß ihr nur von da Schutz, Hilfe und Verpflegung gewährt werden. Nicht unbeträchtlich ist aber auch der Teil, der durch das Fehlen einer Linie in den deutsch-russischen Beziehungen und durch die Ungewissheit über die politische Zukunft Russlands eine zurückhaltende und abwartende Haltung einnimmt.


  2. Kulturelle Gebiete


  Das kulturelle Leben der russischen Bevölkerung zur Sowjetzeit und heute


  I. Die kulturelle Betreuung der Bevölkerung zur Sowjetzeit1


  1. Die kulturellen Einrichtungen


  Die kulturellen Einrichtungen zur Sowjetzeit dienten vornehmlich politisch-propagandistischen Zwecken. Infolgedessen war die Organisation des kulturellen Sektors dergestalt, daß alle Bevölkerungskreise in irgendeiner Weise erfaßt wurden. Zum überwiegenden Teil spielte sich das kulturelle Leben in Sowjetrußland in den „Klubs“ ab. Größere Betriebe, Hochschulen, Verkehrsunternehmen, Kolchosen, Sowchosen usw. hatten zur kulturellen Betreuung ihrer Betriebsangehörigen Einrichtungen, sogenannte Klubs, geschaffen, deren Besuch sich in der Regel nicht auf die Mitglieder bzw. Betriebsangehörigen beschränkte, sondern die jedermann offenstanden. In den Klubs wurden Liebhaberaufführungen und Musikabende veranstaltet; es wurde getanzt, auch waren eigene Lesezimmer mit Büchern, Zeitungen und Zeitschriften vorhanden. In Smolensk zählte man z.B. 16 Klubs. Die bedeutendsten waren: Klub der Eisenbahner, Klub der Arbeitenden in Staatsverkaufsstellen, Haus des Lehrers, Haus der Roten Armee. Von den übrigen verdienen noch Erwähnung: Klub des medizinischen Institutes und Klub des Textilkombinates. Im einzelnen waren an kulturellen Einrichtungen in jeder Stadt Theater, Lichtspieltheater, Bibliotheken, Museen usw., auf dem Lande Wanderbühnen, Wanderkinos und Lesehallen vorhanden.


  a) Theater


  1. Der administrative Aufbau


  Mit dem Ausbau der Propagandaarbeit allgemein ging nach der Machtergreifung durch den Bolschewismus Hand in Hand der Ausbau und die Ausrichtung des Theaterwesens. Das Theater sollte in möglichst kurzer Zeit zum Künder der bolschewistischen Idee werden und die breite Masse des Volkes für den Kommunismus gewinnen helfen. Die Voraussetzung für einen entsprechenden Ausbau der Theater war die Abschaffung aller Privattheater. Das Theater wurde Staatsmonopol. Alle selbständigen künstlerischen Bestrebungen mussten ausgeschlossen werden. Das Theater durfte lediglich dazu dienen, dem Volke den Willen der Partei nahezubringen. Beim Rat der Volkskommissare der UdSSR wurde ein Bundeskomitee für Kunst geschaffen, dem einzelne Komitees in den Republiken und Gebieten entsprachen. Sie verkörperten den administrativen Aufbau der Theater und garantieren deren strenge Zentralisation. Darüberhinaus gab es bei den einzelnen Komitees der Partei Theaterabteilungen, deren sich die Partei zur Ausrichtung der Theater bediente. Diese Theaterabteilungen bestimmten das gesamte örtliche Theaterleben. Sie gaben den Theatern allgemeine Weisungen, hatten in allen Angelegenheiten des Theaterlebens ein Einspruchsrecht, arbeiteten den wirtschaftlichen Voranschlag aus und bestimmten den Spielplan. Die Theater der Sowjetunion waren in vier sogenannte Gürtel eingeteilt. Die Einteilung erfolgte nach der politischen und künstlerischen Bedeutung der Theater. Die Mehrzahl der Moskauer und Leningrader Theater gehörten dem 1. Gürtel an. Der größte Teil der Theater gehörte dem 2. Gürtel an und zwar fast alle Republik- und Gebietstheater. Zum 3. Gürtel gehörten die Rayontheater und zum 4. Gürtel die fahrenden Kolchos- und Sowchostheater. Außerdem gab es „Theater der UdSSR“, die außerhalb der Gürtel standen und besondere Aufgaben zu erfüllen hatten. Sie wurden im Volke „Exporttheater“ genannt, weil vor Ausländern ausschließlich sie Aufführungen veranstalten durften. Die Einteilung nach Gürteln wurde nicht immer nach der künstlerischen Bedeutung der Theater durchgeführt. Es wurden vielmehr kleinere Theater, denen aus kulturpolitischen Gründen erhöhte Bedeutung zukam, in höhere Gürtel gezählt, um durch die hierdurch bedingten besseren Gehaltsklassen gute Schauspieler gewinnen zu können.


  2. Der Spielplan


  Die größte Aufmerksamkeit wurde dem Spielplan gewidmet. Theaterstücke mußten grundsätzlich Ordnung verherrlichen und propagandistisch wirksam sein. Den Schriftstellern wurden bestimmte Themen gegeben, die von ihnen bearbeitet werden mußten. Solche Themen waren z.B.: „Die Industrialisierung“, „Die Kollektivierung“, „Der Aufbau der Luftwaffe“, oder „Der Kampf gegen Saboteure und Spione“. Es wurden nicht Menschen aus dem Leben dargestellt, es gab keine spannenden Handlungen, sondern nur Bühnenfiguren, die sich über verschiedene politische Fragen in langen Ergüssen auf der Bühne ausließen. Einige Schriftsteller versuchten gelegentlich, eigene Gedanken zu bringen und etwas künstlerisch Wertvolles zu schaffen, ihre Stücke wurden aber vom Bundeskomitee nicht zugelassen. Häufig wurde ihnen sogar jede weitere schriftstellerische Tätigkeit verboten. Ein Theaterstück glich so meist dem anderen. Es bildeten sich für die Künstler bestimmte Rollen heraus. Sehr beliebt war die Rolle des „sozialen Helden“. Er mußte ein möglichst ungeschlachtes Äußeres und ein lautes Organ haben. 80–90% der aufgeführten Stücke waren daher lediglich Agitationsstücke. Nach 1931 wurde jedoch auch mit der Aufführung klassischer Werke begonnen. Die Stücke der Klassiker übten jedoch zu wenig Kritik an den Zuständen ihrer Zeit und zeigten nicht in ausreichendem Maße die Dekadenz der Vergangenheit. Sie wurden daher teilweise ungestaltet, um dadurch realistischer zu werden. So wurde z.B. ein Werk des bekannten russischen Dramatikers Ostrowski „Bespridannitza“, um die Minderwertigkeit der Vergangenheit zu unterstreichen, dahingehend ergänzt, daß die in dem Stück vorkommenden Personen sich gegenseitig mit Syphilis anstecken. Die Verstümmelung der klassischen Stücke ging häufig soweit, daß sie für die Zuschauer völlig unverständlich wurden. Erst in den letzten Jahren wurden einige Klassiker mit wenigen Streichungen zugelassen (Schiller, Shakespeare, Goethe). Klassiker waren aber schwer aufzuführen, da geeignete Schauspieler für die ungewöhnten Rollen fehlten. Außer den Klassikern wurden Werke ausländischer Autoren kaum aufgeführt. Schauspiele (außer von sowjetischen Autoren von Schiller, Goethe, Shakespeare, Hauptmann und Shaw) und Komödien (z.B. Molière) wurden allgemein von Sowjettheatern bevorzugt. Tragödien führte man selten auf, Opern (z.B. Rigoletto, Carmen, Barbier von Sevilla) bekam man nur in wenigen Städten zu sehen. Es wurden zwar Versuche gemacht, Operntrupps in die Provinzstädte zu schicken. Sie scheiterten aber an den mangelhaften Dekorationen. Operettenaufführungen gab es fast nur an den Sommertheatern. Neben ausländischen Operetten zeigte man russische Schöpfungen, z.B. „Das goldene Tal“ und „Hochzeit auf Malinowka“. Die Texte der letzteren waren wie fast alle russischen Operetten der Sowjetzeit bolschewistische Tendenzstücke. Revuetheater waren unbekannt. In jeder größeren Stadt, u.a. auch in Smolensk, gab es eine Philharmonie, deren Theaterveranstaltungen mit Gesang- und Tanzdarbietungen verbunden waren.


  3. Die Aufgaben des Schauspielers


  Dem Schauspieler war eine Reihe kommunistisch-ideeller Aufgaben gestellt wie z.B.: 1. Bildung positiver Gestalten der sozialistischen Epoche der Sowjets, 2. Darstellung des wirklichen Lebens, der Arbeit und des inneren Erlebens eines Menschen der Jetztzeit, 3. heldische Darstellung (heldisch im kommunistischen Sinne) der Hauptperson mit den hervorstechenden Charaktereigenschaften wie Kühnheit, Unbeugsamkeit, Begeisterung und Rechtschaffenheit. Zu den Hauptaufgaben gehörte somit die Darstellung der großen Kommunisten. Sie hatten den Typ zu idealisieren und ihn auf alle Parteimitglieder auszubreiten und diese in den Augen der Bürger zu Übermenschen zu machen, die berufen sind, ein neues Leben mit all seinen Herrlichkeiten herbeizuführen. Für diese Heldenrollen wurden Schauspieler bestimmt, die eine große Anziehungskraft bei der Bevölkerung hatten.


  4. Theater zur Sowjetzeit im Bereich der heutigen Heeresgruppe Mitte


  a) Im einzelnen waren nach einer vorläufigen Übersicht Theater u.a. an folgenden Orten des Bereiches der heutigen Heeresgruppe Mitte vorhanden: Smolensk: Städt. Dramatisches Theater, 1200 Plätze, Theater des Hauses der Roten Armee, 500 Plätze (Saisontheater, ab 1937 nur noch für Armee), Theater der Staatsphilharmonie, Orel: 1 dramatisches Theater, Brjansk: 1 dramatisches Theater, Wanderbühne des Klubs der Arbeiter der Kirowwerke, Karatschew: 1 Saisontheater, Ordshonikidsegrad: 1 Theater, bespielt von Brjansk, Witebsk: 1 weißruthenisches Theater, Borissow: 1 Theater, Lepel: 1 Kolchostheater und 1 Freilichtbühne, Polozk: 1 Theater, Roslawl: 1 Theater (gleichzeitig Kino) f. 500 Pers., Bobruisk: 1 Theater, Gomel: 1 Theater, Klinzy: 1 Theater und 1 Sommertheater im Volkspark, Mogilew: 1 Stadttheater. Dramatische Spielgruppen gab es in der Mehrzahl der Gemeinden. Diese Gruppen kamen über die Bedeutung von Kleinkunstbühnen nicht hinaus.


  b) Film


  Mehr noch als das Theater stand der Film im Dienste der Sowjetpropaganda. Die oberste Leitung des Filmwesens und ihre Ausrichtung oblag dem Komitee für Kinematographie in Moskau. Unter diesem stand als Spitze der Filmproduktion das Sojuskino (Filmunion). Diesem waren die Filmproduktionsstätten u.a. in Moskau, Leningrad, Charkow, Kiew, Odessa und Minsk unterstellt. Leiter des Sojuskino war der Jude Schumjatzky. Unter diesem wurde die sowjetische Filmproduktion vorwiegend eine Domäne jüdischer Sänger und Schauspieler. Russen wurden meist nur zu unbedeutenderen Rollen herangezogen. Die Organisation des Filmwesens in den Gebieten war das Filmbeschaffungsamt (Obl. Kinosnab) und das Amt für Filmtheater (Kinotrust). Beide unterstanden dem Komitee für Kinematographie in Moskau. Die Filmtheater in den Städten und Rayons sowie die Kolchos- und Wanderkinos waren in der Mehrzahl der Fälle den Gebietsinstanzen untergeordnet. Die Aufgaben, die dem Filmschauspieler gestellt waren, waren die gleichen wie die des Schauspielers im Theatersektor. Er mußte wie dieser eine Reihe kommunistischideeller Aufgaben erfüllen (siehe unter Theater: Aufgaben des Schauspielers). Wie beim Theater wurde auch beim Film dem Spielplan die größte Aufmerksamkeit gewidmet. Die Filme mußten grundsätzlich propagandistisch wirksam sein und das Sowjetregime als das Ideal verherrlichen. Immer wiederkehrende Themen waren: Kolchosaufbau, Industrieaufbau, das Leben der Parteiführer, Kampf gegen Volksfeinde usw. Das Programm bestand in der Regel aus einer Wochenschau und einem Hauptfilm. Kulturfilme wurden nur wenige gezeigt. Die Wochenschau war allgemein ziemlich einförmig gehalten. Sie zeigte Bilder von Konferenzen mit oder ohne Stalin, Stachanowarbeiter, Kollektivwirtschaften usw. Bilder aus dem Auslande wurden nicht gebracht. Über den Hauptfilm ist folgendes zu sagen: In den ersten Jahren nach der Revolution war man wegen Fehlens einer eigenen Produktion gezwungen, ausländische, vor allem amerikanische Filme zu zeigen. Mit dem Anlaufen der Eigenherstellung erfolgte im Laufe der Zeit mehr und mehr die Zurückdrängung der amerikanischen, französischen und wenigen deutschen Filme. Bei den Importfilmen handelte es sich durchweg um amerikanische Sensationsfilme wie: „Des Kindes wegen“, „Können wir schweigen?“, „Die Fichten rauschen“, u.a. z.B. Charlie Chaplin-Filme. An deutschen Filmen sind hier zu nennen: „Der Mann in der Livrée“ mit Emil Jannings, „Don Juan“ mit Elisabeth Bergner (Jüdin), „Drei Freunde“ mit Heinrich George u.a. Wie die Titel schon zeigen, sind es sämtlich Filme, die weit vor 1933 gedreht sind. Österreichische Filme waren: „Peter“, „Kleine Mutter“ und „Katharina“, sämtlich mit Franziska Gaal (Jüdin). Die Filme der Eigenproduktion waren durchweg der bolschewistischen Agitation und Untermauerung sowjetischer Begriffe gewidmet. Zu dieser Kategorie gehörten fast 90% der Produktion. Sie sind aufzuteilen in: 1. Filme aus der russischen Geschichte, 2. Filme aus der bolschewistischen Geschichte, 3. Hetzfilme gegen das nationalsozialistische Deutschland. Die Filme aus der russischen Geschichte waren keineswegs neutral gehalten. Auch in ihnen wurde das Problem des Klassenkampfes stark herausgestellt, z.B. u.a. in dem Film „Peter der Große“, in welchem die reichere Bevölkerungsschicht in bewußtem Gegensatz zum Volk gebracht wird. Andere Filme dieser Art hatten einzelne Episoden aus dem Weltkrieg zum Gegenstand. Die letzteren reichen jedoch schon teilweise in den Bürgerkrieg hinein, z.B.: „Auf wichtigem Wege“, „Mut“, „Die Tochter des Partisanen“, „Tschapajew“, Geschichte der Heldentaten der Banditengruppe Tschapajew während des Bürgerkrieges. Einen breiten Raum nahmen die Filme ein, welche die Partei selbst und Helden der Partei herauskehrten. Hier sind zu nennen: „Lenin im Oktober 1917“, „Lenin im Jahre 1918“, „Der Weg ins Leben“, „Garmon“. In dem letzteren Film wird der junge Pionier Garmon verherrlicht, der seinen antibolschewistisch eingestellten Vater selbst anzeigt und ihn dem Gericht überliefert, dadurch aber dem Vaterland einen großen Dienst erweist usw. Für die rein bolschewistischen Filme wurden nur ausgesuchte und für derartige Rollen besonders ausgebildete Schauspieler herangezogen. Verschiedentlich erhielten sie für ihre Leistungen Ordensverleihungen. Zu den Hetzfilmen gegen das nationalsozialistische Deutschland gehörten: „Professor Mamlok“, Schilderung der Judenverfolgung in Deutschland,2 „Miss Ment”, Karikatur der NSDAP vor der Machtübernahme. Zu den wenigen Filmen mit vorwiegend unpolitischer Note sind zu nennen: „Der Postmeister“, nach einer Puschkinnovelle, „Die Braut ohne Mitgift“ nach einem Werk von Ostrow. In den letzten Jahren wurde auch eine Reihe patriotischer Filme gedreht, so u.a. vom Leben der Roten Armee, vom Kampf der Roten Armee (Besetzung Bessarabiens), vom Zukunftskrieg usw. Im Zuge des Ausbaues der Propagandamittel war auf die Schaffung von Filmtheatern allergrößter Wert gelegt worden, so daß es schließlich keinen Ort mehr gab, der nicht bespielt werden konnte. Wo keine Dauerkinos vorhanden waren, wurden Wanderkinos eingesetzt, die einmal im Monat, z.B. in den Gemeinschaftshäusern der Kolchosen, Filmvorführungen brachten. In den Städten waren meist mehrere Filmtheater vorhanden. Nur ein Teil stand allerdings der Stadtbevölkerung allgemein zur Verfügung. Hochschulen, Institute, Klubs, Garnisonen, hatten eigene Kinos. Über die Anzahl der in den Städten des Bereiches der Einsatzgruppe B vorhanden gewesenen Kinos gibt folgende vorläufige Übersicht Aufschluß: Smolensk: Kino „Oktober“ mit 1000 Plätzen, Kino „Palas“ mit 650 Plätzen, Kinderkino mit 275 Plätzen, Eisenbahnerkino mit 800 Plätzen. Ferner hatten Hochschule, Klubs und weitere Anstalten eigene Kinos, insgesamt waren es 12, Witebsk: 4 Kinos und einige Kinos in den Klubs, Borissow: 4 Stadtkinos, die Kasernen, Fabriken und Sanatorien besaßen sämtlich eigene Vorführungsräume, Lepel: Kinovorführungen im Kolchostheater, Mogilew: mehrere Kinos, darunter 1 mit 750 Plätzen, Gomel: mehrere Kinos, im Rayon Gomel waren drei Kirchen als Kinos eingerichtet, Newel: 1 Kino, Polozk: 2 Kinos, Orel: 4 Kinos, Brjansk: 2 Kinos und 1 Kino der Kirowwerke, Karatschew: 1 Stadtkino, 3 Militärkinos, 1 Kino für die Arbeiter der Fabrik 1. Mai. 1 Kino für die Eisenbahner und 1 Kino für die Pioniere, Bobruisk: 3 Kinos, Roslawl: 1 Kino für 500 Personen (gleichzeitig 1 Kino für 300 Personen, Theater), Klinzy: 1 Kino. Weitere Lichtspieltheater waren in kleineren Städten, Gemeinden und Rayonen.


  c) Musikleben


  Zugleich mit dem Ausbau des Theater- und Filmwesens gingen die Sowjets an die Bereinigung und die Ausrichtung des Musiklebens. Auch die Musik sollte zum Künder der bolschewistischen Idee werden. Die klassische Musik blieb zwar die Grundlage, aber sie wurde mit den Jahren mehr und mehr in den Hintergrund gedrängt, um der eigenen Sowjetmusik (Dunajewski, Pakras u.a.) Platz zu machen. Was der Bolschewismus als Sowjetmusik propagierte und als den Gipfel der musikalischen Kunst darstellte, war leichte, lustige, man kann sagen flache Musik. Nach Ansicht älterer russischer Musikerkreise sei sie nicht viel mehr als „Jahrmarktsmusik“ gewesen. In der Regel habe es sich um Schlager gehandelt, die heute populär und morgen vergessen waren. Eine Bevölkerungsschicht, die für wahre Musikkultur Interesse aufgebracht hätte, habe es zur Sowjetzeit nicht gegeben. Als Tanzmusik waren zahlreiche englische und amerikanische Schlager bekannt. In der ersten Zeit der Sowjetherrschaft sei das Tanzen allgemein nicht gern gesehen worden; später aber, als die Forderung nach Kultur auf allen Gebieten gestellt worden sei, wollte man auch auf diesem Gebiet Europa einholen. Offiziere und Beamte – auch Soldaten – mußten nach den neuesten Schlagern tanzen lernen, um als ganze Kulturmenschen dazustehen. Die Volksmusik, die früher auf hoher Stufe gestanden hatte, verflachte immer mehr. Einem großen Teil alter Lieder wurden neue politische Texte unterlegt. Zur Heranbildung eines jungen Musikernachwuchses richteten die Sowjets in vielen Orten Musikschulen ein. Um aus der Bevölkerung die Begabten herauszufinden und durch Schulbesuch usw. zu fördern, veranstaltete man vielerorts sogen. Liebhaber-Künstlerwettbewerbe. In den Städten der Gebiete wurden zuerst örtliche Wettbewerbe angesetzt. Die Besten wurden zu einem großen musikalischen Wettbewerb in der Gebietshauptstadt zusammengerufen. Dieses Auslesesystem hätte manchen jungen fähigen Künstler herausstellen können, doch zeigte es sich bald, daß die Organisation dieser Wettstreite sowie die Abstimmung vollständig in den Händen von Juden lag, so daß es nicht verwunderlich war, wenn 80% der als Beste aus den Wettbewerben hervorgegangenen Künstler Juden waren. Ein reges musikalisches Leben spielte sich in den schon eingangs erwähnten Klubs ab.


  d) Bibliotheken


  Der Bedeutung zufolge, die man sowjetischerseits dem gedruckten Wort allgemein in der Beeinflussung der Massen zusprach, baute man in Stadt und Land, in Betrieben, Schulen, Sanatorien, Kolchosen usw. ein umfangreiches Leihbüchereiwesen aus. In den letzten Jahren gab es kaum einen Ort, eine Gemeinde, einen Flecken, in dem nicht eine Bücherei vorhanden war, in den Städten waren es zumeist mehrere. So hatte u.a. z.B. Smolensk (Einwohnerzahl: ca. 170.000) eine Volksbücherei mit 700.000 Bänden, Fundamentalbibliothek im pädagogischen Institut mit 600.000 Bänden, Bibliothek im medizinischen Institut mit 200.000 Bänden, Bibliothek im landwirtschaftlichen Institut mit 70.000 Bänden. In Roslawl (Einwohnerschaft ca. 55.000) waren vorhanden: 1 Stadtbibliothek, 6 Werksbibliotheken, 17 Schulbibliotheken. Dem Zweck entsprechend nahm die politische Literatur einen großen Teil, meist ca. 30% des Gesamtbuchbestandes der Bibliotheken ein. Als Beispiel für den Aufbau, den Buchbestand usw. einer mittleren Bibliothek mag die Stadtbibliothek in Karatschew (Einwohnerzahl ca. 50.000) dienen. Die Bücherei wurde von dem Stadtrayon- und dem Rayonvollzugskomitee unterhalten. Sie unterstand der Rayonabteilung für Volksbildung. Der Bestand an Büchern betrug ca. 20.000, davon 15.200 für Erwachsene und 4800 für Kinder. Die Abonnenten der Bibliothek erhielten die Bücher kostenlos ausgeliehen, von den übrigen Lesern wurde eine geringe Leihgebühr gefordert. Die politische Literatur nahm 30% des Gesamtbuchbestandes ein. Über die Innenpolitik waren vorhanden Werke von Lenin, Stalin, Marx, Engels, Lenin-Stalin: „Die Fragen des Leninismus“, Molotow, Kalinin, Krupskaja: „Administrativ-territoriale Teilung der Sowjetrepubliken“, Swerdlow: „Ausgewählte Artikel und Reden“, Figurnow: „Marxistisch-leninistische Theorie der Krisen“, „Tagungen der Räte der Sowjet-Sozialistischen Republiken“, S. Kirow: „Ausgewählte Artikel und Vorträge“, L. Berija: „Zur Frage der bolschewistischen Organisation in Transkaukasien“, „Geschichte der allrussischen kommunistischen Partei (Bolschewisten)“, Woroschilow: „Stalin und die Rote Armee“, „Das Programm und das Reglement der kommunistischen Internationale“, Mitin: „Dialektischer und geschichtlicher Materialismus“, „Tagungen des Zentralkomitees des allrussischen kommunistischen Jugendverbandes“, „Hilfsbuch zur Erlernung der Geschichte der allrussisch kommunistischen Partei“, „Konstitution“, „Stachanow-Bewegung“, „Skizzen der Geschichte der revolutionären Bewegung“, „Geschichtlicher Materialismus“, Leninwerke (Chrestomatie), Andrejew: „Von der kommunistischen Erziehung der Jugend“, „Methodische Hilfsbücher zur Erlernung der Sowjetrepubliken“, „Resolutionen der allrussischen kommunistischen Partei“, „Gesetzbücher der russischen sozialistischen föderativen Sowjetrepublik“, Dimitroff: „Das Pfand des Sieges“, „Tagungen des Oktoberrates der sozialistischen Sowjetrepubliken“, „Resolutionen der Plenarsitzungen des allrussischen Zentralrates der Gewerkschaften“. Außerdem bezog die Bücherei folgende Zeitschriften: Begleiter des Agitatoren, Der Bolschewist, Der junge Kommunist, Unter der Fahne des Marxismus, Der Komsomolzenarbeiter. Über die ausländische Politik waren folgende Werke enthalten: Isakow: „Der zweite imperialistische Krieg und die Sozialdemokratie“, Emisjao: „Das unbesiegbare China“. Auch Hetzliteratur war vorhanden und zwar u.a.: Feuchtwanger: „Die Familie Oppenheim“, Bredel: „Prüfung“. Belletristische Abteilung: Diese Abteilung nahm den weitaus größten Teil ein. Sie enthielt u.a. folgende Werke: Gontscharew: „Abgrund“, „Oblunow“, Maxim Gorki: „Sämtliche Werke“, W. Korolenko: „Die Geschichte eines Zeitgenossen“, N. Ostrowski: „Wie der Stahl gehärtet wurde“, „Vom Sturm Geborene“, L. Tolstoi: „Schwestern“, „Das achtzehnte Jahr“, Turgenjew: „Adelsnest“, „Rudin“, „Rauch“, Tschechow: Erzählungen, Makarenko: „Das pädagogische Poem“, Tschapigin: „Liederliche Leute“, Scholochow: „Der stille Don“, „Das zu bearbeitende Neuland“, D. Furmanow: „Tschapajew“, Winigradow: „Drei Farben der Zeit“, L. Solowjew: „Der hohe Druck“. Außerdem die Werke von Gogol, Dostojewski, Puschkin, Kipling, Tschernischewsky, Sallikow, A. Tolstoi und Grigorowitsch. An ausländischer fremdsprachlicher Literatur waren vorhanden die Werke von Balzac, Beaumarchais, Hauptmann, Goethe, V. Hugo, Dickens, Zola, Woinitsch, Ibsen, H. Mann, Lessing, Schiller, Flaubert, Barbusse, Dumas, Sand, Romain Rolland, Sinclair, Kellermann, London und Maupassant. Unter der Literatur für Kinder und Schüler nahmen einen hervorragenden Platz die Märchen von Andersen und den Gebrüdern Grimm ein. Ferner lagen von Lermontow: „Alibaba und die 40 Räuber“, „Kindheit und Jugend“ von Tolstoi, Märchen von Kipling und russische Volksmärchen aus. Ähnlich wie der vorstehende war der Buchbestand fast aller im Bereich vorhanden gewesener Volksbibliotheken. Für das Schrifttum in der Sowjetunion waren überaus schwere Bedingungen gestellt. Die literarischen Werke mußten nicht nur mit der Ideologie der Bolschewiken, sondern auch mit der Taktik der kommunistischen Partei, die jemals von ihr angewendet wurde, übereinstimmen. In seinen Werken mußte der Schriftsteller seinen Helden nach dem Sinne des Zentralkomitees beschreiben und nicht nach seinem künstlerischen Empfinden. Dadurch entstanden häufig erhebliche Schwierigkeiten, angefangene Werke zu beenden. Viele in mehreren Bänden angekündigte Werke konnten überhaupt nicht zum Abschluß kommen. Es war daher verständlich, daß mancher Schriftsteller von der bisherigen Linie abging und allmählich Schriften über historische Persönlichkeiten verfaßte. Diese Schriften waren dann allerdings meist tendenzlos geschrieben, wie z.B. „Peter I.“ von A. Tolstoi, „Puschkin“ von Novokow und „Puschkin“, „Kuechelbäcker“ und „Ssmertj Wasir-Muchtara“ von Tyrnjanow. Vor allem mit seinem Buch „Peter I.“ hat Tolstoi ein künstlerisches Werk geschaffen.


  e) Rundfunk


  Mehr noch als Theater und Film war der Rundfunk ein ausgesprochenes Propagandainstrument der Sowjets. Nach Einrichtung der ersten radio-telefonischen Station in Moskau im Jahre 1922 widmete man sowjetischerseits, nachdem man die Bedeutung des Rundfunks für die propagandistische Erfassung der Bevölkerung auch der entferntesten Gebiete erkannt hatte, dem Auf- und Ausbau eines umfangreichen Sendenetzes die größte Aufmerksamkeit (Aussprüche Lenins: „Radio ist die Tribüne für das Meeting mit Millionen“, „Radio ist eine Zeitung ohne Papier und Entfernung!“). Bis zum 1.Januar1941 hatte man 86 Sender in allen Teilen der Sowjetunion errichtet. Die Stärke der Sender schwankte zwischen 1–500 Kilowatt. Die stärkste Station war RW 1 (Komintern) etwa 40km von Moskau. Die meisten Stationen sandten auf Mittelwelle. Das Programm eines Teils dieser Sender auf mittlerer Welle dauerte nur 2–4 Stunden täglich. Starke Sender arbeiteten täglich 16–18 Stunden. Verschiedene örtliche Sender wiederholten teilweise das Programm der Zentralsender, besonders Nachrichten. Eine Aufteilung in Gruppen mit gleichem Programm war unbekannt. Bis zum Jahre 1935 produzierte die sowjetische Radioindustrie eigene Muster. Da diese aber nicht sonderlich leistungsfähig waren, wurden von 1935–1939 abgeänderte amerikanische Typen mit amerikanischen Röhren hergestellt. Seit 1939 wurden auch Umarbeitungen von Apparaten europäischer Fabrikation, aber mit amerikanischen Röhren herausgebracht. Die Geräte arbeiteten durchweg mit Wechselstrom, hatten 3–10 Röhren und kosteten 360,– bis 1500,– Rubel, ein Preis, der im Verhältnis zu den Löhnen außerordentlich hoch lag. Die Röhren kosteten 5–48 Rubel, die amerikanischen 13 Rubel 30 Kopeken. Rundfunkbenutzung war allgemein gestattet mit Ausnahme in den Grenzgebieten. Inhaber von Apparaten mußten die Geräte registrieren lassen und bezahlten an Steuern jährlich 72 Rubel. Das Abhören ausländischer Sender war offiziell nicht verboten, aber Nachrichtensendungen aus dem Ausland einzustellen wagte niemand, weil er Schwierigkeiten mit dem NKWD befürchtete. Ausländische Musiksendungen wurden eingestellt. Im letzten Vorkriegsjahr 1940/41 versuchte man mit dem Typ „Moskau“ eine Einrichtung einzubauen, die es unmöglich machte, ausländische Sendungen abzuhören. Man hat auch hiermit Erfolge gehabt. Am 1.Juli1940 waren in der Sowjetunion ca. 760.000 Radioapparate vorhanden. Eine große Anzahl von ihnen war aber außer Betrieb, weil es keine Reparaturmöglichkeiten gab.


  Da die große Masse der russischen Bevölkerung sich infolge des niedrigen Lohnniveaus keinen eigenen Radioapparat leisten konnte, baute man staatlicherseits das sogenannte Drahtfunksystem aus. Der Drahtfunk bestand aus Zentralstationen, die mit einem verstärkten Gerät versehen waren. An diesem Apparat wurde ein Anzahl Lautsprecher je nach Stärke des Gerätes angeschlossen. Es gab Geräte von 8–1500 Watt. 1 Watt genügte, um die Lautsprecher in 4–10 Wohnungen zu betätigen. Der Nachteil des Drahtfunkes war, daß man nur ein bestimmtes, vorgesetztes Programm hören konnte. Drahtfunkübertragungen fanden im hiesigen Bereich vorwiegend aus Moskau statt. Bei großen Drahtfunkstationen dauerten die Sendungen bis zu 16 Stunden, bei kleineren 2–4. Die in den einzelnen Wohnungen der Teilnehmer am Drahtfunk aufgestellten Lautsprecher, mit oder ohne Steuerung, kosteten 27–68 Rubel; sie waren aber nicht von besonders guter Qualität. An Steuern waren von den Teilnehmern am Drahtfunk monatlich 3–8 Rubel zu entrichten. Am 1.Juli1940 gab es in der Sowjetunion 10.000 Drahtfunkstationen mit 5.300.000 Lautsprecheranschlüssen. Die größte Drahtfunkstation befand sich in Moskau. Sie hatte 454.000 angeschlossene Lautsprecher.


  Neben dem Drahtfunk gab es vor allem in den Städten Einrichtungen zum Gemeinschaftsempfang. Das waren einmal Lautsprecheranlagen, die an Straßen, Plätzen, Gärten, öffentlichen Gebäuden usw. errichtet waren, zum anderen mit Kopfhörern oder Lautsprechern ausgerüstete Räume. Diese waren für den Empfang von politischen Schulungsvorträgen, z.B. über Marxismus, Geschichte der Partei, Verfassung der UdSSR usw. bestimmt. Die interessierten Hörer fanden Tische mit Schreibzeug vor, an denen sie sich niederlassen und die Vorträge mitschreiben konnten. Bei den Hörern handelte es sich meist um Studierende, von denen man bei den Prüfungen die Kenntnis der Parteigeschichte, des Parteiprogramms usw. voraussetzte. Ende 1940 gab es 500.000 dieser Hörräume. Sie befanden sich vorwiegend in den Gebäuden der Parteikomitees. Zentrale für den Rundfunk war das Radiokomitee beim Rat der Volkskommissare. Aufgabe dieses Komitees war die Organisation und Planung der Rundfunksendungen. In den Gebieten und Kreisen bestanden Gebiets- und Kreisradiokomitees. Insgesamt gab es 141 solcher Komitees. Der Personalbestand betrug ca. 15–20 Mann mit einem Vorsitzenden. Sie arbeiteten den Sendeplan aus und kontrollierten ihn. Unter dem Personal gab es Korrespondenten, Redakteure und Künstlergruppen. In einem Teil der Rayons (ca. 1/3) saßen außerdem Beauftragte für Rundfunksendungen. Diese planten und redigierten örtliche Sendungen (1500 Rayondrahtfunkstationen gaben tägliche Sendungen von 1/2–2 Stunden Dauer). Alle Sendungen standen unter scharfer Kontrolle, die von örtlichen Zensurstellen durchgeführt wurden. Jede Sendung mußte in Maschinenschrift niedergelegt sein. Sie wurde von den Beauftragten der Zensurstelle durchgelesen, abgezeichnet und damit zur Sendung freigegeben. Technische Führung, Aufbau und Bedienung der Sender und des Drahtfunks unterstanden der Radioverwaltung beim Kommissariat für Nachrichtenwesen. In den Gebieten und Kreisen bestanden Radioabteilungen. Die Angestellten der Radioverwaltung, der Radioabteilungen, der Sender und des Drahtfunkes waren technisch ausgebildet, wenn auch häufig mangelhaft. Der Hundersatz der Juden bei den technischen Angestellten betrug nur 10–15%. Die Ausbildung erfolgte in 3 Instituten und 20 technischen Schulen des Kommissariats für das Nachrichtenwesen. Die Studiumszeit in den Instituten betrug 5 Jahre, in den technischen Schulen 4 Jahre. Entsprechend der Hauptaufgabe, die die Sowjets dem Rundfunk zugedacht hatten, nahm die Propaganda den größten Teil der Sendungen ein. Die Propagandaarbeit bestand aus: Letzte Nachrichten, Vorträge über die Geschichte der Partei und das Parteiprogramm, Sendungen über Maßnahmen und die Politik der Sowjetmacht, über laufende wirtschaftliche und politische Maßnahmen bzw. Aufgaben, militärische Sendungen, künstlerische Sendungen mit Agitationscharakter usw. In Zeiten von Wahlvorbereitungen, z.B. Ende 1939 zur Wahl für den Obersten Sowjet, nahmen die Propagandasendungen das gesamte Programm ein. So sprachen 1939 über 20.000 Staranow-Arbeiter, Agitatoren, führende Sowjet- und Parteiangehörige. Neben den politisch-propagandistischen Sendungen nahmen wissenschaftliche, technische und wirtschaftliche, vor allem landwirtschaftliche Vorträge im Rundfunk einen breiten Raum ein. Rein künstlerische Sendungen, die zunächst nur selten gebracht wurden, wurden in den letzten Jahren zahlreicher. Neben klassischer Musik, sowohl russischer wie ausländischer, fanden sich häufig Volksmusiksendungen im Programm. An dritter Stelle stand die leichte Unterhaltungsmusik (Tanzmusik). Die Sendungen der Sowjets wurden in 80 Sprachen der Völker der Sowjetunion und in den meisten Fremdsprachen gebracht. Einzelne Rundfunkstationen in den Nationalrepubliken sandten fast das gesamte Programm in der örtlichen Sprache. Im Bereich des heutigen Gebiets der Heeresgruppe Mitte war als einzige Rundfunkstation der Sender Smolensk vorhanden. Er sandte auf Mittelwelle und hatte wie die Mehrzahl der Sender der Mittelwellen nur an wenigen Stunden des Tages ein eigenes Programm. Meist schaltete er sich auf Moskau ein. Das eigene Programm bestand in der Hauptsache aus politischen und Nachrichtensendungen und nur gelegentlich aus eigenen musikalischen Darbietungen.


  f) Vortragswesen


  Als wirkungsvollstes Propagandamittel wurde von den Sowjets neben dem gedruckten das gesprochene Wort angesehen. Rein propagandistische Vortragsveranstaltungen waren an der Tagesordnung. In der Hauptsache handelte es sich um Partei-, Komsomolzen-, Gewerkschafts- und Kolchosenversammlungen. Auf der Tagesordnung stand jeweils ein dem Zweck der Versammlung angepaßtes Thema, z.B. „Staatsanleihe“, „Internationale Lage“, „Arbeitsdisziplin“, „Parteiprogramm“ u.a.m. Neben diesen rein politischen Veranstaltungen trat das Vortragswesen über rein kulturelle bzw. technische Dinge in den Hintergrund. An kulturellen Vortragsveranstaltungen gab es u.a.: Rezitationsabende, Dichterabende, Vorträge über Literatur, z.B. in den Büchereien, Vorträge über technische Dinge, Vorträge über populär-wissenschaftliche Fragen. Die breite Masse wurde von den Vortragsveranstaltungen nicht oder doch nur zu einem Teil, z.B. in den Klubs, erfaßt.


  g) Museen


  Als reine Anschauungsmittel fanden die Museen nicht die Beachtung wie die übrigen Propagandamittel auf dem kulturellen Sektor; sie wurden im Laufe der Jahre aber doch zu einem maßgeblichen Propagandafaktor ausgebaut. Hierauf weist auch die Zahl der in einzelnen Städten des Bereiches der Einsatzgruppe vorhandenen Museen hin. In Smolensk gab es z.B.: 1 Gemäldemuseum, 1 Geschichtsmuseum, 1 historisch-revolutionäres Museum, 1 antireligiöses Museum, 1 Museum der sozialistischen Baukunst, 1 naturwissenschaftlich-historisches Museum. Ein antireligiöses Museum war ferner in Witebsk vorhanden. Es befand sich wie das Smolensker in der Kathedrale. Die antireligiösen Museen waren auf einer primitiven Form des Darwinismus aufgebaut. Historische bzw. naturgeschichtliche Museen befanden sich ferner z.B. in Witebsk, Brjansk, Roslawl, Bobruisk, Gomel, Wjasma, Rshew, Sytschewka. Den letzteren Museen wurde allgemein keine große Bedeutung beigemessen (Wjasma, Rshew, Sytschewka). Ihr Inhalt bestand meist aus einigen vorgeschichtlichen Funden wie Steinbeilen, Urnen, Trachten. Nur selten waren bedeutendere Gemälde, alte Möbel (Sytschewka), Teppiche oder Kunstwerke aus vergangener Zeit zu sehen. In dem historischen Museum in Roslawl befanden sich z.B. Handelsartikel des Abendlandes und einige Ausgrabungsgegenstände. Die ganze Einrichtung war mehr eine private Liebhaberei eines ehemaligen Lehrers, der in den dreissiger Jahren verstarb.


  2. Anteilnahme der Bevölkerung


  Die Sowjets wiesen immer mit großem Stolz auf die hohen Besucherzahlen ihrer kulturellen Veranstaltungen hin. Sie glaubten damit sowohl das Niveau ihrer Darbietungen wie auch die Kunstfreudigkeit der Sowjetbürger unter Beweis gestellt zu haben. Wie aber war die tatsächliche Anteilnahme der Bevölkerung bzw. wie wurden die Veranstaltungen gefüllt? Das Füllen der Theater wurde zunächst nach einem bestimmten System durchgeführt. Diese Arbeit oblag den Berufsorganisationen, die den Theaterbesuch innerhalb der Fabriken oder Behörden organisierten. Dabei wurde folgendermaßen verfahren: 1. Durch den Betrieb oder die Behörde wurde eine bestimmte Zahl von Plätzen für die ganze Saison angekauft. 2. Von den Arbeitsstätten wurden sogenannte Kulturgänge durchgeführt. Wenn z.B. ein Stück mit einem aktuellen politischen Thema gegeben wurde, kaufte eine Arbeitsstätte sämtliche Plätze für einen bestimmten Tag auf und gab der gesamten Belegschaft die Möglichkeit des Theaterbesuches. Meist stand einem solchen Kulturgang eine Propagandaarbeit von seiten der Partei- oder Berufsorganisation des Werkes während der Mittagspause bevor. Also kam der Arbeiter schon vorbereitet ins Theater. 3. Jeder Arbeiter konnte sich ein Abonnement mit einem prozentualen Abzug vom normalen Preis kaufen. Außerdem wurden noch Vergünstigungskarten an einen Teil der Allgemeinheit verteilt. An Stachanow-Arbeiter und Stoßbrigadiers wurden Karten zur Belohnung ihrer Arbeitsleistung kostenlos abgegeben. Die Berufsorganisationen und auch Betriebe selbst mußten aus dafür geschaffenen Fonds die Differenzen zum tatsächlichen Preis zahlen. Als im Jahre 1938 diese Ordnung aufgehoben wurde und Karten nur noch an den Theaterkassen gekauft werden konnten, gingen die Besucherzahlen stark zurück. Häufig mußten Vorstellungen wegen zu geringer Besucherzahlen abgesagt werden. Die Folge war, daß die Theater gewaltige Unterschüsse hatten, die durch für das Budget für Schulen und Sanitätswesen vorgesehene Gelder gedeckt wurden. Insbesondere waren Stücke mit rein politischer Färbung schwach besucht. Um eine Schließung der Theater zu vermeiden, wurde 1939 der Spielplan etwas abwechselungsreicher gestaltet und mehr klassische Werke und Komödien zugelassen (Schillers „Maria Stuart“, „Die Räuber“, Ostrowski, Gogol, Tolstoi u.a.).


  Im einzelnen liegen über die Anteilnahme der Bevölkerung aus dem Bereich folgende Berichte vor: Sytschewka: Neben Dramen führte man gelegentlich auch Opern und Operetten (Rigoletto, Carmen, Barbier von Sevilla usw.) auf. Vorführungen dieser Art wurden aber nicht besonders gern vom Volk besucht. Neben dem schlechten Spiel der Schauspieler und den hohen Eintrittspreisen (3–12 Rubel) ist der wesentlichste Grund, daß der russische Arbeiter die dargebotene Kunst nicht verstand, da sie ihm fremd und er einfach nicht fähig war, sie intuitiv zu erfassen. Brjansk: Die Darbietungen waren im großen und ganzen gut, jedoch inhaltlich einförmig und oft langweilig. Der Sinn war trotz des häufigen Programmwechsels in den meisten Stücken derselbe. Die Besucher waren meist Arbeiter aus den Fabriken und Studenten aus den Techniken. Karatschew: Der Besuch der kulturellen Veranstaltungen, vor allem des Theaters, das von Minsk, Smolensk und auch von Moskau bespielt wurde, war schlecht. Das lag vor allem daran, daß die Eintrittspreise in keinem Verhältnis zum Einkommen der arbeitenden Bevölkerung standen. Von der Intelligenz seien die Vorführungen nur wenig besucht worden, weil für sie die Vorführung nur eine illustrierte Lektion des politischen ABC gewesen sei und sie sich aus diesem Grunde keinen kulturellen Genuß versprachen. Smolensk: Das hiesige dramatische Theater wurde von allen Bevölkerungsschichten besucht. Die Eintrittspreise betrugen 2–10 Rubel. Unter den Besuchern war die Intelligenz am wenigsten vertreten, da die Aufführungen meist eine bolschewistische Tendenz zeigten. Polozk: An Eintrittsgeld für das Theater wurde 1–10 Rubel erhoben, wenn einheimische Künstler auftraten. Beim Auftreten auswärtiger Theatergruppen wurden 10–40 Rubel Eintrittsgeld verlangt. Zur Aufführung gelangten neben reinen Propagandastücken auch historische russische Volksschauspiele, gelegentlich auch Werke von Schiller. Die Theaterbesucher waren meist Beamte und Offiziere.


  Die Filmveranstaltungen fanden bei der Bevölkerung mehr Anklang als die Theaterveranstaltungen. Dementsprechend waren auch die Kinos stets gut besucht, vor allem von der breiten Masse, die sich den Theaterbesuch aus finanziellen Gründen nicht erlauben konnte. Die Preise für die Filmvorführungen lagen allgemein zwischen 1,50 und 3,00 Rubel. Von den in den Städten vorhandenen Kinos stand nur ein Teil der Stadtbevölkerung allgemein offen. Der größere Teil war für Militär, Arbeiter bestimmter Betriebe usw. bestimmt. Über den Besuch der Filmveranstaltungen, die erfaßte Bevölkerungsschicht usw. wird aus den einzelnen Orten des Bereiches folgendes berichtet: Karatschew: Von den vorhandenen 7 Kinos standen 3 ausschließlich für das Militär, ein Kino für die Pioniere, ein weiteres für die Arbeiter der Eisenbahn und nur ein Kino für die übrige Bevölkerung der Stadt zur Verfügung. Von der Intelligenz sind die Filmveranstaltungen nur selten besucht worden. Sytschewka: Entsprechend der Vorliebe des russischen Volkes für Musik hatten vor allem Filme mit musikalischem Hintergrund bei der Bevölkerung allgemein Anklang gefunden. Filme wie „Die kleine Frau“, „Der große Walzer“ u.a. hatten großen Zustrom gehabt. Polozk: In den zwei in Polozk vorhandenen Kinos fanden täglich drei Vorstellungen statt. Der Eintrittspreis betrug 1,50–3,00 Rubel. Die Besucher hätten sich hauptsächlich aus Arbeiterkreisen zusammengesetzt, denen der Besuch des Theaters aus finanziellen Gründen nicht möglich war. An bestimmten Tagen sei der Bevölkerung auch der Besuch des Soldatenkinos im „Haus der Roten Armee“ gestattet worden. Witebsk: In den Gemeinschaftshäusern der Kolchosbetriebe fanden einmal im Monat Vorführungen von Wanderkinos statt. Um die Landbevölkerung zu zwingen, die Propagandafilme zu besuchen, wurden an den Vorführungstagen Kolchosversammlungen einberufen. Fand die Filmvorführung an einem anderen Tage statt, dann waren ausschließlich Jugendliche und Kinder anwesend. An Eintrittsgeld wurden 1–3 Rubel erhoben, und zwar seien von den Kolchosbauern 1 Rubel und von den freien Bauern 2–3 Rubel verlangt worden.


  Entsprechend der Vorliebe des Russen für Musik war die Anteilnahme der Bevölkerung an den musikalischen Darbietungen sehr stark. Die musikalischen Veranstaltungen vor allem zogen auch die interessierten Kreise in die Klubs. Ernste klassische Musik fand allerdings in der Bevölkerung wenig Anklang. Überhaupt hat es eine Bevölkerungsschicht, die für wahre Musikkultur Interesse zeigte, in den letzten Jahren nicht mehr gegeben. Bezeichnend für die Einstellung sogenannter gebildeter Kreise ist eine Mitteilung eines ehemaligen Kapellmeisters des Musikzuges eines Smolensker Flakregiments. Während der vor Offizieren und ihren Damen gegebenen Konzerte habe er immer wieder feststellen können, daß für gute, sogar leichtere klassische Musik jedes Verständnis gefehlt habe. Bei den Ouvertüren zu „Carmen“ oder „Faust“ habe man sich erheblich gelangweilt. Erst wenn er wunschgemäß die neuesten Schlager gespielt habe, sei allgemein Anteil genommen worden. Selbst musikalisch gute russische Eigenschöpfungen, z.B. auf dem Gebiete der Operette „Das goldene Tal“ oder die „Hochzeit auf Malinowka“, stießen z.T. auf Ablehnung, da u.a. die Texte rein politischer Natur waren. Bei der Landbevölkerung hatte sich vor allem das bodenständige Liedgut erhalten. Musik- und Tanzabende waren hier sehr beliebt.


  Der Lesehunger der russischen Bevölkerung war von jeher groß. Er äußerte sich vor allem in der starken Inanspruchnahme der Bibliotheken. Die Bestände der häufig sehr umfangreichen Stadt- und Betriebsbüchereien reichten kaum aus, alle Wünsche der Leser zu befriedigen (Rshew, Sytschewka, Wjasma). Die rein politische Literatur wurde vornehmlich von den Agitatoren der Partei aus freien Stücken entliehen. Die Studenten, die eine Prüfung abzulegen hatten, sowie die öffentlichen Bediensteten, deren politische Kenntnisse in Zirkeln zur Erlernung der Geschichte der Partei und der Tagespolitik nachgeprüft wurden, griffen zwangsläufig vor den Überprüfungen zu der politischen Literatur. Darüberhinaus fanden die politischen Werke kaum Leser. Um die politische Literatur populär zu machen, wurden in der Regel vor den Sowjetfesten von der Partei Referenten bestimmt, die Vorträge in den Bibliotheken zu halten hatten. Diese Referenten erhielten Vordrucke und Listen über die Literatur, die den Lesern zu empfehlen war. Die in jedem Sjel-Sowjet eingerichtete Bibliothek, bestehend aus 2–300 Bänden politischen Inhalts und einigen Lehrbüchern wurde fast ausschließlich von Komsomolzen und Schülern benutzt. Über die Zusammensetzung der Besucher der Stadtbibliothek Karatschew liegt folgender Bericht vor: Die Zahl der Besucher belief sich auf etwa 1850 Erwachsene und 2000 Kinder monatlich. Eine Aufteilung der Abonnenten nach Berufen ergab nachstehendes Bild: Arbeiter: 10%, Militär: 12%, Schüler und Studenten: 29%, Angestellte: 40%, übrige Berufe: 9%. Dem Alter nach war die Zusammensetzung: 13–18-jährige etwa 12%, 18–35-jährige etwa 48%, über 35-jährige etwa 40%. Von der belletristischen Literatur seien am häufigsten die Werke von Maxim Gorki, Korolenko, Gontscharew, Lermontow, L. Tolstoi, Turgenjew, Tschechow u.a. gelesen worden. Von der ausländischen Literatur habe man am meisten verlangt: V. Hugo: „Das 93. Jahr“, „Kathedrale Notre Dame de Paris“, Zola: „Falle“, Dumas: „Drei Musketiere“, Kellermann: „Der Tunnel“ und Lüder Schellenberg. Stärker als beim Theater- und Filmsektor war die Anteilnahme der Bevölkerung an den Rundfunkdarbietungen, vor allem an den Nachrichtensendungen. Die ausgesprochenen Propagandasendungen wurden wegen ihrer Gleichförmigkeit und der sich dauernd in mehr oder weniger umgeänderter Form wiederholenden Themenstellungen nicht gern gehört. Diese Haltung fand man teilweise auch in staatsbejahenden Kreisen. Die Sendungen über die Geschichte der Partei usw. fanden viele Zuhörer, da für große Teile der Bevölkerung die Kenntnis der Parteigeschichte und des Programms Voraussetzung für die Beibehaltung der beruflichen Stellung war. Die Sendungen wissenschaftlicher, technischer und wirtschaftlicher, vor allem landwirtschaftlicher Art begrüßte man in den interessierten Fachkreisen, die Masse der Bevölkerung nahm jedoch keinen Anteil daran. Am beliebtesten waren die musikalischen Darbietungen. Vor allem die Volksmusik und die leichte Unterhaltungsmusik fanden allgemeinen Beifall. Das Interesse am Rundfunk wird an der Tatsache aufgezeigt, daß in den Städten des Gebietes Smolensk in sehr vielen Familien, zumindest aber in den meisten Häusern ein an den Drahtfunk angeschlossener Lautsprecher vorhanden war. Ein eigenes Rundfunkgerät gab es im hiesigen Gebiet wegen der hohen Anschaffungskosten nur in wenigen Familien. Wenn auch das Abhören ausländischer Sender bis zum Kriegsausbruch offiziell erlaubt war, so konnte tatsächlich infolge des Drahtfunksystems kaum jemand praktischen Gebrauch davon machen. Wer einen eigenen Apparat besaß, beschränkte sich auf rein musikalische Darbietungen, um nicht in den Verdacht der Unzuverlässigkeit zu geraten. Über die Rundfunkteilnehmerzahlen liegen folgende Meldungen vor: Am 1.Juli1940 gab es in der Sowjetunion 760.000 Radioapparate und 10.000 Drahtfunkstationen mit 5.300.000 Lautsprecheranschlüssen. Auf den Dörfern gab es fast nur den Drahtfunk.


  Die Anteilnahme der Bevölkerung an den Vortragsveranstaltungen war unterschiedlich. Die Teilnahme an den politischen Vorträgen war für alle Parteimitglieder und Parteianwärter, die Teilnahme an den Fachversammlungen für die davon betroffenen Personenkreise Pflicht. Zum Zwecke der Kontrolle mussten sich alle Anwesenden in eine Liste eintragen. Dennoch war der Besuch schwach. Dichterlesungen, Rezitationsabende usw., die vornehmlich in den Städten, z.B. Smolensk, angesetzt wurden, fanden eine rege Anteilnahme, vor allem in den interessierten Kreisen.


  Den Museen wurde allgemein keine große Beachtung geschenkt (Wjasma, Rshew, Sytschewka, Polozk). Um die breite Masse jedoch hineinzubringen, wurden allerorts Führungen veranstaltet und zwar für bestimmte Betriebe, Schulen usw.; vor allem sei dies bei den antireligiösen Museen der Fall gewesen (Smolensk).


  II. Die heutige kulturelle Betreuung der russischen Bevölkerung3


  1. Die Mittel der Betreuung


  Die heutige kulturelle Betreuung der russischen Bevölkerung steckt noch in den Anfängen. Ursachen hierfür sind einmal die kriegsbedingten Zerstörungen der kulturellen Zwecken dienenden Baulichkeiten, zum anderen die beim Einmarsch der deutschen Truppen erfolgte Flucht der Künstler, Schauspieler usw. in das Innere des Landes. Was noch an Bibliotheken, Museen usw. bestehen geblieben ist, ist meist für die allgemeine Benutzung noch nicht wieder freigegeben, da deutsche Dienststellen, insbesondere das Amt Rosenberg, noch mit der Sichtung beschäftigt sind. Die Mittel für die Betreuung der Bevölkerung in den von den deutschen Truppen besetzten russischen Gebieten sind folgende: a) Theater, b) Film, c) Rundfunk, d) Bibliotheken, e) Musikveranstaltungen, f) Vorträge.


  a) Theater


  Mehr als auf anderen Gebieten steckt die kulturelle Betreuung der russischen Bevölkerung auf dem Theatersektor in den Anfängen. Hier waren es vor allem kriegsbedingte Zerstörungen und die Flucht der Schauspieler, die einen geregelten Aufbau verhinderten. Wo im Bereich der Einsatzgruppe B Theater eröffnet wurden, mangelte es an allen technischen Hilfsmitteln (Orel, Mogilew, Bobruisk). Bobruisk berichtet, daß das russische Theater noch sehr dürftig eingerichtet sei. Es fehle vor allem an Kostümen. Ferner fehlten noch verschiedene Einrichtungsgegenstände. Der Zuschauerraum sowie die Bühne seien viel zu klein. Orel meldet, daß die Dekoration und sonstige Requisiten sehr primitiv und schlecht seien. Wie es überhaupt an allen technischen Hilfsmitteln fehle. Ein maßgebliches Hindernis ist auch das Fehlen von Berufsschauspielern. Man half sich durch Heranziehung von Laienspielern und den sogenannten dramatischen Spielgruppen. In Lepel sind z.B. von 32 Schauspielern nur 3 Berufsschauspieler, in Polozk ist nur ein Berufsschauspieler vorhanden. Zur Ausbildung des benötigten Schauspielernachwuchses sind bereits Ansätze vorhanden. So berichtet z.B. Orel, daß Mitte März 1942 in Karatschew mit Genehmigung der Stadtverwaltung eine Theaterschule eröffnet worden sei. Die Schule ist ein Privatunternehmen und erhält von der Stadtverwaltung außer 200 gr. Brot für Lehrer und Schüler keine Unterstützung. Die Lehrkräfte werden ausschließlich von dem Schulgeld der Schüler, das 50 Rubel monatlich beträgt, besoldet. Der Direktor, ein früherer Regisseur des Karatschewer Theaters, erhält monatlich 400 Rubel, die vier Lehrkräfte je 300 Rubel. Nach Beendigung einer fünfmonatigen Ausbildung müssen die Schüler eine Prüfung ablegen. Nach den bisherigen Feststellungen sind im Bereich der Einsatzgruppe B bisher u.a. an folgenden Orten Theater eingerichet: Witebsk, Mogilew, Borissow, Lepel, Polozk, Orel, Smolensk, Klinzy, Bobruisk. Daneben gibt es noch dramatische Spielgruppen u.a. in Gomel, Dobrusch, Novosypkow und Unetschka. Diesen Spielgruppen kommt günstigenfalls die Bedeutung von Kleinkunstbühnen zu. Sprache und Sprachtechnik sind vernachlässigt (Mogilew). Bei den vorgeführten Stücken handelt es sich zum größten Teil um kleine russische Volksstücke (Polozk), teilweise mit einfältigstem Inhalt (Borissow). Die Theater in Witebsk und Borissow sind weißruthenisch ausgerichtet, die Stücke in weißruthenischer Sprache geschrieben. Das Programm in Mogilew beschränkt sich im allgemeinen auf russische Stücke. Die weißruthenische Sprache kommt hier auf der Bühne nicht zur Geltung, einmal weil nicht alle Schauspieler sie beherrschen, vor allem aber weil in weißruthenischer Sprache für die Mogilewer Bühne keine geeignete Literatur zur Verfügung steht. Über die Verhältnisse in den einzelnen Städten des Bereiches liegen folgende Meldungen vor: Z.Zt. ist in Witebsk an kulturellen Einrichtungen für die Bevölkerung nur wenig vorhanden. In erster Linie ist hier das weißruthenische Volksheim mit seiner Spielgruppe zu nennen. Die Bühne ist völlig weißruthenisch ausgerichet. In Borissow besteht z.Zt. ein weißruthenisches Theater, das hauptsächlich Komödien mit denkbar einfältigem Inhalt aufführt. Die Stücke sind fast restlos in weißruthenischer Sprache geschrieben. In Lepel wurde Ende 1941 durch Gründung eines städtischen Theaters mit 32 Schauspielern (drei Berufs- und 29 Laienschauspieler) der Grundstein für den kulturellen Wiederaufbau in der Stadt Lepel und den umliegenden Ortschaften Uschatzki, Beschenkowitschki und Tschaschnike gelegt. Aufgeführt wurde bisher das Schauspiel „Der Bucklige“ und der 4. Akt des Schauspiels „Die Schuldigen ohne Schuld“ von Ostrowski. In Polozk ist z.Zt. nur ein Theater vorhanden. Außer einem Berufsschauspieler treten nur Laien auf. Zur Vorführung gelangen kleine russische Volksstücke. An Eintrittsgeld werden 5, 7 und 10 Rubel erhoben. Am 5.7.42 wurde in Orel ein russisches Theater mit einer bunten Bühne eröffnet. Es wird z.Zt. die Komödie „Die späte Liebe“ von Ostrowski gegeben. Dekoration und sonstige Requisiten sind sehr primitiv und schlecht, wie es überhaupt an allen technischen Hilfsmitteln mangelt. Die Künstler, die zum Großteil aus Orel stammen, weisen ausnahmslos durchschnittliche Leistungen auf. Das Ensemble besteht aus 14 Personen, die von der Stadtverwaltung fest besoldet werden. Die Eintrittspreise bewegen sich je nach dem Platz zwischen 4–10 Rubel. Es stehen 240 Plätze zur Verfügung.Mogilew verfügt seit einigen Wochen über eine dramatische Gruppe in Stärke von 35 Personen. Die Truppe gastiert im Stadttheater, soweit dieses nicht durch KdF-Vorführungen für die Wehrmacht in Anspruch genommen ist, oder in einem größeren Saal der Stadtverwaltung. Auch Gastspiele in der Umgebung finden statt. Die Stadtverwaltung garantiert eine Mindesteinnahme. Mehrerträge fließen den Künstlern zu. Bobruisk: Vom 1.–30.Oktober1941 wurde in Bobruisk an der Wiedererrichtung eines russischen Theaters gearbeitet. Das Theater befand sich zuerst im Hause der Roten Armee. Es wurden dort etwa 24 Vorstellungen gegeben. Größtenteils waren es Operetten, kleine Komödien usw. Die Vorstellungen waren immer gut besucht, vor allem von der Jugend. Da das Haus der Roten Armee als SS-Lazarett eingerichtet wurde, mußte das Theater verlegt werden. Es ist z.Zt. noch sehr dürftig eingerichtet. Es fehlt vor allem an Kostümen. Ferner fehlen noch verschiedene Einrichtungsgegenstände. Der Zuschauerraum sowie die Bühne des Theaters sind für die Bedürfnisse Bobruisks viel zu klein.


  b) Film


  Neben der Eröffnung von Theatern konnten dem Wunsche der russischen Zivilbevölkerung entsprechend an vielen Orten Kinos eröffnet werden. Zur Errichtung bzw. Wiederinstandsetzung weiterer ehemaliger russischer Lichtspieltheater fehlt es vor allem an Ersatzteilen, die aber auch in Deutschland nur schwer zu beschaffen sind, da die Hauptgeräte russischer Herkunft sind. Nach den bisherigen Feststellungen sind Kinos für die russische Zivilbevölkerung u.a. vorhanden in Smolensk: 1 Kino, früher 12 Kinos (früher war aber auch die Bevölkerungszahl 10 × größer als heute!), Karatschew: 1 Kino, früher 7 Kinos, Brjansk: 1 Kino, früher 3 Kinos, Witebsk: 1 Kino, früher 4 Kinos, Borissow: 1 Kino, früher 4 Kinos, Mogilew: 1 Kino, früher mehrere Kinos, Klinzy: 1 Kino, Bobruisk: 1 Kino, Klimowitschi: 1 Kino. In Gomel, Roslawl, Sytschewka, Newel, Lepel, Polozk u.a. sind Lichtspieltheater eigens für die russische Bevölkerung noch nicht wieder eröffnet worden. Hier ist man teilweise dazu übergegangen, an bestimmten Tagen in den Soldatenkinos den für die Wehrmacht laufenden Spielfilm mit der aktuellen Wochenschau zu zeigen (Sytschewka, Roslawl). Die Gesamtzahl der Spielstellen für die russische Bevölkerung beläuft sich gegenwärtig auf 33. An Spielfilmen wurden in den für die Bevölkerung bisher eröffneten Kinos z.B. vorgeführt: „Das Wunschkonzert“, „Die letzte Runde“, „Sieben Jahre Pech“, „Zentrale Rio“, „Wenn wir alle Engel wären“, „Zwei lustige Vagabunden“. In den Soldatenkinos wurden die jeweils laufenden Spielfilme vorgeführt. An Kulturfilmen wurden u.a. gezeigt: „Das Leben der Arbeiter und Bauern in Deutschland“, „Flanderns deutsches Gesicht“, „Eine Rheinfahrt“, „Glasbläser“. Zum besseren Verständnis der Handlung ist man dazu übergegangen, russische Untertexte auf die Bildstreifen zu setzen. Dies lässt sich jedoch nur in den Kinos für die Zivilbevölkerung durchführen. Bei den Vorstellungen für die russische Bevölkerung in den Soldatenkinos hilft man sich teilweise durch Dolmetscher, die entweder vor Beginn der Vorführung einen Überblick über die Handlung geben oder während der Vorstellung laufend den Inhalt der Gespräche oder das Geschehen erklären. Sytschewka berichtet hierzu z.B. über die Aufführung einer deutschen Wochenschau und des Films „Wiener Blut“, daß ein Dolmetscher der PK vorher den Wehrmachtsbericht verlesen und dann bekannt gegeben hat, daß es sich um einen lustigen Film aus der Zeit Napoleons handele. Er übersetzte während des Hauptfilms laufend den Inhalt, so daß die Besucher die Handlung verstanden.


  c) Funk


  Neben Theater und Film trat schon bald nach dem Einmarsch der deutschen Truppen als weiteres Betreuungsmittel der russischen Bevölkerung der Rundfunk und Drahtfunk. An freien Stellen und besonders belebten Straßen der Städte wurden Lautsprecheranlagen angebracht, die neben Musik die neuesten Nachrichten brachten. Außer den Lautsprecheranlagen wurde weiterhin der Drahtfunk mehr und mehr zur propagandistischen Beeinflussung und Betreuung der russischen Bevölkerung eingesetzt. In den Städten, in denen die Roten die Anlagen nicht restlos zerstört hatten, war in kurzer Zeit die ganze Stadt an ihn angeschlossen (Smolensk, Witebsk, Bobruisk, Orel). Es wurden hauptsächlich Übertragungen des Deutschlandsenders oder des Reichssenders Berlin gebracht. Brjansk berichtet z.B., daß zweimal täglich Nachrichten in russischer Sprache vom Landessender Minsk übernommen werden. Dazwischen erfolgt eigens Schallplattenmusik und die Durchgabe lokaler Nachrichten. Smolensk, Witebsk, Bobruisk u.a. berichten über einen starken Ausbau des Drahtfunks. Im Februar 1942 gab es z.B. in Witebsk 400 Anschlüsse, im März 1942 680 und im April 1942 über 2000. Eine Aufstellung der Drahtfunkanschlüsse im Bereich der Einsatzgruppe B im Juni 1942 zeigt nachstehende Zahlen auf (siehe Lagebericht vom 1.–15.6.1942): Smolensk 1070 Anschlüsse, Witebsk 2145 Anschlüsse, Lepel 200 Anschlüsse, Senne Dryssa 500 Anschlüsse, Orscha 10 Anschlüsse, Borissow 536 Anschlüsse, Krupka 26 Anschlüsse, Mogilew 890 Anschlüsse, Kritschew 28 Anschlüsse, Stary-Bychow 27 Anschlüsse, Kruzloie 40 Anschlüsse, Bobruisk 3796 Anschlüsse, Gomel 119 Anschlüsse, Klinzy 250 Anschlüsse, Marina Gorka 285 Anschlüsse, Dobrusch ca. 150 Anschlüsse, Rogatschew ca. 200 Anschlüsse, Glusk 250 Anschlüsse, Orel 6000 Anschlüsse. In einigen Gebieten, z.B. Sytschewka, konnten die Drahtfunkanlagen noch nicht wieder in Betrieb gesetzt werden, da die Russen sie restlos bei ihrem Abzug zerstört hatten. In anderen Gebieten sind die Anlagen in technischer Hinsicht wenig leistungsfähig. Witebsk berichtet z.B.: Da der Drahtfunksender Lepel in technischer Hinsicht wenig leistungsfähig ist, können die von der Propagandastaffel vorgeschriebenen Tagesprogramme nicht eingehalten werden. Tagsüber ist der Sender nur in Stunden zu hören, in denen die Nachrichten durchgegeben werden, und abends werden nur die Sender eingeschaltet, die eine einwandfreie Lautwiedergabe gewährleisten. Bei starken atmosphärischen Störungen versagt der Empfang vollkommen. Im allgemeinen war der Sendebetrieb aber ungestört. Das Programm hat in letzter Zeit manche Bereicherung erfahren. In Witebsk hat man die Sendungen „Soldaten spielen für Soldaten“ vom Drahtfunk übernommen; ferner hat man aus den Reihen der dortigen Wachkompagnie der Ukrainer einen sehr guten Pianisten und einen Chor herausgezogen, die außer im weißruthenischen Volksheim im Drahtfunk auftreten. Das Programm des Drahtfunks ist im Bereich der Einsatzgruppe B in künstlerischer und politischer Hinsicht recht gut.


  d) Bibliotheken


  Auf dem Gebiete des Büchereiwesens sind die Verhältnisse wesentlich schwieriger gelagert als auf den übrigen kulturellen Sektoren. Da kein Papier und keine Druckereien für die Herstellung von Übersetzungen aus dem Deutschen oder von neuer geeigneter russischer Literatur zur Verfügung stehen, beschränkte sich die bisherige Tätigkeit im wesentlichen auf die Durchsuchung der alten Bibliotheken nach Werken, die der Bevölkerung bedenkenlos zugänglich gemacht werden können. Eine Wiedereröffnung der Volks- und Stadtbibliotheken war daher nur in Einzelfällen möglich. Durch Kriegseinwirkungen sind die meisten Bibliotheken vernichtet oder in ihren Beständen dezimiert worden (Rshew, Sytschewka). Doch wurden trotz der geringen Bestände einzelne Büchereien wieder geöffnet (Jarzewo, Rshew). Ein anderer, der weitaus größte Teil ist noch nicht wieder freigegeben, da insbesondere das Amt Rosenberg noch mit der Sichtung beschäftigt ist (Mogilew, Gomel). In Witebsk wurde bisher nur der Lesesaal, der sich in den Räumen der Stadtbibliothek befindet, der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die schon seit langem geplante Wiedereröffnung der Bücherei scheitert noch an dem Fehlen der Genehmigung. In Roslawl kann die Eröffnung nicht stattfinden, da keine Räumlichkeiten zur Verfügung stehen.


  e) Musikveranstaltungen


  Was der russischen Bevölkerung auf kulturellem Gebiet bisher geboten wurde, kann durchweg auf den Nenner „Leichte Unterhaltung“ gebracht werden. Eine Ausnahme macht infolge der ausgesprochenen Begabung des Russen für Gesang und Musik nur der musikalische Sektor. Hier wird neben der leichteren Musik der Spieloper (Verdi usw.) und der Operette auch bodenständige russische Kunst, z.B. weißruthenisches und ukrainisches Volksliedgut, gebracht. Eine ausgesprochene Förderung bodenständiger, heimatgebundener Bestrebungen kann aber nicht festgestellt werden (Mogilew). An den verschiedensten Orten des Bereiches bildeten sich schon bald nach der Besetzung musikalische Spielgruppen, Orchester usw., die allgemein gute Leistungen vollbringen und in denen sich die musikalische und stimmliche Begabung der Russen auswirkt (Bobruisk, Mogilew). In anderen Bezirken ist es zu keinem Zusammenschluß musikliebender Kreise gekommen. Dies ist vor allem auf das Fehlen geeigneter Räume zurückzuführen (Sytschewka, ähnlich Roslawl). Im Zuge des Ausbaues des Musiklebens wurden in verschiedenen Orten des Einsatzgruppenbereiches Musikschulen eröffnet (Mogilew, Smolensk, Karatschew, Witebsk). Die Musikschule in Karatschew ist wie die Theaterschule ein Privatunternehmen. Sie erhält von der Stadt keine finanzielle Unterstützung. Als Unterrichtsfächer sind Klavier-, Geigen- und Volksinstrumentenspiel eingeführt. 4 Lehrer und 4 Lehrerinnen erteilen den Unterricht. Ein Lehrer erhält für eine 30 Minuten dauernde Stunde 3 Rubel. Durchschnittlich verdient der Direktor 500 Rubel, der Lehrer 3–400 Rubel. Das Schulgeld beträgt 60 Rubel pro Monat. In der Zeit vom 16.3.–17.7.1942 sind 100 Schüler in die Musikschule aufgenommen worden. 50 haben den Unterricht aufgegeben, weil sie entweder unbegabt waren, ihren Wohnort gewechselt oder eine Arbeit aufgenommen haben, so daß z.Zt. noch 50 Schüler am Unterricht teilnehmen. Die musikalische Ausbildung dauert 3 Jahre. Nach Abschluß der Schulzeit muß der Schüler eine Prüfung ablegen. Das Ziel der Musikschule in Smolensk mit z.Zt. 193 Schülern soll dahingehend erweitert werden, daß es ein „Studio der Jugend“ werden soll, in dem Musik, Tanz, Kleinkunst usw. gepflegt werden sollen. Die Träger dieses Studios sollen Honorar beziehen. An der Musikschule in Mogilew befinden sich z.Zt. 400 Schüler. Das Schulgeld beträgt 30 Rubel monatlich, die Stadt gewährt 1000 Rubel Zuschuß. die Fortgeschrittenen unter den Schülern treten in öffentlichen Veranstaltungen auf. Ein Chor pflegt vor allem kirchliches Liedgut. Die Musikschule in Witebsk ist dem weißruthenischen Volksheim angeschlossen. In Orel wurde am 1. Mai ds.Js. eine Musikschule eröffnet. Die Schule ist eine städtische Anstalt, die Lehrkräfte werden von der Stadt besoldet. Als Unterrichtsfächer liegen vorerst vor: Klavier-, Geigen- und Harmoniumunterricht. An der Anstalt unterrichten 8 Lehrer. Sie erhalten pro Unterrichtsstunde 4 Rubel. Bisher haben sich 60 Schüler gemeldet. Weitere Meldungen mussten vorläufig zurückgestellt werden, da das augenblickliche Schulgebäude nicht genügend Räume aufweist. Die Anstalt verspricht einen sehr guten Zuspruch, und man beabsichtigt, nach Freiwerden der restlichen Räume sie in entsprechendem Maße auszubauen.


  f) Vortragswesen


  Im Vergleich zu den übrigen kulturellen Sektoren steckt das Vortragswegen für die russische Bevölkerung noch ganz in den Anfängen. Themen von Vorträgen waren durchweg politischer Art. Teilweise handelte es sich um Erlebnisberichte ins Reich gesandter Russen. Witebsk berichtet z.B. aus Polozk folgendes über 2 dort stattgefundene Vortragsveranstaltungen: Für die russische Bevölkerung wurden in Polozk bisher zwei Vorträge veranstaltet. In einem schilderte der Bauer Koslow seine Erlebnisse während seiner Abordnung nach Deutschland. Der zweite Vortrag wurde von dem Russen Konomarew über das Thema „Für oder gegen den Bolschewismus“ gehalten. Zu dem letzten Vortrag wurde eine Musikergruppe, bestehend aus 20 Kriegsgefangenen des Dulag 125, herangezogen. In Lepel hat man damit begonnen, Betriebsappelle und Theatervorführungen dazu zu benutzen, durch Dolmetscher politisches Gedankengut in die russische Bevölkerung zu tragen. Im einzelnen wird dazu berichtet: Am 7.7.42 wurde gelegentlich eines Betriebsappells des Torfwerkes Lepel vor ca. 200 Arbeitern ein Vortrag über Wesen und Werdegang des Führers gehalten. Der Appell wurde außerdem durch Vorführungen der dortigen Theatergruppe umrahmt. Am 18. und 19.7. hielt ein Russe in Lepel vor etwa 500 Zuhörern einen Vortrag über seine Eindrücke in Deutschland. Der Vortrag des Russen und der Betriebsappell in dieser neuen Form haben einen großen Eindruck auf die Bevölkerung hinterlassen. Auch Vorträge über die allgemeine Kriegslage wurden an einigen Orten des Bereiches durchgeführt. Hierzu wird u.a. gemeldet: Orel: Hier werden einmal im Monat, möglichst an einem Sonntag, Versammlungen für die russische Zivilbevölkerung abgehalten, bei denen deutsche Kapellen spielen und ein Dolmetscher kurz auf die im Augenblick interessierenden Tagesfragen eingeht. Dieses Verfahren wurde bisher mit gutem Erfolg durchgeführt. Bobruisk berichtet, daß am 16.6.42 in Bobruisk ein Vortrag über die Kriegslage in Europa vor der russischen Bevölkerung gehalten wurde.


  2. Anteilnahme der russischen Bevölkerung und Aufnahme der Veranstaltungen durch diese


  Die auf kulturellem Gebiet zur Durchführung gebrachten Veranstaltungen werden von der russischen Bevölkerung allgemein sehr gern besucht und gut aufgenommen. Am meisten interessieren sie sich für Kriegsnachrichten und -bilder im Rundfunk und im Film (Smolensk). Aber auch die Theateraufführungen, trotzdem sie häufig noch erhebliche Mängel aufweisen, finden allgemeinen Beifall. So berichtet Orel: Am 5.7.42 wurde ein russisches Theater mit einer bunten Bühne eröffnet. Vorgeführt wird die Komödie „Späte Liebe“ von Ostrowski. Die Künstler, die zum Großteil aus Orel stammen, weisen ausnahmslos nur durchschnittliche Leistungen auf. Sie sind aber beim Publikum beliebt, besonders der Tenor, ein alter ehemaliger Musiklehrer. Die Eintrittspreise bewegen sich zwischen 4–10 Rubel. Der Theaterbesuch kann als gut bezeichnet werden. Es stehen 240 Plätze zur Verfügung. Borissow meldet: Die Bevölkerung nimmt die hier gezeigten Komödien mit großer Begeisterung auf. Die Vorstellungen sind immer bis auf den letzten Platz gefüllt. Der Inhalt der gebotenen Komödien, die in weißruthenischer Sprache geschrieben sind, ist denkbar einfältig. Die Besucher sind in erster Linie Jugendliche. Der Bauer fehlt noch ganz bei diesen Veranstaltungen. Es wird allgemein ein weißruthenisches Programm verlangt. Das Theater in Polozk wird von der Zivilbevölkerung stark besucht. An Eintrittsgeld werden 5, 7 und 10 Rubel erhoben. Zur Vorführung gelangen kleine russische Volksstücke. die Vorführungen des in Lepel im April 1942 eröffneten Theaters, das auch die umliegenden Ortschaften bespielt, besuchten in der Zeit vom 1.5.–1.7.1942 in Lepel 900 Personen, Uschatzki 1111 Personen, Beschenkowitschi 1000 Personen, Tschaschniki 850 Personen. Die Veranstaltungen fanden außerordentlichen Anklang.


  Mehr noch als Theatervorführungen sind die Filmveranstaltungen für die russische Bevölkerung stets überfüllt. Die zur Vorführung gelangenden Filme werden zum allergrößten Teil von der russischen Bevölkerung begeistert aufgenommen (z.B. Orel, Witebsk, Mogilew). Vor allem sind es Filme, die dem Russen etwas über das Leben des deutschen Arbeiters und des deutschen Bauern zeigten, für die der Russe lebhaftes Interesse zeigte. Immer und immer wieder wurde und wird der Wunsch laut, möglichst viele Filme über das Leben in Deutschland und die vom Führer geschaffenen sozialen Einrichtungen zu zeigen (Mogilew). Allgemeine Zustimmung fanden die Filme, die mit russischem Untertext versehen der Bevölkerung gezeigt wurden (Witebsk, Mogilew). Bei der Wiedergabe deutscher Filme mit deutschem Text ging man zum besseren Verstehen so vor, daß ein Russe zu Beginn der Vorführung den entsprechenden Inhalt bekannt gab (Lagebericht vom 1.–15.6.1942). Im einzelnen wird zu den Filmvorführungen für die russische Bevölkerung gemeldet (siehe auch hies. Lagebericht vom 1.–15.6.1942): Roslawl: Im Rahmen einer Feiergestaltung wurde ein Film über den deutschen Arbeiter und seine Freizeitgestaltung gezeigt, der stürmischen Beifall bei der russischen Bevölkerung auslöste. Dem Film wurde voller Glaube geschenkt, zumal die im Weltkrieg in deutscher Gefangenschaft gewesenen Russen die Bilder vom Leben im Reich bestätigten. Mogilew: Die Russen haben eine direkte Kinosucht. Der Andrang zu den Vorstellungen ist immer sehr groß, und es kommt vor, daß Russen ihre zu 2,– RM erworbenen Eintrittskarten zu einem Betrag bis zu 20, – RM weiterverkaufen und dabei noch genügend Abnehmer finden. Orel: Hier finden täglich drei Kinovorführungen statt. Das Filmtheater mit seinen 262 Plätzen ist stets ausverkauft. Brjansk: Das Brjansker Kino für die Zivilbevölkerung erfreut sich im allgemeinen eines regen Besuches, jedoch wird in letzter Zeit darüber geklagt, daß die Filme zu lange laufen und die Wochenschau nicht gezeigt wird. Witebsk: Durch den ständigen guten Besuch der Lichtspieltheater angeregt, wird hier ab 20.6. den Russen auch die deutsche Wochenschau gezeigt. Sytschewka: Die Tonfilmvorführungen für die Einheimischen erfreuen sich größter Beliebtheit (Dorogobusch, Wjasma, Sytschewka). Die Leute freuen sich die ganze Woche schon auf den Sonntag, an dem sie zur Vorstellung zugelassen werden, und der Inhalt des Filmes, der ihnen Eindrücke aus Deutschland vermittelt, oder die Bilder vom Zeitgeschehen an der Front geben ausreichenden Gesprächsstoff. Über die Aufnahme einzelner Filme bei der russischen Bevölkerung liegen Berichte u.a. vor aus Sytschewka: Der Film „Nacht in Venedig“ hat in Dorogobusch einen vollen Erfolg gebracht. Trotzdem man die Sprache nicht verstand, haben die gesanglichen Leistungen wie die gut angezogenen Frauen und Männer einen nachhaltigen Eindruck hinterlassen. Nach dem Film wurde verschiedentlich die Frage geäußert, ob denn auch wirklich in Deutschland alle Menschen so gut angezogen seien und es tatsächlich in Deutschland so schön wäre. Orel: „Das Wunschkonzert“ fand eine besonders gute Aufnahme, so daß sämtliche Vorstellungen ausverkauft waren. z.Zt. läuft der Boxerfilm „Die letzte Runde“, der von der Bevölkerung uneinheitlich beurteilt wird. Filme, die einen ukrainischen Untertext haben, werden von der Bevölkerung abgelehnt. Brjansk: Es wurden bis jetzt zwei Filme gezeigt. Die erste Vorstellung mit dem Film „Sieben Jahre Pech“ hat seitens der Bevölkerung nicht den gleichen Anklang gefunden wie der Kriminalfilm „Zentrale Rio“, zumal der russische Untertext bei dem ersten Film teilweise nicht mit der Handlung übereinstimmte. Seitens der russischen Bevölkerung besteht starkes Interesse für die deutsche Wochenschau. Der Preis von 3 Rubel ermöglicht insbesondere der breiten Masse den Besuch der Vorstellungen, die auch rege davon Gebrauch macht und sich lobend darüber ausspricht. In Orel wurde der Film „Zwei lustige Vagabunden“ gezeigt. Durch seine unpolitische und heitere Tendenz fand er eine recht gute Aufnahme. Bei Befragen der Kinobesucher wurde durchweg einheitlich geantwortet, sie hätten in den zwei Stunden der Filmdauer all ihre Not vergessen und schon lange nicht mehr so herzlich gelacht. Zu der Vorführung von Kulturfilmen berichtet Roslawl: In letzter Zeit wurden der Bevölkerung folgende Filme gezeigt: 1. „Flanderns deutsches Gesicht“, 2. „Eine Rheinfahrt“ und 3. „Glasbläser“. Die Filme haben der russischen Bevölkerung wenig gefallen. So fehlten z.B. bei dem Film „Flanderns deutsches Gesicht“ den meisten Zuschauern die Geschichtskenntnisse. Sie wußten nicht recht, um was es bei dem Film ging. Viele glaubten, so seien die Häuser im Reich. Ein HJ-Film, der in einer zweiten Aufführung den Russen gezeigt wurde und der die Aktivität der deutschen Jugend und ihre Ertüchtigung erkennen ließ, interessierte dagegen stark. Außerordentlich lebhaft war das Interesse für die Wochenschauen „Deutschlands Rüstungsindustrie“ und „Kampf um Afrika und Sewastopol“. Witebsk meldet, daß die Vorführung eines Filmes über den Führer außerordentlichen Eindruck bei den Russen hinterlassen habe. Die Verwunderung darüber, daß der Führer sich unter das Volk mischt, nach Holland, Belgien, Frankreich fährt, war sehr groß. Die Russen betonten, daß sie so etwas nicht bei Stalin gewöhnt waren, von ihm wußte man nicht anderes, als daß er sich im Panzerzug durch das Land bewegte. Vor allem bringt die Zivilbevölkerung den Wochenschauen großes Interesse entgegen. Es wird ferner zugegeben, daß die deutschen Spielfilme unterhaltender wären als die früher unter den Sowjets gezeigten. Allerdings macht sich seit einiger Zeit bei der Betreuung der Zivilkinos ein Filmmangel unliebsam bemerkbar. Der Wunsch nach Spielfilmen ist sehr rege. Leider werden meist nur Filme dritter Sorte angeliefert. Es sind also vor allem die Wochenschauen, Kulturfilme aus dem deutschen Leben und deutschen Landen sowie wertvolle deutsche Spielfilme, die immer wieder von der russischen Bevölkerung gewünscht werden (siehe auch Lagebericht vom 1.–15.7.1942).


  Die Anteilnahme der Bevölkerung an den Sendungen des Drahtfunks wird am besten durch die dauernde Steigerung der Anschlüsse aufgezeigt. In Witebsk stieg z.B. die Zahl der angeschlossenen Lautsprecher von 400 im Februar auf 2000 im April 1942. Bezüglich der Programmgestaltung sind die Wünsche und Anregungen aus der Bevölkerung sehr unterschiedlich. Teilweise wünscht man mehr politische Nachrichten auf Kosten des übrigen Programms, der größere Teil aber möchte weniger Reden und dafür mehr unterhaltende Musik hören. Vereinzelt werden auch Stimmen laut, die wissenschaftliche Vorträge allgemein verständlicher Art im Programm sehen wollen (Smolensk). Im einzelnen wird zu der Programmgestaltung berichtet: Lepel: Die deutschen Volks- und Soldatenlieder, Schlager und Märsche, die der Bevölkerung durch Drahtfunk bekannt geworden sind, finden großen Anklang. Man wünscht sie immer wieder zu hören. Witebsk: Von den deutschen kulturellen Darbietungen wird besonders die durch den hiesigen Drahtfunk vermittelte Musik freudig aufgenommen. Dabei wird leichte Musik, besonders Schlager, bevorzugt.


  Abgesehen von einem einzigen Fall, in welchem eine Bücherei wegen geringer Nachfrage von der Ortskommandantur wieder geschlossen wurde (Newel), besteht allgemein bei der russischen Bevölkerung der Wunsch nach Wiedereröffnung der Bibliotheken, hofft man, hierdurch doch einen Teil seines Lesehungers, der bei den Russen bisher groß war, befriedigen zu können.


  Die Anteilnahme der russischen Bevölkerung an Film- und Theatervorführungen wird noch übertroffen durch das Interesse, das sie den Musikveranstaltungen und dem Musikleben entgegenbringt. Die neben den dramatischen Gruppen aufgestellten musikalischen Spielgruppen fanden allerorts starken Zuzug, so daß sich aus ihnen in kurzer Zeit Orchester, Chöre usw. mit zum Teil recht guten Leistungen entwickeln konnten. Darüber hinaus erfreuten sich die an vielen Orten entstandenen Musikschulen erheblichen Zuspruchs. U.a. berichtet Mogilew von 400, Smolensk von 193, Karatschew von 100 und Orel von 60 Musikschülern. In Orel mußten weitere Anmeldungen infolge Raummangels vorerst zurückgestellt werden. An rein russischen Veranstaltungen nimmt die Bevölkerung erklärlicherweise stärkeren Anteil. Vor allen Dingen will die Intelligenz die klassische russische Musik von Borodin, Skrjabin, Glinka, Tschaikowski und anderen großen Meistern angefangen von den Liedern und Romanzen bis zu den Symphonien und Opern vorgetragen wissen. Denn gerade in der Musik ist der Russe schnell zu Vergleichen geneigt. Auf dem Gebiet der Opernmusik gibt man offen der russischen, da sie mehr dem Volkscharakter entspricht, den Vorrang. Deutsche Marsch- und Tanzmusik wird dagegen im Vergleich zur russischen als schöner bezeichnet. Der größere Teil der Bevölkerung aber, vor allem die Jugend, findet immer wieder Gefallen an den deutschen Liedern, Marschliedern und Schlagern wegen ihres lebensfrohen, aufmunternden Schwunges. Die Bevorzugung der leichteren Kost ist durch die augenblicklichen Verhältnisse zu erklären. Hierzu berichtet u.a. Sytschewka, daß bei den von deutschen Stellen für die Zivilbevölkerung angesetzten Veranstaltungen keineswegs nur russische Werke gewünscht würden. Die Bevölkerung hänge im Gegenteil sehr am Deutschen und würde gern deutsche Musik hören. Über die Anteilnahme der Bevölkerung an einzelnen musikalischen Darbietungen bzw. Veranstaltungen liegen folgende Meldungen vor: Lepel: Die deutschen Volks- und Soldatenlieder und Schlager finden großen Anklang. Karatschew: Besonders großen Gefallen findet die russische Bevölkerung an den deutschen Volksliedern. Deutsche Märsche und Schlager werden gern gehört, doch finden diese, wie die Beobachtungen gezeigt haben, nur deshalb Gefallen, weil sie in der Regel einen lebensfrohen aufmunternden Schwung in ihren Melodien enthalten. Smolensk: Deutsche Lieder (Marsch-, Volkslieder, Schlager) werden gern gehört. Ein ausschließlich russisches Programm wird nicht verlangt. Bei den für die russische Bevölkerung durchgeführten Veranstaltungen war immer ein Massenandrang aus allen Kreisen festzustellen. Lepel: Die Veranstaltungen mit Liedern im Chorgesang (russischen, weißruthenischen und ukrainischen), mit Guitarreorchester, Sologesang, Volkstänzen und Harmonikaspiel fanden ganz außerordentlichen Beifall. Besonders erfreut zeigt sich die Bevölkerung über die Wiedergabe alter russischer Musik, die in allen Kreisen außerordentlich populär ist und auch während der Sowjetzeit teilweise ihren Platz in den Programmen behauptete (z.B. Tschaikowski). Allgemein kann man die Beobachtung machen, daß den Russen z.Zt. Stücke freudigen bzw. humorvollen Inhalts am meisten Freude machen. Hiermit ist aber nicht gesagt, daß schwere Musik nicht verstanden wird. Die Bevorzugung heiterer Kost ist einwandfrei durch die augenblicklichen Verhältnisse zu erklären. Newel: Bei den von der deutschen Wehrmacht hin und wieder gegebenen Standkonzerten findet sich auch die russische Bevölkerung ein, die die dabei gebotenen Weisen und Märsche sehr beifällig aufnimmt. Sytschewka: Die deutschen Musikkorps, die hier häufig vor Lazaretten und bei anderer Gelegenheit aufspielen, werden auch von vielen russischen Zivilisten umstanden, ein Zeichen dafür, wie ihnen die deutsche Marschmusik, wenn auch neu und ungewohnt, gefällt. Ebensolchen Anklang findet die flotte deutsche Schlagermusik. Als Selbstaufführende finden die Russen jedoch immer wieder zu ihrer eigenen Musik zurück (schwermütige Musik oder wilde Tanzmusik).


  Wenn auch nicht im gleichen Maße wie Film, Theater, Rundfunk, Presse usw., so bringt der Russe doch dem Vortragswesen erhebliches Interesse entgegen. Die im Gebiet von Polozk und Witebsk durchgeführten Vortragsreihen mit dem russischen Propagandaredner Koslow, der seine Eindrücke von der Deutschlandreise schilderte, hatten eine ausgezeichnete Wirkung auf die Teilnehmer, vor allem, weil K. es verstand, auf das russische Einfühlungsvermögen und die Denkweise seiner Zuhörer einzugehen. Auch die Vorträge über die allgemeine Kriegslage sprachen die Bevölkerung allgemein an (Orel, Bobruisk). Von vielen Russen wurde der Wunsch geäußert, solche Vorträge häufiger hören zu können. In einem Bericht aus Lepel über zwei im Rahmen von Betriebsappellen gehaltenen Vorträge heißt es: Die Betriebsappelle in dieser Form (mit Theatervorführungen und Rednern) haben einen großen Eindruck bei der russischen Bevölkerung hinterlassen.


  Zusammenfassung


  Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die Sowjets in Stadt und Land ein dichtes Netz von kulturellen Einrichtungen zur Betreuung und Erfassung sämtlicher Bevölkerungskreise aufgebaut hatten. Bei diesen Maßnahmen war es ihnen jedoch nicht um eine kulturelle Betreuung schlechthin zu tun, sondern man nützte jede sich bietende Gelegenheit aus, um das bolschewistische Ideengut in die Massen hineinzutragen. Hiermit haben sie teilweise gute Erfolge gehabt. An einem Teil der Darbietungen bzw. Veranstaltungen nahm die Bevölkerung aus freien Stücken regen Anteil. Das war allgemein bei den Darbietungen der Fall, die ohne merklichen politisch-propagandistischen Einschlag waren wie unterhaltende Film-, Theater- und Musikveranstaltungen. An den übrigen Einrichtungen des kulturellen Sektors nahm der Russe mehr oder weniger gezwungen teil oder aber aus der Befürchtung heraus, bei Nichtteilnahme Nachteile beruflicher Art usw. zu haben. Die kulturelle Betreuung der russischen Bevölkerung nach dem Einmarsch der deutschen Truppen steckt im großen und ganzen noch in den Anfängen. Sie ist wie zur Sowjetzeit nicht Selbstzweck, sondern ein wesentlicher Teil der deutschen Propaganda zur Gewinnung des russischen Menschen. An dem auf dem kulturellen Sektor bisher Gebotenen nimmt die Bevölkerung regen Anteil. Dies gilt im besonderen Maße für die Filmvorführungen. Die z.B. an vielen Orten des Bereiches erfolgte Wiedereröffnung der Kinos wird seitens der russischen Bevölkerung als Beweis dafür angesehen, daß die deutsche Wehrmacht auch auf kulturellem Gebiete nach Kräften für die Bevölkerung sorgt. Man hört häufig Äußerungen, daß die Deutschen doch Kerle seien, da sie schon für die Russen Kinos einrichteten, wo die Front noch so nahe sei. Man wünscht allgemein einen weiteren Ausbau der kulturellen Einrichtungen, vor allem auch auf dem flachen Lande. Bezüglich des Filmprogramms gehen die Wünsche der Bevölkerung dahin, daß die Filme häufiger gewechselt werden, ferner daß vor allem Wochenschauen, Kulturfilme aus dem deutschen Leben und deutschen Landen sowie gute Spielfilme gezeigt werden. Im Theatersektor ist die Beseitigung vor allem der technischen Mängel Voraussetzung für eine reibungslose Durchführung der vorgesehenen Veranstaltungen. Beim Drahtfunk ist die Einrichtung weiterer Anlagen und die Ausdehnung des Programms auf weitere Stunden des Tages angebracht. Die Wiedereröffnung der Bibliotheken kommt einem allgemeinen Wunsche der Bevölkerung entgegen.


  3. Wirtschaft


  A. Handel


  Wie in den Lageberichten vom 15.7. und 1.8.1942 schon erwähnt, erweist sich die Zentral-Handelsgesellschaft Ost (ZHO) als ein immer stärker werdender Faktor in dem sich nur sehr langsam stabilisierenden Wirtschaftsleben des Gebietes der Einsatzgruppe B. Die stetige fortlaufende Errichtung weiterer Tauschläden der ZHO für die Landbevölkerung hat an einzelnen Stellen bereits eine Verminderung des Tauschhandels herbeigeführt. Die Auswirkung der Neueinführung von Lebensmittelkarten für die russische Bevölkerung zum 1.Oktober1942 wurde allerdings hierbei noch nicht berücksichtigt. Im Gebiet Witebsk sind bis heute 22 solcher Tauschläden in Betrieb genommen. Die Planung für das gleiche Gebiet sieht etwa 1000 dieser Tauschläden vor. Die gleiche aufwärtsstrebende Entwicklung ist auch in den Gebieten von Smolensk, Mogilew, Borissow und Gomel festzustellen. Im Gebiet von Orel hat die ZHO bis heute noch keine Tauschläden errichtet. Preisgestaltung: Die ZHO hat durch ihre äußerst günstige Preisgestaltung für die wichtigsten Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände den Anreiz zum wilden Tauschhandel eingeschränkt. In den Tauschläden der ZHO kostet 1 Pfund Salz RM –,10, 1 Päckchen Machorka RM –,20, 4 Schachteln Streichhölzer RM –,10. Diese für die russischen Verbraucher verlockenden Preise sichern den ZHO-Tauschläden einen starken Zulauf und zwangsmäßig einen erhöhten Absatz der bisherigen Mangelware. Erfassung der Landesprodukte: Einen weit größer zu wertenden Erfolg kann die ZHO bei der Erfassung von Rohstoffen und Landesprodukten aufweisen. Im Gebiet Witebsk wurden bisher 3000 to Flachs, 685 to Leinensaat, 31 to Fische, 56 to Butter aufgekauft. Weitere 3000 to Flachs sind noch erfaßt. Der Wehrmacht wurden 1730 to Roggen zur Verfügung gestellt. Diese Erfolge waren der ZHO nur durch das gut ausgebaute Agentennetz, welches aus landeskundigen Russen zusammengesetzt ist, möglich. Das Entgelt für diese russischen Agenten beträgt bis zu RM 200,– monatlich und bei besonderen Leistungen auch darüber. Auch in der Erfassung von Heilkräutern hat die ZHO beachtliche Ergebnisse zu verzeichnen. So wurde, wie Witebsk berichtet, ein ehemaliger russischer Botaniker ausfindig gemacht, der durch Vorträge auf dem Lande die Sammlung sehr aktiv gestalten konnte, zumal außer einer Prämie die für die Kräuter gezahlten Preise durchweg 50% höher liegen wie zu Zeiten der Sowjets. Trotz der Diskrepanz und den Kompetenzstreitigkeiten mit den Wikos hat die ZHO sich durchgesetzt und einen Großteil der russischen Erzeugerbetriebe in eigene Regie übernehmen können. Der Grund dieses Erfolges dürfte in der viel beweglicheren Geschäftsführung der ZHO gegenüber dem starreren Verwaltungsapparat der Wiko zu suchen sein. In mehreren Fällen hat man gegenseitig ein Kompromiss geschlossen mit dem Ziel, 80% des Produktionsanfalls an die ZHO abzugeben. Der Wunsch der ZHO geht dahin, baldigst die Zivilverwaltung eingeführt zu wissen, um alle diese Streitfragen zu Gunsten einer den Umständen gemäß gerechten Wirtschaftsführung zu bereinigen. Zusammenfassend kann über die Tätigkeit der ZHO gesagt werden, daß in den von ihr bearbeiteten Gebieten fruchtbringende Arbeit geleistet wurde und das Vertrauen der russischen Bevölkerung zu den deutschen Stellen ohne Zweifel dadurch eine Stärkung erfahren hat. Allerdings sind noch große Schwierigkeiten, besonders in durch die Banden verseuchten Gebieten zu überwinden, um eine einigermaßen normale Wirtschaftsführung des Handels nach den aufgezeigten Richtlinien zu gewährleisten.


  B. Arbeits- und Sozialwesen


  Arbeitseinsatz im hiesigen Bereich und Vermittlung von Arbeitskräften für das Reich Übersicht über die Entwicklung seit dem 1.7.19424


  Über die Arbeitseinsatzlage war im Bericht vom 1.7.1942 folgendes berichtet worden: Die Erfassung der Arbeitskräfte konnte infolge der Bandengefahr in zahlreichen Gebieten nur teilweise und vielfach überhaupt nicht erfolgen. Darüber hinaus bildete die schlechte Ernährungslage oft eine weitere Schwierigkeit bei der Registrierung. Zur Lage auf dem Arbeitsmarkt wurde berichtet, dass bereits ein spürbarer Mangel an Arbeitskräften, verschiedentlich besonders an Facharbeitern, eingetreten ist, dass man versuchte, diesem Mangel durch Gewinnung von Arbeitskräften aus bandenverseuchten Gebieten zu begegnen und dass man mancherorts gezwungen war, in stärkerem Maße Frauen an Arbeitsplätzen zu verwenden, die normalerweise von Männern besetzt sind. Arbeitsmoral und Arbeitsleistung konnten noch als zufriedenstellend bezeichnet werden, obgleich die schlechte Ernährungslage auch hier verschiedentlich ungünstige Auswirkungen hervorgerufen hatte. Die Vermittlung von Arbeitskräften für das Reich entsprach hinsichtlich des Umfangs nicht den gehegten Erwartungen, so dass man dazu übergehen musste, die Werbung durch Anwendung indirekten Drucks zu forcieren (Roslawl, Orel, Witebsk). Die Meldungen gingen besonders in den Bandengebieten zusehends zurück. Ein nicht unbedeutender Ausfall musste der Wirkung der von der gegnerischen Propaganda ausgehenden Gerüchte zugeschrieben werden (Orel). Ebenso ungünstige Auswirkungen hatte die Nichtzahlung der den Angehörigen von Arbeitsfreiwilligen zustehenden Unterstützungsgeldern (Witebsk). Vorteilhaft hingegen zeigte sich die Veröffentlichung von Briefen der bereits nach Deutschland vermittelten Arbeiter. Als kennzeichnend für die seitherige Entwicklung kann die Tatsache angesehen werden, dass eine weitere Zunahme des Arbeitskräftemangels eingetreten ist. Ferner ist als ein neues Moment hinsichtlich der Vermittlung von Arbeitskräften für das Reich das Bekanntwerden von Meldungen über schlechte Behandlung und ungenügende Verpflegung in Deutschland zu nennen. Derartige Nachrichten sind vermutlich durch Rückkehrer in der Bevölkerung verbreitet worden.


  1.) Entwicklung und Durchführung des Arbeitseinsatzes


  Die Registrierung der der Arbeitspflicht unterliegenden Personen konnte weiter vorangetrieben werden, doch ist in manchen Städten des Bereichs die Erfassung immer noch sehr mangelhaft. Die Gründe hierzu liegen einesteils in der an sich lückenhaften Registrierung der Gesamtbevölkerung, andernteils in der bei Wehrmachtsdienststellen üblichen Methode, die Arbeitskräfte nicht erfassen zu lassen (Orel). Die Unzulänglichkeit der vorhandenen Register zeigt nachstehendes Beispiel: Bei der Erfassung der Jugendlichen zum Zwecke des Arbeitseinsatzes in der Stadt Orel gingen 623 Meldungen allein in einem kleinen Stadtbezirk ein. Im Melderegister der russischen Polizei (Orel) waren für diesen Stadtteil insgesamt nur 16 Jugendliche eingetragen. In den Landbezirken steht einer planmäßigen Erfassung der Arbeitspflichtigen nun in nahezu sämtlichen Rayons die Bandengefahr im Wege. Witebsk meldet, dass die Landbevölkerung zurzeit wegen der Bandenumtriebe so gut wie nicht erfaßbar sei. Aus einem Bericht des Arbeitsamtes Smolensk: „Die Hoffnungen, die berechtigt auf die Ergiebigkeit der neu hinzugekommenen Rayons gesetzt wurden, haben sich infolge des rapiden Anwachsens der Bandengefahr zerschlagen! Viele Rayonstädte sind nur unter starker bewaffneter Bedeckung durch die Arbeitseinsatzbehörden zu erreichen. Die Heranziehung der Landbevölkerung konnte aus diesem Grunde bis jetzt nur in geringem Umfange durchgeführt werden (Witebsk, Smolensk und andere). Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat inzwischen – wie aus den eingegangenen Meldungen hervorgeht – eine weitere wesentliche Verschlechterung erfahren (Roslawl, Orel, Witebsk, Smolensk). Die von den verschiedenen Bedarfsträgern, bei denen es sich in der Hauptsache um Wehrmachtsdienststellen, OT und Reichsbahn handelt, angeforderten Kontingente konnten meist nicht mehr gestellt werden. Nach einer Meldung aus Brjansk werden dort noch benötigt: 450 Arbeiter für einen Pi-Stab, 200 Arbeiter für eine Luftwaffenbauleitung, 1600 Arbeiter für Strassenbau (OT). In Roslawl besteht ein Bedarf von: 100 Arbeiter für Holzschlag, 500 Arbeiter für Bahnbau, 170 Arbeiter für Festungsbau, 500 Arbeiter für Strassenbau (OT), 150 Arbeiter für Bahnbau [sic]. In Borissow fehlen 1200 Arbeitskräfte. Der Mangel an Facharbeitern, insbesondere an Bauhandwerkern ist jetzt überall vorhanden. Nur in ganz wenigen Fällen war der Bedarf an Facharbeitern noch zu decken (Witebsk, Smolensk, Bobruisk, Brjansk). Im Bobruisker Bezirk kann ein der Forstwirtschaft gegebener Sonderauftrag zur Herstellung von mehreren Millionen Eisenbahnschwellen infolge des Fehlens von Schwellenhauern nur sehr schleppend ausgeführt werden. In Borissow fehlen Bauhandwerker, besonders Maurer und Zimmerleute. Orel berichtet von Schwierigkeiten, die hauptsächlich bei der Beschaffung von Spezialarbeitern auftreten. Für die in Smolensk befindlichen drei Ziegeleien und zwei Kiesgruben liegen kleinere Anforderungen vor, die örtlich gedeckt werden können. Allerdings müssen ungelernte Arbeiter zugewiesen werden, da die verlangten früheren russ. Facharbeiter nicht mehr vorhanden sind. Die Sägewerke fordern gelernte Sägewerksarbeiter in geringem Umfange an. Auch hier müssen Anlernmaßnahmen durchgeführt werden, da die Russen die Facharbeiter mitgenommen haben. Das Baugewerbe wird hier von den Heeresbaudienststellen und von der OT vertreten, die alle Bauhandwerker an sich gezogen haben. Neue Anforderungen von Baufacharbeitern sind von hier im Wege des Ausgleichs aufgegeben worden. Nach Mitteilung auf der Amtsleiterbesprechung in Orscha ist jedoch für die Deckung des Ausgleichsbedarfs keine Aussicht vorhanden. Seitens der Wasserwerke werden Rohrschlosser und Erdarbeiter für die vielen Rohrbrüche angefordert, die nach und nach von hier gestellt werden sollen. Einen Teil der fehlenden Kräfte hofft man aus den noch nicht registrierten Bezirken herausziehen zu können. Wie schon erwähnt, sind aber die bisher in dieser Richtung unternommenen Versuche wenig erfolgreich gewesen. Zu berücksichtigen ist hierbei allerdings der Umstand, dass die Landgebiete selbst danach trachten mussten, zur Sicherung der Ernte ihren Bestand an Arbeitskräften nach Möglichkeit zu halten. Z.B. berichtet Roslawl: Da die Arbeitskräftebestände der Stadt erschöpft sind, holt man die fehlenden Arbeiter aus den Rayons, was bisher auch möglich war. Die ländliche Bevölkerung beginnt jedoch zu klagen, dass man ihr die besten Arbeitskräfte weghole. Der Monatsbericht für August/September des Arbeitsamtes Smolensk enthält Angaben über die Zahl der Beschäftigten in einem vorwiegend durch die Landwirtschaft bestimmten Rayon. Es sind danach in diesem Gebiet vorhanden 19.900 Beschäftigte, darunter 6422 Männer und 13.478 Frauen. Der russische Leiter der Arbeitseinsatzstelle bezeichnete 4800 Kräfte für den Einsatz in der Stadt als entbehrlich. Gegen diese Behauptung liefen die Ortskommandantur und die Rayonlandwirtschaft sofort Sturm.


  2.) Arbeitsmoral und Arbeitsleistung


  Die Arbeitsfreudigkeit hat nach übereinstimmenden Meldungen nachgelassen (Orel, Smolensk, Witebsk). Als Grund wird in erster Linie die unterschiedliche Behandlung in ernährungsmäßiger Hinsicht durch die deutschen Dienststellen genannt. In Orscha wird z.B. gemeldet, dass der Fortfall der bisher von den Wehrmachtsdienststellen ausgegebenen zusätzlichen Verpflegung einen starken Rückgang der Arbeitsleistung zur Folge hatte. Unter den bei der OT und sonstigen Einheiten beschäftigten Russen seien Anzeichen von Mißstimmung und Arbeitsunlust festzustellen. Vor allem würden sich auch die Fälle von eigenmächtigem Verlassen des Arbeitsplatzes mehren. Zur Sicherung der Arbeitsdisziplin erwies sich in Bobruisk die Einführung der vertrauensärztlichen Untersuchung erkrankter Arbeitskräfte als zweckmäßig, da die Drückebergerei schon stark um sich gegriffen hatte. Ferner wird bei Nichtannahme zugewiesener Arbeit wegen angeblicher Krankheit – diese Fälle häuften sich in letzter Zeit – durch das Arbeitsamt sofortige ärztliche Untersuchung verfügt. Die Untersuchung wird von einem russischen Arzt vorgenommen, die Kosten trägt das Arbeitsamt.


  3.) Vermittlung von Arbeitskräften in das Reich


  In der Berichtszeit trat hinsichtlich der Zahl der freiwilligen Meldungen zum Arbeitseinsatz im Reich in den meisten Gebieten des Gruppenbereichs eine stark rückläufige Bewegung ein (Mogilew, Witebsk, Roslawl). Während aus dem Gebiet um Orel seither wöchentlich noch Transporte von je 1000 Arbeitern zusammengestellt werden konnten, sind die Bemühungen der Anwerbekommissionen in den stärker mit Banden durchsetzten Gebieten in letzter Zeit nahezu ergebnislos geblieben. So zählten z.B. die beiden im August aus Witebsk abgegangenen Transporte nur je 200 Personen. Dabei zwingt ein Vergleich der Zahlen der bisher in einzelnen Gebieten für den Einsatz im Reich geworbenen Arbeitskräfte mit den Einwohnerzahlen der betreffenden Bezirke zu der Annahme, dass weitere Arbeitskräfte in erheblicher Zahl noch zu beschaffen sein müssten. Im Bereich des Wiko Bobruisk z.B. wurden bis Ende August ins Reich vermittelt 5924 männliche und 2681 weibliche Arbeitskräfte bei einer Gesamtbevölkerung von etwa 600.000 Personen. Aus dem Gebiet Roslawl waren bis Ende Juli 5101 männliche und 1262 weibliche Arbeitskräfte abtransportiert. In der Zwischenzeit ist in dem letztgenannten Gebiet durch eine Verfügung der Heeresgruppe Mitte die Werbung eingestellt worden, weil der eigene Bedarf dieses Gebietes mit den vorhandenen Kräften nicht mehr gedeckt werden könne. Nach Auffassung der seither dort arbeitenden Anwerbekommission seien jedoch etwa 4000–5000 Arbeiter aus dem Bezirk noch zu gewinnen, ohne dass der Arbeitseinsatz in diesem Bereich gestört werden würde. Grosse Schwierigkeiten wurden bei der Werbung von Arbeitsfreiwilligen für das Reich durch die Banden bereitet. In einer Reihe von Bezirken war das Ergebnis der Werbung sehr gering, ja es musste sogar wegen des überaus starken Bandenterrors auf jegliche Werbetätigkeit verzichtet werden, wie aus nachstehenden Meldungen ersichtlich ist. So meldet Mogilew, dass sich in erster Linie die Bandentätigkeit hemmend auswirke. Viele Rayons fielen aus diesem Grunde für die Werbung überhaupt aus, andere konnten nur zum Teil und unter Geleitschutz bearbeitet werden. Witebsk: Der Rückgang der Meldungen von Arbeitsfreiwilligen für das Reich ist hauptsächlich auf die Verseuchung des Gebietes mit Banden zurückzuführen. Infolge der grossen Verluste an Beamten des Wiko in der letzten Zeit – Überfälle bei Dienstfahrten sind an der Tagesordnung – hat das Wiko die Fahrten auf das Land für alle Beamten, auch für die Beamten der Arbeitseinsatzbehörde, bis auf weiteres verboten. Eine Anwerbekommission des Reichsarbeitsministeriums sitzt infolge der Bandengefahr völlig behindert in Witebsk.


  4.) Die Propaganda zur Anwerbung russischer Arbeitskräfte für das Reich


  Über die gegnerische Propaganda zur Störung des Arbeitseinsatzes von Russen in Deutschland haben sich in der Zwischenzeit keine neuen Feststellungen treffen lassen. Wo sie noch zu verspüren ist, wird mit den bekannten Gerüchten gearbeitet: Verbringung der russischen Mädchen in Bordelle, Einlieferung der Männer in Konzentrationslager (Orel). Zu einer aktiven Maßnahme gegen die deutsche Propaganda für den Arbeitseinsatz im Reich ist es in Lepel gekommen. Dort wurde die Absicht der zuständigen Arbeitsbehörde, die Anwerbung auf dem Lande durch Verteilung von Briefen von bereits im Reich arbeitenden Russen wirksamer zu gestalten, durch Bandenangehörige vereitelt, indem diese die mit dem Werbematerial ausgesandten Boten gefangennahmen. Ausserdem sind in derselben Gegend Angehörige von Arbeitsfreiwilligen durch Banden terrorisiert worden. Eine oft angewandte Methode dieses Bandenterrors besteht darin, die Arbeitsfreiwilligen durch Drohungen, in denen man den Angeworbenen die Wegnahme ihres Eigentums oder Repressalien an ihren zurückbleibenden Angehörigen ankündigt, einzuschüchtern. Für die deutsche Propaganda stellten bisher die bekanntgewordenen Briefe von russischen Arbeitskräften im Reich eines der besten Mittel dar, da sie nur lobende Ausführungen über die Verhältnisse in Deutschland enthielten. Nach neueren Meldungen werde in der Bevölkerung jetzt aber öfter davon gesprochen, dass die Behandlung, die Unterbringung und die Freizeit der in Deutschland arbeitenden Russen nicht überall gut seien (Orel, Mogilew). Es wird über unzureichende Verpflegung und über die Schwere der Arbeit geklagt, hauptsächlich in den Sammellagern, die sich in den Industriestädten befinden. Ein vom Arbeitseinsatz aus Deutschland zurückgekehrter Russe Michael Jeltschaninow macht über seinen Aufenthalt in Deutschland folgende Angaben: J. hatte sich mit seiner Frau freiwillig zum Arbeitseinsatz nach Deutschland gemeldet. Er kam zunächst in das Lager Ober-Sprechen bei Berlin und hat in den Pertrix-Werken als Schlosser gearbeitet. Da er herzkrank, seine Frau schwanger war, wurden sie wieder nach Russland in Marsch gesetzt. J. berichtet, dass sie pro Tag 8 Stunden arbeiten mussten, nur einmal in der Woche Ausgang hatten und zwar unter Bewachung und dass die Lagerinsassen wegen des geringsten Vergehens im Kellerraum des Lagers geprügelt wurden. Die Ernährung war unzureichend, sie bestand aus täglich 250 gr. Brot, morgens und abends Kaffee. Zu Mittag wurde ihnen ein halber Liter Mehlsuppe verabfolgt. Ausserdem erhielten sie wöchentlich 100 gr. Butter. Die Stimmung der Russen im Lager war schlecht. Sie hatten eine bessere Behandlung in Deutschland erwartet, und die Flüsterpropaganda fand einen fruchtbaren Boden. In den Lagern wurde erzählt, dass die zweite Front der Engländer in Frankreich nicht beseitigt wäre, sondern dass dort jetzt noch heftige Kämpfe tobten. Weiter wurde über angebliche Erfolge der Roten Armee gesprochen und dabei hervorgehoben, dass die deutschen Reserven verbraucht seien und Deutschland keine Rekrutierungsmannschaften mehr habe. Ausserdem würden die bewaffneten Banden in den besetzten Ostgebieten dem deutschen Heer die grössten Schwierigkeiten bereiten, die Verkehrsweg stören und selbst deutsche Truppen angreifen. Der Transport, mit dem J. zurückkehrte – 250 Russen –, wurde auch zwischen Gomel und Brjansk zweimal beschossen. In den Sammellagern sollen, nach Berichten russischer Arbeiter, Streiks wegen der unzureichenden Verpflegung ausgebrochen sein, die von den Deutschen sofort im Keime erstickt worden seien, indem man die Urheber öffentlich erhängt oder erschossen habe (Orel). Aus Mogilew wird gemeldet, dass die Kennzeichnung der russischen Arbeitskräfte mit „Ost“ in der heimischen Bevölkerung bekannt geworden sei und zu Vergleichen der Kennzeichnung der Juden geführt habe. Vor allem habe natürlich die Flüsterpropaganda diesen Sachverhalt aufgegriffen. Auch die Unterbringung hinter Stacheldraht (die inzwischen deutscherseits getroffenen Maßnahmen zur Verbesserung der Unterbringung und Verpflegung der russischen Arbeitskräfte im Reich seien dort noch nicht bekannt geworden) zeitigte propagandistisch ungünstige Auswirkungen, vor allem, nachdem zuvor den russischen Arbeitskräften durch Propaganda in Wort und Bild die gleiche Behandlung, Entlohnung, Verpflegung, Unterbringung und Betreuung wie allen anderen ausländischen Arbeitern in Deutschland versprochen worden sei. Als der deutschen Propaganda sehr abträglich haben sich auch die ersten Rücktransporte von russischen Arbeitsfreiwilligen erwiesen, wie eine Meldung aus Witebsk besagt: Anfangs des Monats trafen in Witebsk die ersten Rücktransporte von Arbeitsfreiwilligen ein, die in der Hauptsache wegen Krankheit im Reich nicht eingesetzt werden konnten. Einer dieser Transporte in Stärke von 86 Personen war in Brest-Litowsk fehlgeleitet worden. Der Transport sollte über Dünaburg gehen, nachdem die Heimatorte der Russen im Bezirk von Pleskau bzw. Kalinin liegen. Der Bahnhofsoffizier weigerte sich, den Weitertransport durchzuführen und überstellte die Russen kurzerhand dem Arbeitsamt in Witebsk, das sie mangels geeigneter Unterbringungsmöglichkeiten dem Bürgermeister übergab. Dem blieb nichts anderes übrig, als sie in einem völlig verwahrlosten Hause unterzubringen, wo sie nun schon 8 Tage auf den Weitertransport warten. Da sie ohne Aufsicht sind, konnten sie in der Zwischenzeit in ihrer Verärgerung über die schlechten Erfahrungen alle möglichen Geschichten über die Zustände im Reich verbreiten und dadurch der deutschen Propaganda grössten Schaden zufügen.


  Zusammenfassend ist festzustellen, dass die während der Berichtszeit aufgetretene Verschlechterung der Arbeitsmarktlage im Bereich des Heeresgebietes vor allem durch den Bandenterror hervorgerufen wurde. Ebenso hat der Stillstand, der in der Arbeit der Kommissionen für die Werbung von Arbeitskräften für das Reich zu beobachten ist, darin seine tiefere Ursache. Allerdings ist für diese Entwicklung mitentscheidend die Tatsache, dass die Arbeitsvorhaben im Bereich des Heeresgebietes im Laufe des Sommers ausserordentlich zugenommen haben und dadurch erhebliche Kräfte gebunden wurden. Trotzdem darf nicht verkannt werden, dass eine Lösung des Bandenproblems auch die Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt beseitigen würde.


  NARB, 655– 1–3 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Vgl. Andrej Sinjawskij: Der Traum vom neuen Menschen oder Die Sowjetzivilisation, Frankfurt/M. 1989; Hans Günther: Der sozialistische Übermensch. Maksim Gorkij und der sowjetische Heldenmythos, Stuttgart-Weimar 1993; Stefan Plaggenborg: Revolutionskultur. Menschenbilder und kulturelle Praxis in Sowjetrussland zwischen Oktoberrevolution und Stalinismus, Köln 1996; Stephen Kotkin: Magnetic Mountain. Stalinism as a Civilization, Berkeley 1997; Jeffrey Brooks: Thank you, comrade Stalin! Soviet Public Culture from Revolution to Cold War, Princeton 1999; Karen Petrone: Life has become more joyous, Comrades. Celebrations in the Time of Stalin, Bloomington 2000; Igal Halfin: From Darkness to Light. Class, Consciousness, and Salvation; Pittsburgh 2000; Brigitte Studer/Berthold Unfried: Der stalinistische Parteikader. Identifikationsstiftende Praktiken und Diskurse in der Sowjetunion der dreißiger Jahre, Köln 2001; David L. Hoffmann: Stalinist Values. The Cultural Norms of Soviet Modernity (1917–1941), Ithaca-London 2003.


  2 Drama geschrieben 1933 von Friedrich Wolf (1888–1953); Welturaufführung im Januar 1934 in Warschau; verfilmt 1938 in der Sowjetunion unter der Regie von Adolf Minkin u. Herbert Rappaport.


  3 Vgl. Wilhelm: Die Einsatzgruppe A, S.159ff.; Hans-Dieter Handrack: Das Reichskommissariat Ostland. Die Kulturpolitik der deutschen Verwaltung zwischen Autonomie und Gleichschaltung 1941–1944, Hannover-München 1981; Karlis Kangeris: Die Nationalsozialistischen Pläne und Propagandamaßnahmen im Generalbezirk Lettland 1941–1942, in: David Gaunt/Paul A. Levine/Laura Palosuo (Hrsg.): Collaboration and Resistance During the Holocaust. Belarus, Estonia, Latvia, Lithuania, Bern u.a. 2004, S.161–186.


  4 Vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.456ff.


  157) Meldung Oberkommando Heeresgruppe A an Befehlshaber des Heeresgebietes A vom 6.10.1942: Zivile Hilfskräfte


  Anlage zu Bfh. H.Geb. A., Abt. Ic, Tgb.Nr.1109/42 geh. v. 17.10.42 H.Qu., den 6.10.1942 Abschrift


  Oberkommando der Heeresgruppe A


  Ic/AO Nr.2123/42 geh.


  An Befh. H.Geb. A


  Betr.: Zivile Hilfskräfte


  Einsatzgruppe D der Sicherheitspolizei und des SD meldet:


  1.) „Das SD-Teilkommando Elista meldet die Aufdeckung einer größeren Sabotageorganisation, die den Auftrag hatte, von Wehrmacht belegte Gebäude anzuzünden oder zu sprengen. Leiter dieser Organisation ist der Bürgermeister von Elista und dessen Stellvertreter. 4 weitere Starosten aus der Umgebung als NKWD-Agenten überführt. Sämtliche Starosten von Ortskommandantur eingesetzt und bestätigt gewesen.1 2.) Unter den vom Tlkdo. Pjatigorsk verhafteten NKWD-Agenten wurden 3 Personen, darunter 1 Jude, festgestellt, die es verstanden hatten, bei Wehrmachtsteilen Beschäftigung zu finden. Eine davon war in die Telefonsschaltstelle gelangt.“


  Vorstehende Feststellungen beweisen, daß die Auswahl aller Zivilpersonen, die dem Wehrmachtsgefolge eingegliedert, von der Wehrmacht bestellt oder sonst mit besonderen Aufgaben betraut werden, mit größter Sorgfalt getroffen werden muss. In jedem Falle ist, wenn möglich vor Inanspruchnahme, eine eingehende Überprüfung durch die SD-Einsatzkommandos bei den AOK’s und die GFP-Dienststellen zu veranlassen. Unterstellte Stäbe, Dienststellen und Einheiten sind zu unterrichten.


  Für das Oberkommando der Heeresgruppe

  Der Chef des Generalstabes

  gez. v. Greiffenberg


  BA-MA, RH 22/211a


  


  


  


  1 Vgl. Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.624f.


  


  


  158) Auszug Reichssicherheitshauptamt IV D 5 aus Ereignismeldung der Einsatzgruppe D vom 16.10.1942


  
    
      	
        IV D 5

      

      	
        Berlin, den 17.Oktober1942

      
    


    
      	
        

      

      	
        [Stempel: Geheim!]

      
    

  


  1.) Auszug aus der Ereignismeldung vom 16.10.42 der Einsatzgruppe D1 (FT. Nr.8391) Sonstiges


  Nach Agentenaussagen fast alle grösseren Gebäude in Grosny bereits vor Wochen mit Sprengladungen versehen. Bolschewisten sollen 1200 geschulte Personen aus Gegend Tiflis Richtung deutsche Front zur Spionage und zum Aufbau des Bandenwesens in Marsch gesetzt haben.


  2.) IV E 5 übersandt.


  i.A. Unterschrift


  RGVA, 500–1–756 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Es ist völlig unklar, ob es sich hier um eine Einzelmeldung oder um den Teil einer Berichtsserie handelt, da die früheren „Ereignismeldungen UdSSR“ im Frühjahr 1942 eingestellt wurden.


  


  


  159) Befehl Reichsführer-SS an Höheren SS- und Polizeiführer Ukraine vom 27.10.1942


  
    
      	
        Der Reichsführer-SS

      

      	
        Feld-Kommandostelle, den 27.10.1942

      
    


    
      	
        Tgb.Nr.39/2/43 g.

      

      	
        

      
    

  


  1.) An den Höheren SS- und Polizeiführer Ukraine, SS-Obergruppenführer und General der Polizei Prützmann, Kiew1


  Der Wehrmachtsführungsstab teilt mir mit, daß die Strecke Brest–Gomel immer mehr durch Bandenüberfälle leidet und dadurch der Nachschub für die kämpfende Truppe in Frage gestellt wird. Auf Grund der mir vorliegenden Meldungen ist das Ghetto in Pinsk als Zentrale der gesamten Bandenbewegung in den Pripjet-Sümpfen anzusehen.2 Ich befehle Ihnen daher, trotz Bestehen wirtschaftlicher Bedenken, das Ghetto in Pinsk sofort auszuheben und zu vernichten.3 1000 männliche Arbeitskräfte sind, falls es die Aktion erlaubt, sicherzustellen und der Wehrmacht für die Fabrikation der Holzhütten zu überstellen. Die Arbeit dieser 1000 Arbeitskräfte darf jedoch nur in einem geschlossenen und sehr bewachten Lager stattfinden. Falls diese Bewachung nicht garantiert ist, sind auch diese 1000 zu vernichten.


  gez. H. Himmler


  2.) SS-Obersturmbannführer Rode, Kommandostab RFSS, durchschriftlich mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt.


  BAB, NS 19/1433


  


  


  


  1 Zum Kontext des Befehls: Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, S.600.


  2 Bereits im Sommer des Vorjahres hatte die SS-Kavalleriebrigade im Anschluß an den Massenmord an der jüdischen Bevölkerung des Pripjet-Gebiets die Bedrohung durch Partisanen für behoben erklärt. Im Widerspruch dazu nahm gerade in jener Region die Operationsfähigkeit der sowjetischen Partisanen im Verlauf des Jahres 1942 unübersehbar zu. Angesichts dessen ist Himmlers Befehl ein treffendes Beispiel für die groteske, antisemitisch konnotierte Ideologisierung der Partisanenbekämpfung; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.215–227, 252–270.


  3 Am 29.10.1942 begannen Angehörige der lokalen KdS-Außenstelle, der PB 306 u. 310 sowie der Polizei-Reiterabt. II mit der Liquidierung des Ghettos von Pinsk, die zwischen 16.000 u. 26.000 Opfer kostete; vgl. BAL, B 162/4949–4971; Urteil LG Frankfurt/M. v. 6.2.1973, BAL, B 162/14.495; Gerlach: Kalkulierte Morde, S.719–722; Curilla: Die deutsche Ordnungspolizei und der Holocaust, S.633–639.


  


  


  160) Gefechts- und Tätigkeitsbericht Kommando Burgdorf an 1. Kompanie des Bataillons der Waffen-SS z.b.V. vom 30.10.1942


  
    
      	
        1. Kp. Batl. Waffen-SS z.b.V.

      

      	
        O.U., den 30.10.1942

      
    


    
      	
        Kommando Burgdorf1

      

      	
        

      
    

  


  An den Führer der 1. Kp. Batl. Waffen-SS, SS-Obersturmführer Störtz, Reval


  Betr.: Gefechts- und Tätigkeitsbericht vom 15.9.–30.10.42


  Bezug: FT vom 12.8.42


  Nachdem vom 15.9.–19.9. laufend Erkundungen gemacht wurden, rückten das Kdo. und 10 Esten am 19.9. nach Nasswa. Von hier aus wurde eine grössere Aktion des Gesamtkommandos gestartet. Die Gruppe B, zu welcher Waffen-SS, Letten, Esten, Russen und Wehrmachtseinheiten gehörten, rückte um 17.30 Uhr von Nasswa ab und hatte folgenden Marschweg: Nasswa, Rowni, Ssopki, Goruschka. Die Waffen-SS war als Vorausabteilung eingesetzt und bestand aus Reitergruppe, 2 Schützengruppen, Zugtrupp, s.M.G.-Gruppe und Tross. Bis Goruschka hatten wir keine Feindberührung. In G. selbst wurde Nachtquartier bezogen. Am 20.9. ging der Vormarsch in derselben Gliederung weiter über Goruschka, Alebimowa, Shary, Tschulinino. Ankunft dort mittags 12 Uhr. In Tsch. wurde für mehrere Tage Quartier bezogen und der Ort sofort zur Verteidigung eingerichtet. Am 21.9. erfolgte der erste Spähtrupp von Tsch. bis Perewo und zurück. Stärke: Zug Waffen-SS mit der Aufgabe, Verbindung mit Luftwaffenfeldeinheiten herzustellen, die einen anderen Marschweg hatten. Dieser Auftrag wurde ohne Feindberührung durchgeführt. Nachdem der 22.9. in Tsch. ruhig verlief, machte der Zug am 23.9. einen zweiten Spähtrupp in Richtung Medwedki, Ssidibki, Simodrina und zurück. Diese Ortschaften sollten auf Feind bzw. Rotarmisten untersucht werden. Hierbei wurde Ssidibki niedergebrannt, da es auf Unterkunft des Gegners schliessen liess und mitten in einem Waldgebiet lag. Feindberührung hatte dieser Spähtrupp nicht. Am 24.9. erfolgte der Weitermarsch von Tschulinino nach Brutowo. Nachdem Waffen-SS und 1 s.M.G. der Esten die Sicherung des Ortes übernommen hatte, stiess Rest der Gruppe B weiter bis Tschernoje vor. Nachtquartier wurde in Brutowo bezogen. 25.9. morgens Weitermarsch von Brutowo über Tschernoje (ab da ges. Gruppe B), Glubino, Malejewa, Bory nach Prudzy. In Pr. wurde Quartier bezogen und sofort zur Verteidigung ausgebaut. Am folgenden Tage 26.9. Spähtruppunternehmen Pr., Lowat, Pr. Aufgabe: Erkundung des Feindes dieseits und jenseits des Lowat. Stärke des Spähtrupps: Zug Waffen-SS, 1 Gr. Letten u. 1 Gr. russ. Polizei. Spähtruppergebnis: Die Dörfer dies. und jenseits des Flusses von starken Kräften des Feindes besetzt. Feind hat schwere Waffen. Spähtrupp hatte Feindberührung bei Maluscha. 5 Letten gefallen, sonst keine weiteren Verluste. Am 27.9. wurde Maluscha von uns angegriffen. Stärke: Ges. Gruppe B, ausser Stützpunktsicherung, 4 Panzer sowie eine Beutebatterie Artillerie. Etwa 1 1/2km ostw. des Stützpunktes lief 1 Panzer auf eine Mine, anschließend ebenfalls noch ein Pionier u. ein Lette. Da Gelände total vermint und Panzer und schwere Waffen nicht weiter vorkönnen, bleibt Angriff liegen. Gruppe B sichert gegen Maluscha. Batterie Artillerie setzt M. unter Beschuss und zerstört es teilweise. S.M.G.-Gruppe der Waffen-SS schiesst den Ort Pestschanka jenseits des Lowat in Brand und fügt dem Feind somit erhebliche Verluste bei. Daran anschl. Rückmarsch nach Prudzy. Am nächsten Tage 29.9. erfolgte ein Spähtrupp Waffen-SS u. 10 Mann russ. Polizei in die Gegend Prudzy, Glubino, Malejewa, Prudzy. Aufgabe: Feindliche Spähtrupps zu überraschen und gefangenzunehmen. Dieser Spähtrupp blieb ohne Feindberührung. Die Stärke wiederum ges. Gruppe B, ausser Stützpunktsicherung. Während Beziehen der Bereitstellungen wurden grössere Scharen von Rotarmisten jenseits des Lowat beobachtet. S.M.G.-Gruppe erhielt sofort Auftrag, die feindl. Schützen zu bekämpfen, welches sehr schnell und gut geschah. Feind zog sich unter erheblichen Verlusten zurück. Erbeutet wurden hierbei eine M.P. und ein Mantel. 2 Gruppen der Waffen-SS und 1 Gr. der russ. Polizei machten einen Spähtrupp Richtung Maluscha mit dem Auftrag festzustellen, ob M. schon in deutscher Hand sei und Verbindung mit der Wehrmacht aufzunehmen. Ergebnis: M. in deutscher Hand, Verbindung ebenfalls aufgenommen. Nach Rückkehr des Spähtrupps wurde über den Lowat gesetzt und ein Brückenkopf gebildet. SS-Hauptsturmführer Hubig, s.M.G.-Gruppe der Waffen-SS und Letten setzten an der Spitze über. Rest der Waffen-SS und übrige Einheiten sicherten dieses Übersetzen. Nach Bildung des Brückenkopfes wurde dieser sofort erweitert. Die s.M.G.-Gruppe setzte den Ort Kletitschtsche und Ssinzewo-Sselo sofort unter heftiges s.M.G.-Feuer und schoss den grössten Teil in Brand. Die Orte wurden anschliessend vom Feind gesäubert und völlig abgebrannt. Um 19 Uhr wurde der Brückenkopf wieder eingezogen, da Gelände unter eigenem schweren Artilleriefeuer. Während dieser Zeit hatte 1 Gr. Waffen-SS u. 1 Gr. russ. Polizei einem Spähtrupp nach Pachomowa unternommen. Aufgabe: Mit einer vom Norden kommenden Kampfgruppe die Verbindung herzustellen. Verbindung wurde hergestellt. In dieser Nacht geht die Kampfgruppe B diesseits der Lowat zur Ruhe über. Nacht verläuft ruhig. Am nächsten Morgen ein weiterer Spähtrupp, Stärke: 1 Gr. Waffen-SS u. 1 Gr. Letten, nach Pachomowa mit dem gleichen Auftrag. Auftrag wurde ohne Feindberührung durchgeführt. Die Gruppe B setzte sich daraufhin vom Biwakplatz ab und marschierte von Ssinzewo-Sselo nach Prudzy zurück. Beide Orte wurden gesäubert und abgebrannt. In Ssinzewo-Sselo erhielt die s.M.G.-Gruppe den Auftrag, Ssergeykowo in Brand zu schiessen. Beim in Stellung gehen beobachteten der s.M.G.-Gruppenführer, SS-Uscha. Lasser, sowie die VB der Artillerie eine sich im Gelände frei bewegende grössere Anzahl feindl. Schützen in der Gegend des Dorfes Michay. S.M.G.-Gruppe eröffnete auf diese sofort das Feuer und brachte dem Feind grössere Verluste bei. Der fliehende Feind war weiter dem Feuer der schweren Artillerie ausgesetzt. Der weitere Rückmarsch nach Prudzy verlief ohne Feindberührung. Am 3.10. ging von Pr. ein Spähtrupp in Stärke einer Gruppe Waffen-SS und 5 Mann russ. Polizei. Auftrag: Festzustellen, ob Umgebung von Pr. feindfrei. Ergebnis: Feindfrei. Ich übernahm nachmittags die Führung der Gruppe B, da SS-Hptstuf. Hubig zurückbefohlen wurde. Vom 5.–12.10. wurden laufend Spähtrupps in die Umgegend Pr. gemacht, um irgendwelche Bewegungen des Gegners festzustellen. Sie verliefen alle ohne Feindberührung. Am 13.10. wurden 1 Gr. Waffen-SS u. 1 Gr. Letten als Pioniersicherung in Richtung des Lowat abgestellt. Aufgabe: Einer Pi-Gruppe beim Minenlegen Inf.-Schutz zu geben. Unternehmen verlief ohne Feindberührung. Am 15.10. wurde ein weiteres Pi.-Sicherungskdo. in Richtung Glubino abgestellt. Auftrag dieser Gruppe war, ev. vorhandene Minen festzustellen und auszuheben. Am 16.10. erfolgte ein Überfall auf Pioniere und Letten, die an einer Minensperre in Richtung des Lowat zu arbeiten hatten. Waffen-SS und Panzer stiessen sofort nach Podoleshe vor, um Pioniere und Letten wieder zu befreien. Waffen-SS säuberte das gesamte Waldgebiet links und rechts der Minensperre und brachte dem Russen hohe Verluste bei. Eigene Verluste: 1 Pi-Feldwebel tot, der Leutnant und 1 Pionier verwundet. Für den 17.10. war der Rückmarsch in die Stützpunkte befohlen. Die gesamte Gruppe B rückte 5.15 Uhr v. Prudzy ab, Waffen-SS als Spitze. Der Marschweg ging von Pr. über Malejewa, Glubino, Prudowo, Tschulinino, Perewo, Charailowo, Schtscheneylowo in die Stützpunkte. Waffen-SS und 2 Panzer marschierten von hier nach Samolukowo, während Restgruppe B nach Nasswa weiterrückte. Feindberührung keine. Zwei Dörfer wurden niedergebrannt, da sie Partisanen als Unterkunft gedient hatten. Auf dem Rückmarsch hatten wir mit ungeheurer Wegeschwierigkeit zu kämpfen, da es zuvor geregnet hatte. Besonders ausgezeichnet haben sich: SS-Uscha. Lasser, SS-Rttf. Eichhorn, SS-Rttf. Wagner u. SS-Strm. Maurer. In der Zeit vom 18.–24.10. wurden Waffen und Geräte sowie Bekleidung in Ordnung gebracht. Die übrige Zeit war mit Arbeitsdienst ausgefüllt. Es wurde der Bau einer Garage für den Winter vorbereitet. Am Sonntag, dem 25.10., startete ein weiteres Unternehmen in Richtung südostwärts Nasswa nach Amossowo u. Andruykowo. Das Gesamtkommando war in 2 Gruppen eingeteilt, eine Nord- u. Südgruppe. Die Südgruppe unter dem persönlichen Befehl des SS-Stubaf. Dr. Pechau2, während die Nordgruppe unter meinem Befehl stand. Zur Nordgruppe gehörten ausser der Waffen-SS 15 russ. Hilfspolizisten, 2 Panzer und 70 Donkosaken. Von meinem Bereitstellungsraum Salessje und südwestlich davon beobachtete ich den Rückzug starker feindlicher Kräftegruppen. Hierauf stiess ich sofort mit den beiden Panzern, darauf je 1 Gr. Waffen-SS, von Norden um Andruykowo herum, um dem weichenden Gegner den Rückzug abzuschneiden. Inzwischen hatte der Angriff der Südgruppe begonnen und war bis nach Amossowo herangekommen. Die beiden der Südgruppe zugeteilten Panzer erkannten ebenfalls den Rückzug des Gegners und stiessen ihn in die Flanke bis zu den Ufern der Nasswa. Durch dieses schnelle Zuschlagen gelang es uns, fast den gesamten Gegner zu vernichten. Eine Panje-Kolonne von 10 Fahrzeugen wurde restlos aufgerieben. Der Feind hatte 70–80 Tote. Ausserdem wurden 8 Gefangene eingebracht. In der Zwischenzeit war die restliche Gruppe Nord zum Angriff auf Andruykowo angetreten. Am Westeingang wurden 4 Partisanen erschossen, dabei ein kurzes russ. Kavalleriegewehr erbeutet. Die Orte Amossowo und Andruykowo wurden abgebrannt. Der Rückmarsch verlief ohne weitere Feindberührung. Am 26.10. wurde in dasselbe Gebiet ein Spähtrupp unternommen, um festzustellen, ob sich der Gegner wieder in dieses Gebiet hineinzieht. Es wurde festgestellt, dass der Gegner lediglich versucht hatte, einige Tote zu bergen. Sonst keine Feindberührung. Der Rest des Kdo. baut weiter an der Garage und macht die übliche Wachgestellung. Am 21.10. wurde SS-Oscha. Ludwig nach genauer Anweisung nach Minsk in Marsch gesetzt. SS-Rttf. Müller setzt sich am 28.10. zur Regelung der Kammerfragen nach Riga in Marsch. Urlauber: SS-Oscha. Ponsel, SS-Rttf. Kaluza (Arbeitsurlaub), SS-Rttf. Linsenmeyer (Lazarett–Erholungsurlaub), SS-Rttf. Mayr, Mehlberg, SS-Strm. Uldrych, Vaehsen, SS-Rttf. Rockelsberg u. SS-Strm. Kaliz (Lazarett–Erholungsurl.). Kranke: SS-Uscha. Nitz (Lazarett, Nierenprellung durch Aufschlagung auf Panzer), SS-Strm. Weiss, noch im Lazarett Reich (Anschr. unbekannt), SS-Rttf. Prattes (Anschr.: Res.Laz. Ia Seestadt Rostock, Gew.Schule), SS-Rttf. Werner, SS-Strm. Dreibholz, SS-Strm. Wiedmann (Gelbsucht). Fahrzeuge: Gruppenwagen Ford V 8, Küchenwagen u. Pkw Opel Kadett fahrbereit. Von 2 S-Krädern 1 fahrbereit.


  Burgdorf

  SS-Untersturmführer


  VUA, Btl. d. Waffen-SS z.b.V. u. USHMMA, RG48.004M


  


  


  


  1 Dabei handelte es sich um jene Kompanieteile, die dem SK 1b zugeteilt waren.


  2 Dr. Manfred Pechau, geb. 1909, Studium der Geschichte, der Philosophie u. des Sports, 1931 SA, 1932 NSDAP, 1934 Dr.phil., 1937 Assessorexamen, 1940 Schulungsreferent beim IdS Berlin u. Hstuf., dann Leiter Referat I B 3 (Lehrplangestaltung der Schulen) im RSHA, 1942 Stubaf. u. Kdr. SK 1b, 1950 Selbstmord; BAB, BDC, SSO Dr. Manfred Pechau; BAL, ZK: Dr. Manfred Pechau.


  


  


  161) Bericht Vertreter des Auswärtigen Amts beim Armeeoberkommando 17 an Auswärtiges Amt vom 4.11.1942: Lagebericht des Sonderkommandos 10a


  
    
      	
        Der Vertreter des Ausw. Amts bei AOK 171

      

      	
        A.H.Qu., den 4.11.1942

      
    


    
      	
        Rittm. Dr. Pfleiderer

      

      	
        Geheim

      
    


    
      	
        Nr.95

      

      	
        

      
    


    
      	
        1 Anlage (dreifach)

      

      	
        

      
    


    
      	
        An das Auswärtige Amt in Berlin2

      

      	
        

      
    

  


  Inhalt: Lagebericht des Sonderkommandos 10a


  Beifolgend lege ich Abschrift eines Lageberichts des im hiesigen Armeebereich eingesetzten SS-Sonderkommandos 10a zur Kenntnis des Ausw. Amts vor. Der Bericht, der ein weitschichtiges Material verarbeitet, gibt einen guten Überblick über die Lage im westlichen Teil des Nordkaukasus.
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  Meldungen aus dem Einsatzbereich


  I. Standorte


  Krasnodar = Hauptkommando, Noworossijsk = Vorkommando, Jejsk = Teilkommando, Temrjuk = Teilkommando, Anapa = Teilkommando, Werchne Bakanskaja = Teilkommando, Gladowskaja = Teilkommando. Nach Übernahme des Einsatzbereiches des Sonderkommandos 10b wurden in der Berichtszeit Teilkommandos in Temrjuk und Anapa sowie zur Bandenerkundung in Werchne Bakanskaja und Gladowskaja eingerichtet. Über die Abgrenzung der Arbeitsgebiete und die personelle Besetzung dieser Teilkommandos wurde bereits besonders Meldung erstattet. Die Aufnahme der sachlichen Arbeit durch das Teilkommando Noworossijsk konnte auf Grund der militärischen Lage im Gebiete von Noworossijsk auch in der Berichtszeit nur in begrenztem Rahmen durchgeführt werden. Im Übrigen liegt das Schwergewicht neben der Wahrnehmung der sonstigen sicherheitspolizeilichen Aufgaben gegenwärtig auf dem Gebiete der Bandenerkundung, für die alle verfügbaren Kräfte eingesetzt werden.


  Der Gesundheitszustand des Kommandos ist trotz der abnehmenden Jahreszeit nicht ganz befriedigend, da vor allem beim Teilkommando Noworossijsk mehrere neue Ausfälle durch Erkrankungen in der Berichtszeit zu verzeichnen waren.


  Vom Berg- und Schikommando sind bisher 3 Führer und 15 Mann eingetroffen.


  II. Es besteht Veranlassung, immer wieder auf die großen Ausfälle im Fahrzeugpark des Kommandos hinzuweisen, die vor allem in der zweiten Septemberhälfte sichtbar in Erscheinung getreten sind. Nur unter den größten Anstrengungen konnten die neu aufgestellten Teilkommandos mit den notwendigen Fahrzeugen ausgerüstet werden. Besondere Schwierigkeiten bereitet weiterhin die Beschaffung von Ersatzteilen für die verschiedenen Fahrzeugtypen, so daß mitunter Fahrzeuge bis nach Rostow und Taganrog müssen, um die am Ort nicht erhältlichen Ersatzteile zu beschaffen. Diese Einrichtung gibt insofern zu Bedenken Anlaß, weil die Einsatzfähigkeit und Beweglichkeit des Kommandos von dem Zustande der Kraftfahrzeuge weitgehend abhängig ist.


  III. Lebensgebiete


  Allgemeine Lage und Stimmung im Einsatzbereich


  In den nördlich des Kuban gelegenen Gebieten des Einsatzbereiches hat die Stimmung der Bevölkerung in der Berichtszeit (10.–30.9.1942) keine Veränderung erfahren. Das Hauptinteresse der vorwiegend ländlichen Bevölkerung ist gegenwärtig auf die Herbstbestellung gerichtet und auf die Inbetriebnahme der erhaltengebliebenen Wirtschaftsbetriebe (Kleinere Fabriken und Werkstätten, Verarbeitungsbetriebe der landwirtschaftlichen Erzeugung). Das Ernährungsproblem bedeutet in diesen Rayons vorläufig noch keine besonderen Schwierigkeiten, zumal es die Landbevölkerung überall verstanden hat, sich genügend Vorräte anzueignen. Im Übrigen ist die bäuerliche Bevölkerung nach wie vor an der Lösung der Bodenfrage sehr stark interessiert und sieht der Auflösung der Kollektivwirtschaft und der erwarteten Landzuteilung mit teilweise großer Ungeduld entgegen. Vereinzelt setzt sich allerdings die Erkenntnis durch, daß eine Sofortlösung dieser Frage wegen der fehlenden Betriebsmittel und Einrichtung und im Hinblick auf sonstige Unzulänglichkeiten zu großen Erschütterungen führen und die gesamte landwirtschaftliche Erzeugung gefährden würde. Nach den bisher getroffenen Feststellungen ist es dringend notwendig, daß die Bevölkerung immer wieder und in geeigneter Weise mit der deutschen Zielsetzung vertraut gemacht wird, damit die an sich vorhandene Bereitwilligkeit zur Mitarbeit nicht nur erhalten bleibt, sondern verstärkt wird. Die Bevölkerung der Städte wird von der Sorge um die Sicherstellung der Ernährung und die Beschaffung von Heizmaterial für den bevorstehenden Winter beherrscht. In Jejsk und Umgebung ist die Stimmung und Haltung der Bevölkerung durchaus befriedigend. Die rege Betätigung aus den Kreisen der Bevölkerung bei der Ermittlung zurückgekehrter Kommunisten, deren Auftauchen in Jejsk in letzter Zeit wieder zugenommen hat, läßt erkennen, daß die Bevölkerung eine Zusammenarbeit mit den deutschen Dienststellen anstrebt und sich in zunehmendem Maß von der kommunistischen Idee freimacht. Die Ernährung der Bevölkerung kann infolge der Zuteilung und im Hinblick auf die verhältnismäßig gute Marktbeschickung gegenwärtig als ausreichend angesehen werden. In der Stadt Jejsk ist die Brotzuteilung für die arbeitende Bevölkerung sichergestellt. Mit Genehmigung der Ortskommandantur ist es der Stadtbevölkerung erlaubt, die ländlichen Gebiete aufzusuchen, um auf dem Tauschwege Lebensmittel zu erwerben. Die Versorgung der Bevölkerung mit Brennmaterial für den kommenden Winter stellt dagegen ein nicht zu lösendes Problem dar, da die geringen Vorräte an Kohlen und Holz für die Wehrmacht, die Betriebe und die Landwirtschaft benötigt werden. In der Gebietshauptstadt Krasnodar ist das Interesse der Bevölkerung gegenwärtig fast ausschließlich auf die brennenden Tagesfragen, wie Ernährung und Brennstoffbedarf für den kommenden Winter, eingestellt. Demgegenüber tritt der Ablauf des Kriegsgeschehens sehr stark zurück. Nachdem vor allem die Lebensmittelvorräte der Bevölkerung zum großen Teil aufgebraucht sind, ergießt sich ein ständig zunehmender Strom auf die umliegenden Ortschaften, um dort auf dem Tauschwege Lebensmittel einzuhandeln. Es zeigt sich aber auf allen Ausfallstraßen das gleiche Bild, wie es in den früheren Einsatzgebieten beobachtet wurde, nämlich eine ununterbrochene Wanderung zwischen Stadt und Landbezirken, wobei auf den zu Fuß zurückgelegten Entfernungen bis zu 100km nichts Aussergewöhnliches darstellen. Die seit einigen Tagen regelmäßig geflogenen Angriffe einzelner sowjetrussischer Flugzeuge haben, abgesehen von den durch ziellosen Bombenabwurf angerichteten Häuserschäden, eine besondere Wirkung unter der Bevölkerung bisher nicht erzielt. Die Stadtverwaltung ist von der Ortskommandantur angewiesen worden, Schutzräume und Deckungsgräben für die Zivilbevölkerung zu errichten. Die Sorge der Bevölkerung um die Angehörigen, die entweder in letzter Zeit noch zur Roten Armee eingezogen oder gewaltsam ins bolschewistische Hinterland gebracht worden sind, äußert sich immer wieder bei der Einbringung von Gefangenen in die Durchgangslager. Bei Bekanntwerden von Gefangenentransporten durch das Stadtgebiet säumen in kurzer Zeit Tausende von Frauen die Straßen, um unter den Gefangenen Angehörige herauszufinden. Dabei kommt eine ausgeprägte Hilfsbereitschaft zum Ausdruck, indem die Frauen und Mädchen den vorbeiziehenden Gefangenen Eßwaren, Trinkwasser sowie Tabak zustecken. Zusammenfassend kann jedoch festgestellt werden, daß die Bevölkerung bei aller Zurückhaltung nach wie vor ihre Bereitwilligkeit zur Mitarbeit zum Ausdruck bringt.


  Die Lage in Noworossijsk ist dadurch gekennzeichnet, daß die nördlich der Temesskaja-Bucht gelegenen Stadtteile immer noch hart umkämpft werden, so daß die Stadt durch die nun schon einige Wochen andauernden Kampfhandlungen fast vollständig zerstört ist. Die Industrieanlagen sind bis auf wenige Ausnahmen vernichtet. Ein Wiederaufbau der Wirtschaftsbetriebe scheint daher in absehbarer Zeit als ausgeschlossen. Das Hafengebiet und bedrohte Teile der Südstadt sind nach Norden zu bis zur Hauptstraße auf Anordnung des Militärbefehlshabers von der Zivilbevölkerung geräumt worden. Sämtliche Stadtbezirke und die Vormarschstraßen liegen unter dauerndem Artilleriebeschuß und sind ständigen Luftangriffen ausgesetzt. Die Verluste unter der Zivilbevölkerung in den nicht geräumten Stadtbezirken sind teilweise erheblich (Genaue Zahlen liegen noch nicht vor). Soweit die Bevölkerung nicht vor dem Einmarsch der deutschen Truppen zwangsevakuiert wurde, hat sich ein großer Teil der noch verbliebenen Einwohnerschaft in die Berge zurückgezogen. Vorsichtigen Schätzungen zufolge halten sich in der Stadt etwa 40% der ehemaligen Einwohner auf. Der Großteil der zurückgebliebenen Bevölkerung verhält sich den deutschen Truppen gegenüber ausserordentlich zurückhaltend, ein Verhalten, das vor allem auf die noch nicht endgültig geklärte militärische Situation zurückzuführen sein dürfte. Eine klare Beurteilung der Stimmung und Einstellung der Bevölkerung kann erst dann erfolgen, wenn die militärische Lage restlos geklärt ist und eine allgemeine Befriedung eintritt. Durch die noch andauernden Kampfhandlungen ist die Bevölkerung erklärlicherweise sehr verängstigt und wagt es kaum, die Straßen zu betreten. Schließlich rechnet die Bevölkerung auch mit der Möglichkeit der Wiedereinnahme der Stadt durch die Russen. Daß Noworossijsk von den Roten bis zum Letzten gehalten werden soll, wird am sichtbarsten deutlich durch den Umstand, daß in dieser Stadt im Gegensatz zu Krasnodar keine Minenlegungen und Sprengungen erfolgt sind. Selbst öffentliche Gebäude sind nicht planmäßig zerstört worden. Die Ernährung der Bevölkerung kann für absehbare Zeit als gesichert angesehen werden, da die in der Stadt verbliebene Bevölkerung die mit Lebensmitteln reichlich angefüllten Vorratshäuser geplündert und sich für einige Zeit mit Nahrungsmitteln versorgt hat. In der Zukunft werden jedoch hier ähnliche Schwierigkeiten auftreten wie in anderen Städten des Einsatzbereiches. An eine regelrechte Aufnahme der Arbeit durch das Teilkommando ist bis zum Eintritt der Befriedung der Stadt nicht zu denken, zumal aus taktischen Gründen eine vorsichtige Behandlung der Bevölkerung geboten ist (Siehe auch Sonderbericht vom 30.8.1942). Im Kampfabschnitt von Noworossijsk sowie in dem Gebiet beiderseits der Vormarschstraße hat in der Berichtszeit die Bandentätigkeit zugenommen.


  Gleiche Feststellungen sind bei Anapa und Temrjuk getroffen worden. In verschiedenen Fällen ist es zu Überfällen auf einzeln fahrende Fahrzeuge sowie auf unbesetzte oder nur schwach gesicherte Ortschaften gekommen. Auch aus Jejsk wird gemeldet, daß in den Bezirken südlich und östlich von Jejsk mehrere kleinere Bandengruppen aufgetreten sind. Einzelne Überfälle auf Starosten und Milizmänner in anderen Ortschaften des Einsatzbereiches gingen gleichfalls auf das Konto organisierter Banden. Das Bandenunwesen stellt – ganz abgesehen von der Terrorisierung der Bevölkerung – eine nicht zu unterschätzende Gefahr für die Nachschubwege dar. Das Kommando hat daher im Einvernehmen mit der Armee in der Berichtszeit die Bandenerkundung verstärkt in Angriff genommen und zu diesem Zweck Erkundungstrupps entsandt, über deren Ergebnisse zu gegebener Zeit gesondert berichtet wird (Siehe auch IV–Gegnerkreise).


  Die Entwicklung des kulturellen Lebens im Einsatzbereich


  Die gegenwärtige Lage auf kulturellem Gebiete ist dadurch gekennzeichnet, daß während der Berichtszeit in verschiedenen Orten des Einsatzbereiches weiter Theatervorstellungen und Lichtspielhäuser usw. für die Zivilbevölkerung freigegeben wurden, was stimmungsmäßig sich gut ausgewirkt hat. Eine nachhaltige Wirkung hat jedoch die teilweise Wiederaufnahme des Schulunterrichtes in den Anfangs- und Volksschulen erzielt, da die Bevölkerung allenthalben gerade der schulischen Erziehung größten Wert beimißt (Jejsk, Doltschanka, Woronzowka, Nowo-Schtscherbinowskaja, Staro-Schtcherbinowoskaja u.a.). Dabei ist immer wieder festzustellen, daß der Bolschewismus auf diesem Gebiet die größten, von der Bevölkerung vorbehaltlos anerkannten Erfolge verzeichnen konnte. Nach wie vor zeigt sich besonders die Jugend, die bisher die Mittelschulen oder die Institute besuchte, an der endgültigen Lösung des Erziehungsproblems (Bildungswesen) sehr stark interessiert. Dies kommt besonders in Krasnodar als dem geistigen Zentrum des Gaues zum Ausdruck. Die Bevölkerung erwartet auch hier mit zunehmender Ungeduld eine baldige Entscheidung über die künftige Gestaltung des Bildungswesens. Gegenüber der ersten Septemberhälfte hat in der Berichtszeit die feindliche Propaganda (Flugblätter, Flüsterpropaganda) etwas nachgelassen, während deutscherseits auf diesem Gebiete erhöhte Anstrengungen unternommen wurden, um einmal den Nachrichtenhunger des Volkes zu stillen und zum anderen die Bevölkerung in geeigneter Form mit der deutschen Zielsetzung vertraut zu machen. Neben der Inbetriebnahme des Drahtfunks in der Stadt Krasnodar, an den rund 12.000 Hörer angeschlossen sind, wird seit Ende September die Zeitung „Kuban“ herausgegeben, die im gesamten Gaugebiet verbreitet wird und wöchentlich dreimal erscheint. Weiterhin soll Anfang Oktober in Krasnodar ein Lichtspieltheater mit einem Fassungsraum für 850 Personen freigegeben werden, nachdem die Vorbereitungen abgeschlossen sind. Neben der deutschen Wochenschau sollen vorerst noch vorhandene russische und ausländische Filme – nach erfolgter Zensur – gezeigt werden, bis genügend deutsche Spiel- und Lehrfilme, die zur Vorführung vor den Fremdvölkischen geeignet erscheinen, zur Verfügung stehen. Das russische „Kleine Theater“, das als Fronttheater zur Verfügung der deutschen Wehrmacht steht, erfreut sich bei den Soldaten großer Beliebtheit. Durch die Anlage und Inbetriebnahme von Lautsprecheranlagen in nahezu allen Wohnungen der Stadt Jejsk ist es gelungen, auf die Bevölkerung in propagandistischer Hinsicht verstärkt einzuwirken. Ausserdem sind auch auf den größeren Plätzen Lautsprecheranlagen aufgestellt. Das Stadttheater in Jejsk wurde wieder eröffnet und spielt jeden Sonnabend und Sonntag. Der Besuch des Theaters ist neben den Wehrmachtsangehörigen auch der Zivilbevölkerung gestattet worden. Darüber hinaus wird auch hier Anfang Oktober ein Kino eröffnet werden, das ebenfalls für die Zivilbevölkerung zugänglich gemacht werden soll. Zur Förderung bezw. Unterstützung der bildenden Kunst wird von der Ortskommandantur Krasnodar eine Ausstellung von Gemälden, Aquarellen und Stichen zeitgenössischer Künstler des Kuban-Gebietes veranstaltet, über deren Erfolg noch berichtet wird. Bei dieser Veranstaltung soll den Ausstellern Gelegenheit geboten werden, ihre Erzeugnisse zu verkaufen. Diese Anregung und Maßnahme hat bei den Betroffenen dankbare Anerkennung gefunden. Des weiteren ist für die nächste Zeit eine für die Zivilbevölkerung bestimmte größere Ausstellung mit der Bezeichnung „Deutschland und der Kuban“ geplant, an deren Vorarbeiten das Sonderkommando gleichfalls beteiligt wird.


  Die Beobachtung über die Entwicklung des religiösen Lebens verstärkt den bisherigen Eindruck, daß die freie Betätigung auf religiösem Gebiete, neben den Vertretern der verschiedenen kirchlich-konfessionellen Richtungen, überwiegend von der älteren Generation ausgeübt wird, die, soweit sie nicht vom Bolschewismus infiziert wurde, trotz aller Verfolgung ihren Glauben bewahrt hat. Dagegen steht der weitaus größte Teil der Jugend den kirchlichen Bestrebungen auf eine Vertiefung des religiösen Gedankens fremd gegenüber. Wenn es auch dem Bolschewismus gelungen ist, die jüngere Generation der Religion zu entfremden, so kann von einer Ausrottung z.B. des Christentums keine Rede sein. So hat sich neuerdings auch in Noworossijsk gezeigt, daß das Bedürfnis auf ungehinderte religiöse Betätigung verhältnismäßig stark ist. In kurzer Zeit haben sich hier über 400 Personen gemeldet, die in freiwilliger Arbeit sowie durch Geldspenden und Sachspenden den Bau und die Einrichtung einer Kirche ermöglichen wollen. In Krasnodar, das von jeher auch das religiöse Zentrum des Kuban-Gebietes war, haben sich in der Berichtszeit die Spannungen zwischen den zwei stärksten konfessionellen Richtungen und zwar die alte russisch-orthodoxe Glaubensrichtung einerseits und die sogenannte Erneuerungsbewegung (Reformisten) andererseits verschärft. Dabei fehlt es auf beiden Seiten nicht an Versuchen, sich der Kontrolle durch die zivilen Stellen (Bürgermeister) zu entziehen und eine eigene, zentralistisch geleitete Kirchenverwaltung ins Leben zu rufen. Diese Bestrebungen werden dadurch, wenn auch indirekt, gefördert, daß sowohl der abgelöste wie auch der neue 1. Bürgermeister der Stadt überzeugte Anhänger der beiden Glaubensrichtungen sind, wobei jeder versuchte, die andere Richtung nach Möglichkeit zu unterdrücken. In letzter Zeit ging der Streit vor allem um die Inbesitznahme der freigegebenen drei Kirchen, wobei der bekannte „Jekatarinendom“ als größte Kirche des Stadtgebietes von beiden Parteien beansprucht wurde. In Einvernehmen mit der Ortskommandantur wurde eine vorläufige Regelung getroffen, wonach der zahlenmäßig stärksten Glaubensrichtung, als die die russisch-orthodoxe Kirche gilt, der Dom einstweilen zugewiesen wird. Im Übrigen sind die Geistlichen beider Richtungen wie auch die sonstigen Vertreter dieser Konfessionen mit Nachdruck darauf hingewiesen worden, daß die freie Entfaltung der verschiedenen Glaubensrichtungen davon abhängig gemacht wird, inwieweit die deutscherseits aufgestellten Richtlinien befolgt werden, wonach den Konfessionen und ihren geistlichen Vertretern allein die Ausübung der seelsorgerischen Tätigkeit zugebilligt wird.


  Die Frage der Volksdeutschen in Krasnodar


  Die in der Stadt Krasnodar bisher ermittelten und in der Zwischenzeit registrierten Einwohner volksdeutscher Abstammung betragen 318 Personen. Davon sind: a) 116 Erwachsene, fast ausschließlich Frauen rein deutscher Abstammung mit 35 Kindern, während bei b) 104 Erwachsenen, ebenfalls vorwiegend Frauen mit 63 Kindern, ein Elternteil bereits russischer Abstammung war. Von den unter a) Genannten sind 55 Personen mit Russen verheiratet. In Anbetracht der bereits stark fortgeschrittenen Vermischung mit der einheimischen Bevölkerung kann von einem volkstumsbewußten Deutschtum nicht mehr gesprochen werden. Allerdings hat bis 1934 ein gewisses Zusammengehörigkeitsgefühl unter den Volksdeutschen bestanden, das durch den deutschen Verein und die lutherische Kirche gepflegt wurde. Nach der Auflösung des Vereines und der Kirche (1934) schlossen sich nur noch ganz kleine Kreise zusammen, was späterhin durch die immer stärker werdende Verfolgung schließlich unmöglich wurde. Diese Umstände mögen vor allem dazu beigetragen haben, daß die Vermischung in den letzten Jahren – nach den vorliegenden Aussagen – besonders stark gewesen ist. Der Gebrauch der deutschen Sprache wurde immer mehr eingeschränkt, und die Kinder lernten im Elternhaus nur in seltenen Fällen noch die deutsche Sprache. Auch die wirtschaftliche Lage der Volksdeutschen verschlechterte sich von Jahr zu Jahr mehr. Aus den gehobenen Berufen wurden sie systematisch verdrängt, ihre Tätigkeit und Arbeitsleistung stand unter steter Kontrolle. Die Familien lebten in ewiger Angst um ihre Angehörigen, und es gibt nicht eine Familie, die von dem bolschewistischen Terror verschont geblieben ist. Nach und nach wurden alle männlichen Volksdeutschen festgenommen und verschleppt. Diese Unterdrückungsmaßnahmen haben sich auf die soziale Lage der volksdeutschen Familien entsprechend ausgewirkt. Neben einer unzureichenden Ernährung waren die Wohnverhältnisse besonders schlecht. Teilweise mußten die Volksdeutschen in gänzlich zerfallenen Wohnhäusern und Erdlöchern hausen (Der größte Übelstand konnte inzwischen behoben werden). Weitere durchgreifende Maßnahmen sind vom Kommando eingeleitet worden, um vorerst die größte Not zu lindern und nach und nach alle volksdeutschen Frauen – nachdem nur wenige als Dolmetscherinnen geeignet sind – in geeigneten Arbeitsstätten unterzubringen (zu gegebener Zeit wird weiter berichtet).


  Übersicht über die Einwohnerregistrierung in Krasnodar (Stadt)


  Die Registrierung der Bevölkerung der Stadt Krasnodar wurde am 16.9.1942 abgeschlossen. Als vorläufiges Endergebnis wurden 151.024 Einwohner gezählt. Besonders auffallend ist der geringe Anteil der Männer an der Gesamteinwohnerzahl. In der in beiliegender Aufstellung ermittelten Zahl von 50.450 Männern sind noch die Kinder männlichen Geschlechts bis zu 14 Jahren enthalten. Daraus ergibt sich die Feststellung, daß abgesehen von den Einziehungen zur Roten Armee die Bolschewisten vor ihrem Abzug fast alle Männer in wehrfähigem Alter (einschließlich Rüstungs- und Spezialarbeiter) zwangsweise evakuiert haben. Eine Übersicht über den Anteil des kosakischen Elements an der Einwohnerschaft von Krasnodar besteht nicht, da die Kosaken entweder zu den Russen oder Ukrainern gezählt wurden. Diese Feststellung ist nur dann möglich – soweit deutscherseits überhaupt ein Interesse daran besteht –, wenn die Personen kosakischer Herkunft in einem Aufruf zur Meldung aufgefordert werden. Nach den Weisungen der zuständigen Militärbehörde sollten zunächst drei verschiedene Verzeichnisse angefertigt werden u.zw.:


  1.) Einwohner, die sich am 22.6.1941 in der Stadt aufgehalten haben, 2.) Zugereiste nach dem 22.6.1941, 3.) Verzeichnis über die noch ansässigen Juden, Ausländer, Partisanen, Parteimitglieder und Komsomolisten, NKWD-Angehörigen und -mitarbeiter, kriminellen Verbrecher usw. Auf Grund technischer und personeller Schwierigkeiten, die besonders bei Ermittlungen nach Punkt 3 zu erwarten waren, wurde die ursprüngliche Anordnung dahin abgeändert, daß alle Einwohner in eine Liste in der Reihenfolge der Anmeldung einzutragen sind. In einer besonderen Rubrik sollten dann die nach der ersten Anweisung im Verzeichnis 2 und 3 zu erfassenden Personen festgestellt werden. Wie es nicht anders zu erwarten war, ist die Durchführung dieser Anweisung auf so große Schwierigkeiten gestossen, zumal Unterlagen über die frühere Einwohnerstruktur nicht mehr vorhanden waren, daß die Ergebnisse vom sicherheitspolizeilichen Standpunkte betrachtet nur wenig zuverlässig sind. In der Praxis hat sich die Registrierung so abgespielt, daß allein schon wegen des großen Andranges die Befragung der einzelnen Personen sehr flüchtig gehandhabt wurde, wobei die Angaben mehr oder weniger subjektiv gehalten waren. Die dennoch erfaßten verdächtigen Personen werden gegenwärtig genauestens überprüft (Über das Ergebnis wird gesondert berichtet). Nach Abschluß der Registrierung wurde das gesamte Meldewesen der örtlichen Miliz übertragen. Die nach dem Stichtag der Einwohnerzählung (16.9.1942) hinzuziehenden Personen werden von der Miliz laufend an die Stadtverwaltung gemeldet, die ihrerseits die Eintragung in die Registrierliste veranlaßt.


  Aufstellung über die registrierte Einwohnerschaft der Stadt Krasnodar nach dem Stand vom 16.9.42:


  [image: image]


  Unter „Sonstige“ sind insbesondere die Zugehörigen der Kaukasus-Stämme enthalten sowie eine ganz geringe Anzahl der Zugehörigen der früheren Nordseestaaten (Litauer, Letten), der Griechen und Türken.


  Wirtschaft


  Über die wirtschaftliche Entwicklung im Gau Krasnodar, soweit sie sich jetzt übersehen läßt, wird ein Sonderbericht vorgelegt. Darüber hinaus wird eine Ausarbeitung über die Versorgung der Zivilbevölkerung und die Preisentwicklung in Krasnodar mit nächstem Kurier übersandt.


  IV. Gegnerkreise


  Kommunismus


  Eine organisierte Tätigkeit kommunistischer Elemente war auch in der Berichtszeit in Krasnodar und Umgebung nicht zu bemerken, zumal fast alle kommunistischen Aktivisten aus Angst oder mit der Weisung versehen, Bandengruppen im Gebirge aufzurichten, geflohen sind. Im Vertrauen aber auf das, was sie bisher an anständiger Behandlung durch die deutsche Wehrmacht bemerkt und gehört haben, kommen sie allmählich zurück. Viele von ihnen äußerten auch, daß es ihnen gleichgültig wäre, was man jetzt mit ihnen täte; denn sie wüßten nicht, wem sie nun glauben sollten, der roten Propaganda, die da behauptete, sie würden bei den Deutschen alle erschossen werden und überhaupt ginge es der russischen Bevölkerung in den besetzten Gebieten ganz schlecht, oder dem, was sie selbst gesehen hätten an guter Behandlung durch die deutsche Wehrmacht. So sind z.B. in letzter Zeit eine Reihe von geflüchteten NKWD-Agenten zurückgekehrt im Gegensatz zu den hiesigen NKWD-Funktionären. Der Abtransport der NKWD-Gefangenen selbst gelang nur bis Armawir und Maikop, wo sie von der Wehrmacht eingeholt und befreit worden sind. Trotz Aufziehens eines dichten VM-Netzes war das Ergebnis durchgeführter Razzien bisher gering. Allgemein ist dazu, abgesehen von dem oben Gesagten, zu erwähnen, daß das kommunistische Element im Gegensatz zu früher bearbeiteten Gebieten nicht so sehr in Erscheinung tritt, da die Bevölkerung dieser Gebiete von jeher gegen den Kommunismus eingestellt war. Dieser feindlichen Einstellung begegnete man durch Verschickungen und Durchsetzung dieser Gebiete mit zuverlässigen Kommunisten. Andererseits ist zu bemerken, daß der Kommunismus bezüglich seiner Ausbauarbeit in den hiesigen Gebieten eine große Duldsamkeit an den Tag legte. So war z.B. nur ein ganz geringer Teil der in den hiesigen Instituten Studierenden Mitglied einer Parteiorganisation. Ein Zwang zum Eintritt wurde gar nicht ausgeübt, im Gegensatz zu den Feststellungen in den übrigen bearbeiteten Gebieten. Ferner wurde durch Gefangenenaussagen und Vernehmungen festgestellt, daß nur ein geringer Prozentsatz der Bevölkerung und wenn dann meistens nur Zugewanderte Mitglieder einer kommunistischen Organisation waren. Überhaupt haben diese Parteiorganisationen in letzter Zeit durch Zersplitterung und Besetzung mit weniger zuverlässigen Personen stark gelitten, da alle führenden und einigermaßen brauchbaren Kommunisten zur Roten Armee eingezogen wurden. So ist z.B. bei dem NKWD infolge Agentenmangels der Versuch unternommen worden, junge Mädchen als Agenten wie auch zu Spionagezwecken nach Einrücken der deutschen Wehrmacht anzuwerben. Beim Teilkommando Noworossijsk gestaltet sich die sachliche Arbeit infolge der Feindnähe und dauernden Feindeinwirkungen durch Fliegerangriffe und Artilleriebeschuß sehr schwierig. Nach den bisherigen Feststellungen haben sich die kommunistischen Elemente in größerer Zahl zu Banden zusammengeschlossen, die einmal an der Verteidigung von Noworossijsk teilnahmen, im Übrigen aber die Nachschubwege systematisch stören. Auf Befehl des Militärbefehlshabers wurde fast die gesamte Bevölkerung von Noworossijsk evakuiert, eine Maßnahme, die neben den allgemeinen militärischen Erfordernissen auch die Bandenbildung im Stadtgebiet verhindern soll. Auf die Klagen aus den Reihen der evakuierten Bevölkerung über angebliche Wohnungsplünderungen durch deutsche Soldaten wurde in einer Ereignismeldung schon hingewiesen. Bei Inbesitznahme des völlig ausgebrannten NKWD-Hauses wurde brauchbares Material nicht mehr vorgefunden. Die Aussagen der Bevölkerung über die Willkürherrschaft der Kommunisten ergaben folgendes Bild: Auch in Noworossijsk war ein großer Teil der Bewohner antibolschewistisch eingestellt. Oppositionelle Strömungen wurden mit allen Mitteln bekämpft. Geringste Verdächtigungen oder Beweise in dieser Richtung genügten, um härteste Strafen zu verhängen. Z.B. wurde ein Zeuge, der über den Ausgang des Spanienkrieges Äusserungen gemacht hat, zu drei Jahren Gefängnis verurteilt. Die russische Kirche, die bis zum April 1940 noch regelmäßig Gottesdienste abhielt, war eine Einrichtung des örtlichen NKWD. Die Geistlichen erhielten von ihm genaue Verhaltensmaßregeln, um die Kirchenbesucher genau bespitzeln zu können. Aber alle diese Maßnahmen konnten die antibolschewistische Besinnung nicht gänzlich ausrotten. Wenn auch nicht ein organisierter Zusammenschluß antibolschewistischer Gruppen oder Vereinigungen erfolgte, so versuchten diese doch immer wieder durch Flüsterpropaganda und Flugzettel, Kettenbriefe und antibolschewistische Plakate gegen das Sowjetregime Stimmung zu machen. Die Gegner setzten sich zum größten Teil aus der noch verbliebenen altrussischen Intelligenz zusammen (Techniker, Ärzte, Lehrer und Kaufleute). Auch viele Armenier zählten zu den oppositionellen Gruppen. Die Propagandaschriften wurden deshalb vielfach noch in armenischer Schrift verfaßt. Ferner strebten die dort lebenden Griechen eine eigene Verwaltung und die Loslösung vom Kommunismus an. Hierauf sind die vielen Verhaftungen der Griechen in den Jahren 1937/38 zurückzuführen. Es ergibt sich daher der Eindruck, daß die Gegnerschaft des Kommunismus in diesem Einsatzbereich einen Faktor darstellte, der den Bolschewisten immer wieder Schwierigkeiten bereitete, zumal dieser Kampf stets die einheitliche Parole trug: Freiheit den Kaukasiern. Vom Teilkommando Jejsk wurden größere Streifenaktionen durchgeführt und dabei acht kommunistische Aktivisten exekutiert. Ausserdem wurde die bei dem Landwirtschaftsführer beschäftigte Volksdeutsche Nina Turnowskaja geb. Diemke festgenommen, die sich trotz ihrer volksdeutschen Abstammung bei der Verschickung der Volksdeutschen besonders hervorgetan hat.


  Sowjetische Kriegsgefangene


  Im Kriegsgefangenenlager in Krasnodar befinden sich zur Zeit rund 6000 Gefangene, die fast alle zur Arbeit bei den deutschen Dienststellen bezw. Bildung von neuen Einsatzformationen herangezogen werden. Vorwiegend handelt es sich bei den Gefangenen um Kaukasier verschiedener Volksgruppen und Stämme. Die Ukrainer werden nach Überprüfung in die Freiwilligenformationen eingereiht. Der Anfall der Politruks und Kommissare ist im Verhältnis sehr gering. Der immer noch vorherrschende erbitterte feindliche Widerstand wird auch übereinstimmend damit begründet, daß sich im Verhältnis zu den Rotarmisten zu viel Kommissare bei den Truppenverbänden befinden, die im Bewußtsein dessen, was ihnen bei einer Gefangennahme bevorsteht, die Rotarmisten zum erbitterten Widerstand aufpeitschen. Es ergibt sich immer wieder die Überlegung, inwieweit die eigene Propaganda in dieser Richtung besser und schlagkräftiger gestaltet werden kann, da nach allgemeiner Ansicht der Kommissar bezw. Politruk nahezu die einzigen Stützen der Roten Armee sind. Die Stimmung bei den Gefangenen ist im allgemeinen gut. Sie sind arbeitswillig und helfen von sich aus mit, die sich unter ihnen befindlichen nach wie vor feindlich eingestellten Elemente bei der täglichen Durchkämmung der Lager in Krasnodar und auch beim Teilkommando Noworossijsk herauszufinden.


  Bandentätigkeit und ihre Bekämpfung


  Im Einsatzgebiet des Kommandos u.zw. hauptsächlich im Gebirge sowie dessen Ausläufern zum Kuban hat sich eine starke Bandentätigkeit bemerkbar gemacht. Die Bandentätigkeit wird durch die Frontnähe begünstigt, zumal die Banditen vielfach noch in Verbindung mit den roten Truppen stehen. Die Führung dieser Banden sowie der größte Teil der Banditen bestehen aus geflüchteten Parteifunktionären und anderen kommunistischen Elementen, teilweise aber auch aus versprengten regulären Truppen. Die Ausrüstung an Waffen, Munition und Lebensmitteln ist nach den bisherigen Feststellungen gut und ausreichend. Bisher sind vom Hauptkommando Krasnodar aus sechs Bandengruppen in dem unzugänglichen Berggelände, das durch die Natuchajewskaja und Gostagajewskaja begrenzt wird, erkundet worden. Sämtliche bisherigen Unternehmen gegen diese Banden sind gescheitert, da sie zum Teil mit unzulänglichen Mitteln geführt wurden und es an einer einheitlichen Leitung mangelte. Entsprechende Anregungen wurden der Armee unterbreitet (Auf Sonderbericht vom 29.9.42 wird verwiesen). In der Stadt Krasnodar ist eine Bandentätigkeit bisher nicht in Erscheinung getreten. Die hier exekutierten acht Banditen stammen alle aus dem Kriegsgefangenenlager. In Noworossijsk gab es vor der Besetzung der Stadt zwei Vereinigungen der MPWO (Örtliche Luftschutzverbindung). Die eine war für den südlichen Teil, die andere für den nördlichen Teil der Stadt aufgestellt. Ab Mitte August wurden nun aus diesen Gruppen zuverlässige Leute, hauptsächlich Parteiangehörige, herausgezogen und zur Bildung von Bandengruppen eingesetzt. Die restlichen Einwohner wurden teilweise zum Eintritt gezwungen. So soll zum Beispiel die Bandengruppe der Nordstadt, die reichlich mit Munition und Lebensmitteln ausgerüstet wurde und noch heute mit den Rotarmisten am Nordrand der Stadt verbissen kämpft, ca. 400 Mann stark gewesen sei. Zur gleichen Zeit wurde eine weitere Gruppe aufgestellt, die für den Kampf mit chemischen Kampfmitteln ausgebildet wurde und in der sich nur führende Parteileute und Kommunisten befinden. Über den Verbleib dieser Gruppe ist noch nichts bekannt geworden. Wie in Noworossijsk so sind auch in den umliegenden Gebirgsdörfern Bandengruppen gebildet worden. Von größeren Unternehmungen der Banditen in diesem Raume ist nur der Überfall am See Abrau, 4km nordwestlich Noworossijsk, erwähnenswert. Er erfolgte auf eine kleine rumänische Einheit, wobei fünf Rumänen fielen und mehrere verwundet wurden. Im Anschluß daran wurden aus dem Ort die Pferde weggetrieben. Immer häufiger einlaufende Meldungen über die Bandentätigkeit und die im Gegensatz dazu geringen Erfolge auf diesem Gebiet lassen die größer werdende Gefahr erkennen. Das Kommando hat daher in der Berichtszeit der Bandenerkundung in diesem Raume, wobei die Schutzmannschaft mit eingesetzt wurde, größte Aufmerksamkeit zugewandt. In Noworossijsk und Umgebung wurden bisher 187 Banditen, teils geflüchtete Kommunisten und Funktionäre, exekutiert. Im Gebiete des Teilkommandos Jejsk sich noch aufhaltende Bandengruppen wurden von dortigen Sicherungstruppen in Zusammenarbeit mit dem Teilkommando erkundet. Ihre Bekämpfung und restliche Beseitigung in den Sumpfgebieten südlich Jejsk ist noch im Gange. Das neu aufgestellte Teilkommando Anapa setzt zur Zeit die Erkundung der sich im dortigen Gebiet aufhaltenden Banden in Zusammenarbeit mit den Teilkommandos Noworossijsk und Temrjuk fort.


  Politisches Paßfälschungswesen


  Die im Einsatzgebiet sich noch verborgen haltenden Juden versuchen der Erfassung sich dadurch zu entziehen, indem sie ihre Pässe vernichten, sich als Ukrainer, Russen oder Armenier ausgeben oder die betreffenden Blätter mit der Eintragung der Nationalität im Paß vernichten. Darüber hinaus sind in der letzten Zeit mehrere plumpe Paßfälschungen durch Juden festgestellt worden, wobei durch einfaches Ausradieren der Worte „Jewrej“ (Jude) in „Adygej“ (ein kaukasischer Volksstamm) und bei den Frauen „Jewrejka“ (Jüdin) in „Ukrainka“ (Ukrainerin) umgewandelt wurden. Diese beiden Worte haben die Juden infolge Übereinstimmung einzelner Buchstaben und somit leichter Fälschung gewählt.


  Juden


  In Krasnodar und Umgebung war auch in der Berichtszeit der Anfall der jüdischen Nachzügler gering. Die noch verbliebenen Juden versuchen sich mit allen Mitteln zu tarnen und der Zuführung durch Paßfälschung, ständiges Wechseln der Quartiere, Vernichtung der Hausbücher usw. zu entziehen (Siehe oben). Es wurden daher in der Berichtszeit in Krasnodar und Umgebung nur 58 Juden umgesiedelt, ein Mischling registriert. Beim Teilkommando Noworossijsk wurde mit der Bildung eines Ältestenrates und einer vorsichtigen Registrierung der Juden begonnen. Vor dem Kriege haben sich in Noworossijsk rund 1000 Juden aufgehalten, von denen der größere Teil aus reichen Juden bestand, die infolge der günstigen Lage und ihrer Bedeutung als Hafenstadt dort ansässig geworden waren. Die Mehrzahl von ihnen waren Zahnärzte, Rechtsanwälte, Kaufleute und höhere Verwaltungsbeamte; u.a. setzten sich die leitenden Beamten des NKWD zu 40% aus Juden und Jüdinnen zusammen. Eine große Anzahl von Juden aus Odessa mußte im Juli und August 1941 aufgenommen werden. Nach Aussagen der Bevölkerung hatte diese sehr darunter zu leiden. Neben der sehr starken Belegung von Privatquartieren mußten darüber hinaus noch besondere Auffanglager errichtet werden. Die Preise für Lebensmittel schnellten in ganz kurzer Zeit empor u.zw. so stark, daß die russische Bevölkerung nicht mehr in der Lage war, ihren Lebensunterhalt mit ihren Einkünften zu bestreiten. Auch hatten die Juden z.B. das alleinige Recht, sich Gebrauchsgegenstände anfertigen zu lassen. Das gleiche Schauspiel wiederholte sich in den Monaten Juni und Juli 1942, als die geflüchteten Juden aus Rostow, Krasnodar und anderen Städten hier eintrafen. Allerdings war diese Evakuierung bedeutend überstürzter und hastiger, so daß das Hafengelände und die gesamten Zufuhrstraßen restlos gesperrt wurden. Die organisatorische Leitung der Evakuierung lag in den Händen der Stadtverwaltung, die der russischen Bevölkerung auch offen erklärte, daß die Juden an erster Stelle verschifft würden. Zur Zeit befinden sich in der Stadt wegen der Frontlage nur geringe Reste der zurückgebliebenen Juden. Der größte Teil ist in die Berge und umliegende Dörfer geflüchtet.3


  Hilfspolizei und Schutzmannschaft


  Die vom Kommando aufgestellte Schutzmannschaft, bestehend aus 26 Kaukasiern und 80 weiteren Hilfspolizisten, wird zur Zeit neben der Wachgestellung zur Unterstützung der Sachbearbeiter, die Kaukasier ausschließlich zur Bandenerkundung eingeteilt. Es ist vorgesehen, die kaukasische Schutzmannschaft in Kürze auf 60 Mann zu erhöhen, um die Bandenerkundung verstärkt durchführen zu können. Vom Teilkommando Noworossijsk wurde auf Anforderung der dortigen Ortskommandantur die ukrainische Stadtpolizei überprüft, ausserdem Hilfspolizisten in den umliegenden Dörfern eingesetzt.


  Aufbau und Organisation der Miliz in Noworossijsk


  Die Gesamtstärke der Sowjetmiliz in Noworossijsk betrug ca. 300 uniformierte Milizionäre. Die Führung lag in den Händen des Milizchefs, während die Überwachung der Tätigkeit in gewissem Umfange dem NKWD oblag. Von dem NKWD wurde auch die Einstellung der Milizionäre vorgenommen. In die Miliz aufgenommen wurden nur Leute, die zwei Jahre bei der Roten Armee gedient hatten und die nach Überprüfung durch eine Sonderabteilung des NKWD [als] zuverlässig befunden wurden. Darüber hinaus konnten Parteimitglieder, Kandidaten oder Komsomolangehörige ohne Ableistung der Militärdienstzeit und ohne besondere Überprüfung in die Miliz aufgenommen werden. Die Miliz gliederte sich in die Abteilungen Süd, Nord und Zementfabrik. Die einzelnen Abteilungen unterstanden der sogenannten Kriminalabteilung und diese wiederum dem NKWD. Alle Abteilungen waren wie folgt gegliedert: 1.) Ausweisbüro, 2.) Erfassungswesen, 3.) Standesamt, 4.) Adressenbüro. Der Aufgabenbereich der Miliz erstreckte sich auf: a) Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung, b) Überwachung der Straßenreinigung, c) Aufsicht über den Marktverkehr, d) Verkehrsregelung, e) Überwachung des Hafengeländes und der Hafenarbeiter sowie der Schiffsverladungen, f) bahnpolizeiliche Aufgaben, g) Durchführungen von Festnahmen auf Anweisung des Prokurators (Staatsanwalt) nach Vorliegen eines Haftbefehles.


  Gefangenen- und Gefängniswesen


  Das Gefängnis in Noworossijsk, das bis zu 2000 Häftlinge aufnehmen kann, befindet sich in unbeschädigtem Zustande und ist den russischen Verhältnissen entsprechend als moderner, neuzeitlicher Bau anzusehen. Die Größe der Zellen ermöglicht eine Belegung der Zellen von der Einzelzelle bis zu 60 Personen pro Zelle. Die von den Sowjets eingelieferten Häftlinge mussten teilweise Strafen von unbegrenzter Dauer verbüßen. In der Hauptsache handelt es sich um Bestrafungen wegen politischer Vergehen. In den Jahren 1938/39 wurden viele Festnahmen von Volksdeutschen, Griechen und Polen durch großangelegte Fahndungen vorgenommen. Die Volksdeutschen wurden restlos verschickt. Beim Herannahen der Front wurden die Schwerverbrecher im Juli 1942 wieder verschickt und anfangs August der größte Teil der Häftlinge in Arbeiterbataillone gesteckt und an die Front gesandt. Bei diesen Transporten kamen viele Häftlinge durch Hunger und Durst um, da sie teilweise bis zu einem Monat auf offenen Strecken, die ständig von deutschen Fliegern bombardiert wurden, hausten. Der noch verbliebene Rest der Gefängnisinsassen wurde kurz vor Einmarsch der deutschen Truppe auf freien Fuß gesetzt.


  VI. Nachrichten aus den unbesetzten Gebieten der Sowjetunion


  (Nach den Aussagen von beim Teilkommando Noworossijsk beschäftigten Gefangenen)

  Auf militärischem Gebiete


  Wie bereits in letzter Zeit des öfteren festgestellt, werden Männer im Alter zwischen 16 und 55 Jahren zur Roten Armee eingezogen, wobei kleinere körperliche Mängel übersehen werden. Männer mit ausgeprägten körperlichen Gebrechen, Unausgebildete und Unzuverlässige kommen in Arbeitsbataillone. Frauen finden bei der Flak und im Fernsprechwesen Verwendung. Die Zerschlagung ganzer Regimenter und Brigaden hat zur Folge, daß neu aufgestellte Einheiten in der altersmäßigen Zusammensetzung große Unterschiede aufweisen. Soweit möglich werden jüngere Männer mit älteren Jahrgängen gemischt. In der Bewaffnung und Ausrüstung sollen bei der sowjetischen Südarmee fühlbare Mängel aufgetreten sein. Der Artillerie sollen z.B. bei verschiedenen größeren Truppenkörpern die Infanteriewaffen ganz entzogen worden sein, um sie der Infanterie zuzuweisen. Bei dieser sollen trotz dieser Maßnahme zu wenig Gewehre vorhanden sein. Anteilsmäßig sollen gegenwärtig auf 30 Infanteristen 13 Gewehre entfallen. Inwieweit diese nach Aussagen bekanntgewordenen Zustände allgemein sind, bleibt dahingestellt. Geschützmunition soll in ausreichenden Mengen vorhanden sein. Die militärische Führung erklärte die aufgetretenen Mängel damit, daß die Waffenzufuhr aus dem Norden bereits unterbrochen sei, deshalb mit einer Ersatzbeschaffung nicht zu rechnen sei. Im Übrigen wurden im Kampfabschnitt von Noworossijsk Waffen und Munition amerikanischen Ursprungs festgestellt. Die Uniformierung sei unzureichend, teilweise trügen die Rotarmisten bereits Zivilröcke und Zivilhosen. Besonders geklagt werde über das Schuhzeug. Bei der Südarmee sollen Schuhe, die aus England geliefert worden seien, ausgegeben worden sein, die aber in den seltensten Fällen getragen werden konnten, da sie für russische Verhältnisse zu schmal gearbeitet sind. Um diesem Übelstande abzuhelfen, wurden aus Hanfseil Schuhe selbst gefertigt (Etwa 1/3 aller Gefangenen im Gefangenenlager von Noworossijsk tragen solches Schuhwerk). Die Verpflegung soll fast gleich geblieben sein. Täglich bis zu 700 gr. Brot, gebacken oder getrocknet, zweimal Suppe aus Hülsenfrüchten, einen Eßlöffel Zucker und 20 gr. Machorka. Es soll jedoch gerade in letzter Zeit des öfteren vorgekommen sein, daß einzelne Truppenteile, bedingt durch die militärische Lage, bis zu fünf Tage ohne jede Verpflegung blieben. Bezeichnend für die Verpflegungslage ist die Aussage eines Gefangenen, der bei einem Truppenteil Offizierskoch war und erklärte, daß die Gefangenenkost, die beim Sonderkommando ausgegeben wird, besser sei als die Mahlzeiten, die für russische Offiziere zusammengestellt werden. Die Stimmung bei der Südarmee sei nicht besonders. Die Kampfmoral werde jedoch immer wieder durch die propagandistische Einwirkung aufrechterhalten. Bezeichnend soll die Äusserung eines russischen Leutnants sein, der erklärt hätte: „Die Russen kämpfen einerseits aus Angst vor den Deutschen (Greuelmärchen und Erschießungen) und andererseits aus Furcht vor den Kommissaren.“ Die Disziplin soll sehr straff sein, wobei die deutsche als Muster herausgestellt wird. Der Befehl Stalins wird Tag und Nacht in Versammlungen an der Front besprochen und die Einhaltung von den Kommissaren streng überwacht. So soll bei Krymskaja ein Batl.Kdr. erschossen worden sein, weil er die für seinen Abschnitt bestimmte Abwehrstellung nicht halten konnte. Der Kommissar wurde angeblich eingesperrt. Die Erschießung soll von einer Spezialtruppe in Stärke von 18 Mann vorgenommen worden sein, die den Kommandeur vor der Front erschossen habe und anschließend sofort wieder verschwunden sei. Die ganze Hoffnung der Russen liege im Glauben an die zweite Front. Auch die Offiziere seien sich einig und sprechen es aus, daß die Front aus eigenen Kräften nicht mehr gehalten werden könne. Nach der Besetzung von Kertsch durch die deutschen Truppen soll Budjonny in einer Ansprache vor Stabsoffizieren in Temrjuk erklärt haben: „Wenn Rostow fällt und die Deutschen in den Kaukasus einrücken, kann der Krieg nie mehr gewonnen werden, und damit kommt auch das Ende des Kommunismus“.


  Zur Einstellung der Bevölkerung


  Die Bevölkerung des noch nicht besetzten kaukasischen Gebietes erwarte die deutschen Truppen und sei der Ansicht, daß es zur Zeit deswegen langsamer gehe, weil nur eine Verbindungsstraße nach Batum gehe und die zurückzulegende Wegstrecke zu besonderer Vorsicht verpflichte. Allgemein bestehe die Ansicht, daß die Grusiner die Deutschen nicht freundlich aufnehmen werden, weil diese einerseits glauben, ihr selbständiges Gebiet verteidigen zu müssen, andererseits Stalin ein Sohn ihres Volkes ist. Die Ernährung in den noch unter sowjetischer Kontrolle stehenden Gebieten bereite keine allzu großen Schwierigkeiten, obwohl Brotgetreide eingeführt werden müsse. Naturbedingt sei die Bevölkerung auf den Verzehr von Mais eingestellt und ernähre sich vor allem von Früchten, die es fast das ganze Jahr über gibt. Ein beachtenswerter Faktor sei auch der Umstand, daß in den Gebieten jenseits des Gebirges der Privathandel erlaubt sei, so daß jeder sich im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten eindecken konnte. Eine gewisse Gefährdung der Ernährungslage sei bisher nur eingetreten durch die vielen Evakuierungen nach dem südlichen Kaukasus. Infolge Abwanderungen nach Mittelasien würde mit einer baldigen Behebung dieser Schwierigkeiten gerechnet.


  Lage und Verhältnisse im Rayon Kanewskaja


  Allgemeines


  Der Rayon Kanewskaja (Gau Krasnodar) Alexandrowskaja, Starderewskaja, Mibute, Sladky-Liman, Primolnoje, Pridoroshnaja, Trud und Suchije-Tschelkasse mit insgesamt 27.230 Einwohnern. Rayonsitz ist der an der Eisenbahnlinie Noworossijsk–Krasnodar–Kuschtschewka–Rostow gelegene, 15.000 Einwohner zählende, gleichnamige Ort Kanewskaja. Der Rayon war ehemals reines Siedlungsgebiet der Kuban-Kosaken. Während der bolschewistischen Periode wurden die Kosaken entkulakisiert und ein großer Teil nach dem Ural oder Sibirien verschleppt. So sollen z.B. allein aus der seinerzeit 18.000 Einwohner zählenden Stadt Kanewskaja 5400 Kosaken entkulakisiert und verschleppt worden sein. 1200 Kosaken, die sich gegen die Entkulakisierung und Kollektivierung auflehnten, wurden von dem NKWD beseitigt. Nach den Erzählungen von Jugendlichen mussten diese zusehen, wie ihre Väter von den Bolschewisten mit dem Beil erschlagen wurden. Besonders stark standen die zum Rayon Staroderewsjanowskaja, Fridowskaja und Sladky-Liman unter der Sowjetknute. Die Bevölkerung der drei Dörfer wurde fast vollständig von den Sowjets ausgerottet. Sie wurde verschleppt, erschossen oder starb an den Folgen der Hungersnot. Wie verlautet, haben die drei genannten Dörfer auf der sogenannten „Schwarzen Liste“ gestanden. Die von den Bolschewisten 1933 künstlich verursachte Hungersnot kostete allein in diesem Rayon 4000 Einwohnern das Leben. Die durch die grausamen Verfolgungen entstandenen Bevölkerungslücken wurden durch Zuwanderung von Russen aus Zentralrussland und Armeniern ausgefüllt. So wurde dieses reine Kosaken-Gebiet planmäßig mit Russen und Armeniern durchsetzt und besiedelt. Während die Bevölkerungszahl der im Rayon lebenden Kosaken immer mehr und mehr fiel, stieg die Einwohnerzahl der Russen und Armenier. Heute gibt es im Rayon Kanewskaja keine reinen Kosaken-Dörfer mehr. Vor der bolschewistischen Revolution lebten im Rayon Kanewskaja insgesamt 43.000 Einwohner, davon sollen 42.570 = 99% Kosaken gewesen sein, während vor dem Einmarsch der deutschen Truppen und gegenwärtig die Bevölkerungszahl 27.230 beträgt (Davon sollen angeblich noch 20.430 = 75% auf die Kosaken, 6528 = 24% auf die Russen und 272 = 1% auf die Armenier entfallen). Volksdeutsche leben nicht in diesem Raume. Auf Grund der antijüdischen Gesinnung der Kosaken leben in diesem Gebiete keine Juden. Die z.Zt. sich dort aufhaltenden Judenfamilien sind aus Bessarabien und aus der Ukraine zu Beginn des Krieges in dieses Gebiet geflohen. Inzwischen ist die Umsiedlung erfolgt. Trotz intensivster Feindpropaganda mittels Film, Presse und Rundfunk glaubt die Bevölkerung unbeirrbar an die Eroberung dieses Raumes durch die deutsche Wehrmacht. Die Sowjetpropaganda fand in der Masse der Bevölkerung keinerlei Beachtung. Im Gegensatz zur Sowjetpropaganda übt die deutsche Propaganda [durch] Plakatanschläge, Broschüren usw. sowie das Auftreten und die Haltung der deutschen Soldaten auf die Bevölkerung einen starken Eindruck aus. So wurden immer wieder Vergleiche mit der schlechten Betreuung und Verpflegung der Rotarmisten angestellt. Mit großer Spannung verfolgt die Bevölkerung die Berichte über den weitern Kriegsverlauf. Nach dem Einmarsch der deutschen Truppen hat im Rayon die feindliche Propaganda automatisch aufgehört. Auch an entsprechenden Versuchen hat es bisher gefehlt. Kennzeichnend für die antibolschewistische Haltung der Kosaken-Bevölkerung ist der Wunsch, auf aktive Beteiligung im Kampf gegen den Bolschewismus. Allgemein ist festzustellen, daß die von den Sowjets betriebene Durchsetzung dieses früher reinen Kosaken-Gebietes mit Russen und Armeniern sich stark bemerkbar macht. Ein Teil der Kosaken-Bevölkerung ist sich ihrer Herkunft nicht mehr bewusst. So sind die Sitten und Gebräuche infolge des Verbotes durch die Sowjets fast gänzlich ausgestorben. Die ältere Generation dagegen sehnt sich stark nach kulturellen Veranstaltungen und Wiedereinführung der traditionellen Gebräuche. In zaristischer Zeit existierte im Rayon Kanewskaja weder ein Theater noch ein Kino. Die Bevölkerung befasste sich lediglich mit ihren traditionellen volkstumsmäßigen Gebräuchen (Tanz, Gesang usw.). Die Sowjets bauten im Jahre 1929 im Ort Kanewskaja das erste Kino, in dem dreimal wöchentlich gespielt wurde, während in den zum Rayon gehörenden Dörfern Wanderkinos tätig waren. Da sämtliche Filme ausschließlich propagandistischen Zwecken dienten und nur Bilder über Aufbau und Stärke der Sowjetunion zeigten, wurden die Kinoveranstaltungen von der Bevölkerung nur schwach besucht. Die Filmdarstellungen wurden von der Bevölkerung als verlogen bezeichnet. Im Rayon Kanewskaja erschien dreimal wöchentlich die Zeitung „Udarnika“ mit einer Auflagenziffer von 6000. Weiter existierte in diesem Rayon eine Radioempfangsstation, die durch Drahtübertragung die Stadt sowie die um Kanewskaja gelegenen Dörfer mit Rundfunksendungen versorgt. In den Häusern waren Gemeinschaftsempfänger angebracht, womit die Bevölkerung gezwungen war, die Sowjetpropaganda zu hören. Nur wenige und im bolschewistischen Sinne besonders zuverlässige Einwohner waren im Besitz von Rundfunkgeräten, die zu Beginn des Krieges eingezogen wurden. Wie die Filmpropaganda so fand weder die Presse- und Rundfunkpropaganda bei der Bevölkerung Beachtung.


  Erziehung (Schulwesen)


  Bis zur bolschewistischen Revolution existierten in Kanewskaja (Rayon) 28 Schulen (24 vierklassige, 3 siebenkl. und 1 Gymnasium) mit 118 Lehrkräften. Zur Sowjetzeit fiel die Zahl der Einwohner infolge der Ausrottung durch die Sowjets und damit auch die Zahl der Schüler und Lehrer. So bestanden zuletzt noch 14 vierklassige, 6 siebenklassige und 1 Mittelschule. Lehr- und Schreibmaterial war während der Sowjetzeit schlecht. Zeitweise mußte der Unterricht mangels Materials ausfallen. Auf Grund dieser Zustände arbeitete die Lehrerschaft, abgesehen von den überzeugten Kommunisten, interesselos. Jüdische Erzieher waren im Rayon nicht vertreten. Nach dem Einmarsch der deutschen Truppen wurden 23 vierklassige Schulen mit 2664 Schülern wieder in Betrieb genommen. Ein großer Teil der Kinder kann jedoch mangels Kleidung und sonstiger Unzulänglichkeiten die Schule nicht besuchen. Vor allem fehlt es z.Zt. noch an neuen Büchern und Anweisungen für die Lehrerschaft, wie der Unterricht in Zukunft zu gestalten sei. Die Bevölkerung wie die Lehrerschaft wünscht die Wiedereinführung des Unterrichtswesens der Vorrevolutionszeit.


  Religiöses Leben


  Trotz der systematischen Unterdrückung des religiösen Lebens, Verschleppungen und Erschießungen der Pfaffen, Zerstörungen der Kirche und Friedhöfe und trotz der antireligiösen Propaganda hält die Bevölkerung an ihrem Glauben (russisch-orthodox) fest. Nachdem die religiösen Handlungen in der Öffentlichkeit verboten und streng bestraft wurden, hielt die Bevölkerung ihre Gottesdienste geheim ab. Bis zur bolschewistischen Revolution bestanden im Rayon Kanewskaja 9 Kirchen, davon 2 in Kanewskaja. Bis auf eine Kirche, die als Lagerhaus Verwendung fand, wurden sämtliche Kirchen zerstört. Die im Bereich tätig gewesenen 9 Pfarrer wurden nach Sibirien verschleppt. Die kommunistische Gottlosenbewegung, die in den ersten Jahren der bolschewistischen Revolution eine starke Aktivität entfaltete, fiel bei der Jugend und insbesondere bei der älteren Generation auf wenig fruchtbaren Boden. In den letzten Jahren haben die Gottlosenbewegung sowie die kommunistischen Jugendverbände die Propaganda fast völlig eingestellt. Die von den Sowjets in ein Lagerhaus umgewandelte Kirche wird z.Zt. wieder hergestellt. An Sonn- und Feiertagen finden regelmäßig Gottesdienste statt, an denen fast die gesamte Bevölkerung des Rayons, insbesondere auch die Jugend teilnimmt. Für die religiöse Betreuung des Rayons steht zur Zeit ein Pfarrer zur Verfügung.


  Volksgesundheit


  Das Gebiet um Kanewskaja ist Malariagebiet (Zahlreiche Sümpfe). Die Fiebererkrankungen treten hier besonders stark im Früh- und Spätsommer auf. Ausgesprochene Malariaepidemien sind bisher nicht aufgetreten, da die Krankheitsfälle immer lokalisiert werden konnten. Vor ca. 4 Wochen traten Fälle von Flecktyphus auf, der durch die aus anderen Gebieten evakuierte Bevölkerung eingeschleppt wurde. Die Seuche konnte jedoch gestoppt und beseitigt werden. Medikamente, Verbandszeug usw. waren zur Sowjetzeit nur wenig vorhanden. Gegenwärtig fehlt es an jeglichen Medikamenten. Der Bevölkerung des Rayons steht ein Krankenhaus mit 100 Betten, 2 Ärzten sowie 4 Feldschere zur Verfügung. Dem Krankenhaus ist ein Ambulatorium mit einem Arzt, einem Zahnarzt sowie drei Feldschere angeschlossen. Ausser dem Krankenhaus und der im Rayon befindlichen drei Apotheken befinden sich in den zum Rayon gehörenden Dörfern Feldscherpunkte mit insgesamt vier Ärzten, einem Zahnarzt und 10 Feldschere.


  Verwaltung


  Während der Sowjetzeit wurde der Rayon Kanewskaja vom Rayonvollzugskomitee (Stadt- und Dorfsowjet) verwaltet. Dem Rayonvollzugskomitee unterstanden folgende Abteilungen: 1.) Landwirtschaft, 2.) Erziehung, 3.) Finanzen, 4.) Volksgesundheit. Ein Volksgericht war ebenfalls dem Rayonvollzugskomitee angeschlossen. Das Volksgericht unterstand dem Gebietsgericht in Krasnodar. Insgesamt waren in der Rayonverwaltung 52 Personen beschäftigt. Zur Zeit wird der Rayon Kanewskaja von dem Bürgermeisteramt (Bürgermeister) der Stadt Kanewskaja mit verwaltet. Die Rayonmiliz, als eigene Verwaltung, beschäftigte insgesamt 56 Personen u.zw. Milizchef, Vertreter, Leiter der Kriminalabteilung, vier Inspektoren, zwei Stellvertreter, vier Milizionäre für das Passbüro. Der Rest waren Milizmänner des Innen- und Aussendienstes. Hierzu kam das Personal des NKWD (7 Mann), das sich ausschließlich mit Fällen politischen Charakters befasste. Die deutscherseits aufgestellte Rayonmiliz ist 534 Mann stark.


  Wirtschaft


  Im Rayon Kanewskaja ist keine Industrie vertreten. Bei den vorhandenen Betrieben handelt es sich vorwiegend um Verarbeitungsbetriebe für die Landwirtschaft. Vor der bolschewistischen Revolution bestanden in diesem Bereiche fünf Ziegeleien, fünf Walzmühlen, dreizehn Windmühlen und sechs Ölmühlen. Nach Absinken der Bevölkerungszahl zur Sowjetzeit ging es auch mit diesen Betrieben abwärts. Erst nach und nach entstanden weitere Betriebe, wie eine Hanfbearbeitungsfabrik, eine Schilfverarbeitungsfabrik (Korbflechterei) und eine Molkerei. Fast 80% der Gesamtbevölkerung war und ist in der Landwirtschaft tätig. Das Gebiet um Kanewskaja weist einen fruchtbaren Boden auf. Insbesondere wird Getreide gebaut. Der Rayon besitzt eine Gesamtanbaufläche von 142.000 ha. Die vor der Sowjetzeit bestehenden großen Bauerngüter, die Besitztümer der Groß- und Mittelbauern wurden im Zuge der Kollektivierung der Landwirtschaft in 34 Kolchosen, 3 Sowchosen und 1 Fischkolchose umgewandelt. Den größten Teil der Anbaufläche nimmt der Weizenanbau ein. Neben Weizen wurden noch Gerste, Hafer, Sonnenblumen, Hirse und Rhizinus und in geringen Mengen auch Mais und Kartoffeln angebaut. Infolge Verschleppung der Männer durch die Sowjets sind männliche Arbeitskräfte nur wenige vorhanden. Die Hauptarbeitskraft bildet die Frau, die als sehr arbeitswillig zu bezeichnen ist. Traktoren sind in genügender Anzahl vorhanden, jedoch fehlt es an Brennstoff; die Pferdezahl ist, da ein großer Teil durch die Russen verschleppt oder von den Rumänen requiriert wurde, gering. Demgegenüber ist Rindvieh reichlich vorhanden (Zahlen liegen nicht vor). Infolge des vergangenen strengen Winters wird die Ernte nicht den erhofften Durchschnittsertrag bringen. Unter der starken Trockenheit des Frühjahres haben fast alle landwirtschaftlichen Produkte stark gelitten. Die Ernährung der Bevölkerung ist zur Zeit entschieden besser als unter den Sowjets. Auf die Sicherstellung einer ausreichenden Ernährung der Landbevölkerung wird seitens der Landwirtschaftsführer großer Wert gelegt, um die bisher bestehende Arbeitsfreudigkeit zu erhalten und noch zu steigern.


  Lage und Verhältnisse im Rayon Temrjuk


  Allgemeines


  Rayon und Stadt Temrjuk wurden am 24.8.42 von rumänischen Truppen eingenommen. Die Stadt Temrjuk besitzt keine Bahnstation, dagegen einen Fluß- und Seehafen. Eine von den Sowjets im Frühjahr 1942 von Krymskaja durch den Rayon Temrjuk nach Taman in Bau genommene Eisenbahnlinie wurde von der deutschen Luftwaffe noch vor ihrer Vollendung zerstört. Durch deutsche Luftangriffe wurden in Temrjuk die beiden Häfen und etwa 10 Häuser zerstört. Die Wiederinstandsetzung der Hafenanlagen durch Einheiten der deutschen Kriegsmarine unter Heranziehung von Zivilbevölkerung ist in vollem Gange. Die Parteigebäude und öffentlichen Einrichtungen der Stadt wurden größtenteils von den Vernichtungsbataillonen zerstört. Der Rayon Temrjuk, einschließlich der Stadt, hatte vor dem Kriege 70.000, die Stadt selbst 20.000 Einwohner. Heute wohnen in Temrjuk-Stadt rund 18.000 Personen. Die Bevölkerung des Rayons setzt sich im Wesentlichen aus Kuban-Kosaken zusammen, die Stadtbevölkerung ist dagegen stark gemischt (Kosaken, Ukrainer und Kazapen). Sechs in Temrjuk ansässig gewesene volksdeutschen Familien wurden im Juni 1942 nach dem Ural verschleppt. Lediglich eine volksdeutsche Frau wohnt zur Zeit noch in der Stadt. Der von den Sowjets wiederholt angeordneten Zwangsevakuierung wurde von der Bevölkerung nur in den seltensten Fällen Folge geleistet. Als Verwaltungsorgane waren in Temrjuk: 1.) Rayonverwaltung, 2.) Stadtverwaltung, 3.) NKWD, 4.) Miliz, 5.) Komsomol, 6.) Staatsbank vertreten, ausserdem: 1 Volksbibliothek, 1 Parteibibliothek und 1 Kino vorhanden. An kulturellen Einrichtungen sind 4 zehnklassige Schulen, 2 siebenklassige Schulen, 1 fünfklassige Schule, 1 Handwerkerschule, 1 Kraftfahrschule, 1 Museum für Pflanzenkunde.


  Der landwirtschaftlichen Struktur des Rayons entsprechend sind Industrie und Gewerbe in Temrjuk nur im geringen Umfange vertreten u.zw. gibt es je eine Druckerei, Konservenfabrik, Weinkellerei, Baumwollsortierstelle, Gerberei, Korbflechterei, Seilerei, Molkerei, Walzmühle, MTS-Station. Ein E-Werk und eine Wasserpumpenanlage mit Wasserturm versorgen die Stadt mit Energie und Wasser. Sowohl die Wasser- als auch die Stromversorgung sind unzureichend. Mit den hierfür vorhandenen Einrichtungen konnte auch vor dem Kriege nur ein kleiner Teil der Stadt versorgt werden. Die übrige Stadtbevölkerung ist auf Kuban- oder Regenwasser angewiesen. Die angeführte Konservenfabrik, vollkommen maschinell eingerichtet, beschäftigte früher 800 Personen in drei Schichten. Die Durchschnittsproduktion betrug jährlich 10.000.000 Fischkonserven, 5.000.000 Tomatenkonserven, und ausserdem wurden noch 500.000kg Gurken sowie 300.000kg Tomaten in Fässern und Dosen verarbeitet. Die Maschinenanlagen und die sonstigen Einrichtungen dieses Betriebes wurden von Vernichtungsabteilungen der Roten Marine fast restlos zerstört. Gegenwärtig werden nur etwa 40 Personen beschäftigt. Bei den anderen genannten Betrieben handelt es sich mit Ausnahme der Walzmühle, die von den Sowjets gleichfalls vollkommen zerstört wurde, um Kleinbetriebe, die ihre Tätigkeit bereits wieder aufgenommen haben. Die beiden vorhandenen Häfen dienten ausser dem Personenverkehr der Anlieferung von Maschinen, Kohlen, Benzin, Öle, Holz usw. und der Abfuhr von Baumwolle und Lebensmitteln aller Art. Zur Stadt Temrjuk gehören: eine landwirtschaftliche Kolchose, zwei Fischkolchosen, eine Gemüsekolchose. Der Rayon Temrjuk umfaßt ein Gebiet von rund 70.000 ha. Etwa 25.000ha davon sind Sumpf- und Schilfgelände. Zum Rayon gehören: 26 landwirtschaftliche Kolchosen, 6 Fischkolchosen, 2 Baumwoll-Sowchosen, 1 Flachs-Sowchose, 1 Wein-Sowchose, 1 Gemüse-Sowchose. Angebaut wurden an erster Stelle Baumwolle und Weizen, dann Gerste, Hafer, Sonnenblumen, Mais, Wein, Flachs, Kartoffeln und Gemüse aller Art. Auch der Anbau von Obst spielt eine bedeutende Rolle. Die Ernte ist bisher nur bis zu 60% eingebracht. Der Rest der Ernte – Getreide überreif und teilweise noch ungemäht – war bis anfangs Oktober noch nicht eingebracht. Die Baumwolle beginnt erst jetzt zu reifen. Für die Einbringung der Ernte und zum Dreschen des Getreides mangelt es vor allem an landwirtschaftlichen Maschinen, Traktoren, Gespannen und insbesondere auch an Betriebsstoff. Das im Rayon und in der Stadt Temrjuk vorhandene Kolchos-Vieh wurde größtenteils weggetrieben. Von 8000 Pferden sind heute noch 250 vorhanden. Von ehemals 14.000 Schafen befinden sich noch einige Hundert im Rayon. Der Bestand an Kühen und Ochsen ist von 6000 Stück auf 1500 zurückgegangen. Die landwirtschaftlichen Maschinen und Geräte auf den Kolchosen sowie die Werkstätten und Einrichtungen der MTS-Stationen wurden von den Vernichtungsbataillonen größtenteils zerstört. Die Versorgung der Stadtbevölkerung mit Lebensmitteln ist völlig unzureichend, insbesondere mangelt es an Brot und Fett.


  Gegnerbekämpfung


  Rund 400 Kommunisten, davon 250 von der Stadt und 150 vom Rayon, sind vor der Einnahme in Richtung Kaukasus geflüchtet. Viele dieser Kommunisten haben sich Vernichtungsbataillonen und Banden angeschlossen. Von den 10 Juden, die in der Stadt Temrjuk ansäßig waren, sind acht vor der Einnahme geflüchtet. Zwei Juden wurden umgesiedelt (Die Erfassung der Juden im Rayon ist eingeleitet und noch im Gange). Während des Krieges wurden auf dem Schiffswege Tausende von Juden aus Odessa und von der Krim über Temrjuk nach Kasachstan und Turkestan evakuiert. Die Familienangehörigen der geflüchteten Kommunisten sind bis zu 80% wieder in die Stadt zurückgekehrt. Bei der Wiedereinnahme der Stadt Kertsch durch die deutschen Truppen im Mai 1942 wurden auf dem Schiffswege über Temrjuk nach Schawjanskaja und Krasnodar 30.000 Verwundete und Kranke sowie eine große Anzahl Zivilisten evakuiert. Zur Zeit treffen aus den Gebieten Krasnodar und Schawjanskaja täglich Hunderte von Kertsch und der Krim evakuierte Personen ein, die wieder in ihre Heimat zurückwollen. Da eine Weiterbeförderung wegen Mangel an Schiffen von hier aus nicht möglich ist, werden diese Rückwanderer in geschlossenen Kolonnen von hier aus nach Taman in Marsch gesetzt. Die von den rumänischen Truppen in vielen Fällen vorgenommenen Plünderungen und Vergewaltigungen von Frauen und Mädchen haben die Stimmung und Haltung der Bevölkerung ungünstig beeinflußt. Hierzu kommt noch, daß die örtliche Miliz vielen Familien mit dem unbegründeten Argument, Beziehungen zu Banden zu unterhalten, Lebensmittel, Bekleidung und Gebrauchsgegenstände weggenommen und unter sich verteilt hat. Die von der Bevölkerung beim Teilkommando erstatteten Anzeigen über Beraubung durch Milizangehörige haben bei der Überprüfung in allen Fällen den Tatbestand der Plünderung ergeben. Trotz verhängter Freiheitsstrafen und Androhung des Erschießens konnten die gestohlenen Sachen nicht restlos wieder beigebracht werden. Durch diese Vorkommnisse sieht ein Teil der Bevölkerung bereits mißtrauisch, zumindest aber abwartend auf die deutsche Wehrmacht. Der größte Teil der Bevölkerung lebt jedoch in der Hoffnung, daß diese Mißstände von der deutschen Wehrmacht bezw. dem Teilkommando beseitigt werden.


  PAAA, R 60.753


  


  


  


  1 Zur Institution der Vertreter des AA bei den AOK: Eckard Conze/Norbert Frei/Peter Hayes/Moshe Zimmermann: Das Amt und die Vergangenheit. Deutsche Diplomaten im Dritten Reich und in der Bundesrepublik, München 2010, S.208–214.


  2 Das RSHA hatte dem AA seit Ende Okt. 1941 die Tätigkeits- u. Lageberichte der EG zugeschickt; vgl. Christopher R. Browning: Die „Endlösung“ und das Auswärtige Amt. Das Referat D III der Abteilung Deutschland 1940–1943, Darmstadt 2010, S.98ff.


  3 Zum Judenmord in Krasnodar u. Noworossijsk vgl. Angrick: Besatzungspolitik und Massenmord, S.578–581, 621f.
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        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 6.November1942
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  Nr.02.560/42 g./WFSt/Qu. (II)


  Betr.: Unerwünschter Verkehr deutscher Soldaten mit Einwohnern in den besetzten Ostgebieten


  Nach den vorliegenden Meldungen haben Einquartierungen bei der Zivilbevölkerung in den besetzten Ostgebieten zu einer engeren Fühlungnahme und zu teilweise festen Verhältnissen zwischen deutschen Soldaten und einheimischen Frauen geführt. Neben einer erheblichen Zunahme der Geschlechtskrankheiten leistet dieser Zustand auch der feindlichen Agententätigkeit Vorschub und führt zu einem völligen Verwischen des notwendigen Abstandes zu den Menschen der besetzten Ostgebiete. Diesen Erscheinungen, die nicht geduldet werden können, ist durch Befehl und strenge Handhabung der Dienstaufsicht entgegenzuwirken. Es kommt hierbei vor allem darauf an, daß die verantwortlichen Disziplinarvorgesetzten ihrer Dienstaufsichtspflicht voll nachkommen. Darüber hinaus ist durch die territorialen Befehlshaber eine Dauereinquartierung von deutschen Wehrmachtsangehörigen bei Landeseinwohnern zu verbieten. Alle Wehrmachtsangehörigen einschl. Offiziere sind ohne Ausnahme geschlossen unterzubringen. Soweit für die Unterbringung bewohnte Häuser der Zivilbevölkerung benötigt werden, sind sie von dieser zu räumen. Die einheimischen Bewohner sind rücksichtslos umzuquartieren bzw. auszuweisen. Im Gefechtsgebiet der Armeen, bei fortschreitenden Operationen und vorübergehender kurzfristiger Inanspruchnahme von Unterkunft ist eine Umquartierung der Bevölkerung aus obigem Anlaß in der Regel nicht erforderlich.


  Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht gez. Keitel3


  Anlage IV
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  An die Gefolgschaftsmitglieder der deutschen Verwaltungen und der deutschen Handelsgesellschaften in den besetzten Ostgebieten


  Schon mehrfach habe ich eindringlich auf die Notwendigkeit einer tadellosen persönlichen Haltung aller in den besetzten Ostgebieten tätigen deutschen Kräfte hingewiesen. Gleichwohl werden Fälle bekannt, in denen deutsche Amtsträger unter Mißbrauch ihrer Dienststellung sich an fremdem Eigentum vergriffen haben. Gegen diese Pflichtvergessenen haben die deutschen Gerichte in den besetzten Ostgebieten verschiedentlich Todesurteile ausgesprochen. So hat das Sondergericht Minsk einen deutschen Amtsgehilfen zum Tode verurteilt, der unter Bedrohung mit der Waffe Wohnungen Einheimischer beraubt hat; von dem gleichen Gericht sind fünf Angehörige der Deutschen Reichsbahn zum Tode verurteilt worden, weil sie Eisenbahnwagen mit Lebensmitteln, die für die schwer ringende Front bestimmt waren, erbrochen und beraubt haben. Das Sondergericht Riga fällte ein Todesurteil gegen einen Angehörigen des Deutschen Roten Kreuzes, der wertvolle Gegenstände aus der Wintersachensammlung entwendet hat. Vom Sondergericht Kiew ist ein Angehöriger des Quartieramtes mit dem Tode bestraft worden, weil er unter Überschreitung seiner Durchsuchungsvollmacht Wohnungen einheimischer Familien gewaltsam ausgeraubt und sich an Lagerbeständen der deutschen Verwaltung vergriffen hat. Das Sondergericht Rowno erkannte gegen einen Gebietskommissar auf Todesstrafe, weil dieser sich unter Mißbrauch seiner Dienststellung an ehemaligem Judenvermögen schamlos bereichert hat. Diese Todesurteile sind, nachdem ich von dem mir vom Führer übertragenen Begnadigungsrecht keinen Gebrauch gemacht habe, sämtlich vollstreckt worden. In anderen weniger schwer liegenden Fällen von Diebstahl unter Ausnutzung der Kriegsverhältnisse und Bereicherung an reichseigenem Gut haben die deutschen Gerichte mit meiner Billigung auf hohen Zuchthausstrafen bis zu 10 Jahren erkannt. Diese Strafen mögen allen als Warnung dienen. In einer so grossen Gemeinschaft, wie sie die Gefolgschaft der deutschen Verwaltung in den besetzten Ostgebieten darstellt, kann nur dann Ordnung gehalten werden, wenn jeder Einzelne sich der dem Deutschtum gestellten Aufgabe bewusst ist und durch eigene Haltung beispielgebend wirkt. Ich werde deshalb mit aller Strenge und ohne Rücksicht auf etwaige frühere Verdienste gegen jeden vorgehen, der die bestehenden Gesetze mißachtet. In einer Zeit, da unsere Soldaten im härtesten Kampf selbstlos ihr Leben einsetzen, soll niemand glauben, hinter der Front seinen eigensüchtigen Zwecken leben und durch Mißbrauch seiner dienstlichen Stellung das deutsche Ansehen straflos schädigen zu können. Wer entgegen allen Ermahnungen dies trotzdem tut, gefährdet den Sieg, schädigt die Wirksamkeit der deutschen Verwaltung und verfällt mit Recht der härtesten Strafe.


  gez. Rosenberg


  Anlage V


  Anordnung des Präsidiums des Obersten Rates der UdSSR über die Einführung der vollen militärischen Kommandogewalt des Einzelnen und die Abschaffung der Institution der Politischen Kommissare in der Roten Armee. Befehl des Volkskommissars für die Verteidigung Nr.37 vom 9.10.42


  Durch Erlaß des Präsidiums des Obersten Rates der UdSSR vom 9.10.42 über die Einführung der vollen militärischen Kommandogewalt eines Einzelnen und über die Abschaffung der Einrichtung der Kriegskommissare in der Roten Armee bin ich befugt zu befehlen: 1.) Von ihren Pflichten sind zu entbinden die Kommissare der Abteilungen, Truppenverbände, Stäbe, Kriegsschulen, der Zentral- und der Hauptabteilungen des Volkskommissariats für die Verteidigung sowie der übrigen Einrichtungen der Roten Armee. Dasselbe bezieht sich auf die Politruks der Unterabteilungen. Sie werden ernannt zu Ersatzmännern der entsprechenden Kommandeure und Chefs in politischer Beziehung. 2.) Es wird eine Monatsfrist festgesetzt, innerhalb welcher die politischen Kommissare bei der Armee und bei der Flotte sich die erforderlichen militärischen Kenntnisse aneignen sollen, um die Kommandogewalt im Umfange der ihnen eingeräumten Rechte auszuüben. Spätestens bis zum 15. November muß der Kriegsrat diese Ernennungen dem Volkskommissariat für Verteidigung über die Politische Hauptverwaltung der Roten Armee vorlegen. Die Ernennungen erstrecken sich auf Politarbeiter vom Bataillonskommissar aufwärts. 3.) An die Kommandeure der Verbände und an die Kriegsräte der Armee und der Front wird der Befehl gerichtet, in energischerer Weise als bisher diejenigen politischen Kommissare zu melden, welche militärisch ausgebildet worden sind, und ihnen Kommandogewalt zu übertragen; ganz besonders bezieht sich das auf die Kompaniechefs und Bataillonskommandeure. 4.) Die Kriegsräte der Fronten sollen bis zum 20.10.42 zweimonatige Frontkurse für Kommandeure vorbereiten, wobei jeder Lehrgang etwa 150 bis 250 Personen umfassen soll, zur Vorbereitung von besonders geeigneten politischen Kommissaren zu Kompaniechefs. Die Einberufung zu den Kursen soll im Einvernehmen der Obersten Politischen Verwaltung der Roten Armee durchgeführt werden. 5.) Die Hauptverwaltung der Kaders der Roten Armee wird angewiesen, bis zum 1.11.42 Lehrgänge einzurichten, bei welchen im Laufe von zwei Monaten geeignete politische Kommissare unterwiesen werden sollen und wo sie zu 200 Regimentskommandeuren und zu 600 Bataillonskommandeuren ausgebildet werden sollen. Die Einberufung zu den Kursen soll durch die Oberste Politische Verwaltung der Roten Armee in Übereinstimmung mit der Obersten Verwaltung der Kaders durchgeführt werden. 6.) Die Ersatzmänner für Kommandeure und Chefs in politischer Hinsicht sollen durch vorliegende Verordnung die bisherige Gehaltsstufe beibehalten.


  Der Volkskommissar für Verteidigung Stalin


  Anlage VI


  Meldungen aus der UdSSR


  Aus dem Ausland eingelaufene Meldungen werfen ein bezeichnendes Licht auf die Frage der zweiten Front. Es ist interessant zu vermerken, daß die Frage der zweiten Front und der mangelnden Unterstützung durch die Westmächte in Moskau in einen gewissen Zusammenhang mit der Hess-Affäre gebracht werden. „Die Russen sind der Auffassung, daß Hess nach England kam, um gewisse Personen zu sprechen, von denen die deutsche Regierung vor 18 Monaten annahm, daß sie zu einem Vorschlag zu Friedensverhandlungen geneigt seien; in dem Falle sollte Russland einem deutschen Angriff ausgesetzt werden, ohne auf Hilfe hoffen zu können. Es herrscht allgemein die Auffassung, daß die Personen, die Hess zu sprechen erwartete oder hoffte, auch hinter den Kulissen die Schaffung einer zweiten Front hinauszögern. Man glaubt, daß die Wahrheit über Hess auch die Wahrheit über die zweite Front enthüllen wird. Die Russen wollen hören, was Hess über seine Flucht und seinen Auftrag zu sagen hat. Sie glauben, daß das jene Kräfte in Verlegenheit bringen wird, von denen sie annehmen, daß sie nicht ohne Vorbehalt hinter der englischrussischen Allianz und einer Führung dieses Krieges mit allen verfügbaren Kräften stehen. Die Affäre Hess wird gegenwärtig in Moskau als Hauptfrage behandelt.“ Die russische Empörung über das Ausbleiben der zweiten Front spiegelt sich in Äusserungen ausländischer in Kujbischew akkreditierter Diplomaten wider. So erklärte ein Diplomat, daß in amtlichen sowjetischen Kreisen über die mangelhafte Unterstützung durch die Verbündeten maßlose Empörung herrsche und daß viele Leute in Kujbischew der Ansicht seien, daß die Verbündeten die Sowjetunion vorsätzlich nur mangelhaft unterstützen, um sie zu Grunde gehen zu lassen. In diesem Zusammenhang ist es interessant, einen verspäteten Bericht über den Besuch Wendell Willkies anzuführen, der gleichfalls die russische Verstimmung widerspiegelt. Willkie hatte in Moskau zunächst zwei Konferenzen mit Molotow. Bei beiden Konferenzen war der amerikanische Botschafter anwesend, bei der zweiten auch der britische Botschafter. Dann habe eine zweistündige Konferenz mit Stalin stattgefunden, bei der Molotow und Admiral Stanley anwesend waren. Details über die Besprechungen mit Stalin sind nicht bekannt geworden; als wesentlichste Tatsache der Besprechungen ist zu verzeichnen, daß Stalin zu wiederholten Malen darauf aufmerksam machte, er müsse sich angesichts der Gesamtlage „seine Entscheidungsfreiheit in jedem Moment vorbehalten“ und könne keine definitiven Versprechungen über die sowjetrussische Haltung geben, die entscheidend durch die kommende politische Entwicklung diktiert werde. Von amerikanischer Seite sei darauf verwiesen worden, daß Willkie in den Besprechungen mit Stalin „einen ernsteren Eindruck empfangen habe, als er dies auf Grund der Vorunterrichtungen in Kujbischew erwartete“.


  Anlage VII


  Ostarbeiterwerbung4


  Am 14.Oktober1942 fand im Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete eine Besprechung über die Ostarbeiterwerbung statt, auf der folgende Vereinbarungen über die Propaganda getroffen wurden: 1.) Aus der Ukraine sind bis zum 30.April1943 erneut 450.000 ausländische Arbeiter für das deutsche Reich zu stellen. Für die Werbung dieser Arbeiter gilt im Allgemeinen der Grundsatz, daß möglichst auf der Grundlage der Freiwilligkeit die neuen Aktionen gestartet werden sollen. Insbesondere gilt es zu betonen, daß diese Werbung im Anschluss an das in diesem Sommer verkündete Arbeitspflichtgesetz erfolgt. Insofern ist also für die Werbeaktion eine durchaus legale Handhabe gegeben. Wo aber die notwendigen freiwilligen Meldungen das Soll nicht erreichen, muss in der Wirklichkeit naturgemäß entsprechend dem Gesetz des Krieges mit harten Mitteln durchgegriffen werden. Die beteiligten Dienststellen werden sich bemühen, alle nichtvertretbaren Einzelaktionen in der Werbung von vornherein zu unterbinden. 2.) Das propagandistische Motiv für den Einsatz in Deutschland selbst ist die Idee, daß alle Völker Europas sich im Reich zu gemeinsamer Arbeit zusammenfinden. Die Ostarbeiter gliedern sich also in die gemeinsame Front der europäischen Völker ein. 3.) Im Gegensatz zu der ersten Werbe- und Propagandaaktion ist es heute nicht mehr möglich, Versprechungen für die Arbeiter in Deutschland en bloc zu machen. Nach den Erfahrungen, die die Ostarbeiter in der ersten Zeit im Reich gemacht haben und nach der negativen Propaganda, die sich als Resultat daraus in der Ukraine ergab, ist insbesondere folgendes herauszustellen: Ernährungsmäßig ist die Lage besser als seither – weitere Besserungen auf ernährungsmäßigem Gebiet werden folgen – die Löhne werden entsprechend den Leistungen allmählich wachsen – in den Spitzenlöhnen können die Ostarbeiter an die Löhne der deutschen Arbeiter herankommen – die Wohnverhältnisse werden gebessert – Winterbekleidung für die Ostarbeiter wird bereitgestellt werden. 4.) Propagandistisch wirksam ist es weiter, wenn auf folgendes hingewiesen wird: Um den Kontakt zwischen der ukrainischen Heimat und dem deutschen Reich aufrecht zu erhalten, wird die Postverbindung stetig verbessert werden. Insbesondere werden die Postkarten gleich mit Rückantwortkarten versehen, damit die Absender eine um so sichere Gewähr haben, daß sie bald eine Antwort erhalten. 5.) Es wird dafür gesorgt werden, daß in den einzelnen deutschen Industriebetrieben möglichst die Volksgruppen geschlossen zum Einsatz kommen. Ausserdem wird angestrebt, daß alle Kräfte entsprechend der Berufsausbildung angesetzt werden, damit der bisher vielfach negative Eindruck des berufsfremden Einsatzes allmählich ausgelöscht wird. 6.) Auf die Frage der zeitlichen Begrenzung des Einsatzes wird geantwortet werden: Ihr kommt bestimmt zurück in eure Heimat, ihr müsst aber mithelfen, daß der Krieg beendet werden kann. Arbeitet also mit, den Sieg zu erringen, um so eher kommt ihr wieder nach Hause. 7.) Die Freizeit der Ostarbeiter wird mehr und mehr ausgestaltet werden. Durch Einsatz ukrainischer Künstler, durch weitere Verbreitung von Zeitungen, durch Förderung von Musik, durch Einsatz von Wandkinos. 8.) Um eine negative Propaganda in den besetzten Ostgebieten möglichst zu unterbinden, wird dafür gesorgt werden, daß die sogenannten Rückkehrertransporte von erkrankten Ostarbeitern unterbunden werden. Statt dessen werden die erkrankten Ostarbeiter künftig in besondere Lager überführt werden. 9.) Zur positiven Unterstützung der Propaganda in den besetzten Ostgebieten werden die verschiedenen Reisegesellschaften, die aus dem Osten ins Reich kommen, in besonders hergerichtete Musterlager geführt werden. Der Ausbau dieser Musterlager im Reich erfolgt mit grösserer Intensität als bisher. 10.) In Zusammenarbeit mit dem Propagandaministerium wird dafür gesorgt werden, daß die Richtlinien, die bisher von der Reichspropagandaleitung an die Reichsredner über die Behandlung der Ostarbeiter herausgegangen sind, mehr und mehr den verantwortlichen Betriebsführern bekannt werden, damit die deutsche Öffentlichkeit weiss, wie sie sich den Ostarbeitern gegenüber zu verhalten hat.


  BAB, R 58/225


  


  


  


  1 Hier nicht abgedruckt.


  2 Hier nicht abgedruckt.


  3 Wilhelm Keitel, geb. 1882, 1938 Chef des OKW, 1940 Generalfeldmarschall, 1946 hingerichtet; vgl. Samuel W. Mitcham: Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel, in: Ueberschär: Hitlers militärische Elite, Bd.1, S.112–120.


  4 Vgl. Alexander von Plato/Almut Leh/Christoph Thonfeld (Hrsg.): Hitler’s Slaves. Life Stories of Forced Labourers in Nazi-occupied Europe, New York 2010.


  


  


  163) Befehl Chef des Einsatzstabes der Sicherheitspolizei und des SD Ostland an die Erkundungskommandos vom 18.11.1942


  
    
      	
        Der Chef des Einsatzstabes der Sicherheitspolizei u.d.

      

      	
        Minsk, den 18.November1942

      
    


    
      	
        SD Ostland

      

      	
        55 Ausfertigungen

      
    


    
      	
        Tgb.-Nr.41/42 Geh.Reichssache

      

      	
        8. Ausfertigung

      
    

  


  An die Führer aller Erkundungskommandos unter sofortiger mündlicher Weitergabe an alle Unterführer und Männer


  Der Reichsführer-SS hat SS-Obergruppenführer von dem Bach mit der Durchführung der Bandenbekämpfung im Generalkommissariat Weißruthenien beauftragt.1 SS-Obergruppenführer von dem Bach hat mir die Durchführung der dazu notwendigen sicherheitspolizeilichen Aufgaben übertragen. Obergruppenführer legt den größten Wert auf die Erkundungsergebnisse der Sicherheitspolizei und des SD. Ich bitte daher unter Ausnutzung aller bisherigen sicherheitspolizei- und sicherheitsdienstlichen Erfahrungen und Einsatz aller zum Ziele führender Mittel, sofort mit der Erkundungstätigkeit zu beginnen. Ziel der Erkundung: Genaue geographische Lage der Lager, Gelände- und Wegeverhältnisse, Bodenbeschaffenheit, Stärke, Bewaffnung der Banden, Art der Sicherung – wie Vorposten im Gelände, in umliegenden Dörfern, Verminung –, vermutliche bisherige Tätigkeit der Bande, wie Überfälle auf Rollbahnen, Sprengungen auf Eisenbahnlinien usw., sowie überhaupt alle Anhaltspunkte, die zur Vorbereitung der militärischen Aktion irgendwie dienlich sein können. Die Erkundungsergebnisse sind sofort an den BdS, Einsatzstab Minsk, durchzugeben. Ich bitte, dem Erkundungsergebnis stets die Feststellung „überprüft“ oder noch „unüberprüft“ beizufügen. Sobald Formationen, so die SS-Brigade und Polizeiregimenter, im Aufgabenbereich des Erkundungskommandos eintreffen, hat der zuständige Führer sich sofort mit dem jeweiligen Einheitsführer ins Benehmen zu setzen und ihm ebenfalls jedes wesentliche Erkundungsergebnis sofort zuzuleiten. Jedem militärischen Unternehmen sind nach eingehender Rücksprache mit dem verantwortlichen Führer der Aktion zweckdienliche Sicherheitspolizeikräfte beizugeben. Es wird sich darum stets um Vernehmungen, Durchsuchungen von Dörfern usw. während oder nach erfolgter Aktion handeln. Nach Einholung des militärischen Einsatzbefehles vor Beginn der Aktion ist ein sicherheitspolizeilicher Einsatzbefehl zu erstellen, der mir in Abschrift zuzuleiten ist. Erfahrungen lehren, daß Kollektiverschießungen, das Niederbrennen von Dörfern, ohne die gesamten Einwohner zu liquidieren oder sie ordnungsgemäß zu evakuieren, nur nachteilige Folgen für uns haben. Im Auftrage des Bevollmächtigten des RF-SS für Bandenbekämpfung, SS-Obergruppenführer von dem Bach, obliegt die Entscheidung, ob Dörfer abgebrannt, die Bewohner liquidiert oder evakuiert werden, ausschließlich und allein dem Führer des SD-Kommandos. Dem SD-Kommandoführer steht weiter ausschließlich und allein das Recht zu, Dorfbewohner, die sich besonders verdient gemacht haben, durch Übergabe von Beute, wie Vieh usw., zu belohnen. Ich mache ausdrücklich darauf aufmerksam, daß oft ganze Dörfer dauernd unter dem Druck der Banden stehen, so daß die Einwohner für ihr bisheriges Verhalten nicht zur Verantwortung gezogen werden können. Ausschlaggebend wird stets sein, wie sich die Einwohner eines Dorfes im Augenblick des Vorgehens gegen die Banden verhalten haben. Ich weise auf die hohe Verantwortung derartiger Entscheidungen hin. Es sind dabei stets politische und propagandistische Auswirkungen zu berücksichtigen. Das Ergebnis der Aktion, wie Zahl der Feindtoten, Zahl und Art der Beute, wie Waffen, Sprengstoffe, Funkgeräte, Vieh, Lebensmittel usw., sind mir sofort und wahrheitsgemäß bekanntzugeben. Einsatzbefehl geht jedem einzelnen Führer des Erkundungskommandos gesondert zu. Einsatzraum kann selbstverständlich zweckdienlich auch ausgedehnt oder verlagert werden. Die im Einsatzbefehl genannten Orte gelten in der Hauptsache nur als Richtlinien. Die Festlegung des Sitzes des Erkundungskommandos bzw. die Abstellung von Teilkommandos in verschiedene Orte wird teils von örtlichen, teils von den anfallenden Erkundungsergebnissen abhängig sein. Nach endgültiger Fußfassung des Kommandos ist mir kurz zu berichten. Vorübergehende Veränderungen sind ebenfalls – selbstverständlich nur nach Möglichkeit – bekanntzugeben. Mit den örtlichen Dienststellen der deutschen Polizei und Gendarmerie, Wehrmacht sowie mit den Dienststellen weißruthenischer Polizeiformationen ist sofort zweckdienliche Fühlung aufzunehmen. Für Nachrichtenübermittlung ist Sorge zu tragen. Ich erwarte Aktivismus, höchste Einsatzbereitschaft, kameradschaftliche Zusammenarbeit mit allen beteiligten Dienststellen, Schnelligkeit und objektivste Berichterstattung. Motto: Schwierigkeiten sind nur dazu da, um sie zu überwinden! Beseelt vom unbedingten Willen, das Generalkommissariat Weißruthenien bandenfrei zu machen und das Gebiet total zu befrieden, wollen wir an die schweren sicherheitspolizeilichen Aufgaben herangehen. Ich werde die Leistungen der einzelnen Führer objektivst abwägen, SS-Obergruppenführer von dem Bach Vortrag halten und ihn bitten, fallweise dem Reichsführer über die Tätigkeit der Sicherheitspolizei zu berichten. Alle Berichte und Meldungen betreffend Bandenbekämpfung sind mit sofortiger Wirksamkeit an den Einsatzstab Minsk, z.Hd. SS-Standartenführer Dr. Pifrader, zu richten.


  gez. Dr. Pifrader2

  SS-Standartenführer


  RGVA, 500–1–769 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.926–928; Pohl: Die Herrschaft der Wehrmacht, S.285ff.


  2 Dr. Humbert Achamer-Pifrader, geb. 1900, 1915 Kriegsfreiwilliger im k.u.k. Heer, danach Grenzschutz, 1926 zur österreichischen Polizei, daneben Jurastudium, 1931 NSDAP, 1934 Dr.jur., 1935 Flucht nach Deutschland, seitdem Österreich-Referent der Bayrischen Politischen Polizei, 1936 dto. Gestapa, 1938 Ostubaf., 1940 Leiter Stapo-Stelle Darmstadt, 1941 Staf., Juli 1942 IdS Wiesbaden, Sept. 1942 BdS Ostland, Sept. 1943 IdS Stettin, danach Gruppenleiter IV B im RSHA, 1945 gest. bei Bombenangriff; BAB, BDC, SSO Dr. Humbert Achamer-Pifrader; BAL, ZK: Dr. Humbert Achamer-Pifrader.


  


  


  164) Befehl Bevollmächtigter des Reichsführers-SS für die Bandenbekämpfung vom 19.11.1942


  
    
      	
        Der Bevollmächtigte des Reichsführers-SS

      

      	
        Minsk, den 19.November1942

      
    


    
      	
        für die Bandenbekämpfung

      

      	
        

      
    

  


  1.) An alle Dienststellen der Ordnungspolizei, 2.) an alle weissruthenischen Schutzmannschaften


  Den Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei und des SD im Generalkommissariat Weissruthenien ist jede erdenkliche Unterstützung zu gewähren.1


  gez. von dem Bach

  SS-Obergruppenführer u. General d. Polizei


  RGVA, 500–1–769 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Zur Verschärfung der deutschen „Bandenbekämpfung“ in dieser Zeit vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.928–930.


  


  


  165) Vermerk SS-Sonderlager Wissokoje vom 5.12.1942


  
    
      	
        SS-Sonderlager Wissokoje1

      

      	
        O.U., den 5.12.42

      
    

  


  Vermerk


  K.2 wurde infolge verschiedener Zwischenfälle, die sich im Sonderlager Wissokoje ereigneten, auf Anordnung des SS-Brigadeführers Naumann der Einsatzgruppe B am 25.11.42 der Sonderbehandlung zugeführt. Weiteres ist aus den Meldungen des H.-Stuf. Sakuth an das RSHA Amt VI Abt. C Z ersichtlich.


  Göbel

  SS-Unterscharführer


  BAB, R 70 Sowjetunion/33


  


  


  


  1 Wissokoje bei Smolensk war die Absprungbasis des Unternehmens „Zeppelin“ im Bereich der EG B.


  2 Koschilew war ein kriegsgefangener Russe, der sich „Zeppelin“ zur Verfügung gestellt hatte.


  


  


  166) Meldung Einsatzgruppe B an Persönlichen Stab Reichsführer-SS vom 5.12.1942: Aufteilung der einzelnen Kompanien z.b.V. der Waffen-SS


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        O.U., den 5.Dezember1942

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        

      
    


    
      	
        An den Reichsführer-SS

      

      	
        

      
    


    
      	
        Persönlicher Stab, z.H. SS-Obersturmbannführer Brandt

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Aufteilung der einzelnen Kompanien z.b.V. der Waffen-SS (ehem. Sonderbatl. Dern)


  Vorg.: Dort. Schr. v. 21.11.42–Tgb.Nr.35/11/43 g. an den Höh. SS- u. Pol.Führer Rußland Mitte


  Bei der Einsatzgruppe B der Sicherheitspolizei und des SD befindet sich die 2. Kompanie des Batl. z.b.V. der Waffen-SS (früher Sonderbatl. Dern).1 Die Kompanie ist zug- und gruppenweise auf die Sonderkommandos 7a und 7b und auf das Einsatzkommando 8 aufgeteilt, um dort bei sicherheitspolizeilichen Aktionen den Waffenschutz zu übernehmen.


  Der Chef der Einsatzgruppe B

  Naumann


  SS-Brigadeführer u. Generalmajor d. Polizei


  BAB, NS 19/2090


  


  


  


  1 Diese Komp. gehörte einst zum SS-Infanterieregiment 14. Nach dessen Auflösung Ende Juni 1941 wurde das 1. Btl. auf Befehl Himmlers unter Führung seines Kdr., Ostubaf. Friedrich Dern, in ein Sonderbtl. zur Verfügung des Kdo.Stabes RFFS umgegliedert. Auf Weisung Himmlers wurde das Btl. aufgeteilt u. die 3 Komp. am 28.7. zu den EG A, B u. C in Marsch gesetzt, wo die Soldaten der Waffen-SS das dortige Tötungspersonal verstärkten; vgl. Unsere Ehre heißt Treue; Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.271ff.


  


  


  167) Tätigkeits- und Lagebericht Einsatzgruppe B für die Zeit vom 15.11.–15.12.1942


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        Geheim!

      
    

  


  Tätigkeits- und Lagebericht für die Zeit vom 15. November bis 15.Dezember1942


  Polizeilicher Lagebericht für die Zeit vom 16. November bis 15.Dezember1942


  I. Allgemeine Sicherheitslage


  Eine in der zweiten Novemberhälfte im Bereich der Einsatzgruppe B der Sicherheitspolizei und des SD eingetretene geringe Besserung der Sicherheitslage war nicht von Dauer. In der ersten Dezemberhälfte verstärkte sich die Tätigkeit der Banden, wobei sich allerdings eine starke regionale Verschiedenheit bemerkbar machte.1 In frontnahen Gebieten sind die Banden, die bei einem Gelingen der Durchbruchsversuche der Roten Armee offenbar gemeinsam mit dieser operieren wollten, durch die rasche Abriegelung der Einbruchsstellen nicht zum geplanten Einsatz gekommen und in ihrer Tätigkeit daher allgemein zurückgehalten worden. Vermutlich sind sie jetzt mit Umorganisation und Lagerwechsel beschäftigt. Durch Zuzug neuer deutscher Truppen dürften sie zudem beunruhigt und in ihrer Bewegungsfreiheit gehemmt sein. Andererseits hat das Herauslösen aktiver deutscher Kampftruppen und Zurückziehung von Sicherungen in anderen Gebieten den Kampfwillen der Banden bestärkt. So hat sich im Westen von Mogilew, beiderseits des Drut, die Tätigkeit der unter militärischer Führung stehenden Banden wesentlich verstärkt. Am 19.11.1942 haben sie öffentlich einen Rekrutierungsbefehl erlassen, aufgrund dessen sich alle Personen zwischen 18 und 40 Jahren zur Einreihung in die Partisaneneinheiten zu melden haben. Die stark eingeschüchterte Bevölkerung ist diesem Befehl teilweise auch deshalb nachgekommen, weil von deutscher Seite kein weiterer Schutz gewährt werden konnte. In Versammlungen der Banditen wurden bolschewistische Zeitungen verlesen, wonach die Partisanen nunmehr die zweite Front bilden sollen. In diesem Gebiet nahmen auch Terrorakte gegenüber der Bevölkerung zu. Ausserdem bekamen die Banditen laufend Nachschub durch Flugzeuge aus Moskau. Bei verschiedenen Streifzügen sind Banditen beobachtet worden, die mit Schneehemden ausgestattet waren. Auch wurde die Verwendung englischer Magnetminen festgestellt.


  Über die Bandentätigkeit liegen aus dem Bereich des Einsatzkommandos 8 (Mogilew) folgende Vergleichszahlen vor (1. Zahl: 1. Novemberhälfte, 2. Zahl: 2. Novemberhälfte, 3. Zahl: 1. Dezemberhälfte): 82–68–105 Überfälle auf Dörfer, 19–24–22 Minenanschläge auf Eisenbahnen, 9–9–1 Minenanschläge auf Strassen, 3–4–2 Brücken zerstört, 0–1–6 Überfälle auf Bahnstationen; die blutigen Verluste betragen: Tote: 31–4–22 Deutsche, 11–13–11 OD-Männer, 19–39–50 Landeseinwohner; Verwundete: 26–3–11 Deutsche, 18–6 OD-Männer, 7–11 Landeseinwohner. Wie ersichtlich haben die Überfälle auf Dörfer zwecks Beschaffung von Winterbekleidung und Nahrungsmitteln in der ersten Dezemberhälfte bedeutend zugenommen, eine Tatsache, die auch von anderen Teilkommandos der Einsatzgruppe B bestätigt wird. Der Rayon Trubtschew war durch die Bandentätigkeit erheblich gefährdet. In der Woche vom 21. bis 27.11.42 erfolgten nicht weniger als 9 Bandenüberfälle auf Dörfer, wobei Winterkleidung, Vieh und Lebensmittel geraubt wurden. Im Gebiet um Brjansk war die Bandentätigkeit sehr rege. In der Woche vom 21. bis 27.November1942 wurden 14 Überfälle auf Dörfer und 7 Schienensprengungen durchgeführt. Die Banditen haben auf dem Luftwege bedeutende Verstärkungen und Nachschub erhalten. Militärische Stellen wollen in einer Nacht bis zu 60 Einflüge feindlicher Flugzeuge zu diesem Zwecke festgestellt haben. Eine Verschärfung der Bandenlage wird auch aus dem Rayon Lepel berichtet. Die Stadt selbst ist nur auf der Strasse Beschenkowtschi–Lepel erreichbar und zwar nur im Geleit. Der von den Banditen auf die Bevölkerung ausgeübte Druck ist so stark, dass diese in erster Linie den Weisungen der Banditen gehorcht. Einzelne Dörfer bilden geschlossene Banden und beginnen Verteidigungsanlagen auszubauen. Die Überfälle auf Kolonnen und Einzelfahrzeuge haben in der ersten Dezemberhälfte etwas nachgelassen. Im Rayon Borissow hat sich die Bandentätigkeit erheblich verstärkt. Am 6.12.42 überfielen 400 bis 500 bewaffnete Banditen den Ort Sembin, in dem sich ein Stützpunkt des Zollgrenzschutzes, ein aus 12 Mann bestehender Luftüberwachungstrupp und ein OD-Stützpunkt mit einem deutschen Unteroffizier und 35 OD-Männern befand. In achtstündigem Kampf, bei dem die Banditen neben Gewehren, MPis und Handgranaten auch MGs und Granatwerfer einsetzten, wurde der Angriff abgewehrt. Der deutsche Unteroffizier ist gefallen, 4 Zollgrenzschutzangehörige wurden verletzt und 4 OD-Männer verschleppt. An die Stadt Borissow selbst wagen sich die Banden schon bis auf 7km heran.


  Ein Nachlassen der Bandentätigkeit melden die SK 7a (Bilino) und 7c (Roslawl) sowie die Rayone Newel und Surash. Die Ursachen sind in der erfolgreichen Abwehr der russischen Grossangriffe und in der aktiven Bekämpfung der Banden zu suchen. Im Bereich des SK 7a ereigneten sich gegenüber 59 Überfällen auf Dörfer in der ersten Novemberhälfte nur noch 31 bezw. 12 Überfälle in der zweiten Novemberhälfte und ersten Dezemberhälfte. Ebenso liess in den Rayonen Newel und Surash die Bandentätigkeit erheblich nach. Die Heranziehung grösserer deutscher Truppeneinheiten und die Abriegelung aller Einbruchsversuche der Russen haben dazu beigetragen, den Unternehmungsgeist der Banden einzudämmen. Die im Bereich des SK 7c im letzten Monat durchgeführten Bekämpfungsaktionen haben zu einer wesentlichen Besserung in der Bandenlage geführt. Wenn auch die restlose Vernichtung der Banden nicht gelang, so glückte es doch, ihre Winterlager, Verpflegungsvorräte und Munitionslager aufzufinden und zu zerstören. Die zersprengten Banden bewegen sich in Richtung zur Front, um eine Möglichkeit zum Übertritt zu finden. Im Rayon Mokroje konnte einwandfrei beobachtet werden, dass Bandenangehörige in die russischen Stellungen gelangten. Überfälle haben nur vereinzelt stattgefunden und sind auf eine abgesprengte und führerlose Bande von etwa 50 Mann im Worga-Wald zurückzuführen. Während sich die Widerstandsbestrebungen in den übrigen Gebieten auf Einzelfälle beschränken, konnte in Mogilew eine Bewegung, bestehend aus 8 Mann des OD Mogilew unter Führung eines ehemaligen Leutnants der Roten Armee, nachts ausgehoben werden. Die Gruppe hatte die Aufgabe, im Zuge eines Bandenangriffs auf die Stadt Mogilew die Offiziere der Ortskommandantur und die OD-Männer zu erledigen und die Sicherheitspolizei lebend den Banditen auszuliefern. Sie war zu diesem Zweck mit zwei lMGs und automatischen Gewehren ausgerüstet. Die Ermittlungen sind noch nicht völlig abgeschlossen.


  Auf die Kriminalität hat die Versorgungslage der Bevölkerung, die zwar in den Städten durch Ausgabe von Karten etwas gebessert worden, aber immer noch unzureichend ist, einen starken Einfluss. Es ist daher verständlich, dass die Eigentumsdelikte an Lebensmitteln und anderen kleinen Waren des täglichen Bedarfs anhalten und dass sich selbst die Mitglieder der Verwaltung der beauftragten russischen Behörden an den ihnen anvertrauten Gütern vergehen. So haben beispielsweise drei bei der Stadtverwaltung Orel angestellte Russen aus dem von ihnen verwalteten Magazin 55kg Salz entwendet und sich dafür Ferkel eingehandelt. Über 1800kg Tomaten, die für die Versorgung der Bevölkerung vorgesehen waren, verdarben, weil sie nicht richtig eingesalzen werden konnten. Der Standortkommandant von Orel hat gegen die drei Russen die Todesstrafe verhängt.


  II. Bandenlage


  a) Bandenerkundung


  Die Banden versuchten mit allen Mitteln, ihre Kampfkraft weiter zu heben, indem sie ihre rücksichtslosen Zwangsrekrutierungen fortsetzten und sogar Frauen zum Hilfsdienst heranzogen, ihre Bunker und Stellungen ausbauten und sich vor allem Wintervorräte zu schaffen versuchten. Nach Meldungen aus dem Raum von Polozk wurden dort zugefrorene Seen durch Fallschirmspringer zu Landeplätzen für russische Flugzeuge hergerichtet. Auch haben verschiedene Banden in letzter Zeit weiterhin Verstärkung aus Moskau erhalten. Andere Banden haben sich mit versprengten Truppeneinheiten der Roten Armee vereinigt. Kleinere Lücken in der Front im Bereich nördlich und ostwärts von Surash haben den dortigen Banden das Heranschaffen von Munition und Ausrüstungsgegenständen erleichtert.


  b) Bandenbekämpfung


  Von den verschiedenen Unternehmen zur Bandenbekämpfung sind in der Berichtszeit besonders zu erwähnen: Das Unternehmen „Eisbär“, das auf Veranlassung der 205. ID für die Zeit vom 5.12.–10.12.1942 angesetzt wurde, hatte das Ziel, die Bandenbrigade Alexeijew im Raume südlich von Janowitschi zu vernichten. Eingesetzt waren das Sicherungsregiment 44, die Alarmeinheiten Surash und Janowitschi sowie ein Zug (4 Geschütze 2cm Heeresflak). Ein Trupp sicherheitspolizeilicher Kräfte wurde auf die einzelnen Einheiten aufgeteilt. Bereits am folgenden Tage kamen die Einheiten mit einer 200 Mann starken Bande in Feindberührung, die sich im Dorf Krassny bunkerartig eingenistet hatte und heftigen Widerstand leistete. Erst nach Heranführung der zugeteilten zwei Selbstfahrlafetten konnte der Widerstand gebrochen werden. Gleichwohl konnten sich die Banditen unter Mitnahme ihrer Verwundeten zurückziehen. Im Anschluss daran wurden mehrere Dörfer durchkämmt, aus denen sich jedoch die Banditen immer wieder in hinhaltendem Widerstand zurückgezogen hatten. In dem Dorf Michailowo vereinigten sie sich mit mehreren anderen Banden und bauten dieses Dorf als starke Verteidigungsstellung aus. Da sie über eine ausgezeichnete Ausrüstung, Granatwerfer, sMGs, lMGs, MPis und Panzerbüchsen verfügten, sollte das Eintreffen von zwei Panzern abgewartet werden. Der Abschlussbericht über die Aktion lag bei Erstattung dieses Berichtes noch nicht vor.


  Bei dem Unternehmen „Frieda“ des Höheren SS- und Polizeiführers Russland-Mitte, das in der Zeit vom 16.–30.11.42 im Raume zwischen Borissow und Tscherwen durchgeführt worden ist, verlor der Feind 136 Tote, darunter einen Bandenführer, 10 Gefangene, 2 lMG, 30 Gewehre und anderes Kriegsgerät.2 Die eigenen Verluste betragen 2 Tote, 3 Verwundete und 1 Vermissten. Bei dem durchgekämmten Raum handelt es sich um ein Gebiet, das bisher keinerlei Lebensmittel und Rohstoffe abgeliefert hat. Bei diesem Unternehmen hat sich wieder gezeigt, dass der Gegner zahlenmäßig überschätzt worden ist. Es hat sich nicht um 500 bis 600 Banditen gehandelt, wie ursprünglich angenommen wurde, sondern um 200 bis 250 Mann, die besonders straff geführt waren und ausserordentlich zähe gekämpft haben. Eine Einheit des Höheren SS- und Polizeiführers Russland-Mitte hat bei einer Überholung des Dorfes Rogi (Tscherwen) 42 Banditen, darunter einige Bandenführer und Kommissare, erledigt. An Beute wurden eingebracht: 5 MG, 3 MP, 25 Gewehre, 4 Uhrwerkminen und sonstiges Kriegsmaterial. 229 Personen wurden der Sonderbehandlung zugeführt. Auf deutscher Seite wurde eine Person getötet und 4 verwundet. In Verfolgung einer Bande, die am 16.11. eine für Tscherwen bestimmte Erntekolonne überfallen hatte, ist am 18.11. das Dorf Dubowrutsche von dem Bataillon Dirlewanger des Höheren SS- und Polizeiführers Russland-Mitte und einem SD-Trupp erreicht worden. Nach kurzem Feuergefecht versuchten die Banditen zu entkommen; dabei wurden 20 erschossen. Am 22. und 23. November wurde in Tscherwen eine Verschwörerbande von 22 Personen ausgehoben. Es handelte sich hauptsächlich um Späher, die für das Bandenlager in Pirunoff-Most tätig waren und die Banditen mit Nachrichten, Lebensmitteln und Kleidungsstücken versorgten. Sie wurden sonderbehandelt. In Tscherwen wurde eine Verschwörergruppe innerhalb des Ordnungsdienstes festgenommen, die aus 8 Mann unter Führung eines ehemaligen Leutnants der Roten Armee bestand. Diese Gruppe hatte die Aufgabe, die OD-Führer und die Angehörigen der Ortskommandantur zu erledigen und Angehörige der Sicherheitspolizei und des SD lebend den Banditen auszuliefern. Die Gruppe sollte aus der Stadtmitte zum Angriff übergehen, damit die Banditen aus den umliegenden Waldungen die Stadt einnehmen konnten. Am 25. November wurde der Bürgermeister von Tscherwen abgesetzt und sonderbehandelt, weil er im vergangenen Sommer bei Nacht Bekanntmachungen der Banditen ausgehängt und die Bevölkerung des Rayons darauf hingewiesen hatte, dass sie für die deutsche Wehrmacht kein Getreide und Vieh abliefern sollte.


  Am 11. und 12. November wurde von der 205. Inf.Div. im Raume um Kasplja das Unternehmen „Birkhahn“ mit dem Ziel der Vernichtung der Bandenbrigade Strelkow durchgeführt. Es gelang, die Banditen in den Dörfern schlagartig zu überraschen und ihnen schwere Verluste beizubringen. Im Kampfe wurden etwa 100 Banditen getötet, während der Rest in Richtung der russischen Front flüchtete. 379 Personen wurden wegen Bandenverbindung sonderbehandelt und 134 ausgesiedelt. Beim Abbrennen der Häuser der Ausgesiedelten explodierte eine grössere Menge Munition. Unter der Beute befanden sich auch 20Tonnen Roggen. In der Zeit vom 15. bis 26. November führten Einheiten der 11. Panzerdivision im Gebiet von Worga und Jerschitschi (südlich Roslawl) ein Bandenbekämpfungsunternehmen durch. Die Banden stellten sich nicht zum Kampf, sondern flüchteten nach Süden, da sie den Aufmarsch der Division vermutlich rechtzeitig erkannt hatten. Die Winterlager der Banden wurden zerstört, einige Dörfer evakuiert und niedergebrannt. Durch SD-Trupps wurden 250 Personen wegen Bandenbegünstigung sonderbehandelt. Am 11. November wurde eine Bande von 9 Mann in einem Schuppen beim Dorfe Axeny (Smolensk) durch den OD entdeckt. Bei dem entstehenden Kampf verbrannten 8 Banditen im Schuppen. Einer konnte entkommen. Ein OD-Mann wurde verwundet. Durch ein vom Sonderkommando 7a aufgestelltes Sicherungskommando wurde am 14. November ein Waldlager bei Medwedki angegriffen. Das Lager wurde zerstört. 4 Banditen wurden im Kampfe getötet, einer gefangen. Im Waldgebiet südlich von Podcholmiza hielten sich 12 Banditen auf, von denen 9 Kommunisten und 3 ehemalige Rotarmisten waren. Durch Agentenbeeinflussung gelang es, dass die Rotarmisten die Kommunisten erschossen und darauf zu einer in Terinino liegenden Kosakeneinheit übergingen. Ende November beteiligte sich der SD-Trupp Lokot mit 4 Männern an der Säuberung der Ortschaften Newarj, Chletowskij und Kuban von Banditen durch die Kaminski-Miliz. Die Banditen liessen 42 Tote zurück. 31 Banditen wurden gefangengenommen. 100 Kühe und 40 Schafe wurden erbeutet. Die Ortschaften, die bis dahin ohne jeglichen Schutz waren, wurden mit je einer Kompanie Miliz besetzt. In der Berichtszeit wurde eine grössere Zahl von Einzelpersonen wegen Bandenbegünstigung festgestellt und entsprechend behandelt.


  III. Sicherheitspolizeiliche Lage


  1. Allgemeines


  Auf sicherheitspolizeilichem Gebiet erscheinen neben den aufgeführten Ergebnissen der Bandenerkundung folgende Einzelfälle erwähnenswert: In Gomel sind am 8.12.1942 12 Polen sonderbehandelt worden, die aus Polen billige, in Russland jedoch sehr begehrte Artikel eingeführt und die Waren auf mehreren Märkten der besetzten Ostgebiete zu ganz erheblichen Wucherpreisen verkauft hatten. Im Besitz einiger Polen befanden sich hohe Geldbeträge, die sie aus dem Warenschmuggel erzielt hatten. Ein russischer Eisenbahningenieur, der beim Feldeisenbahnbetriebswerk Orel angestellt war, wurde wegen Sabotage festgenommen. Er hatte die ihm unterstellten Streckenmeister angewiesen, die Umnagelung der Schienen auf Normalspur so vorzunehmen, dass sie bei der Rückkehr der Roten gleich wieder auf Breitspur gebracht werden können. Er steht darüber hinaus in dem Verdacht, einer Widerstandsbewegung angehört zu haben. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. In Roslawl wurde ein 24-jähriger Russe festgenommen, der im Dienste der Banditen aus dem Worga-Wald Ausspähungen vorgenommen hatte. Er sollte eine Skizze der Stadt Roslawl anfertigen und darin sämtliche Dienststellen der Wehrmacht und der Sicherheitspolizei einzeichnen. Er wurde befehlsgemäß behandelt. In Jelnja wurde der Russe Pano festgenommen, der nach Ausbildung in einem Spionage- und Sabotagelehrgang in Moskau im März 1942 in Dorogobusch abgesetzt worden war. Nachdem er sich einige Zeit lang unter Banden aufgehalten hatte, verstand er es, sich einen leitenden Posten in der russischen Verwaltung in Jelnja zu verschaffen. Er hatte die Aufgabe, Spionage und Sabotageakte zu begehen und die russische Bevölkerung gegen die Deutschen aufzuhetzen. Er wurde sonderbehandelt. In Lepel wurden 26 Personen festgenommen und erschossen, weil sie eine zwischen Lepel und Barowski liegende Brücke abgebrannt bzw. sich an der Tat beteiligt hatten. Im Raum Smolensk wurde in den letzten Tagen in den Rayonen Rudnja und Demidow eine Geheimorganisation aufgedeckt, die Banden in militärischer und wirtschaftlicher Hinsicht unterstützt und mit dem NKWD des Bereiches südlich Toropez aufgenommen hatte [sic]. Bisher wurden 31 Personen in Haft genommen. Die Ermittlungen dauern noch an. In Roslawl sind zwei Russen aufgegriffen worden, die am 25.10.42 in der Nähe von Kirow durch die Front geschleust worden waren mit dem Auftrag, die Stärke der deutschen Truppeneinheiten in Roslawl und Jekimowitschi festzustellen. Zum Beweise für die Ausführung ihres Auftrages sollten sie einen deutschen Soldaten gefangennehmen und mit ihm zu den russischen Linien zurückkehren. In Witebsk ist ein Dorfbürgermeister festgenommen worden, der bis 1928 aktiver Offizier war und später hohe Ämter in der sowjetischen Militärverwaltung begleitet hatte. Er hatte im Bereich Witebsk Anordnungen und Befehle der deutschen Dienststellen sabotiert und war an der Ermordung eines deutschen Soldaten beteiligt.


  2. Kommunismus


  Die Überprüfung von Personen, die während der Sowjetzeit in der KP führend tätig waren oder für das NKWD gearbeitet hatten, dauert an. Wiederum wurden einige Personen reichsfeindlicher Betätigung überführt und unschädlich gemacht. So wurde in Klinzy am 7.12.1942 ein langjähriger überzeugter Kommunist, der das Vertrauen der deutschen Dienststellen täuschte und die Bevölkerung aufhetzte, der Sonderbehandlung zugeführt. In Wjasma konnte der Vorsitzende des Rayonvollzugskomitees festgenommen werden, der seit 1928 Mitglied der KP war. Im April 42 erhielt er vom Gebietskomitee der KP den Auftrag, zusammen mit 32 Personen im Gebiet Smolensk Bandengruppen zu bilden. Eine Bandengruppe, die unter seiner Führung stand, hatte von Moskau den Auftrag, im Rayon Wjasma Brücken, Bahnlinien, Strassen und Munitionslager zu sprengen und deutsche Truppen und deren Bewegungen zu erkunden. Der Bande, die sich vorwiegend aus höheren Funktionären der KP zusammensetzte, gelang es, bis in die Stadt Wjasma zu kommen. 15 Mitglieder der Banden wurden unschädlich gemacht.


  3. Kriminalität


  Eine Zunahme der Kriminalität konnte in der Berichtszeit nicht festgestellt werden. Die kleinen Diebstähle haben nicht zugenommen. Um die zahlreichen Marktdiebstähle einzudämmen, wurden in einzelnen Bereichen verstärkte Marktkontrollen eingerichtet. Mehrere Russen, die bei Einheiten der Wehrmacht laufend Benzin bzw. Feldpostpäckchen entwendet hatten, wurden öffentlich gehängt. An Kapitalverbrechen wurden zwei Morde gemeldet. Bei einer Überprüfung des Gefangenenlagers Dorogobusch wurde ein Kriegsgefangener ermittelt, der vor seiner Gefangennahme in einem russischen Lazarett als Sanitäter tätig war. Dort hat er kurz vor dem Erscheinen deutscher Truppen 14 Kriegsgefangene, verwundete deutsche Soldaten, durch Verqualmung des Krankensaales ersticken lassen. Auf dem Markt in Orel wurden 90 Schwarzhändler festgenommen, die mit Schnaps und deutschen Waren einen schwunghaften Handel betrieben. Im Orte Kurzliza bei Sytschewka konnten 4 Russen festgenommen werden, die im Januar 1942 einen deutschen Soldaten mit einer Axt erschlagen und beraubt hatten. In Smolensk gelang es, eine 16-köpfige Diebesbande dingfest zu machen, deren Angehörige bereits in der Sowjetzeit wegen Diebstahls wiederholt vorbestraft waren. In Gomel wurden 2 Russen, die Feldpostpäckchen geraubt hatten, öffentlich gehängt. In Kritschew (Mogilew) konnten am 6.12.42 zwei Polen, die bei einer OT-Einheit beschäftigt waren, in Haft genommen werden. Sie hatten aus einer verschlossenen Garage fortlaufend Benzin gestohlen und gegen Lebensmittel eingetauscht.


  4. Sonstiges


  Anlässlich der Durchbruchsversuche der Roten Armee bei Beloj wurde ein einheimisches Sicherungskommando des SK 7a vom 27.11.42 bis 12.12.42 von der Wehrmacht gegen reguläre russische Truppen eingesetzt. Es hat sich dabei, wie aus einem Truppenbericht hervorgeht, einwandfrei gehalten und erfolgreich geschlagen.


  IV. Beschlagnahmen und Sicherstellungen


  Vom SK 7a wurden in der Berichtszeit neben russischen Militärbekleidungsstücken 51 Rubel, 1 russisches Funkgerät und mehrere Kisten russ. Munition sichergestellt. Das SK 7c beschlagnahmte 2105 Rubel und RM 71,10. Das EK 8 hat 99 Rubel, 2 Ringe in Gold, 12 Ringe (vermutlich Silber) und 4 silberne Ohrringe eingezogen. EK 9 beschlagnahmte 4 Rubelmünzen in Gold, 2 Ringe, 4000 Rubel und RM 635,50. Der Trupp Smolensk stellte den Betrag von RM 416,21, 8395 Rubel, 5 Dollar, 11 Zloty und eine 50-Kopekenmünze (Silber) sicher. An Flugblättern wurden im gesamten Bereich der Einsatzgruppe u.a. die bekannten „Nachrichten aus der Sowjetheimat“, Aufforderungen zum Übertritt zu den Partisanen, die „10 Gebote, die jeder deutsche Soldat kennen muss“, die „Frontnachrichten“, Mitteilungen an die „Polizisten und Soldaten der russisch-deutschen Armee“, an die „Ungarischen Soldaten an der Don-Front“, der „Appell an das schaffende deutsche Volk“ und verschiedene illustrierte deutsche Zeitungen, die das Leben deutscher Kriegsgefangener zeigen, abgeworfen. Sytschewka berichtet über das Erscheinen eines neuen Flugblattes, das Stellen aus des Führers „Mein Kampf“ und dem „Völkischen Beobachter“ bringt, und von Flugblättern, die sich besonders gegen den Arbeitseinsatz im Reich wenden.


  V. Sonderbehandelt wurden:


  Sonderkommando 7a: 160 Personen, darunter 14 Juden, 97 Banditen, 5 Geisteskranke, 44 sonstige Reichsfeinde,


  Sonderkommando 7b: 86 Personen, darunter 15 Juden, 2 Banditen, 10 Geisteskranke, 59 sonstige Reichsfeinde,


  Sonderkommando 7c: 530 Personen, darunter 17 Juden, 458 Banditen, 33 Geisteskranke, 22 sonstige Reichsfeinde,


  Einsatzkommando 8: 376 Personen, darunter 51 Juden, 290 Banditen, 7 Kommunisten, 28 Reichsfeinde,


  Einsatzkommando 9: 1167 Personen, darunter 38 Juden, 1083 Banditen, 2 Geisteskranke, 44 Reichsfeinde,


  Selbst. Trupp Smolensk: 108 Personen, darunter 19 Juden, 12 Banditen, 16 Kriminelle, 61 Reichsfeinde.


  Gesamtzahl der Sonderbehandelten:


  
    
      	
        Sonderkommando 7a:

      

      	
        6788

      
    


    
      	
        Sonderkommando 7b:

      

      	
        3816

      
    


    
      	
        Sonderkommando 7c:

      

      	
        4660

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 8:

      

      	
        74.740

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 9:

      

      	
        41.340

      
    


    
      	
        Selbst. Trupp Smolensk:

      

      	
        2954

      
    


    
      	
        Insges.

      

      	
        134.198

      
    

  


  NARB, 655–1–3 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Zur Entwicklung der Partisanenbewegung in Weißrußland vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.860–869.


  2 Vgl. Tagebuch Bach-Zelewski 1942, BAB, R 20/45b; Gefechtsbericht Kdr. I/SS-Infanterie-Rgt. 8 v. 10.11.1942, VUA, 18. SS-Panzergrenadier-Div./K 1, A 6; Bericht Kdr. SS-Infanteriebrigade v. 11.11.1942, VUA, Kdo.Stab/K 19, A 133.


  


  


  168) Bericht Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Estland vom 30.12.1942: Einsatz von Teilen der 1. Kompanie/Bataillon der Waffen-SS z.b.V. im Rahmen des Sonderkommandos 1a


  
    
      	
        Der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Estland

      

      	
        Reval, den 30.12.42

      
    


    
      	
        

      

      	
        Antoniusberg 16

      
    

  


  Betr.: Einsatz von Teilen der 1. Komp./Btl. Waffen-SS z.b.V. im Rahmen des Einsatzkommandos 1a1


  Dem Einsatzkommando 1a wurde im Juli 1941 der 1. Zug der 1. Komp. Btl. Waffen-SS z.b.V. zur Dienstleistung zugeteilt. Im Rahmen der sicherheitspolizeilichen Aufgaben hat der Zug Waffen-SS sich bereits während des Vormarsches im Kampfe mit versprengten kleineren Teilen der Roten Armee hervorragend geschlagen und wurde in einem Divisionsbefehl besonders hervorgehoben, als er am 1.8.41 in direkter Unterstellung unter das Inf.Regiment 272 die linke Flanke dieses Regiments bei einem Angriff im Luga-Abschnitt deckte. Nachdem der Vormarsch der 18. Armee vor Leningrad zum Stillstand gekommen war, erstellte das Sonderkommando 1a kleinere Außenkommandos, die in Krasnoje-Selo, Kingisepp, Luga, Wolossowo usw. eingesetzt waren. Diesen Kommandos wurde zum Schutz der sicherheitspolizeilichen Aufgaben jeweils eine Waffen-SS-Gruppe beigegeben. Auch hier hat der unterstellte Zug sich in jeder Weise bewährt. Bei der Bandenbekämpfung in Ingermanland, besonders im Raum um Luga und ostwärts des Peipus-Sees bei Gdow und Strugi-Krassny, stellte der Zug Waffen-SS, dem jeweils einheimische estnische Kräfte zugeteilt waren, das Gerippe der militärischen Kommandos dar. Es wurden hierbei Erfolge erzielt, die in Anbetracht der schwierigen Geländeverhältnisse und der geringen Zahl von eigenen Kräften außerordentlich beachtlich waren. Ein Teil der älteren Unterführer und Mannschaften, besonders solche, die laut ärztlicher Bescheinigung g.v.H. geschrieben oder sonst körperlich behindert waren, wurde auf meinen verschiedenen Dienststellen in Reval, Pleskau, Narva usw. in der sachlichen SD-Arbeit eingesetzt. Auch diese Männer haben sich ausgezeichnet bewährt. Ende Januar 42 mußte ich den größten Teil der Unterführer und Männer für 2 Monate nach dem Frontabschnitt bei Cholm abgeben, wo sie im Rahmen eines stärkeren SD-Erkundungskommandos an der Winterschlacht 41/42 teilnahmen. Ende August 42 mußte auf Befehl des Befehlshabers der Sicherheitspolizei und des SD Ostland der bisher nicht ausgefallene Rest des Zuges zur Bandenbekämpfung in Weißruthenien eingesetzt werden. Es handelte sich um etwa 4 Wochen. Wenn auch, gemessen an der geringen ursprünglichen Stärke des Zuges (Ein Führer, vier Unterführer und 32 Männer), über ein Drittel total oder durch Verwundung ausgefallen ist, steht dies in keinem Verhältnis zu den Erfolgen, die, rein militärisch gesehen, der Zug Waffen-SS sowohl in der Zeit der Unterstellung unter Wehrmachtseinheiten, als auch im Rahmen von SD-Kommandos bei der Bekämpfung von Banden im rückwärtigen Heeresgebiet erzielt hat.


  Sandberger

  SS-Obersturmbannführer


  VUA, Btl. d. Waffen-SS z.b.V. u. USHMMA, RG48.004M


  


  


  


  1 Zur Organisations- u. Einsatzgeschichte vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.271–275.


  


  


  169) Bericht 1. Kompanie/Bataillon der Waffen-SS z.b.V. an SS-Führungshauptamt vom 15.1.1943: Befehl SS-Führungshauptamt


  
    
      	
        1. Komp./Batl. d. Waffen-SS z.b.V.

      

      	
        O.U., den 15.1.1943

      
    


    
      	
        An das SS-Führungshauptamt, Kriegsgeschichtliche Forschungsabteilung1

      

      	
        Geheim!

      
    


    
      	
        Oranienburg

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Befehl SS-FHA–Kdo.W-SS–Org. Tgb. 8699/42 geh. Ziffer 5


  Die 1. Kompanie/Batl. der Waffen-SS z.b.V. wurde nach Abtrennung vom Sonderbataillon Dern unter Führung von SS-Obersturmführer Rosenow dem Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland unterstellt. Von diesem (SS-Brigadeführer und Generalmajor der Polizei Stahlecker) wurde die Kompanie in die drei Züge aufgeteilt, während der Kompanietrupp und Kompanietroß beim Stab des Befehlshabers einschließlich Kompanieführer zurückblieb. Nach zwei Monaten, etwa Mitte Oktober 1941, wurde der Kompanieführer mit Kompanietrupp zur Totenkopfdivision versetzt und die Kompanie in drei selbständige Züge aufgeteilt, bis auf Befehl des Kommandoamtes der Waffen-SS der damalige 1. Zugführer, SS-Untersturmführer Störtz, die Kompanie drei Monate später wieder zu übernehmen hatte. Die Züge blieben getrennt und weiterhin den Kommandeuren der Sicherheitspolizei und des SD sowie einzelnen Kommandoführern vorgeschobener Kommandos der Sicherheitspolizei unterstellt. Die Einwirkungsmöglichkeiten des Kompanieführers auf den Dienstbetrieb und auf die einzelnen Einsätze usw. waren derart gering, daß nur mit größter Konzilianz heftige Spannungen vermieden werden konnten. Es konnte durchgesetzt werden, daß die Kompanie keinerlei Exekutionen mehr durchführte, sondern zur Bandenbekämpfung im Rückwärtigen Heeresgebiet oder in zeitweiliger direkter Unterstellung unter Wehrmachtseinheiten eingesetzt wurde. Nach einem erfolgten Austausch jüngerer Jahrgänge gegen ältere Unterführer und Mannschaften (etwa 50) wurde der Kompanie ein Menschenmaterial zugeführt, das nur am Rande sowohl für militärische, als auch für sicherheitspolizeiliche Zwecke tauglich war, trotzdem eine gewisse Vorschulung auf der Sicherheitspolizeischule in Pretzsch erfolgt war. Nachdem der III. Zug in der Winterschlacht 1941/42 in Cholm mit der Kampfgruppe Scherer eingeschlossen war und nur fünf Männer nachblieben, existierte dieser Zug nur noch auf dem Papier und wurde zusammen mit dem II. Zug in Loknja (Bahnlinie Dno–Nowosokolniki Nordabschnitt) in vorderster Linie eingesetzt, um das militärische Gerippe für einige Kompanien Esten und Letten abzugeben. Zwei Gruppen wurden in Weißruthenien bei dem dortigen Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD eingesetzt und betätigten sich im Rahmen von sog. SD-Jagdkommandos. Mehrere der neu hinzugekommenen Unterführer und Mannschaften waren g.v.H. geschrieben und konnten nur im Bürobetrieb auf den Dienststellen der Sicherheitspolizei im Reichskommissariat Ostland eingesetzt werden. Der Rest des I. Zuges war auf Jagdkommandos im Bereich des Kommandeurs der Sicherheitspolizei und des SD – Estland und Ingermanland – eingesetzt. Bei einer derartigen Zerstreuung einer Kompanie sowohl im Gesamtbereich der Heeresgruppe Nord, als im Rückwärtigen Heeres- und Armeegebiet, wie auf festen Dienststellen der Sicherheitspolizei im Bereich der Zivilverwaltung, konnte es nicht ausbleiben, daß das geschlossene, militärische Bild der Kompanie sich verwischte, und die einzelnen Kommandeure und Kommandoführer der Sicherheitspolizei die ihnen zugeteilten Waffen-SS-Männer nach eigenem Gutdünken einsetzten oder beschäftigten. Als durch unsachgemäße Führung und teilweise Leichtfertigkeit von Führern ohne genügende militärische Vorbildung ungerechtfertigte Ausfälle eintraten, hat der Kompanieführer wiederholt den Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland gebeten, die Kompanie entweder zusammennehmen zu lassen oder zumindest nur einen zugweisen Einsatz zuzulassen unter Führung des Waffen-SS-Zugführers, was jedoch abgelehnt wurde mit dem Hinweis, daß die verschiedensten vorgeschobenen Kommandos ohne Waffen-SS unhaltbar seien. Da dieser Standpunkt nach Sachlage ebenfalls seine Berechtigung hatte, bat der Kompanieführer bei einer Vorsprache bei Ia SS-FHA-Kommandoamt der Waffen-SS um Versetzung der gesamten Kompanie zur Estnischen SS-Legion, die mit Befehl vom 19.12.1942 ausgesprochen wurde. Unterlagen über Einsätze, Tätigkeit, Auszeichnungen und Ausfälle in den Anlagen 2–62. Ein Kriegstagebuch als solches wurde mir von SS-Obersturmführer Rosenow bei der Übergabe bzw. Auflösung der Kompanie nicht übergeben und in der Folge auch nicht angelegt.


  Störtz

  SS-Hauptsturmführer u. Komp.Chef


  VUA, Btl. d. Waffen-SS z.b.V. u. USHMMA, RG48.004M


  


  


  


  1 Die Forschungsabt. wurde Mitte 1940 im SS-Standort Oranienburg bei Berlin gegründet u. sollte die Einsätze der Waffen-SS militärgeschichtlich dokumentieren. Wegen der Luftangriffe im März 1944 ins Protektorat ausgelagert, wurde die Abt. im Mai 1944 in ein Kriegsarchiv umorganisiert, dessen Bestände das Kriegsende teilweise überdauerten u. heute im Militärhistorischen Archiv in Prag einzusehen sind; vgl. Kurt-Gerhard Klietmann: Die Waffen-SS. Eine Dokumentation, Osnabrück 1965, S.49f.; Zuzana Pivcová: Das Militärhistorische Archiv in Prag und seine deutschen Bestände, in: MGM 52(1993), S.429–435.


  


  


  170) Bericht Adjutant Chef der Sicherheitspolizei und des SD an Persönlichen Stab Reichsführer-SS vom 18.1.1943: Aufteilung der einzelnen Kompanien z.b.V. der Waffen-SS


  
    
      	
        Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        Berlin, den 18.Januar1943

      
    


    
      	
        Adjutant CdS – B.Nr.170/43

      

      	
        [Stempel: Geheim]

      
    


    
      	
        An den Persönlichen Stab des Reichsführers-SS

      

      	
        

      
    

  


  z.Hd. v. SS-Obersturmführer Meine, Feld-Kommandostelle Hochwald


  Betr.: Aufteilung der einzelnen Kompanien z.b.V. der Waffen-SS (ehem. Sonder-Batl. Dern)


  Vorg.: Dort. Schreiben v. 13.1.1943–Tgb.Nr.35/11/43 g. Me/Bn


  Lieber Kamerad Meine!


  Auf Ihr Schreiben vom 13.Januar1943 teilt unsere zuständige Sachabteilung mit, daß das Sonderbataillon der Waffen-SS z.b.V. gemäß Befehl RFSS durch Verfügung des SS-Führungshauptamtes vom 27.7.41 FS-Nr.939 dem Chef der Sicherheitspolizei und des SD zum militärischen Schutz der Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei zur Verfügung gestellt worden ist. Gemäß Ziffer 4 dieses Befehls sind sie taktisch den Chefs der Einsatzgruppen unterstellt. Die Kompanien sind von den Einsatzgruppen A–C den einzelnen Einsatzkommandos zugewiesen und vornehmlich für die militärische Sicherung sowie für bewaffnete Erkundungen und für die Bandenbekämpfung eingesetzt. Darüber hinaus waren die Kompanien auch im Zusammenhang mit der fechtenden Truppe eingesetzt (z.B. Leningrad, Wolchow, Cholm). Die 1. Kompanie – bisher Einsatzgruppe A – ist inzwischen gemäß Befehl des SS-Führungshauptamtes vom 19.12.1942 – Tgb.Nr.8699/42 geh. – zurückgezogen worden.


  Heil Hitler! gez. Ihr Werth1

  SS-Hauptsturmführer


  BAB, NS 19/2090


  


  


  


  1 Heinrich Werth, Adjutant Kaltenbrunners, 1945 Selbstmord; BAL, ZK: Heinrich Werth.


  


  


  171) Fernschreiben Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Litauen an Außenstelle Wilna vom 19.1.1943


  
    
      	
        V

      

      	
        Kauen, den 19.1.1943

      
    


    
      	
        1.) FS.: An die Aussenstelle Wilna

      

      	
        Dringend, sofort vorlegen!

      
    


    
      	
        z.Hd. v. SS-O’Stuf. Neugebauer, Wilna

      

      	
        

      
    

  


  Um die Vernichtung der Banden rücksichtslos durchzuführen und weiterem Auftreten von Banditen im Grenzgebiet vorzubeugen, habe ich mich im Einvernehmen mit der Oberfeldkommandantur in Kauen und der Fliegerhorstkommandantur Kauen entschlossen, das Dorf Czeremszyce (Pl.Qu. 2188) durch eine hier liegende Einheit der Luftwaffe mit Bomben belegen zu lassen. Es spielt dabei keine Rolle, ob durch die Aktion auch Unschuldige betroffen werden. Es genügt als Voraussetzung, dass der genannte Ort ein Stützpunkt der Banditen ist. Es ist daher auf dem schnellsten Wege zu melden, ob sich die dortigen Meldungen, den Ort Czeremszyce betreffend, bestätigt haben.


  I.V.: gez. Schmitz1

  SS-Hauptsturmführer


  2.) Zum Vorgang


  NARB, 370–6–192 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Heinrich Schmitz, geb. 1907, Jurastudium, 1931 zur Kripo Bochum, 1935 als KK zur Stapo-Leitstelle Berlin, 1939 zur Stapo-Stelle Trier, 1940/41 zum EK Luxemburg, Dez. 1941 Leiter IV beim KdS Litauen; Vern. Heinrich Schmitz v. 8.8.1955, BAL, B 162/2508, Bl. 3985ff.


  


  


  172) Fernschreiben Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Litauen an Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 22.1.1943: Banditen im litauisch-weißruthenischen Grenzgebiet


  
    
      	
        V

      

      	
        Kauen, den 22.1.1943

      
    

  


  1.) FS.: An den Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weissruthenien

  SS-Obersturmbannführer Strauch in Minsk


  Betr.: Banditen im lit.-weissruth. Grenzgebiet


  Vorg.: Mein FS. Nr.362 vom 20.1.43


  Der Kommandeur der Ordnungspolizei in Kauen stellt für die Abriegelung des Ortes Czeremszyce 1000 Mann unter Führung des Oberstleutnants der Schutzpolizei Musil. Ich bitte, da die Luftwaffe ihre Einsatzbereitschaft für den 25.1.43 gemeldet hat, um Beantwortung meiner Fernschreiben und um genaue Angabe der Aufstellung der von dort eingesetzten Kräfte, damit ich im Stande bin der Fliegerhorstkommandantur Kauen die für den Einsatz erforderliche Erdlage zu geben.


  EK 3/A, i.V.: gez. Schmitz

  SS-Hauptsturmführer


  2.) Zum Vorgang bei IV L.


  NARB, 370–6–192 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  173) Einsatzbefehl Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 28.1.1943: Unternehmen „Erntefest II“


  
    
      	
        Der Kommandeur der Sicherheitspolizei u.d. SD

      

      	
        Minsk, den 28.Januar1943

      
    


    
      	
        Weissruthenien

      

      	
        

      
    

  


  Einsatzstab


  Einsatzbefehl für das Unternehmen „Erntefest II“1


  I. Lage


  In einem westlich der Rollbahn Minsk–Sluzk gelegenen Streifen von etwa 45km Breite befinden sich noch Bandengebiete. Die Kernbanden wurden bereits durch vorangegangene Unternehmen zerschlagen. Zur Bekämpfung der gemeldeten Banditengruppen ist die Kampfgruppe v. Gottberg2 eingesetzt. Sie steht am 29.Januar1943, abends, in Bereitstellung in der allgemeinen Linie Minsk–Rakow–Iwieniec. Die Kampfgruppe ist unterteilt in die 3 Gruppen Worm, Binz und Griep. Gefechtsstand der Kampfgruppen Worm und Binz während der Bereitstellung in Rakow, Gefechtsstand der Kampgruppe Griep wahrscheinlich Minsk.


  II. Auftrag


  Die den Kampfgruppen zugeteilten 3 SD-Kommandos haben im Rahmen des Unternehmens alle sicherheitspolizeilichen Aufgaben wahrzunehmen. Unter sicherheitspolizeilicher Aufgabe ist zu verstehen Erkundung, soweit noch möglich, Vernehmung von Gefangenen und Überläufern, Ermittlungen und Unschädlichmachung von Bandenhelfern und Begünstigern.


  III. Kräfte


  Es werden eingesetzt: a) Kommando I – Führer: SS-Unterstuf. Pierre, SS-Oberscharführer Zenner, Offz.Stellv. Lapar, 3 Dolmetscher des Kdo. Pierre, 10 Letten des Kommandos Pierre. Das Kommando tritt zur Kampfgruppe Worm. b) Kommando II – Führer: SS-Unterstuf. Amann, SS-Hauptscharführer Wedekind, SS-Hauptscharführer Wagner, SS-Hauptscharführer Gerke v. Kdo. Wilke, 4 Dolmetscher: Reebe, Grigens, Raiki, Foritis, 10 Letten des Kommandos Pierre. Das Kommando tritt zur Kampfgruppe Binz. c) Kommando III – Führer: SS-Hauptsturmführer Wilke, SS-Hauptscharführer Weinhöfer, SS-Oberscharführer Rüssel, 3 Dolmetscher: Simanowitsch, Mosel, Bankin, 10 Letten des Kommandos Pierre. Das Kommando tritt zur Kampfgruppe Griep. Die Kommandos haben sich im Laufe des 29.Januar1943 so rechtzeitig von Minsk in Marsch zu setzten, dass sie bis 17 Uhr an den Gefechtsständen der Kampfgruppen eingetroffen sind. Die Kommandos werden mit je einem Pkw und einem Lkw zu dem Einsatzort gebracht. Die Fahrzeuge sind nach Ausladung alsbald wieder nach Minsk in Marsch zu setzten. Für den weiteren Einsatz im Rahmen des Unternehmens sind Schlitten zu requirieren. Nach Abschluß des Unternehmens, dessen Dauer auf 7 Tage berechnet ist, sammeln die Kommandos in Sluzk und melden die Bereitschaft zum Abrücken nach hier. Es werden sodann Fahrzeuge nach Sluzk entsandt.


  IV. Munition und Verpflegung


  Bezüglich Munition und Verpflegung haben sich die Kommandoführer selbständig mit Abteilung I in Verbindung zu setzen.


  V. Alle Angehörigen der Kommandos haben während des Unternehmens einen breiten weissen Streifen auf der linken Schulterklappe zu tragen.


  In Vertretung: gez. Breder3

  SS-Sturmbannführer


  BAB, R 70 Sowjetunion/14


  


  


  


  1 Vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.901, 929.


  2 Vgl. Moritz Felix Lück: Partisanenbekämpfung durch SS und Polizei in Weißruthenien 1943: Die Kampfgruppe von Gottberg, in: Alfons Kenkmann/Christoph Spieker (Hrsg.): Im Auftrag. Polizei, Verwaltung und Verantwortung, Essen 2001, S.225–248.


  3 Reinhard Breder, geb. 1911, Jurastudium, 1933 SS, 1935 Referendarexamen, 1937 NSDAP u. zum SD-OA West, 1939 Assessorexamen, 1940 zur Gestapo, Ende 1941 stellv. Chef Stapo-Leitstelle Düsseldorf, Nov. 1942 als Stubaf. zur EG A, Dez. 1942–März 1943 stellv. KdS Weißruthenien, dann Kdr. EK 2, Herbst 1943 Leiter Stapo-Stelle Frankfurt/M., 1945 KdS Hessen; BAB, BDC, SSO Reinhard Breder; BAL, ZK: Reinhard Breder; Klaus-Michael Mallmann/Andrej Angrick: Die Mörder sind unter uns. Gestapo-Bedienstete in den Nachfolgegesellschaften des Dritten Reiches, in: dies.: Die Gestapo nach 1945, S.9f., 26f.


  


  


  174) Tätigkeits- und Lagebericht Einsatzgruppe B für die Zeit vom 16.–31.1.1943


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        [Stempel: Geheim!]

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        

      
    

  


  Tätigkeits- und Lagebericht für die Zeit vom 16. bis 31.Januar1943


  Tätigkeits- und Lagebericht der Abteilung I für die Zeit vom 16. bis 31.Januar1943


  1.) Personalangelegenheiten


  a) Zu- und Abgänge: In der Berichtszeit waren bei der Einsatzgruppe B 15 Zu- und 11 Abgänge zu verzeichnen. b) Schutzmannschaften: Die Ukrainerkompanie wurde weiterhin mit Erfolg im Raume von Sluzk zur Bandenbekämpfung eingesetzt. c) Auszeichnungen: In der Berichtszeit wurden folgende Auszeichnungen verliehen: Kriegsverdienstkreuze 2. Kl. m. Schwertern: 29, Kriegsverdienstkreuze 1. Kl. m. Schwertern: 1, EK 2. Klasse: 4. Ferner ist noch zu berichten für die Zeit vom 1. bis 30.November1942: EK 1. Klasse: 1, Kriegsverdienstkreuz 1. Kl. m. Schwertern: 1. d) Verluste: Bei einem Bandenunternehmen im Raume von Gorjuny sind am 28.1.1943 zwei Mann der zur Einsatzgruppe B kommandierten 2./Waffen-SS z.b.V. gefallen und sechs verwundet worden. Ausserdem wurde der Führer des Sonderkommandos 7a verwundet.


  2.) Gesundheitsbericht


  Die gesundheitliche Lage der Einsatzgruppe B hat sich seit der letzten Berichtszeit nicht wesentlich geändert. Es traten in erhöhter Anzahl lediglich Erkältungskrankheiten auf, was wohl auf die stetig wechselnden Witterungseinflüsse zurückzuführen ist. So sind je ein Fall von Bronchitis und Pneumonia zu verzeichnen. Ausserdem ist erneut ein Fall von Fleckfieber eingetreten. Von den Einsatz- und Sonderkommandos liegen keine Meldungen über das Auftreten seuchenhafter oder ansteckender Krankheiten vor. Die Verpflegung kann nach wie vor als durchweg gut und ausreichend bezeichnet werden.


  3.) Organisationsangelegenheiten


  In der Organisation der Einsatz- und Sonderkommandos hat sich in der Berichtszeit keine Änderung ergeben.


  4.) Rechtsangelegenheiten


  Das Oberkommando der Heeresgruppe Mitte hat die Militärverwaltungsanordnungen Nr.2 und Nr.3 herausgegeben. Die Militärverwaltungsanordnung Nr.2 enthält Sofortanordnungen über: I. den Ordnungsdienst, II. das Melde- und Ausweiswesen, III. die Verordnung zur Änderung der Meldeordnung einschl. Ausführungsbestimmungen, IV. die Verordnung zur Änderung der vorläufigen Lehrlingsordnung und V. Neubeurkundungen vernichteter Personenstandsurkunden. In der Militärverwaltungsanordnung Nr.3 sind folgende Sofortanordnungen enthalten: I. Ausübung der Strafgewalt bei Vergehen gegen die Kriegsabgabepflicht usw., II. Schulwesen, III. Regelung der Reisevergütungen, Tage- und Übernachtungsgelder für einheimische Angestellte, IV. Flüchtlingswesen, V. Rückführung arbeitsunfähiger Ostarbeiter.


  Tätigkeits- und Lagebericht der Abteilung II für die Zeit vom 16. bis 31.Januar1943


  A. Haushalts- und Wirtschaftsangelegenheiten


  1.) Verpflegung


  Die Verpflegung war in der Berichtszeit ausreichend. Anstelle von Frischgemüse (Konserven) wurden von den Verpflegungsstellen der Wehrmacht und dem für das EK 8 zuständigen Truppenwirtschaftslager der Waffen-SS rote Rüben, Sauerkraut und Zitronen geliefert. Die im letzten Tätigkeits- und Lagebericht erwähnten Beschwerden des EK 8 über die Lieferung ranziger Butter wurden behoben. Das TWL der Waffen-SS liefert jetzt einwandfreie Butter. Angelieferte schlechte Butter wird künftig nach Begutachtung durch den Truppenarzt in gleicher Menge ersetzt.


  2.) Bekleidung und Ausrüstung


  Bekleidung steht ausreichend zur Verfügung. Es muss jedoch bemerkt werden, dass die Pelzfütterung der gelieferten Wintermäntel besserer Qualität wenig haltbar ist. Die Pelze sind morsch und brüchig und zerreißen bereits nach kurzer Tragezeit. Vermutlich ist dies auf die erfolgte chemische Reinigung und Neuverarbeitung der Pelze zurückzuführen. Aus einer Spende des Reichsführers-SS wurden der Einsatzgruppe B 3150 Kerzen zur Verfügung gestellt. Der Bedarf ist dadurch für einige Wochen sichergestellt.


  3.) Unterkunft


  Der weitere Ausbau des Dienstgebäudes des Gruppenstabes musste wegen Fehlens von deutschen Facharbeitern zurückgestellt werden. Die Zentralbauleitung der Waffen-SS und Polizei ist bemüht, mit den wenigen vorhandenen Arbeitskräften die sanitären Anlagen in dem neubezogenen Teil der Unterkunft fertigzustellen. Schwierigkeiten bestehen bei der Kanalisation, da diese infolge unsachgemäßer Anlage durch die Russen verschlammt und eine Freilegung der Abflusskanäle bei der jetzigen kalten Jahreszeit vorerst nicht möglich ist. In der Unterkunft des EK 8 wurden die Umbauarbeiten weitergeführt. Eine Kesselexplosion hat dort die Warmwasseranlage vorübergehend ausser Betrieb gesetzt. Die Stadtverwaltung Mogilew hat Fachkräfte zur Wiederinstandsetzung der Anlage zur Verfügung gestellt. Für die Küche des Kommandos wurde ein Wehrmachtsküchenherd beschafft, sodass jetzt die Möglichkeit gegeben ist, täglich bis zu 400 Personen zu verpflegen. Auch die übrigen Kommandos haben sich weiterhin bemüht, ihre Unterkünfte wohnlicher zu gestalten. Da beim EK 9 sehr oft durch Bombenwürfe die Fenster der Unterkunft zerstört wurden, ist dort ein Mangel an Fensterglas eingetreten.


  B. Technische Angelegenheiten


  1.) Funk-, Foto- und Filmwesen


  In der Berichtszeit war die Verkehrsabwicklung im Funkbetrieb im Allgemeinen gut. Es machten sich lediglich nach 16.00 Uhr klimatisch bedingte Hochfrequenzstörungen bemerkbar. Dadurch traten fremde Sender in hoher Lautstärke im Empfangswellenbereich der Gruppe auf, sodass die Kommandos nicht mehr herauszuhören waren. Tagsüber war der Empfang einwandfrei. Durch den häufigen Ausfall der Ortsnetze bei den Kommandos wurde der Funkbetrieb erschwert. Da auch an Aggregaten verschiedentlich Störungen auftraten, konnten die vorgeschriebenen Funkzeiten nicht immer eingehalten werden. Es wurden daher andere Zeiten vereinbart, um mit Netzstrom arbeiten zu können. Die Störungen an den Aggregaten wurden inzwischen bei den unterstellten Dienststellen behoben. Lediglich beim SK 7a ist es notwendig geworden, Ersatzteile bei der Hamburger Vertretung für Hansa-Aggregate zu beschaffen. Der von Oslo gelieferte 700-Watt-Sender konnte noch nicht repariert werden. Instandsetzung erfolgt in Kürze durch einen beim Kommandeur der Horchtruppen Ost erwirkten Spezialfunktechniker. Am 25.1.1943 trafen hier vier Funkschüler der Funkschule Fürstenberg ein. Bevor die Funker bei den Kommandos eingesetzt werden können, ist es erforderlich, sie noch weiterhin auszubilden. Durch Funk wurden 58 Ausgänge mit 5250 Worten, 90 Eingänge und 40 Übermittlungen befördert. Im Foto- und Filmwesen traten in der Berichtszeit keine Änderungen ein. Zur Einrichtung des Erkennungsdienstes ist es notwendig, dass baldigst eine Fotofachkraft hierher entsandt wird. Die erforderlichen kriminaltechnischen Geräte stehen seit längerer Zeit zur Verfügung.


  2.) Fernschreibwesen


  Der Fernschreibbetrieb wickelte sich im Allgemeinen gut ab. Es entstanden lediglich hin und wieder infolge Versagens des Netzstromes Beförderungsverzögerungen. Hierbei ist zu bemerken, dass mit dem vorhandenen russischen Aggregat, das nur einen Wechsel von 40 Perioden pro Sekunde hat, die deutschen FS-Maschinen, die auf 50 Perioden abgestimmt sind, nicht betrieben werden können. Wie bekannt, sind Leitungsverhältnisse im Osten sehr schlecht. Erdkabel sind so gut wie gar nicht vorhanden. Die Freileitungen waren in letzter Zeit durch aufgetretene Schneestürme sehr oft gestört. Durch das gute Einvernehmen mit der Wehrmacht wurde aber immer wieder erreicht, dass die gestörten Leitungen sofort wieder instandgesetzt wurden. Die Zusammenarbeit mit den Heeresfernschreibvermittlungen ist gut. Es ist notwendig, weitere Fernschreiber zur Einsatzgruppe B abzuordnen. Beim SK 7b in Orel scheitert die Aufstellung einer Fernschreibmaschine an der Personalfrage. Da in Orel nur 125 V-Wechselstrom vorhanden ist, müsste bei Aufstellung eines Fernschreibanschlussgerätes eine Kunstschaltung geschaffen werden. Diese Anlage kann jedoch nur von einem ausgebildeten Fernschreiber bedient werden. Durch Fernschreiben sind 62 Ausgänge, 88 Eingänge und 5 Übermittlungen befördert.


  3.) Fernsprechwesen


  Zwischen dem Dienstgebäude des Gruppenstabes und der Unterkunft (Nebengebäude) der Nachrichtenstelle wurde in der Berichtszeit ein zehnadriges Bleikabel verlegt. Dadurch wurde ein einwandfreies Arbeiten der Leitungen innerhalb des Grundstückes des Gruppenstabes erwirkt. Die Freileitungen zur Standortvermittlung der Wehrmacht waren jedoch infolge der aufgetretenen Schneestürme sehr oft ausser Betrieb. Die Störungen wurden aber jedes Mal sehr schnell beseitigt. Technische Mängel an der völlig unzulänglichen Vermittlungseinrichtung wurden ebenfalls in Zusammenarbeit mit den Mechanikern der Schaltstelle bei der Standortvermittlung laufend behoben. Im Dienstgebäude selbst traten keine Störungen auf. Das Fernsprechpersonal hat sich gut eingearbeitet. Der Vermittlungsverkehr zu Fernteilnehmern, auch ins Reich, ging reibungslos vonstatten.


  4.) Kraftfahrwesen


  In der Berichtszeit wurden sämtliche Fahrzeuge des Gruppenstabes, bis auf 2 Lkw Peugeot, überholt und einsatzfähig gemacht. Die beiden Lkw Peugeot werden in Kürze dem Reichssicherheitshauptamt zur Aussonderung und Überführung an die Nachschubstelle Ost in Warschau gemeldet. Das EK 8 verfügt z.Zt. über einen Kraftfahrzeugbestand von 31 Pkw und 12 Lkw. Hiervon sind 21 Pkw und 9 Lkw einsatzfähig. Die übrigen Fahrzeuge befinden sich in Reparatur. Bei dem EK 9 und den SKs 7a, 7b und 7c ist der Zustand der Fahrzeuge zufriedenstellend. Die Beschaffung von Ersatzteilen gestaltet sich immer schwieriger. Zur Abholung von Ersatzteilen wird im Februar ein Lkw zum Zentralersatzteillager nach Borissow entsandt. Die Betriebsstofflage ist z.Zt. gespannter denn je. Durch das Ausbleiben mehrerer Kesselwagenzüge war an mehreren Tagen in Smolensk kein Benzin zu bekommen und später nur in Mengen von 200–400 Ltr. Die Benutzung von Kraftfahrzeugen ist daher nur noch in den dringlichsten Fällen möglich. Der Lagerbestand an Bereifung ist gering. Mit der im Februar vorgesehenen Abholung von Ersatzteilen aus Borissow sollen gleichzeitig neue Bereifungen vom Reichsreifenlager in Minsk beschafft werden.


  5.) Waffenwesen


  Abgesehen von Pistolen, die beim Reichssicherheitshauptsamt in Berlin angefordert sind, kann der derzeitige Waffen- und Munitionsbestand als ausreichend angesehen werden. Einige reparaturbedürftige Waffen werden in Kürze zur Instandsetzung an das Reichssicherheitshauptamt übersandt.


  Tätigkeits- und Lagebericht der Abteilung III für die Zeit vom 15.1.–31.1.1943

  Allgemeine Lage und Stimmung. Berichtszeit 15.1. bis 31.1.1943


  Während der Berichtszeit wurde die allgemeine Lage und Stimmung in der Zivilbevölkerung in erster Linie von dem militärischen Geschehen beeinflußt. Die für Deutschland kritische Lage an der Front, vor allem im Südabschnitt, ist der Bevölkerung einmal durch den Wehrmachtsbericht, besonders aber auch durch die feindliche Rundfunk- und Flugblattpropaganda zur Kenntnis gekommen. Die stimmungsmäßigen Auswirkungen sind je nach der Lage des Gebietes, ob Front- oder rückwärtiges Gebiet, verschieden. In den Frontgebieten haben die Erfolge der Sowjets in Verbindung mit häufigen Luftangriffen (Newel, Roslawl, Orel, Karatschew, Brjansk) grosse Teile der Bevölkerung in Unruhe und Bestürzung versetzt. Vereinzelt wird bereits von einer von Tag zu Tag wachsenden Mut- und Hoffnungslosigkeit berichtet (z.B. Newel). Auch im rückwärtigen Gebiet haben die russischen Erfolge an der Front keine Freude ausgelöst, sondern vielmehr bewirkt, dass die Angst vor einer möglichen Rückkehr der Sowjets gestiegen ist. Immerhin ist das in die deutsche Wehrmacht gesetzte Vertrauen so gross, dass von panikartigen Zuständen wie im vergangenen Jahre nicht gesprochen werden kann. Dabei mag auch der Gesichtspunkt eine Rolle mitspielen, dass im Gegensatz zum Vorjahr die kritischen Frontpunkte vom Mittelabschnitt weiter entfernt liegen. Verschiedentlich legen sich deutschfreundliche Kreise der Bevölkerung bereits die Frage vor, was aus ihnen im Falle einer Rückkehr des Sowjetregimes werden soll. Die Bandentätigkeit hat sich in der Berichtszeit nicht wesentlich verändert. Einer Zunahme in einigen Gebieten steht wiederum eine Abnahme in anderen gegenüber. In den bandengefährdeten und bandenbeherrschten Gebieten ist die Stimmung bei den Teilen der Bevölkerung, die den Banditen zumindest innerlich ablehnend gegenüber stehen, sehr gedrückt. Soweit kein militärischer Schutz vorhanden ist, können sie sich zumeist dem Druck der Banditen nicht entziehen. Eine verständliche Folgeerscheinung dieser Zwangslage ist die Angst vieler Russen, sich irgendwie in deutschfreundlichem Sinne zu exponieren. Eine ähnliche Auswirkung hat die Flut von deutschfeindlichen Gerüchten, die durch Rundfunk- und Mundpropaganda sowie Flugblätter in das russische Volk getragen wird. Die Gerüchte befassen sich zumeist mit sowjetischen Erfolgen und verfolgen gleichzeitig den Zweck, eine Zusammenarbeit der Bevölkerung mit den Deutschen zu sabotieren. Nicht wenige lassen sich dadurch aus Angst vor einer Rückkehr der Sowjets einschüchtern. Die Absicht der Sowjets, das Nationalbewusstsein der russischen Bevölkerung mit der Propaganda über die Umwandlung der Roten Armee in die National-Russische Armee, die Einführung der Offiziersdienstgrade und Schulterstücke sowie die Behauptung von der Freiheit der Religion und des Gottesdienstes innerhalb der Armee zu wecken, hat sich dagegen, zumindest in den besetzten Gebieten, nicht erfüllt. Darauf deuten Gerüchte innerhalb der Bevölkerung, nach denen der Umgestaltung der Roten Armee eine Regierungsumbildung und der Regierungsumbildung ein baldiges Kriegsende folgen werde. Teilweise verspricht man sich eine Einstellung der Feindseligkeiten schon für Ende März. Die Ernährungslage, bisher einer der wesentlichsten stimmungsbildenden Faktoren, ist in den meisten Gebieten des Einsatzgruppenbereiches z.Zt. etwas in den Hintergrund getreten. Die Rationssätze sind zwar sehr gering und örtlich verschieden. Jedoch wird allgemein die durch das Kartensystem geregelte gerechte Verteilung anerkannt, ebenso die an vielen Orten erfolgreichen Bemühungen, Fett- und Fleischzuteilungen herbeizuführen. Bedeutende Stimmungsunterschiede lassen sich aber auch in den einzelnen Bevölkerungsschichten feststellen. Die Landbevölkerung steht dem politischen und militärischen Geschehen verhältnismäßig gleichgültig gegenüber und ist in erster Linie am eigenen Vorteil interessiert. Die im Zuge der Agrarreform durchgeführten Maßnahmen sowie die augenblicklichen Preisverhältnisse für landwirtschaftliche Produkte auf den Märkten haben die Bauern bereits so gestellt, dass von vielen zugegeben wird, es sei ihnen noch nie so gut gegangen wie jetzt, weder in der Zaren- noch in der Sowjetzeit. Aus der Erkenntnis und der Hoffnung heraus, dass Deutschland auf dem eingeschlagenen Weg fortfahren und einen freien russischen Bauernstand schaffen wird, ist ihre Einstellung den Deutschen gegenüber zumeist positiv. Innerhalb der Arbeiterschaft, vor allem in den Städten, ist die Stimmung weniger gut. Der Arbeiter fühlt sich, gemessen an den Vorteilen, die der Bauer bisher erlangt hat, zurückgesetzt und klagt vor allem über das ungesunde Verhältnis der Löhne zu den Preisen. Die resignierte Feststellung „Schlechter ist es uns zur Sowjetzeit auch nicht gegangen“ ist für die Einstellung kennzeichnend. Der Bolschewismus wird daher in der russ. Arbeiterschaft für seine Propaganda solange Ansatzpunkte und willige Aufnahme finden, als nicht von deutscher Seite Maßnahmen zur Besserung ihrer Lebensverhältnisse angeordnet und durchgeführt werden. Die russische Intelligenz verfolgt mit grosser Spannung das politische und militärische Geschehen und ist, soweit sie deutschfreundlich eingestellt ist, in erster Linie darüber bedrückt, dass von deutscher Seite mit keinem Wort die politischen Zukunftsfragen des besetzten russischen Raumes berührt werden. Eine Klarstellung der Rolle, die Russland im neuen Europa spielen soll, wird in diesen Kreisen, auch im deutschen Interesse, für notwendig gehalten, weil dadurch grosse Teile der Bevölkerung aus passiven Zuschauern zu aktiven Kämpfern gegen den Bolschewismus werden könnten. Zusammenfassend ist festzustellen, dass die militärische Entwicklung die Stimmung zum Teil verschlechtert und zu Angst und Unruhe in der Bevölkerung geführt hat. Die Haltung der Bevölkerung ist zum grössten Teil aber nach wie vor positiv. Es ist bis jetzt weder den Erfolgen der Roten Armee noch der verstärkten Bandentätigkeit gelungen, die Front des aktiven Widerstandes im rückwärtigen Gebiet wesentlich zu verbreitern.


  Ernährungslage


  Die im Bericht vom 15.12.42 geschilderte nicht ungünstige Entwicklung der Ernährungslage hat auch in den Monaten Dezember und Januar im Grossen und Ganzen angehalten. Die bisherigen Lebensmittelzuteilungen konnten zum Teil erhöht, vereinzelte Lebensmittel wie Fleisch, Milch, Marmelade, Margarine neu in die Verteilung aufgenommen werden. So ergibt z.B. eine Gegenüberstellung der Zuteilungen vom November und Dezember in Orel folgendes Bild:


  [image: image]


  Die Zahlen verstehen sich in Gramm pro Woche. Die Novemberzuteilungen sind in Klammern gesetzt. Ähnlich sieht die Entwicklung auch in anderen Städten aus. In Witebsk und Borissow kamen gegenüber dem Monat Dezember, in dem nur Brot, Fleisch, Marmelade und Kartoffeln ausgegeben wurden, im Januar weitere Lebensmittel wie Graupen und Margarine zur Verteilung. Die Höhe der Zuteilungen und die Zahl der bewirtschafteten Lebensmittel ist in den einzelnen Städten verschieden. Sie ist in erster Linie von dem landwirtschaftlichen Hinterland und von der Bandengefahr abhängig. Städte, die in nächster Nähe der Bandentätigkeit liegen (z.B. Mogilew, Bobruisk, Polozk), haben in der Herbeischaffung der notwendigen Lebensmittel ganz andere Schwierigkeiten zu überwinden wie Städte, die innerhalb eines befriedeten landwirtschaftlichen Gebietes liegen und mit dem Land vielfach Beziehungen haben. Auch Transport- und Lagerungsschwierigkeiten u.a. m. beeinträchtigen die Versorgungslage einzelner Städte erheblich. So musste z.B. in Witebsk die Kartoffelverteilung im Januar infolge der durch die Kälte hervorgerufenen Transportschwierigkeit unterbleiben. In Brjansk musste entgegen einer im Dezember vorgenommenen Erhöhung die Brotration im Januar auf täglich 150 gr. gekürzt werden, weil die Mehlversorgung nicht klappt. Die notwendigen Vorräte sind noch nicht vorhanden, weil die einzige Mühle das Korn in der vorgesehenen Zeit nicht verarbeiten kann, da keine Kohlen für die Maschine und kein Strom für den Elektromotor vorhanden sind. Die Mühle arbeitet lediglich mit einer Walze und hat augenblicklich eine Kapazität von 5–6Tonnen pro Woche, während 36 to für die Ernährung erforderlich wären. Von den für die Stadt sichergestellten 5000 Ct Kartoffeln ist bisher lediglich eine Waggonladung eingetroffen, die erfroren war. Die vorgesehenen Fleischrationen wurden bisher nur einmal und zwar am Weihnachtsfest ausgegeben. Neuerdings wurden 14 Rinder zur Verfügung gestellt, die aber noch nicht einmal ausreichen, um an die Schwerarbeiter je 25 gr. auszugeben. Neben den Speisehäusern und Volksküchen sind nunmehr an vielen Orten, zur Hebung der Arbeitsleistung in den Betrieben Werksküchen eingerichtet worden. Man hofft, aus den zugewiesenen Mengen ein einigermaßen annehmbares Essen zubereiten zu können, zumal den Werksküchen auch die Fleischabfälle der Schlächtereikompanien und der für die Truppenverpflegung nicht mehr voll brauchbaren Lebensmittelbestände abgegeben werden. Bobruisk verfügt bereits über 68 Werksküchen die 83 Betriebe verpflegen. In Brjansk wurden im Monat Dezember für die Werksküchenverpflegung erstmalig folgende Zuteilungen pro Kopf und Woche ausgegeben: Roggen 380 gr., Hirse 75 gr., Kartoffeln 100 gr., Fleisch 75 gr., Fett 60 gr., Magermilch 1/2 ltr. Die Landbevölkerung lebt als Selbstversorger im Allgemeinen wesentlich besser als die Stadtbevölkerung; nur aus den Banden- und Frontgebieten liegen Meldungen über Lebensmittelmangel vor. Besonders schlecht ist die Versorgung in dem Raum um Rshew, Olonino und Duchowschtschina. Die Dörfer sind förmlich ausgezogen, sodass bereits die Landbevölkerung Hunger leidet, geschweige noch eine Versorgung der Städte möglich ist. In einer Meldung über die Versorgungslage in Rshew heisst es u.a.: Die Bevölkerung ist lediglich auf das angewiesen, was man ihr von deutschen Dienststellen bzw. durch das Bürgermeisteramt auf dem Wege über deutsche Dienststellen zuführt. Täglich sterben etwa 10 Personen direkt oder indirekt an Unterernährung. Infolge Passierscheinzwangs versucht die Bevölkerung sich illegal aus der Stadt zu entfernen, um sich bei Bekannten und Verwandten in den Dörfern, die versorgungsmäßig besser stehen, mit entsprechenden Lebensmitteln einzudecken. Trotz der sich aus diesem Treiben ergebenden Gefahrenmomente wird gegen aufgegriffene Personen verhältnismäßig milde vorgegangen, da man einsieht, dass die Menschen sich nur durch Selbsthilfe am Leben erhalten können. Allgemein wird von der städtischen Bevölkerung die durch das Kartensystem geregelte gerechte Verteilung anerkannt, ebenso die Bemühungen der verantwortlichen Stellen, die Ernährungslage sicherzustellen und zu heben. Trotzdem sind die Rationssätze noch sehr gering, sodass die Bevölkerung nach wie vor auf den öffentlichen und schwarzen Märkten sich Lebensmittel zusätzlich beschaffen muss. Der Einkauf scheitert jedoch in vielen Fällen an den zu hohen Preisen bzw. dem Missverhältnis der Löhne zu den Preisen, besonders bei der arbeitenden Bevölkerung. Während die Lohnsätze nur unwesentlich von denen der Sowjetzeit abweichen, sind die Preise der Lebensmittel und Gebrauchsgüter um ein Vielfaches gestiegen. So wurden z.B. auf dem Markt in Brjansk folgende Preise verlangt: Roggenmehl 6–7000 Rubel für 1 Pud, Roggen 500 Rubel für 1 Pud, Brot 35 Rubel für 1kg, Buchweizen 125 Rubel für 1kg, Bohnen 100 Rubel für 1kg, flüss. Butter 800 Rubel für 1 ltr., Milch 40 Rubel für 1 ltr., Hirse 80 Rubel für 1kg, Sauersahne 40 Rubel für 1 Glas, Landbutter 850 Rubel für 1kg, Oel 600 Rubel für 1 ltr., Honig 520 Rubel für 1kg, Frischkohl 20 Rubel für 1kg, Salz 300 Rubel für 1kg, Seife 200 Rubel für 1 Stück. Zu bemerken ist, dass hier wenigstens alle gehandelten Produkte gegen Rubelzahlung zu haben sind. Nach den Meldungen aus anderen Städten spielt sich der Markthandel nur im Tauschweg und, soweit dies nicht möglich ist, gegen Reichsmark ab. Diese Erscheinung ist weniger dadurch bedingt, dass eine vollständige Entwertung des Rubels befürwortet wird, als vielmehr durch die Tatsache, dass der Rubel fast unverwendbar ist. In der Stadt können wohl damit die auf Karten zustehenden Lebensmittel bezahlt werden, ebenso die Wohnungsmiete und die Kosten von Wasser und elektrischem Strom. Der Bauer dagegen kann nur damit seine Steuern bezahlen, die auch im Verhältnis zu den Marktpreisen sehr niedrig sind. Mit der Reichsmark ist es jedoch möglich, eine Reihe von Dingen zu erwerben. So werden von deutschen Soldaten und Eisenbahnern sowie Wehrmachtsgefolge durch Mittelsmänner z.B. Seife, Zwirn, Puder, Lippenstifte, sogar Damenkleider und Strümpfe, ferner die verschiedensten Marketenderwaren verkauft und zwar zu Preisen, die sich nur aus dem Warenhunger der Bevölkerung erklären. Mit der Mark kann auf den Märkten, wenn auch zu überhohen Preisen, alles erstanden werden. Für Lebensmittel werden gegenseitig in Smolensk folgende Höchstpreise gefordert: 1 Pud Weizenmehl grob RM 105,–, 1 Pud Roggenmehl RM 70,–, 1 deutsches Brot RM 5,–, 1 russisches Brot (2kg) RM 8,–, 1 Pud Kartoffeln RM 12,–, 1kg Sauerkohl RM 1,– bis 2,–, 1kg rote Rüben frisch RM 1,50, 1kg Zwiebeln RM 12,– bis 14,–, 1 Huhn RM 25,– bis 30,–, 10 Eier RM 22,– bis 25,–, 1kg Butter RM 30,–, 1kg Speck 35,– bis 50,–. Bezeichnend ist, dass die russischen Weihnachtsfeiertage ein fühlbares Ansteigen der Marktpreise, insbesondere bei Milch, Hühnern und Eiern gebracht haben. So stieg der Liter Vollmilch in dieser Zeit z.B. von RM 3,50 auf 5,– und mehr. Das von den Bauern begehrteste Tauschobjekt ist neben Sachwerten noch immer Salz. Nach einem Bericht aus dem Selbstverwaltungsbezirk Lokot haben sich in der letzten Zeit folgende Tauschnormen entwickelt: 22/11.42 1/2 lt. Butterschmalz = 750 gr. Salz, 1 Gans = 2kg Salz, 20 Eier = 250 gr. Salz, 1kg Schweinespeck = 1kg Salz, 6/12.42 1/2 lt. Butterschmalz = 1kg Salz, 1/1 lt. Butterschmalz = 1/1 lt. Petroleum, 1 Gans = 1,5kg Salz, 1 Pud Hirse = 5kg Salz, 13/12.42 1 lt. Butterschmalz = 1kg Salz, 400 gr. frische Butter = 1kg Salz, 1 Ferkel = 20kg Salz. An Reichsmark wurden hier für 1kg Salz bis zu 20,– bezahlt. Die Preisbildung auf den Märkten ist ein schwer lösbares Problem. Einerseits führt die ungeregelte Preisentwicklung zu Klagen in der Bevölkerung über die Untätigkeit der verantwortlichen Stellen, andererseits ist die Lebensmittelversorgung der Städte von der Zufuhr vom Lande abhängig. Es ergibt sich dadurch eine starke Rücksichtnahme auf die zumeist egoistische Einstellung der russischen Bauern. Der Preis der Lebensmittel auf den Märkten wird praktisch vom Bauern diktiert. Richtpreise wurden zwar in den meisten Städten eingeführt, sie stehen aber mehr oder weniger auf dem Papier. Würde jede Preisüberschreitung geahndet, so ist damit zu rechnen, dass der Bauer seine Erzeugnisse zurückbehält, da er Geld im Augenblick nicht unbedingt braucht oder der Handel sich vom öffentlichen Markt auf den völlig unkontrollierbaren schwarzen Markt verlagert. Die Nachfrage auf dem Lebensmittelmarkt ist trotz der hohen Preise und der durch das Kartensystem eingeführten Lebensmittelrationierung nicht geringer geworden, da die derzeitigen Bezüge zu einer normalen Ernährung noch immer nicht ausreichen. Die Beschickung der Märkte ist je nach dem Hinterland der Märkte unterschiedlich. Der Winter mit der damit verbundenen beschwerlichen Anfahrt sowie die teilweise eingeführten Berechtigungsscheine für marktfahrende Bauern haben verschiedentlich zu einem Absinken der Marktbeschickung geführt. Vereinzelt vorgenommene Schliessungen der Märkte, z.B. in Newel infolge der Verkehrsbeschränkung oder in Polozk infolge von Bandenaktionen, haben jedoch in der Bevölkerung eine sehr negative Aufnahme gefunden. Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Ernährung der Zivilbevölkerung in den meisten Gebieten im Rahmen der vorgeschriebenen Rationssätze durchgeführt werden konnte. Die Versorgung mit Fett und Fleisch ist im Allgemeinen nur bei den Schwer- und Schwerstarbeitern erfolgt, jedoch auch nicht immer zu den vorgesehenen Sätzen. Die Bevorratung an den wichtigsten Lebensmitteln, Getreide und Kartoffeln, ist in den meisten Orten für die nächste Zeit sichergestellt. Die Rationssätze sind zwar noch immer sehr gering. Die Bevölkerung hat die Möglichkeit, sich zusätzlich Lebensmittel auf den Märkten, soweit sie über Tauschobjekte verfügt bzw. die dort geforderten hohen Preise anlegen kann, zu kaufen. Die Preisbildung und -entwicklung auf den Märkten ist das zur Zeit noch ungelöste Problem.


  Tätigkeits- und Lagebericht der Abteilung IV für die Zeit vom 16. bis 31. Jan. 1943


  I. Die Sicherheitslage


  Die allgemeine Sicherheitslage hat sich im Wesentlichen bisher nicht verschlechtert. Die militärischen Ereignisse wirken sich in den unmittelbar betroffenen Frontgebieten, wie z.B. in Newel, in einer Abwanderung der Zivilbevölkerung in weniger gefährdete Bereiche aus. Im Hinterland konnte stellenweise ein stärkeres Hervortreten der Opposition festgestellt werden, insofern als vereinzelt vorhandene Widerstandskreise sich zu regen begannen und einzelne Fälle von Arbeitsverweigerungen und Beleidigung von Wehrmachtsangehörigen auf eine stärkere Renitenz der Russen hinweisen. Die Feststellungen lassen sich jedoch nicht verallgemeinern, da sie bisher durchaus örtlich begrenzt sind. Auch die Bandentätigkeit ist in der Berichtszeit im Ganzen gesehen ohne wesentlich veränderten Einfluß auf die allgemeine Sicherheitslage geblieben. Verschlechterungen in einzelnen Gebieten stehen Verbesserungen in anderen Gegenden gegenüber. Immer wieder muß jedoch festgestellt werden, daß in bandenfrei gemachten Gebieten – wie z.B in der Gegend von Janowitschi – sehr bald die alte Unsicherheit wieder eintritt, wenn sich darin keine deutschen oder OD-Stützpunkte mehr befinden, und daß schon die Errichtung von OD-Stützpunkten gewöhnlich eine spürbare Verbesserung zur Folge hat. Im Einzelnen erscheinen zur Beleuchtung der Sicherheitslage folgende Ereignisse erwähnenswert:


  1.) Bandentätigkeit


  Bei einer Besichtigung eines Volkswehrbatl. im SVB Lokot1 durch den Batl.Kommandeur wurde dieser und sein Adjutant festgesetzt und auf Befehl des Kompanieführers der 1. Komp. erschossen. Die Komp. rückte darauf ab und wurde aufgefordert, zu den Banden überzulaufen. Am nächsten Tage kehrte jedoch der grössere Teil der Männer zurück. Zu den Banden haben sich außer den Haupträdelsführern nur etwa 35 Mann mit 25 Gewehren und 5 lMGs begeben. Der Vorfall ereignete sich, während Kaminski, der Leiter des SVB Lokot2, an einem Bandenbekämpfungsunternehmen teilnahm. In der Nacht zum 17.1. erfolgte dann ein Angriff der Banditen auf Scharowo (16km südl. Lokot), der abgewiesen wurde. An diesem Angriff nahmen bereits desertierte Angehörige des Volkswehrbatl. teil. Während aus dem Rayon Orel in der Berichtszeit keine Bandentätigkeit gemeldet wurde, mußte im Rayon Karatschew eine erhebliche Zunahme festgestellt werden. Mit großer Dreistigkeit werden von den Banditen Überfälle bis in die unmittelbare Nähe von Karatschew durchgeführt. So wurden z.B. 40 Bauern, die aus einem Wald 5km nördl. Karatschew für die Wehrmacht Holz geholt hatten, von 20 mit Schneehemden, Schiern und MPi ausgerüsteten Banditen angehalten und ihnen 20 Pferde abgenommen. Besonders rege Bandentätigkeit wird auch aus dem Rayon Komaritschi gemeldet. Im Bereich des SK 7c liegt der Schwerpunkt der Bandentätigkeit nach wie vor im Rayon Jerschitschi. So überfielen in der Nacht zum 22.1. etwa 500 Banditen 4 Dörfer dieses Rayons und raubten einige Pferde und Lebensmittel. Sie waren mit MGs, MPis und Gewehren bewaffnet und mit weißen Tarnhemden bekleidet. Die Raubzüge der Banditen aus dem Rayon Jerschitschi erstrecken sich jedoch auch auf den südlichen Teil des Rayons Roslawl, wo die Banditen unter der durchaus abwehrbereiten Zivilbevölkerung große Unruhe und Angst hervorrufen. Einzeln fahrende Kraftfahrzeuge auf der Strecke Roslawl–Jerschitschi werden von den Banditen beschossen. Im Rayon Roslawl selbst ist eine größere Anzahl von Überfällen auf Dörfer zu verzeichnen. So wurden z.B. die beiden Dörfer Maksimkow und Makejewka in der Nacht zum 16.1. von 300 Banditen auf 70 Schlitten überfallen. Geraubt wurden 28 Kühe, 6 Pferde und Lebensmittel. Der OD nahm den Kampf auf und entriß den Banditen 7 Kühe. Verluste der Banditen angeblich 6 Tote. In der darauffolgenden Nacht wurden die beiden Dörfer erneut von 100 Banditen auf 50 Schlitten angegriffen. Geraubt wurden 21 Kühe, 4 Pferde und Mehl. In der Nacht zum 23.1. wurden die Dörfer Baranowo und Galejewka von etwa 100 Banditen angegriffen. Die 12 in Baranowo befindlichen OD-Männer leisteten 3 Stunden Widerstand und hatten 3 Tote und 4 Verwundete. Bekleidet waren die Banditen bei den Überfällen überwiegend mit weißen Tarnmänteln. Bewaffnung: MGs, automatische Gewehre und Handgranaten. Das EK 8 meldet aus dem FK-Bereich Gomel kein Nachlassen, aus den Bereichen Orscha und Bobruisk eine geringe Abnahme, dagegen eine erhebliche Zunahme der Bandentätigkeit in den Bereichen Klinzy, St. Dorogi und Mogilew. Hier ist allein die Rollbahn Orscha–Mogilew–Straßenkreuz Dowsk als gesichert anzusehen, während alle übrigen Straßen nur in mehr oder weniger starkem Geleit befahrbar sind. Westlich Tscherwen wurde jedoch sogar ein Geleitzug durch 2 Abzugsminen zum Halten gebracht und sofort mit MG-Feuer belegt. Eigene Verluste sind nicht eingetreten. Eine größere Bande am Drut wird von einem ehemaligen Angehörigen des Batl. Rodjanow geführt, der seinerzeit zu den Banden übergelaufen war. Er schrieb dem OD-Leiter in Podsely einen Brief, in dem er ihn ebenfalls zum Überlaufen zu den Banditen aufforderte. Auf den OD-Stützpunkt Molaschkowitschi (bei Klimowitschi) wurde von 40 Banditen ein Überfall verübt. Die Banditen ermordeten alle 10 OD-Männer und plünderten das Dorf aus. In der Nacht zum 15.1. wurde ein Dorf südwestlich Gomel von einer Bande in Stärke von 300 Mann angegriffen. Der OD hatte bei dem sich entwickelnden Gefecht 5 Tote. Die Bande war mit 1 Granatwerfer, einigen MGs und Gewehren bewaffnet. Außerdem führten sie etwa 40 Pferde und Schlitten mit sich. Bei diesen Banditen befanden sich sehr viele mit Pistolen bewaffnete Frauen und eine große Anzahl Jugendliche im Alter von 12 bis 16 Jahren. Die Schäden, die von den Banditen im Bereich des EK 8 insgesamt angerichtet wurden, gehen aus der folgenden Übersicht hervor (Die in Klammern gesetzten Zahlen sind die Vergleichszahlen aus der vorhergehenden Berichtszeit): Überfälle auf Dörfer 33 (52), Überfälle auf OD-Stützpunkte 12, Anschläge auf Eisenbahn 5 (3), Anschläge auf Straßen 0 (3), Anschläge auf Brücken 1 (3). Die Verluste betrugen an Toten: Deutsche 11 (24), OD-Männer 39 (21), Landeseinwohner u. Angehörige landeseigener Verbände 44 (30), an Verwundeten: Deutsche 9 (81), OD-Männer 8 (17), Landeseinwohner u. Angehörige landeseigener Verbände 12 (4), an Verschleppten/Vermißten: Deutsche 3 (0), OD-Männer 12 (7), Landeseinwohner u. Angehörige landeseigener Verbände 106 (128). Im Zuständigkeitsbereich des EK 9 ist eine leichte Verschlechterung der Sicherheitslage in den Gebieten um Borissow und Lepel durch erhöhte Bandentätigkeit festzustellen. So wurde z.B. am 19.1. auf der Straße Botscheikowo–Schaschniki ein Kurierfahrzeug überfallen und dabei 2 Wehrmachtsangehörige und 2 OD-Männer getötet. Am nächsten Tage wurde an derselben Stelle ein Geleitzug beschossen und zur Umkehr gezwungen. Am 21.1. versuchten die Banditen die Rayonhauptstadt Schaschniki einzuschliessen, um den gesamten Rayon unter ihre Herrschaft zu bekommen. Das Vorhaben wurde durch den Einsatz eines Kampfbataillons zerschlagen. Am 22.1. haben sie die Stadt erneut angegriffen und dabei eine am Stadteingang gelegene Flachsfabrik durch Artilleriebeschuß schwer beschädigt. Die Fabrik mußte auf unbestimmte Zeit stillgelegt werden. Etwa 15km südlich Janowitschi haben sich 2 Bandenabteilungen in 4 Ortschaften niedergelassen. Sie gehören zu der Brigade Alexejew, die sich bei Kurino im Dwina-Bogen befindet. Sie unternehmen ihre Raubzüge bis in die Nähe von Janowitschi. Zwangsrekrutierungen durch die Banditen wurden nur aus einzelnen Dörfern im Bereich Borissow gemeldet. In Staraja Belij – 20km nördlich Rudnja – wurde ein OD-Trupp von einer 500 Mann starken Bande überfallen. Der OD-Trupp zog sich zurück und nahm Verbindung mit dem OD-Trupp eines Nachbardorfes auf. Der Kampf zwischen den Banditen und dem OD dauerte 5 Stunden. Auf Seiten des OD betrugen die Verluste 5 Tote, 7 Verwundete und 10 Vermißte. Im Rayon Kaßplja fand zwischen dem OD eines Dorfes und einer 50 Mann starken Bande ein 3-stündiger Kampf statt. Dabei wurden 3 OD-Männer getötet, 7 verwundet. In dem gleichen Rayon wurden 2 andere Dörfer nordwestlich von Kaßplja durch eine Bande in Stärke von 600 Mann besetzt. Bei den Kämpfen verlor der OD 5 Tote und 9 Verwundete. Die Verluste der Banditen konnten in keinem Falle festgestellt werden.


  2.) Bandenunterstützung


  In Krassnopolje konnte ein Russe festgenommen werden, der zugegeben hat, die Banditen laufend mit Gewehren, Munition und Lebensmitteln versorgt zu haben. Im Rayon Roslawl wurden 6 Frauen und 3 Männer aus einem Dorf festgenommen, die den Banditen laufend Lebensmittel und Bekleidung geliefert hatten. Einige der Festgenommenen haben Angehörige bei den Banden. Vom EK 9 wurden in der Berichtszeit 145 Personen, meist Angehörige von aktiven Banditen, erfaßt und erschossen, weil sie den Banditen durch Zubringen von Munition, Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen Vorschub geleitstet hatten. Weitere Meldungen über die Unterstützung der Banditen durch die russische Zivilbevölkerung liegen nicht vor.


  3.) Ordnungsdienst


  Die Aufbauarbeit im russ. Ordnungsdienst macht weitere Fortschritte. Die Stimmung der OD-Angehörigen kann im Allgemeinen als zufriedenstellend angesehen werden. Stellenweise wird über ungenügende Bewaffnung und Bekleidung geklagt. Von dem SK 7c wurden 30 Angehörige der Abteilungen I und II des OD zu einem Schulungskursus nach Roslawl einberufen, um ihnen die ersten Grundlagen für ihre polizeiliche Tätigkeit zu vermitteln. In der Berichtszeit wurden in weiteren 18 Rayonhauptstädten die Abteilungen I und II des OD errichtet, so daß diese nunmehr bereits in 78 Städten des Zuständigkeitsbereiches der Einsatzgruppe B bestehen. Bedauerlich ist, daß die russ. Zivilbevölkerung noch nicht das nötige Vertrauen zu der russ. Polizei gefaßt hat. Dies liegt vor allem daran, daß die OD-Angehörigen bei ihrer Arbeit oft jedes Rechtsempfinden vermissen lassen oder nach ausgiebigem Alkoholgenuß Dienstverfehlungen begehen und daher zu längeren Strafen verurteilt werden müssen. Auch in der Berichtszeit ist es im Bereich des SK 7b und des EK 8 wieder vorgekommen, daß OD-Angehörige sich mit ihren Waffen zu den Banden begeben haben. So sind z.B. sämtliche OD-Männer von 2 Ortschaften südlich Poproisk anläßlich eines Bandenüberfalles zu den Banden übergegangen. Anscheinend waren sie über den geringen deutschen Schutz erbittert. Für den erheblichen Nutzen, der andererseits mit der Errichtung des OD verbunden ist, ein weiteres Beispiel: Im Gebiet von Gorodok wurden sofort im Anschluß an ein Bandenbekämpfungsunternehmen OD-Stützpunkte in verschiedenen Ortschaften eingerichtet. Von diesen wurde die zurückkehrende und durchziehende Bevölkerung, die sich bei Beginn des Bandenunternehmens in die Wälder geflüchtet hatte, erfaßt und dem zuständigen Teilkommando der Sicherheitspolizei übergeben. Es handelte sich um insgesamt 554 Personen. Davon wurden 202 Personen als bandenverdächtig dem nächsten Dulag zugeführt, 167 Personen wurden erschossen. Hiervon waren 102 aktive Banditen. Unter diesen befand sich 1 Bandit, der 3 gefangengenommenen OD-Männern Ohren, Nase und Hände abgeschnitten hatte.


  II. Die politisch-polizeiliche Tätigkeit


  A. Gegnererforschung und -bekämpfung


  Außer der laufenden Bandenerkundung und der Teilnahme an Bandenbekämpfungsunternehmen haben die Dienststellen der Sicherheitspolizei in der Berichtszeit auf politisch-polizeilichem Gebiet keine umfangreicheren Gesamtaktionen durchgeführt. Ein gesteigerter Kräfteeinsatz war erforderlich, um die sämtlichen bei den deutschen Einheiten, Firmen usw. angestellten russischen Hilfswilligen der befohlenen Überprüfung zu unterziehen. So wurden z.B. von dem SK 7a in der Berichtszeit 1197 und von dem EK 8 1036 Überprüfungen durchgeführt.


  1.) Bandenwesen


  Die Gesamtlage hat sich während der Berichtszeit kaum wesentlich verändert. Von verschiedenen Stellen werden stärkere Wanderbewegungen der Banden gemeldet.


  a) Bandenerkundung: Wie das SK 7b meldet, ist die Bandenabteilung Kolpak in einer Stärke von 2–3000 Mann, die im Oktober/November 1942 aus der Gegend Staraja–Guta–Wassiljiwka nach Süden abzog, in die Ukraine übergewechselt. Nach Berichten des SK 7c sind im Rayon Jerschitschi 3 Banden in Brigadestärke festgestellt. Eine Bande unter Führung des Oberstleutnants Korotschenkow hält sich im Waldgebiet ostwärts der Straße Grjasenjat–Jerschitschi auf. Nach Aussage eines Gefangenen ist diese Bande etwa 1100 Köpfe stark, davon sind etwa 10% Frauen. Sie trägt die Bezeichnung Regiment Laso. An Bewaffnung hat sie etwa 500 Gewehre, 50 lMGs, 6 sMGs, 100 MPis, 1 leichten und 1 schweren Granatwerfer. Ausrüstung und Bekleidung sind gut. 10% der Banditen tragen russische oder deutsche Uniformen, die Mehrzahl trägt Zivilkleidung. Für etwa 300 Banditen ist weiße Tarnkleidung vorhanden. Der Nachschub an Waffen, Munition und Medikamenten erfolgt auf dem Luftwege. Auf dem Rückflug werden Verwundete mitgenommen. Der Landeplatz befindet sich in der Gegend nördlich Artemowka. Die 2. Bande unter Führung des Oberstleutnants Mefodjew hält sich westlich Jetschitschi auf. Hierbei handelt es sich in der Hauptsache um diejenigen Fallschirmspringer, die in der Zeit vom 2.–4.1. in der Nähe von Sawedenija und Nikolajewka abgesprungen sind. Nach einer V-Mann-Meldung ist diese Bande etwa 500 Mann stark, von denen etwa 300 Mann Fallschirmspringer, der Rest Landeseinwohner sind. Oberstleutnant Mefodjew hielt sich eine Zeit lang mit seinem Stab in Sawedenija auf. Nach neuen V-Mann-Meldungen soll er sich jetzt nach Norden in den Worga-Wald begeben haben. Eine 3. Bande ist vermutlich 500 Mann stark. Nähere Einzelheiten hierüber sind noch nicht bekannt. Es ist zu vermuten, daß diese 3 Banden untereinander in Verbindung stehen, da eine ständige Ostwest- und Westostbewegung über die Straße Roslawl–Jerschitschi festzustellen ist. Gemeinsame Aktionen dieser 3 Banden sind noch nicht erfolgt. Im Bereich des EK 8 sind z.Zt. zwei bedeutende Bandengebiete erkennbar und zwar einmal im Raume westlich Mogilew und zum anderen südlich der Rollbahn Bobruisk–Sluzk. Die im Raume westlich Mogilew tätigen Banden stehen unter der einheitlichen militärischen Führung des Brigadekommandeurs Konstantin Belousow, der sein Stabsquartier im ehemaligen Truppenübungslager Goroditschtsche (40km südwestlich Mogilew) hat. Insgesamt sollen ihm 600–800 Personen unterstehen. Seine Gruppe besteht aus 4 größeren Banden, deren Lage, Stärke und Bewaffnung bereits feststehen. Eine dieser Banden, die 350–380 Mann stark ist, besitzt 8 schwere Granatwerfer, zahlreiche Maschinengewehre, Maschinenpistolen, Handgranaten, Gewehre und Pistolen. Diese Bande hat sich in letzter Zeit außerordentlich aktiv gezeigt und zahlreiche Vorstöße bis kurz vor Mogilew und in nördlicher Richtung bis zur Rollbahn nach Belynitschi unternommen. Der Raum südlich der Rollbahn Bobruisk–Sluzk wird seit einiger Zeit von mehreren SD-Trupps eingehend erkundet. Die in großer Zahl vorliegenden Meldungen ergeben schon jetzt ein genaues Bild der Feindlage. Die Zahl der Banditen im gesamten Raum ist außerordentlich hoch. Sie beträgt etwa 6–8000 Personen. Die Rayons Karpilowka und Kopatkewitschi sind völlig bandenverseucht. Auch die Rayonhauptstädte werden vom Feind beherrscht. Die in Kopatkewitschi liegende slowakische Einheit ist vor kurzem zurückgezogen worden. Die in den Rayons Glusk, Ljuban und St. Dorogi befindlichen wenigen deutschen Stützpunkte sind derart schwach, daß sie zu einer Feindbekämpfung in keiner Weise ausreichen und lediglich zur Sicherung der Orte und der notwendigen Transporte dienen können. Die Banden stehen hier unter der straffen militärischen Führung des Generalmajors Nikolaj Nikoleijewitsch. Der Hauptstab befindet sich in Albinsk (33km südwestlich Glusk). Auch der Rayon Belynitschi wird bereits wieder völlig von Banditen beherrscht. Das am 22. und 23.12.42 im Unternehmen „Sonnenwende I“ feindfrei gemachte Gebiet zwischen Drut und Wabitsch ist wieder in ihrer Hand. Ihre Raubzüge unternehmen sie in nördlicher Richtung über die Rollbahn Mogilew–Belynitschi und nach Westen über den Drut. Ihre Stärke wird auf 100 Personen geschätzt. Bemerkenswert ist, daß der Raum nördlich der Rollbahn Beresino–Belynitschi zwischen den Flüssen Osslik und Beresina, der im Oktober 1942 im Unternehmen „Karlsbad“ feindfrei gemacht wurde, ebenfalls wieder stark mit Banden durchsetzt ist.3 Wie die bisherigen Erkundungen ergeben haben, sind die seinerzeit zerstörten Lager am Welikoje-Sumpf und bei Staj-Kosel wieder aufgebaut und bezogen. Auch die Rollbahn Beresino–Tscherwen–Minsk wird fast völlig von den Banden beherrscht. Der Raum westlich Stary-Bychow zwischen den Rollbahnen Mogilew–Tschetschiwitschi und Straßenkreuz Dowsk–Rogatschew beginnt sich ebenfalls nach Abzug des Bataillons Rodjanoff mit Banden zu füllen. Im Augenblick ist eine allgemeine Bewegung beiderseits des Drut aus dem Rayon Mogilew nach Süden festzustellen. Die Orte und Wälder südlich und ostwärts von Tschetschiwitschi werden wieder restlos von den Banden beherrscht. Auch die Gegend westlich des Drut zwischen Wjasma und Oserany ist in ihrer Hand. Hier haben sie ihre Stützpunkte eingerichtet. Schließlich muß der gesamte Feldkommandanturbereich St. Dorogi als fast völlig in der Hand der Banden angesehen werden. Dieses Gebiet kann man schon als Banditenrepublik bezeichnen. Im Zuständigkeitsbereich des EK 9 konnte eine aus etwa 300 Mann bestehende Bande 8km nördlich Uschatschi in Glibotschka festgestellt werden. Bewaffnung: MGs, MPs und Gewehre. Eine Wanderbande in Stärke von 150–200 Mann treibt sich in der Gegend von Beschenkowitschi und Tschaschniki umher. Sie soll aus der Gegend von Orscha kommen. In der Nacht zum 17.1. zogen etwa 80 Banditen mit einem 15,2cm-Langrohrgeschütz durch das Dorf Lubischtsche, 8km südostwärts Lepel, und begaben sich in den ostwärts gelegenen Wald. Nach neuesten Meldungen planen die Banditen aus der Gegend westlich Borissow einen Großangriff auf die Stadt, um in den Besitz von Waffen zu kommen. Auf dem zugefrorenen Pelik-See sind in den letzten Tagen wiederholt Flugzeuge gelandet. Anscheinend versorgen diese die in der dortigen Gegend befindlichen Banden. Im Bereich des Trupps Smolensk sind es in der Hauptsache die Rayons Rudnja und Kaßplja, in denen stärkere Banden festzustellen sind. In der Umgebung von Rudnja wird die Stärke der Banden auf insgesamt etwa 1200 Mann geschätzt. Ihre Standorte sind im Wesentlichen bekannt. Im Rayon Kaßplja wurden am 27.1. zwei Dörfer von einer Bande in Stärke von etwa 600 Mann besetzt.


  b) Bandenbekämpfung: Im Bereich des SK 7a ist z.Zt. das Bandenbekämpfungsunternehmen „Sternenlauf“ im Gange, in dem das SK 7a mit einigen Trupps und Sicherungsverbänden beteiligt ist.4 Das Waldgebiet westlich der Bahnlinie Durowo–Wladimirskoje ist umstellt. Die Banden haben sich in ihre im Walde vorbereiteten Stellungen zurückgezogen und ihre Raubzüge in die umliegenden Dörfer eingestellt. Bei einem Stoßtruppunternehmen sind 2 SS-Männer gefallen und 6 für das Unternehmen abgestellte Angehörige des Gruppenstabes bzw. des SK 7a verwundet. Unter den Verwundeten befindet sich der Führer des SK 7a, SS-Obersturmbannführer Rapp.5 Das Unternehmen ist noch im Gange und wird voraussichtlich erst Mitte Februar abgeschlossen werden. Auf Befehl des Pz.AOK 2 hat der in Lokot stationierte Stab Rübsam in der Zeit vom 15. bis 24.1. im Raum Dmitriwsk–Dmitrijew–Michailowka das Unternehmen „Eisbär I, II und III“ gegen die Bandengruppe Panschenko durchgeführt. Das SK 7b beteiligte sich an der Erkundung und bewaffneten Aufklärung unter Führung des Kommandoführers mit 24 Mann und konnte wertvolle Aufklärungsergebnisse über Stärke, Standort und Bewaffnung der Banden erzielen. Die Gruppe Rübsam bestand aus deutschen Einheiten (Jagdbataillon) und Milizeinheiten Kaminskis. Sie hatte eine Gesamtstärke von ca. 2800 Mann. Die Banditen waren etwa 3000 Mann stark. Wenn die Aktion, abgesehen von der Vernichtung einiger weniger Banditen und der restlosen Zerstörung ihrer Wohn-, Kampf- und Lebensmittelbunker (etwa 120 Stück), keinen Erfolg hatte, so lag dies offenbar an der zu starren taktischen Führung, die sich den Kampfmethoden der Banditen nicht anzupassen verstand. Die Banden zogen in einem Zeitabstand von 2 Tagen der Gruppe Rübsam in die Waldgebiete um Ssewsk davon und waren nicht mehr zu fassen. Im Rayon Jerschitschi wird seit dem 29.1.43 vom Korück 559 Roslawl ein Unternehmen gegen die Bande des Oberstleutnants Korotschenko im Waldgebiet ostwärts der Straße Grjasenjat–Jerschitschi durchgeführt. Die eigenen Kräfte betragen 2660 Mann. Das SK 7c ist an diesem Untenehmen mit einem Trupp in Stärke von 9 Mann beteiligt. In Tananykino wurde von einer Wehrmachtsstreife ein 20-jähriger russ. Student mit einer falschen Bescheinigung aufgegriffen und dem SK 7c überstellt. Wie die Vernehmung ergab, hatte er in der Roten Armee gedient, war von deutschen Truppen gefangengenommen worden und aus dem Gefangenenlager geflüchtet. Er hatte sich darauf zu Fuß nach seinem Heimatort Tananykino begeben und sich im Okt. 1942 freiwillig einer Bandengruppe angeschlossen, die häufig nach T. kam, um Sprengungen an der Rollbahn und Eisenbahnstrecke Roslawl–Brjansk durchzuführen. Mit dieser Gruppe hatte er an einem Überfall auf den Bahnhof Prigorje am 8.11.42 teilgenommen. Die zur Vorbereitung dieses Überfalles notwendige Erkundung habe ein OD-Mann vorgenommen und den Bandenführer Tanschenkow über die Stärke der Besatzung von T. unterrichtet. Durch Funk seien daraufhin 3 Bandengruppen in Stärke von je 2–250 Mann in Jepischewo zusammengezogen worden, so daß der Angriff von etwa 700 Banditen ausgeführt worden sei. Diese 3 Bandengruppen wurden Ende November von einer Kosakeneinheit zerschlagen, wobei es dem Festgenommenen gelang, wieder unbemerkt in seinen Heimatort T. zu kommen. Im Verfolg der Sache wurden weitere 8 Personen aus T. festgenommen, die entweder selbst Banditen waren oder diese unterstützt hatten. Nach dem genannten OD-Mann wird noch gefahndet. In den Rayons Paritschi und Osaritschi haben nach Meldung des EK 8 die dortigen Wehrmachtsstützpunkte in Zusammenarbeit mit einem starken und gut geführten OD den Terror der Banden völlig gebrochen und ihre Gebiete befriedet. Am 31.1.43 hatte ein Jagdkommando vom Schutzmannschaftsbatl. 55 eine Auffangstellung auf der Rollbahn Tschetschiwitschi–Mogilew bezogen. Es war festgestellt worden, daß Banditen fast täglich die Rollbahn an dieser Stelle passierten. Gegen 20 Uhr erschien eine größere Banditenschlittenkolonne, auf die das Feuer eröffnet wurde. Der Gegner nahm das Gefecht sofort an, ergriff aber nach kurzem Kampf die Flucht. Es blieben 14 Schlitten mit Pferden, 1 lMG und Handfeuerwaffen in unserer Hand. Feindverluste sind unbekannt geblieben. Ein Pol.Beamter wurde tödlich verletzt. Der OD-Stützpunkt Gluboki-Brod (25km südwestl. Belynitschi) wurde am 12.1. von starken Banden angegriffen. Das Dorf Drutschina wurde von Banden besetzt. Am 13.1. konnten alle Angriffe der Banditen auf den Stützpunkt abgewiesen werden. Die Bande zog sich unter schweren Verlusten zurück. Nach Aussagen von Landeseinwohnern sollen 30 Tote und viele Verletzte auf Schlitten in Richtung Schurawok abtransportiert worden sein. Banditen erzählten später, der Stützpunkt müsse unter deutscher Führung stehen, weil sich die OD-Männer so gut verteidigt hätten. Deutsche Führer waren jedoch nicht anwesend. Verluste des OD: 1 Leichtverletzter. Die Eingreifgruppe des OD in Tscherwen kam am 13.1. in Dyja (10km nordwestl. Tscherwen) mit starken Bandenkräften ins Gefecht. Die Banditen hatten durchwegs schwere Waffen und waren mit Schneehemden bekleidet. Nach kurzem Gefecht zogen sie sich zurück. 5 Schlittengespanne wurden erbeutet. Viele Blutspuren lassen auf starke Feindverluste schließen. Eigene Verluste: 3 OD-Männer tot. Am 15.1.43 griffen 600 Banditen die 100 Mann starke OD-Besatzung von Draschni (20km nordwestl. St. Dorogi) an. Es kam zu einem 3-stünd. Feuergefecht. Eine deutsch/russ. Einheit von etwa 70 Mann war zufällig in der Nähe und griff in den Kampf ein. Der Angriff wurde abgeschlagen. Gegner verlor 25 Tote und 2 Gefangene. Vom 21. bis 30.12.42 war die 1./Ost-Batl. 602 im Rayon Klitschew zu freier Bandenjagd angesetzt. In Ostanowka (8km südwestl. Klitschew) konnte am 27.12. der Troß der 537. Partisanengruppe überfallen und teilweise vernichtet werden. Bei 47 Feindverlusten nur 5 eigene Verwundete. Vom 9. bis 11.1.43 wurde der letzte deutsche Stützpunkt in der Südwestecke des rückw. Heeresgebietes Mitte, Ssosny (55km südw. St. Dorogi), von Banditen in Stärke von 6–700 Mann angegriffen. Der Angriff auf den Stützpunkt konnte von den 60 Deutschen abgeschlagen werden. Es war aber nicht zu verhindern, daß das Staatsgut Ssosny zerstört und dessen gute und reiche Ernte, Vieh und Maschinenpark weggeschleppt wurden. Bei 100 Feindtoten und ungezählten Verwundeten betrugen die eigenen Verluste nur 2 Tote und 9 Verwundete. Am 20.1.43 fand in Chodasowitschi (6km südöstl. Rogatschew) ein Gefecht zwischen einer Ostschwadron, einer Wehrmachtseinheit und OD einerseits und 150–200 Banditen andererseits statt. 6 Schlitten mit Plündergut wurden erbeutet. Feindverluste konnten nicht gezählt werden. Eigene Verluste: 2 Tote und 2 Verwundete. Um 16 Uhr desselben Tages war das Dorf bereits wieder von den Banditen besetzt. Bei einer gemeinsamen Aktion des OD-Stützpunktes Merkulowitschi (21km südöstl. Straßenkreuz Dowsk) kam es am 12. Januar bei Lossow zu einem längeren Feuergefecht mit einer starken und gut bewaffneten Bande. Feindverluste: 24 Tote und zahlreiche Verwundete. Eigene Verluste: 1 Mann tot, 1 Mann verwundet. Beute: 1 lMG, 10 Gewehre, 3000 Schuß Infanteriemunition, 20 Pferde und Schlitten, 4 Minen und 1 Kiste Dynamit. Nach einem Befehl des Höh. SS- u. Pol.Führers Rußland Mitte, SS-Obergruppenführer von dem Bach, ist der Kommandeur des I./Pol. 24 beauftragt, den Raum um Kolitschenko (42km südwestl. Mogilew) und zwar die Dörfer Semukatschi, Gorodischtsche, Kolitschenko, Sagatje und Jadrina Sloboda zu evakuieren. Außerdem soll das Truppenlager Gorodischtsche von Banden gesäubert werden. Die Aktion beginnt am 1.2.43und soll 3–5 Tage dauern. Sämtliche Dorfbewohner einschließlich Frauen und Kinder werden zunächst in die Stalags in Mogilew und Kritschew überführt. Das Vieh und alles bewegliche Gut wird nach Mogilew gebracht. Vom EK 8 sind 5 SD-Trupps beteiligt. In der Gegend von Polozk ist nach Meldungen des EK 9 das Bandenbekämpfungsunternehmen „Richard“ im Gange. Es hat bereits zu einer Verbesserung der Sicherheitslage in dem zu befriedenden Gebiet geführt, während die außerhalb dieses Unternehmens liegende Bahnstrecke Polozk–Dünaburg noch in der gleichen Weise wie bisher durch Sprengungen beschädigt wird. Die im letzten Lagebericht gemeldete Flucht der Bevölkerung aus Polozk ist nicht mehr so stark wie vor Beginn des Unternehmens „Richard“. Auch in der Gegend von Janowitschi läuft z.Zt. eine Aktion gegen die dort befindlichen Bandenabteilungen. Sie versuchen in Richtung der Dwina auszuweichen. Das Unternehmen „Diamant“, das im Raum Witebsk–Polozk–Newel durchgeführt wird, hat eine starke Beruhigung in diesem Gebiet gebracht. Allgemein ist der Abzug der Banden nach Norden erkennbar. Bei diesem Unternehmen war die Abriegelung im Norden an der Bahnlinie Newel–Polozk unvollständig. In der Nacht zum 19.3.43 gelang es deshalb an dieser Stelle etwa 1000 Banditen nach Norden durchzubrechen. Der nordwestl. Teil des Gebietes um Gorodok wurde durch dieses Unternehmen bandenfrei.


  2.) Kommunismus


  Außer einigen Einzelfällen hat sich Wesentliches auf dem Gebiet der Bekämpfung des Kommunismus in der Berichtszeit nicht ereignet.


  3.) Feindpropaganda


  Die Feindpropaganda hielt sich in mäßigen Grenzen. Im Zuständigkeitsbereich des SK 7b wurde eine geringe Anzahl von Flugblättern abgeworfen. Im Bereich des EK 9 mußten einige Personen erschossen werden, weil sie mit den Frontvorgängen bei der einheimischen Bevölkerung Propaganda gegen die deutsche Wehrmacht zu treiben versuchten.


  4.) Reichsfeindliche Bestrebungen


  Das Treiben der hierher zurückgekehrten russ. Emigranten wird weiter beobachtet.


  5.) Spionage


  Im Bereich des SK 7c ist die Agententätigkeit sehr rege. Besonderer Wert wird auf die Beobachtung des Eisenbahnverkehrs Roslawl–Brjansk, Roslawl–Smolensk, des Transportverkehrs auf den Rollbahnen Roslawl–Brjansk und Roslawl–Jerschitschi sowie auf die Truppenbelegung der Stadt Roslawl gelegt. Eine 19-jährige Russin wurde von dem SK 7c festgenommen, weil sie stets die Banditen benachrichtigte, wenn deutsche Truppen in ihrem Heimatdorf waren. Als Zeichen diente eine Stange, die sie an einem Baum befestigte, sobald eine deutsche Wehrmachtsstreife im Ort war. Zog die Streife wieder ab, dann entfernte sie die Stange. Die Russin war geständig. Sie gab auch zu, mit Banditen häufig Geschlechtsverkehr unterhalten zu haben. Von dem EK 9 wurden 3 Personen festgenommen, die für Banden Kundschafterdienste geleistet hatten. Sie waren beauftragt, alles Wissenswerte über die deutsche Wehrmacht und andere deutsche Dienststellen festzustellen. Ein am 3.1.43 vom Sich.Batl. 989 erschossener Nachrichtenträger der Banditen führte außer zahlreichen Berichten genaue Verteidigungspläne der Städte Newel, Jeseritschtsche und Taborys bei sich. Durch eingehende Ermittlungen gelang es, den Zeichner des Verteidigungsplanes von Jeseritschtsche ausfindig zu machen und festzunehmen. Nach anfänglichem Leugnen legte er ein Geständnis ab. Dadurch wurde es möglich, seine Auftraggeber und eine Anzahl Agenten festzunehmen, die der Spionage zum Schaden der deutschen Wehrmacht überführt wurden. Ihre Spionagetätigkeit erstreckte sich auf den gesamten Bahn- und Fahrzeugverkehr, auf Befestigungsanlagen und auf die Bespitzelung von Einheiten. Im Verfolg der Angelegenheit wurden insgesamt 25 Personen wegen Spionage erschossen. Vom Trupp Smolensk konnte eine Agentin festgenommen werden, die auf Spionage besonders geschult und mit einem Funkgerät durch die deutschen Linien nach Smolensk gebracht worden war. Angeblich war ihr Versuch, die Funkverbindung mit ihrem Auftraggeber herzustellen, nicht gelungen, weil die Batterien zu schwach waren. Das Gerät hatte sie vergraben, es konnte sichergestellt werden. Die Agentin wurde erschossen.


  6.) Sabotage


  Nach Meldungen des EK 9 wurde am 19.1.43 gegen 11.20 Uhr ein Sprengstoffanschlag auf das Paßbüro Witebsk durchgeführt. Es wurde in einem auf dem Flur befindlichen Ofen eine Sprengstoffladung zur Explosion gebracht. Die Räume des Paßbüros wurden schwer beschädigt. Eine Person wurde leicht verletzt, zwei verdächtige Personen wurden festgenommen. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. Am 9.1.43 wurde das Magazin einer Kraftwagenwerkstätte der Luftwaffe in Neu-Borissow durch 8 Kriegsgefangene in Brand gesteckt, die darauf mit einem Lkw flüchteten. Auf der Flucht kam es zu einem Feuergefecht zwischen den Gefangenen und einer OD-Streife. Hierbei wurde 1 OD-Mann getötet und 1 schwer verletzt. Woher die Gefangenen die Waffen hatten, ist nicht geklärt. Durch den Brand wurde eine 12 × 40m große Halle eingeäschert.


  7.) Arbeitsverweigerer


  SK 7c meldet verschiedene Fälle von Arbeitsverweigerung durch Hilfswillige bei Wehrmachtseinheiten. Von den übrigen Kommandos sind ähnliche Meldungen in der Berichtszeit nicht eingegangen. Es handelt sich demnach anscheinend nur um Vorgänge von örtlicher Bedeutung.


  B. Beschlagnahmen und Sicherstellungen


  Fehlanzeige.


  C. Sonderbehandlungen


  Sonderkommando 7a: 64 Personen, darunter 2 Juden, 41 Banditen und 21 sonstige Reichsfeinde,


  Sonderkommando 7b: 92 Personen, darunter 92 Zigeuner,


  Sonderkommando 7c: 124 Personen, darunter 2 Juden, 100 Banditen, 5 Kommunisten, 3 Asoziale und 14 sonstige Reichsfeinde,


  Einsatzkommando 8: 125 Personen, darunter 14 Juden und 111 Banditen,


  Einsatzkommando 9: 353 Personen, darunter 9 Juden, 273 Banditen, 28 Spione, 28 Zigeuner, 1 Asozialer und 14 sonstige Reichsfeinde,


  Selbst. Trupp Smolensk: 30 Personen, darunter 12 Juden und 18 sonstige Reichsfeinde.


  Gesamtzahl der Sonderbehandelten:


  Sonderkommando 7a: 17.009 Personen,


  Sonderkommando 7b: 4066 Personen,


  Sonderkommando 7c: 5030 Personen,


  Einsatzkommando 8: 75.019 Personen,


  Einsatzkommando 9: 42.263 Personen,


  Selbst. Trupp Smolensk: 3089 Personen,


  Insgesamt: 136.476.


  Anmerkung: Die Gesamtzahl der Sonderbehandelten im letzten Lagebericht (1.–15.1.43) muß nicht 148.688, sondern 138.6886 heißen.


  Tätigkeits- und Lagebericht der Abteilung V (Kriminalpolizei) für die Zeit vom 15. bis 31. Jan. 1943


  A. Überblick über den Stand der Kriminalität


  Die Kriminalität war in der Berichtszeit mäßig. Im Vordergrund standen Eigentumsdelikte. Unter den Tätern sind viele Jugendliche; da die Kinder sich meist selbst überlassen sind, verwildern sie, hungrig gehen sie auf Diebstahl aus, dringen in Wohnungen und Lager ein und machen die Märkte unsicher. Im Ordnungsdienst ist wieder eine größere Anzahl von Dienstvergehen vorgekommen, Delikte, die meist nach reichlichem Alkoholgenuß entstehen.


  B. Maßnahmen der Verbrechensbekämpfung


  a) Verbrechensverfolgung


  1.) Kapitalverbrechen: In Sytschewka hat ein Russe eine Frau zu ermorden versucht. Er verschaffte sich unter dem Vorwand, sich wärmen zu wollen, Einlaß in ihre Wohnung und schlug sie mit einem Hammer nieder, um Lebensmittel wegnehmen zu können. Er ist als asoziales Element erschossen worden. 2.) Diebstahl: Gemeldet sind im Wesentlichen einfache Diebstähle. Aus einem Heeresversorgungslager sind von vier Russen, 2 Männern und zwei Frauen, größere Mengen Lebensmittel gestohlen worden. In Olenin hat ein Russe einen Fliegerangriff zur Bestehlung deutscher Soldaten ausgenützt. Auch sonst sind Russen festgenommen worden, die deutsche Wehrmachtsangehörige bestohlen haben. 3.) Betrug und verwandte Delikte: In Orel sind mehrere Angehörige des OD wegen Mißbrauchs der Dienstgewalt und anderer Dienstvergehen festgenommen und zu längeren Freiheitsstrafen verurteilt worden. Auch in Karatschew ist ein OD-Mann festgenommen worden, weil er Unterschlagungen begangen und seine Amtsgewalt mißbraucht hat. In Brjansk ist ein Russe ergriffen worden, der sich als Agent der russischen Polizei ausgegeben und auf dem Markt Schnaps beschlagnahmt hat. Vorgekommen sind auch mehrere Paßvergehen. Ein Kriegsgefangener hat von einer Russin einen Paß gekauft, der ihrem im Arbeitseinsatz im Reich befindlichen Sohn gehört.


  b) Allgemeiner Fahndungsdienst


  1.) Personenüberwachung: Bei den Personenkontrollen ist wieder eine große Anzahl von Personen ohne ordnungsmäßige Ausweispapiere betroffen worden. In einem Ort sind bei der Überprüfung der Marktbesucher an einem Sonntag 53 Personen festgestellt worden, die keinen ordnungsmäßigen Passierschein der zuständigen Ortskommandantur hatten. Um Ordnung zu schaffen, ist dazu übergegangen worden, jede Person, die ohne gültigen Ausweis angetroffen wird, zur Verwarnung 48 Stunden lang ohne Verpflegung in einem Gefangenenlager unterzubringen. Zu bemängeln war auch, daß auf den Personalausweisen häufig Unterschrift und Stempel fehlen und daß auch die deutschen Einträge in russischen Pässen vielfach nicht gestempelt sind. Teilweise mag dies damit zusammenhängen, daß bei einigen russischen Dienststellen keine Dienststempel vorhanden sind. 2.) Marktüberwachung: Auf den Märkten überwiegt immer mehr der Tauschhandel. Beim Sacherwerb gegen Geld werden unsinnige Preise gezahlt. Für einen Laib Brot werden bis zu RM 32,–, für den Zentner Roggen bis zu RM 230,–, für ein Paar Filzstiefel bis zu RM 120,–, für ein Kilo Rinderfett bis zu RM 70,– geboten. Bedauerlicherweise beteiligen sich immer noch deutsche Soldaten aller Dienstgrade an den Umsätzen. Auf dem Markt in Duchowtschina sind 3 Russen festgenommen worden, die Benzin verkaufen wollten, das vermutlich aus Wehrmachtsbeständen stammt. 3.) Prostitutionsüberwachung: Bei der Überwachung der Prostituierten haben sich keine wesentlichen Beanstandungen ergeben.


  c) Vorbeugungsmaßnahmen


  1.) Asoziale: Sonderbehandelt wurde eine 31-jährige Russin, die bettelnd über Land zog, und ein 32-jähriger taubstummer Russe, der vom Diebstahl lebte. 85 Asoziale sind in Arbeitslagern untergebracht worden. 2.) Verwahrloste Jugendliche: Streunende verwahrloste Kinder sind aufgegriffen und in Erziehungslager verbracht worden. 3.) Zigeuner: 120 Zigeuner, die wegen ihres asozialen Verhaltens eine Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit bilden, sind sonderbehandelt worden.


  BAB, R 58/7146


  


  


  


  1 Experiment eines russischen Selbstverwaltungsbezirks im Bereich des Korück 532 bzw. des Pz.AOK 2; vgl. Pohl: Die Herrschaft der Wehrmacht, S.180f.


  2 Bronislav Kaminskij, Fhr. einer russischen NS-Partei im Raum Lokot u. Kdr. der Russischen Volksbefreiungsarmee (RONA), eines Anti-Partisanenverbandes aus Einheimischen, der sich 1943/44 am deutschen Rückzug beteiligte u. an der Niederschlagung des Warschauer Aufstandes beteiligt war, 1944 von den Deutschen hingerichtet; vgl. Alexander Dallin: The Kaminsky Brigade, in: Alexander u. Janet Rabinowitch (Hrsg.): Revolution and Politics in Russia, Bloomington 1973, S.243–280; Müller: An der Seite der Wehrmacht, S.212ff.


  3 Zum Unternehmen „Karlsbad“ vgl. Befehl 1. SS-Infanteriebrigade/Ia v. 14.10.1942: Fortsetzung „Karlsbad“, BA-MA, RS 3–36/22; Bericht I/SS-Infanterie-Rgt. 8 v. 20.10.1942, VUA, 18. SS-Panzergrenadier-Div./K 1, A 6.


  4 Vgl. Befehl SS-Kavallerie-Div./Ia/Ic v. 14.2.1943, BA-MA, RS 4/1033; Befehl SS-Reiter-Rgt. 3 v. 17.2.1943, ebd.


  5 Albert Rapp, geb. 1908, Jurastudium, 1931 NSDAP, 1932 SA, 1933 Referendarexamen, 1936 SS, Assessorexamen u. zum SD-UA Baden, 1937 als Ustuf. zum SD-UA Ost, 1939 Stubaf. u. SD-Fhr. EG VI in Polen, danach Fhr. SD-LA Posen, 1940 Fhr. SD-LA Süd, 1941 Ostubaf., Febr. 1942–Frühjahr 1943 Kdr. SK 7a, danach IdS Braunschweig, Nov. 1944 Gruppenleiter VI C im RSHA, 1965 zu lebenslänglicher Haft verurteilt; BAB, BDC, SSO Albert Rapp; Urteil LG Essen v. 29.3.1965, BAL, B 162/14.174; vgl. Klaus-Michael Mallmann: Lebenslänglich. Wie die Beweiskette gegen Albert Rapp geschmiedet wurde, in: ders./Angrick: Die Gestapo nach 1945, S.255–269.


  6 Da diese Zahl höher liegt als die Zahl der bis Ende Jan. 1943 Ermordeten, kann auch sie nicht stimmen.


  


  


  175) Befehl Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 5.2.1943


  
    
      	
        Der Kommandeur der Sicherheitspolizei u.d. SD

      

      	
        Minsk, den 5.Februar1943

      
    


    
      	
        Weissruthenien

      

      	
        

      
    

  


  Kommandobefehl


  Am 8. und 9.Februar1943 wird in der Stadt Sluzk von dem hiesigen Kommando eine Umsiedlung der dortigen Juden vorgenommen.1 An der Aktion nehmen die unten namentlich aufgeführten Angehörigen des Kommandos sowie rund 110 Angehörige der lettischen Freiwilligenkomp. teil. Die Leitung der Aktion liegt in den Händen von SS-Obersturmführer Müller. Die Teilnehmer der Aktion treten am 7.Februar1943 um 11.15 Uhr im unteren Korridor des Dienstgebäudes zur Abfahrt an, die um 11.30 Uhr stattfindet. Einnahme des Mittagessens 10.30 Uhr. Die Leitung der Kraftwagenkolonne übernimmt SS-Sturmbannführer Breder. Von den Abteilungen nehmen folgende Führer, Unterführer und Männer an der Aktion teil: Abteilung I/II: Die SS-Obersturmführer Kaul, Merbach, SS-Hauptsturmführer Madecker und Schneider, die SS-Unterstuf. Wertholz, Müller, Junker, Schmidt, Wiechert, SS-Sturmscharführer Krause, Zehmann, SS-Scharführer Kruse, Rottwachtmeister Altmann, die SS-Rottenführer Nikol, Geiger, Gröhner, Strössinger, Egger, Fischer, SS-Oberscharführer Gennert, SS-Mann Kraft, Wachtmeister Krohnke, Mischke. Abteilung III: Die SS-Hauptsturmführer Schlegel, Friedrich, SS-Untersturmführer Eck, SS-Hauptscharführerv.d. Golz, SS-Rottenführer Schramm, die Dolmetscher Jalik und Krowetz. Abteilung IV: SS-Obersturmführer Müller, SS-Sturmscharführer Fritz, SS-Hauptscharführer Närig, die SS-Oberscharf. Buchner, Kramer, Burger, Bockinger, Gothmann, die SS-Unterscharf. v. Toll, Rexheuser, Hörner, SS-Obersturmführer Oswald, SS-Oberscharführer Rumschewitz, Brandlmeier, SS-Unterscharführer Stratmann, die Dolmetscher Piszas, Sokolowski, Natarow, Aisape, Gorschkow, Michelsen, die Hilfsbeamten Bunte, Santz, Tomans, Sipels und die Hilfskräfte Naschak, Ronie, Eglitis, Kubalinsch, Auschkape und Wikone. Abteilung V: Die Hauptscharf. Kreimann, Zeuschel und Hüttner, die SS-Oberscharf. Weller, Gersberger, Schuht, Fockler, SS-Hauptscharf. Rübe, Dolmetscher Kraskowski und die Hilfsbeamten Osele und Flamka.


  Durchführung der Aktion in Sluzk:


  Ghetto: Die Sicherung und Bewachung des Ghettos übernimmt die Ordnungspolizei.2 Die Auswertung des anfallenden Judeneigentums liegt in den Händen von SS-Hauptstuf. Madecker, dem für diese Aufgabe ein Kommando von 2 Beamten (Kruse, Buchner), 2 Dolmetschern (Michelsen, Natarow) und 10 Letten zur Verfügung stehen. Die Aufbringung der Juden im Ghetto steht unter der Leitung des SS-Sturmbannführers Graaf3, dem hierzu 6 Kommandos in Stärke von je einem Beamten und je 8 Letten zur Verfügung stehen. Für diese Kommandos sind folgende Unterführer vorgesehen: Krause, Nikol, Gennert, Ehrig, Weller, Zeuschel. Der Abtransport der Juden zum Umsiedlungsplatz geschieht mittels 6 Lkws, die von je 4 Letten begleitet werden.


  Umsiedlungsgelände: Auf dem Umsiedlungsgelände befinden sich 2 Gruben. An jeder Grube arbeitet je eine Gruppe von 10 Führern und Männern, die sich alle zwei Stunden ablösen. Zeiten 8–10 Uhr, 10–12 Uhr, 12–14 Uhr, 14–16 Uhr. Grube I: 1. Gruppe: SS-Sturmbannführer Breder (Leitung), SS-Oberstuf. Kaul, Merbach, SS-Hauptstuf. Schneider, SS-Unterstuf. Wertholz, SS-Unterstuf. Müller, SS-Unterstuf. Junker, SS-Sturmscharführer Fritz, SS-Rottenführer Geiger und Gröhner. 2. Gruppe: SS-Hauptstuf. Schlegel, SS-Oberscharführer Burger, Bockinger, Brandlmeier, SS-Hauptscharführer Hüttner, SS-Oberscharf. Weller, SS-Unterscharf. v. Toll, SS-Scharführer Rexheuser, Zugwachtmstr. Egger und SS-Unterscharführer Hörner. Grube II: SS-Obersturmführer Müller, SS-Unterstuf. Eck, SS-Hauptstuf. Friedrich, Wachtmstr. Krohnke, Hauptscharführer v.d. Golz, SS-Rottenführer Schramm, Strössinger, Egger, Zehmann, Fischer. 2. Gruppe: SS-Oberstuf. Oswald, SS-Hauptscharführer Rübe, SS-Unterstuf. Schmidt, SS-Hauptscharführer Kreimann, SS-Oberscharf. Schuth, Gersberger, Fockler, SS-Unterscharf. Stratmann und SS-Oberscharf. Kramer, SS-Unterscharf. Gothmann. Die Sicherung auf dem Umsiedlungsgelände übernimmt SS-Untersturmführer Pierre mit 10 Letten. Für das Kraftfahrwesen während der Vorbereitung in Minsk, während des Transportes nach Sluzk und für die Aufsicht der Transporte der Juden vom Ghetto zum Umsiedlungsgelände ist SS-Unterstuf. Wiechert verantwortlich. Gleichzeitig ist Vorgenannter für die Gestellung der Munition zuständig. Als Patronenausgeber auf dem Umsiedlungsgelände sind SS-Mann Kraft und Rottwachtmeister Altmann zuständig. Für die Verpflegung und die Unterbringung der Führer und Männer ist Oberstuf. Kaul verantwortlich.


  An der Sonderaktion nehmen sämtl. Führer und Männer der hiesigen Dienststelle, ausser folgenden Führern und Männern, die in Minsk bleiben, teil: SS-Sturmbannführer Bohnendorfer, SS-Oberstuf. Dr. Heuser, SS-Hauptsturmführer Hartmann, SS-Oberstuf. Feder, SS-Sturmscharführer Much, SS-Oberscharf. Edel, SS-Hauptscharf. Zug, SS-Unterscharf. Koch, SS-Oberscharf. Frolik, SS-Oberscharf. Funzengruber, SS-Oberscharf. Friedl, SS-Scharführer Winzer, SS-Scharf. Rau, Wachtmstr. Rüdiger, SS-Oberscharf. Kuhnenberger, SS-Oberscharf. Kast, die Dolmetscher Eiche, Gaile, Schiro und Wohlfahrt. Ausserdem bleibt SS-Unterscharf. Wolf, der für die Juden im hiesigen Dienstgebäude verantwortlich ist, zurück. Die Fernschreibestube, Telefonzentrale und die Küche bleiben wie üblich besetzt. Die nichteingeteilten Führer, Unterführer und Männer (Aussendienststellen) in Minsk unterstehen SS-Hauptsturmführer Wilke. Die Rückkehr für die nicht zum Unternehmen „Hornung“ vorgesehenen Führer und Männer wird in Sluzk bekannt gegeben.


  gez. Strauch

  SS-Obersturmbannführer


  RGVA, 500–1–769 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Die Ghettoliquidierung in Sluzk bildete den Auftakt des Unternehmens „Hornung“, das vom 8.–26.2.1943 im Pripjet-Gebiet durchgeführt wurde. Dem Massaker fielen 3300 Juden zum Opfer; MbO Nr.46 v. 19.3.1943, BAB, R 58/224; vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.733f., 944.


  2 Dabei handelte es sich um das PB 307.


  3 Kurt Graaf, geb. 1909, Kaufmännischer Angestellter, 1929 SA, 1931 NSDAP, 1932 SS, Stabsfhr. SD-UA Wiesbaden, 1941 Stubaf., Aug. 1942 Kdr. EK 1, Nov. 1942 zum KdS Minsk, 1943 Leiter SD-Hauptaußenstelle Schwerin, 1944 Stabsfhr. Einwandererzentralstelle Litzmannstadt, gest. 1972; BAB, BDC, SSO Kurt Graaf; BAL, ZK: Kurt Graaf.


  176) Funkspruch Außenstelle Wilna an Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Litauen vom 15.2.1943: Bombardierung des Dorfes Czeremszyce


  
    
      	
        Sipo Wilna Nr.282

      

      	
        15.2.43,1535

      
    

  


  An den Kdr. der Sipo u.d. SD Litauen z.Hd. v. SS-Staf. Jaeger in Kauen

  Dringend, sofort vorlegen


  Betr.. Bombardierung des Dorfes Czeremszyce (Pl.Qu. 2188)


  Bezug: Dort. FS. vom 13.2.43 Nr.954


  Nach hier vorliegenden Meldungen wurde das oben genannte Dorf am 14.2.43 durch die Luftwaffe mittels Bombenwurf vollkommen vernichtet. Die anschliessend den Ort saeubernden Polizeieinheiten hatten keine Gegenwehr und keine Verluste. Verluste des Gegners sind nicht festzustellen gewesen. Die ueberlebenden Banditen haben sich auf das Gebiet des Pl.Qu. 2189 zurueckgezogen. Ein Bericht des Fuehrers des Mot.Gend.Zuges Nr.9 Oberleutnant Hahn liegt z.Zt. noch nicht vor. Hahn hat sich heute frueh mit seiner Einheit nach Kauen begeben, soll aber nach einigen Tagen zurueckkehren.


  ADST. Wilna – Roem. 4 A 1–gez.: Neugebauer SS-O’Stuf.


  NARB, 370–6–192 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  177) Befehl Chef des Einsatzstabes der Sicherheitspolizei und des SD Ostland vom 19.2.1943: Unternehmen „Winterzauber“


  
    
      	
        Der Chef des Einsatzstabes der Sipo u. d. SD Ostland

      

      	
        O.U. den 19.2.1943

      
    


    
      	
        Geheime Kommandosache!

      

      	
        

      
    

  


  Einsatzbefehl Nr.24


  Vor Beginn von Operationen1 tritt zur Führung der den Gruppen zugeteilten sicherheitspolizeilichen Einsatzkommandos je ein SS-Führer zu jeder Gruppe und zwar: zur Gruppe Schröder – SS-Stubaf. Dr. Lange, zur Gruppe Knecht – SS-H’stuf. Kauffmann. Beide Führer haben zeitgerecht nach Erhalt des Angriffbefehls der Gruppe ihre Einsatzkommandos zweckdienlich zu verteilen und in die Ausgangsstellungen zu bringen. Sie haben in ständiger Fühlungnahme mit der Gruppe während und nach der Operation die einzelnen Einsatzkommandos einheitlich zu leiten und die Durchführung der vom Höh. SS- und Polizeiführer der Sipo u.d. SD zugewiesenen Aufgaben zu steuern. Sie sind für die sofortige Weiterleitung aller Vorkommnisse an „Welta“ verantwortlich. Dem Führer der Gruppe SS-Stubaf. Dr. Lange der Sipo u.d. SD werden zugeteilt: Erkundungskommando SS-H’stuf. Schiele, Erkundungskommando Major Arajs2, Erkundungskommando SS-O’stuf. Krause. Dem Führer der Gruppe SS-H’stuf. Kauffmann der Sipo u.d. SD werden zugeteilt: Erkundungskommando SS-O’stuf. Jurkscheidt, Erkundungskommando Hauptm. Palusoo, Erkundungskommando Oberltn. Tone. Mit der zweckdienlichen Neuverteilung der sicherheitspolizeilichen Kräfte beauftrage ich SS-Stubaf. Dr. Lange. Es sind der Sipo u.d. SD laut Einsatzbefehl des Höh. SS- u. Polizeiführers vom 15.2.1943 nachstehende Aufgaben zugewiesen: 1. Vorerkundungen. 2. Erkundungen während der Operationen. Daher sofortige Überstellung von Banditen an die Sicherheitspolizei zur Vernehmung. Maßnahmen gegen Banditen und Banditenhelfer. 4. Säuberung des Gebietes. Es ist angeordnet, daß den einzelnen Führern der Sipo u.d. SD durch die Truppe jegliche Unterstützung zu gewähren ist und dafür von der Truppe Kommandos abzustellen sind. 5. Die Zurückführung arbeitsfähiger Bevölkerung. Dazu ist angeordnet, dass die Truppe, soweit es die Kampflage erlaubt, den sicherheitspolizeilichen Kommandos Kräfte zur Verfügung stellt. 6. Die zur Erfassung von Vieh u.a. landwirtschaftl. Produkten abgestellten Kräfte des Gebietslandwirts haben sich an die Sich.Pol.Kommandos anzulehnen und durch Aufrechterhaltung ständiger Fühlungnahme die Erfassung und den Abtransport durchzuführen. 7. Jeder Führer des sicherheitspolizeilichen Einsatzkommandos hat engste Fühlungnahme mit den Batl.-Kommandeuren bezw. Komp.-Führern zu halten.


  Dr. Pifrader

  SS-Oberführer


  Verteiler:


  1. Höh. SS- u. Polizeiführer, 2. Kdr. d. Gruppe Schröder, 3. Kdr. d. Gruppe Knecht, 4. SS-Stubaf. Dr. Lange mit 2 Anl. Einsatzbefehle d. Höh. SS- u. Pol.Führers vom 15.2.1943, 5. SS-H’stuf. Kauffmann mit 2 Anl. Einsatzbefehle d. Höh. SS- u. Pol.Führers vom 15.2.1943


  LVVA, 82–1–2 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Dabei handelte es sich um das Unternehmen „Winterzauber“; vgl. Ruth Bettina Birn: „Zaunkönig“ an „Uhrmacher“. Große Partisanenaktionen 1942/43 am Beispiel des „Unternehmens Winterzauber“, in: Militärgeschichtliche Zeitschrift 60(2001), S.99–118.


  2 Viktor Bernhard Arajs, geb. 1910, Jurastudium, nach dem sowjetischen Einmarsch 1940 in den Untergrund, Chef einer Partisanengruppe, aus der Anfang Juli 1941 das Sonderkdo. Arajs hervorging, das sich in beträchtlichem Maße eigenständig an der Judenvernichtung in Lettland beteiligte. Nach Kriegsende unter falschem Namen in Deutschland bis zur Festnahme 1975, 1979 zu lebenslanger Haft verurteilt; Anklage Staw Hamburg v. 10.5.1976, BAL, B 162/3076; Urteil LG Hamburg v. 21.12.1979, BAL, B 162/14.607; Martin Knop: Viktor Arajs – Kollaboration beim Massenmord, in: Barbara Danckwort/Thorsten Querg/Claudia Schöningh (Hrsg.): Historische Rassismusforschung. Ideologen–Täter–Opfer, Hamburg-Berlin 1995, S.231–245; vgl. Katrin Reichelt: Kollaboration und Holocaust in Lettland 1941–1945, in: Kaiser: Täter im Vernichtungskrieg, S.110–124; dies.: Lettland unter deutscher Besatzung, S.330–343.


  


  


  178) Tätigkeits- und Lagebericht Einsatzgruppe B für die Zeit vom 1.–28.2.1943


  Sicherheitspolizei und


  SD Einsatzgruppe B


  Tätigkeits- und Lagebericht für die Zeit vom 1. bis 28.Februar1943


  Tätigkeits- und Lagebericht der Abteilung IV für die Zeit vom 1. bis 28.Februar1943


  IV.Staatspolizei


  I. Die Sicherheitslage


  Im Bereich der Einsatzgruppe B ist ein leichtes Absinken der allgemeinen Sicherheitslage zu verzeichnen, was auf die Entwicklung der militärischen Lage zurückzuführen ist. Es macht sich jetzt eine gewisse Furcht vor Vergeltungsmaßnahmen im Falle eines Vorrückens der Roten Armee bemerkbar. In mehreren Fällen wurde von Russen, die in deutschen Diensten leitende Stellungen bekleideten, Verrat geplant. In den frontnahen Gebieten fürchtet die Bevölkerung Anzeigen zu erstatten oder Zeugenaussagen zu machen; auch die Arbeitsleistungen haben nachgelassen. Zudem mehren sich die Fälle, in denen Angehörige der Osttruppen zu den Banden überlaufen. Die Bandentätigkeit ist in der Berichtszeit, allgemein betrachtet, lebhafter geworden. Obwohl durch Vernichtung von Großbanden eine Befriedung der betreffenden Gebiete eintrat, ist im Ganzen eine Steigerung der Aktivität der Banden gegen die deutsche Wehrmacht und die mit den Deutschen arbeitenden Russen festzustellen. Auch sind in Gebieten, die durch Bandenbekämpfungsunternehmen bereinigt worden waren, teilweise wieder Banditen zurückgekehrt. In einigen Gebieten wurde die Sicherheit auf den Eisenbahnen durch vermehrte Bandenanschläge erheblich herabgemindert. Ausserdem zeigte sich in einzelnen Städten eine zunehmende Tätigkeit bandenfreundlicher Gruppen. Aus der Berichtszeit sind folgende wichtigere Vorkommnisse, die für die Sicherheitslage kennzeichnend sind, zu erwähnen:


  1. Bandentätigkeit


  Am 17.2.1943 wurde eine deutsche Einheit von Banditen, die sich in Stärke von schätzungsweise 500 Mann in Lomnja festgesetzt hatten, beschossen. Es entstand ein längeres Feuergefecht, in dem die deutsche Einheit 28 Tote und 18 Verwundete hatte. Die Banditen räumten den Ort unter Mitnahme ihrer Toten und Verwundeten und zogen sich in das Waldgebiet südlich Barkowitschi zurück. Im Bereich des SK 7b versuchten Banden, einzelne Mitglieder in die Stadtgebiete zu entsenden, um mit der Stadtbevölkerung in Verbindung zu kommen. Ferner haben die Sprengungen von Bahnstrecken zugenommen. Nach Meldung des SK 7c hat sich die Bandenlage im dortigen Bereich gebessert. Größere Banden wurden nicht mehr festgestellt, und Brücken- oder Gleissprengungen haben sich nicht ereignet.


  Wie EK 8 berichtet, hat die Bandentätigkeit im FK-Bereich Orscha wieder eine Belebung erfahren. Besonders stark wurde die einheimische Bevölkerung terrorisiert, so im nördlich von Orscha liegenden Rayon Boguschewskoje, der in seinem westlichen Teil von Banden beunruhigt wird, die auch in einigen im ostwärtigen Teil des angrenzenden Rayons Seno liegenden Orten feste, durch Posten gesicherte Stützpunkte besitzen. Auch im FK-Bereich Mogilew hat sich die Aktivität der Banden gesteigert. Die westlich von Mogilew operierenden Banden verlegen ihre Überfälle und Sabotageakte immer näher an die Stadt heran. Eisenbahnsprengungen haben erheblich zugenommen. Auch die nach Westen und Südwesten führenden Verkehrswege sind fast täglich Überfällen und Sabotageakten der Banditen ausgesetzt. Die Rollbahn ist in der Berichtszeit von den Banditen stark vermint worden und zwar ist hierbei auffallend, daß in mehreren Fällen Fliegerbomben im Gewicht bis zu 100kg verwendet wurden. Diese Bomben stammen von dem Flugplatz bei Skobrowka (25km SW Tscherwen), wo sie seit langer Zeit lagern. Die im Raum westlich von Mogilew operierende Bande ist in letzter Zeit zu einer großen Gefahr für die Sicherheit der Stadt Mogilew geworden. Durch ihre Raubzüge und Überfälle bedroht sie ständig die in der Nähe der Rollbahn Mogilew–Belynitschi liegenden Orte. Ermordungen von Starosten und Landeseinwohnern sind an der Tagesordnung. In der Nacht zum 11.2.43 ist sogar die unmittelbar vor Mogilew liegende Kaserne des 53. Ukrainer-Schutzmannschafts-Batl. in Karabonowka (2km nordwestlich Mogilew) überfallen worden. Hierbei sind 12 deutsche Offiziere und Unterführer der Schutzpolizei getötet und 5 verletzt worden. Außerdem führte die Bande 180 Ukrainer „gefangen“ ab. Nach den bisherigen Feststellungen hatten 40 Ukrainer unter Führung des stellv. ukr. Kommandeurs seit einiger Zeit mit der Dubinkaer Bande Verbindung aufgenommen und die Meuterei eingehend vorbereitet. Durch Verrat der Parole konnten die Banditen gegen 1 Uhr nachts die Wachen überwältigen und ungehindert in die Gebäude eindringen. Kleine Bandengruppen in Stärke von 10–30 Mann suchen regelmäßig die westlich und südwestlich von Mogilew liegenden Ortschaften heim. Zwischen den Bahnhöfen Buinitschi und Daschkowka ist die Eisenbahnstrecke mehrfach vermint worden. Einige Male, so in der Nacht zum 13.2.43, wurden der Stützpunkt und die Streckenwachen an der Eisenbahn bei Buinitschi angegriffen. Die Bandengefahr im Rayon St.-Bychow, westlich des Dnjepr, wächst ständig. Es gehen laufend Meldungen ein über neue Banden, die beiderseits des Drut südwärts ziehen und die am Fluß liegenden OD-Stützpunkte Tschigirinka, Wjasma, Schmaki und Podslje angreifen. Eine große Zahl OD-Männer ist in letzter Zeit den Banditen zum Opfer gefallen. In den Waldgebieten zwischen Drut und Rollbahn Tschetschiwitschi–Bobruisk sind bereits wieder zahlreiche Bandenlager entstanden. Am 30.1. wurden bei Brizalowitschi (15km nordostw. Osip) 11 OD-Leute von 40 mit Schneehemden getarnten Banditen überfallen. 9 OD-Leute wurden erschossen, 2 konnten flüchten. In den FK-Bereichen Tscherikow und Klimowitschi werden die südlich der Rollbahn Straßenkreuz Dowsk–Roslawl liegenden Rayons von Banden beunruhigt. Der Raum nördlich der Rollbahn ist als bandenfrei anzusehen. Insbesondere herrscht in den Rayons Krassnopolje und Klimowitschi lebhafte Bandentätigkeit. Am 3.2.43 wurde das Dorf Piter (etwa 30km nordostw. Klimowitschi) von einer Bande überfallen und eine im Ort befindliche 8 Mann starke Gruppe der 2./Gren.Regt. 242 sowie 2 Hilfswillige getötet bzw. gefangengenommen und mitgeschleppt. Das Dorf wurde daraufhin am nächsten Tage durch das Regiment niedergebrannt und die vorhandene Bevölkerung evakuiert. Am 2.2.43 erschienen in dem Dorf Ioscha (7km westlich Klimowitschi) 12 Fallschirmspringer und verteilten Propagandamaterial unter der Bevölkerung. In dem ostwärts von Kritschew liegenden Rayon Shumjatschi wurden auf der Eisenbahnstrecke Kritschew–Roslawl zahlreiche Sprengungen vorgenommen, die bedeutenden Sach- und auch Personenschaden verursachten. Im Rayon Boguschewskoje wurde am 20.1.43 der OD-Stützpunkt Janowo (11km südwestl. Boguschewskoje) von einer 150 Mann starken Bande, bei der sich 30 Deserteure des in Meschewo liegenden Ost-Batl. befinden, angegriffen. Erst nach Eingreifen einer auf dem Marsch befindlichen Wehrmachtseinheit gelang es, mit den etwa 80 OD-Männern die Bande abzuwehren, die sich in den Wald zurückzog. Im FK-Bereich Mogilew wurde am 20.1.43 der OD-Stützpunkt in Gorki (12km südostw. Tscherwen) von einer 200 Mann starken Bandengruppe angegriffen. Nachdem 20 OD-Männer, 30 Mann vom Pol.Rgt. 13 und 1 Panzer zu Hilfe gekommen waren, verschwanden die Banditen, die größtenteils beritten waren. Im Rayon St.-Bychow führten am 3.2.43 Banditen in Stärke von 200 Mann einen Überfall auf das Dorf Schmaki (30km südwestl. von St.-Bychow) aus. Der 30 Mann starke OD leistete Widerstand, bis die Munition verschossen war. Im Gefecht fielen 15 OD-Männer, der Rest flüchtete. Am 31.1.43 wurde der OD-Stützpunkt Ssamotiwitschi (22km südwestl. Kostjukowitschi) angegriffen. Da es den Banditen nicht gelang, den Stützpunkt einzunehmen, suchten sie einen Teil der Besatzung dadurch abzuziehen, daß sie durch einen Jungen die Meldung überbringen ließen, ein OD-Trupp in der Nähe stehe im Kampf mit Banden und bitte um Hilfe. Am 20.2.43 ist eine Bande in Stärke von 500 Mann, die teilweise litauische Uniformen trugen, in dem Dorfe Jaswy (13km nordwestl. St.-Bychow) erschienen. Sie raubten Pferde und Schlitten und zogen Richtung Bolonow-Selez (14km nordostwärts Tschetschiwitschi) ab. Eine weitere Bande in Stärke von 600 Mann wurde am 3.2.43 im Ort Podsely (28km südwestl. St.-Bychow) beobachtet. Im Rayon Kirow überfielen am 20. und 21.2.43 etwa 200 Banditen die Orte Dobysna und Charlapowitschi. Dann zogen sie nach Shilitschi (30km westl. Bobruisk) und griffen das dortige SS-Gut an. Nachdem der erste Angriff von der Stützpunktbesatzung abgeschlagen war, gelang es ihnen bei einem zweiten Angriff, in das Vorgebäude einzudringen und die Unterkunft der Ukrainer sowie 2 Lkw und 2 Schlepper zu zerstören. In der Berichtszeit wurde die Eisenbahnstrecke zwischen Osipowitschi und Dritschin 9-mal gesprengt. Die Banditen verwandten hierzu Fliegerbomben, die sie in der Nacht zum 2.2. mit 35 Schlitten vom Flugplatz Skobrowka (8km nordwestl. Marina-Gorka) geholt hatten. Auf der Strecke Bobruisk–Shlobin wurde ein Transportzug von Banditen beschossen, wobei ein Waggon in Brand geriet. Auf Seiten der Wehrmacht gab es 13 Tote und 23 Verwundete. Im FK-Bereich Gomel werden die Rayone Korma und Tschetschersk nach wie vor stark von Banden beherrscht, die aus dem Mamajewka-Wald (nördl. Mglin) herübergezogen sind. Im FK-Bereich Klinzy sind die an größere Waldgebiete angrenzenden Räume, nämlich die Rayone Krassnaja-Gora und Gordejewka im Nordwesten, Mglin im Nordosten und Pogar im Südosten, als hauptsächlichstes Tätigkeitsfeld der Banden anzusehen. In dem südwestl. von Tscherikow liegenden Rayon Shurawitschi wurde in der Nacht zum 22.2.43 der OT-Stützpunkt Alt-Dowsk in Brand gesetzt. Ob ein Überfall von außen stattgefunden hat oder ob die dort beschäftigten 8 Ukrainer und 43 Kriegsgefangenen die 8 OT-Männer überwältigt haben, ließ sich nicht feststellen. Von den 8 OT-Männern wurden 5 verbrannt aufgefunden. Die übrigen 3 werden noch vermißt. Die 8 Ukrainer und 43 Kriegsgefangenen sind verschwunden. Am 17.2.43 wurde eine Wehrmachtsstreife der 2./613. Sich.Regt. in Stärke von 15 Mann und 28 OD-Leuten aus Ljubonitschi, die sich auf dem Wege nach Sapolje befanden, in der Nähe von Sergejewitschi (18km nördl. Bobruisk) von Banditen, die sich am Ortseingang und den umliegenden Wäldern verschanzt hatten, mit MG und Gewehren beschossen. Die Wehrmacht hatte 10 Tote, 1 Verwundeten und 1 Vermißten. Der OD hatte 15 Tote und 4 Verwundete. Die Banditen hatten nur 2 Tote. Im Rayon Bobruisk kam ein Spähtrupp der Brückenbaukolonne B III Bobruisk in Stärke von 17 deutschen Soldaten und 12 OD-Leuten in ein Feuergefecht mit 200 Banditen kurz vor Sajelnik. Der Spähtrupp wurde bis auf 3 Mann, die entkommen konnten, aufgerieben. Von der entsandten Verstärkung konnten nur 14 Leichen geborgen werden. Im Rayon Osaritschi kam es am 3.2.43 zu einem Gefecht zwischen einer OD-Gruppe und Banditen. Die Banditen zogen sich unter Zurücklassung von 45 Toten zurück. Die eigenen Verluste betrugen 18 Tote, 1 Verwundeter und 6 Vermißte.


  Im Bereich des EK 9 zeigten sich die Banditen im Raume von Borissow besonders aktiv. Hauptherd dieser Umtriebe ist die Umgebung nördlich des Pelik-Sees sowie der nördliche Teil der Rayone Cholopinitschi und Krugloje. Fast täglich wurden OD-Stützpunkte unter Einsatz von Infanteriegeschützen, Paks, MGs und MPs angegriffen. Der Einfluß der Banden macht sich auch schon in größeren Orten bemerkbar. So sind in Borissow 28 bei deutschen Dienststellen beschäftigte ehemalige russische Kriegsgefangene (Ukrainer) zu den Banden übergegangen. Überhaupt fühlen sich die Banditen in der Gegend von Borissow anscheinend sehr sicher. Sie führen fast täglich Überfälle durch, bei denen sie es hauptsächlich auf die Erlangung von Waffen abgesehen haben, da anscheinend der Nachschub auf dem Luftwege ausgesetzt hat. So entwendeten sie z.B. in der Nacht zum 22.2.43 aus einem Waffendepot des Vorkommandos der 4. und 5. Kraftwagentransport-Kompanie (Transport-Rgt. 1022) in Gliwin (6km südlich von Borissow) 100 Gewehre und 7200 Schuß Gewehrmunition. Die Angehörigen des Vorkommandos hatten sich im Dorfe zur Verteidigung zusammengezogen und das Depot ohne Bewachung gelassen, so daß die Banditen kampflos nehmen konnten, was sie brauchten. Zum Abtransport der Beute raubten die Banditen im Orte Pferde und Schlitten, ohne daß sie daran gehindert wurden. In der Nähe von Worony, 13km ostw. Witebsk, wurde eine OD-Gruppe in ein Gefecht mit einer Bande verwickelt. Der herbeigeholten Wehrmachtsverstärkung gelang es nicht, die Bande zurückzuschlagen. Bei diesem Gefecht, das über 3 Stunden dauerte, hatte die Wehrmacht 12 und der OD 24 Tote und einen Vermißten. Am nächsten Tage wurden die Leichen der OD-Männer verstümmelt und unbekleidet aufgefunden. Durch Vernehmungen von Rotarmisten wurde bekannt, daß im Dezember 1942 4–500 Mann reguläre Truppen und NKWD-Leute unter Führung einer Spezialbegleitmannschaft bei unsichtigem Wetter unbemerkt durch die Front nach dem als Verteilungsstelle bekannten Rudnja gebracht wurden. Dort erfolgte die Aufteilung in Gruppen und die Einweisung für den Einsatz. Der Auftrag lautete: Deutsche Truppenbewegungen festzustellen und einzelne Soldaten gefangenzunehmen, wogegen Gefechtsberührung mit stärkeren Feindkräften vermieden werden sollte.


  Die von den Banden im Monat Februar angerichteten Schäden ergeben sich aus der nachstehenden Aufstellung. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß die Erfassung dieser Fälle mit Rücksicht auf die augenblickliche Lage noch nicht überall vollständig durchgeführt werden konnte und daß überdies ständig eine große Anzahl von Bandenschäden gar nicht weiter gemeldet wird. Die Zahlen haben daher nur einen relativen Wert, geben aber immerhin einen gewissen Anhalt für den Umfang der Bandentätigkeit.
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  2. Bandenunterstützung


  Im Bezirk Brjansk wurden 7 Personen wegen Bandenunterstützung bzw. Verdachts der Bandenunterstützung festgenommen. Im Bereich des SK 7c wurde der Starost von Turowo mit seiner Familie wegen Bandenunterstützung festgenommen. In seinem Hause hatte das Sprengkommando verkehrt, das an der Rollbahn und Eisenbahnlinie Roslawl–Brjansk Sprengungen durchzuführen hatte. Im Rayon Jerschitschi wurden ein Arzt und ein Feldscher festgenommen, die Banditen mit Medikamenten versorgt hatten. Ein weiterer Feldscher wurde im Rayon Roslawl festgenommen. Dieser hatte Banditen Verbandszeug und Medikamente ausgehändigt und dafür 10l Schnaps erhalten. Bei einer Überprüfung des Evakuiertenlagers Roslawl wurde festgestellt, daß von 69 Lagerinsassen 34 Banditen waren bzw. sich der Bandenunterstützung schuldig gemacht hatten.


  Wie das EK 9 meldet, haben im Südlager in Borissow 6 Kriegsgefangene, die als Arbeitskräfte beim Nachkommando der I. SS-Infantr.Brigade beschäftigt waren, den sie beaufsichtigenden SS-Schützen überfallen, mit dem Beil tödlich verletzt und unter Mitnahme seiner Ausrüstung die Flucht ergriffen. Am 24.2.43 sind 10 bei der OT in Borissow als Wachmannschaften tätige Ukrainer mit den unter ihrer Bewachung stehenden 17 Kriegsgefangenen zu den Banden geflüchtet. Vom EK 9 wurden im Laufe der Berichtszeit 179 Personen wegen Bandenunterstützung erschossen. In einem Falle handelte es sich um einen Russen, der von den Banditen als Bürgermeister eingesetzt worden war und sich besonders aktiv für sie betätigt hatte. Weiter waren dabei 4 Kriegsgefangene, die bei der Außenarbeit Verbindung mit Banden aufgenommen und ihre Flucht vorbereitet hatten. Außerdem befinden sich bei den Erschossenen 8 russische Hilfswillige, die bei einem Brückenwachkommando bei Polozk tätig waren und die Absicht hatten, die deutschen Angehörigen des Wachkommandos durch Gift zu beseitigen und dann die Düna-Brücke den Banden in die Hände zu spielen. In Witebsk wurden bei einer Familie, die einen Bandenkundschafter unterstützt hatte, Sprengpulver und deutschfeindliche Flugblätter gefunden.


  3. Ordnungsdienst


  In der Berichtszeit sind wieder verschiedene Verfehlungen von OD-Männern gemeldet worden, die im Trunke begangen wurden. Der Rayon-OD-Leiter in Cholm, Korsakow, hatte die Absicht, mit seinem Stab zu den Banden überzulaufen. Er wurde bei einem Fluchtversuch erschossen. Korsakow galt als einer der zuverlässigsten Russen in deutschen Diensten. Er hatte in seinem Rayon einen schlagkräftigen OD aufgebaut und sich im Kampf gegen Banditen ausgezeichnet. Er galt unzweifelhaft als der Todfeind der Banditen, und sein OD hatte monatlich durchschnittlich 15 bis 20 Mann Verluste. Er hat anscheinend befürchtet, daß er mit seinem OD bei Räumung des Gebietes von den Deutschen im Stich gelassen werden würde. Der OD des evakuierten Gebietes ist zum Teil zur Begleitung der Trecks eingesetzt oder zur Bauernwehr zusammengezogen worden. Z.T. wird er beim Abbrennen der verlassenen Dörfer miteingesetzt werden. Bemerkenswert ist, daß die OD-Angehörigen bei Überfällen durch Banditen auf ihre Stützpunkte zum größten Teil trotz erheblicher Verluste sehr guten Widerstand leisteten. Der Wert dieses Ordnungselementes in sicherheitspolizeilicher Hinsicht sollte daher nicht unterschätzt werden und der weitere Ausbau sowie die fachliche Führung durch Angehörige der Sicherheitspolizei nach Kräften gefördert werden, da nur auf diese Weise die unzuverlässigen Elemente am schnellsten erkannt und unschädlich gemacht werden können. In der Berichtszeit wurden in weiteren 10 Städten die Abteilungen I und II eingerichtet, so daß sich diese nunmehr in insgesamt 88 Rayon- und 16 anderen, gewöhnlich größeren Städten befinden. Nachstehend eine Aufstellung über die Kräfteverteilung des OD I und II:
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  Zusammen 88 Rayonstädte und 16 andere Städte.


  II. Die politisch-polizeiliche Tätigkeit


  A. Gegnererforschung und -bekämpfung


  In der Berichtszeit waren die Dienststellen der Sicherheitspolizei wieder neben der Bandenerkundung und der Teilnahme an Bandenbekämpfungsunternehmen hauptsächlich mit Vernehmungen und der Überprüfung einer großen Anzahl von Hilfswilligen beschäftigt. In verschiedenen Bereichen fanden auch häufiger Razzien statt. Näheres ist aus der nachfolgenden zahlenmäßigen Aufstellung ersichtlich:
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  1. Bandenwesen


  In der Tätigkeit der Banden ist, wie gesagt, allgemein eine erhöhte Aktivität festzustellen, wenn auch in einzelnen Gebieten, so im Bereich des SK 7b, eine Abnahme zu verzeichnen ist. EK 8 meldet, daß sich dort die Banden zu größeren Einheiten zusammenschließen und den deutschen Truppen erheblichen Widerstand entgegensetzten. Aus dem Bericht des EK 9 werden dagegen einzelne Zersetzungserscheinungen bei den Banden gemeldet. so sind im Raum von Jeserischtsche 100 Banditen übergelaufen, von denen viele auch an erheblichen Erfrierungen litten. In den Gebieten von Gorodok und Borissow wurden erneute Zwangsrekrutierungen durch die Banden vorgenommen. Auch im Rayon Uschatschy und Gorbatize wurden sämtliche Männer im Alter von 17 bis 45 Jahren zwangsmobilisiert und noch Borodizkaja (20km nordostw. Uschatschy) verbracht. Dort wurde den 300 Zwangsmobilisierten mitgeteilt, daß sie zur Roten Armee gebracht würden. In der Umgebung nördlich des Pelik-Sees wurden von den Banden Versammlungen abgehalten, bei denen Zeitungen und Flugblätter verteilt und die russischen Heeresberichte verlesen wurden.


  a) Bandenerkundung


  Aus dem Bereich des SK 7a wird durchweg nur noch das Auftreten zahlenmäßig schwacher Bandeneinheiten gemeldet. Teilweise handelt es sich um kleinere Verbände, die aus dem Kessel des Unternehmens „Sternenlauf“ entkommen konnten und nun versuchen, durch die HKL zu kommen.


  In den Brjansker Wäldern werden, wie SK 7b meldet, die dortigen Bandengruppen zu kampfstarken Bataillonen und Brigaden umgruppiert. Daneben findet eine Verstärkung der militärischen und politischen Führung durch Fallschirmspringer statt. Man rechnet daher mit einem operativen Einsatz dieser Banden. In den Wäldern südlich Brjansk soll der von Moskau eingesetzte Bandenführer Duka eine neue Brigade aufstellen. Z.Zt. verfügt er über ca. 500 Mann. Die durch das Unternehmen „Eisbär“ der Gruppe Rübsam aus dem Michailowka-Wald vertriebenen Banditen haben sich nunmehr in den bandenfreundlichen Dörfern um Ssewsk und Chwoschtschewka eingenistet. Die Bandengruppen Worischilow, Derjinski, Baschinsli und Tschapaiew, insgesamt etwa 3000 Mann, haben ihre Lager südlich Lokot verlassen und sind in das Gebiet Kursk abgezogen. Ebenfalls bewegen sich die Bandengruppen in den Gebieten Komaritschi und Dmitrowsk ostwärts, um eine Vereinigung mit den Roten zu erstreben. Nach einer dem SK 7c zugegangenen Mitteilung soll sich bei Kruschilowka ein Lager mit etwa 3000 Banditen befinden, bei denen sich auch Frauen und halbwüchsige Burschen aufhalten. Die Banditen sollen deutsche Uniformen und weiße Tarnkleidung tragen.


  Im Bereich des EK 8 hält sich in einem Walde 25km nordwestl. Boguschewskoje eine ca. 300 Mann starke Bande auf. Eine weitere Bande, deren Stärke noch nicht bekannt ist, hält sich im Südosten des Rayons Bugoschewskoje auf. Die Bande erhielt kürzlich Verstärkung durch 30 Mann eines Ostbataillons, die mit ihren Waffen, darunter 2 sMGs und Pak überliefen. Eine Bande von 250 Mann operiert im Raume südwestl. von Orscha. In dem südostw. von Orscha gelegenen Rayon Gorki befindet sich ein Bandenlager in Stärke von 250 bis 400 Mann. Die Bewaffnung besteht aus 10 bis 15 lMGs, einfachen und automatischen Gewehren. In dem nach Süden anschließenden Rayon Dribin landeten am 4.2.43 sowjetrussische Fallschirmspringer Einzelheiten konnten noch nicht in Erfahrung gebracht werden. Auf dem Truppenübungsplatz westl. Kolitschenko (westl. Mogilew) sollen sich 7 große Banditenlager befinden. 3 dieser Lager bestehen aus Erdbunkern, in denen sich zusammen etwa 600 Mann befinden. In diese Lager sollen sich auch Banditen zurückgezogen haben, die früher in den jetzt evakuierten Dörfern um die Kolitschenko-Eisenbahnbrücke aufhältlich waren. In den Rayonen Belynitschi, Beresino und Tscherwen herrscht weiterhin eine starke Wanderbewegung der Banditen. So wurde kürzlich beobachtet, daß Banden in Stärke von über 600 Mann in nördl. Richtung zogen. Zurzeit sind Bandenerkundungen im Raume südl. der Rollbahn Belynitschi–Tscherwen im Gange. In den FK-Bereichen Bobruisk und Stary-Dorogi zogen die Banditen, die der Vernichtung durch das Unternehmen „Franz“ entgangen waren, in Richtung Süden über die Rollbahn Bobruisk-Sluzk in den Raum von Glusk bzw. ostwärts in den Raum von Rogatschew ab. Lager- und Standortbildungen konnten noch nicht festgestellt werden. Die südlichen Rayone, ausgenommen Osaritschi und Paritschi, sind auch weiterhin fest in Händen der Banditen. In den Rayonen Osipowitschi und Marina-Gorki beginnen sich wieder neue Banden zu sammeln. Die Bandenlage im Raum südl. der Rollbahn Bobruisk–Sluzk ist unverändert ernst. Sie verschärft sich ständig dadurch, daß die Banditen dauernd Verstärkungen aus dem Osten und aus dem Norden erhalten. Bemerkenswert ist, daß sich an dem außerhalb des Feldkommandanturbereiches gelegenen Kniaz-See (im SW des FK-Bereichs) zurzeit stärkere Banden zusammenziehen. Der See dient zugleich als Landeplatz für die aus Moskau kommenden Flugzeuge, die fortlaufend Waffen und Munition absetzen. Die 300 Mann starke Bande Koslow hat zurzeit einige Dörfer im Rayon Osaritschi besetzt, die als Durchmarschgebiet für die von Osten nach Westen ziehenden Banden dienen. Auch im Osten ds. Rayons wurden mehrere gut bewaffnete Banden in Stärke von 200 bis 300 Mann gesichtet. Der Ort Chutor ist hier von 200 Banditen besetzt, die über 6 leichte und 6 schwere MGs verfügen. Die bisher ruhige Lage in dem Rayon Rogatschew hat sich durch das Hinüberwechseln der Banditen aus dem Raum Klitschew erheblich verschlechtert. Im nördl. Teil dieses Rayons haben sich bereits beiderseits des Drutflusses ansehnliche Banden gebildet. Auffallend ist, daß ständig sowjetische Flugzeuge über diesem Gebiet erscheinen, die sich durch Leuchtzeichen mit den Banditen verständigen. Die Lage im nördl. Teil des FK-Bereiches Gomel hat sich durch den ständigen Zuzug von Banditen, die sich der Vernichtung durch deutsche Einheiten bei dem Unternehmen „Klette II“ im Mamajewka-Wald, nördl. von Mglin (FK-Bereich Klinzy), entziehen konnten, erheblich verschärft. In den Rayonen Korman, Tschetscherschk und Buda-Koschelewskoje halten sich zurzeit gut bewaffnete und militärisch geführte Banden in Stärke bis zu 2000 Mann auf. Der Rayon Tschetscherschk, im besonderen Maße aber der Teil ostw. des Ssosh, ist der bandenverseuchteste Rayon im FK-Bereich. Hier herrscht die Gruppe Feodorow, welche aus dem Mamajewka-Wald in einer Stärke von 1500 Mann herübergewechselt ist und sich in 3 Gruppen von je 500 Mann aufgeteilt hat. Eine der Gruppen ist mit 40 sMGs, zahlreichen lMGs und MPs ausgerüstet und soll den Auftrag haben, sich nach der Ukraine durchzuschlagen. Sie ist jedoch zurzeit von deutschen Verbänden eingeschlossen und geht ihrer Vernichtung entgegen. Die Banditen sind sehr gut ausgerüstet, tragen weiße Tarnkleidung und ein rotes Dreieck an der Mütze. Auch die Pferde sind mit weißen Überzügen versehen. Im Nordwesten von Gomel hält sich die Bande Swerdlow auf, die ca. 1000 Mann stark ist, über 300 Schlitten verfügt und mit zahlreichen MGs, lMGs, Minenwerfern, Pak, automatischen Gewehren und Karabinern ausgerüstet ist. Auch eine Funkeinrichtung ist vorhanden. Im FK-Bereich Klinzy sind insbesondere die Rayone Mglin, Gordejewka und Krassnaja-Gora stark bandenverseucht. Hauptsächlich ist der im Rayon Mglin liegende Mamajewka-Wald der Sammelpunkt für die durch die Front durchbrechenden Banditen. Von hier aus ziehen die Banden ins Bandengebiet südl. Bobruisk und nach Weißruthenien. Um zu verhindern, daß weitere der im Mamajewka-Wald stehenden Banden nach Westen abziehen, sind zurzeit größere Unternehmen seitens der Wehrmacht zur Vernichtung dieser Banden eingeleitet worden. Insgesamt sind im Rayon Mglin von 32 Gemeinden nur 8 bandenfrei. In den Rayonen Belynitschi, Beresino und Tscherwen bilden sich in den Waldgebieten, südlich der diese Orte berührenden Rollbahn, starke Bandengruppen unter militärischer Führung, von denen nach erfolgtem Ausbau ihrer Lager bald stärkste Aktivität zu erwarten ist. Im Rayon St.-Bychow sind neue Lager der Banden im Entstehen begriffen. Südwestl. der Rayonstadt Gorki sollen sich 2 Bandenlager in Stärke von 100 Mann befinden. In einem dieser Lager sollen sich auch einige der am 4.2.43 zwischen Taschuassy und Rjasna gelandeten Fallschirmspringer befinden. Diese Banden überfielen 4 in der Umgegend liegende Dörfer und einen Stützpunkt. Nach neuen Erkundungen bilden sich im Raum südostw. von Beresino neue Bandenlager. Teile der bei dem Unternehmen „Franz“ zersprengten Banden haben sich in dem alten Bandengebiet zwischen Dulebo und Ussakino am Dulebskoj-Sumpf niedergelassen. In Dulebo (24km SW Beresino) befindet sich ein Bandentrupp in Stärke von 25 Mann, der die Sicherungsposten für nachstehende Lager zu stellen hat: a) Lager Jarocki: 3km ostw. Golynka (8km südw. Dulebo), Stärke: 200 Mann, Bewaffnung: 1 Geschütz, 1 sMG, 1 lMG, MP, Gewehre, b) Lager Swistunow: 3km nordostw. Shabowka (5km südl. Dulebo), Stärke: 300 Mann, Bewaffung: 2 sMG, 10 lMG, 1 Panzerbüchse, Gewehre, c) Lager Baranow: 2km südostw. Shabowka, Stärke: 140 Mann, Bewaffnung: 1 Granatwerfer, 1 sMG, 4 lMG, Gewehre. Die Gruppe Baranow verfügt außerdem über ein Sendegerät. Ferner befindet sich bei ihr ein Sprengtrupp in Stärke von 16 Mann, der unter Führung eines Leutnants der Roten Armee steht. Westlich des Olsa-Flusses im Rayon Klitschew wurde weiter ein Bandenstab in Stärke von 500 bis 600 Mann festgestellt. Nach mehreren Gefechten mit deutschen Jagdkommandos wich die Bande nach Norden aus. Bei dem Ort Grodsjanka (28km nördl. von Osipowitschi) befindet sich ein Bandenlager in Stärke von über 300 Mann, das durch Posten gesichert ist. Das Lager soll 10 Unterstände haben und 1000 Personen Platz bieten. Die Bandengruppen Justschenko, Iwanenko und Tischamirow, deren Stärke zusammen etwa 2000 Mann betragen soll, haben sich in ihren alten Bandendörfern nordostw. Puchowicze wieder gesammelt. 30km nordwestl. von Bobruisk befindet sich nördl. der Ortschaft Korptno ein Bandenlager in Stärke von 200 Mann. Etwa 15 bis 18km südostw. von Glusk befinden sich in drei Ortschaften Bandenlager in Stärke von je 300 Mann. In Luschitzy (15km nördl. Kopatkewitschi) befindet sich ein Bandenstab. Die Bande hält sich in dem 7km nordwestl. davon gelegenen Dorf Koschewitschi auf und soll über 500 Mann stark sein. In der Ortschaft Komarowitschi liegt der Stab des Bandenführers Michalowski (früher Rayonchef von Kopatkewitschi). Das ganze Dorf, etwa 400 Häuser, ist von den Banditen belegt. In Koschewitschi haben die Banditen eine Straßenseite von der Bevölkerung räumen lassen und selbst belegt. Die Banden sind in diesem Ort wahrscheinlich 650 Mann stark und in 3 Kompanien zusammengefasst. Die Gesamtstärke der dortigen Banditen wird auf 8000 Mann geschätzt. Die Ortschaft Michedowitschi, 24km nordwestl Petrikow, ist Sitz eines Bandenstabes. Besatzung: 500 Banditen, darunter 50 Slowaken. 30km nordostw. Shlobin halten sich bei dem Ort Kamenka die Banden Swetlow und Schowalow auf, deren Stärke auf 1000 bis 1200 Mann geschätzt wird. Ihre Bewaffnung besteht aus leichten Geschützen, Granatwerfern, MGs und automatischen Waffen. In der Nähe von Oserany (20km nordwestl. Rogatschew) haben sich Banden in Stärke von etwa 500 Mann gesammelt. Im Rayon Pogar hält sich eine Bande auf, die aus dem Ramassucher Wald gekommen ist und auf 1000 Mann geschätzt wird. Sie verfügt über 300 Schlitten, 1 Geschütz, 6 bis 7 Granatwerfer, 5 schwere und 100 leichte Maschinengewehre sowie 100 einfache und automatische Gewehre.


  Im Bereich von EK 9 haben sich in dem durch Bandenbekämpfungsunternehmen bereinigten Gebiet Witebsk–Newel–Polozk erneut Banden gebildet. So wurde 30km südwestl. Newel eine neue Bande in Stärke von 250 Mann unter Führung eines gewissen Papkin festgestellt. Weiter wurden Bandentrupps in Remny, Potschnira und Synjaki festgestellt. Auch soll sich in diesem Raum eine Bandenfunkstelle befinden. Nach Ablauf des Bandenunternehmens „Diamant“ sind die Bandenabteilungen Kusnetzow (400 Mann), Bonkarew (300 Mann), Marschenko (250 Mann) und Swerew (300 Mann) mit dem Brigadestab Chowalejew nach Rosono übergewechselt. Sie sollen beabsichtigen, wieder in die Gegend von Jeserischtsche und Gorodok zurückzukehren. In Wolowaija Gora – 16km südl. Lepel – befindet sich noch eine 500 Mann starke Bande, die zur Brigade Kirpischow gehört. Ferner wird seit kurzer Zeit in Lepel eine Bandenverschiebung in westlicher Richtung beobachtet. Der Brigadestab der Bande Alexew befindet sich in Pipodtewo. Zu ihr gehören die Abteilungen Antonenko, Blochin, Woropajew, Klenkow, Kotschupejew und Morayk. Sie sind in mehreren Dörfern untergebracht und haben eine Gesamtstärke von schätzungsweise 12 bis 1500 Mann. Der Stab der Brigade Gurko liegt in Lunkin. Zu ihr gehört die Abteilung Sacharow, die in Gorkawa liegt. Zwischen dem Stab und dieser Abteilung besteht eine Telefonverbindung. 3km von Lunkin entfernt befindet sich ein Bandenflugplatz, auf dem Flugzeuge landen, die Waffen, Munition und Ausrüstung sowie Verpflegung bringen und verwundete Banditen mit zurücknehmen. In Lunkin befindet sich ein Bandenlazarett. In den Dörfern Ponisowje, Wiry und Bloskosh – 15km von Uswaty entfernt – befindet sich die Abteilung Nowikow, die früher den Namen Kurmilow führte. Diese Abteilung gehört zur Brigade Woronow, deren Stab sich in Sadobrige – 5km südwestl. Ponisowje – befindet. Der Stab der Brigade Schmierow nebst Funkstation befindet sich in Koslowitschi. Schmierow hält sich zurzeit im unbesetzten Russland auf, um dort Instruktionen für die Bewegungen seiner Brigade entgegenzunehmen. Auf dem Plaw-See bei Koslowitschi landen sowjetrussische Flugzeuge. Die Flugzeuge bringen fast ausschließlich Munition, Maschinengewehre und Handfeuerwaffen. Außerdem haben sie auch 2 Granatwerfer gebracht. Die Verbindung zu den einzelnen Abteilungen wird durch Meldereiter aufrechterhalten. Bei verschiedenen Abteilungen befinden sich auch Flintenweiber. Im Gebiet von Newel sind nach Bereinigung durch die Unternehmungen „Waldwinter“ und „Schneehase“ erneut Banden in nahezu unverminderter Stärke aufgetreten. Die Bevölkerung gewährt den Banditen nach wie vor die größtmöglichste Hilfe und Unterstützung. Ein Grund hierfür dürfte in dem Näherrücken der Front zu suchen sein. Am 14.2.43 ist in Metweddowka – 14km westl. Lepel – eine Bande in Stärke von 150 Mann aufgestellt worden. Sie erhielt ein Geschütz, MG, MP und Gewehre und wurde von 2 Bandenführern übernommen, die aus Moskau gekommen sind. In dieser Gegend erfolgt seit kurzer Zeit eine rege Bandenverschiebung.


  Der Trupp Smolensk meldet, daß in einigen Dörfern des Rayons Ponisowje und in einem Dorf des Rayons Rudnja eine Bande in Stärke von etwa 1500 Mann festgestellt wurde, die mit Minenwerfern, Maschinengewehren und automatischen Gewehren bewaffnet ist.


  b) Bandenbekämpfung


  Das am 23.1.43 gegen das Bandenzentrum im Waldgebiet westlich der Bahnlinie Drowo-Wladimirskoje begonnene Unternehmen „Sternenlauf“ wurde am 12.2.43 abgeschlossen.1 Die SD-mäßige Erkundung dieser Bandengruppe im Rücken der deutschen Front durch das SK 7a begann bereits im Oktober/November. Im Dezember und Januar1943 erfolgte ein neuer Großeinsatz von Erkundungsagenten. Es wurde festgestellt, daß diese Bande in Stärke von 3 bis 4000 Mann unter einheitlicher militärischer Führung des Generalmajors Jolew stand und sich größtenteils aus versprengten Rotarmisten zusammensetzt. Die Bewaffnung war durchweg gut. Außer einer erheblichen Anzahl von Granatwerfern, s- und lMGs sowie automatischen Handfeuerwaffen verfügte sie über Infanterie- und Panzerabwehrgeschütze. Munitionsnachschub erfolgte auf dem Luftwege. Angehörige des SK 7a, einige zusammengefasste Jagdzüge der Trupps von 7a und Angehörige der 2. Komp. Batl. Waffen-SS z.b.V waren bei dem Unternehmen unter Führung des SS-Obersturmbannführers Rapp als SD-Kampfgruppe eingesetzt. Weiterhin waren SD-Erkundungstrupps zu den übrigen Kampfgruppen abgestellt. Ergebnis im Raum der SD-Kampfgruppe: Eigene Verluste: 2 SS-Männer, 3 Russen tot, 7 SS-Männer, 5 Russen verwundet. Feindverluste: 50 gezählte Banditen im Kampf gefallen, 8 Banditen und 2 Überläufer gefangengenommen. Gesamtergebnis: Eigene Verluste: 49 Tote, 214 Verwundete. Feindverluste: 1537 Banditen und 566 verdächtige Zivilpersonen erschossen, 198 Banditen, 40 Überläufer und 917 verdächtige Zivilpersonen gefangengenommen. Beute: 11 Geschütze, 8 Pak, 17 Granatwerfer, 61 MGs, 9 Panzerbüchsen, 23 automatische Gewehre, 254 Gewehre, 28 MPs, 13 Pistolen, 865 Schuß Pak- u. Granatwerfermunition, 49.000 Schuß Infanteriemunition, 52 Pferde, 26 Schlitten sowie Minen, Sprengstoffe, Bekleidungs-, Verpflegungsbestände usw. Der Erfolg dieses Unternehmen war eine grundlegende Veränderung der Sicherheitslage in dem Gebiet. Es kamen in der Berichtszeit nur ganz vereinzelte Meldungen über das Auftreten der Banden ein.


  Das im Bereich von SK 7b von der Wehrmacht durchgeführte Bandenbekämpfungsunternehmen „Klette II“, bei dem das Gebiet um Mamajewka eingeschlossen worden war, geht seinem Ende entgegen. Leider sind die meisten Banditen aus dem Kessel wieder ausgebrochen. Wenn auch die großen Banden zersprengt wurden, so ist doch anzunehmen, daß sie sich wieder sammeln werden. Die Feindverluste an Toten und Gefangenen werden auf 500 Mann geschätzt.


  Das SK 7c beteiligte sich an dem Unternehmen „Wintersturm“, das in der Zeit vom 27.1. bis 1.2.43 durchgeführt wurde. Bei jeder der 3 Kampfgruppen befand sich ein Vernehmungstrupp des Kommandos. Nachdem das Bandenlager mit dem Feuer schwerer Waffen belegt worden war, zogen sich die Banditen zurück. Es gelang ihnen jedoch später, die Absperrung im Westen zu durchbrechen und ungehindert bis Dunajewschtschina zu kommen. Sie haben anscheinend die Absicht, ihr altes Lager südlich Barkowitschi wieder zu beziehen. Die Verluste betrugen auf beiden Seiten etwa 80 Mann.


  Das EK 8 meldet eine größere Aktion zur Bandenbekämpfung in dem Rayon Mglin. Hier waren stärkere deutsche Kräfte zur Vernichtung der bereits erwähnten starken Banden angesetzt worden. Es gelang jedoch der Gruppe Feodorow in Stärke von etwa 1500 Mann bei Katolin aus dem Kessel auszubrechen. Die Kräfte, die auf beiden Seiten unter Einsatz schwerer Waffen geführt werden, sind noch nicht abgeschlossen. Durch deutsches Bodenfeuer veranlaßt, warf ein feindliches Bombenflugzeug der Banditen 3 Kisten Panzerhandgranaten, 2 Kisten Eierhandgranaten, 2 Kisten Gashandgranaten, 3 Kisten Gewehrmunition und Propagandamaterial ab. Durch deutsche Einheiten der Regimenter 930 und 36 wird zurzeit das Unternehmen „Zugspitze“ gegen die aus dem Mamajewka-Wald kommenden Banden durchgeführt. Das Bandendorf Nowo-Buda (20km südl. Kostjukowitschi) wurde hierbei vollständig vernichtet. Insgesamt wurden in der Berichtszeit vom EK 8 76 Banditen erschossen. In der Mogilewer Vorstadt Lupolowo wurden 3 Russen festgenommen, die sich verabredet hatten, als Anlaufstellen für Personen, die zu den Banditen übergehen wollten, tätig zu werden. Außerdem wurde im Stalag 341 ein Arzt festgenommen, der zu der Gruppe Verbindung hatte. Die 4 Personen sind überführt und geständig, für die Banditen geworben zu haben. Sie geben auch ihre Absicht zu, daß sie selbst zu den Banden übergehen wollten. Am 28.2.43 konnte in Mogilew eine Gruppe von 9 Personen festgenommen werden, die die Absicht hatte, für die Banden zu werben und sie mit Waffen zu versorgen. Unter den Festgenommenen befinden sich 2 NKWD-Männer, ein Hauptmann der Roten Armee, ein Angehöriger der fremdv. Schutzmannschaften und 2 OD-Männer der Abt. III und IV. Das Dorf Tal (9km nordwestl. Ljuban) ist von Banditen in unbekannter Stärke besetzt. Am 10.2.43 hatte ein Streifenkommando bei Piekliecze (7km nordostw. Ljuban) einen Zusammenstoß mit Banditen, wobei 2 deutsche Soldaten verwundet, 10 OD-Leute getötet und 1 OD-Mann verwundet wurden. Wie nachträglich bekannt wurde, ist das Dorf Subarewitschi (15km südostw. Glusk) am 21.1.43 vom Kampfgeschwader 51 (Bobruisk) bombardiert worden, wobei die 300 Mann starke Bande Grabko, die das Dorf besetzt hielt, 8 Tote und 3 Verwundete hatte. Das Dorf Lutschitzy (32km westl. Osaritschi) wurde – teilweise im Häuserkampf – genommen. Die 500 Mann starke Bande flüchtete unter Hinterlassung von 20 Toten und 5 Verwundeten. Eigene Verluste: 1 Verwundeter. 30 Häuser wurden zerstört bzw. niedergebrannt. Am 17.2.43 erfolgte durch ein verstärktes Jagdkommando ein Angriff auf das Dorf Smykowitschi (5km ostw. Karpilowka). Nach 2 1/2-stündigem Feuergefecht zog sich die 150 Mann starke Bande, unter Zurücklassung von 11 Toten, in Richtung Karpilowka zurück. Eigene Verluste: 2 Tote. In der Zeit vom 12. bis 15.2.43 wurden die Unternehmen „Ursula I und II“ durchgeführt und zwar gegen die im Raume nördlich Rogatschew tätigen Banditen. Eigene Verluste: 3 Deutsche und 4 Hilfswillige tot, 4 Deutsche und 5 Hilfswillige verwundet. Feindverluste (soweit feststellbar): 43 Tote. Vom 6. bis 15.2.43 wurde in den Rayonen Krassnaja-Gora, Swetilowitschi, Wjetka, Dobrusch und Slynka das Unternehmen „Hasenjagd“ durchgeführt. Das Ziel war die Vernichtung der Bandengruppe des Generalmajors Feodorow, die aus den Mamajewka-Wald ausgebrochen war. An eigenen Kräften waren 1200 Mann eingesetzt. Eigene Verluste: 51 Tote, 37 Verwundete. Feindverluste: 15 Tote in deutscher Hand. Das Unternehmen wird von der Wehrmacht als Fehlschlag angesehen.


  An dem in der Zeit vom 26.12.42 bis 25.1.43 im Raume Witebsk–Newel–Polozk durchgeführten Bandenbekämpfungsunternehmen „Diamant“ haben 12 Angehörige des EK 9 teilgenommen. Die Banden stellten sich jedoch nicht zum Kampf, sondern wichen in einer Stärke von wahrscheinlich 5000 Mann nach Norden aus. Als ein weiteres Ausweichen nicht mehr möglich war, kehrten sie einzeln oder in kleineren Trupps zurück. Bei den Zurückgekehrten soll es sich hauptsächlich um Jugendliche im Alter von 12 bis 18 Jahren handeln. Das in der Gegend nördlich Polozk durchgeführte Bandenbekämpfungsunternehmen „Schneehase“ ist zum Abschluß gekommen. Es wurden dabei 321 Banditen erschossen. Bei den dabei durchgeführten Säuberungsaktionen wurden weitere 1962 Banditen und ein Überläufer erschossen. Erbeutet wurden: 1 Pak, 6 Granatwerfer, 1 sMG, 11 lMG, 1 Panzerbüchse, 4 automatische Gewehre, 37 Gewehre, 1 MP, 4 Pistolen, 1 gepanzerte Zugmaschine, 40 Pferde mit Schlitten, Ersatzteile für Pak, Granatwerfer u. MG, ca.10 to Pak-, Granatwerfer- und Gewehrmunition, 311 Pferde, 2478 Stück Rindvieh, 2011 Stück Kleinvieh, 143.000kg heu, 85.159kg Getreide, 5558kg Leinen. Für den Arbeitseinsatz wurden 240 Männer und 48 Frauen erfaßt. Im Kampf wurden zerstört: 28 Erdbunker, 45 Lager mit Wohnbunkern und 26 unterirdische Stallungen, 4 Kampfanlagen, 1 Waffenmeisterei, 1 Schmiede und 1 Großbäckerei. Die eigenen Verluste betrugen: 37 Tote, 108 Verwundete. Durch ein Jagdkommando wurde der Bandenführer Ltn. Kosiakow im Kampf erschossen. Bei ihm wurde schriftliches Material über die Tätigkeit der Bandengruppen gefunden und sichergestellt. Dem deutschen Sprengtrupp 317 in Idriza gelang es, den für das rückwärtige Gebiet der mittleren und nördlichen Front zuständigen Bandennachrichtenleiter Viktor Grekoff im Kampf festzunehmen. Dieser befand sich auf einer Inspektionsfahrt und führte zahlreiche Agentenverpflichtungsscheine mit sich. Darunter auch den der vom Teil-Kdo. Newel eingesetzten Djubkowa. Diese hatte den Auftrag, Verbindung mit dem Bandenführer Schurajew aufzunehmen. Sie hatte weiter den Auftrag, alle in Newel ansässigen Nachrichtenzuträger der Banditen festzustellen. Der festgenommene Grekoff ließ dem Teil-Kdo. Newel folgende Warnung zugehen: „Kapitän Groebel, ich erhielt den Auftrag, Sie und Ihre Männer auszuheben, diesen Auftrag habe ich befehlsgemäß weitergegeben. Ich warne Sie!“ Die beauftragte Aushebungsgruppe hat Grekoff bisher nicht preisgegeben. Die durch die Verhaftung des Grekoff festgestellten Agenten wurden ebenfalls in Haft genommen. Nördlich der Straße Surash bis zur Düna wurde ein 15-tägiges Bandenbekämpfungsunternehmen eingeleitet, für das das EK 9 neun Mann abgestellt hat. Das Unternehmen ist noch nicht abgeschlossen. An einem weiteren Unternehmen im Raume Surash–Newel nehmen weitere 10 Mann dieses Einsatzkommandos teil.


  2. Kommunismus


  In Dorogobusch bzw. Ssafonowo (Bereich 7a) konnten 12 Eisenbahnarbeiter festgenommen werden, die sich zu einer kommunistischen Zelle zusammengeschlossen hatten und Propaganda unter Bahnarbeitern, auch außerhalb von Ssafonowo, betrieben. Weitere 4 Personen konnten dort der Feindpropaganda überführt werden. In Dorogobusch wurde außerdem eine Russin festgenommen, die sich agitatorisch im sowjetischen Sinne betätigt hatte. Sie hatte auch längere Zeit ihren Mann verborgen gehalten, der früher Kommunist war und gesucht wurde.


  SK 7b meldet eine erhöhte Aktivität der bolschewistischen Anhänger. So wurde z.B. in Orel ein sogen. „Revolutionskomitee des Eisenbahnpunktes Orel“ ausgehoben. 7 Mitglieder wurden erschossen und 11 in ein Sicherungshaftlager eingewiesen. Die durch SK 7b erfolgte listenmäßige Erfassung der Personen, die frührer der KP oder einer ihrer Organisationen angehörten, wurde um 108 erweitert. Festgenommen wurde 1 Russe aus Glinka, der als altes Mitglied der KP sich in den OD eingeschlichen hatte und dort zersetzend tätig war.


  Im Bereich von SK 7c wurden in Stodolischtsche 10 Kommunisten festgenommen, die zum Teil seit 1930 der Partei angehört hatten. Da sie wegen ihrer mehrfach gezeigten deutschfeindlichen Einstellung eine Gefahr für die Sicherheit des Rayons bildeten, wurden sie einem Sicherungshaftlager überstellt.


  Vom Trupp Kritschew des EK 8 wurde der Bürgermeister von Miloslawitschi festgenommen, da bekannt wurde, daß er ehemaliger kommunistischer Funktionär war. Er hatte zwei Gesinnungsgenossen als Starosten eingesetzt und alle drei arbeiteten so, daß unter der Bevölkerung eine starke Unzufriedenheit gegen die deutsche Wehrmacht aufkam. Außerdem kamen sie ihren Pflichten bei der Abgabe von Sachleistungen nicht voll nach.


  3. Feindpropaganda


  Die feindliche Flugblattpropaganda trat weniger in Erscheinung; dafür sind jedoch Gerüchte im Umlauf, daß als Folge der Frontverkürzung die einsatzfähige russische Jugend nach Deutschland geschickt und die alten Männer, Frauen und Kinder erschossen würden. Wie der selbständige Trupp Smolensk meldet, wurde in Monastyrschtschina ein Flugblatt gefunden, in dem davon die Rede ist, daß die Deutschen aus Rußland eine Kolonie machen wollen.


  4. Reichsfeindliche Bestrebungen


  Im Bereich des SK 7b wurden Angriffe auf Russen unternommen, die wichtige Posten bekleiden. So wurden auf den Leiter der russischen politischen Polizei in Brjansk, den Bürgermeister und den Polizeileiter Ordshonikidsegrad erfolglose Mordanschläge verübt. SK 7c meldet, daß im Rayon Stodolischtsche ein Schulleiter festgenommen und sonderbehandelt wurde, weil er zu Beginn des Krieges einem Sonderkommando zur Bekämpfung deutscher Fallschirmjäger angehörte und seine deutschfeindliche Gesinnung häufig zeigte, indem er die Dorfbewohner u.a. aufforderte, vorsichtig zu sein, da doch die Roten zurückkommen würden. Im Mai 1942 hatten sich in Klinzy 9 ehemalige Rotarmisten, darunter ein Hauptmann und zwei Leutnants, zu einer Widerstandsorganisation unter der Führung des Kapitäns der Roten Armee Kowalenko zusammengeschlossen und ein „Komitee des Widerstandes“ gegründet. Die Aufgaben des Komitees waren in einem Protokoll festgelegt, das u.a. folgende Punkte vorsah: Agitatorische Beeinflussung in den Betrieben und Anwerbung von jungen Männern, die im Falle der Rückkehr der Roten Armee, in Banden zusammengeschlossen, die deutsche Front im Rücken beunruhigen sollten. Bis zum Januar 1943 trat das Komitee nach außen hin nicht in Erscheinung. Erst um diese Zeit begannen die Angehörigen des Komitees aktiver zu werden und mit weiteren Personen Verbindung aufzunehmen. Für den 3.2.43 war beabsichtigt, zusammen mit 9 auf dem Bahnhof Klinzy beschäftigten Kriegsgefangenen und einigen OD-Männern zu den Banden überzugehen. Ein Lkw der Stralo sollte mitgeführt werden. Durch Einbau eines V-Mannes war der SD-Trupp Klinzy über die Tätigkeit der Gruppe ständig informiert und konnte daher am 2.2.43 sämtliche Beteiligten festnehmen. 27 von 35 festgenommenen Personen wurden bisher erschossen. In Kritschew wurde eine Widerstands-organisation aufgedeckt, die unter Leitung des Abteilungsleiters des russ. OD IV Wolikow stand. Wolikow versuchte, den OD-Leiter I und II Makarenko zu bewegen, der zu bildenden Bandengruppe beizutreten. Es wurde auch eine Versammlung abgehalten, in der beschlossen wurde, die Waffenkammer der Ortskommandantur sowie einen Munitionsbunker des Sicherungsbataillons 242 zu erbrechen und auszuräumen. Weiterhin sollte ein Sprengstoffanschlag auf das vollbesetzte Soldatenkino und die Ortskommandantur verübt werden. Durch Meldung des Makarenko konnten die Beteiligten, insgesamt 13 Personen, festgenommen werden. Es gelang jedoch 8 von ihnen, darunter dem Rädelsführer Wolikow, aus dem Gefängnis zu fliehen. Die Verhältnisse im Gefängnis, das von 2 deutschen Soldaten und 1 OD-Mann bewacht wurde, waren so unzulänglich, daß es außenstehenden Personen gelungen war, den Gefangenen 1 Pistole, 1 Handgranate und 1 Seitengewehr ins Gefängnis zu schmuggeln. Bei ihrer Flucht warfen sie die Handgranate, so daß nur einer der Flüchtenden von den Posten erschossen werden konnte. Ein weiterer wurde in einer Scheune gefunden, während der Rest noch flüchtig ist. Die Beschuldigten wollen den Anschlag nur geplant haben, um vor den Sowjets einen Beweis ihrer deutschfeindlichen Einstellung zu haben.


  5. Spionage


  In Rshew (Bereich 7a) wurde ein Ehepaar festgenommen, das die Absicht geäußert hatte, über die Front zu gehen und vorher die einzelnen Flak- und Feuerstellungen der deutschen Artillerie ausgekundschaftet hatte. Außerdem wurden in Rshew noch 2 weitere Spioninnen ermittelt, die angesetzten Agenten Angaben über deutsche Stellungen, Bunker, Stützpunkte, Artillerie- und Flakstellungen, Lazarette, Stäbe, Frontküchen und über ein Munitionslager machten. Die Auftraggeber der beiden Spioninnen wurden nicht ermittelt.


  Vom SK 7b wurden 5 Personen wegen Spionage festgenommen, darunter 1 zum Zwecke der Spionage übergelaufener russ. Soldat. In der Nähe von Lokot meldete sich eine Russin freiwillig bei einem Bürgermeister und erklärte, mit einem Fallschirm zur Erfüllung eines Erkundungsauftrages für das NKWD in Jelez abgesprungen zu sein.


  Im Bereich von SK 7c wurde vom OK in Andrejewka eine Frau aufgegriffen, die zugab, im Januar 1943 bei Wjasma mit einer Fallschirmgruppe gelandet zu sein, um Verbindung mit der Below-Armee aufzunehmen. Sie hatte ihren Auftrag ausgeführt und war gemeinsam mit 4 anderen Agenten nach Moskau zurückgeflogen, um dem General Schukow Bericht zu erstatten. Im Juli 1942 wurde sie mit einer neuen Vierergruppe im Rayon Stodolischtsche mit Fallschirm abgesetzt. Sie hatte als Funkerin in verschiedenen Bandengruppen gearbeitet und auch tagsüber Erkundungsgänge im Rayon Stodolischtsche durchgeführt. Festgenommen wurden weiterhin drei 19-jährige Banditen, die zur Bande Korotschenko gehörten und die Stärke der in Jerschitschi liegenden deutschen Einheit feststellen sollten. Ferner wurden 3 junge Russen in Haft genommen, die sich beim russ. OD in Jerschitschi um Einstellung beworben hatten. Bei ihrer Überprüfung hatte sich herausgestellt, daß sie der Bande Korotschenko angehört hatten. Während des Unternehmens „Klette“ wurden in Bolotnja (Rayon Kletnja) 2 verdächtige 17-jährige Russen festgenommen. Sie gehörten einer Bandengruppe an und hatten den Auftrag, Stärke und Bewaffnung der in B. liegenden deutschen Einheiten festzustellen. In das russische Zivilkrankenhaus in Roslawl war eine Russin mit einem Beinschuß eingeliefert worden. Sie gab zu, für eine Bandengruppe Spitzeldienste geleistet zu haben. Sie hatte den Auftrag, den Banditen zu melden, zu welcher Zeit keine deutschen Truppen oder OD-Leute im Ort waren. Im Rayon Mokroje wurde eine Russin festgenommen, deren Bruder als aktiver Bandit erschossen worden war. Sie hatte ihn mit Lebensmitteln unterstützt und von ihm den Auftrag erhalten, festzustellen, in welchen Orten des Rayons sich deutsche Truppen befinden und wie ihre Bewaffnung ist.


  Im Bereich des EK 8 wurden am 16.2.43 von einem Ost-Batl. bei Meschewo (15km nordwestl. Orscha) 3 Fallschirmspringerinnen, die mit Funkgerät ausgerüstet waren, unmittelbar nach ihrer Landung festgenommen. In Kondraschicha wurde eine größere Personengruppe beim Heuabfahren von Banditen gestellt. Unter Bedrohung mit Erschießen erhielten sie den Auftrag, Newel und Jeserischtsche in Bezug auf militärische Belegung, Verkehr usw. zu erkunden. Bei Durchführung dieser Aufträge wurden sie festgenommen. Vom Trupp Smolensk wurden 2 Kundschafterinnen festgenommen, die für diesen Zweck in Moskau geschult worden waren. Da die eine mit Gewalt dazu gebracht worden war und sich freiwillig stellte, ohne die Aufträge durchgeführt zu haben, wurde sie in Arbeit nach Deutschland vermittelt.


  6. Sabotage


  Wegen Verdachts des Sprengstoffanschlages auf das Paßamt in Witebsk wurde die ehemalige Leiterin des Paßamtes festgenommen. Sie hatte auch abgelaufene Pässe und 20 kleine Verkehrsscheine über Mittelspersonen einem Bandenspion ausgehändigt. Der Bandenspion und die Mittelspersonen konnten ebenfalls festgenommen werden. Bisher ist es nicht gelungen, die Leiterin des Paßamtes der Sabotage zu überführen.


  7. Arbeitsverweigerer


  In den Bereichen der SK 7b und 7c war eine Zunahme der Zahl der Arbeitsverweigerungen bzw. ein Nachlassen des Arbeitseifers zu verzeichnen. Dies dürfte auf die militärische Lage und z.T. auch auf Feindpropaganda zurückzuführen sein.


  C. Sonderbehandlungen


  Sonderkommando 7a: 2212 Personen, darunter 4 Juden, 2157 Banditen, 6 Kommunisten, 1 Geisteskranker und 44 sonstige Reichsfeinde,


  Sonderkommando 7b: 30 Personen, darunter 21 Juden, 3 Banditen und 6 sonstige Reichsfeinde,


  Sonderkommando 7c: 150 Personen, darunter 48 Juden, 87 Banditen, 2 Kommunisten, 4 Asoziale und 8 sonstige Reichsfeinde,


  Einsatzkommando 8: 801 Personen, darunter 86 Juden, 400 Banditen, 19 Kommunisten, 86 sonstige Reichsfeinde,


  Einsatzkommando 9: 289 Personen, darunter 12 Juden, 252 Banditen, 5 Asoziale, 6 Zigeuner, 1 Arbeitsverweigerer, 13 sonstige Reichsfeinde,


  Selbst. Trupp Smolensk: 57 Personen, darunter 15 Juden, 6 Banditen, 36 sonstige Reichsfeinde.


  Gesamtzahl der Sonderbehandelten:


  
    
      	
        Sonderkommando 7a:

      

      	
        9221 Personen

      
    


    
      	
        Sonderkommando 7b:

      

      	
        4096 Personen

      
    


    
      	
        Sonderkommando 7c:

      

      	
        5180 Personen

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 8:

      

      	
        75.820 Personen

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 9:

      

      	
        42.552 Personen

      
    


    
      	
        Selbst. Trupp Smolensk:

      

      	
        3146 Personen

      
    


    
      	
        Insgesamt:

      

      	
        140.015 Personen

      
    

  


  Anmerkung: Die Gesamtzahl der Sonderbehandelten im letzten Lagebericht (16.–31.1.43) muß nicht 139.476, sondern 136.476 heißen.


  NARB, 655–1–3 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Vgl. Befehl SS-Kavallerie-Div./Ia/Ic v. 14.2.1943, BA-MA, RS 4/1033; Befehl SS-Reiter-Rgt. 3 v. 17.2.1943, ebd.


  


  


  179) Befehl Sonderkommando 4a vom 19.3.1943


  
    
      	
        Sonderkommando 4a

      

      	
        den 19.3.43

      
    


    
      	
        An alle Kommandoführer der SD-Außenkommandos persönlich

      

      	
        Geheim!

      
    

  


  Aufgabe von Sicherheitspolizei und SD ist die Erkundung und Bekämpfung von Reichsfeinden im Interesse der Sicherheit, im Operationsgebiet besonders die Sicherheit der Truppe. Neben der Vernichtung aktiv hervorgetretener Gegner sind durch vorbeugende Maßnahmen solche Elemente auszumerzen, die auf Grund ihrer Gesinnung oder Vergangenheit bei dazu günstigen Umständen als Feinde aktiv hervortreten können. Die Sicherheitspolizei führt diese Aufgabe entsprechend den allgemeinen Weisungen des Führers mit jeder erforderlichen Härte durch. Scharfes Durchgreifen ist besonders in bandengefährdeten Gebieten nötig. Die Zuständigkeit von Sicherheitspolizei im Operationsgebiet gründet sich auf die Barbarossa-Erlasse.


  Die in der letzten Zeit in erheblichem Maßstab durchgeführten sicherheitspolizeilichen Maßnahmen hielt ich aus zweierlei Gründen für notwendig: 1. Die Frontlage in meinem Gebiet hatte sich dermaßen zugespitzt, daß die Bevölkerung, z.T. beeinflußt durch die im chaotischen Zustand zurückflutenden Ungarn und Italiener, offen gegen uns Stellung nahmen. 2. Die starken Bandenzüge, vor allen Dingen aus dem Brjansker Wald kommend, waren ein weiterer Grund. Außerdem schossen in allen Rayons neue Bandengruppen, gebildet aus der Bevölkerung, wie Pilze aus der Erde. Die Beschaffung von Waffen bereitete offensichtlich keine Schwierigkeiten. Es wäre unverantwortlich gewesen, wenn wir diesem ganzen Treiben tatenlos zugesehen hätten. Daß jede Maßnahme Härten mit sich bringt, liegt auf der Hand. Als wesentliche Punkte der harten Maßnahmen nehme ich folgende heraus: 1. Die Erschießung der ungarischen Juden.1 2. Die Erschießung von Agronomen. 3. Die Erschießung von Kindern.2 4. Die restlose Niederbrennung von Dörfern. 5. Fluchten von SD-Häftlingen. Chef der Einsatzgruppe C bestätigte nochmals die Richtigkeit der durchgeführten Maßnahmen und sprach seine Anerkennung aus für das radikale Durchgreifen.


  Mit Rücksicht auf die augenblickliche politische Lage, vor allen Dingen in der Rüstungsindustrie in der Heimat, sind die sicherheitspolizeilichen Maßnahmen weitgehendst dem Arbeitseinsatz für Deutschland unterzuordnen.3 Die Ukraine hat in kürzester Frist 1 Million Arbeiter für die Rüstungsindustrie freizustellen, wovon aus unserem Gebiet täglich 500 Mann zu stellen sind. Die Arbeit der Außenkommandos ist daher ab sofort umzustellen. Hierzu wird folgendes angeordnet: 1. Sonderbehandlungen sind auf ein Mindestmaß zu beschränken. 2. Die Erfassung der KP-Funktionäre, Aktivisten usw. haben zunächst nur listenmäßig zu erfolgen, ohne Verhaftungen vorzunehmen. Es geht z.B. nicht mehr an, daß bei KP-Mitgliedern die nähere Verwandtschaft verhaftet wird. Auch Mitglieder des Komsomol sind nur dann festzunehmen, wenn diese in einer führenden Stellung tätig waren. 3. Die Tätigkeit der Arbeitsbehörden bzw. der Werbekommissionen sind weitgehendst zu unterstützen. Dabei wird es nicht immer ohne Zwangsmittel abgehen. Bei einer Besprechung mit dem Leiter der Arbeitseinsatzstäbe wurde vereinbart, daß überall dort, wo Entlassungen von Häftlingen vorgenommen werden können, diese dem Beauftragten der Arbeitsbehörde zur Verfügung gestellt werden. Bei der Überholung von Dörfern bzw. notwendig werdenden Niederbrennung eines Dorfes wird die gesamte Bevölkerung dem Beauftragten zwangsweise zur Verfügung gestellt. 4. Grundsätzlich werden keine Kinder mehr erschossen. 5. Die Bandenberichterstattung sowie Bandeneinsätze bleiben hiervon unberührt. Ich mache jedoch darauf aufmerksam, daß die Bandeneinsätze nur mit meiner Zustimmung zu erfolgen haben. 6. Die Gefängnisse sind grundsätzlich leer zu halten.


  Wir müssen uns darüber klar sein, daß der Slawe jede weiche Behandlung als Schwäche auslegt und sich sofort in solchen Momenten darauf einstellt. Wenn wir also durch obige Anordnung unsere harten sicherheitspolizeilichen Maßnahmen vorübergehend einschränken, so geschieht dies nur aus folgendem Grund: Das Wichtigste ist die Arbeiterbeschaffung. Eine Überprüfung der ins Reich zu verschickenden Personen erfolgt nicht. Es sind daher auch keine schriftlichen Bescheinigungen für politische Überprüfung und dergleichen abzugeben.


  gez. Christensen4

  SS-Sturmbannführer u. Kdr.


  IfZ, Nbg.Dok. USA-190


  


  


  


  1 Gemeint ist wahrscheinlich die Ermordung der jüdischen Zwangsrekrutierten in den Arbeitsbataillonen der ungarischen Armee, von denen 1942 rund 50.000 Mann mit hohen Verlustraten an der Ostfront eingesetzt waren; vgl. Randolph L. Braham: The Hungarian Labor Service System 1939–1945, New York 1977.


  2 Vgl. Olga Kucherenko: Little Soldiers. How Soviet Children Went to War, 1941–1945, Oxford 2011.


  3 Vgl. Karel C. Berkhoff: Harvest of Despair. Life and Death in Ukraine Under Nazi Rule, Cambridge 2004, S.260ff.


  4 Theodor Christensen, geb. 1905, Gärtner, 1930 NSDAP, 1931–1933 SA, dann hauptamtlich zum SD, 1934 Referent SD-HA, 1935 Ostuf., 1937 Stabsfhr. SD-LA Königsberg, 1940 Stubaf. u. Fhr. SD-Hauptaußenstelle Zichenau, 1942 KdS Tschernigow u. Kdr. SK 4a, 1944 zum Amt III im RSHA, dann Kdr. EK 12 bei EG G in Rumänien, Freispruch durch LG Darmstadt am 18.4.1969; BAB, BDC, SSO Theodor Christensen; BAL, ZK: Theodor Christensen.


  


  


  180) Tätigkeits- und Lagebericht Einsatzgruppe B für die Zeit vom 1.–31.3.1943


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        [Stempel: Geheim!]

      
    


    
      	
        Einsatzgruppe B

      

      	
        

      
    

  


  Tätigkeits- und Lagebericht für die Zeit vom 1. bis 31.März1943


  Allgemeine Lage und Stimmung. Berichtszeit 1.–31.3.43


  Die allgemeine Lage und Stimmung in der Zivilbevölkerung wurde auch noch in dieser Berichtszeit ausschliesslich von dem militärischen Geschehen bestimmt. Unter dem Eindruck der Stabilisierung der Front und der deutschen Gegenstösse, die u.a. zur Wiedereinnahme von Charkow führten, hat sich die Angstpsychose vor der Rückkehr der Roten Armee und die panikartige Haltung weiter Teile der Bevölkerung wieder etwas gelegt, doch ist nach wie vor eine erhebliche Unruhe festzustellen. Die Krise der vergangenen Wochen, die sich erst jetzt in ihrem ganzen Ausmaß überblicken lässt, hat auf das ganze Leben der Bevölkerung tiefgehende Rückwirkungen ausgeübt. Die Fragen: Warum gehen die Deutschen zurück? Wird unser Gebiet auch geräumt? Werden uns die Deutschen mitnehmen? Was wird aus unseren Habseligkeiten und wo sollen wir überhaupt hin, standen im Mittelpunkt aller Gespräche und Pläne. Nervosität und Panikstimmung gingen so weit, dass man nur noch von einem Tag zum anderen dachte und lebte. Die Bauern verspeisten oder verfütterten das aufgespeicherte Saat- und Brotgetreide, schlachteten ihr Vieh und gingen unter dem Eindruck der Evakuierungsgerüchte nicht mehr an die Landbestellung. Die Stadtbevölkerung trocknete Brot als Marschverpflegung und packte die Koffer. Disziplin und Arbeitswille liessen erheblich nach. Auch jetzt steht die Bevölkerung allen deutschen Verlautbarungen noch misstrauisch gegenüber. Die beruhigenden Versicherungen der deutschen Propaganda werden kritisch betrachtet; dagegen findet jedes Gerücht gläubige Aufnahme und jede aussergewöhnliche Maßnahme, sei sie auch noch so unbedeutend, wird von überängstlichen Gemütern im negativen Sinne ausgelegt. So sieht man z.B. hinter den deutschen Frontverkürzungen im mittleren Abschnitt keine frei gewählte strategische Maßnahme, sondern glaubt, dass die deutschen Truppen durch Feinddruck gezwungen wurden, sich zurückzuziehen. Man spricht deshalb vielfach von einer „neuen schweren Niederlage der Deutschen“. In Witebsk wurde eine zur Überholung erfolgte Entfernung der Tafel mit den Markierungen des Frontverlaufes dahingehend ausgelegt, dass man der Bevölkerung die Wahrheit vorenthalten wolle. Die Umsiedlung der Volksdeutschen im Witebsker Beeich wurde mit der bevorstehenden Aufgabe der Stadt in Zusammenhang gebracht usw. Die Feindseite trägt mit einer geschickten Propaganda und Gerüchtemacherei wesentlich dazu bei, eine deutschfreundliche Haltung und zuversichtliche Stimmung in der Bevölkerung zu untergraben. Eine örtliche Beunruhigung schaffen ausserdem die zahlreichen und schweren Luftangriffe der Sowjets auf einzelne Städte u.a. Orel, Brjansk, Karatschew, Roslawl, Gomel, Unetscha, Nowosybkow und Klinzy. Der angerichtete Sachschaden ist erheblich, die Zivilbevölkerung hat z.T. hohe Verluste. Vielfach hört man in russischen Kreisen Verwunderung darüber, dass die deutsche Abwehr so schwach sei. Man setzt Zweifel in die Schlagkraft der deutschen Waffen und behauptet, dass die Kampffähigkeit der Roten Armee im Wachsen begriffen sei. Andererseits gibt die Bevölkerung ihrer Empörung Ausdruck über die Angriffe der Sowjets auf „wehrlose Zivilisten“. Zu ihrem Schutz verlassen grosse Teile der Bevölkerung bei Anbruch der Dunkelheit die Städte und suchen in den Wäldern oder umliegenden Dörfern Zuflucht. In Karatschew hat die „Fliegerflucht“ einen derartigen Umfang angenommen, dass wegen Gefährdung des Arbeitseinsatzes Gegenmaßnahmen ergriffen werden mussten. Nach wie vor im Mittelpunkt des Interesses stehen die Evakuierungsmaßnahmen. Dabei ist besonders bei der Bevölkerung des Armeegebietes die Sorge vorherrschend, dass auch ihr noch das Schicksal der Evakuierung beschieden sein könnte. Zahllose Gerüchte tragen dazu bei, vor der Evakuierung Angst und Schrecken einzuflössen. So wird u.a. erzählt: Alle Leute seien zwangsweise mitgenommen worden. Man habe die Familien auseinandergerissen, nur die Arbeitsfähigen abtransportiert und ältere Leute sowie Kinder ihrem Schicksal überlassen. Flüchtlinge, die nicht weiterkönnten, würden erschossen. Die Betreuung der Flüchtlinge auf dem Marsch sei sehr schlecht, viele hätten Fleckfieber und keine ärztliche Hilfe. Die Flüchtlinge würden in Lagern mit Gefangenen zusammengebracht und genauso wie Gefangene behandelt. Es liegen aber auch Meldungen, besonders aus dem rückwärtigen Gebiet, vor, dass man die Planmäßigkeit der Evakuierung richtig erkannt habe. Die Mitnahme der Zivilbevölkerung aus den geräumten Frontgebieten sei ein Zeichen dafür, dass die deutsche Führung Herr der Situation sei. Deutschland wolle die russische Bevölkerung nicht einem unbestimmten Schicksal überlassen, sondern sorge für sie. Die Bekanntgabe, dass sich Deutschland dieser Familien annehmen und ihnen unter besseren Verhältnissen Grund und Boden zuweisen will (die Flüchtlinge sollen in der Ukraine angesiedelt werden), wurde nicht nur von den Evakuierten dankbar anerkannt, sondern auch von der übrigen Bevölkerung mit Genugtuung aufgenommen.


  In engem Zusammenhang mit dem Flüchtlingsproblem steht die Ernährungslage. Sie hat sich in den Rayons, in denen die Flüchtlinge durchgeschleust oder vorläufig untergebracht wurden, erheblich verschlechtert, da sie aus ortseigenen Mitteln mit unterhalten werden müssen. Die eingesessene Bevölkerung wurde zum Teil zu „Lebensmittelspenden“ für die Flüchtlinge gezwungen. Sie sucht sich dagegen zu schützen, indem sie die restlichen noch vorhandenen Lebensmittel vergräbt. Indirekt wirkt sich das wieder auf die Versorgung der Städte aus, die zwar selbst von Flüchtlingen nicht berührt werden, für die aber dadurch die Marktbeschickung seitens der Landbevölkerung in grossem Umfange ausfällt. Vereinzelt mussten auch in den Städten bereits wieder Rationskürzungen vorgenommen werden, um überhaupt bis zur Ernteeinbringung eine fortlaufende Verteilung gewährleisten zu können. Überall wird eine Verknappung an Kartoffeln gemeldet. Durch die enormen Preissteigerungen der letzten Wochen – in Orel ist z.B. 1 ltr. Butterschmalz innerhalb eines Monats von 900 auf 1800 Rubel gestiegen – ist eine zusätzliche Beschaffung von Lebensmitteln auf dem freien Markt fast unmöglich geworden. Selbst die bestbezahlten Beamten können sich für ein Monatsgehalt kaum 1 ltr. Butterschmalz kaufen. Es bleibt nur noch die Möglichkeit, Haushaltungsgegenstände und Kleider gegen Esswaren zu veräussern. Viele Stadtbewohner verfügen aber heute schon nur noch über das, was sie auf dem Leibe tragen; dagegen häufen sich bei den Bauern die Tauschobjekte mehr und mehr an. Beamte äusserten, dass man heute hungern müsse, wenn man ehrlich bleiben und nicht schieben und sich bestechen lassen wolle. Das Anwachsen der Kriminalität, die allgemein festzustellen ist, ist nicht zuletzt auf die schlechte Versorgungslage zurückzuführen. Das Spekulantentum nimmt überhand, Betteleien und Diebstähle bei Wehrmachtsküchen häufen sich, und bei der russischen Polizei mehren sich die Fälle von Bestechungen, Erpressungen und Plünderungen.


  Der Bandenterror hat sich örtlich weiterhin verschärft. Der Zulauf aus Kreisen von Hilfswilligen, Kriegsgefangenen, OD und landeseigenen Verbänden hält an. Die Stimmung der Bevölkerung in den Bandengebieten ist infolge Fehlens eines wirksamen deutschen militärischen Schutzes eine mehr und mehr müde und gleichgültige. Die dort wohnende Landbevölkerung ist ein „Spielball der Verhältnisse“;sie darf es weder mit den Banden, noch mit der deutschen Besatzungsmacht verderben. „Was können wir machen, wenn die Banditen in unser Dorf kommen und unser Eigentum plündern? Leisten wir Widerstand, erschiesst man uns und steckt unsere Häuser in Brand. Leisten wir keinen Widerstand, wird man sagen, Banden sind in eurem Dorf gewesen, ihr habt sie ernährt und habt also Verbindung zu ihnen. Deutsche Straftruppen werden kommen und unser Dorf anzünden“. So und ähnlich lauten die Äusserungen der Bauern. Sie wissen nicht mehr, was sie machen sollen, lassen den Dingen ihren Lauf in der Erwartung, dass ihnen doch so oder so der Untergang droht.


  Eine besondere Beachtung verdient noch die in der Berichtszeit bekanntgewordene Bildung eines russischen Nationalkomitees durch Generalleutnant Wlassow. Nach Meldungen aus Smolensk und Orel waren seit Wochen bereits Gerüchte darüber im Umlauf, die schliesslich durch den Besuch Wlassows bzw. durch die Veröffentlichung eines offenen Briefes Wlassows in der Zeitung „Retsch“ vom 20.3.43 ihre Bestätigung fand. Die Idee an sich wird, abgesehen von den bolschewistisch eingestellten Kreisen, allgemein begrüsst. Man sieht in der Bildung des Nationalkomitees und der russischen Nationalarmee den ersten Schritt zu einer autonomen nationalrussischen Regierung. Enttäuschung und vielfach Ablehnung rief dagegen die durch den veröffentlichten Aufsatz bekanntgewordene Tatsache hervor, dass es sich bei Wlassow um einen früheren Kommunisten handelt. Man misstraut Wlassow und hält seine in deutscher Gefangenschaft vollzogene „Bekehrung“ nicht für echt.


  Zusammenfassend ist festzustellen, dass hinsichtlich der militärischen Lage in der Bevölkerung eine wesentlich ruhigere Betrachtung Platz gegriffen hat. Die Haltung ist nach wie vor abwartend. Man hofft, dass das Frühjahr eine Klärung und eine Entscheidung auf das sehnlichst erwartete Kriegsende bringen wird.


  Tätigkeits- und Lagebericht der Abteilung I für die Zeit vom 1. bis 31.März1943


  1. Personalangelegenheiten


  a) Zu- und Abgänge: In der Berichtszeit waren bei der Einsatzgruppe B 12 Zu- und 8 Abgänge zu verzeichnen. b) Schutzmannschaften: Die Ukrainerkompanie wurde in der Berichtszeit weiterhin im Raume von Sluzk und Minsk zu Bandenerkundungs- und Bekämpfungsaktionen mit Erfolg eingesetzt. c) Auszeichnungen: In der Berichtszeit wurden 2 Eiserne Kreuze II. Klasse und 1 Kriegsverdienstkreuz I. Klasse mit Schwertern verliehen. d) Verluste: Keine.


  2. Gesundheitsbericht


  In der Berichtszeit waren 5 Fälle von Fleckfiebererkrankungen und 1 Fall von wolhynischem Fieber zu verzeichnen. In allen Fällen handelt es sich um Männer, die entweder auf Dienstreise oder auf Urlaub im Reich waren und die sich aller Wahrscheinlichkeit nach erst auf der Fahrt ins Reich oder auf der Rückfahrt infiziert haben müssen. Die ersten Krankheitssymptome traten meistens kurz nach ihrem Eintreffen an den hiesigen Bestimmungsorten auf. Im Allgemeinen kann der Gesundheitszustand aller Angehörigen der Einsatzgruppe B als zufriedenstellend bezeichnet werden. Die sonst während dieser Jahreszeit sehr häufig und akut verlaufenden Erkrankungen der oberen Luftwege sind in diesem Jahre nur in geringem Ausmaße beobachtet worden. Die Truppenverpflegung war gut und ausreichend.


  3. Organisationsangelegenheiten


  Der durch die Frontverkürzung bedingte Standortwechsel im Bereich des Sonderkommandos 7a wurde in der Berichtszeit beendet. Die neuen Standorte des Sonderkommandos 7a sind: Sitz des Stabes: Smolensk, der Truppe: Demidow, Duchowtschina, Jarzewo und Smolensk. Die Verwaltung und der Kraftfahrzeugpark sind dem Stab angeschlossen und befinden sich ebenfalls in Smolensk. Die Sicherungskommandos wurden in einer Kompanie zusammengefaßt und sind dem Trupp Demidow unterstellt. Im Bereich des Sonderkommandos 7c hat sich als zweckmäßig herausgestellt, 2 neue Trupps in Klimowitschi und Matisslawl in der Stärke von 1:10 aufzustellen. Beide Trupps haben am 23.3.43 ihre neuen Quartiere bezogen. Der Trupp Jelnja wurde am 18.3.43 zurückgezogen und aufgelöst. Die Männer dieses Trupps wurden auf die neuaufgestellten Trupps Klimowitschi und Matisslawl verteilt. Der Trupp Schumjatschi ist bestehen geblieben. Im Bereich des Einsatzkommandos 9 wurde in Angleichung an die Organisation der Kriegsverwaltung eine Neuorganisation der Zuständigkeitsbereiche erforderlich: I. Im Armeegebiet des Pz.AOK 3: 1.) Hauptkommando in Witebsk – für den Bereich der Kommandantur Witebsk (Stadt und Rayon Witebsk), 2.) Trupp Polozk – für den Bereich der Sicherungsdivision 201 bezw. Feldkommandantur 719 (Polozk), 3.) Trupp Sebesh – für Bereich des Korück 590 bezw. Feldkommandantur 247 (Idriza) sowie für das Korpsgebiet XXXXIII. und LIX. AK. Dieser Trupp ist am 12.3.43 neuaufgestellt und in Sebesh stationiert worden, 4.) Trupp Gorodok – für das Korpsgebiet des II. Luftwaffenfeldkorps – bezw. Feldkommandantur 815 (Gorodok) – (ohne die Rayons Surash und Uswjaty), 5.) Teiltrupp Newel (im Bereich des Trupps Gorodok) – für die Rayons Newel und Oserischtsche, 6.) Trupp Surash – für die Rayons Surash und Uswjaty im Korpsgebiet des II. Lw-Feldkorps. II. Im Heeresgebiet Mitte: 7.) Trupp Lepel – für den Bereich der Feldkommandantur Lepel, 8.) Teiltrupp Beschenkowitschi – für die Rayons Beschenkowitschi und Senno im Bereich des Trupps Lepel, 9.) Trupp Borissow – für den Bereich der Feldkommandantur Borissow, 10.) Teiltrupp Cholopenitschi – für die Rayons Cholopenitschi und Krupka im Bereich des Trupps Borissow, 11.) Teiltrupp Tolotschin – für die Rayons Tolotschin und Krugloje im Bereich des Trupps Borissow.


  Tätigkeits- und Lagebericht der Abteilung II für die Zeit vom 1. bis 31.März1943


  A. Haushalts- und Wirtschaftsangelegenheiten


  1.) Verpflegung


  Die für den Gruppenstab gefaßte Verpflegung war weiterhin abwechslungsreich und ausreichend. Die Fleischrationen wurden je Woche auf 1100 gr. erhöht. Die Verpflegung des SK 7b – Orel – hat sich infolge der dortigen Gesamtlage verschlechtert. Mit einer alsbaldigen Besserung der Verpflegungslage bei diesem Kommando ist jedoch zu rechnen. Die Klagen des EK 9 über die schlechte Verpflegung sind noch nicht verstummt. Neuerdings wird eine weitere Verschlechterung der beim zuständigen AVL gefaßten Verpflegung gemeldet. Die Zuteilung von Heeresmarketenderwaren ist allgemein auf ein Minimum herabgesunken. Mit einer vermehrten Lieferung dürfte auch nicht mehr zu rechnen sein. Es ist erwünscht, wenn das RSHA Marketenderwaren – Feuerzeuge, Alkohol, Toilettenartikel und sonstige Gegenstände des täglichen Bedarfs – zu annehmbaren Preisen liefern würde. In ein bis zwei Wochen wird die Wetterlage die Aussaat der vom RSHA erhaltenen Gemüsesamen gestatten (Mistbeetkulturen).


  2.) Bekleidung und Ausrüstung


  Die Außentemperatur ist soweit angestiegen, dass die Winterausrüstung, insbesondere die Pelzbekleidung, nach und nach eingezogen und auf den Bekleidungskammern gelagert werden kann. Der Bedarf an Stiefelhosen kleiner Größen und Wettermänteln besteht nach wie vor. Der Bedarf an Sommersachen wird demnächst besonders angefordert. Bisher wurden die bei den Kommandos eingestellten Hilfswilligen – Dolmetscher, Ukrainer, sonstiges einheimisches Personal –, soweit im dienstlichen Interesse erforderlich, mit abgetragenen Uniformen versehen. Dieser Handhabung wird in Zukunft nicht mehr entsprochen werden. Besondere Schwierigkeiten bereitet die einheitliche Einkleidung der beim EK 9 aufgestellten Schutzmannschaft. Die hierüber bisher mit der Wehrmacht geführten Verhandlungen lassen erkennen, dass die Wehrmacht kaum in der Lage sein wird, genügend Uniformen usw. zu liefern. Es wäre notwendig, dass geeignete Uniformen durch das RSHA zur Verfügung gestellt werden.


  3. Unterkunft


  Die Arbeiten zur Verbesserung der Unterkünfte und Luftschutzräume nehmen ihren Fortgang. Die Trupps des SK 7c, die infolge der Frontverkürzung neue Unterkünfte beziehen mussten, sind den Verhältnissen entsprechend gut untergebracht. Für die Unterbringung der beim EK 9 stationierten Schutzmannschaft hat die Standortkommandantur einen großen Saal zur Verfügung gestellt. Dieser entspricht zwar nicht den Anforderungen, jedoch hofft man durch bauliche Maßnahmen eine gute Lösung zu finden. An Stelle der bisher als Gefängnis benutzten Kellerräume in der Unterkunft des EK 9 werden die Kellerräume eines im Gebäudekomplex des EK 9 liegenden Hauses zweckentsprechend ausgebaut. Es sind Einzel- und Gemeinschaftszellen vorgesehen.


  4. Zahlung der Gebührnisse


  Die im Befehlsblatt angekündigte neue VaE., die mit Beginn des Rechnungsjahres 1943 in Kraft treten sollte, liegt hier noch nicht vor. Bis zum Eintreffen der neuen Vorschrift und den neu eingeführten Vordrucken wird nach den alten Richtlinien verfahren. Der Einsatzgruppe ist die wirtschaftliche Betreuung des im Rahmen des Unternehmens Zeppelin errichteten Lagers in Glebokie übertragen worden. Glebokie liegt in Weißruthenien und ist von keinem Kommando der Einsatzgruppe unter einigermaßen günstigen Umständen zu erreichen. Aus Gründen der Zweckmäßigkeit ist der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD f. d. Bezirk Weißruthenien in Minsk gebeten worden, die Betreuung des Lagers zu übernehmen. Dem Amt VI ist ein entsprechender FS-Bericht vorgelegt worden.


  B. Technische Angelegenheiten


  1.) Funkwesen


  Der Funkspruchumsatz der Leitfunkstelle betrug in der Berichtszeit: Ausgänge: 70 mit 4671 Worten, Eingänge: 138, Übermittlungen: 81. Die Verkehrsabwicklung war gut. In Marsch gesetzt wurden drei neue Funkstellen, deren voraussichtliche Einsatzorte Bobruisk, Gomel und Sebesh sind. Wegen Aggregatstörung sind die Funkstelle Roslawl seit 15.3. und die Funkstelle in Orel seit dem 20.3. ausgefallen. Der Zeitpunkt der Inbetriebnahme ist unbestimmt, wahrscheinlich kann sie erst nach Eintreffen der vor längerer Zeit beim RSHA angeforderten Reserveaggregate erfolgen. Grosse Schwierigkeiten sind mit den bei den Funkstellen vorhandenen Hansa-Aggregaten aufgetreten. An einigen Stellen wurden durch Bombenangriffe die örtlichen E-Werke zerstört, so dass die Funkstellen nur auf Aggregatbetrieb angewiesen waren. Bisher sind vier Aggregate infolge Schäden an der Kupplung und Fressen der Kolben ausgefallen. Der letztere Schaden ist darauf zurückzuführen, dass die empfindlichen hochtourigen Maschinen den stellenweise zur Verwendung kommenden schlechten Betriebsstoff nicht vertragen. Die Schäden können von den Wehrmachtwerkstätten nicht behoben werden, da diese Maschinen bei der Wehrmacht nicht eingeführt sind und dort daher keine Ersatzteile vorhanden sind. Reparatur in der Werkstatt der Leitfunkstelle ist ebenfalls nicht möglich, weil die angeforderten Ersatzteile nicht geliefert wurden. Die defekten Aggregate müssen daher an das RSHA zurückgesandt werden. Da die hauptsächlich für den Betrieb der Leitfunkstelle notwendigen grösseren Aggregate noch nicht geliefert wurden, ist die LFS für den Verkehr mit Berlin auf den neuerdings wieder sehr unregelmäßigen Stadtstrom angewiesen. Da hiervon auch der Fernschreiber betroffen wird, ist die Betriebssicherheit der Nachrichtenmittel des Gruppenstabes nicht in dem erforderlichen Maß gewährleistet. Das vorhandene grosse 50 KW-Dieselaggregat kann nicht verwendet werden, da die Maschine durch Funk und Fernschreiber nur zu 5–10% belastet wird und eine derartige Unterbelastung auf die Dauer nicht verträgt. Ausserdem ist der Betriebsstoffverbrauch viel zu hoch. Es wäre daher angebracht, das vom RSHA – II D 2 – für die Einsatzgruppe beschaffte 15 KW-Aggregat und die vom BDS Oslo zur Verfügung gestellten drei 5 KW Aggregate einem der nächsten Transporte hierher mitzugeben. Wie bereits gemeldet, trafen im Januar vier neue Funker ein. Drei von ihnen wurden jetzt nach Einarbeitung und Ergänzung ihrer Ausbildung im Gruppenbereich als Funker eingesetzt. Der vierte ist weder als Funker noch als Hilfskraft im Funkdienst zu verwenden. Es ist aufgefallen, dass diese vier Männer technisch ganz ungeschult waren.


  2.) Drahtnachrichten


  Anfang März trafen die Siemens-Monteure zum Aufbau der neuen Fernsprechanlage ein. Die Arbeiten sind soweit fortgeschritten, dass mit der Inbetriebnahme der Vermittlung für Mitte bis Ende April zu rechnen ist. Die Fertigstellung der gesamten Hausanschlüsse wird etwa zwei Wochen länger dauern. Die Telefonverbindungen im Gruppenbereich zu den einzelnen Kommandos und bei den Kommandos waren schlecht. Der FS-Umsatz der Fernschreibstelle beim Gruppenstab betrug: Ausgänge: 211, Eingänge: 281, Übermittlungen: 16. Der Fernschreibbetrieb hat sich in der Berichtszeit den Umständen nach sehr gut abgewickelt. Der Betrieb in das rückwärtige Gebiet ging reibungslos und schnell vor sich. Er war zu den Kommandos, soweit nicht vorübergehende und kurzzeitige Überbeanspruchung der Leitungen vorlag, ebenfalls schnell und reibungslos. Es ist dies vor allem eine Folge der sehr guten Zusammenarbeit mit der FS-Vermittlung der Wehrmacht in Smolensk. Seitens der Wehrmacht ist geplant, die grosse FS-Vermittlung der Wehrmacht im Zuge der allgemeinen Rückverlegung nach Orscha und Minsk zurückzunehmen. In Smolensk soll dann nur eine kleine FS-Vermittlung für das AOK bleiben. Als Folge muss mit einer erheblichen Verschlechterung im Fernschreibetrieb der Gruppe gerechnet werden.


  3.) Fotowesen


  Das Fotolabor war in der Berichtszeit stark in Anspruch genommen. Die anfallenden Arbeiten konnten im Wesentlichen alle erledigt werden.


  4.) Teilzeugamt


  In der Berichtszeit wurde eine Bestandsaufnahme durchgeführt. Da genaue Anweisungen über die buchmäßige Führung des Teilzeugamtes nicht vorlagen, wurde bisher das Bestandsbuch in Form eines Eingangsbuches geführt. Die Ausgänge wurden lediglich durch Einzelbelege nachgewiesen. Mit der Bestandsaufnahme wurde an Hand der Belege das von der Reichsverwaltungsordnung vorgeschriebene Gerätebestandsbuch angelegt.


  5.) Kraftfahrwesen


  a) Allgemein: Im Monat März 1943 wurden die Kommandos EK 8, EK 9, SK 7a und SK 7c kraftfahrtechnisch überprüft. Bei den EK 8, EK 9 und SK 7c waren die Fahrzeuge bis auf kleinere Schäden in Ordnung. Das SK 7a hat durch die Rückverlegung, die auf schlechtesten Wegen durchgeführt werden musste, verschiedene grössere Reparaturen an den Kraftfahrzeugen. Einzelne Fahrzeuge des Kommandos wurden in der Werkstatt des Gruppenstabes instandgesetzt. 3 Pkw’s und 1 Sanka wurden zur Nachschubstelle Ost nach Warschau verladen, wo bereits Ersatzfahrzeuge bereitstehen und in Kürze abgeholt werden. Das SK 7c erhielt zusätzlich 2 Pkw’s Mercedes 170 V und 1 Lkw Ford V 8. Bei diesem Kommando wurde der SS-Hauptscharführer Wigger, der als Ersatzmann hier eingetroffen ist, als Fahrdienstleiter eingesetzt. Bei dem EK 8 traten Betriebsstoffschwierigkeiten auf, die jedoch zur Zufriedenheit des Kommandos beseitigt werden konnten. Ersatzfahrzeuge, die mit der Bahn von der Nachschubstelle Ost nach Mogilew befördert wurden, waren teilweise in schlechtem Zustand. Es mussten erst verschiedene Maschineninstandsetzungen vorgenommen werden, damit die Fahrzeuge eingesetzt werden konnten. Dieser Mißstand ist in Berlin und Warschau besprochen worden. Für die Zukunft wurde Abhilfe zugesichert. Beim EK 9 sind sämtl. Fahrzeuge vollständig in Ordnung. Das Kommando erhält den Betriebsstoff von dem Panzer-AOK 3. Lediglich die Teiltrupps in Lepel und Borissow werden noch von hier mit Betriebsstoff versorgt. Eine Überprüfung des Fahrzeugbestandes des SK 7b konnte bis jetzt noch nicht vorgenommen werden. Laut der hier vorliegenden Berichte des Kommandos und Rücksprache mit dem dortigen Fahrdienstleiter ist der Kraftfahrzeugbestand in Ordnung. 6 Pkw’s und 1 Lkw Peugeot wurden zur Aussonderung gemeldet. Ersatzfahrzeuge sind angefordert. Die Fahrzeuge des Gruppenstabes sind bis auf versch. kleinere Schäden in Ordnung. 3 Pkw’s wurden an die Nachschubstelle Ost in Warschau überführt, 1 Ersatzfahrzeug ist bereits abgeholt. Kraftfahrer: Die von den Heimatdienststellen in letzter Zeit hier eintreffenden Ersatzkraftfahrer sind fast durchweg nicht einsatzfähig. Die Fahrer haben schwere körperliche Schäden. Es mussten in der letzten Woche 3 Fahrer aus diesen Gründen wieder in die Heimat zurückgeschickt werden. Ein weiterer Fahrer hat an der linken Hand nur noch den kleinen Finger. Er ist vorläufig als Tankwart und Lagerverwalter eingesetzt und muss nach Eintreffen des Ersatzmannes ebenfalls wieder in die Heimat zurückgehen. b) Ersatzteile: Eine Ersatzteilbeschaffung ist in Smolensk durch die Rückverlegung der Heereswerkstätten kaum noch möglich. Es musste deshalb in der Berichtszeit zweimal ein Lkw nach Borissow geschickt werden, um dort bei dem Heeresersatzteillager Mitte die nötigsten Teile zu beschaffen. Außerdem konnte in Berlin, Posen und Warschau eine grössere Anzahl Ersatzteile und Zubehör beschafft werden, die auch gleich mit den neu zugewiesenen Lkw’s nach hier befördert wurden. An die EK 8 und 9 sowie SK 7c wurde von diesen Teilen bereits eine Anzahl abgegeben. c) Betriebsstoff: Die Versorgung erfolgt weiterhin durch die Heeresgruppe Mitte-Abtlg. Qu/K in Mogilew. Die augenblickliche Betriebsstofflage beim Gruppenstab kann als gut bezeichnet werden. Die eiserne Reserve des Gruppenstabes konnte auf 5000Liter erhöht werden. In Mogilew gelang es, von der Abtl. Qu/K der Heeresgruppe Mitte für das Kommando zusätzlich 1000Liter Kraftstoff zu beschaffen. Ausserdem erhält das Kommando in Zukunft monatlich 1450Liter für das dort stationierte z.b.V.-Kommando. Für die Funkstelle des Unternehmens Z konnte ebenfalls eine zufriedenstellende Regelung in Bezug auf Dieselölversorgung erreicht werden. d) Bereifung: Durch die Abgabe mehrerer Reifen an das SK 7c und starken Eigenverbrauch infolge der zurzeit herrschenden schlechten Wegeverhältnisse sind verschiedene Reifengrößen vergriffen. Eine Neubeschaffung beim Reichsreifenlager in Minsk ist in Kürze erforderlich. e) Unfall: Bei der Abholung der Marketenderware in Königsberg verunglückte die Zugmaschine des Gruppenstabes mit 2 schweren von der Wehrmacht geliehenen Anhängern. Diese wurde dabei sehr stark beschädigt und einem HKP in Minsk zur Instandsetzung übergeben. Als für den Abtransport der Marketenderware von der Unfallstelle von hier aus 4 weitere Lkw’s in Marsch gesetzt worden waren, stieß ein Lkw Ford V 8 in der Dunkelheit mit einem 2. Lkw, beide vom Gruppenstab, zusammen. Dabei wurde der Lkw Pol-91.150, Fahrer SS-Unterscharführer Brehme, sehr stark beschädigt. Da eine Instandsetzung dort nicht erfolgen konnte, musste das Fahrzeug zur Nachschubstelle Ost nach Warschau verladen werden. Unfallberichte sind gefertigt.


  Kulturelle Gebiete


  Propaganda (Berichtszeit 1.3.43 bis 31.3.43)


  A. Feindpropaganda


  1. Propaganda für den deutschen Soldaten


  Nach der Zunahme der Feindpropaganda für den deutschen Soldaten in den vergangenen Monaten ist seit der letzten Berichterstattung die Flugblatt- und Mundpropaganda erheblich schwächer geworden (Mogilew, Orel, Smolensk, Witebsk, Polozk, Borissow, Lepel). Die Festigung der deutschen Ostfront zusammen mit den Erfolgsmeldungen deutscher U-Boote hat der feindlichen Propaganda einen Teil ihrer Wirkung genommen. Während in Smolensk, Demidow und Jarzewo die Feindpropaganda überhaupt nicht oder nur ganz schwach in Erscheinung trat, meldet Roslawl eine Zunahme der feindlichen Flugblattpropaganda mit der Feststellung, daß eine Menge alten Materials zum Abwurf gelangte, so z.B. die „Front-Illustrierte“ Nr.19 v. August 42, – „Stimmt das – oder stimmt das nicht?“ oder „Ausländer nehmen Deinen Platz ein“. Aus Orel heißt es, daß die Sowjets nach wie vor noch versuchten, die Ereignisse um Stalingrad in einigen Flugblättern propagandistisch auszunutzen, indem sie unter Hinweis auf die „Gefangennahme des Generalfeldmarschalls Paulus und zahlreicher Offiziere und Soldaten“ zum Überlaufen auffordern. Hierzu fordern die meisten aufgefundenen Flugblätter die deutschen Soldaten in der bekannten Weise mit markanten Schlagzeilen, wie „Der beste Ausweg für die Soldaten ist: Hitler den Rücken zu kehren, die Waffen niederzulegen und sich gefangenzugeben!“ auf. Ein Flugblatt ist durch Überdruck mit großen, roten Lettern auf der ersten Seite „Gebt Euch gefangen!“ besonders aufgefallen. In einem Flugblatt „Nur Dummköpfe kommen um!“ heißt es u.a.: „Mit jedem Tag wächst die Zahl der deutschen Soldaten, die für die hoffnungslose Sache Hitlers nicht verrecken wollen …“ – „Die Zahl dieser Soldaten ist bereits so groß, daß die Hitlerregierung es nicht mehr wagen kann, Massenhinrichtungen vorzunehmen oder Strafmaßnahmen gegen ihre Familien anzuwenden, sondern sich mit der Isolierung der Flüchtlinge in Konzentrationslagern begnügen muß.“ In Flugblättern, wie „Wie wir uns gefangengeben!“ – „Wir sind außer Gefahr – Kameraden aus der 208. I.D.“ und „Wie war es, deutsche Soldaten?“ werden Schilderungen und Hinweise über die Gefangengabe deutscher Soldaten, sogar ganzer Einheiten, wiedergegeben und versucht, durch Namensnennung angeblich übergelaufener Soldaten den Inhalt glaubhaft zu machen. Die Flugblätter sind stets mit einem umrandeten „Passierschein“ bedruckt. Ein Flugblatt der „Abteilung für Angelegenheiten der Gefangenen der Mittelfront“ in Form einer Bescheinigung soll den deutschen Soldaten vor Augen führen, daß den freiwillig sich ergebenden Gefangenen von den Sowjets Sonderrechte geboten werden, so z.B. bessere Verpflegung, freie Wahl der Arbeit, Teilnahme an der Leitung der Kriegsgefangenenlager usw. Im Raume Gomel wurde ein Flugblatt mit dem Bild eines deutschen Soldaten und der Unterschrift „Jetzt bin ich schon 1 1/4 Jahr in russischer Gefangenschaft, und ich muß sagen, man ist immer gut zu mir gewesen“ verbreitet. Darunter ist Leutnant Heinrich Graf v. Einsiedel, Jagdflieger im Jagdgeschwader Udet und angeblich ein Urenkel des Reichskanzlers v. Bismarck in der Bibliothek eines Gefangenenlagers abgebildet. Das Bild trägt die Unterschrift „Die Russen kämpfen nicht gegen Wehrlose. In jedem Kriegsgefangenen respektieren sie die Menschwürde.“ Mit psychologisch sehr geschickten Flugblättern und den Schlagzeilen „Rettet Euch für Eure Familie“ appellieren die Sowjets immer wieder an die Familienväter. So ist besonders ein Flugblatt mit dem Bild einer weinenden Mutter mit ihrem Kind, der Todesanzeige eines deutschen Soldaten mit dem Aufdruck „Warum weinst Du, Mutti?“ hervorzuheben. Die Rückseite enthält ein Gedicht von Erich Weinert, das beginnt „Warum ich weine! Mein armes Kind, weil wir nun beide verlassen sind! Für immer vorbei unser stilles Glück. Dein lieber Vater kommt nie mehr zurück. Wie hab ich ihn doch beim Abschied geküsst und ihn beschworen: Mein einziger Lieber, wart nicht, bis es zu spät für Dich ist! Ich will Dich nicht verlieren! Lauf über! Dann ist zu Ende mein großes Leid, dann weiß ich, Du bist in Sicherheit! …“ Ein anderes Flugblatt zeigt Gefallene mit einem weinenden Kind und der Schlagzeile „Papi ist tot – Klag Hitler an! – Der hat es getan!“. Diese Flugblätter wenden sich gleichzeitig auch an die deutschen Frauen und sollen ihnen vor Augen führen, „welch Leid Hitler über die deutschen Familien“ gebracht hat. Sie fordern alle auf, sich gegen den Krieg zu erheben und nicht länger zu schweigen. Ein neuartiges Flugblatt „Ist Deiner dabei?“ wendet sich „an unsere Berliner“. Es zeigt auf der Vorderseite 36 Soldatenköpfe aus Berlin und endet mit dem Schlußsatz „Berliner! Noch ist es nicht zu spät, helft Deutschland retten! … Denkt an das Wort des großen Freiheitsdichters Herwegh: „Alle Räder stehen still, wenn Dein starker Arm es will!“ Mit dem Flugblatt „Amerika sagt!“ versuchen die Sowjets durch Wiedergabe amerikanischer Presseberichte die angegebenen Ausmaße ihres Sieges zu bekräftigen. Ferner wurde in einem Flugblatt an das schaffende Volk Deutschlands mit dem Hinweis appelliert, daß Hitler „halb Europa zum Kriegsschauplatz gemacht hat und daß jetzt auch Deutschland selbst Kriegsschauplatz geworden ist“. Das Flugblatt ist unterzeichnet von ehemaligen kommunistischen Reichstagsabgeordneten. Ein weiteres Flugblatt: „Was geht in Deutschland vor?“ kritisiert in der bereits bekannten Weise die „totale Mobilmachung Deutschlands“. Es versucht, die deutschen Soldaten von der Einberufung der 15-jährigen zu überzeugen und führt zur Bestärkung der Angaben Zeilen des Berliner Lokalanzeigers v. 15.2.43 an. Auch unter der Überschrift „Das Schicksal einer deutschen Familie“ wird ein Brief einer Kriegerwitwe veröffentlicht, in dem diese Frau das „bittere Leid, das sie mit ihren Kindern in Deutschland durchmacht“, schildert. Das Blatt schließt mit den Worten „Weigert Euch, weiterzukämpfen! Stürzt das Naziregime, das Regime der Sklaverei, des Hungers und des Krieges!“ Aus Orel wird ein Einzelfall der innerfeindlichen Propaganda gemeldet, wonach in einer Zeitung aus der Heimat ein vierseitiges Flugblatt gefunden wurde, das „die Verfolgung der Religion im dritten Reich“ behandelt und eine Denkschrift der Fuldaer Bischofskonferenz vom 18.12.42 an die Reichsregierung wiedergibt. Dieses Flugblatt ist erstmalig und bis jetzt nur in einem Exemplar aufgetaucht. Auffallend ist die besondere Hervorhebung der religiösen Lage in den neu eingegliederten Ostgebieten.


  2. Feindpropaganda für die russische Bevölkerung


  a) Flugblattpropaganda: Die nach dem Fall von Stalingrad zugenommene Intensität der sowjetischen Propaganda für die russische Bevölkerung in den von deutschen Truppen besetzten Gebieten war auch in der Berichtszeit noch weiterhin äusserst rege. Unter Hinweis auf die großen Erfolge der Roten Armee fordern die Sowjets die russische Bevölkerung zum Kampf gegen die „deutschen Unterdrücker“ auf und bringen gleichzeitig Befehle Stalins zur Kenntnis. In erster Linie wird die Bevölkerung zur Unterstützung der Partisanen mit den Befehlen aufgerufen: Brücken sprengen, Nachrichtenleitungen zerschneiden, Munitions- und Lebensmittellager der Deutschen vernichten, den Roten alle Wahrnehmungen über deutsche Truppenverschiebungen melden, Strassen unter ständiger Kontrolle halten und unpassierbar machen, deutsche Autotransporte überfallen! Derartige Befehle enden dann mit den Worten „Nicht ein Deutscher darf auf unseren Wegen durchkommen! Unsere Strassen müssen Gräber für die deutschen Räuber werden!“ Ein Sonderflugblatt enthält einen Ukas des Präsidiums der Obersten Sowjets vom 2.2.43 über die Stiftung der Medaille 1. u. 2. Klasse für die Partisanen des vaterländischen Krieges. Ein vom Sekretär des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Weißrußlands herausgegebenes Flugblatt wendet sich an die „Starosten, Polizisten, Angestellte der Stadtverwaltung und Kommandantur, die von den deutschen Okkupanten betrogen worden sind und aus Angst für diese Dienst tun“. Es heißt darin u.a.: „Wir sagen Euch ganz offen, euer Verschulden der Heimat gegenüber ist sehr groß, und wenn ihr weiterhin den Deutschen dient, so könnt ihr der strengsten Strafe gewiß sein. Es gibt nur eine Möglichkeit, Euch zu verzeihen, wenn ihr nämlich anfangt, ehrlich für das sowjetische Volk zu arbeiten.“ Um sich der Schuld der Mitarbeit bei den deutschen Dienststellen zu befreien, wird die Bevölkerung ausserdem zum Überlaufen aufgefordert, um so ihrem Vaterlande zu dienen und zu „sühnen“. Wie aus Witebsk hierzu berichtet wird, ist die Bevölkerung durch die in letzter Zeit durchgeführte Säuberung verschiedener Ortschaften von Banden zuversichtlicher geworden und schenkt daher dieser Propaganda keinen allzu großen Glauben mehr. In Gomel kamen bei den starken Luftangriffen zahlreiche Flugblätter zum Abwurf, die bei der Bevölkerung im Allgemeinen eine ablehnende Aufnahme mit den Worten fanden: „Die reden uns als Bruder und Schwester an, wo sie jede Nacht unser letztes Hab und Gut bombardieren.“ In einem in Witebsk erfassten Flugblatt wenden sich die Sowjets an die Bevölkerung mit dem Aufruf, der deutschen Propaganda in Zukunft keinen Glauben mehr zu schenken.


  b) Feindliche Flüsterpropaganda: Wie schon im letzten Lagebericht angeführt wurde, macht sich gegenüber der Flugblattpropaganda die feindliche Flüsterpropaganda stärker bemerkbar, wenn auch die der Flüsterpropaganda entsprungenen Gerüchte meist mit gemischten Gefühlen aufgenommen werden. Vor allem hat die z.Zt. vorgenommene Umsiedlung der Volksdeutschen aus Witebsk und Umgebung Beunruhigung unter der russischen Bevölkerung hervorgerufen. So heißt es u.a.: Witebsk: Die Deutschen gehen überall zurück. Alle Volksdeutschen werden evakuiert, und die russische Bevölkerung wird ihrem Schicksal überlassen. Die Stadt wird aufgegeben, da bereits schon die Feldkommandantur ihren Sitz verlegt hat. Newel: Die Gerüchte um eine bevorstehende Evakuierung der Stadt sind noch nicht verstummt. Polozk: Die Absiedlung der Volksdeutschen in das Reichsgebiet wird nicht unausgenützt gelassen, um den deutschen Belangen Schaden zuzufügen, d.h. die uns ergebene Zivilbevölkerung zu beunruhigen. Der Arbeitseinsatz nach Deutschland wird als eine direkte Strafe hingestellt. Man zieht Vergleiche mit der russischen Verbannung. Diesen und ähnlichen Gerüchten tritt, wie aus Witebsk berichtet wird, das Pz.AOK 3 durch Sendungen im Drahtfunk aufklärend und wirksam entgegen. Durch diese Gegenpropaganda konnte eine gewisse Beruhigung in der Bevölkerung schon bald erzielt werden. An weiteren Gerüchten konnten festgestellt werden: Borissow: Es laufen u.a. folgende Gerüchte: 1. Die Banden haben Lepel zerstört. 2. General Wlassow kommt ins hiesige Gebiet und führt Zwangsrekrutierungen für die Volksarmee durch. 3. In Mogilew und Orscha sind Angehörige der Volksarmee zu den Banden übergelaufen. 4. Die Rote Armee steht unmittelbar vor Smolensk. 5. Stalin hat noch 80Millionen Soldaten zur Verfügung. 6. Der Übertritt der Türkei auf die Seite der Achsengegner steht bevor. Sebesh: In der Berichtszeit war die Mund- und Flüsterpropaganda, insbesondere durch die Banden, sehr rege. Im Einzelnen werden folgende Gerüchte in Umlauf gesetzt: 1. Die deutsche Armee befindet sich nach wie vor im Zurückgehen. 2. Die Roten haben erneut große Erfolge bei Welikije-Luki und Charkow errungen. 3. Die Deutschen führen auf ihrem Rückzug alles mit sich fort. „Ein gewisser Erfolg dieser Propaganda hat sich durchaus bemerkbar gemacht. So konnte in mehreren Fällen festgestellt werden, daß Bauern tatsächlich aus Angst vor den zurückgehenden Deutschen sich in die Wälder geflüchtet hatten“ (Sebesh). Die gesamte Flüsterpropaganda wird durchaus geschickt betrieben, da die bolschewistische Propaganda zur Verbreitung ihrer Parolen sich hauptsächlich Analphabeten und älterer Leute bedient, von denen unmöglich die Entstehungsherde in Erfahrung zu bringen sind. Aus Roslawl heißt es in diesem Zusammenhang, daß es notwendig ist, eine systematische Überwachung dieser Leute durchzuführen, um eventuell sowjetische Agenten hierbei zu ermitteln. Erfahrungsgemäß hat sich in den meisten Fällen herausgestellt, daß die Abteilungen des OD hierfür noch viel zu wenig ausgebildet sind und zu plump arbeiten. Es ist daher eine gründliche Propaganda von einer großen Anzahl zuverlässiger Propagandisten in Stadt und Land notwendig, die in erster Linie Ärzte oder Lehrer sein können. Es wird darauf hingewiesen, daß unter der sowjetischen Herrschaft fast in jeder Versammlung einige Lehrer als Redner auftraten; jetzt dagegen würden sie in keiner Form in Erscheinung treten. Die Lehrer hüllen sich meist in ein „zweideutiges Schweigen, das auf die ältere Bevölkerung meist als reine Bestätigung der Parolen wirkt. Nach Ansicht maßgeblicher Kreise ist es unbedingt erforderlich, den abwartenden Teil der Lehrerschaft sofort vom Dienst zu entheben und die wertvollen zur aktiven Propaganda heranzuziehen“ (Roslawl).


  B. Deutsche Propaganda1


  1. Zeitungen, Zeitschriften, Plakate, Flugblätter


  Die Stabilisierung der Ostfront, die Erfolge am Südabschnitt und die Sondermeldungen über die Erfolge deutscher U-Boote kamen der deutschen Propaganda in der Berichtszeit gut zu Hilfe, wodurch sogar teilweise Möglichkeiten einer aktiveren Tätigkeit gegeben waren (Orel, Witebsk). Besonders die Presse hat hiervon ausgiebig Gebrauch gemacht. Mit politischen Artikeln und lokalen Berichten konnte sie wesentlich zur Beruhigung der russischen Bevölkerung beitragen. Trotzdem leidet die deutsche Propaganda nach wie vor unter Papierknappheit, schlechten Verkehrsverhältnissen und ständiger Bandengefahr. Aus Demidow und Jarzewo wird gemeldet, daß das zur Verteilung gelangende Material weit hinter den Anforderungen zurückbleibt oder sogar, abgesehen vor zufällig anfallenden Zeitungen, überhaupt kein Propagandamaterial ankommt. Aus Roslawl dagegen heißt es, daß die deutsche Propaganda im Frontgebiet „in verstärktem Maße eingesetzt“ war, indem drei verschiedene neue Flugblätter an den Feind gebracht wurden unter besonderer Berücksichtigung des Pseudopatriotimus Stalins, des russischen nationalen Empfindens und der Abwehr der bolschewistischen Greuelpropaganda über das Leben in deutscher Kriegsgefangenschaft. Bei der russischen Bevölkerung hat ein Artikel in der Nr.57 der Wochenzeitung „Neues Leben“ v. 13.3.43 mit dem Titel „Europas neue Jugend“ Aufsehen erregt. Unter dem Motto „Ein Volk hat sich selbst gefunden“ erscheinen laufend Berichte über russische Reiseeindrücke in Deutschland. „An erster Stelle interessieren nach wie vor Nachrichten über das militärische Geschehen an den Fronten“ (Roslawl). Auch Witebsk berichtet einen wesentlichen Aufschwung der deutschen Propaganda. Dort hat sich die neue Propagandakompanie bemerkbar gemacht. In erhöhter Auflage werden Flugblätter und Zeitungen gedruckt. Es heißt u.a.: „Es macht sich schon jetzt bereits ein gewisser Erfolg bemerkbar, denn von den in letzter Zeit übergelaufenen Personen wird behauptet, daß erst jetzt von einer deutschen Propaganda etwas zu spüren sei.“ Nach vorliegenden Meldungen wird davon gesprochen, daß auf dem flachen Lande noch keine ausreichende deutsche Propaganda betrieben wird. Auch aus Polozk und Sebesh heißt es, daß die deutsche Propaganda noch unzureichend sei. Beachtenswert erscheinen die Meldungen aus der Umgebung von Mogilew, nach denen die Lehrer in verstärktem Maße zu Propagandazwecken eingesetzt werden müßten. Es heißt da u.a.: „Besonders die Lehrer, die über die Kinder mit der gesamten Bevölkerung Kontakt haben und als Angehörige der Intelligenzschicht in erster Linie auf die den russischen Menschen interessierenden Fragen eine Antwort wissen sollen, betonen, daß sie mangels eigener Aufklärung hierzu meist nicht in der Lage seien. Da vor allem auf dem Lande der Lehrer der Träger des Wissens und damit auch der Beeinflussung ist, könnte sich die deutsche Führung durch die einheitliche Erfassung und Schulung der Lehrer einen landeseigenen Apparat schaffen, mit dessen Hilfe das letzte Bauernhaus in den Wirkungskreis der deutschen Propaganda geriete, eine Möglichkeit, die noch lange nicht voll ausgeschöpft wird.“ Über die Auswirkungen der deutschen Propaganda in der russischen Bevölkerung liegen interessante Stimmen vor. So heißt es u.a. aus Orel: „Die russische Intelligenz hat schon wiederholt zu verstehen gegeben, daß die deutsche Propaganda nicht auf russische Verhältnisse zugeschnitten sei und demzufolge auch keinen großen Einfluß auf die russische Bevölkerung haben könne. Sobald die Deutschen mit ihrer Propaganda auch Tatsachen verbinden würden, würden die Russen in jeder Beziehung zugänglich sein.“ „Von deutschgesinnten Russen wurde geäußert: ‚Die Deutschen sind gute Soldaten, aber das russische Volk verstehen sie nicht zu behandeln‘.“ Derselben Meldung wird entnommen, daß verschiedentlich deutsche Propagandamaßnahmen auch durch das Verhalten einzelner Wehrmachtsstellen viel an ihrer Wirkungskraft verlieren. Hierzu das nachstehende Einzelbeispiel aus Lokot: „Am 20.3.43 zog ein Zug von etwa 850 Frontevakuierten (Frauen, Kinder, Greise) durch Lokot. Die ermatteten Frauen und Kinder, die einen Marsch von 40km hinter sich hatten, weinten und erregten starkes Mitleid bei der russischen Bevölkerung. Einen ungünstigen Eindruck machte es, daß der Zug von deutschen Soldaten, die neben ihren Gewehren auch Knüppel trugen, eskortiert wurde. Wie die Frauen erklärten, sind während des Transportes einige Kinder gestorben. Die Begleitmannschaft erklärte, daß man während des Marsches Zusammengebrochene umgelegt hätte; der Transport habe bei der Übernahme über 1000 Personen gezählt. Bei der Bevölkerung hat dieses Aufsehen erregt. Kaminski hat ebenfalls Kritik geübt und sich beschwert, weil man die Evakuierten, unter denen sich auch Angehörige der Volkswehr befunden hätten, mißhandelt habe.“


  2. Film- und Theaterveranstaltungen


  Den Film- und Theaterveranstaltungen bringt die russische Bevölkerung nach wie vor größtes Interesse entgegen (Orel, Roslawl, Witebsk). Zu den Veranstaltungen berichten im Einzelnen: „Witebsk: Sämtliche Veranstaltungen erfreuten sich eines guten Besuches.“ „Borissow: Neben der eigenen Künstlertruppe des weißruthenischen Volkstheaters hat die Propagandaabteilung durch eine Wandertruppe Bergmann für die russische Bevölkerung 3 Aufführungen im weißruthenischen Volksheim abgehalten.“ „Lepel: In Lepel wurden in der Berichtszeit folgende Filme gezeigt: 1. Reise nach Tilsit, 2. Eine Nacht in Venedig, 3. Nanette. Die Filme fanden hier einen sehr guten Anklang und einen starken Besuch.“ „Orel: Auch der z.Zt. laufende Film über die 2. Deutschlandreise russischer Interessenten findet bei der Bevölkerung lebhafte Beachtung.“ „Witebsk: Die in der vergangenen Berichtszeit gegebenen Theater- und Filmvorführungen fanden bei der russischen Bevölkerung regen Zuspruch. Gegenwärtig gastiert in Witebsk die bekannte Filmschauspielerin Lil Dagover. Das Fronttheater ist täglich überfüllt.“ „Borissow: Die Theatergruppe in B. arbeitet regelmäßig an Sonntagen. Außerdem spielte eine weißruthenische Varietégruppe einmal Samstag im weißruthenischen Volksheim und hatte begeistere Zuschauer.“ Aus Orel heißt es bei der Besprechung des Films über die 2. Deutschlandreise, daß seitens der Filmbesucher folgende Wünsche geäußert wurden: Man möchte sehen das äußere Aussehen eines deutschen Dorfes, der Bauernhäuser, die Inneneinrichtung des Hauses eines reichen und eines armen Bauern, den Tageslauf eines Städters, das deutsche Leben auf den Strassen, in den Geschäften und Gasthäusern.


  3. Versammlungstätigkeit


  Die landeseigenen Verbände hielten eine rege Versammlungstätigkeit ab. In Witebsk hielten in Deutschland gewesene russische Propagandaredner Versammlungen in den einzelnen Betrieben ab, um die arbeitende Bevölkerung von den in Deutschland gemachten Erfahrungen zu unterrichten. Diese Maßnahme hat sich auf die Bevölkerung sehr gut ausgewirkt. Auch in Borissow hatte eine Versammlung am 21.3.43 großen Erfolg. Es sprach ein russischer Redner und ging auf die Person und die Arbeit des Generals Wlassow ein. Über Wlassow wurde durch einen Brief dieses Generals in der Zeitung „Retsch“ v. 21.3.43 bei der gesamten Bevölkerung des Bereiches Orel eine lebhafte Diskussion ausgelöst, die in diesem Zusammenhang wiedergegeben wird: Allgemeine Enttäuschung und Ablehnung hat die Tatsache hervorgerufen, daß es sich bei Wlassow um einen früheren exponierten Bolschewisten handelt. Man äußerte u.a. wörtlich: „Hätte man nicht einen Mann finden können, der schon seit jeher Gegner des Bolschewismus gewesen ist?“ „Wlassow wird, wenn er sich tatsächlich zu einem Nationalisten gewandelt haben sollte, zunächst mit seiner Armee auf Seiten der Deutschen kämpfen. Ist aber der Bolschewismus niedergerungen, dann wird er sich gegen die Deutschen wenden, weil er ja Nationalist ist.“ „Jedenfalls bin ich von der Ehrlichkeit W. keineswegs überzeugt. Er müßte kein führender Bolschewist gewesen sein.“ Zur Versammlungstätigkeit wird u.a. weiterberichtet: „Borissow: In Betriebsversammlungen spricht auch stets ein Redner der Propagandastaffel und gibt einen Überblick über die allgemeine Lage.“ „Lepel: Auf die am Sonntag, d. 7.3.43, erfolgte Beschießung Lepels durch die Banditen wurde von der Propagandastaffel Lepel eine sofortige Gegenpropaganda gestartet: 1. Rede auf dem Marktplatz – gehalten von einem ehemaligen russischen Offizier. 2. Verbreitung von Flugblättern. Trotz der nicht angekündigten Rede waren ca. 800 Personen auf dem Marktplatz erschienen. Die sofort eingesetzte Propaganda wirkte beruhigend auf die Bevölkerung.“ Die Werbung für die Volksarmee hält weiterhin an. Die bisherigen Erfahrungen haben allerdings gezeigt, daß trotz Einsatz aller Propagandamittel ein bedeutender Erfolg noch nicht eingetreten ist.


  4. Zusammenfassung


  Die Feindpropaganda für den deutschen Soldaten ist durch die Stabilisierung der Ostfront, die Erfolge im Südabschnitt und die Sondermeldungen über Erfolge deutscher U-Boote schwächer und vor allem wirkungsloser geworden. Die russischen Flugblätter beschäftigen sich in erster Linie mit der Aufforderung zur Übergabe und zum Überlaufen. In psychologisch geschickter Form wendet sie sich mit den Schlagworten „Warum weinst Du Mutti?“ – „Papi ist tot!“ an die Familienväter. Die Feindpropaganda für die russische Bevölkerung findet im Auftrieb der Flüsterpropaganda in jüngster Zeit ihren Niederschlag. Die Flugblattpropaganda hat dagegen infolge der deutschen Erfolge in ihrer Breitenwirkung nachgelassen. Die deutsche Propaganda ist nach wie vor rege, doch wird in Kreisen deutschgesinnter Russen geäußert, daß die deutsche Propaganda noch nicht auf russische Verhältnisse zugeschnitten sei. Das russische Volk sei durch Versprechungen seitens der Sowjets sehr mißtrauisch geworden und wünsche, daß die Deutschen ihrer Propaganda gemäß Tatsachen sprechen lassen.


  Ernährungswirtschaft


  1. Allgemeines (Berichtszeit vom 1.3.–31.3.1943)


  Die Versorgungslage wird übereinstimmend, trotz einiger leichter Besserungen, allgemein noch als sehr angespannt bezeichnet. Wenn auch durch die Festigung der Frontlage die gehegten Befürchtungen einer rückläufigen Entwicklung auf dem Ernährungsmarkt nicht erfüllt wurden, so ist dennoch der gesamte Versorgungssektor durch den Flüchtlingsstrom und die laufenden hartnäckigen Gerüchte stark beeinträchtigt worden. Die Versorgung der Bevölkerung mit Lebens- und Genußmitteln ist weiterhin durch die An- und Zufuhrschwierigkeiten und Transporte aus den bandenverseuchten Gebieten sehr uneinheitlich und lässt grössere Planungen über weite Zeiträume nicht zu. So werden z.B. aus Orel für den Monat März begrenzte Kartoffelzuteilungen, aus Witebsk unzureichende Fleischrationen für Schwerarbeiter und aus Mogilew eine weiterhin schlechte Versorgung auf allen Gebieten gemeldet. Demgegenüber hat sich aber auch bei anderen Versorgungsgütern eine leichte Besserung gezeigt. So erfolgten verschiedenenorts zusätzliche Kartoffel- und Roggenbrotzuteilungen für gewisse Versorgungssparten. Darüberhinaus sind zum 1.5.1943 neue Versorgungssätze festgelegt, die sich in etwa mit denen der letzten Versorgungsperiode decken. Als Neuerung wird eine Grundverpflegung geschaffen und das Werkküchensystem erweitert. Jeder grössere Betrieb ist gehalten eine Werksküche einzurichten und erhält durch Zulagen dazu die Möglichkeit. Ferner sind die Zuständigkeiten der verwaltenden Stellen durch die Schaffung von Ernährungsämtern und die Einschaltung der Wirtschaftsinspektionen neu umgrenzt und erweitert.


  2. Versorgungslage in den einzelnen Gebieten


  Die Zuteilung an Lebensmitteln ist im Monat März mit Ausnahme geringer Abweichungen unverändert geblieben. Während Kartoffeln und auch Mehl zur Verteilung zur Verfügung standen, konnte der schon seit längerer Zeit bestehende Engpass, vor allem an Fleisch und Fett, nicht überbrückt werden. Die Stadtverwaltungen sind nach wie vor bemüht, durch Ausdehnung und Förderung des Markthandels, selbst des Schwarzhandels, einen realeren Ausgleich zu schaffen (Lepel, Borissow, Orel, Mogilew, Smolensk). Darüberhinaus bedeutet die Aufnahme der Evakuierten eine erhebliche zusätzliche Belastung, da diese etwa 250–300.000 Personen aus den bestehenden Versorgungslägern miternährt werden müssen. So berichten Gorodok und Sebesh eine katastrophale Lage der Flüchtlinge und Evakuierten, die sich stimmungsmäßig äusserst negativ auswirkt. SK 7a meldet, dass durch die Zuführung von etwa 40.000 evakuierten Personen im gesamten Bereich des Kommandos eine Verringerung der Rationen durchgeführt werden musste, um somit den Anschluss an die neue Ernte zu gewährleisten. Weiterhin wirkt sich das teilweise Aufleben der Bandentätigkeit auf die Ernährungslage spürbar aus. Der Antransport aus den bandenverseuchten und -gefährdeten Gebieten ist stark zurückgegangen. Mogilew meldet die Plünderungen von Staatsgütern, die Aufgabe ganzer Gemeinden, Beschiessung von Ortschaften durch Banden und eine zunehmend müde und gleichgültige Stimmung auf dem Lande. Man befürchtet neben einem Rückgang der Ernteerträge gleichfalls eine erhebliche Störung der Versorgungslage. Aus den Rayons des EK 9 sowie aus anderen Bereichen werden ähnliche Erfahrungen berichtet. In diesem Zusammenhange wird oftmals die Einschränkung des Verkehrsscheines einer scharfen Kritik unterzogen. Selbst von deutschen Stellen wird die Ansicht vertreten, dass durch die sture Handhabung dem Bauern zu wenig Gelegenheit gegeben wird, seine überflüssigen Waren auf den Markt zu bringen, um so zu einer besseren Versorgung der Stadtbevölkerung beizutragen. Von der Anweisung an die Bauern, die Mehrerzeugnisse bei den deutschen Dienststellen abzuliefern, wird nur in sehr bescheidenem Rahmen Gebrauch gemacht, zumal der Tausch und der hohe Preis im Schwarzhandel überaus grossen Anreiz bietet. Die Preise auf dem Schwarzen Markt haben sich auf der im Lagebericht vom 1.3.43 aufgezeigten Höhe gehalten. Ein Überblick über die Märzzuteilung auf Lebensmittelkarten z.B. in Orel für die Zeit vom 14.–27.3.43 und in Potschep pro Woche gibt Aufschluss über die wirklichen Leistungen:
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  Zu dieser Grundnorm wurden auf die Gruppen A, B und D je 600 gr. Roggenbrot zusätzlich ausgegeben. Die Kartoffelversorgung reichte nur für zwei Wochen, sodass auch hier als Ausgleich Roggenmehl bis zu 1400 gr. je nach Versorgungssparte zur Verfügung gestellt wurde. Fett kam nicht zur Verteilung, während eine Fleischzuteilung für März (wie oben) erfolgte. Für Kinder der Jahrgänge 1942–43 gelangten 14-tägig 2 Ltr. Milch zur Ausgabe, allerdings unter der Voraussetzung, dass die vorgesehenen Milchmengen anfielen.
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  Diese Lebensmittelzuteilungen erfolgten ebenfalls auf Lebensmittelkarten. Allgemein gingen aus anderen Gebieten teilweise gleichlautende Meldungen ein, aus denen eine zuversichtliche Entwicklung spricht. Witebsk meldet, dass die zugebilligten Rationssätze mit Ausnahme von Kartoffeln und Fleisch beigebracht werden konnten; da die verwaltungsmäßige Abwicklung der Verpflegungsausgabe weiterhin sich eingespielt hat, haben auch die bisherigen Klagen begrenzt nachgelassen. Brjansk berichtet, dass die Ernährungslage vorläufig als gesichert erscheint. Die Ernährungslage in Lepel und Borissow wird, mit Ausnahme der Fleischversorgung, als augenblicklich ausreichend beurteilt. In Borissow stand für die zweite Monatshälfte das Fleisch für die Versorgungsberechtigten der Schwerarbeitergruppen nicht zur Verfügung. Smolensk meldet eine angespannte Versorgungslage, die sich durch das Durchschleusen des Flüchtlingsstromes in einzelnen Rayons zu einer Mangelversorgung entwickelt. Die Klagen über die Qualität der Lebens- und Genußmittel, so vor allem über Brot und Fleisch, sind zwar weniger geworden, aber nicht verstummt (Smolensk, Borissow, Witebsk). Hierzu wird z.B. berichtet: Witebsk: Das Brot in Witebsk hat zur Zeit folgende Zusammensetzung: 25% Roggenmehl, 45% Gerstenmehl, 10% Kleie, 20% Kartoffeln. Von der russischen Bevölkerung wird durchaus anerkannt, dass aufgrund ihrer Vorstellungen das Brot genießbarer geworden ist. Borissow berichtet, dass die bisherige Beimischung von Eichelmehl als unzweckmäßig sich erwiesen hat. Die jetzige Mischung von 25% Roggenmehl, 35% Gerstenmehl, 40% Hafermehl verspricht eine erhebliche Verbesserung der Brotqualität. Weiter wird über die Qualität des Abfallfleisches immer noch Klage geführt (Smolensk, Mogilew).


  3. Versorgung der Bevölkerung in Speisehäusern, Werkküchen sowie Krankenhäusern, Altersheimen und Waisenanstalten


  In den letzten Lageberichten ist wiederholt über die Zweckmäßigkeit der Speisehäuser und Werkküchen und über die bisher erreichten Erfolge berichtet worden. Mit der neuen Zuteilungsperiode wird darüber hinaus jedem grösseren Betrieb die Haltung von Werkküchen zur Auflage gemacht. Damit wird zugleich über die Ernährung hinaus eine führungsmäßige und erzieherische Maßnahme insofern gekoppelt, als durch die Gemeinschaftsverpflegung eine weitgehende Steuerung der Belegschaften möglich wird. Die Betriebe erhalten zusätzliche Lebensmittel. Auch hier wieder ein Beispiel der bisherigen Versorgung: Orel: In Orel werden 22 Betriebsspeisehäuser und 1 städtisches Speisehaus mit Lebensmitteln durch die Stadtverwaltung versorgt. Die Besucherzahl der Betriebsspeisehäuser liegt bei etwa 2500, die des städtischen Speisehauses bei ca. 550 Personen. Die Zuteilung beträgt pro Person halbmonatlich 1000 gr. Roggenbrot, 3000 gr. Kartoffeln, 100 gr. Buchweizen, 150 gr. Rindfleisch (davon 25% Abfallfleisch), 150 gr. Fleisch statt Fett, 150 gr. Salz, 1000 gr. Sauerkraut. Die Gewinneinnahmen aus dem ausgegebener Essen, ein Essen kostet 1,50 bis 2,50 Rubel, werden dazu verwendet, um durch weiteren Lebensmitteleinkauf den Speisezettel zu ergänzen. Ferner ist ebenfalls in Orel die Versorgung der Krankenhäuser, Versorgungs- und Waisenhäuser geregelt. In diesen Anstalten werden pro Person für die Zeit von 2 Wochen folgende Lebensmittel zugeteilt: 150 gr. Rindfleisch (davon 25% Abfallfleisch), 150 gr. Fleisch statt Fett, 7000 gr. Kartoffeln, 1000 gr. Sauerkraut. Ausserdem gibt die Molkerei durchschnittlich 50 Ltr. Milch an die Krankenhäuser ab. Die festgelegten Lebensmittelkontingente konnten überall ausgegeben werden. Die Fürsorge und Versorgung in Anstalten anderer Städte des Bereiches ist auch als befriedigend zu bezeichnen.


  4. Vorsorgliche Planung zur Behebung der Ernährungsschwierigkeiten


  Um kommenden Versorgungsschwierigkeiten zu begegnen, wird von den deutschen zuständigen Wirtschaftsstellen eine Verteilung von Gartenland sowie eine Aufteilung von Ländereien zu Gunsten der Stadtbevölkerung geplant (Witebsk, Brjansk). Im Zuge dieser Selbstversorgung treten bei der Bevölkerung bezw. bei den Stadtverwaltungen erhebliche Schwierigkeiten auf. Die Beschaffung von Saatgut und Pflanzen, der Mangel an Geräten und Arbeitskräften, Düngemitteln usw. spielt hierbei eine wesentliche Rolle. Hierzu wird gemeldet, dass in Witebsk die Stadtverwaltung von einem am Stadtrand liegenden Staatsgut 40ha Land zugewiesen erhielt. Um die Versorgung einigermaßen sicherzustellen, werden noch 120ha Boden benötigt; Verhandlungen sind dieserhalb im Gange. Ausser Gemüse sollen zu einem wesentlichen Teil Hackfrüchte angebaut werden. Die bisherigen Reichszuschüsse werden herabgemindert. Als Schwierigkeit wird die Beschaffung von Saatgut, ausser Kartoffeln, angegeben (Witebsk, Polozk). Brjansk beabsichtigt für die Stadt eine Selbstversorgung einzuführen, ohne dass noch wesentliche Zuschüsse gewährt werden. Als Industriestadt besitzt Brjansk zwar 4 Sowchosen, deren Reinerträge aber ausschliesslich der Wehrmacht zufliessen. 1942 gelangten insgesamt 240ha Boden an die Stadtverwaltung zur Verteilung. Der Mindestbedarf an Land für eine wirkliche Hilfe liegt bei etwa 1800 bis 2000 ha. Dazu werden als Voranschlag 2000 Ctr. Kartoffeln und ca. 300 Ctr. Getreide als Pflanz- und Saatgut gefordert, die weder vorhanden noch als Zuschuß aus Reichsbeständen geliefert werden können. Weiter fehlt es an Gespannen und Arbeitskräften. Borissow meldet, dass die Stadtbewohner nicht über die Mengen Saatkartoffeln verfügen, um den eigenen Kartoffelanbau wie im Vorjahre durchzuführen. Es wird davon gesprochen, dass durch die starken Lieferungsauflagen die Saatvorräte für die Frühjahrsbestellung zum Teil fehlen. Durch Anordnung des Reichsministers der besetzten Ostgebiete vom 29.1.1943 und Verfügung des Wi.Stabes Ost vom 4.2.43 kann ab sofort an gewerbliche Betriebe, die mindestens 50 Arbeiter beschäftigen, Land zur gartenmäßigen Nutzung, sogenanntes Werkland, pachtweise zur Verfügung gestellt werden. U.a. besagt die Verfügung weiter, dass der Antrag auf Überlassung von Werkland beim Kreislandwirt einzureichen ist. Der Antrag geht mit Stellungnahme des Kreislandwirts an das Wi.Kdo. zur Entscheidung. Bei Landanforderungen über 25ha kann sich die Wi.In. die Entscheidung vorbehalten. Das Werkland wird Gemeinwirtschaften und Staatsgütern entnommen, soll eine geschlossene Fläche bilden und nach Möglichkeit in der Nähe des Betriebes und der Wohnungen der Arbeiter liegen. Die Höhe des Pachtpreises wird vom Wi.Kdo. festgesetzt. Der Betriebsführer ist für die ordnungsmäßige Nutzung verantwortlich und hat das Werkland in Einzelparzellen aufzuteilen, die er bewährten und fleissigen Arbeitern übergibt. Durch Drahtfunkvorträge sollen Anleitungen zum Bebauen der Werklandflächen gegeben werden. Die deutschen Dienststellen erwarten von diesen Maßnahmen eine beträchtliche Mehrerzeugung und hoffen, eine spürbare Entlastung herbeiführen zu können. Zusammenfassend ist die augenblickliche Ernährungslage trotz einiger leichter Besserungen weiterhin äusserst stark ausgelastet und angespannt. Um den erforderlichen Bedarf an Nahrungsmitteln einigermaßen sicherzustellen, müssen weit gesteckte Planungen auf landwirtschaftlichem und handelspolitischem Gebiet in Angriff genommen werden, damit über den Anschluß an die nächste Ernte hinaus eine Vorratswirtschaft grösseren Ausmaßes betrieben werden kann.


  Volksdeutsche


  Bericht über die Tätigkeit der Volksdeutschen Mittelstelle in Smolensk


  A. Erfassung


  Die Volksdeutschenfrage ist mit der Ankunft eines Kommandos der Volksdeutschen Mittelstelle im Einsatzgruppenbereich in ein neues Stadium eingetreten. Am 8.2. hat die Vomi zunächst in Smolensk ihre Tätigkeit aufgenommen und bis zur Klärung der Frage, ob eine Zusammenziehung oder Aussiedlung erfolgen könne, eine nochmalige Erfassung der Volksdeutschen durchgeführt. Da die Vomi die Erfassung familienmäßig durchführte und nicht wie bei der früher vom SD durchgeführten Erfassung nur den deutschen Teil einer Familie zählte und mit Ausweis versah, ergab sich zahlenmäßig einmal ein neues Bild, zum anderen aber auch die merkwürdige Tatsache, daß der fremdvölkische Familienteil in den Besitz eines Ausweises mit der Feststellung kam: „Der Inhaber dieses Ausweises ist Volksdeutscher.“ Eine 100% Erfassung der Volksdeutschen ist auch der Vomi nicht möglich gewesen, da 1. ein Teil der Volksdeutschen bei den verschiedensten Wehrmachtsstellen beschäftigt ist, deren Wohnsitz nicht bekannt ist, 2. die grossen Entfernungen eine Benachrichtigung erschweren und 3. verschiedene VD. von Wehrmachtsangehörigen ohne jede Genehmigung in Betriebe oder Haushaltungen ins Reich gebracht wurden, über deren jetzigen Aufenthalt nichts zu ermitteln ist. Von der Vomi wurde die deutsche Volkszugehörigkeit 527 Personen zugesprochen. 7 Familien wurde sie aberkannt, da sie zum Teil nur noch [unleserlich] % deutschen Blutes aufweisen und so stark russifiziert waren, dass sie für eine Erfassung nicht infrage kamen. Aufgeteilt in Wertungsgruppen I, II u. III je nach dem blutsmäßigen Anteil, gliedern sich die erfassten Personen wie folgt: Gruppe I 89 Personen, Gruppe II 187 Personen, Gruppe III 251 Personen. Bei dieser Wertung wurde ein strenger Maßstab angelegt, so daß einigen Familien, die zwar blutsmäßig rein deutscher Abstammung waren, in Haltung und Charakter keinen solchen Eindruck hinterliessen und sich der deutschen Sprache nicht mehr bedienten, nur die Gruppe III zuerkannt wurde. Bei der Erfassung wurde über Herkunft, Religion und Beruf folgende Feststellung gemacht. Sie decken sich im Grossen und Ganzen mit den im Lagebericht vom 1.6.41 [sic] und 15.11.42 gemachten Angaben.


  I. Abstammung


  Die Volksdeutschen im Bezirk Smolensk sind nach ihrer Herkunft in 3 Gruppen einzuteilen. Den wertvollsten Teil bilden die Wolgadeutschen, die in den Jahren 1921, 1927 und 1929 in diesen Raum gestossen sind. Sie haben sich am reinsten erhalten, sprechen ihren schwäbischen Dialekt und hinterlassen haltungsmäßig den besten Eindruck. Auch jene Wolgadeutschen, die erst in diesem Raum geheiratet haben und aus der gegebenen Zwangslage russische Frauen heimführten, sprechen mit ihren fremdvölkischen Partnern Deutsch; ihre Kinder, die aus diesen Mischehen stammen, bedienen sich der deutschen Sprache und tragen oft die Konfession des deutschen Teils. 50 von 227 Haushaltungen zählen zu dieser Gruppe. Eine fast gleich grosse Gruppe stammt aus dem Baltikum. Sie macht den ungünstigsten Eindruck, obwohl ein nicht unbeträchtlicher Prozentsatz dem baltischen Adel entstammte. Der grösste Teil dieser Gruppe ist im Jahre 1917 nach der russischen Revolution in diese Gegend gekommen. Die deutsche Sprache wird von ihnen nur noch sehr wenig gesprochen, Mischehen mit Russen, Polen, Litauern, Letten und Esten sind überwiegend, reine Fälle bilden eine grosse Ausnahme. Haltungsmäßig machen sie einen vollkommen russifizierten Eindruck. Es handelt sich hier um 41 Haushaltungen. Eine dritte Gruppe bilden 11 Familien aus der Schweiz, die um das Jahr 1864 zugewandert sind. Sie haben ihre deutsche Sprache zum grössten Teil behalten, aber sich auch fast ausschliesslich vermischt. Ferner hat die Ukraine Volksdeutsche in diesen Raum abgegeben, die fast den Wolgadeutschen gleichzusetzen sind. Auch einige ehemalige Reichsdeutsche befinden sich unter den Erfassten. Sie sind teilweise mit russischen Kriegsgefangenen im Jahre 1920 zugezogen oder haben in den Jahren 1921 und 1923 aus politischen Gründen das Reich verlassen. Bei der Erfassung über die Herkunft der Urahnen wurden die verschiedensten Gegenden Deutschlands genannt. Vorherrschend sind Württemberg, Baden, Ostpreussen und Schlesien, vereinzelt Hamburg, Berlin, Hessen, Oldenburg und Sachsen.


  II. Religion


  Die konfessionelle Zusammensetzung der volksdeutschen Gruppe in Smolensk ergibt folgendes Bild: Zum russischen, d.h. orthodoxen Glauben bekennen sich von den 527 Personen 215, zum ev.-luth. Glauben 191, ev.ref. sind 2, röm.kath. 68, griech.kath. 1, ungetauft 50. Die Zahl der Ungetauften wäre erheblich höher, wenn nicht nach der Besetzung ev. und kath. Wehrmachtsgeistliche trotz des OKH-Verbotes, in der Zivilbevölkerung religiöse Handlungen durchzuführen, Taufen vorgenommen hätten.


  III. Berufe


  Ein interessantes Bild gibt die Aufstellung der Berufe. Im Voraus sei bemerkt, dass fast jede Frau der jüngeren Generation gezwungen war, einen Beruf zu ergreifen, da der Mann allein nicht in der Lage war, seine Familie zu ernähren. Es wurden erfasst:
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  IV. Altersstufen


  Altersmäßig setzt sich die Volksdeutschengruppe vorwiegend aus alten Männern, wie Frauen und Kindern jeden Lebensalters zusammen. Die männlichen Angehörigen befinden sich bei den jüngeren u. mittleren Jahrgängen im russischen Heer, in den Gefängnissen oder in der Verbannung, zum Teil sind sie auch von der GPU ermordet worden. Es gibt kaum eine Familie, die nicht von diesem Schicksal betroffen worden ist. Verurteilt wurden die sich zum Volkstum bekennenden Deutschen nach Artikel 58 Punkt 10 des sowj. Kriminalgesetzes. Die Kinder, besonders die Kleinkinder, sind verhältnismäßig wenig vorhanden, da die Erhaltung der Familie ziemlich schwierig und der Krieg nicht ohne Folgen geblieben ist. Eine Ausnahme bilden jene Deutschen, die 1921 oder 1929 aus dem Wolga-Gebiet entweder vertrieben wurden oder wegen der Hungersnot der Heimat den Rücken kehrten. Die Altersstatistik sieht folgendermaßen aus:
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  B. Einstellung der Wehrmachtsstellen zur Aussiedlung der Volksdeutschen


  Das Bestreben des Vomi-Kommandos, auf eine Aussiedlung der Volksdeutschen zuzukommen, machte langwierige Verhandlungen mit den Wehrmachtsstellen erforderlich, die besonders dadurch erschwert wurden, dass während der Verhandlung Verschiebungen zwischen Armee- und Heeresgebiet und somit Veränderungen in der Zuständigkeit eintraten. Eine Bereitwilligkeit zur Aussiedlung war grundsätzlich vorhanden, die Aussiedlung selbst wurde genehmigt; Schwierigkeiten ergaben sich durch die unklare Fassung des vom OA der Heeresgruppe herausgegebenen Aussiedlungsbefehles, in dem die OK einmal angewiesen wurden, die Volksdeutschen auf die Möglichkeit einer Aussiedlung hinzuweisen und in dem besonders die Freiwilligkeit einer Aussiedlung betont war. Die Handhabung des Vomi-Kommandos, die bei der Registrierung der Umsiedlung allen denen, die auf eine Umsiedlung verzichteten, den Volksdeutschenausweis abnahm und erklärte, dass sie damit ihrer Volksdeutschenzugehörigkeit verlustig gingen, fand bei der Wehrmacht keinerlei Verständnis und drohte, die ganze Aussiedlung zum Scheitern zu bringen. Es wurde schliesslich die Kompromisslösung gefunden, den Volksdeutschen die unverbindlichen Ausweise der Ortskommandanturen zu belassen und die bisherige Betreuung für die Zurückbleibenden fortzusetzen. Dabei wurde die Möglichkeit in Aussicht gestellt, gegebenenfalls bei Abschluss der Aktion im Bereich der Heeresgruppe Mitte schlagartig alle noch vorhandenen Volksdeutschen zwangsweise einzutreiben und umzusiedeln. Die einzelnen Wehrmachtseinheiten versuchten bis auf einige Ausnahmen mit allen Mitteln, möglichst viele der bei ihnen beschäftigten Volksdeutschen zurückzuhalten, und machten von der Möglichkeit der Unabkömmlichkeitsstellung weitgehendst Gebrauch.


  C. Einstellung der Volksdeutschen zur Umsiedlung


  Zur Umsiedlung registriert wurden 548 Personen, davon wurden u.k. gestellt 66 Personen. Nicht alle der vorerfassten Personen liessen sich registrieren; umgekehrt liessen sich mehrere noch nicht Erfasste in die Umsiedlungsliste eintragen. Die Volksdeutschen gingen grösstenteils mit wenig Begeisterung an die Umsiedlung heran. Sie brachten dabei folgende Argumente vor: Sie verlören ihre Sachen und wüssten nicht, ob sie die wieder ersetzt bekämen, die Ernährung sei in Deutschland schlechter als hier. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der bei der Truppe beschäftigte Teil in Wehrmachtsverpflegung steht, andere wieder von Spekulation, und auch da nicht schlecht, lebten. Hier haben wir erste Stellen, in Deutschland letzte, besser erster im Dorf, als letzter in der Stadt, eine Meinung, die besonders in Kreisen der Intelligenz weit verbreitet ist, in Litzmannstadt findet noch mal eine Überprüfung [statt], bei der die Familien nach deutschen und fremdvölkischen Teilen auseinandergerissen würden. Dass die Umsiedlung mit der planmäßigen Rückzugsbewegung in Zusammenhang gebracht wurde, ist naheliegend. Viele schwankten von Tag zu Tag in ihrer Entscheidung. Für den ersten Transport, der am 7.3. ab Smolensk verladen wurde, hatten sich 435 Personen eingefunden;45 registrierte Personen erschienen nicht. Inzwischen sind über den Reiseweg und die Reiseerlebnisse Briefe von Umsiedlern erfasst worden. Ausser der strapaziösen Reise enthalten die Briefe vorwiegend nur Bewunderung über die tatsächliche Lage in den von Deutschland besetzten Ostgebieten. Es heißt dort u.a. (Brief der volksdeutschen Umsiedlerin Olga … aus Litzmannstadt, Lager Tuschen-Wald): „Ich bin vor allem so beeindruckt, dass ich nicht weiss, was ich zuerst anfangen soll zu erzählen. Zunächst wurde uns Angst gemacht, dass man unterwegs nichts beschaffen könnte, insbesondere Fett und Brot. Es wurde uns geraten, soviel wie möglich mitzunehmen. In Wirklichkeit war es jedoch ganz anders … In Lida ist alles heil und nichts zerstört, als wenn es überhaupt keinen Krieg gegeben hat. Es gibt hier auch keine Fliegerangriffe. Das hat uns alles sehr verwundert. In Bialystok wird sogar nicht verdunkelt. Auf dem Bahnhof brennt das volle elektrische Licht … Unterwegs wurden wir gefüttert, als wenn man uns mästen wollte. Es wurden Konserven, Margarine, Brot und Marmelade ausgegeben, daneben wurde jeden Tag heisses Essen und Kaffee ausgeschenkt. Wir wurden mit einer ausgeprägten Aufmerksamkeit von den uns begleitenden 2 Schwestern und der Begleitmannschaft behandelt. Die Sorge um uns war ausgesprochen gross … Hier in Litzmannstadt wurden wir in wunderbaren Landhäusern untergebracht. Jetzt essen wir, gehen hier spazieren und sehen uns die Gegend an. Im Allgemeinen kann ich sagen, dass ich bei den Sowjets 21 Jahre in sehr schweren Bedingungen durchgearbeitet habe, aber noch nie einen Kurort zu sehen bekam, und jetzt ist das für mich geradezu wie ein Kurort. Wir werden kostenlos gefüttert, und man gibt uns alles Geschirr bis zum Nachttopf einschliesslich, ebenso Löffel. Dass ich fortgefahren bin, bereue ich niemals. Ich habe viel Bitteres in Smolenk durchgemacht.“ Eine andere Umsiedlerin äußerte sich über die ersten Eindrücke: „Die lange Fahrt ist sehr langweilig, in den Wagen ist es schmutzig und eng, noch ist es warm darin, und wir werden sehr gut verpflegt und sehr aufmerksam behandelt. Mit uns fahren 2 Rote-Kreuz-Schwestern aus Deutschland, die sehr nett sind … Z.Zt. haben wir Aufenthalt in Warschau. Doch können wir leider nicht die Stadt besichtigen. Es ist alles sehr interessant hier. Als wir die Grenze überschritten, so war gleich alles natürlich sauberer, nicht so wie in Russland, und ich möchte jetzt so schnell wie möglich Deutschland sehen.“ Weiterhin heisst es in einem 2. Brief derselben Umsiedlerin: „Hier in Litzmannstadt ist es sehr schön. Am Samstag werden wir schon eine Woche lang hier sein. Wir wohnen zusammen mit den Verwandten von Klara und noch 4 Personen. Mit uns zusammen wohnen insgesamt 8 Personen in zwei Zimmern. Hier ist die Gegend sehr schön. Ehemalige Landhäuser, hübsche Gebäude. Ich dachte erst, wir würden in Gemeinschaftsbaracken wohnen, aber nein, alle wohnen in Einzelhäusern und Einzelzimmern. Vorläufig tun wir nichts ausser essen, es wurde uns gesagt, dass alle noch in das Reich kommen und alles gut wird.“ Die nächsten Bezirke, in denen das Kommando der Volksdeutschen Mittelstelle arbeitet, sind Minsk und Witebsk. Über ihre Tätigkeit, Erfahrung und Auswirkung wird weiter berichtet.


  Tätigkeits- und Lagebericht der Abteilung IV für die Zeit vom 1. bis 31.März1943


  I. Die Sicherheitslage


  Die Sicherheitslage hat sich im hiesigen Bereich kaum verändert. Im Wesentlichen wird sie durch die Auswirkungen der militärischen Ereignisse bedingt. So hat die Festigung der deutschen Front dazu geführt, dass die kommunistisch gesinnten Kreise wieder kleinlaut wurden und Zurückhaltung bewahren, während im Allgemeinen die Bevölkerung jetzt den Deutschen gegenüber wieder zutraulicher wird. Die Zurücknahme der Front und die damit verbundene Truppenbelegung, die Evakuierung der Zivilbevölkerung und teilweise gleichzeitig durchgeführte Bandenbekämpfungsaktionen haben eine erhebliche Besserung der Bandenlage in den jetzigen Armeegebieten gebracht. Demgegenüber muss jedoch eine bedeutende Verschlechterung in verschiedenen, von militärischer Umgruppierung nicht betroffenen Gebieten festgestellt werden. So wurden z.B. im Rayon Lepel sämtliche 300 Ortschaften in jüngster Zeit von Banden heimgesucht und von den 12 Bürgermeistern mussten 10 in Stützpunkte fliehen. Ihr Hauptaugenmerk richten die Banden offensichtlich auf die Störung der deutschen Nachschublinien. Bemerkenswert ist, dass neuerdings während einiger von den Banden unternommenen Aktionen sowjetische Flugzeuge über den überfallenen Ortschaften kreisten. Die Banden versuchen ferner, durch eine steigende Propagandatätigkeit Einfluss auf die in deutschen Diensten stehenden Russen und die Stadtbevölkerung zu gewinnen. Als Folge hiervon ereigneten sich mehrere Meutereien unter Kriegsgefangenen und in OD-Stützpunkten. Zudem nahm auch in einzelnen Gegenden die Zahl der getöteten, verwundeten oder verschleppten OD-Leute, Starosten und Landeseinwohner erheblich zu.


  1. Bandentätigkeit


  Im Bereich des SK 7c traten mehrfach Banden in Erscheinung, die sich jedoch auf das Ausplündern der Zivilbevölkerung beschränkten, während Angriffe auf Stützpunkte oder Sabotageakte nicht zu verzeichnen waren. Während im Bereich des SK 7b zu Beginn der Berichtszeit die Bandentätigkeit, besonders hinsichtlich der Störung von deutschen Nachschubwegen, sehr rege war, ging sie gegen Ende des Monats erheblich zurück und war nur noch von örtlicher Bedeutung. Dies mag darauf zurückzuführen sein, dass durch die Festigung der deutschen Front die Hoffnung der Banden, sich mit der Roten Armee zu vereinigen, zerschlagen wurde. Neben anderen Anschlägen auf deutsche Nachschubverbindungen gelang es im Gebiet von Brjansk einer Bande von einigen Hundert Mann, zwei Brückenpfeiler der grossen Eisenbahnbrücke über die Desna bei Wygonitschi trotz guter Sicherung zu sprengen und somit den Nachschubverkehr auf dieser Strecke für ca. 3 Wochen lahm zu legen. Bei den Eisenbahnsprengungen, besonders auf der Strecke Brjansk–Karatschew, wurde von den Banditen neuerdings folgender Trick angewandt: Eine Mine wird nur leicht mit Sand zugeschüttet, sodass sie von den deutschen Streifen bald aufgefunden und ausgebaut werden kann. Unter dieser Mine wird dann in ca. 20cm Tiefe eine andere Spezialmine (Zeitmine) eingebaut, die die Sprengung hervorruft. Die Propagandatätigkeit der Banden war sehr rege. Vor allem versuchten die Banditen, Milizangehörige zum Ueberlaufen zu bewegen, und verteilten Flugblätter. Im Rayon Karatschew wollte daraufhin auch eine Kompanie Miliz aus Werchepolje zu den Banditen überlaufen, nachdem sie durch zwei abgesprungene Flieger dazu überredet worden waren. Das Vorhaben gelang jedoch nicht, da die Bande nicht im Lager angetroffen wurde, worauf die Kompanie nach ihrem Standort zurückkehrte. Sie wurde gegen eine Kompanie eines Ost-Batl. ausgewechselt. Als einige Tage später diese neue Kompanie in Werchepolje durch die vorgesetzte deutsche Dienststelle besichtigt wurde, griffen nach vorhergegangenem Verrat des stellv. russischen Kompanieführers ca. 300 Banditen das Dorf an. Die Ostkompanie lief zu den Banditen über, worauf sich dann das deutsche Wehrmachtskommando, das nur 15 Mann stark war, nach längerem ungleichem Kampf zurückziehen musste. Sieben Deutsche, darunter ein Major, wurden verschleppt oder getötet. Im Bereich des SK 7c erschien in drei Dörfern des Rayons Jerschitschi eine Bande in Stärke von 500 Mann, die grösstenteils weisse Tarnanzüge trug und mit MGs und MPs bewaffnet war, und raubte Vieh und Bekleidung. Das EK 8 meldet verstärkte Bandentätigkeit, u.a. in den Rayonen Orscha und Klinzy. Nördlich Ossintorf wurde ein OD-Stützpunkt von einer 2–300 Mann starken Bande, die mit Granatwerfern, MGs und MPs bewaffnet war, angegriffen. Von den 46 OD-Männern sind 6 gefallen und drei verwundet worden, 18 Mann werden vermisst. In den FK-Bereichen Bobruisk und St. Dorogi hat sich die Bandentätigkeit auch weiterhin verschärft. Auch in den bisher als befriedet angesehenen Gebieten treten nunmehr Banden auf. So wird der Rayon Rogatschew von Banden in Stärke von bis 1000 Mann beunruhigt. In der Nacht zum 15.3. wurde in diesem Rayon zweimal der Stützpunkt und das Staatsgut Tichinitschi angegriffen, nachdem zwei Tage vorher 17 OD-Männer dieses Stützpunktes mit ihren Waffen zu den Banden übergegangen waren. Die Angriffe wurden abgeschlagen. Im Rayon St. Dorogi wurde eine Anzahl von Sabotageakten auf Brücken verübt. So brannten die Banditen drei Ptitsch-Brücken ab, darunter die 116m lange Brücke bei Dritschin. Auch in verschiedenen nördlich und östlich von Gomel liegenden Rayonen waren die Banden sehr aktiv. Ausserdem hat die Sicherheit auf allen Strassen im FK-Bereich Gomel erheblich nachgelassen. Eine besonders schwierige Lage ist im Rayon Krasnopolje. Obgleich dort starke Banden hausen, ist der Rayon bis auf die Ortskommandantur Krasnopolje in Stärke von drei Unteroffizieren und drei Mann sowie drei Landwirtschaftsführern völlig von Wehrmacht entblösst. Am 13.3. raubte eine dreihundert Mann starke Bande aus dem unmittelbar bei Krasnopolje liegenden Aufbaubetrieb Dierkhof 21 Pferde, 11 Schweine, 245kg Honig und 6000 Rubel. Dann griff sie Krasnopolje selbst mit Granatwerfern und schweren Maschinengewehren an. In dem Feuergefecht verloren die Banditen 12 Tote. In der folgenden Nacht steckten sie den Pferde- und den Schweinestall des Aufbaubetriebes in Brand. 26 tragende Stuten, 28 Zuchtschweine und 27 Kälber kamen in den Flammen um. Im FK-Bereich Mogilew wurde von den Banden eine lebhafte Propaganda unter den OD-Leuten und fremdvölkischen Einheiten betrieben. In Auswirkung dieses Einflusses kam es am 13.3.43 im Kriegsgefangenenlazarett des Stalags in Mogilew zu einer Meuterei, bei der die deutsche Wache in Stärke von 1/4 in bestialischer Weise ermordet wurde. 41 Russen, die als Aerzte, Feldschere, Schwestern, Arbeiter und Wachpersonal dort beschäftigt waren, sind verschwunden. Im Bereich des EK 9 sind weite Gebiete noch völlig bandenverseucht. So nimmt die Tätigkeit der Banden im Raum westlich Polozk immer bedrohlichere Formen an. Die Strasse Polozk–Drissa ist nur noch in starken Geleitzügen befahrbar und die auf dieser Strasse verkehrenden Fahrzeuge werden von jenseits der Düna liegenden Banditen heftig beschossen. Die zum Gebiet des Trupps Lepel gehörenden Rayone sind völlig in der Hand der Banden, und die Stadt Lepel selbst ist fast ganz von der Aussenwelt abgeschnitten. Aehnliche Verhältnisse sind im Gebiet von Borissow, wo die Banden in der Gegend des Pelik-Sees, im Norden und Westen des Rayons Cholopenitschi und im Süden und Südwesten des Rayons Krugloje die Lage völlig beherrschen und weitgehend wieder sowjetische Verhältnisse eingeführt haben. Ein Vordringen in diese Gebiete ist ohne grösseren Truppeneinsatz nicht möglich. In der Nähe des OT-Arbeitslagers Weisser Sumpf (nördl. Borissow) brachten Banditen einen Materialzug der OT zur Entgleisung und töteten durch Feuerüberfall 29 flämische OT-Männer der Begleitmannschaft und drei Russen. Zwei OT-Männer und drei russische Arbeiter wurden schwer verwundet. Im Süden dieses Rayons tauchen in zunehmendem Maße Banden aus den Nachbargebieten auf, die nach Durchführung von Plünderungen wieder verschwinden. Im Rayon Witebsk wurden kleinere Banden tätig, die bis auf sechs km an die Stadt Witebsk selbst herankamen. Die von den Banden im Monat März angerichteten Schäden ergeben sich aus der nachfolgenden Aufstellung:
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  2. Bandenunterstützung


  Im Bereich des SK 7b wurden in Wygonitschi der Rayonleiter, der Oberbürgermeister, der ehemalige Richter und Kolchosvorsitzende sowie zwei Angestellte der Stadtverwaltung festgenommen, weil sie im Verdacht stehen, Verbindung mit Banden gehabt zu haben. In den Rayonen Komaritschi und Dmitrowsk hatten Führer von Volkswehreinheiten aus Angst vor der evtl. zurückkehrenden Roten Armee Verbindung mit Banden aufgenommen. Sie wurden jedoch festgenommen, bevor sie mit ihren Männern überlaufen konnten. SK 7c meldet, dass im Rayon Stodolischtsche 3 Personen festgenommen wurden, weil sie Angehörigen eines mit Fallschirmen abgesetzten Funktrupps Unterkunft gewährt und auch bereits früher Bandenmitglieder unterstützt hatten. Im Bereich von EK 8 wurden sechs Angehörige eines Schutzmannschaftsbataillons festgenommen, weil sie den Plan gefasst hatten, ihre deutschen Vorgesetzten zu erschiessen und zu den Banden überzulaufen. Im Zuge der Ermittlungen konnten noch weitere 48 Personen festgenommen werden, die zwei illegalen Organisationen angehörten, darunter 13 ehemalige Kriegsgefangene. Von EK 9 wurden während der Berichtszeit 42 Personen wegen aktiver Bandenunterstützung erschossen.


  3. Ordnungsdienst


  In der Berichtszeit wurden die Abt. I und II des OD in der Rayonhauptstadt Ljuban (EK 8) neu errichtet, so dass nunmehr in 89 Rayonstädten und 16 anderen Städten Abteilungen I u. II eingerichtet sind. Im Rayon Kostjukowitschi kam es zu einer Meuterei des OD mit Unterstützung von Banditen, bei der ein deutscher Stabsfeldwebel, ein Unteroffizier sowie ein Gruppenführer des OD ermordet wurden. Zu einer weiteren Meuterei kam es in einem OD-Stützpunkt 15km nordwestlich Mogilew im Zusammenwirken mit ca. 200 Banditen, die gleichzeitig einen benachbarten Ort angriffen, in dem sich ein Verpflegungslager befand. Ausserdem griff die Meuterei auf eine Brückenwache über. OD-Männer, die sich widersetzten, und ein Starost wurden niedergeschossen. Ein OD-Spähtrupp, der den Banditen nachsetzte, wurde bis auf einen Mann getötet bezw. gefangengenommen. Im Ganzen hat sich der OD in den frontnahen Städten während der letzten kritischen Wochen durch gute politische Haltung und Einsatzbereitschaft ausgezeichnet.


  II. Die politisch-polizeiliche Tätigkeit


  A. Gegnererforschung und -bekämpfung


  In der Berichtszeit wurden die Dienststellen der Sicherheitspolizei wiederum hauptsächlich durch Ueberprüfungen von Hilfswilligen usw. in Anspruch genommen. Daneben wurden von einigen Kommandos die Razzien fortgesetzt. Vom EK 8 wurden in Bobruisk zahlreiche Durchsuchungen bei politisch verdächtigen Familien durchgeführt, die jedoch ergebnislos verliefen. Auch die Bandenerkundung wurde fortlaufend intensiv betrieben. Näheres über die sicherheitspolizeiliche Tätigkeit ergibt sich aus der nachfolgenden Aufstellung:


  [image: image]


  1. Bandenwesen


  Das Bandenunwesen hat auch in der Berichtszeit wieder zugenommen. Als Hauptunruheherde können die Gegend um Lepel, der SVB Lokot sowie die FK-Bereiche Bobruisk, St. Dorogi und Mogilew angesehen werden. a) Bandenerkundung: Im Bereich des SK 7a wurden mehrere vorwiegend stärkere Banden mit teilweise recht guter Bewaffnung festgestellt. So tauchte am 9.3.43 eine 1700 Mann starke Bande in einem Dorfe bei Terechoschtschina auf, die neben automatischen Waffen auch Minenwerfer und zwei Geschütze mitführte. Bemerkenswert ist ferner, dass in mehreren Fällen im Feindgebiet aufgestellte, gut bewaffnete Banden durch die Frontlinien geschleust wurden. So ging südlich Welikije-Luki eine 300 Mann starke Bande, die hauptsächlich mit Maschinenpistolen bewaffnet war, über die Front. Bei Belyj wechselten eine Bande in Stärke von 170 und eine von 200 Mann über die HKL. Nördlich Kletnja wurde nach Meldung von SK 7b eine neue Bande in Stärke von 400 Mann festgestellt, die vollständig mit deutschen Uniformen ausgerüstet ist. Auch im Bezirk Karatschew traten Banden auf, die teilweise deutsche Uniformen trugen. In diesem Bezirk stehen zwei Bandengruppen, von denen die eine, ca. 90 Mann stark, besonders für den Bandeneinsatz geschult und mit Flugzeugen abgesetzt worden sein soll. Die zweite Gruppe soll ca. 300 Mann stark sein und sich im Waldgebiet Kommune-Gigant aufhalten. Im Gebiet von Lokot wurden durch Erkundung Einzelheiten über mehrere Banden in Stärke von zusammen etwa 6300 Mann festgestellt. So hält sich im Waldgebiet nördlich von Nawlja der Brigadestab Duka auf, dem sechs Bandengruppen in einer Gesamtstärke von ca. 2000 Mann unterstehen. Der Brigadestab Panorowski befindet sich im Raum zwischen den Flüssen Wolkowka und Nawlja mit 10 Gruppen in einer Stärke von 1600 Mann. Im Waldgebiet südlich der Nawlja stehen fünf Bandengruppen, ca. 1500 Mann stark, mit dem Brigadestab Za Rodina. Der Brigadestab Tschkalow hält sich im Waldgebiet zwischen den Flüssen Ssolja und Nerussa mit sechs Gruppen mit einer Gesamtstärke von ca. 1200 Mann auf. Der Führungsstab dieser Brigaden – Jemlutjan – steht in Smelish an der Nerussa. Erwähnenswert ist noch, dass nach Beobachtungen der Wehrmacht in der Gegend von Potschep nachts bis zu 60 Flugzeuge in das rückwärtige Gebiet zur Versorgung der Banden einfliegen. Der in den Wäldern südlich Brjansk stehende Bandenführer Koschelew ist mit seiner Bande in Stärke von ca. 1000 Mann bei Putimir durchgebrochen und in den Ramasucher-Wald übergewechselt. Im Bereich vom SK 7c hält sich im Rayon Monastyrschtschina eine ca. 1000 Mann starke Bande auf, die aus dem Rayon Welish gekommen ist. Sie steht unter dem Kommando eines Majors Kotschuby, ist gut bewaffnet und verfügt u.a. über drei tragbare Paks, zehn leichte MGs und vier Granatwerfer. Bei der Bande befinden sich 200 Ueberläufer (Ukrainer) in deutscher Uniform unter Führung eines Majors. Nach dem Bericht des EK 8 halten sich in den dorten FK-Bereichen Bobruisk und St. Dorogi nach wie vor starke und besonders aktive Banden auf. Das Gebiet im Norden und Nordosten von Bobruisk wird von drei starken Bandenbrigaden beunruhigt, die sämtlich unter dem Oberkommando eines Obersten der Roten Armee stehen, der „Major“ genannt wird. Es handelt sich um die Brigaden Isoch, Stärke 1000 Mann, Makejew, Stärke 600 Mann und Boroda, Stärke unbekannt. Der Major selbst führt eine 1000 Mann starke Sonderabteilung. Im Rayon Streschin, der bisher als bandenfrei galt, hält sich nunmehr eine 2000 Mann starke Bande auf, die eine lebhafte Tätigkeit entwickelt. Im Rayon Rogatschew (ostwärts Bobruisk) treiben drei Banden in Stärke von 600, 1000 und 800–1000 Mann ihr Unwesen. Sie bedrohen u.a. die Bahnlinie Rogatschew–Mogilew. Im Rayon Ljuban hält sich in dem Ort Jaminsk die Bande des Nikolai Nikolaijewitsch in Stärke von 700 Mann mit ihrem Stabe auf. Die Macht der Banden in dem von Wehrmacht völlig entblössten Raum südlich der Rollbahn Bobruisk–St. Dorogi nimmt immer mehr zu. Als Ergebnis der von Erkundungstrupps getroffenen Feststellung, die in den Raum westlich Mogilew entsandt worden waren, scheint festzustehen, dass sich die geistige Zentrale der Banden im Raum um den Dulepskoje-Sumpf (nördlich Klitschew) befindet. Hier, wo auch schon im Vorjahre der Hauptsitz der Banden war, liegt sehr wahrscheinlich im sumpfigen, fast unzugänglichen Waldgelände der oberste Stab aller im Raume westlich Mogilew operierenden Banden. Dieser steht mit Moskau in Funkverbindung und verfügt über einen kleinen Flugplatz, auf dem Flugzeuge mit Nachschub landen. Es verlautet, dass sich in dem Raume zwischen Drut und Dnjepr 5–6000 Banditen sammeln, um von hier aus nach Osten in die Brjansker Wälder vorzustossen. Von der Wehrmacht entsandte Spähtrupps konnten bisher keine Bestätigung für diese Meldung bringen. Im Rayon Belynitschi befindet sich im Süden ein aus 15–20 Erdbunkern bestehendes Waldlager einer 400 Mann starken Bande, die wieder in zehn Gruppen unterteilt ist. Führer dieser ist ein gewisser Pawlow, der Boroda wegen seines schwarzen Bartes genannt wird. Das Lager wurde kürzlich von deutschen Flugzeugen bombardiert, jedoch ohne Erfolg. Im gleichen Rayon wurde am 22.3.43 ein Spähtrupp in Stärke von 20 Gendarmen und 30 Fremdvölkischen unter Führung eines Kreislandwirtes und eines Sonderführers nach Ugoltschina entsandt. Der Spähtrupp wurde in Ugoltschina von Banditen eingeschlossen und bis auf vier fremdvölkische Schutzmänner vollständig aufgerieben. Im Südosten von Klinzy trat wieder im Rayon Pogar die bereits bekannte 1000 Mann starke Bande Koschelew in Erscheinung. In dem im Nordosten des Rayons Mglin gelegenen Mamajewka-Wald sammeln sich wieder erneut starke Banden. So wurden in der letzten Zeit dort Banden in Stärke von 3–400 Mann gesichtet, die Vieh, Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände requirierten. Der FK-Bereich Tschikow ist fast vollständig bandenverseucht. Hier befinden sich zahlreiche schwer zugängliche Wald- und Sumpfgebiete, in denen die Banden ihre Lager errichtet haben. Eine Erkundung ist wegen der Unzugänglichkeit des Gebietes kaum möglich. In dem Waldgebiet zwischen den Rayonstädten Tscherikow und Krasnopolje wurden vier feste Bandenlager in Stärke von insgesamt etwa 800 Mann festgestellt, die mit Granatwerfern und automatischen Waffen bewaffnet sind. Im Norden von Orscha befindet sich 17km nordostwärts Boguschewskoje eine 300 Mann starke Bande, bei der sich auch zehn Frauen und 80 Mann der aus Ossintorf übergelaufenen Angehörigen des Verbandes „Graukopf“ befinden. Ihr Führer nennt sich Alexej und hat sein Hauptquartier in Michalinowo. Im Nordosten von Orscha tritt eine Bande auf, die von den ausgedehnten Wäldern beiderseits des Werescheisskji-Moores aus die umliegenden Dörfer beherrscht. Im Bereich von EK 9 wurde zur gewaltsamen Erkundung der Bandenlage im Raume nördlich des Jasno-Sees durch Angehörige des Kommandos gemeinsam mit einem Zug Infanterie und 76 OD-Leuten ein Unternehmen durchgeführt, bei dem 8 Banditen erschossen und 6 Personen als Nachrichtenträger festgenommen wurden. Vom Trupp Lepel wurde im Zusammenwirken mit 30 Grenadieren und 20 OD-Leuten ein Erkundungsunternehmen gegen den Ort Okono, südwestlich Lepel, durchgeführt. b) Bandenbekämpfung: Wegen der auf der Eisenbahnstrecke Brjansk–Gomel vorgekommenen Sprengungen wurde im Bereich von SK 7c eine Reihe von Ortschaften an der Bahnstrecke sicherheitspolizeilich überprüft, wobei acht verdächtige Personen festgenommen wurden. Das EK 8 nahm gemeinsam mit einem Bataillon Schutzpolizei eine Durchkämmung des Waldes und der Ortschaften westlich der Bahnlinie Mogilew–Rogatschew vor, weil häufig Anschläge auf diese Strecke verübt worden waren. Die Aktion war erfolglos. In den Rayonen Slynka, Nowosybkow und Klimow begannen die Kräfte des Sich.Regt. 45 am 25.2.43 das Unternehmen „Sumpfbiber“ gegen die Bande des Generalmajors Feodorow. Diese Bande hatte bereits durch das Unternehmen „Hasenjagd“ im Vormonat erhebliche Verluste erlitten, konnte jedoch ausweichen. Da sie sich nun auf dem Marsch nach Süden befand und über den Fluss Snow übersetzen wollte, sollte ihr durch das Unternehmen der Weg abgeschnitten werden. Trotzdem die Bande durch zwei Flugzeuge angegriffen wurde und erhebliche Verluste erlitten hatte, gelang es ihr über den Fluss überzusetzen und nach Westen abzuziehen. Das Unternehmen dauert noch an. Im Rayon Mogilew hatten acht OD-Männer an einer Strassenbrücke Lauerstellung bezogen. Als Banditen mit 20 Fahrzeugen auftauchten, eröffneten sie das Feuer, das die Banditen, die in erheblicher Ueberzahl waren, mit Maschinengewehren und einem Minenwerfer erwiderten. Es gelang jedoch dem OD-Gruppenführer eine stärkere Einheit vorzutäuschen, worauf sich die Banditen unter Mitnahme ihrer Toten und Verwundeten entfernten. Eine von Banditen besetzte Ortschaft in Rayon Glusk wurde, nachdem sie durch drei deutsche Flugzeuge bombardiert worden war, von Einheiten des Sich.Regt. 613 im Feuergefecht genommen und niedergebrannt. Hierbei sind 25 Banditen gefallen oder verbrannt. Vierzig Zivilisten wurden festgenommen und achtzig Stück Vieh sichergestellt. Anschliessend wurde ein benachbartes Dorf nach heftigem Feuerkampf genommen und niedergebrannt. Die Banditen hatten jedoch bei ihrem Rückzug eine Brücke zerstört. Während die Truppe mit dem Bau einer Notbrücke beschäftigt war, erhielt sie überraschend Feuer aus dem Hinterhalt von ca. 200 Banditen. Die Einheit konnte sich nur mit Mühe unter Aufgabe der achtzig Stück Vieh und der vierzig Zivilisten zurückziehen, wobei drei OD-Leute getötet und drei verwundet wurden. Die Banditen hatten dreizehn Tote. In einem Walde nördlich Osipowitschi hatte eine Ostkompanie ein mehrstündiges Gefecht mit einer Brigade in Stärke von 290 Mann. Die Banditen wurden zersprengt und verloren 64 Tote, darunter den General Flegontow. Unter der Beute befand sich ein deutsches Tornisterfunkgerät, ein schwerer und ein leichter Granatwerfer und ein sMG. Im gleichen Rayon kam es zu einem Gefecht zwischen der Streife eines deutschen Stützpunktes und Banditen, bei dem von 22 OD-Leuten vier getötet wurden. Feindverluste: 15 Mann. Im Bereich des EK 9 wurde in der Zeit vom 20.2. bis 9.3.43 vom Pz.AOK 3 das Unternehmen „Kugelblitz“ mit starken Kräften durchgeführt. Seitens der Sicherheitspolizei nahmen an dem Unternehmen bei der einen Kampfgruppe ein Führer, drei Unterführer und vier Männer sowie drei OD-Leute teil und an einer zweiten ein Sturmscharführer mit drei Unterführern und vier Männern. Es sollte der Raum Witebsk–Jeserischtsche–Usswiati–Surash bereinigt werden. Lediglich der Brigade Alexejew gelang es, aus dem Kessel nach Süden auszubrechen. Der zuerst erwähnte Trupp der Sicherheitspolizei stellte 823 Banditen und Banditenhelfer, darunter 137 Flintenweiber, 33 Angehörige eines Anfang Februar zu den Banden übergelaufenen Tatarenbataillons und vier Juden. Von dem zweiten Trupp wurden 48 Banditen und Banditenhelfer erschossen. Die Feindtoten sollen insgesamt etwa 4000 betragen, der Bericht der Wehrmacht liegt jedoch noch nicht vor. Das Pz.AOK 3 beabsichtigt weiterhin, durch systematische Bandenbekämpfung mit Hilfe deutscher Verbände und zugeteilter Osttruppen eine Befriedung des Armeegebiets herbeizuführen. So wurde im Anschluss an das Unternehmen „Kugelblitz I“ im gleichen Raum das Unternehmen „Kugelblitz II“ durch das 2. Bataillon des Radfahrgrenadier-Rgts. 2, dem elf Männer des EK 9 zugeteilt waren, durchgeführt. Es gelang, zwei Bunker mit 60 Banditen und weitere kleine Bandengruppen zu vernichten sowie eine Waffenschmiede zu zerstören. Die Feindverluste betrugen 120 Tote und sieben Gefangene. Die eigenen Verluste: 1 Toter und drei Verwundete. Erbeutet wurden u.a. eine Panzerbüchse, ein lMG, eine MP und 30 Gewehre sowie sechs Kisten Sprengmunition. Im Raume Sirotino-Gorodok-Newel-Dretun wurde das Unternehmen „Donnerkeil“ durch zwei Bataillone Kosaken durchgeführt, an dem sich ein Führer und 13 Unterführer und Männer des EK 9 beteiligten. Der Abschlußbericht liegt jedoch noch nicht vor. Im Anschluss hieran wurde am 26.3.43 das Unternehmen „Donnerkeil II“ zur Befriedung des Raumes Sirotino-Dretun-Polozk mit den gleichen Kräften gestartet, das noch nicht abgeschlossen ist. Als Erfolg der Unternehmungen kann verzeichnet werden, dass die stark gefährdeten Strassen Witebsk–Polozk und Witebsk–Gorodok–Newel wieder befahren werden können und das Gebiet um Gorodok fast völlig bandenfrei geworden ist.2


  2. Kommunismus


  Im Orscha wurden zwei Russen wegen kommunistischer Umtriebe und deutschfeindlichen Verhaltens festgenommen. Beide hatten früher der kommunistischen Partei angehört und waren sehr aktiv gewesen. Sonst wurde keine bedeutendere kommunistische Betätigung in der Berichtszeit gemeldet.


  3. Feindpropaganda


  Die feindliche Flugblattpropaganda hat in einigen Gebieten abgenommen, in anderen dagegen, so im Bereiche des SK 7c, wurde sie verstärkt durchgeführt. Hier wurde u.a. ein Flugblatt mit der Mitteilung gefunden, dass eine Medaille I. und II. Klasse für die Partisanen des vaterländischen Krieges gestiftet worden sei. In Polozk wurden acht Russen, darunter ein Hauptmann und ein Aktivist und Organisator im Komsomol, wegen Verbreitung deutschfeindlicher Gerüchte und deutschfeindlichen Verhaltens festgenommen.


  4. Reichsfeindliche Bestrebungen


  Nach Meldungen von SK 7b wurde in Lokot eine weitverzweigte Widerstandsbewegung aufgedeckt, die mit der Bandenbrigade Za Rodina in Verbindung stand und die Aufgabe hatte, durch Spionage, Sabotage und Terrorakte in Lokot einen Umsturz vorzubereiten. Zu diesem Zweck sollten vorher sechs Russen in leitenden Stellungen, so der Oberbürgermeister von Lokot und sein Vertreter, beseitigt werden. Ferner wollten die Aufrührer u.a. deutsche Offiziere und Soldaten ermorden und unter Ausnutzung etwa entstehender chaotischer Zustände die Volkswehr auf ihre Seite bringen. Bisher wurden 40 Verschwörer festgenommen, die teils in Lokot und teils im Rayon Prassowo wohnten.


  5.) Spionage


  In Roslawl wurde ein Jude ermittelt, der sich mit einem falschen Pass häufig unangemeldet in Roslawl aufgehalten und die Belegung der Stadt mit Truppen usw. ausgekundschaftet hatte. Er gehörte der Bande Dantschenkow im Rayon Dubrowka an, die die Feststellungen durch Funk weitergab. In diesem Zusammenhange konnten noch weitere 30 Personen, darunter zwei OD-Männer, ein Einheitsbürgermeister, ein Arzt und ein russ. Inspektor beim Wiko festgenommen werden, die ihre im Dienste für die deutsche Wehrmacht gemachten Feststellungen den Banden weitermeldeten. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. Bei dem im Bereich des EK 9 durchgeführten Unternehmen „Kugelblitz“ wurden Unterlagen dafür gefunden, dass Russen aus Witebsk und aus der Gegend von Surash Spionage für die Rote Armee und die Banden betrieben haben. Bisher wurden 25 Personen in Haft genommen.


  6. Sabotage


  In Borissow wurde geplant, einen Kessel des Elektrizitätswerkes in die Luft zu sprengen. Zu diesem Zweck sollte ein dickes Holzstück verfeuert werden, das 12kg hochexplosiven Sprengstoff enthielt. Der Heizer, der zur Ausführung der Tag gewonnen war, bekam jedoch Angst, da ihm die Zündschnur zu kurz erschien, und meldete die Angelegenheit. Am 8.3.43 wurde ein Sabotageakt auf das Nachschublager des Wirtschaftskommandos in Polozk ausgeführt. Es wurden Benzin und Oel durch Sprengung in Brand gesetzt. Das Feuer konnte erst nach einigen Stunden unter Einsatz aller verfügbaren Kräfte gelöscht werden. Es wurden ca. 600.000 ltr. Benzin und 100.000 ltr. Rohoel vernichtet. Als Täter kommen vier beim Wirtschaftskommando beschäftigte Ukrainer in Frage, die am Morgen des Brandtages geflüchtet sind.


  7. Arbeitsverweigerer


  Fälle von Arbeitsverweigerung waren in der Berichtszeit kaum zu verzeichnen.


  C. Sonderbehandlungen


  Sonderkommando 7a: 69 Personen, darunter 34 Banditen, 10 Juden und 25 sonstige Reichsfeinde,


  Sonderkommando 7b: 58 Personen, darunter 1 Bandit, 40 Juden, 2 Geisteskranke und 15 sonstige Reichsfeinde,


  Sonderkommando 7c: 234 Personen, darunter 182 Banditen, 2 Kommunisten, 16 Juden, 9 Zigeuner und 25 sonstige Reichsfeinde,


  Einsatzkommando 8: 221 Personen, darunter 54 Banditen, 57 Kommunisten, 35 Juden, 7 Geisteskranke und 68 sonstige Reichsfeinde,


  Einsatzkommando 9: 1772 Personen, darunter 1103 Banditen, 618 Juden, 6 Geisteskranke und 45 sonstige Reichsfeinde.


  Gesamtzahl der Sonderbehandelten


  Sonderkommando 7a:12.436 Personen (einschl. s. Trupp Smolensk)


  Sonderkommando 7b:4154 Personen


  Sonderkommando 7c:5414 Personen


  Einsatzkommando 8:76.031 Personen


  Einsatzkommando 9:44.324 Personen


  Insgesamt142.359 Personen


  Tätigkeits- und Lagebericht der Abt. V (Kriminalpolizei) für die Zeit vom 1. bis 31.März1943


  A. Ueberblick über den Stand der Kriminalität


  Die Kriminalität nahm in der Berichtszeit keine ungewöhnlichen Ausmaße an und dürfte daher auf die allgemeine Sicherheitslage ohne wesentlichen Einfluss sein. Zwar haben die Tötungsdelikte etwas zugenommen, dennoch kann dieser Tatsache keine grössere Bedeutung beigemessen werden. Ferner wurde wieder eine grössere Anzahl von Diebstählen ausgeführt, die jedoch meistens auf Not begangen wurden. Der verwahrlosten Jugend wurde weiterhin erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet.


  B. Maßnahmen der Verbrechensbekämpfung


  1. Verbrechensverfolgung


  a) Kapitalverbrechen: Der Mord an den beiden SS-Rottenführern Pries und Buchholz von der Einsatzgruppe B, die als Begleiter eines Holzfällerkommandos bei dem Dorfe Ordowka von Banditen erschossen wurden, konnte aufgeklärt werden. Die Ermittlungen ergaben, dass der russische Förster Sergej Tschernankow, der sich in Begleitung der Erschossenen befand, mit den Banditen gemeinsame Sache gemacht hatte. Er führte die Opfer verabredungsgemäß an eine bestimmte Stelle im Walde, wo die Banditen aus einem Hinterhalt das Feuer eröffneten, während er selbst sich in grösserer Entfernung von den beiden Ermordeten aufhielt. An dem Mordkomplott waren ferner der OD-Leiter von Ordowka, Nikita Kubischkin, dessen Ehefrau, der Landarbeiter Stefan Suchorukow und die Schwägerin des OD-Leiters, Agafia Schaweolkina, beteiligt. Sämtliche Personen konnten festgenommen werden. Sie erklärten, an einen Sieg der Roten Armee geglaubt zu haben und wollten durch die Tat ihre bolschewistische Einstellung beweisen. In Orel wurde ein Russe von seiner Ehefrau angeblich erhängt aufgefunden. Die Feststellungen ergaben jedoch, dass sehr wahrscheinlich Mord vorliegt, da u.a. dem Toten auch die Hoden zerschnitten waren. Der Tat dringend verdächtig ist die Ehefrau, die auch den Totenschein nicht durch einen Amtsarzt, sondern durch einen ihr befreundeten Arzt ausstellen liess. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. Während einer Trauerfeier in dem Dorf Lichomostje (Rayon Roslawl) stach ein Russe mit dem Taschenmesser auf den Starosten ein, der gekommen war, um ihn für Aufräumungsarbeiten mit einzusetzen. Die Verletzungen sind jedoch nicht lebensgefährlich. Der Täter gab zu, die Absicht gehabt zu haben, den Starosten zu ermorden, weil dieser immer sehr eifrig die Aufträge der deutschen Dienststellen durchführte. In Roslawl wurde nach einem Brande des Chemiekombinats unter den Trümmern die verkohlte Leiche des dort beschäftigten Wächters gefunden. Sie wies Verletzungen auf, die auf ein Verbrechen schliessen lassen konnten. Die Ermittlungen ergaben, dass der Wächter von seinem Nachbarn und dessen Ehefrau mit einem Beil erschlagen worden war. Um die Spuren des Verbrechens zu beseitigen, wurde der Brand gelegt. Der Täter hatte zusammen mit dem Ermordeten mehrfach Butter und Seife gestohlen. Als es wegen der Teilung der Beute zu Streitigkeiten kam, drohte der Wächter die Angelegenheit der Polizei mitzuteilen. In Telschaschi, Rayon Propoisk, wurde der dortige Bürgermeister erschossen. Die Ermittlungen ergaben, dass ein Mühlenbesitzer des Ortes und sein Bruder die geistigen Urheber des Mordes waren und dass sich mehrere unbekannte Männer, vermutlich Banditen, am Tattage in der Mühle aufgehalten hatten. Der Mühlenbesitzer, der bereits wegen Mordes mit zwei Jahren Zuchthaus vorbestraft ist, hasste den Bürgermeister, weil er die Mühle überwachte und keine Unregelmäßigkeiten duldete. Eine restlose Klärung der Tat war bisher nicht möglich. Zwei Russen wurden in Gomel öffentlich erhängt, weil sie in Russenhäusern geplündert hatten, die durch Luftangriffe zerstört worden waren. Ein weiterer Plünderer wurde festgenommen, weil er sich nach einem Luftangriff auf einem Bahnhof Wehrmachtsgut angeeignet hatte. Im Bereich von EK 9 wurde durch einen Russen ein Lustmord verübt. Der Täter hatte zusammen mit anderen Hilfswilligen eine Russin gewaltsam in ein Lager geschleppt. Als er dann mit ihr alleine war, tötete er sie durch zwei Schüsse und brachte ihr Schnittverletzungen am Unterleib bei. In Borissow wurden zwei bessergestellte Russinnen ermordet. Es wird Raubmord angenommen. Die Tat konnte bisher nicht geklärt werden. b) Diebstahl: Von den zahlreich ausgeführten Diebstählen erscheinen nachfolgende Fälle erwähnenswert. Festgenommen wurde eine 7-köpfige Diebesbande, die auf dem Bahnhof in Orel während der Fliegerangriffe Feldpostwagen aufbrach und Feldpostpäckchen entwendete. In Brjansk wurde eine 19 Personen zählende Bande festgenommen, der 44 Diebstähle nachgewiesen werden konnten. Unter den Festgenommenen befinden sich drei Frauen und ein Jugendlicher. Zwei OD-Männer töteten mit ihrem Dienstgewehr in einem Stall, in den sie sich eingeschlichen hatten, ein Schwein und vergruben es dann im Schnee. Durch die Blutspur konnten jedoch das Schwein gefunden und später die Täter ermittelt werden. Der Direktor einer Spritfabrik in Klinzy entwendete zusammen mit zwei dort beschäftigten Angestellten wiederholt Sprit aus dem von ihm geleiteten Betriebe. Im Bereich von EK 9 gelangte eine grössere Anzahl von Lebensmitteldiebstählen zur Anzeige, die wohl auf die augenblicklich schwierige Ernährungslage zurückzuführen sind. c) Betrug und verwandte Delikte: Vom EK 8 wurde ein Lette festgenommen, der beim Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD als Dolmetscher beschäftigt ist und unberechtigt eine deutsche Offiziersuniform, das Infanteriesturmabzeichen und die Ostmedaille trug. Er gab ferner zu, in Minsk eine SS-Uniform entwendet zu haben. d) Sittlichkeitsdelikte: Der Rayonpolizeichef von Schumjatschi versuchte an einer russ. Dolmetscherin ein Notzuchtverbrechen zu verüben. Er suchte sie in ihrer Wohnung auf und zwang sie mit vorgehaltener Pistole, ihm ins Gefängnis zu folgen, wo er sie ins Wachzimmer führte, um sie dort geschlechtlich zu gebrauchen. Durch das Hinzukommen einer dritten Person wurde er an seinem Vorhaben gehindert. e) Sonstiges: In der Berichtszeit wurde eine Anzahl Russen wegen verbotenen Waffenbesitzes festgenommen. In Klinzy hat der Betriebsleiter einer Tuchfabrik, ein Reichsdeutscher, in grösserem Umfange Süßstoff zu Ueberpreisen durch russische Mittelspersonen verkaufen lassen. Ausserdem verkaufte er Stoff und Filzstiefel zu hohen Wucherpreisen. Der Leiter der Abteilung II des OD in Dobrusch wurde festgenommen, weil er von Beschuldigten Waren forderte und dafür die strafbaren Handlungen nicht verfolgte. Seine Handlungsweise erstreckte sich sowohl auf die Bearbeitung krimineller Delikte, wie Pferdediebstähle usw., als auch auf die Bearbeitung politischer Vorgänge. 2 Untersuchungsbeamte seiner Abteilung, die als Mittäter bezw. Mitwisser beteiligt waren, wurden gleichfalls festgenommen.


  2. Allgemeiner Fahndungsdienst


  a) Personenüberwachung: Durch die im Zusammenhang mit der Frontverkürzung zahlreich vorhandenen Evakuierten und Flüchtlinge ist die Personenüberwachung teilweise erheblich erschwert worden. b) Marktüberwachung: Die Märkte wurden laufend kontrolliert. Hierbei konnten verschiedentlich bei der Wehrmacht entwendete Gegenstände sichergestellt werden. c) Prostitutionsüberwachung: Als Folge der heimlichen Prostitution ist in einigen Städten, wie z.B. in Smolensk und Demidow, eine Zunahme der Verbreitung von Geschlechtskrankheiten festzustellen. In den Städten Brjansk und Orel wurden die Prostituierten durch die russ. Kriminalpolizei erfasst. Es wird eine laufende Kontrolle über sie ausgeübt. Einige Prostituierte wurden bereits wegen Nichteinhaltung der ihnen erteilten Auflagen in Haft genommen.


  3. Vorbeugungsmaßnahmen


  a) Asoziale: In der Berichtszeit wurden wieder einige Gewohnheitsverbrecher und eine Anzahl Asozialer erschossen, weil sie eine Gefahr für die Allgemeinheit bildeten. b) Verwahrloste Jugendliche: Der Verwahrlosung der Jugend wurde durch vorbeugende und erzieherische Maßnahmen entgegengewirkt. Bei der Unterbringung verwahrloster Kinder musste die Feststellung gemacht werden, dass nicht überall Kinderheime in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen. c) Zigeuner: Vom Trupp Kritschew des EK 8 wurde eine Zigeunerbande von 29 Personen, die sich im Lande herumtrieb und die Bevölkerung beunruhigte, festgenommen.
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  1 Vgl. Babette Quinkert: Propaganda und Terror in Weißrußland 1941–1944. Die deutsche „geistige“ Kriegführung gegen Zivilbevölkerung und Partisanen, Paderborn u.a. 2009, S.115–126; Johannes Schlootz (Hrsg.): Deutsche Propaganda in Weißrußland 1941–1944. Eine Konfrontation von Propaganda und Wirklichkeit. Eine Ausstellung in Berlin und Minsk, Berlin 1996.


  2 Zu den Unternehmen „Kugelblitz“ u. „Donnerkeil“ vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.901, 905.


  


  


  181) Stimmungs- und Lagebericht Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Lettland vom 1.4.1943 für die Zeit vom 1.–31.3.1943 (Auszüge)


  
    
      	
        Der Kommandeur der Sicherheitspolizei und d. SD Lettland

      

      	
        Riga, den 1.4.1943

      
    

  


  Stimmungs- und Lagebericht für die Zeit vom 1. bis 31. März 1943


  I. Personalangelegenheiten


  1. Standorte: a) Personalveränderungen, b) Auszeichnungen


  2. Schutzmannschaften


  3. Grundsätzliche Weisungen in disziplinären Angelegenheiten


  4. Schulung


  5. Gesundheitsbericht


  III. Lebensgebiete


  1. Allgemeine Lage und Stimmung der Bevölkerung


  2. Kulturelle Gebiete: a) Deutsche Propaganda, Feindpropaganda und allgemeine Propaganda, b) Auswirkung deutscher kultureller Veranstaltungen, c) Lettische Jugendorganisationen, d) Wissenschafts- und Hochschulwesen


  3. Volkstum und Volkgesundheit: a) Volkstum, b) Volksgesundheit


  4. Verwaltung und Recht: a) Verwaltung, b) Recht


  5. Wirtschaft: a) Landwirtschaft, b) Versorgung, c) Verkehr, d) Bank- und Währungsfragen, e) Industrie, f) Arbeits- und Sozialwesen


  IV. Gegnerkreise


  1. Kommunismus: a) Kommunistische Partei und ihre Nebenorganisationen, b) Sowjetrussische Flugblattpropaganda


  2. Partisanen, Fallschirmspringer, Sabotage- und Terrorakte, politisches Paßfälschungswesen: a) Banditen, b) Einsatz sowjetrussischer Fallschirmspringer, c) Sabotageakte


  3. Kirchen: a) Orthodoxe Kirche, b) Röm.-kath. Kirche, c) Evangelische Kirche, d) Sekten und sonstige Kirchen


  4. Juden


  V. Verbrechensbekämpfung


  […]


  I. Personalangelegenheiten


  1. Standorte


  Dienststelle des Kommandeurs der Sicherheitspolizei und des SD Lettland in Riga, Moltkestrasse 1, mit 4 Aussenstellen und zwar Aussenstelle Dünaburg mit Stützpunkt Dünaburg: a) Punkt Dagda, b) Punkt Kraslau, c) Punkt Liewenhof, Stützpunkt Rositten: a) Punkt Malta, b) Punkt Waraklani, Stützpunkt Ludsen: a) Punkt Karsawa, b) Punkt Weslabada, Gem. Istra, Stützpunkt Abrehne: a) Punkt Balvi, b) Punkt Liepna, Aussenstelle Libau mit Stützpunkt Windau: a) Punkt Dondangen (Kr. Windau), b) Punkt Pilten (Kr. Windau), c) Punkt Talsen, d) Punkt Kandau (Kr. Talsen), e) Punkt Goldingen, f) Punkt Frauenburg (Kr. Goldingen), g) Punkt Hasenpoth, h) Punkt Alschwangen (Kr. Hasenpoth), i) Punkt Prekuln (Kr. Libau), Aussenstelle Mitau mit a) Punkt Illuxt, b) Punkt Jakobstadt, c) Punkt Bauske, d) Punkt Tuckum, Aussenstelle Wolmar mit a) Punkt Walk, b) Punkt Smilten, c) Punkt Marienburg, d) Punkt Wenden, e) Punkt Rujen, f) Punkt Lemsal, g) Punkt Hainasch, h) Punkt Neu-Pabalg, a) Punkt Riga-Strand, b) Punkt Oger, c) Punkt Segewold, d) Punkt Modohn, e) Punkt Schwanenburg, f) Punkt Stockmannshof. Der Dienststelle in Riga ist das Arbeitserziehungslager und erweiterte Polizeigefängnis Salaspils angeschlossen, das zurzeit mit 1990 Häftlingen belegt ist.1 Das genannte Lager findet zurzeit ausserdem als Auffang- und Durchgangslager für die anläßlich der Sonderaktion Lettgallen evakuierten Einwohner des Operationsgebietes Verwendung. Zurzeit sind rund 2288 Evakuierte und zwar Männer, Frauen und Kinder dort untergebracht. Als erweitertes Arbeitserziehungslager steht ausserdem noch das Gut „Jungfernhof“ bei Riga zur Verfügung.


  […]


  Lettischer Sektor: Die lettische Kriminalabteilung umfasst zurzeit 316, die lettische politische Abteilung 314 und die Abt. lettische Verwaltung 48 Beamte und Angestellte. Die Kräfte sind auf sämtliche Dienststellen des Kommandeurbereichs verteilt. Während die Besoldung bis Ende März noch aus dem Landeshaushalt bestritten wurde, ist beabsichtigt, die gesamte lettische Kriminal- und politische Polizei ab 1.4.43 aus dem Reichshaushalt zu übernehmen. Die Vorarbeiten hierzu stehen vor dem Abschluss.


  2. Schutzmannschaften


  Die Gesamtstärke der lettischen Sicherungsabteilung beläuft sich zurzeit auf 1176 Mann. Davon befinden sich im Front- bezw. Bandeneinsatz 158 Mann, in Weissruthenien zum KdS der Sipo u.d. SD Minsk abgeordnet 229 Mann, zu den Aussenstellen Dünaburg, Libau, Mitau und Wolmar abgeordnet 62 Mann, der Kriminalabteilung zugeteilt 1 Mann: 450 Mann. Von der noch verbleibenden Stärke von 726 Mann sind nach Abzug der Kranken, Beurlaubten und in Haft befindlichen 290 Mann 436 Mann einsatzbereit. Aus dieser Zahl werden Wachen für die Dienststellen und Bauplätze des BdS und KdS sowie des erweiterten Polizeigefängnisses und Arbeitserziehungslagers Salaspils gestellt. Angesichts der starken Belegung des Lagers musste die Wachkompanie auf 160 Mann verstärkt werden. Der vierte lettische Lehrgang an der Sicherheitspolizeischule in Fürstenberg, der am 8.12.42 begann, musste aus einsatzmäßigen Gründen vorzeitig zurückberufen werden. Von den 77 Teilnehmern gehören 65 der lettischen Sicherungsabteilung an. 12 Mann sind Angehörige der lettischen politischen und Kriminalpolizei.


  […]


  III. Lebensgebiete


  1. Allgemeine Lage und Stimmung der Bevölkerung


  Durch die Stabilisierung der deutschen Front im Osten, besonders aber durch die neuerlichen Erfolge im Süden der Ostfront und nicht zuletzt die der deutschen U-Boote zur See, ist die Stimmung der lettischen Bevölkerung in Bezug auf die militärische Entwicklung wieder wesentlich zuversichtlicher geworden. Die in allen Bevölkerungskreisen bisher im Umlauf gewesenen Gerüchte über eine angebliche Wiederkehr der Bolschewisten und damit verbundene Schlußfolgerungen über das Schicksal der Letten sind nunmehr verstummt. Das Hauptinteresse hat sich in Berichtszeit wieder mehr auf die innerpolitischen Geschehnisse verlagert, insbesondere, weil die Gerüchte über eine kommende Verselbständigung Lettlands bei der Bevölkerung durch Äusserungen und Vermutungen sowohl deutscher als auch lettischer Persönlichkeiten wesentlich genährt wurden. Es konnte daher eine gewisse Aufgeschlossenheit der lettischen Bevölkerung gegenüber den Deutschen festgestellt werden, die aber nur bis zu dem Zeitpunkt anhielt, an dem die von dem Generaldirektor der Justiz, Valdmanis, verfaßten Protokolle über die Besprechungen anläßlich der Begründung der Lettischen Legion in der Bevölkerung in Umlauf kamen. Diese Protokolle haben wesentlich dazu beigetragen, die Stimmung der lettischen Bevölkerung allem Deutschen gegenüber wieder in negativem Sinne zu beeinflussen, da aus dem Inhalt der Protokolle entnommen werden musste, dass die deutschen Stellen nicht gewillt seien, den Wünschen der lettischen Selbstverwaltung und des lettischen Volkes Rechnung zu tragen. Diese Protokolle waren und sind noch das Hauptgesprächsthema der lettischen Bevölkerung und werden besonders in lettischen Intelligenzkreisen lebhaft erörtert. Als Folge der Verbreitung der Protokolle und der inzwischen zerschlagenen Hoffnungen auf eine lettische Selbständigkeit, war eine gesteigerte Deutschfeindlichkeit innerhalb der lettischen Bevölkerung, besonders aber in chauvinistisch eingestellten Intelligenzkreisen zu beobachten.


  […]


  Die Art und Weise der bisherigen Erfassung von Arbeitskräften und Männern für Legion und Wehrmacht, also die zwangsweise Einberufung bestimmter Jahrgänge, löst in der Bevölkerung Unzufriedenheit aus und wird von chauvinistischen Kreisen mit grosser Aktivität als bolschewistische Methode propagandistisch ausgeschlachtet. Besonders wird hervorgehoben, dass von der Aufstellung einer Legion freiwilliger Letten im Sinne des Wortes keine Rede sein könne. Seit einigen Tagen läuft in Riga das Gerücht um, dass in Litauen die SS-Legion aufgelöst worden sei. Man sei dort mit der zwangsweisen Anwerbung nicht einverstanden gewesen, zumal von deutscher Seite eine Gegenleistung in Form von Erteilung grösserer Verwaltungsfreiheit ausgeblieben sei. Die angeworbenen Legionäre seien in die Wälder geflüchtet, viele verhaftet, Sabotageakte an der Tagesordnung und im Zuge der Ermittlungen habe man sogar Mitglieder der litauischen Selbstverwaltung verhaftet. Immer noch wird mit dem wohl aus lettischen Juristenkreisen stammenden Argument gearbeitet, dass die lettischen Legionäre im Kampf gegen den Bolschewismus durch keinerlei internationales Recht geschützt seien, da die Bolschewisten Lettland als Gliedstaat der UdSSR ansehen und etwaige lettische Gefangene als Landesverräter behandeln würden.


  […]


  Am 28.d.Mts. fand in Riga die Vereidigung der ersten Freiwilligen der lettischen SS-Legion statt. Die Anteilnahme der lettischen Bevölkerung war trotz des ungünstigen Wetters sehr gross. Die äussere Form des Aktes hat im grossen und ganzen einen günstigen Eindruck auf die anwesende Bevölkerung gemacht, besonders als Gegensatz zu den bisher von der Zivilverwaltung aufgezogenen Veranstaltungen, wie z.B. der feierlichen Übergabe der Eigentumsurkunden. Als Schlußfolgerung ergab sich die Ansicht in weiten Kreisen der Besucher – durch zahlreiche Stimmenäußerungen belegt – dass, wenn Lettland unter einer Militärverwaltung stünde, alles viel besser klappen würde. Die Abneigung gegenüber der Zivilverwaltung kam hier offen zum Ausdruck. Das Verhalten des Generalkommissars sowie der übrigen Angehörigen der deutschen Zivildienststellen beim Spielen des lettischen „Volksgebetes“ hat erneut Anlass zu Verärgerung und Verbitterung unter den Letten gegeben. Der Anlass hierzu war, dass beim Abspielen der lettischen Nationalhymne keiner der Obenbezeichneten die Hand zum deutschen Gruß erhob, während die Angehörigen der SS und der deutschen Wehrmacht, einschliesslich aller anwesenden Generale, ihre Ehrenbezeugung erwiesen. Dieser Vorfall wurde auch zum Anlass sarkastischer Bemerkungen bei den lettischen Zuschauern. Mit Erstaunen und lebhaftem Mißfallen bemerkte man, dass die Legionäre auf die deutsche Fahne vereidigt wurden. Aus Zeitungs- und Wochenschauberichten war bekannt, dass die Legionäre anderer Länder – so die Dänen, Norweger, Niederländer – auf ihre Landesfahne vereidigt werden. Auch war man darüber erstaunt, dass die Kommandos in deutscher Sprache gegeben wurden, ebenfalls eine Regelung, wie sie bei anderen Legionen nicht üblich sei. Die Stimmung unter den Angehörigen der Legionäre und weiterer Teile der anwesenden Bevölkerung wird dadurch z.T. gekennzeichnet, dass bei Einsetzen eines Regenschauers während der Feierlichkeiten die Äusserung fiel: „Sogar die Natur weint mit Lettland!“ Eine Begeisterung oder ein freudiges Mitgehen der Bevölkerung waren nicht festzustellen. Blumen wurden nur in Einzelfällen getragen bezw. verteilt. Mißtrauen und Zurückhaltung gegenüber den deutschen Stellen überwogen die Kampfbegeisterung, eine Folge der immer noch wirkenden Gegenpropaganda der Kreise um Valdmanis. Am 29.3.43 rückte ein Grossteil der Legionäre aus Riga in das rückwärtige Heeresgebiet zur Ausbildung ab. Bei den Angehörigen und auch in der übrigen Bevölkerung hat diese Maßnahme grosse Verwunderung und Mißstimmung hervorgerufen, da man annimmt, dass die Legionäre sofort an die Front geschickt würden.


  […]


  IV. Gegnerkreise


  1. Kommunismus


  a. Kommunistische Partei und ihre Nebenorganisationen: Wie bereits im letzten Lagebericht erwähnt, macht sich als Ausfluß der gespannten militärischen Lage im Osten eine grössere Aktivität der kommunistisch eingestellten Elemente in der Bevölkerung bemerkbar. Diese Wahrnehmungen wurden insbesondere in den grösseren Städten gemacht. V-Männer-Nachrichten zufolge sollen in einigen Fabriken in Riga unter dem Einfluss von Informationen aus Moskau bereits heimlich die Ämter für die Zeit der Rückkehr der Bolschewisten verteilt worden sein. Aber auch aus einigen Gemeinden auf dem flachen Land wird berichtet, dass dort unter denselben Voraussetzungen mit der Wahl der künftigen Vollzugskomitees begonnen worden sei. In Riga bestehen zurzeit noch 2 illegale kommunistische Gruppen. Eine dieser Gruppen hat ihre Anhänger in der sogenannten Moskauer Vorstadt. Sie versucht, Partisanengruppen aufzustellen und ist zu diesem Zweck bemüht, Verbindungen zu den in Lettgallen tätigen Banditen aufzunehmen. Ihre Mitglieder sind bestrebt, sich Waffen zu verschaffen. Eine andere Kommunistengruppe besteht im Stadtteil Alter Mühlgraben. Diese Gruppe hält Versammlungen ab und sammelt Kleidungsstücke für Partisanen. Im Arbeitserziehungslager Salaspils bei Riga gelang es, einer kommunistischen Organisation auf die Spur zu kommen und sie zu beseitigen. Es hatten sich im Lager unter den Verschwörern drei Gruppen gebildet. Die eine befaßte sich mit Propaganda für den Kommunismus unter den Häftlingen, die zweite mit den Vorbereitungen zur Flucht aus dem Lager und die dritte mit dem Diebstahl von Sprengstoff. Durch mangelhafte Kontrolle des Sprengmeisters hatten auf Außenarbeiten in einem Steinbruch beschäftige Häftlinge Gelegenheit gehabt, mehrere Kilo Donoritpackungen zu entwenden. Ein in der Schmiede- und Schlosserwerkstätte des Lagers beschäftigter Häftling stellte etwa 16 ca. 25cm lange Eisenrohre her, die sie mit Donorit- und Schwarzpulver füllten und mit einer Zündschnur versahen. Die kommunistischen Häftlinge vermuteten, dass die Sicherheitspolizei beim Herannahen der bolschewistischen Truppen die Lagerinsassen erschiessen würde. Sie beabsichtigten, bei diesem Anlass die Sprengkörper gegen die Polizei zu werfen, um bei der, wie sie hofften, dann entstehenden Panik die Flucht zu ergreifen. Es war geplant, weitere Sprengkörper herzustellen, die beim Rückzug der deutschen Truppen zu Sabotagezwecken verwandt werden sollten. Ein Häftling, der Anzeige bei der Lagerkommandantur über die kommunistischen Umtriebe erstatten wollte, wurde von den Übrigen schwer mißhandelt. 76 Häftlinge wurden der Täterschaft oder Mitwisserschaft überführt, aus dem Lager entfernt und in Einzelhaft genommen. Der entwendete Sprengstoff wurde sichergestellt. Die Rädelsführer – 31 Personen – werden exekutiert werden.


  […]


  2. Partisanen, Fallschirmspringer, Sabotage- und Terrorakte, politisches Paßfälschungswesen


  a. Banditen: Die an der lettisch-russischen Grenze im rückwärtigen Heeresgebiet Mitte (russischer Raum) durchgeführte Aktion – „Unternehmen Winterzauber“ – gegen die Banden hat sich äusserst günstig ausgewirkt.2 Die Bewohner der Grenzkreise haben das Gefühl der Sicherheit wiedergewonnen. Die Flüchtigen kehren in ihre Wirtschaft zurück und beginnen, die zerstörten Häuser wieder aufzubauen. Die Bevölkerung hat den Einsatz der Polizei dankbar anerkannt. Sie beginnt jetzt auch wieder, Bandenhelfer zur Anzeige zu bringen. In den unmittelbar an der russischen Grenze gelegenen Kreisen Dünaburg und Abrehne kam es infolgedessen zu keinen Bandenüberfällen. Dagegen wurden der weiter nördlich gelegene Kreis Ludsen und der mehr im Innern Lettgallens liegende Kreis Rositten nach wie vor – wenn auch von kleineren Banden – heimgesucht.


  […]


  Während des zweiten Teilunternehmens der Aktion „Winterzauber“ in der Zeit vom 25.2. bis zum 7.3.43 wurde das gesamte Gebiet jenseits der Karnjanka-Linie bis Drissa, Kochanowitsche-Sebesh bis zum Westrand des Sumpfwaldes westlich des Swolna-Tales sowie der Raum um den Osweja-See bis zur Linie Ussbroje von den Banditen gesäubert. Die Unterkunftsorte der Banditen wurden nach der Evakuierung der Bevölkerung abgebrannt. Die Verluste auf deutscher Seite betrugen: 12 Tote, 8 Schwerverletzte und 34 Leichtverletzte. Feindverluste: 78 Banditen sind im Kampf gefallen, 1830 Banditen und Banditenhelfer wurden erschossen, 13 Banditen wurden festgenommen, 1850 Personen, deren Beteiligung an der Banditentätigkeit nicht nachgewiesen werden konnte, wurden aus dem Raum evakuiert. Erbeutet wurden: 2154 Stück Gross- und Kleinvieh, 33 Ztr. Getreide, 37 Wagen, 43 Schlitten. Die Beute an Waffen beträgt: 1 Panzerbüchse, 2 Pistolen, Sprengstoff, Gewehre und Minen.


  Auch der 3. Teil der Aktion „Winterzauber“, der am 9.3.43 begonnen hat, ist inzwischen abgeschlossen. Das Sumpfgebiet, das im Osten von der Swolna und dem Lisno-See, im Westen vom Osweja-See und der ehemaligen lettischen Grenze zwischen Landskron und Rosenau in einer Breite von nahezu 100km umfasst wird, wurde von den Banden gesäubert. Die Verluste auf deutscher Seite betrugen: 9 Tote, 4 Schwerverletzte, 15 Leichtverletzte. Feindverluste: 54 Banditen sind im Kampf gefallen, 718 Banditen und Bandenhelfer wurden erschossen, 9 Banditen wurden festgenommen, 2101 Personen, deren Beteiligung an der Bandentätigkeit nicht nachgewiesen werden konnte, wurden aus dem Raum evakuiert. Erbeutet wurden: 322 Pferde, 655 Rinder, 443 Schafe, 1 Schwein, 46 Schaffelle, 18 Sack Getreide, 129 Schlitten. Die Beute an Waffen betrug: 6 Geschütze, 2 Geschützlafetten, 1 sMG, 4 MG, 2 MPi, 8 Gewehre, 2 Pistolen, 2 Funkgeräte, 1 Feldküche, 80 Handgranaten, 24 Wurfgranaten, 15 Schlitten und eine Kiste Munition sowie Pistolen- und Pakmunition. 19 von den Banditen besetzte Dörfer wurden abgebrannt. 11 von den Banditen gehaltene Waldlager wurden ebenfalls abgebrannt.


  […]


  5. Nationale Widerstandsbewegung


  Als im Winter die sowjetrussische Offensive Raum gewann, wurden selbst die krassesten Nationalisten von grosser Angst ergriffen und sahen ihr Heil nur in einem deutschen Sieg. Auch propagandistisch waren diese Kreise damals inaktiv und verhielten sich abwartend. Jetzt, wo der Bolschewist wieder zurückgeworfen wird, man sich also sicher fühlt und durch Gründung derLettischen Legion günstige Voraussetzungen für die nationalistische Wühlarbeit geschaffen sind, beginnen die Nationalisten wieder aktiv zu werden. Überall stösst man bereits auf Anzeichen ihrer unterirdischen Wühlarbeit. Es ist damit zu rechnen, dass im kommenden Sommer ihre Tätigkeit wieder auf einem Höhepunkt angelangt sein wird. Durch V-Mann-Meldung wurde bekannt, dass die Perkonkrustler besonders aktiv tätig und bemüht sind, sich zu vergrössern. Insbesondere wird in den Intelligenzkreisen und unter der Studentenschaft rege Propaganda getrieben. So wurde auch anlässlich des Aufrufs an die Letten, sich freiwillig zur SS-Legion zu melden, eine Gegenpropaganda veranlasst, in der geraten wurde, sich der Werbung durch Vorspiegelung falscher Tatsachen zu entziehen. Man bereitet sich in diesen Kreisen auch auf eine evtl. Mobilisierung vor, damit man zu gegebener Zeit für eine grössere Anzahl von Letten den Nachweis ihrer Unabkömmlichkeit erbringen kann. Die Ermittlungen gegen die illegale Studentengruppe „Briva Latvija“ und die Anfang dieses Monats ebenfalls zerschlagene illegale Organisation „Latvijas Vanagu Organizavija“ beweisen, dass ein grosser Teil der illegal arbeitenden Organisationen ziemlich harmlos und kaum zu irgendwelchen ernsten Aktionen fähig ist. Der LVO haben mit wenigen Ausnahmen nur Halbwüchsige angehört, die ein geradezu utopisches Programm entworfen haben.


  […]


  Halbmonatsstatistik über die Tätigkeit der Sicherheitspolizei (Abteilung IV und lettische politische Abteilung) in Lettland für die Zeit vom … bis zum … 1943


  [image: image]


  BAB, R 58/7734


  


  


  


  1 Vgl. Franziska Jahn: Salaspils, in: Wolfgang Benz/Barbara Distel (Hrsg.): Der Ort des Terrors. Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager, Bd.9, München 2009, S.548–558.


  2 Vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.901, 1012f.


  


  


  182) Befehl Einsatzkommando 3 vom 29.4.1943: Behandlung von Fallschirmspringern, Banditen


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        Pleskau, den 29.4.1943

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 31

      

      	
        [Stempel: Geheim]

      
    


    
      	
        IV E – Tr./Em. – Tgb.Nr.150/43 geh.

      

      	
        

      
    

  


  An das Teilkommando Pleskau, Teilkommando Luga, Teilkommando Ostrow, Teilkommando Opotschka, Teilkommando Noworshew


  Nachrichtlich: An den Chef der Einsatzgruppe A, Riga, an das Einsatzkommando 1, Einsatzkommando 2 (Bezug: dort. FT Nr.1218), an die Nebenstelle Gdow


  Betr.: Behandlung von Fallschirmspringern, Banditen etc.


  Vorg.: Hies. Schreiben vom 1.4.43. Anlg.: 1


  Unter sinngemäßer Anordnung der zu obigem Betreff zwischen KdS Estland und der Abwehrgruppe Nord getroffenen Vereinbarung kam das in der Anlage beigefügte Abkommen zustande. Dabei ist zu beachten, dass ein derartiges Abkommen im Operationsgebiet mehr Zugeständnisse an die Wehrmacht verlangt wie im Gebiet einer Zivilverwaltung. Dies trifft insbesondere auf die Ziffer 6 meines Abkommens zu. Dabei kommt es ggf. auf die Geschicklichkeit des Führers eines Teilkommandos an, die GFP von den evtl. Interessen der Sipo und des SD davon zu überzeugen, dass ein Fallschirmspringer etc. endgültig seiner Dienststelle zu überstellen wäre, sofern dazu eine sachliche Notwendigkeit besteht.


  Der Führer des EK 3

  Traut2


  SS-Obersturmbannführer


  Vereinbarung


  Für den altrussischen Raum des Heeresgebietes Nord wird folgende zwischenzeitliche Vereinbarung getroffen: 1. Banditen, Fallschirmspringer, entwichene Kriegsgefangene und Heckenschützen sind von den Festnehmenden jeweils der nächsterreichbaren militärischen oder SD-Dienststelle zu überweisen. Daraus sich ergebende Fahndungs- und Suchaktionen sind bei Gefahr im Verzug von dem Festnehmenden sofort zu veranlassen. 2. Jede Wahrnehmung über Banditen, Fallschirmspringer usw. ist wie zu Ziffer 1 der nächsterreichbaren Dienststelle zu melden, wobei die Wehrmachtsdienststellen in jedem Falle unverzüglich zu benachrichtigen sind. 3. Die Festgenommenen sind von der zunächst angelaufenen Dienststelle kurz zu befragen, um evtl. Notwendiges sofort zu veranlassen (ohne Vernehmung zur Person und zur Sache). Darauf sind sie auf dem schnellsten Wege einer Wehrmachtsdienststelle zuzuführen. 4. Nach einem durch die Wehrmachtsdienststelle durchgeführten Verhör ist der Festgenommene einer SD-Dienststelle zu einem kurzen Verhör anzubieten, um evtl. politische Zusammenhänge festzustellen. Anschließend ist der Festgenommene der zuständigen Wehrmachtsdienststelle zurückzuüberstellen. 5. Um unnötige Doppelverhöre zu vermeiden, werden die Protokolle ausgetauscht. In einzelnen besonders wichtigen Fällen ist gemeinsame Vernehmung durch Wehrmachtsund SD-Dienststellen möglich. 6. Die militärischen Abwehrorgane haben nach Abschluss der Vernehmungen über die betreffende Person endgültig zu verfügen. 7. Bei einem Konkurrieren militärischer und politischer Belange gehen die militärischen vor.


  Der Kommandierende General

  gez.: von Roques, General der Infanterie

  Der Führer des Einsatzkommandos 3 der Sicherheitspolizei und des SD

  gez.: Traut, SS-Obersturmbannführer


  LVVA, 1026–1–17 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Seit Anfang 1943 ist ein neu gebildetes EK 3 mit Hauptsitz in Pleskau nachweisbar; vgl. Krausnick: Hitlers Einsatzgruppen, S.156.


  2 Karl Traut, geb. 1906, 1928 SA, 1931 NSDAP, 1936–1938 Stabsfhr. SD-UA Pfalz, 1938 SS, 1938/39 Fhr. SD-UA Saar, 1939 Ostubaf., 1939/40 Fhr. SD-UA Mannheim, 1940–1942 Fhr. SD-Abschnitt Hohensalza, 1942/43 Leiter III beim KdS Estland, dann Kdr. EK 3, 1943 zurück nach Hohensalza, 1944 Fhr. SD-Abschnitt Salzburg; BAB, BDC, SSO Karl Traut; BAL, ZK: Karl Traut.


  


  


  183) Befehl Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 11.5.1943: Abbrennen von Dörfern und Sonderbehandlungen


  
    
      	
        Der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weissruthenien

        Einsatzstab

      

      	
        Minsk, den 11.5.43

      
    

  


  An alle Einsatzkommandos!


  Betr.: Abbrennen von Dörfern und Sonderbehandlungen


  Ein Einzelfall gibt mir Veranlassung, nachdrücklichst nochmals auf folgendes hinzuweisen: Das Abbrennen von Dörfern und einzelnen Häusern hat zu unterbleiben. Ist einwandfrei festgestellt, dass Einwohner Banditen sind oder Banditen versorgungs- und nachrichtenmäßig unterstützt haben, sind sie für den Arbeitseinsatz zu erfassen. In Fällen, in denen die Ueberstellung der Erfassten aus zwingenden Gründen nicht durchgeführt werden kann, ohne die eigentlich gestellte Aufgabe zu gefährden, sind sie der Sonderbehandlung zu unterziehen. Das Besitztum ist zu beschlagnahmen und dem nächsten La-Führer zu melden bzw. dem Ortsältesten zur Verteilung an die Einwohner zu übergeben. Bei Sonderbehandlungen, die vor der Oeffentlichkeit stattfinden, ist den Ortseinwohnern der Grund unter Angabe der vorliegenden Beweise bekanntzugeben.


  gez. Strauch

  SS-Obersturmbannführer


  BAB, R 70 Sowjetunion/14


  


  


  184) Befehl Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 17.5.1943: Unternehmen „Cottbus“


  
    
      	
        Der Kommandeur der Sicherheitspolizei u.d. SD Weissruthenien

        Einsatzstab

      

      	
        Minsk, den 17.Mai1943

        Geheim!

      
    

  


  Einsatzbefehl1


  a) Über Feindlage, Auftrag, eingesetzte Kräfte, eigene Absicht und Durchführung siehe Einsatzbefehl der Kampfgruppe v. Gottberg vom 15.Mai1943.


  b) Die Führung des sicherheitspolizeilichen Einsatzes, einschliesslich der vom EK 9 geführten Kräfte, untersteht mir. Zu mir treten: SS-Obersturmführer Feder, SS-Sonderführer Arnis, SS-Scharführer Höfer, Funkwagen „Peugeot II“ mit SS-Oberscharführer Galow, Fahrer Apenis.


  c) Von der Dienststelle des Kdr. d. Sipo u.d. SD Weissruthenien werden eingesetzt: Kommandogruppe I: Führer: SS-Sturmbannführer Friedrichs, zugeteilt: SS-Hauptsturmführer Stiller, SS-Oberscharführer Peskow, Fahrer Schindler. SD-Kommando 1: Führer: SS-Untersturmführer Schaupeter, Stärke: 1/4, wird gestellt von Aussenstelle Glebokie. SD-Kommando 2: Führer: SS-Untersturmführer Hinterhuber, Stärke: 1/4, wird gestellt von Aussenstelle Wilejka. SD-Kommando 3: Führer: SS-Untersturmführer Grusa, SS-Oberscharführer Kramer, SS-Rottenführer Nowak, Dolmetscher Klimoff, Fahrer Kiritis, Fahrer Dressmann. Der Kommandogruppe I steht weiter der Lettenzug der Aussenstelle Wilejka zu Erfassungszwecken usw. zur Verfügung. Verlastung erfolgt durch Aussenstelle Wilejka. Die Kommandogruppe I tritt zur Einsatzgruppe Oberstltn. Klupsch. Die SD-Kommandos 1 und 2 werden den SS-Drushina-Verbänden2, das SD-Kommando 3 dem Schutzmannschaftsbatl. 102 zugeteilt. Die Kommandogruppe I meldet sich im Laufe des 18.Mai1943 auf dem Gefechtsstand der Einsatzgruppe Klupsch in Parafjanow. Kommandogruppe II: Führer: SS-Hauptsturmführer Wilke, zugeteilt: SS-Sturmscharführer Eckardt, Dolmetscher Budlewski, Fahrer Felder. SD-Kommando 4: Führer: SS-Untersturmführer Kuhn, SS-Hauptscharführer Kreimann, SS-Hauptscharführer Weller, Dolmetscher Raikin, Dolmetscher Wiksen. SD-Kommando 5: Führer: SS-Untersturmführer Ammann, Stärke: 1/4, wird gestellt vom Erkundungskommando Lagoisk. SD-Kommando 6: Führer: SS-Hauptsturmführer Schneider, SS-Hauptscharführer Wedekind, SS-Oberscharführer Müller, Dolmetscher Gaile, Dolmetscher Grigens. Der Kommandogruppe II steht ein Zug der lett. Freiw.Komp. Minsk (Feldwebel Rose) in Stärke v. 1/27 zu Erfassungszwecken zur Verfügung. Verlastung durch 1 Lkw. Die Kommandogruppe II tritt zur Einsatzgruppe Dirlewanger. Es werden zugeteilt: SD-Kommando 4 dem Schutzmannschaftsbatl. 118, SD-Kommando 5 dem SS-Sonderbatl. Dirlewanger3, SD-Kommando 6 dem Schutzmannschaftsbatl. 15. Meldung der Kommandogruppe II im Laufe des 18.5. auf dem Gefechtsstand der Einsatzgruppe Dirlewanger in Lagoisk. Zum Abtransport der SD-Kommandos 4–6 stellt Referat II D einen Lkw. Im Einsatz muss Verlastung der Kommandos durch die zugewiesenen Batl. erfolgen und im Einvernehmen mit diesen geregelt werden.


  d) Eingesetzte Kräfte des EK 9: Zu den an dem Unternehmen beteiligten Pol.Regt. 2 und 13 mit unterstellten Wehrmachtskräften treten SD-Kommandos des Einsatzkommandos 9 nach Maßgabe des Einsatzbefehls des EK 9 vom 16.5.1943.


  e) Aufgabe: Die Kommandos nehmen im Zuge des Vorgehens sicherheitspolizeiliche Aufgaben wahr. Durch Vernehmung von Ortseinwohnern, Gefangenen und Überläufern sind weitere Unterlagen für die Kampfführung zu schaffen. Die Ergebnisse sind unverzüglich den Einsatzgruppenführern bzw. Batl.Kommandeuren zuzuleiten. Über die Notwendigkeit von Strafmaßnahmen gegen die Bevölkerung entscheidet der SD-Kommando-Führer im Einvernehmen mit dem Batl.Kommandeur. In Zweifelsfragen ist die Entscheidung des Führers der Kommandogruppe einzuholen.


  f) Nachrichtenverbindung und Meldung: Zur Übermittlung wichtiger Nachrichten sind die den Einsatzgruppen und Batl. zur Verfügung stehenden Nachrichtenmittel zu benutzen. Gefangene von bes. Wichtigkeit – wie Funker und Agenten – sind, wenn irgend möglich, der Dienststelle in Minsk–Referat IV A–mit dem sichergestellten Material zu überstellen.


  g) Kennzeichen, Leuchtsignale, Kennworte: Als Kennzeichen tragen alle an dem Unternehmen Beteiligten einen breiten weissen Streifen auf der rechten Schulterklappe. Leuchtzeichen: Weiss senkrecht: Hier sind wir. Weiss in bestimmter Richtung: Dort feindl. Widerstandsnest. Rot: Feind macht Ausbruchsversuch. Grün: Feuer vorverlegen. Fliegerzeichen: Erforderlichenfalls sind zur Kenntlichmachung der vorderen Linie Hakenkreuzfahnen zu verwenden. Kennworte: 20./21.5.: Agram, 21./22.5.: Tirol, 22./23.5.: Korsika, 23./24.5.: Sofia, 24./25.5.: Prag, 25./26.5.: Adria, 26./27.5.: Bukarest, 27./28.5.: Berlin, 28./29.5.: Wien, 29./30.5.: Stettin, 30./31.5.: Köln, 31.5./1.6.: Bonn, 1./2.6.: München, 2./3.6.: Passau, 3./4.6.: Breslau, 4./5.6.: Danzig, 5./6.6.: Tilsit. Die Kennworte wechseln täglich um 13 Uhr.


  h) Mein Gefechtsstand befindet sich zunächst in Minsk–Dienststelle. Ab 21.Mai1943 voraussichtlich in Sembin.


  gez. Strauch

  SS-Obersturmbannführer


  Verteiler:


  Kommandogruppe I: 4 m. 4 Karten u. 1 Befehl d. EG v. Gottberg, Kommandogruppe II: 4 m. 4 Karten u. 1 Befehl d. EG v. Gottberg, Abteilung I 1, Referat II D 1, E-Stab 2


  Nachrichtlich:


  Kampfgruppe v. Gottberg 1, Einsatzgruppe B d. Sipo u.d. SD Smolensk 1, EK 9 Witebsk 1 = 15


  RGVA, 500–1–769 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Zum Unternehmen „Cottbus“ vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.901, 948ff.


  2 Die Drushina-Verbände rekrutierten sich aus sowjetischen Kriegsgefangenen, die sich dem Unternehmen „Zeppelin“ des RSHA-Amtes VI zur Verfügung gestellt hatten, sich jedoch als dafür nicht verwendungsfähig erwiesen. Sie wurden statt dessen zur „Bandenbekämpfung“ im Bereich der HGr. Mitte eingesetzt.


  3 Ursprüngliches Strafkdo. für Wilderer unter Stubaf. Oskar Dirlewanger, aus dem sich eine Bewährungseinheit für straffällige SS-Angehörige entwickelte, die bei Kriegsende auch KL-Häftlinge aufnahm; vgl. Hans-Peter Klausch: Antifaschisten in SS-Uniform. Schicksal und Widerstand der deutschen politischen KZ-Häftlinge, Zuchthaus- und Wehrmachtgefangenen in der SS-Sonderformation Dirlewanger, Bremen 1993.


  


  


  185) Bericht Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Litauen an Reichssicherheitshauptamt IV B 3 vom 1.7.1943: Kirchliche Fragen in Litauen


  
    
      	
        Der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Litauen

      

      	
        Kauen, 1.Juli43

      
    


    
      	
        Abt.Ltr. und Berichter: SS-Ustuf. Mueller

      

      	
        [Stempel: Geheim]

      
    


    
      	
        IV B 3–1 SA 6, 734/43 g

      

      	
        

      
    

  


  An das Reichssicherheitshauptamt IV B 3, Berlin


  Nachrichtlich: An den Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland, Riga


  Betr.: Allgemeine Stellungnahme zu kirchlichen Fragen in Litauen


  Vorg.: Dort. Schr. v. 5.1.43 IV B 3 c–685/42 und 8.6.43


  Der Standpunkt des Reichskommissars bezw. Generalkommissars in dieser Hinsicht ist nicht ganz unberechtigt und ist in erster Linie darauf abgestellt, wirtschaftliche Moeglichkeiten bis zur aeussersten Grenze zu erschoepfen, traegt aber auch durchaus den im hies. Bereich bestehenden politischen Verhaeltnissen Rechnung. Es erscheint absolut unzweckmaeßig, noch waehrend des Krieges eine endgueltige Loesung in dieser Hinsicht herbeizufuehren. Die Verordnung ueber die Wiederherstellung des Eigentums in den besetzten Ostgebieten laesst in § 4 erkennen, dass die endgueltige Rueckgabe des Kirchenvermoegens einer spaeteren Regelung vorbehalten bleibt. Allein dieser Absatz hat bei der Mentalitaet der litauischen Bevoelkerung grosses Missfallen hervorgerufen und den propagandistischen Erfolg der Reprivatisierung sehr wesentlich beeintraechtigt. Ich moechte es solange als moeglich vermieden wissen, dass aus dem weltanschaulichen Gegner Kirche hier in Litauen auch noch ein starker politischer Gegner wird, der sehr wohl in der Lage sein koennte, durch intensive Propaganda und Beeinflussung der Bevoelkerung der deutschen Fuehrung auf allen Lebensgebieten Schwierigkeiten zu machen. Es wuerde dann auch ein exekutives Einschreiten die Situation nicht mehr loesen koennen, sondern nur noch weiter verschaerfen. Das Ziel der endgueltigen Vernichtung der kath. Kirche wird hier sehr wohl im Auge behalten. Es erscheint mir jedoch im Hinblick auf die gesamtpolitische Lage im Augenblick nicht opportun zu sein, dem Gegner allzu zeitig dieses Ziel in handgreiflicher Form zu demonstrieren. Der dort. Sachbearbeiter, SS-Obersturmfuehrer Wandesleben, ist verschiedentlich in Litauen gewesen und ist aufgrund eingehenden Studiums der hies. Gesamtsituation zu der Ueberzeugung gelangt, dass die kath. Kirche in Litauen waehrend des Krieges bis auf weiteres zu stuetzen ist (Anweisung v. 25.6.1942, Punkt 1). Eine gegenteilige Weisung ist bisher nicht ergangen. Die Stuetzung der kath. Kirche ist bisher gemaeß dieser Weisung dann erfolgt, wenn sie aktiv in Wort und Schrift gegen den Bolschewismus Stellung nahm oder wenn sie von national-chauvinistisch-litauischer Seite wegen ihrer angeblichen Interesselosigkeit fuer die Frage der litauischen Unabhaengigkeit angegriffen wurde. Der derzeitige Zustand hat sich bewaehrt, und es erscheint mir nicht zweckmaeßig, z.Zt. hier grundlegende Aenderungen herbeizufuehren. Ich stehe auf dem Standpunkt, dass die Kirche hier nicht durch eine Nadelstichpolitik systematisch in die Opposition gedraengt werden soll, sondern dass der Boden vorbereitet und das Material gesammelt wird, um sie zur gegebenen Zeit schlagartig bekaempfen zu koennen. Dabei muss alles vermieden werden, dem Gegner schon jetzt Einblick in die Ziele und Methoden des Kampfes zu geben. Da der Katholizismus hier nicht in dem Maße Kampfkatholizismus ist wie etwa in Sueddeutschland und bisher auch keine Gelegenheit hatte, sich praktisch oder propagandistisch mit den verschiedensten gegenteiligen Auffassungen des Nationalsozialismus auseinanderzusetzen, halte ich diese Methode fuer die am meisten erfolgversprechende und verweise besonders darauf, dass ich mit aehnlichen Methoden der polnisch beeinflussten kath. Kirche mit Erfolg gegenübergetreten bin. Ich bitte deshalb auch in dieser Frage den politischen Einwendungen des Reichs- und Generalkommissars Rechnung zu tragen, in unwesentlichen Faellen der kath. Kirche ehem. Eigentum zurueckzugeben und im Uebrigen eine Entscheidung in dieser Frage bis zum Kriegsende hinauszuschieben, damit dann die auch im dort. Schreiben vertretene Auffassung zur Anwendung gebracht werden kann.


  Jäger

  SS-Standartenfuehrer


  LVVA, 1026–1–14 u. USHMMA, RG18.002M


  186) Mitteilung Reichssicherheitshauptamt IV D 5 an Kommandostab Reichsführer-SS vom 10.7.1943: Geschlossene Unterbringung von Bandenfrauen mit Kindern


  
    
      	
        Reichssicherheitshauptamt IV D 5

      

      	
        Berlin, den 10.Juli1943

      
    


    
      	
        1118/43 g

      

      	
        

      
    


    
      	
        An den Kommandostab Reichsführer-SS

      

      	
        

      
    


    
      	
        z.H. von SS-Standartenführer Rohde1, Feldkommandostelle

      

      	
        

      
    

  


  Betrifft: Geschlossene Unterbringung von Bandenfrauen mit Kindern in einem Sonderlager Trawniki2


  Vorgang: Ohne


  Die Einsatzgruppe B der Sicherheitspolizei und SD teilt mit, dass bei Bandenbekämpfungsaktionen und Evakuierungen ständig Frauen mit Kindern anfallen, deren Männer freiwillig oder gezwungen bei den Banditen sind. Die Einzelunterbringung der Kinder in besonderen Lagern stiess bisher auf Schwierigkeiten. Das RSHA, Amt V, ist z. Z. damit befasst, eine Klärung dieser Frage herbeizuführen. Die Einsatzgruppe B schlägt in diesem Zusammenhange vor, die Mütter von den Kindern nicht zu trennen, sondern diese Familien in besonderen Lagern unterzubringen. Die Arbeitsfähigkeit der Frauen könnte dadurch erhalten bleiben, dass jeweils eine Frau die Beaufsichtigung der Kinder übernimmt. Ferner wäre die Bewachung nicht in dem üblichen strengen Rahmen erforderlich, da die Fluchtgefahr bei Frauen mit kleinen Kindern im fremden Gebiet erheblich herabgemindert ist. Weiterhin würde eine spätere evtl. Rückführung der Bandenfamilien vereinfacht sein. Auf Grund einer Besprechung des Kommandoführers des Einsatzkommandos 9 der Sicherheitspolizei und des SD in Lublin mit dem SS- und Polizeiführer, SS-Gruppenführer Globocnik, hat sich dieser bereit erklärt, Bandenfrauen mit Kindern in einem ihm direkt unterstellten Sonderlager Trawniki bei Lublin aufzunehmen und zu beschäftigen. Das Lager könnte nach einigen Vorbereitungen auf ein Fassungsvermögen von 4000 Personen gebracht werden. Ich bitte eine Entscheidung des Reichsführers in dieser Angelegenheit herbeizuführen.3


  In Vertretung: Unterschrift


  NARB, 370–6–190 u. USHMMA, RG53.002M


  


  


  


  1 Ernst Rode, geb. 1894, 1914 Kriegsfreiwilliger, 1919 Freikorps, 1920 Wachtmeister der Schutzpolizei, anschließend Laufbahn als Einheitsführer u. Ausbildungsoffizier, 1933 NSDAP, 1934 Hauptmann, 1936 Lehrer Polizeischule Köpenick, 1941 SS u. ab Mai Id, ab Aug. Ia im Kdo.Stab RFSS, 1942 Chef Kdo.Stab, 1943 zusätzlich VO im Stab des Chefs der Bandenkampfverbände, 1944 dort ebenfalls Chef des Stabes, zuletzt als Brif., gest. 1955; BAB, BDC, SSO Ernst Rode; BAL, ZK: Ernst Rode; vgl. Cüppers: Wegbereiter der Shoah, S.67f., 250ff., 315.


  2 Vgl. Dean: The United States Holocaust Memorial Museum Encyclopedia of Camps and Ghettos, Bd.1, S.876ff.


  3 In der Frage der Behandlung von Kindern unter 10 Jahren entwickelte sich in der Folgezeit eine Auseinandersetzung zwischen verschiedenen Besatzungsinstitutionen, die Himmler dadurch beendete, daß er Bach-Zelewski mit der Problemlösung betraute. Dieser ließ die HSSPF in ihrem jeweiligen Bereich Lager für die Kinder errichten; vgl. CdS an RFSS v. 19.7.1943, BAB, NS 19/1436; dto. v. 22.9.1943, ebd.


  


  


  187) Vermerk Hauptsturmführer Wilke vom 11.7.1943: Einsatzunternehmen in Nowogrodek


  Baranowitsche, den 11.Juli1943


  Aktenvermerk über Einsatzunternehmen am 9.Juli1943


  Auf Anordnung des Kommandeurs der Sipo und des SD hatte ich mich zu einem besonderen Unternehmen am 9. Juli nach Nowogrodek zu begeben. Der Einsatzbefehl lautete, dass ich mich in Baranowitsche zur Entgegennahme meiner Aufträge für Nowogrodek zu melden habe. Auf der Dienststelle in Minsk wurde mir durch Obersturmführer Müller mitgeteilt, dass es sich um die Durchführung einiger hundert Verhaftungen handele. Genaueres und konkrete Angaben machte mir Obersturmf. Müller nicht. Im Hinblick auf die bevorstehenden zahlreichen Verhaftungen und auf die besondere Gefährdung des Gebietes um Nowogrodek entschloss ich mich, einen Lettenzug in Stärke von 1/30 mitzunehmen, so dass das Gesamtkommando 37 Mann zählte. Als ich am 9. Juli abends in Baranowitsche eintraf, eröffneten mir U’Stuf. Anders und U’Stuf. Dadischek, dass sie über meinen Auftrag in Nowogrodek in keiner Weise von U’Stuf. Amelung informiert worden seien und mir daher auch nicht sagen könnten, welche Aufgabe ich dort durchzuführen habe. Sie wüssten lediglich andeutungsweise, dass dort irgendwelche Judengeschichten geklärt werden und im Zusammenhang mit der polnischen Widerstandsbewegung irgendetwas geschehen sollte. Ich war schon jetzt darüber erstaunt, dass ich in Baranowitsche über den Auftrag garnichts erfahren konnte, obwohl doch für Baranowitsche der Funkspruch nach Minsk um Entsendung eines starken SD-Kommandos ergangen war. Ich begab mich auf dem kürzesten Wege nach Nowogrodek, um keine Zeit zu verlieren, und hoffte, nun mit Sicherheit bei SS-Stubaf. Traub alles genau zu erfahren, da dieser ja vorher angeblich die diesbezüglichen Rücksprachen mit U’Stuf. Amelung gepflogen hatte. SS-Stubaf. Traub empfing mich in Nowogrodek sehr erstaunt mit dem Bemerken, ob ich eine Invasion in seinem Gebiet vorhabe. Ich erzählte ihm meinen bisher nichtssagenden Auftrag und bat ihn nun, mir seine grossen Aufträge zu verraten. Daraufhin machte SS-Stubaf. Traub ein sehr erstauntes Gesicht und meinte, es müsse sich dabei offensichtlich um eine falsche Auslegung von U’Stuf. Amelung handeln; er habe mit diesem und auch mit dem Dolmetscher Gurniewitschius vom SD in Baranowitsche vor einiger Zeit darüber Besprechungen gehabt, dass in absehbarer Zeit unbedingt mal ein 4- bis 5-köpfiges Kommando nach Nowogrodek kommen müsse, um sich dort im allgemeinen einmal der sicherheitspolizeilichen Aufgaben anzunehmen, die bisher völlig vernachlässigt seien und im besonderen im Hinblick auf die Iwenicer Ereignisse Ermittlungen dahingehend anzustellen, wie weit die polnischen Korporäle der Schutzmannschaft bereits geheime Inspiratoren der polnischen Widerstandsbewegung seien; die Befürchtungen, dass dies der Fall sei, hätten sich in Nowogrodek schon allgemein verdichtet. Des weiteren habe er selbst auch den Wunsch zu U’Stuf. Amelung geäussert, dass das jüdische Arbeitslager in Stärke von 250 Mann in Nowogrodek beseitigt werden möchte. Daraufhin erklärte ich Stubaf. Traub, dass mein Entschluß nunmehr der sei: In der POW.-Frage würde ich nichts unternehmen, da die Angelegenheit mehr Zeit erfordere als für meinen exekutiven Einsatz vorgesehen sei. Ich würde aber U’Stuf. Amelung noch einmal an seine Rücksprache erinnern, dass er umgehend 2–3 Ermittlungsleute in Zivil zur Durchführung dieser Aufgabe nach N. entsende. Die von Stubaf. Traub gewünschte Umsiedlung des jüdischen Arbeitslagers würde ich auch nicht durchführen, da nach meiner Beurteilung dieses nicht geschehen könne, ohne eine gleichzeitige Aktion bei den über 2000 Juden in Lida. Es sei nicht möglich, in N. 250 Juden umzusiedeln, damit in Lida am nächsten Tage mit Sicherheit erfahrungsgemäß 1000 Juden in den Wald zu den Banditen gingen. Stubaf. Traub ging es aber besonders deswegen um eine Beseitigung des Arbeitslagers, weil er sehr grosse Befürchtungen hatte, dass die Juden vielleicht in absehbarer Zeit aus ihrem Lager, das ausserhalb der Stadt liegt, ausbrechen würden. Es ist nämlich vor kurzer Zeit von Banditen die auf Posten stehende Wache gefangengenommen worden und da diese Posten sehr eingehend mit den Verhältnissen vertraut sind, glaubt er mit Sicherheit annehmen zu können, dass eine große Befreiungsaktion des Arbeitslagers von den Banditen bevorstehe. Bei dieser Sachlage bat mich Stubaf. Traub, die 250 Juden doch nach Baranowitsche ins Arbeitslager zu überführen. Ich mußte auch dieses ablehnen, da nach meiner Meinung eine Fortführung der Juden in den Augen der Lidaer Juden einer Exekution gleichkommen müsse und zweitens das Arbeitslager in Baranowitsche nicht in der Lage sei, eine so grosse Zahl aufzunehmen. Ich versprach Stubaf. Traub diese Sachlage dem Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD sofort mitzuteilen und auch U’Stuf. Amelung nochmals an seine mit dem Gebietskommissar in Nowogrodek gehabten Rücksprachen genauer zu erinnern.


  Wilke

  SS-Hauptsturmführer


  RGVA, 500–1–769 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  188) Vermerk Einsatzkommando 1 vom 23.8.1943


  
    
      	
        Sicherheitspolizei u. SD

      

      	
        O.U., den 23.8.1943

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 11

      

      	
        

      
    

  


  1.) Vermerk


  Am Sonnabend, den 31.7.43, wurde der Abt. IV des Kommandostabes vom SS-Feldlazarett Gatschina die Meldung durchgegeben, daß eine Russin eine beleidigende Äußerung gegenüber einem Soldaten gebraucht hätte und nun um Einschreiten durch das Kommando gebeten werde. Dem zum Feldlazarett entsandten Beamten wurde eine Meldung überreicht, wonach die Leiterin des Kinderheimes in Gatschina, Smirnowa, einen Gefreiten Giet mit dem Ausdruck „Du deutsches Schwein“ beleidigt hat. Der Beamte nahm die S. fest und lieferte sie hier ins Hausgefängnis ein. Gegen 19 Uhr wurde Hauptsturmführer Hildemann von dem Standortkommandanten, Generalmajor Sehmsdorf, angerufen und in scharfer Form darauf aufmerksam gemacht, daß es sich um eine Angestellte des russischen Selbstverwaltungskörpers handele und ein sicherheitspolizeiliches Vorgehen daher unstatthaft sei. Die S. sei sofort wieder freizulassen. Gleichzeitig erschien ein Stabsfeldwebel auf der Dienststelle und forderte auf Befehl des Generals die Abgabe des Vorganges. SS-Hauptsturmführer Hildemann, der zunächst telefonisch die Entlassung der S. in Aussicht gestellt hatte, erhielt auf Vortrag bei mir die Anweisung, den Ermittlungsvorgang zunächst abzuschließen und dann erst meine Entscheidung einzuholen. Eine Entlassung der S. und eine Abgabe des Vorganges vorher wurde von mir untersagt. Im Laufe der Ermittlung ergab sich, daß der Mann der Smirnowa Kommissar der Roten Armee ist und sie selbst als Mitglied im sowjetischen Gewerkschaftsbund sich vor ausgeschriebenen Wahlen wiederholt für die kommunistische Partei aktiv propagandistisch betätigt hatte. Die behauptete Beleidigung wurde in dieser Form von der S. bestritten. Die Vernehmungen der Zeugen (Angehörige der Wehrmacht) konnten erst am Sonntagvormittag durchgeführt werden. Im Verlaufe des Abends des 31.7.43 hatte der Standortkommandant telefonisch durchgeben lassen, daß der Hauptsturmführer Hildemann sich am 1.8.43 um 9 Uhr bei ihm zu melden habe. Da der Hauptsturmführer Hildemann darauf hinwies, daß er hierzu die Genehmigung und vor allen Dingen auch die Aussagegenehmigung seines Vorgesetzten benötige, befahl der Standortkommandant mein Erscheinen zum gleichen Termin.


  Am 1.8.43 meldete ich mich beim Generalmajor Sehmsdorf wie befohlen. Es kam zu einer mehr als 1-stündigen Aussprache zwischen dem Herrn General und mir. Im Verlaufe dieser Aussprache versuchte der General zu begründen, daß das Einschreiten der Sicherheitspolizei unzulässig und ungerechtfertigt sei. Er bezeichnete den Fall als völlig unpolitisch und ließ sich auch durch Gegenargumente selbst dann nicht überzeugen, als ich ihm die politische Vergangenheit der S. eröffnete. Es ergab sich dabei ganz offensichtlich, daß der General darüber ganz besonders erbost war, daß der Oberstabsarzt des SS-Feldlazarettes, Sturmbannführer Mühlleder, sich unmittelbar an die Dienststelle der Sicherheitspolizei u.d. SD gewandt hatte. Er zog daraus die Schlußfolgerung, daß er nunmehr veranlaßt sei, sämtliche Einheiten seines Standortbereichs anzuweisen, jeden unmittelbaren Verkehr mit meinem Kommando zu unterlassen und alle Vorgänge, die normalerweise von der Sicherheitspolizei u.d. SD zu bearbeiten seien, über ihn zu leiten. Er werde dann entscheiden, ob die Angelegenheit politisch sei oder nicht. In der Begründung für seine Einstellung führte der General weiter aus, daß bekannt sei, daß durch die Tätigkeit des SD laufend Schwierigkeiten und Reibereien entstünden und daß daher das Armeeoberkommando sich veranlaßt gesehen habe, einen mehrseitigen Ukas über die Abgrenzung der Kompetenzen herauszugeben. Dieses und vor allem die Tatsache, daß der Oberbefehlshaber sich allein das Recht zur Verurteilung von Russen zum Tode vorbehalten und das bisherige Recht der Sicherheitspolizei, gleichermaßen zu entscheiden, uns abgesprochen habe, zeige wohl mit aller Deutlichkeit ein berechtigtes Mißtrauen. Zu der Persönlichkeit der S. und ihrer politischen Vergangenheit äußerte sich Generalmajor Sehmsdorf sinngemäß folgendermaßen: Es wird von ihm nur als Beweis eines anständigen Charakters dieser Frau gewertet, wenn sie in ihrer Vernehmung offen ihre politische Vergangenheit angegeben habe. Sie zeige damit sowohl wie auch mit der Äußerung, daß die deutsche Wehrmacht sich das Eingreifen der Sicherheitspolizei ihr gegenüber nicht gefallen werden lasse, welch großes Vertrauen sie zur deutschen Wehrmacht habe. Dieses Vertrauen wird er rechtfertigen. Überdies müsse man den Russen das Gleiche zugestehen wie den Deutschen. Es sei bekannt, daß heute in Deutschland in der Partei führende Köpfe wären – und darüber hinaus natürlich ungezählte andere –, die früher Kommunisten gewesen seien. Diesen würde man ihre ehemalige politische Einstellung nicht nachtragen. Das dürfte man auch bei der S. nicht, da sie im Verlaufe ihrer bisherigen Tätigkeit sich ordentlich und politisch unauffällig benommen habe. Ich habe dem Generalmajor Sehmsdorf geantwortet, daß mir bisher von Schwierigkeiten auf politischem Gebiet im Rahmen der Armee nichts bekannt sei und daß auch von Seiten der Armee, insbesondere von Seiten des Herrn O.B., nie etwas Derartiges behauptet worden ist. Es sei mir im Gegenteil bekannt, dass gerade der Herr O.B. wie auch die Generalkommandos bisher immer ihre Befriedigung über die Arbeit der Sicherheitspolizei u.d. SD ausgesprochen hätten. Jedenfalls sei dies in allen grundsätzlichen Fragen der Fall. Ich würde die Anordnung des Herr O.B. über die Verhängung von Todesstrafen auch lediglich so werten, daß sich diese nur auf das bisher bestrittene Gebiet der kriminalpolizeilichen Tätigkeit erstrecke, nicht aber auf das vollkommen klare politisch-polizeiliche Gebiet. Von einem Mißtrauen, wie der Generalmajor Sehmsdorf es annähme, könne daher wohl keinerlei Rede sein. Bezüglich der politischen Wandlung deutscher Menschen vor und nach der Machtübernahme habe ich dem Generalmajor bedeutet, daß es mir doch ein ungewöhnlich grosser Unterschied zu sein scheint, ob deutsche Menschen, nach dem Kriege 14/18 und in den Wirren der Nachkriegszeit von allen, die bisher einen politischen Führungsanspruch geltend gemacht hätten, verlassen, sich in ein sozialdemokratisches oder kommunistisches Fahrwasser begeben und später wieder eine nationale Haltung und Politik und damit zur Partei des Führers gefunden hatten oder ob, wie im vorliegenden Falle, ein Ehepaar jahrzehntelang kommunistisch verseucht sei, so daß der Mann noch heute als Kommunist in der Roten Armee und die Frau bis zum Erscheinen der deutschen Wehrmacht aktiv propagandistisch für den Bolschewismus gearbeitet habe. Es sei ein Erfahrungsgrundsatz, daß gerade die gefährlichsten Kommunisten im besetzten Gebiet sich unauffällig benehmen, um zur gegebenen Zeit Verrat an den Deutschen zu betreiben. Es sei dies eine Erkenntnis, die die Sicherheitspolizei u.d. SD aufgrund ihrer jahrelangen politischen Schulung und Tätigkeit und aufgrund der immer wieder gemachten Erfahrungen gewonnen habe. Diese Erkenntnis verlange von uns eine entsprechende Behandlung, auch wenn sie zur Zeit lediglich vorbeugenden Charakter habe. Der Generalmajor Sehmsdorf kritisierte sodann das Vorgehen meiner Beamten im vorliegenden Fall und hielt die erfolgte Festnahme für falsch und überflüssig. Er ergänzte sich dahin, daß überhaupt die Tätigkeit der Sicherheitspolizei u.d. SD seinen Beifall nicht finden würde. Daraufhin fragte der Generalmajor, was ich jetzt zu tun beabsichtige; er habe diese Aussprache herbeigeführt, weil er sich dazu verpflichtet fühle, bevor er weitere Schritte zu unternehmen gezwungen sei. Ich habe folgenden Vorschlag gemacht: Um unseren guten Willen zur Zusammenarbeit zu beweisen, wird der Vorgang nach Abschluss der Ermittlungen dem General zur Entscheidung vorgelegt. Sollte er trotzdem der Ansicht sein, daß die S. zu entlassen ist, so lehne ich jede politische Verantwortung ab. Die Forderung der Entlassung der S. aus ihrer bisherigen Stellung sei unabänderlich. Der General fragte mich dann, was ich zu tun gedenke, wenn er meinem Vorschlag nicht zustimme. Ich habe ihm daraufhin erklärt, daß ich dann diesen Vorfall meiner höchsten Reichsbehörde zur Kenntnis bringen werde. Der General lenkte daraufhin ein und erklärte, er werde wahrscheinlich die Entlassung verfügen, jedoch nicht von heute auf morgen.


  Am Montag, dem 2.8.43, wurde der Vorgang mit einer entsprechenden Stellungnahme dem General zugeleitet. Er rief mich kurz vor 12 Uhr an, teilte mir mit, daß er den Vorgang gelesen habe und daß er die sofortige Entlassung der S. aus der Haft verlange. Er habe sich bei seiner vorgesetzten Dienststelle (Korück 583) nach Vortrag bestätigen lassen, daß seine Einstellung zu dem Fall richtig sei und daß es sich nicht um eine politische Angelegenheit handele, die in die Zuständigkeit meines Kommandos falle. Er habe sich ferner bestätigen lassen, daß der von ihm geplante Befehl an die Wehrmachtseinheiten herausgegeben werden kann. Die S. wurde daraufhin entlassen und angewiesen, sich bei der Standortkommandantur zu melden. Um 16.00 Uhr rief ich den Ic vom Korück an, um mich zu vergewissern, daß der Korück tatsächlich den Standpunkt einnehme, daß die Sicherheitspolizei im vorliegenden Fall nicht zuständig sei. Hierbei ergab sich, daß Generalmajor Sehmsdorf den Ic überhaupt nicht darüber informiert hatte, daß im Verlaufe des Verfahrens die aktiv propagandistische Tätigkeit der S. sowie ihres Mannes in der bereits geschilderten Form bekannt geworden war. Major Herrainer erklärte hierauf, daß der Fall nunmehr ein völlig anderes Gesicht habe und die Zuständigkeit der Sipo außer jedem Zweifel sei. Die Festnahme sei auch ohne den Vorfall, der Anlaß hierzu gegeben habe, gerechtfertigt. Die Einstellung der Sipo zu diesen Fragen entspreche durchaus der seinigen bezw. des Korück. Mein eigenes Verhalten und die schließliche Entlassung der S. könne daher eindeutig nur als Entgegenkommen und Beweis unseres Willens zur Zusammenarbeit ausgelegt werden. Er werde den Herrn Generalmajor Sehmsdorf entsprechend unterrichten. Ich habe dem Ic ferner eröffnet, daß die von Generalmajor Sehmsdorf geplante Herausgabe eines Befehles an die Standorttruppenteile des oben bereits erörterten Inhaltes die weitere Zusammenarbeit zwischen der Standortkommandantur und dem Einsatzkommando auf’s Schwerste gefährdet. Sollte dieser Befehl tatsächlich ergehen, würde ich mich genötigt sehen, ihn unter Darstellung des Sachverhaltes und der Ursache hierzu dem Herrn Reichsführer-SS zur Kenntnis zu bringen. Der Ic nahm diese Erklärung ohne eigene Stellungnahme zur Kenntnis.


  Aus der ganzen Verhandlung und den Äußerungen des Generals entnahm ich, daß er partei- und SS-feindlich eingestellt ist. Falls die von ihm angedeutete Verfügung über den Verkehr mit den Einsatzkommandos an die Wehrmachtseinheiten des Standortbereiches erlassen wird, ist der hiesigen Arbeit eine wesentliche Grundlage entzogen. Eine Zusammenarbeit ist auf dieser Basis unmöglich. Für diesen Fall ist eine sofortige Meldung an das RSHA bezw. den Reichsführer-SS unumgänglich. Es erscheint ferner notwendig, schon jetzt das RSHA von der politischen Einstellung des Generalmajors Sehmsdorf zu unterrichten. Der General ist offensichtlich bereit, einen Russen auch dann in Schutz zu nehmen, wenn er, wie mir im vorliegenden Fall als klar bewiesen erscheint, beleidigende Äußerungen gegen Soldaten der deutschen Wehrmacht gebraucht und darüber hinaus eine derart eindeutige politische Vergangenheit hat. Der General ließ sich sogar mehrfach, letztlich im Telefongespräch am Montag, dem 2.8.43, zu der Äußerung hinreißen, daß er den Soldaten wegen seines Verhaltens tatsächlich für ein Schwein halte! Aus den Äußerungen des Generals ist ferner zu entnehmen, daß er den Nachweis dafür zu führen beabsichtigt, daß bei dem SS-Feldlazarett die einzige Fehlerquelle für den Ablauf des vorliegenden Falles zu suchen sei. Er sprach davon, daß die Anzeige ein „Racheakt“ sei, weil die Russin S. sich über eine schlechte verpflegungsmäßige Betreuung durch das SS-Feldlazarett, dem das Kinderheim angeschlossen ist, beschwert habe. Über alle das SS-Feldlazarett angehende Äußerungen habe ich den SS-Sturmbannführer Mühlleder unterrichtet.


  gez. Dr. Isselhorst2

  SS-Obersturmbannführer


  LVVA, 1026–1–17 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Seit Anfang 1943 ist ein neu gebildetes EK 1 mit Hauptsitz in Gatschina (Krasnogwardeisk) nachweisbar; vgl. Krausnick: Hitlers Einsatzgruppen, S.156.


  2 Dr. Erich Isselhorst, geb. 1906, Jurastudium, 1930 Referendarexamen, 1931 Dr.jur., 1932 NSDAP, 1933 SA, 1934 Assessorexamen u. SS, 1934/35 SD-OA West, dann Gestapa, 1935 Leiter Stapo-Stelle Erfurt, 1936 dto. Köln, 1938 Stubaf. u. Leiter Stapo-Stelle Klagenfurt, 1939–1941 dto. Stapo-Leitstelle München, 1941 Ostubaf., 1942/43 Leiter I/II bei EG B, dann Kdr. EK 1, 1943 KdS Weißruthenien, dann Ic beim Bevollmächtigten des RFSS für die Bandenbekämpfung, 1944 BdS Straßburg u. IdS Stuttgart, 1948 hingerichtet; BAB, BDC, SSO Dr. Erich Isselhorst; BAL, ZK: Dr. Erich Isselhorst.


  


  


  189) Einsatzbefehl Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 17.9.1943: Unternehmen „Fritz“


  
    
      	
        Einsatzstab

      

      	
        Minsk, den 17.September1943

      
    


    
      	
        

      

      	
        [Stempel: Geheim]

      
    

  


  Einsatzbefehl


  a) Lage: Nach eigenen eingehenden Erkundungen befinden sich Banden in Gesamtstärke von etwa 8000 Mann im Raum Düna–Glebokie–Narocz-See–Litauische Grenze. Südlich des Narocz-Sees sind weitere Großbanden in Stärke von etwa 6000 Mann festgestellt, während weitere Gruppen einschließlich der desertierten Drushina-Verbände im Raum ostwärts Dokschitze–Glebokie liegen.


  b) Durchführung des Unternehmens: Zur Vernichtung der oben angegebenen Banden ist das Unternehmen „Fritz“ befohlen.1 Die Führung hat SS-Obergruppenführer Jeckeln. Ihm unterstellt sind die Kampfgruppen Ost, Nord und Süd.


  c) Einsatz sicherheitspolizeilicher Kräfte: Es werden eingesetzt: SS-Hauptsturmführer Wilke als Verbindungsführer beim Stab Jeckeln in Postawy. Eintreffen dort 20.9.43. SS-Untersturmführer Amann als Verbindungsführer beim Stab K.Gr. Ost–Brigadeführer Harm in Glebokie. Ihm unterstellt: Erk.Kdo. 1 SS-Oberscharführer Griesler, SS-Oberscharführer Steiner, Dolmetscher Mikainis, Dolmetscher Tomsons, Kraftfahrer Gazier–91.443, Kraftfahrer Janzier–91.444, Erk.Kdo. 2 wird in Stärke von 2 Beamten, 2 Dolmetschern und 2 Kraftfahrern von der Aussenstelle Wilejka gestellt. SS-U’Stuf. Amann hat sich mit dem Kdo. 1 und 2 am 19.9.43 beim K.Gr.-Stab in Glebokie zu melden.


  d) Aufgabe: Die Kommandos haben im Rahmen des Einsatzes alle sicherheitspolizeilichen Aufgaben wahrzunehmen. Durch Vernehmung von Gefangenen und Überläufern sind weitere Unterlagen für die Kampfführung zu schaffen.


  In Vertretung: Unterschrift

  SS-Sturmbannführer


  BAB, R 70 Sowjetunion/14


  


  


  


  1 Vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.902.


  


  


  190) Richtlinien Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Weißruthenien vom 20.10.1943: Einsatz der Kommandos und Trupps der Sicherheitspolizei und des SD bei Kampfgruppen zur Bandenbekämpfung


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        O.U., den 20.Oktober1943

      
    


    
      	
        Weissruthenien

      

      	
        

      
    


    
      	
        Der Chef der Einsatzgruppe B der Sicherheitspolizei und des SD

      

      	
        

      
    

  


  Richtlinien für den Einsatz von Kommandos und Trupps der Sicherheitspolizei und des SD bei Kampfgruppen zur Bandenbekämpfung


  Während die Unterlagen für die Kampfaufgaben im Bandenkampf vom Gesamtapparat der Sicherheitspolizei und des SD aufgrund der in der Zentralstelle für Bandenaufklärung zusammengefassten Meldungen aus dem gesamten Einsatzraum geschaffen werden, richtet sich der Einsatz der Kommandos und Trupps der Sipo und des SD, wenn sie Kampfgruppen zugeteilt sind, nach folgenden Grundsätzen und Richtlinien:


  1.) Durchführung der Bandenaufklärung:


  Die Bandenaufklärung ist die wichtigste Aufgabe. Sie erfolgt durch Ansatz von Agenten, Befragung der Bevölkerung und durch Gefangenen- und Überläufervernehmungen. Einwandfreie Unterlagen über Kampfstärke und Lage der Banden sind zumeist nur durch Befragung von Gefangenen oder von Überläufern zu erfahren. Grundsatz muss daher sein, dass Gefangene und Überläufer in jedem Falle sofort den Kommandos und Trupps der Sipo und des SD überstellt werden. Wenn es die Lage erfordert, haben sich die Kommandos und Trupps an gewaltsamen Erkundungen oder Spähtruppunternehmungen zu beteiligen, um an Ort und Stelle durch Vernehmung von Gefangenen oder Befragung von Bewohnern die Feindlage festzustellen und Grundlagen für den weiteren Einsatz zu schaffen. Die auf diese Weise erfasste Feindlage ist alsbald Ic-mäßig auszuwerten.


  2.) Durchführung von Kollektivmaßnahmen:


  Das Abbrennen von Dörfern, öffentliche Exekutionen, Aussiedlung der Bewohner oder Erfassungsaktionen für den Arbeitseinsatz Reich und die Landwirtschaft sind Maßnahmen, deren Durchführung Kenntnis der Struktur der Bevölkerung und der Lage und Stimmung voraussetzen, da sie leicht eine gegenteilige Wirkung hervorrufen können. Die Verantwortung für die nicht ausschliesslich sicherheitspolizeilichen Maßnahmen liegt bei der Truppenführung. Aufgabe der Kommandos und Trupps der Sipo und des SD ist es jedoch, die Truppenführer aufgrund ihrer Erfahrungen und der Kenntnis von Lage und Stimmung zu beraten.


  3.) Sofortige Auswertung der Aufklärungsergebnisse für Propagandazwecke:


  Die Aufklärungs- und Auswertungsergebnisse der Sipo/SD-Kommandos und Trupps sind tunlichst sofort auch in propagandistischer Form entweder durch die der Truppe zugeteilten Propagandisten oder durch geeignete Männer der Sipo/SD-Kommandos zu verwerten. Sind der Truppe Propagandisten zugeteilt, müssen sie engstens mit den Sipo/SD-Kommandos gekoppelt werden. Je nach Lage und Erfolgsaussichten können auch Starosten1 usw. zusammengerufen und durch sachkundige Dolmetscher aufgeklärt werden. Von getroffenen Straf-(z.B. Kollektiv-)Maßnahmen werden unter Umständen Nachbardörfer zweckmäßigerweise alsbald durch die Propagandisten in Kenntnis gesetzt und über die Gründe für die Maßnahme in geeigneter Form unterrichtet, um gefährlicher Gerüchtebildung Einhalt zu gebieten.


  4.) Durchführung allgemeiner politisch-polizeilicher Aufgaben:


  In Ermangelung örtlicher Polizeistellen in bandenverseuchten oder -beherrschten Gebieten nehmen die Sipo/SD-Kommandos und Trupps nach Möglichkeit während des Einsatzes die allgemeinen politisch-polizeilichen Aufgaben wahr, wobei der Erkundung des feindlichen Nachrichtendienstes, der Unschädlichmachung von KP-Mitgliedern sowie NKWD-Agenten besondere Aufmerksamkeit zu schenken ist.


  5.) Voraussetzung für eine erfolgversprechende Durchführung der SD-mäßigen Bandenaufklärung ist die Unterstützung der Kommandos und Trupps durch die Kampftruppe, insbesondere durch schnellste Zuführung aller Gefangenen und Überläufer und durch Beteiligung an allen Unternehmungen. Die einheitliche Führung der Aufklärung und der Auswertung durch das zugeteilte SD-Kommando ist im Bandenkampf ebenso wichtig wie die einheitliche taktische Führung.


  gez. Ehrlinger

  SS-Standartenführer


  RGVA, 500–1–769 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Dorfschulzen.


  


  


  191) Einsatzbefehl Einsatzgruppe B vom 20.10.1943: Unternehmen „Heinrich“


  
    
      	
        Der Chef der Einsatzgruppe B der Sicherheitspolizei und des SD

        I/Org/IV BB–300/43 g

      

      	
        Minsk, den 20.10.1943

        Geheim!

      
    

  


  Einsatzbefehl für das Unternehmen „Heinrich“1


  1.) Für das Großunternehmen „Heinrich“ werden folgende Führer, Unterführer und Männer zur Einsatzgruppe von Gottberg abgestellt: a) Sturmbannführer Buchardt2 tritt als Ic zum Stab der Einsatzgruppe von Gottberg und leitet als solcher den gesamten Einsatz der zur Einsatzgruppe von Gottberg abgestellten Kräfte der E.-Gruppe B. Zugeteilt: SS-Untersturmführer Goldmann (EK 9), SS-Untersturmführer Meyer (BdS), SS-Sonderführer Winter (EK 9), SS-Sturmscharführer Michelsen (EK 9), SS-Oberscharführer Wieser (EK 9), SS-Oberscharführer Wilnis (EK 9) als Dolmetscher, SS-Rottenführer Looschelders (EK 9), SS-Sturmmann Nord (BdS), SS-Sturmmann Hoffmann als Krad-Melder (EK 9). b) SD-Trupp z.b.V. als Einsatzreserve des Ic: SS-Oberscharführer Grünsteidl als Truppführer, SS-Oberscharführer Mittermayer, SS-Sturmmann Pawlenka, SS-Mann Scheff (Sämtliche vom EK 9). c) SD-Kommando I bei der Gruppe Nickel (SS-Pol.13, SS-Sonderbatl. Dirlewanger und zugeteilte Einheiten): Führer: SS-Obersturmführer Schmücker (EK 9), nimmt gleichzeitig die Geschäfte des Ic bei Gruppe Nickel wahr. Zugeteilt: 1 Unterführer, 1 Dolmetscher, 4 SD-Trupps in Stärke 1/3. Führer, Unterführer und Männer des SD-Kommandos I werden vom EK 9 gestellt. Die SD-Trupps müssen aus 2 Beamten bezw. geeigneten SD-Angehörigen, einem Dolmetscher und einem Waffen-SS-Reservisten zusammengesetzt werden. d) SD-Kommando II bei der Gruppe Anhalt (SS-Pol. 2, Schuma-Batl. 57 und zugeteilte Einheiten): Führer: SS-Hauptsturmführer Wilke, zugeteilt: 1 Unterführer, 1 Dolmetscher, 4 SD-Trupps in Stärke 1/3. Über die zum SD-Kommando II tretenden Führer, Unterführer und Männer ergeht Sonderbefehl durch Ia (Zusammensetzung der SD-Trupps wie unter c). e) Sonderkommando III bei der Gruppe Russel (SS-Pol. 24, Sicherungsregiment 601 und zugeteilte Einheiten): Führer: SS-Hauptsturmführer Stiller, zugeteilt: 1 Unterführer, 1 Dolmetscher, 4 SD-Trupps in Stärke 1/3. Über die zum Sonderkommando III tretenden Führer, Unterführer und Männer ergeht Sonderbefehl durch Ia (Zusammensetzung der SD-Trupps wie unter c).


  2.) Der Trupp Polozk und unterstellte Teiltrupps werden für die Dauer des Unternehmens „Heinrich“ durch weitere Kräfte des EK 9 ausreichend verstärkt, um die erteilten Erkundungsaufträge im Raum südlich Polozk sowie nördlich Drissa durchzuführen. Der Trupp Polozk untersteht für die Dauer des Unternehmens „Heinrich“ taktisch dem Ic der Einsatzgruppe von Gottberg. Die Erkundungsergebnisse werden über EK 9 an die Einsatzgruppe B sowie unmittelbar an den Ic der Einsatzgruppe von Gottberg gegeben. Für die Dauer des Unternehmens „Heinrich“ werden dem Trupp Polozk zur Verstärkung die Schuma-Kompanie Witebsk sowie die Stabskompanie der E.-Gruppe B zugeteilt. Sie stehen als stille Einsatzreserve dem Ic der Einsatzgruppe von Gottberg zur Verfügung.


  3.) Die SD-Kommandos und SD-Trupps haben folgende Aufgaben wahrzunehmen: a) Durchführung der Bandenaufklärung durch Agenteneinsatz, Befragung der Zivilbevölkerung und Vernehmung von Gefangenen und Überläufern. Es muß unter allen Umständen dafür Sorge getragen werden, daß alle Gefangenen und Überläufer den SD-Trupps zugeführt werden. b) Beratung der Truppenführer bei der Durchführung von Kollektivmaßnahmen. c) Sofortige Auswertung der Aufklärungsergebnisse für Propagandazwecke. Für die Durchführung der Propaganda werden dem Ic voraussichtlich Kräfte der SS-KBA zur Verfügung stehen. d) Wahrnehmung der allgemeinen politisch-polizeilichen Aufgaben im Kampfgebiet. e) Zur einheitlichen Durchführung von Gefangenen- und Überläufervernehmungen dient ein Fragebogen. f) Einsatzrichtlinien und Vernehmungsfragebogen werden in der Anlage für die Kommandoführer und Truppführer mitgereicht.


  4.) Wichtige Gefangene – Bandenführer, Agenten, Politruks – sind nach Vernehmung durch die SD-Trupps schnellstens dem Ic beim Einsatzgruppenstab zuzuführen, falls nicht anders befohlen wird. Die Zuführung erfolgt durch die Truppe.


  5.) Die Verkraftung des Ic beim Stab der Einsatzgruppe von Gottberg und der zugeteilten Kräfte des z.b.V.-Trupps und des SD-Kommandos I erfolgt durch EK 9 (ausser einem geländegängigen Wagen, der vom BdS II D gestellt wird). Die Verkraftung der SD-Kommandos II und III erfolgt durch BdS II D.


  6.) Die wirtschaftliche Betreuung, insbesondere die Ausgabe von Winterkleidung, Einsatzausrüstung, Bewaffnung erfolgt entsprechend. Es ist mit einem mehrwöchigen Einsatz zu rechnen.


  7.) Funkwesen: Der Nachrichtenführer der Einsatzgruppe B sorgt für Zuteilung von Funkstellen für Ic der E.Gr. von Gottberg und für die Führer der SD-Kommandos I, II und III. Für den Nachrichtenverkehr zwischen den SD-Trupps und den SD-Kommandos ist soweit als möglich der Funk der Truppe zu benutzen.


  8.) Soweit nicht Sonderbefehl ergeht, stehen die zum Unternehmen „Heinrich“ befohlenen Angehörigen der Einsatzgruppe B am 27.10., 12.00 Uhr, einsatzbereit beim Trupp Polozk des EK 9. Für die Zuführung der SD-Kommandos sind die Führer der SD-Kommandos verantwortlich.


  gez.: Ehrlinger

  SS-Standartenführer


  Verteiler:


  Einsatzführer 1, SD-Kommandos 15, EK 9 1, Trupp Polozk 1, I a 1, I Org. 1, I Schuma 1, II e 1, II D 1, Na-Fü 1, IV BB 1


  Nachrichtlich:


  Einsatzgruppe v. Gottberg 2, Chf. Bandenkampfverbände Ic 1, Reserve 3 = 31


  BAB, R 70 Sowjetunion/14


  


  


  


  1 Vgl. Gerlach: Kalkulierte Morde, S.902, 906.


  2 Dr. Friedrich Buchardt, geb. 1909, Jurastudium, 1933 Dr.jur., danach Aufbau der NS-Bewegung in Lettland, 1934 nach Deutschland, 1937 ins SD-HA, 1938 SS, Abt.leiter Nordostfragen im Wannsee-Institut, 1940 Leiter III KdS Lublin, 1941 Fhr. SD-Abschnitt Litzmannstadt u. Stubaf., Jan. 1943 Kdr. EK 9, Okt. 1943 Ic der Kampfgruppe von Gottberg, 1944 Referatsleiter III B 2 (Fremdes Volkstum Ost) im RSHA u. Ostubaf.; BAB, BDC, SSO Dr. Friedrich Buchardt; BAL, ZK: Dr. Friedrich Buchardt; Matthias Schröder: Deutschbaltische SS-Führer und Andrej Vlasov 1942–1945. „Rußland kann nur von Russen besiegt werden“. Erhard Kroeger, Friedrich Buchardt und die „Russische Befreiungsarmee“, Paderborn u.a. 2001.


  


  


  192) Befehl Einsatzgruppe von Gottberg vom 28.10.1943: Einsatz der SD-Kommandos


  
    
      	
        Einsatzgruppe von Gottberg1/Ic

      

      	
        O.U., den 28.10.1943

      
    


    
      	
        Anlage zum Einsatzbefehl Abt. Ia Tgb.Nr.19/43 g.

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Einsatz der SD-Kommandos


  1) Zu den Gruppen der Einsatzgruppe v. Gottberg treten SD-Kommandos in Stärke von 1/18 zuzüglich Kraftfahrer und Funker. Die Führer dieser SD-Kommandos nehmen gleichzeitig die Geschäfte des Ic bei der Gruppe wahr. Es treten als Ic zur Gruppe Nickel SS-Obersturmführer Schmücker, zur Gruppe Siber SS-Obersturmführer Rath, zur Gruppe Anhalt SS-Hauptsturmführer Wilke.


  2) Von den SD-Kommandos werden Trupps in Stärke von 1/2 zuzüglich Kraftfahrer zu den Bataillonen abgestellt.


  3) Die SD-Kommandos und SD-Trupps werden den Gruppenstäben bezw. Batl.-Stäben für die Dauer des Einsatzes wirtschaftlich angeschlossen.


  4) Die SD-Kommandos und SD-Trupps haben folgende Aufgaben: a) Durchführung der Bandenaufklärung durch Agenteneinsatz, Befragung der Zivilbevölkerung und Vernehmung von Gefangenen und Überläufern. Es muss unter allen Umständen dafür Sorge getragen werden, dass alle Gefangenen und Überläufer sofort den SD-Trupps zugeführt werden. b) Beratung der Truppenführer bei der Durchführung von Kollektivmaßnahmen. c) Sofortige Auswertung des Aufklärungsergebnisses, insbesondere auch für Propagandazwecke. d) Wahrnehmung der allgemeinen politisch-polizeilichen Aufgaben im Kampfgebiet. Zusatz zu 4 a): Wichtige Gefangene – Bandenführer, Agenten, Politruks – sind nach kurzer Vernehmung durch die SD-Trupps schnellstens dem Ic beim Einsatzgruppenstab zuzuführen. Die Zuführung erfolgt durch die Truppe.


  5) Soweit die SD-Kommandos bezw. SD-Trupps keinen eigenen Funk haben, ist ihnen im Rahmen des Möglichen der Funk der Truppe zur Verfügung zu stellen; dieses gilt insbesondere für die Durchgabe der Ic-Tagesmeldungen sowie wichtiger Aufklärungsergebnisse.


  6) Durch Ic ist ausserdem der Einsatz von Kriegsberichtern, Propagandalautsprechern, Propagandawerfern vorgesehen.


  7) Die Eigenart des Bandenkampfes, insbesondere die Notwendigkeit, Ausweichbewegungen des Gegners schnellstens zu erkennen, macht es erforderlich, dem Feindnachrichtendienst jeder Art besondere Beachtung zuzuwenden. Aufklärungsergebnisse sind nur von Wert, wenn sie schnellstens der Führungsstelle zugeleitet werden. Die Arbeit der SD-Kommandos und SD-Trupps ist daher seitens der Truppe zu unterstützen.2


  Für das Einsatzgruppenkommando: Der Erste Generalstabsoffizier


  gez. Weber

  Major der Gendarmerie


  BAB, R 70 Sowjetunion/14


  


  


  


  1 Curt von Gottberg, geb. 1896, Teilnehmer am Kapp-Putsch, Landwirt, 1931 SA, 1932 NSDAP u. SS, 1937 Chef Siedlungsamt im RuSHA, 1939 Leiter Prager Bodenamt, 1940 Chef Erfassungsamt im SS-HA, 1942 zum HSSPF Rußland-Mitte, dann SSPF Weißruthenien, Sept. 1943 zudem Gen.kom. Weißruthenien, 1945 Selbstmord; BAB, BDC, SSO Curt von Gottberg; BAL, ZK: Curt von Gottberg; Peter Klein: Curt von Gottberg – Siedlungsfunktionär und Massenmörder, in: Mallmann/Paul: Karrieren der Gewalt, S.95–103.


  2 Gerlach: Kalkulierte Morde, S.957, schätzt die Gesamtzahl der in Weißrußland im „Partisanenkampf“ ermordeten Einheimischen auf 345.000. Zur Rolle von Sicherheitspolizei u. SD ebd., S.959–963.


  


  


  193) Bericht Einsatzkommando 3 an Einsatzgruppe A vom 11.11.1943: Unterredung mit Oberst von Süsskind, Ic der Heeresgruppe Nord


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        Pleskau, den 11.November1943

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 3

      

      	
        [Stempel: Geheim]

      
    


    
      	
        Tgb.Nr.549/43 pers. Tr./Dt.

      

      	
        

      
    

  


  An den Chef der Einsatzgruppe A, SS-Oberführer Panzinger1, Riga, Persönlich!


  Betr.: Unterredung mit Oberst von Süsskind, Ic der Heeresgruppe Nord


  In der letzten Zeit war ich zu verschiedenen Veranstaltungen eingeladen, bei denen ich u.a. auch Gelegenheit hatte, Oberst von Süsskind kennen zu lernen. So traf ich mit diesem auch bei einer durch den Soldatensender „Ursula“ durchgeführten Feier zusammen, wobei er mich bat, ihn am 10.11.43 nachmittags auf der Wasserburg (dem derzeitigen Sitz der Heeresgruppe Nord) zu besuchen. Ich folgte seiner Einladung. Im Verlaufe der Unterredung gab ich dem Oberst von Süsskind zunächst eine allgemeine Übersicht über die Organisation der Sicherheitspolizei und des SD sowohl im Reich wie in den Einsatzgebieten. Bei der Schilderung der Konstruktion der Einsatzgruppe A betonte ich die Zuständigkeiten der einzelnen Einsatzkommandos für die einzelnen Armeen bezw. für das Heeresgebiet. Ich brachte dabei zum Ausdruck, dass die Einsatzgruppe A der korrespondierende Faktor zur Heeresgruppe ist. Im Einzelnen kamen dann noch nachstehende Punkte zur Erörterung:


  1. Kriminalpolizeiliche Arbeit


  Ich ging auf die Verfügung des Oberkommandos der Heeresgruppe Nord vom 20.7.43 die Zusammenarbeit der Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei und des SD mit der Wehrmacht betreffend ein, um die Ansicht des Oberst von Süsskind hinsichtlich der Zuständigkeit und der Verfolgung krimineller Delikte kennen zu lernen. Wie vielleicht auch nicht anders zu erwarten war, hat er zu diesem Punkt eine eigene Stellungnahme nicht geäussert. Auf jeden Fall ist ihm aber dieses Thema nicht mehr fremd, wenn diese Frage von der Einsatzgruppe her noch einmal aufgeworfen werden sollte.


  2. Zusammenarbeit mit der Abwehr


  Oberst von Süsskind bat mich, bei der Durchführung von grösseren Festnahmeaktionen das zuständige Abwehrkommando zu beteiligen, um nicht gegebenenfalls einen Personenkreis zu zerstören, an dem die Abwehr interessiert ist. Ich sagte grundsätzliche Erfüllung dieser Bitte zu, wobei ich auf die schon seit langem bestehende gute Zusammenarbeit mit der Abwehr und der GFP hinweisen konnte.


  3. Zusammenarbeit mit Wehrmachtsdienststellen im Allgemeinen


  Unter Betonung des Primats der sicherheitspolizeilichen Erfordernisse regte Oberst von Süsskind an, bei Festnahmen von Zivilpersonen, die im Dienste einer Wehrmachtsstelle, z.B. eines Propagandatrupps, stehen, doch diese von der beabsichtigten Festnahme vorher zu benachrichtigen. Ich erklärte, dass ich schon aus Gründen der kameradschaftlichen und loyalen Zusammenarbeit mit den in Frage kommenden Wehrmachtsdienststellen diesen Grundsatz schon immer befolgt habe und dass meine Teilkommandoführer über meine Auffassung genau orientiert seien. Es gebe aber, betonte ich weiterhin, hin und wieder Fälle, bei denen eine vorherige Benachrichtigung einfach nicht opportun sei. An Hand eines Beispiels wies ich auf die Gefahr hin, dass eine vorherige Benachrichtigung von der in Frage kommenden Dienststelle die sicherheitspolizeilichen Interessen nicht gewahrt werden könnten, dies insbesondere dann nicht, wenn bekannt sei, dass eine Russin ein Liebesverhältnis mit einem Wehrmachtsangehörigen habe. In einem solchen Falle sei mindestens die Preisgabe unserer Benachrichtigung zu befürchten. Oberst von Süsskind pflichtete auch vollkommen dieser meiner Auffassung bei und betonte wiederum, dass die Wahrung des sicherheitspolizeilichen Interesses im Vordergrund zu stehen habe.


  4. Lagemeldung


  Ich unterrichtete Oberst von Süsskind über die wöchentlich zusammengefasste Lagemeldung an den Kommandierenden General. Er bat mich, ihm eine Abschrift zukommen zu lassen. (Ich bitte hierzu um die Genehmigung, dieser Bitte entsprechen zu dürfen. Gleichzeitig mache ich den Vorschlag, dass eine zusammengefasste Wochenübersicht der von den Einsatzkommandos erstellten Lagemeldungen auf dem schnellsten Wege von der Einsatzgruppe verfaßt und der Heeresgruppe übersandt wird)


  5. Monatliche Lageberichterstattung


  Ich orientierte Oberst von Süsskind über den Zweck der monatlichen Lageberichterstattung, die ebenfalls dem Kommandierenden General von mir zugeleitet werden würde. Er bat mich um jeweilige Überlassung eines Exemplars dieses Lageberichts gegen Rückgabe. (Ich bitte hierzu um Genehmigung und rege an, dass der von der Einsatzgruppe zusammengestellte Bericht auf dem schnellsten Wege der Heeresgruppe zugeleitet wird. Ich machte schon früher SS-Oberführer Pifrader den Vorschlag, dass es zweckmäßig sei, während der Lageberichterstattung einen Sachbearbeiter der Einsatzgruppe nach Pleskau abzuordnen mit der Aufgabe, die Lageberichte der 3 EK’s an Ort und Stelle zusammenzufassen, um diese Zusammenfassung schleunigst der Heeresgruppe zukommen lassen zu können. Nur so erfüllt dann die Lageberichterstattung m. E. ihren Zweck)


  6. Präventivmaßnahmen


  Abgesehen von der für die „Eva-Aktion“ durch den Kommandierenden General befohlenen Präventivmaßnahmen soll in nächster Zeit in Pleskau noch eine umfassendere Aktion durchgeführt werden. Zu diesem Zweck würden in der nächsten Zeit entsprechende Anweisungen an die GFP und an den SD ergehen.


  7. Sühnemaßnahmen gegen die Familien von Überläufern


  Ich gab dem Oberst von Süsskind von der entsprechenden Verfügung des Reichsführers-SS (dort. Schr. v. 24.11.43 [sic]) Kenntnis. Er ist grundsätzlich mit einer solchen Regelung einverstanden. Er erwartet die von mir unter dem 3.11.43 angeregte Verbindungsaufnahme der Einsatzgruppe mit der Heeresgruppe.


  8. Evakuierung der Stadt Pleskau


  Auf mein Befragen teilte mir Oberst von Süsskind mit, dass zunächst eine Evakuierung Pleskaus nicht in Frage komme. Eine Veränderung der Situation hinge aufs Engste mit der Entwicklung an der Front zusammen. Er sei aber sehr gerne bereit, mich sofort zu unterrichten, wenn in dieser Hinsicht etwas Konkretes bekannt werden würde.


  9. Einschaltung der Sicherheitspolizei und des SD beim „P-Vorhaben“


  Ich referierte kurz über die Überprüfungsarbeit, die von meiner Dienststelle hinsichtlich der beim „P-Vorhaben“ eingestellten Arbeitskräfte geleistet wird.


  Zum Schluss der fast 2-stündigen Unterredung gab Oberst von Süsskind noch Kenntnis von der militärischen Lage bei Newel. Er betonte mit besonderer Herzlichkeit, dass ich mich jederzeit an ihn wenden könne, wenn ich irgendwelche Aufklärungen in militärischen Fragen usw. haben wolle. Ich habe den bestimmten Eindruck, dass die nunmehr eingeleitete Zusammenarbeit mit dem Ic der Heeresgruppe Nord sehr erfolgversprechend ist und bin daher der Auffassung, dass von der Einsatzgruppe her gesehen diese Beziehung besonders gepflegt werden muss.


  Der Führer des EK 3

  Traut


  SS-Obersturmbannführer


  LVVA, 1026–1–17 u. USHMMA, RG18.002M


  


  


  


  1 Friedrich Panzinger, geb. 1903, 1919 Polizei München, 1933 SA, 1937 NSDAP u. zur Stapo-Leitstelle Berlin, dort stellv. Leiter, 1939 SS, 1940 RSHA, 1941 Ostubaf., Gruppenleiter IV A im RSHA, Sept. 1943 Oberf. u. BdS Ostland, Mai 1944 wieder Gruppenleiter IV A im RSHA, dann Amtschef V im RSHA, 1959 Selbstmord; BAB, BDC, SSO Friedrich Panzinger; BAL, ZK: Friedrich Panzinger.


  


  


  194) V-Mann Lappe/Sonderkommando 11b an SS-Hauptamt (undat./1944)


  An das SS-Hauptamt, Abteilung für Bandenbekämpfung


  Ich, Wladimir Lappe, 1923 in der Stadt Noworossjisk geboren, bin finnischer Abstammung. Seit dem 8.11.41 war ich als Hauptagent zur Bekämpfung der Banden im Kommando 11 „B“ (Feldpost Nr.47.540), das sich in der Stadt Simferopol befand, tätig. Während meiner Arbeit, d.h. bis zum 7.Juli1942, habe ich 4 Agenten des NKWD, 12 Banditen und 260 verborgene Juden an den Tag gebracht. Auf eigenen Wunsch arbeitete ich später bei der Schutzpolizei der Stadt Simferopol als Leiter der Sonderabteilung für Bandenbekämpfung beim Hauptmann Kraut. Während meines Dienstes in der Schutzpolizei habe ich, mit 4 mir unterstellten Polizisten, einen Banditenspähtrupp, der sich aus dem Walde in die Stadt begab, gefangengenommen. Dabei wurden 450 Exemplare sowjetischer Zeitungen, Waffen sowie Briefe an unterirdisch in Simferopol arbeitende Bolschewiken erbeutet. Es wurden nachher 65 Banditen aufgefangen. Nach der Evakuierung der Krim war ich bei der Einheit–Feldpost Nr.46.847(t42) in der Gruppe des Oberleutnants Pol tätig. Ich kündigte am 1.Juni1944, trat in die Schiffahrt ein und fuhr nach Hamburg. Insgesamt, während meiner Arbeit vom 8.11.41 bis zum 1.6.44, habe ich 4 Agenten des NKWD, 80 Banditen und 260 verborgene Juden an den Tag gebracht. Zur Zeit, da ich mir der Gefahr der Invasion bolschewistischer Horden in Europa bewußt bin, bitte ich Sie, mir zu erlauben und dazu zu helfen, einen Zug aus russischer Jugend zur Bandenbekämpfung zusammenzustellen und uns nach der Ausbildung nach dem Balkan oder nach Polen zu schicken. Ich kann von mir selbst sagen, daß ich im Kampf gegen das Bandengesindel erfahren bin, und ich schwöre Ihnen, daß die Leute, die mit mir zusammen sein werden, ebenso arbeiten werden, wie ich vom 8.11.41 bis zum 1.6.44 gearbeitet habe.


  Waldemar Lappe


  BAL, B 162/Vorl. Dok.Slg. USA 15


  


  


  195) Anordnung Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ukraine vom 18.1.1944: Kampfgruppe von dem Bach


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD für die Ukraine

        I Org.

      

      	
        18.1.1944

      
    

  


  BdS-Einsatzbefehl Nr.2/44


  Betr.: Kampfgruppe von dem Bach


  1.) Der Reichsführer-SS hat die Aufstellung der Kampfgruppe von dem Bach befohlen. Der Chef der Bandenkampfverbände hat dafür ein möglichst starkes und fachlich gutes SD-Kommando angefordert.


  2.) Die Führung des SD-Sonderkommandos von dem Bach übernimmt SS-Sturmbannführer Dr. Braschwitz.1 Aus den Kräften, die ihm vom BdS zugeführt werden, sind SD-Trupps zu je 1 Vernehmungsbeamten, 1 Dolmetscher, 1 Fahrer mit Pkw zu bilden. Es ist anzustreben, dass jedem Btl.-Stab 1 SD-Trupp zugeteilt wird. Den Rgts.-Stäben sind möglichst 2 SD-Trupps zuzuteilen, wovon 1 von einem Führer geführt werden muss. Dieser Trupp führt die Bezeichnung SD-Teilkommando. Ihm sind die SD-Trupps unterstellt, die den Einheiten des Regiments zugeteilt sind.


  3.) Die Trupps sind mit ausreichender Winterschutzbekleidung zu versehen und führen ausser ihren Waffen, ihrem Einsatzgepäck, keinen weiteren Tross mit. Die Ausrüstung mit Reiseschreibmaschinen ist anzustreben.


  4.) Die Versorgung mit Brennstoff und Verpflegung muss durch die Truppe erfolgen. Das Erforderliche veranlasst der Führer des SD-Sonderkommandos.


  5.) Der Führer des Sonderkommandos ist selbständiger Kommandoführer. Er untersteht nicht dem Ic der Kampfgruppe.


  6.) Das SD-Sonderkommando hat die Aufgabe, alle Möglichkeiten der Erkundungs- und Abwehrtätigkeit auszunutzen, um der Kampfgruppenführung ein genaues Bild der Feindlage zu beschaffen. Die SD-Trupps bleiben unter allen Umständen bei den Btl.-Stäben und beschäftigen sich auf keinen Fall mit Gefangenentransporten, Zurückführung von Zivilisten oder ähnliches.


  7.) Der Führer des Sonderkommandos berichtet an den BdS nur in Fragen personeller und organisatorischer Art und über solche Ermittlungsergebnisse, die von den örtlichen SD-Dienststellen weiter zu bearbeiten sind. Die örtlichen SD-Dienststellen stehen mit dem SD-Sonderkommando organisatorisch nicht in Verbindung. Sie sind selbstverständlich verpflichtet, die Tätigkeit des SD-Sonderkommandos nach allen Kräften zu unterstützen.


  Böhme2

  SS-Standartenführer


  BAB, R 70 Sowjetunion/18


  


  


  


  1 Dr. Rudolf Braschwitz, geb. 1900, KR, 1943 Leiter V beim BdS Ukraine, 1943 Stubaf., 1944 zum BdS Böhren-Mähren, gest. 1974; BAL, ZK: Dr. Rudolf Braschwitz.


  2 Horst Böhme, geb. 1909, Kaufmann, 1930 NSDAP u. SS, 1933 hauptamtlich zum SD, 1941 Staf. u. BdS Böhmen-Mähren, 1942 Polizeiattaché Bukarest, März 1943 Kdr. der EG B, Aug. 1943 BdS Ukraine, April 1944 IdS Breslau, Aug. 1944 BdS Königsberg u. Kdr. der EG B, gefallen 1945; BAB, BDC, SSO Horst Böhme; BAL, ZK: Horst Böhme.


  


  


  196) Funkspruch Einsatzgruppe A an Einsatzkommando 2 vom 28.1.1944: Häftlingstransport


  
    
      	
        – IV –

      

      	
        Riga, den 28.1.44

      
    


    
      	
        1.) FT: An das EK 2 in Porchow

      

      	
        Sofort vorlegen! Sehr dringend!

      
    


    
      	
        Nachrichtlich an EK 3

      

      	
        

      
    

  


  Betrifft: FT Porchow Nr.1795 v. 27.1. (Häftlingstransport)


  1.) Nach Stutthof kommen nur männliche Häftlinge. Falls im Transport auch Frauen, bitte diese nur bis Pleskau leiten. Von Pleskau diese weiblichen Häftlinge für demnächst von dort vorgesehenen Transport nach Ravensbrück beigeben.


  2.) Transportliste in 2-facher Ausfertigung (1 Stück für KZ, 1 Stck. für BdS) mitgeben.


  3.) Wachmannschaften werden mit Lkw von hier nach Pleskau in Marsch gesetzt.


  4.) Erbitte FT, ob von dort Transport bis Stutthof abgefertigt. Es wäre das zweckmäßigste, das von dort aus zu regeln, da sonst von hier neue Transportnummer beschafft werden muss.


  5.) Sind die Häftlinge entlaust?


  Der Chef d. Einsatzgruppe A

  I.A. gez. Hinze1, SS-Stubaf.


  BAL, B 162/Vorl. Dok.Slg. UdSSR 403


  


  


  


  1 Wilhelm Hinze, geb. 1907, Jurastudium, 1931 NSDAP u. SS, 1934 Referendarexamen, 1939 Assessorexamen, dann zur Gestapo, 1940 stellv. Leiter Stapo-Stelle Bromberg, 1941 Hstuf., 1942 Stubaf., 1943 Leiter IV beim BdS Ostland, gest. 1975; BAB, BDC, SSO Wilhelm Hinze; BAL, ZK: Wilhelm Hinze.


  


  


  197) Bericht Einsatzkommando 2 an Einsatzgruppe A vom 11.2.1944: Überführung von Häftlingen aus zivilen Straflagern und Gefängnissen


  
    
      	
        Sicherheitspolizei und SD

      

      	
        O.U., den 11.2.1944

      
    


    
      	
        Einsatzkommando 21

      

      	
        

      
    


    
      	
        Abt. IV – Bl./Gf. – Tgb.Nr.1101/44

      

      	
        

      
    


    
      	
        An den Chef der Einsatzgruppe A in Riga

      

      	
        

      
    

  


  Umseitige Abschrift überreiche ich mit der Bitte um Kenntnisnahme.


  I.A. Beeckmann

  SS-Obersturmführer


  
    
      	
        Abschrift!

      

      	
        H.Qu., den 1.2.1944

      
    


    
      	
        Oberkommando der Heeresgruppe Nord

      

      	
        

      
    


    
      	
        Ic/OQu/Qu2/VII/95/44

      

      	
        

      
    


    
      	
        An AOK 16, AOK 18, Befh.i.H.Geb.Nord

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Überführung von Häftlingen aus zivilen Straflagern und Gefängnissen


  Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD ist bereit, die im Gebiet der Heeresgruppe Nord noch befindlichen zivilen Häftlinge zu übernehmen. Wegen der Übernahme setzen sich Befehlshaber im Heeresgebiet Nord und die AOK unmittelbar mit Sicherheitspolizei und SD, Einsatzkommando 3 in Pleskau, in Verbindung. Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD wird in Pleskau die Häftlinge übernehmen und in Konzentrationslager des Reiches überführen. Bis Pleskau hat die Bewachung von der überführenden Stelle aus zu erfolgen. Die Transportnummern sind von der überführenden Stelle zu beschaffen. Für sämtliche Häftlinge sind die Unterlagen mitzugeben und zwar für die Untersuchungsgefangenen ausser den für die Identitätsfeststellung erforderlichen Papieren möglichst die gesamten Untersuchungsakten, für die Strafgefangenen ausser den Personalunterlagen ein Nachweis über Straftat und Urteil. Mit Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD ist vereinbart, dass bei Strafgefangenen der Strafvollzug nach Maßgabe der vorliegenden Strafentscheidung, dagegen bei Untersuchungsgefangenen die weitere Behandlung des Falles einschliesslich Aburteilung nur durch Sicherheitspolizei und SD erfolgt. Bagatellfälle sind von der Überführung auszunehmen; Gefangene dieser Art sind nach Möglichkeit den Arbeitsämtern zum Arbeitseinsatz im Reich zu überstellen. Es wird gebeten, das Weitere zu veranlassen und über das Veranlasste zu berichten. Nachrichtl.: Sich.Pol. u. SD, Einsatzkommando 3 Pleskau


  Für das Oberkommando der Heeresgruppe

  Der Oberquartiermeister

  gez. Unterschrift


  RGVA, 504–2–8 u. USHMMA, RG11.001M


  


  


  


  1 Seit Anfang 1943 ist ein neu gebildetes EK 2, damals mit Hauptsitz in Loknja, nachweisbar; vgl. Krausnick: Hitlers Einsatzgruppen, S.156.


  


  


  198) Befehl Einsatzgruppe C vom 16.3.1944: Neuaufstellung KdS Simferopol (Auszüge)


  
    
      	
        Der Chef der Einsatzgruppe C der Sicherheitspolizei/SD

      

      	
        Den 16. März 1944

      
    


    
      	
        Stabsbefehl Nr.18/44

      

      	
        

      
    

  


  Betr.: Neuaufstellung des KdS Simferopol1


  Mit sofortiger Wirkung gehören zum KdS Simferopol folgende Dienststellenangehörige: 1.) SS-Hauptscharführer Auchter, 2.) SS-Obersturmführer Baumgarten, 3.) SS-Hauptscharführer Becker, 4.) SS-Hauptsturmführer Berger, 5.) SS-Hauptscharführer Bertz, 6.) SS-Oberscharführer Betzenberger, 7.) SS-Scharführer Bremer, 8.) SS-Scharführer Bruhn, 9.) SS-Rottenführer Dietl, 10.) SS-Oberscharführer Donat, 11.) SS-Scharführer Ebsen, 12.) SS-Mann Ehik, 13.) Staffel-Mann Eiselt, 14.) SS-Oberscharführer Enders, 15.) SS-Rottenführer Erbersdobler, 16.) SS-Unterscharführer Felsch, 17.) SS-Hauptscharführer Feuerpfeil, 18.) SS-Rottenführer Foede, 19.) SS-Hauptscharführer Franke, 20.) SS-Unterscharführer Fraund, 21.) SS-Scharführer Furtmayer, 22.) SS-Rottenführer Garlipp, 23.) SS-Scharführer Garsch, 24.) SS-Sturmbannführer Gierke2, 25.) SS-Oberscharführer Glock, 26.) SS-Unterscharführer Gramatke, 27.) SS-Obersturmführer Gruhlke, 28.) SS-Sturmscharführer Grundmann,


  […]


  64.) SS-Obersturmführer Wiechert, 65.) SS-Hauptsturmführer Wiens3, 66.) SS-Hauptscharführer Würz, 67.) SS-Untersturmführer Wusowski, 68.) SS-Oberscharführer Zeller, 69.) SS-Sturmmann Zschau. Der Kommandeur der Sicherheitspolizei/SD Simferopol meldet dem BdS Schwarzes Meer4 namentlich: a) den Bestand an Volksdeutschen, b) den Bestand an Fremdvölkischen. Zum 1. eines jeden Monats ist die namentliche Aufstellung der Angehörigen des KdS Simferopol zu berichtigen und die berichtigte Aufstellung dem BdS Schwarzes Meer zuzuleiten.


  gez. Böhme

  SS-Standartenführer


  Verteiler:


  Höchster SS- und Polizeiführer Ukraine, Höherer SS- und Polizeiführer Schwarzes Meer, KdS Simferopol, BdS Ukraine I Org., RSHA I Org.


  BAL, B 162/Vorl. Dok.Slg. Verschiedenes XXIII


  


  


  


  1 Ob diese faktisch auch durchgeführt wurde, ist jedoch fraglich, da seit dem 8.4.1944 der Rückzug der deutschen Kräfte auf die Festung Sewastopol erfolgte; vgl. Vern. Leonhart L. v. 7.3.1974, BAL, B 162/7058; dto. Petr G. v. 15.3.1974, BAL, B 162/7059, Bl. 1460ff.


  2 Fritz Girke, geb. 1912, Jurastudium, 1942 stellv. Leiter Stapo-Stelle Graz, 1943 Leiter IV beim KdS Simferopol, 1944 Stubaf. u. Chef Stapo-Stelle Darmstadt, 1947 von US-Gericht zum Tod verurteilt, 1948 hingerichtet; BAL, ZK: Fritz Girke; Vern. Ludwig S. v. 2.5.1969, BAL, B 162/7056, Bl. 359ff.


  3 Heinrich Wiens, geb. 1906, Angestellter, als Teilkdo.fhr. EK 12 einer der Hauptverantwortlichen für die Morde im (Vor-)Kaukasus; BAB, BDC, SSO Heinrich Wiens; BAL, ZK: Heinrich Wiens.


  4 Nach langer Vakanz wurde dazu Ostubaf. Friedrich Hegenscheidt, geb. 1908, ehedem Chef Stapo-Stelle Leipzig u. KdS Nikolajew, ernannt. Er war faktisch machtlos u. mußte sich massiver Kritik des HSSPF Schwarzes Meer, Richard Hildebrandt, sowie des Chefs der EG G, Staf. Josef Kreutzer, erwehren; vgl. BAB, BDC, SSO Friedrich Hegenscheidt.


  


  


  199) Erlaß Reichssicherheitshauptamt I vom 2.8.1944: Bisheriger KdS Kauen


  
    
      	
        RSHA–I Org.

      

      	
        Berlin, den 2.August1944

      
    

  


  An die Ämter II, III, IV, V u. VII (m. Exemplaren f. Amt I) im Hause


  Betr.: Bisherigen KdS Kauen1


  Auf Anordnung des Amtschefs I vom 1.8.1944 wurde der bisherige KdS Kauen mit allen seinen Kräften mit sofortiger Wirkung als Einsatzkommando 9a taktisch dem Chef der Einsatzgruppe B unterstellt. Die personelle und wirtschaftliche Betreuung des EK 9a erfolgt weiterhin grundsätzlich durch den BdS Ostland. Der Chef der Einsatzgruppe B trifft in personellen und wirtschaftlichen Angelegenheiten des EK 9a nur besonders dringende und unaufschiebbare Entscheidungen.


  I.A. gez. Unterschrift

  SS-Sturmbannführer


  BAB, R 58/868


  


  


  


  1 Am 1.8.1944 wurde Kowno von der Roten Armee erobert.


  


  


  200) Sicherheitspolizeilicher Bericht Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Ostland vom 2.2.1945 für die Zeit vom 29.1.–2.2.1945


  
    
      	
        Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei u.d. SD Ostland1

      

      	
        Libau, den 2.2.1945

      
    

  


  Sicherheitspolizeilicher Bericht für die Zeit vom 29.1.–2.2.45


  Einsatzkommando Libau


  Im Stadtgebiet Libau durch sicherheitspol. Streifen 404 Personen kontrolliert, im Küstengebiet Paulshafen 266. Am 30.1. Zugstreife auf der Strecke Libau–Paulshafen, am 31.1. auf der Strecke Libau–Hasenpoth. 1 vorläufige Festnahme. Festgenommen wurden 3 Personen. Überstellt wurden an Sammelstelle der lett. SS-Frw.Leg. 6 Letten. Überstellt wurden von Frontaufklärungskommando 2 Personen, von GFP 5 Personen, von Feldgendarmerie 10 Personen, von Wehrmachtsstreife 1 Person, von Präfektur Libau 1 Person, von Auffangstelle Broceni 10 Personen, vom AOK 18 1 Person, vom Stab Köhl 1 Person, vom StPkt Hasenpoth 1 Person, vom EK Windau (Zugstreife) 7 Personen. Überprüft wurden 14 Personen, die die Ausstellung neuer Ausweise beantragt hatten. 136 Fahndungsersuchen gingen ein. 1 Diebstahlsanzeige ging ein. Grenzpolizeiposten Libau-Hafen: Kontrolliert wurden am 29.1.829, am 30.1.817, am 31.1.827, am 1.2.839 Personen. 4 vorläufige Festnahmen.


  Einsatzkommando Windau


  Festgenommen wurden 16 Personen, davon 5 wegen Sp-Verdachts, 1 Kommunist, 2 Banditen. Teilnahme mit 50 Mann der Kompanie und 30 Mann des Jagdkommandos an einem Unternehmen der 208. Sich.-Div. im Raum NO Popo. Ergebnis: 2 tote Banditen, 5 Bunker gesprengt. Beute: 1 Gewehr, Munition, Handgranaten, 1 behelfsmäßige Mine, Ausrüstungsgegenstände. Eigene Ausfälle: 1 deutscher Soldat. Am 1.2. mit eigenen Kräften etwa 8km NWPuce Aktion gegen Bandengruppe. Bande in ihrem Bunker angegriffen. Ergebnis: 5 Tote und 2 gefangene Banditen. 3 Banditen entkamen. 1 Funkgerät, 2 Gewehre, 4 MP, 2 Nagan-Pistolen und 3 Handgranaten erbeutet. Eigene Ausfälle: 2 Tote, 2 Verwundete. Im Hafengebiet wurden überprüft 547 Personen. 1 vorläufige Festnahme. 6 Fahndungsersuchen, 19 Anzeigen gingen ein. Überstellt wurden von Feldgendarmerie 13 Personen, von GFP 26 Personen, von Bereichs-Kdur Edwahlen 1 Person, von OK Puce 1 Person, von Gruppe Südwest 1 Person, von Bereichs-Kdur Süd, Uguhlen 1 Person [Rest unleserlich].


  Stützpunkt Hasenpoth


  8 Festnahmen, davon 4 Banditen, 1Wohnungsdurchsuchung. Überstellt an Sammelstelle der lett. SS-Frw.Legion 37 Letten, 41 Personen wurden überprüft. 2 Fahndungsersuchen, 4 Anzeigen gingen ein.


  Stützpunkt Goldingen


  4 Festnahmen (2 Deserteure, 1 Musterungssäumiger, 1 Diebin). Bei Unternehmen des Jagdkommandos in Gemeinde Marne 8 Deserteure und 5 Bandenverdächtige festgenommen, 2 MPi, 2 Gewehre und Munition erbeutet. Überstellt wurde 1 Person wegen Urkundenfälschung dem SS- u. Pol-Gericht, 1 lett. Deserteur der Sammelstelle, 2 Personen dem Arbeitsamt Goldingen. Überstellt wurden durch Feldgendarmerie 1 Person wegen groben Unfugs, durch Kreispolizei Goldingen 1 Bandenverdächtiger, 1 Musterungssäumiger. 15 Überprüfungen.


  Stützpunkt Talsen


  Durch sich.pol. Streife 45 Personen überprüft. Am 29.1. Wohnbunker 9km NNW Bahnhof Lici zerstört. 2 Festnahmen (1 wegen Abhörens ausländ. Sender). 4 Wohnungsdurchsuchungen. Überstellt: An SS- u. Pol-Gericht Libau 2, SS- u. Pol.-Geb-Führer Talsen 2, lett. Polizei Dondangen 1. Jagdkommando I (Beskow): 5 Festnahmen, 3 Durchsuchungen. 1 Angehöriger des Kommandos leicht verwundet. Unterkunft in der Nacht zum 29.1. durch Bordwaffen sowjet. Flugzeuge beschossen. Jagdkommando II (Radek): Durchstreifen von Waldstücken. Am 1.2. Zugstreife auf der Strecke Windau–Libau. 7 vorläufige Festnahmen. Überstellt an EK Libau.


  BAB, R 58/598


  


  


  


  1 Dr. Wilhelm Fuchs, geb. 1898, Soldat 1914–1917, Freikorps 1919, Landwirtschaftslehrer, 1929 Dr.phil., 1932 NSDAP u. SS, 1933 Adjutant Chef RuSHA, 1934 Stubaf., 1937 zum SD-HA, 1938 Fhr. SD-UA Dresden u. Staf., 1939 SD-Fhr. EG V in Polen, 1940 Leiter II beim BdS Krakau, dann IdS Braunschweig, 1941 Kdr. EG Jugoslawien, 1942 zurück nach Braunschweig, Sept. 1943 KdS Litauen, Mai 1944 BdS Ostland, 1945 ausgeliefert an Jugoslawien, 1946 hingerichtet; BAB, BDC, SSO Dr. Wilhelm Fuchs; BAL, ZK: Dr. Wilhelm Fuchs; Mallmann/Böhler/Matthäus: Einsatzgruppen in Polen, S.34, 104.
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212 Juden. 4 russ. Kriegsgefangene,
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233 Juden durchgefuehrt durch die Partisanen 233
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11.8.41 Panevezys:

13.8.41 Alytus
14.8.41 Jonava:
15. u. 16.8.41 Rokiskis:
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Juedinnen, 552
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3 russ. Komm., 5 Letten, darunter 1 Mo
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1 Zigeunerkind, 1 Jude, 1 Juedin, 1 Armenier,
2 Politruks 21
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(Sonderaktion, weil von Juden auf 2 deutsche

Soldaten geschossen worden ist) 3700

49. 247 Juden. 6 Juedinnen aus dem Arbeitslager
wegen Hetzerei 253
1123 Juden, 1849 Juedinnen, 1737 -kinder 4709
8.-6.9.41 Rasainiai: 16 Juden, 412 Juedinnen, 415 Judenkinder 843
corgenburg: Juden, Juedinnen u. Judenkinder 412
Summa- 76353
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109 Geisteskranke, 1 deutsche Staatsangehorige,
die mit einem Juden verheiratet war, 1 Russe

10 Juden, 69 Juedinnen, 20 -kinder

73 Juden, 113 Jucdinnen, 61 -kinder

112 Juden, 1200 Juedinnen, 244 -kinder

30 Juden, 72 Juedinnen, 23 Judenkinder

26 Juden, 72 Juedinnen, 46 Judenkinder
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42 Juden, 113 Juedinnen, 97 Judenkinder
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425 Juden, 19 Juedinnen, 9 Kommunistinnen,
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§.7.41 Mariampole 14 Juden und 5 komm. Funktioniire 19
8.7.41 Girkalinei Komm. Funktioniirc 6
9.7.41 Wendziogala 32 Juden, 2 Judinnen, 1 Litauerin,

21t Komm.. 1 russ Kommunist 38
9.7.41 Kaven - Fort VI - 21 Juden, 3 Judinnen 24
junleserlich]" 7.41 Mariampole 21 Juden, I russ., 9 ft. Komm. 31
[unleserlich]* 7,41 Babics 8 komm, Funkiioniire (6 davon Juden) s
Junleserlich] .41 Mariampole 39 Juden, 14 Jidinnen 53
19.7.41 Kauen ~Fort VI~ 17 Juden, 2 Jidinnen, 4 lit. Komm.

2 Komm. Litaucrinnen, 1 deutsch. K. 2
21.7.41 Pancverys 59 Juden, 11 Judinnen, 1 Litauerin,

1 Pole, 22 ft. Komm., 9 russ. Komm, 103
22741 Paneverys 1Jude 1
23.7.41 Kedaini 83 Juden, 12 Judinnen, 14 russ Komm.,

151t Komm.. 1 russ, O-Politruk 125
25.7.41 Mariampole. 90 Juden, 13 Judinnen 103
28.7.41 Paneverys 234 Juden, 15 Judinnen,

19 russ. Komm., 20 lt. Kommunisten 28

Ubertrag a4

29.7.41 Rasaini 254 Juden, 3 it Kommunisten 257
30.7.41 Agriogala 27 Juden. 11 lit. Kommunisten 38
31.7.41 Utena 235 Juden, 16 Judinnen, 4 it Komm.,

1 sweifacher Raubmorder 256
31.7.41 Wendziogala 13 Juden, 2 Morder 15
Monat August
18,41 Ukmerge 254 Juden. 42 Judinnen. 1 pol. Komm,

21it NKWD-Agenten. | Birgermeister

von Jonava, der den Befehl zum Anziinden

der Stadt Jonava gab 300
2.8.41 Kauen-Fort 170 Juden. 1 USA-Jude, 1 USA-Judin,

3 Judinnen. 4 it Kommunisten 209
1841 Paneverys 362 Juden, 41 Judinnen. S russ. Komm..

141t Kommunisten a2
5.8.41 Rasainiai 213 Juden. 66 Jidinnen 279
7.8.41 Utena 483 Juden, 87 Jadinnen, 1 Litaer,

war Leichenfledderer an deutschen

Soldaten 571
841 Ukmerge: 620 Juden, 82 Jidinnen 02
9.8.41 Kauen - Fort VII 484 Juden, S0 Nidinnen 534
11.8.41 Paneverys 450 Juden, 48 Judinnen, 1 1, 1 russ. Komm. 500
13.5.41 Alytus 617 Juden, 100 Jdinnen, 1 Verbrecher 79
14.5.41 Jonava 497 Juden, 552
15. und 16.8.41 Rokiskis 3200 Juden, Jidinnen und J-Kinder,

STt Komm., 1 Pole. 1 Partisanc. 3207

9. bis 16.8.41 Rasainiai 204 Jadinnen. 4 Judenkinder 208





OEBPS/Images/00014.jpeg
Anlage &
Ubersicht iiber die Zahl der bisher durchgefiihrten Exekutionen

Juden Kommunisten Zusammen
Litauen
Gebiet Kauen 31914 80 31994
Gebiet Schaulen 41382 763 42145
Gebiet Wilna 7015 17 7032
80311 860 S1171
Lettland
Gebiet Riga, Stadt u. Land 6378
Gebiet Mitau 3576
Gebiet Libau 11860
Gebiet Wolmar 209
Gebiet Diinaburg 9256 589 9845
30025 1843 31868
Estland a74 684 1158
Weissrutheni 7620 - 7620
cllung
Litauen 80311 860 su71
Lettland 30025 1843 31868
Estland 474 684 1158
Weissruth, 7620 - 7620
118430 3387 121817
Dazu komm
In Litauen u. Lettld. durch Pogrome beseitigte Juden 5500
Im altruss. Raum exckut. Juden, Kommunisten u. Partisanen 2000
Geisteskranke 748
122445

Von Stapo u. SD-Abschnitt Tilsit in Grenzstreifen
liquidierte Kommunisten und Juden 02

135567

Anlage 9
keits- und Erfahrungsberichte iiber die Bekiimpfung der Partisanen

Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD -
insatzgruppe A

iga, den 29.9.41
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Stab 15 1 3 23 52
SK 7a 10 37 15 31 93
SK 7b 11 38 15 27 91
EK 8 13 53 27 48 141
EK 9 15 51 32 46 144

Zusammen: 64 190 9 175 521
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Nach Uebernahme durch das Emsatzkommando 3:

4.7.41 Kauen: Fort VI (Juden 416, Juedinnen 47) 463
6.7.41 Kauen: Fort VII (Juden durch Maschinengewehr) 2514
Nach Aufstellung eines Rollkommandos unter Fuchrung von SS-Oberstuf. Hamann und
810 bewachrten Maennern des SK 3 wurden nachfolgende Aktionen durchgefuchrt:*

7.7.41 Mariampole: (Juden) 2
8.7.41 Mariampole: 14 Juden, 5 komm. Funktionaere 19
8.7.41 Girkalinei komm. Funktionaere 6
9.7.41 Wendziogala: 36 Juden, Juedinnen, lit. Kommun., 1 russ.

Kommunist, 1 Litauerin 38
9.7.41 Kauen: Fort VII 21 Juden. 3 Juedinnen 24
14.7.41 Mariampole: 21 Juden, 1 russ. Komm. 9 lit. Kommun. 31
17.7.41 Bab 8 komm. Funktionaere, darunter 6 Jud 8
18.7.41 Mariampole: 39 Juden, 14 Juedinnen

19.7.41 Kaues

ort VIL 17 Juden, 4 Juedinnen, 2 komm. Litaucrinnen,
1 deutscher Kommunist. 4 lit. Kommunisten 26
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Gesamtaufstellung der im Bereiche des EK 3 bis jetzt durchgefiihrten Exckutionen®
Pogrome: durchgefuchrt durch dic Partisanen’ (Juden) ca. 3200
Inder Zeitdes EK 1b:  durchgefuchrt durch die Partisanen (Juden) ca. 800
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